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Vor^vort. 


Der  Umstand,  dass  sich  zwei  Namen  in  die  Autor- 
schaft des  nun  vollendeten  Werkes  theilen,  veranlasst 
den  Überlebenden,  den  Tit.  Subscribenten  und  dem 
weiteren  Publikum  über  die  Entstehung  des  Buches 
wenigstens  insoweit  Nachricht  zu  geben,  als  das  späte 
Erscheinen  desselben  und  die  erkennbaren  Ungleich- 
heiten in  der  Behandlung  der  Aufgabe  einer  Erklärung 
bedürfen. 

Im  September  1894  gab  die  Verlagshandlung  über 
die  Unternehmung  von  Simon  Kaiser  einen  Prospekt 
heraus,  der  den  Inhalt  uiid  Umfang  derselben  so  be- 
stimmt als  es  möglich  war  bezeichnete,  an  die  Kata- 
strophe von  1798  und  deren  wichtige  Folgen  erinnerte 
und  die  Eignung  des  Verfassers  zu  einer  solchen  Arbeit 
ins  Licht  stellte.  Es  wurde  ein  geschichtlicher  Theil 
von  12—15  Bogen  und  eine  möglichst  vollständige 
Sammlung  von  Bundesverfassungen  resp.  Entwürfen 
zu  solchen  in  Aussicht  genommen,  sogar  eine  Geschichte 
des  halben  Jahrhunderts  von  1848—98,  als  von  einem 
Zeitgenossen  der  an  wichtigen  Vorgängen  betheiligt 
gewesen,  verheissen ;  eine  von  S.  K.  selbst  entworfene 
Übersicht  deutete  übrigens  an,   dass  er  über  neuere 
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Erscheinungen  im  Bundeshaushalt  zu  kritischen  Ge- 
danken gekommen  war.  Der  Druck  der  « Texte »  wurde 
nach  einiger  Zeit  begonnen,  aber  wegen  bald  einge- 
tretener Krankheit  des  Verfassers,  die  ihn  schliesslich 
zur  Übersiedlung  nach  Locarno  bewog,  nur  langsam 
fortgeführt  und  im  März  1897,  infolge  Hinschieds,  nach 
Erledigung  des  9.  Bogens  abgebrochen.  Der  Verleger 
bemtlhte  sich  lange  umsonst,  einen  Fortsetzer  zu  finden; 
der  Unterzeichnete,  der  sich  mit  S.  K.  vielfach  über  das 
Werk  besprochen  hatte,  wünschte,  dass  namentlich  die 
Partie  seit  1848  von  einem  in  Bundesgeschäften  erfahr- 
nen Manne  übernommen  würde,  und  konnte  sich  erst 
Anfangs  d.  J.  entschliessen,  in  den  Riss  zu  treten,  zu- 
mal die  Aufgabe  mit  verschiedenen  Schwierigkeiten 
belastet  war.  Das  Textmaterial  von  1812  weg  bis  zur 
Gegenwart  war  nämlich  noch  nicht  einmal  zusammen- 
gestellt, geschweige  bearbeitet,  und  für  die  « Geschichte  > 
lagen  verschiedene  Darstellungsversuche  vor,  die  ge- 
prüft werden  mussten,  eine  Wahl  und  sodann  eine 
Umarbeitung  oder  Ergänzung  erforderten.  Schliesslich 
ergab  sich  die  Nolhwendigkeit,  einen  grossen  Theil 
geradezu  neu  zu  schaffen.  So  rührt  die  Darstellung  der 
Zeit  von  1798  bis  1848,  mit  kleinen  Ausnahmen,  von 
dem  zweiten  Bearbeiter  her.  Für  das  Folgende  konnte 
das  Msc.  von  S.  K.  zu  Grunde  gelegt  werden,  immer- 
hin mit  einer  Behandlung,  welche  die  etwas  breite  und 
oft  nachlässige  Ausdrucksweise  desselben  zu  kürzen 
strebte,  von  unentbehrlichen  Zusätzen  abgesehen. 

Über  den  Druck  der  « Texte  >  ist  eine  besondere 
Bemerkung  anzubringen.    S.  K.  hatte  das  Werk  als  eine 
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PrivatunternehmuDg  behandelt,  deragemäss  in  typo- 
graphischen Dingen  nach  seinem  Gutfinden  disponirt 
und  Noten  eingeschoben,  welche  der  «Geschichte*  vor- 
greifen; der  Fortsetzer  lässt  diese  Einlagen  in  ihrem 
Werthe  bestehen,  begnügte  sich  aber  seinerseits  mit 
dem  Nothwendigsten  und  verweist  desshalb  auf  den 
erzählenden  Theil;  dagegen  war  er  bemüht,  in  dem 
immerhin  beschränkten  Räume  so  viel  als  möglich  zu 
bieten.  Für  die  Druckversehen  muss  er  bitten,  das 
Fehlerverzeichnis  zu  beachten. 

Über  das  Bedürfnis  einer  solchen  Sammlung  er- 
laubt er  sich  nur  einige  Worte.  Im  Prospekt  wies  S.  K. 
selbst  auf  Äusserungen  von  Rechtsgelehrten  und  Ge- 
schichtsfreunden hin,  die  ihn  zu  dem  Werke  ermunterten, 
indem  blos  die  Kenntnis  der  Verfassungstexte  und  ihrer 
Voraussetzungen  in  politischen  und  historischen  Fragen 
zu  sicherem  Urtlieil  verhelfen  kann ;  zu  dieser  Kenntnis 
zu  gelangen  ist  aber  thatsächlich  schwerer  als  man 
gemeinhin  weiss ;  wenn  auch  alles  Erforderliche  irgend- 
wo gedruckt  ist,  so  lässt  es  sich  doch  theilweise  nur 
mit  Mühe  finden;  mit  der  Aushülfe  von  Bibliotheken 
kann  nicht  jedes  Bedürfnis  befriedigt  werden,  und  selbst 
einem  Sammler  liegt  es  nicht  immer  bequem,  eine 
grosse  Anzahl  Bücher  oder  Broschüren  etc.  zur  Hand 
nehmen  zu  müssen,  zu  schweigen  von  den  Unsicher- 
heiten über  Texte  und  Zubehörden.  Dieser  Mangel  ist 
auch  mir  fühlbar  geworden  und  hat  mich  bestimmen 
können,  der  Sache  einige  Arbeit  zu  widmen. 

Was  den  geschichtlichen  Theil  betrifft,  der  grössten- 
theils  von  mir  beigetragen  ist,  kann  ich  nicht  umhin 
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zu  gestehen,  dass  nach  meinem  Ermessen  eine  weit- 
läufigere Darstellung  nicht  blos  möglich,  sondern  zu 
wünschen  wäre,  verhehle  aber  auch  nicht,  dass  eine 
solche,  wenn  sie  den  Gegenstand  abschliessend  behan- 
deln soll,  jahrelange  Studien  erheischt,  die  auch  die 
Entwicklungen  der  Kantone,  den  Gang  der  Bundes- 
gesetzgebung und  mancherlei  Anderes  berücksichtigen 
müsste  und  in  nächster  Zeit  kaum  unternommen  wer- 
den dürfte ;  vielleicht  bringt  erst  eine  eingreifende  Wen- 
dung der  Dinge  den  für  diese  Aufgabe  nöthigen  Muth 
und  eine  entsprechende  Empfänglichkeit.  Einstweilen 
ist  in  den  Schriften  von  J.  Dubs,  K.  Hilty,  Th.  Gurti, 
H.  Stüssi,  J.  Schollenberger  u.  A.  ein  reiches  Material 
zur  Wtirdigung  der  neuesten  Wandlungen  geboten. 

Mit  der  schönen  Ausstattung,  die  unserm  Werke 
gewidmet  worden,  stehen  leider  formelle  Unregelmässig- 
keiten in  einigem  Widerspruch;  die  eine  liegt  in  der 
ungleichen  resp.  inkonsequenten  Orthographie,  die  sich 
nicht  nach  Wunsch  beseitigen  Hess ;  die  andere  in  dem 
Umstand,  dass  die  beiden  Theile  besonders,  und  zwar 
ohne  Unterscheidungszeichen  paginirt  sind ;  für  letzteres 
Gebrechen  sah  man  indess  ein  Auskunftsmittel  darin, 
dass  die  Benutzer  gebeten  werden,  bei  Citaten  mit  G 
oder  T  anzudeuten,  welche  Abtiieilung  gemeint  ist. 

Solcher  Mängel  ungeachtet  hoffen  der  Verleger  und 
die  Bearbeiter  etwas  Nützliches  geschaffen  zu  haben, 
das  sie  zu  geneigter  Aufnahme  zu  empfehlen  wagen. 

Bern,  12.  November  1900. 

J.  St. 


Erzählender  Theil. 
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Einleitung'. 


L  Geschichtliche  und  litterarische  Uebersicht. 

Der  gegenwärtige  Zustand  der  Eidgenossenschaft  ist 
durchaus  anders  in  Land  und  Leuten,  als  er  zu  den  Zeiten 
gewesen,  denen  durch  die  helvetische  Staatsumwälzung  ein 
Ende  gemacht  worden  ist;  diese  letztere  wird  der  Verfasser 
der  vorliegenden  Arbeit  kurzweg  mit  dem  Namen  cHelvetik» 
bezeichnen,  unter  welcher  Bezeichnung  jedoch  nicht  nur  die  ge- 
schichtliche Zeit  der  eingetretenen  Äenderung,  sondern  das  We- 
sentliche dieser  Aenderung  selber  zu  verstehen  ist.  Der  Zeit  nach 
ist  die  erwähnte  Aenderung  mit  den  ersten  Monaten  des 
Jahres  1798  eingetreten;  was  vor  dieser  Zeit  auf  dem  Gebiete 
der  Schweiz  bestanden  hat,  wird  die  ältere  Eidgenossen- 
schaft genannt.  Sie  beruhte  auf  den  Bünden  der  einzelnen 
Orte  (XIII)  und  war  demnach  kein  Staatswesen  mit  einer  be- 
stimmten Verfassung,  wie  wir  uns  ein  solches  heutzutage  vor- 
stellen. Ein  tüchtiger  Kenner  des  Schweiz.  Bundesrechtes  hat 
jene  ein  Staaten-Gongbmerat  mit  verschiedenartigen  Bestand- 
tdlen  genannt,  das  durch  verschiedene  Zwecke  und  Interessen 
zusammengehalten  werde.  Das  später  zu  erwähnende  Büchlein 
Troxlers  über  die  Bundesverfassungen  der  Schweiz  hat  den- 
selben eine  graphische  Darstellung  vorangeschickt,  welche  die 
Zusammensetzung  der  Tagsatzung,  des  Organes  des  oben 
erwähnten  Conglomerates,  darstellen  soll.  An  der  Hand  dieser 
Darstellung,  aber  auch  nach  weiteren  staatsrechtlichen  Quellen 
sollen  die  verschiedenartigen  Bestandteile  des  Conglomerates 
erwähnt  werden,  das  im  Laufe  der  Qeschichte  als  Corpus 
helveticum  bezeichnet  zu  werden  pflegt. 

1.  Voran  sind  die  dreizehn  Orte  zu  stellen,  welche  als 
die  gleichberechtigten  Glieder  der  Eidgenossenschaft 
betrachtet  werden  können.  Zu  erzählen,  wie  diese  Glieder 
gleichberechtigt  geworden  und  welche  Verschiedenheiten  den- 
noch geblieben  sind,  gehört  nicht  hieher;  es  genügt,  bemerkt 
zu  haben,  dass  diese  Verschiedenheit  bis  zum  Untergang  der 
alten  Eidgenossenschaft  bestanden  hat. 
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2.  Ehe  über  den  Umfang  der  einzelnen  Orte  berichtet  wird, 
ist  von  den  Zugewandten,  die  etwa  auch  c zugewandte 
Orte»  genannt  werden,  zu  reden;  dieselben  sind  von  den 
€  Orten»  nie  als  Gleichberechtigte  anerkannt  worden.  Ihre 
Zahl  ist  verschieden  anzugeben,  je  nachdem  sie  zu  der  Tag- 
satzung mit  oder  ohne  Stimmrecht  zugelassen  wurden.  Diese 
waren  der  Abt  von  St.  Gallen,  die  Städte  St.  Gallen  und  Biel, 
welche  mit  einzelnen  oder  allen  Orten  in  Bündnis  standen. 
Ausser  diesen  drei  meist  regelmässig  an  der  Tagsatzung  ver- 
tretenen Bundesgenossen,  die  von  altern  Geschichtsschreibern 
in  der  Sprachweise  des  alten  Rom  auch  Socii  genannt  werden, 
hatten  die  dreizehn  Orte  noch  weitere,  welche  von  den  gleichen 
Schriftstellern  mit  dem  Ausdruck  c Verbündete»  oder  Con- 
foederati  bezeichnet  worden  sind,  nämlich  die  III  Bünde  — 
heute  Kanton  Graubünden,  die  Landschaft  Wallis  und  das 
Fürstentum  Neuenburg,  die  Städte  Genf  und  Mülhausen,  der 
Fürstbischof  von  Basel  mit  einigen  seiner  Landschaften.  Die 
Verbindungen  dieser  Socii  oder  Gonfoederati  mit  allen  oder  einigen 
der  XIII  Orte  waren  sowohl  der  Zeit  als  der  Wesenheit 
nach  sehr  verschiedenartig,  wie  es  des  nähern  von  W.  Oechsli 
dargestellt  wird;  er  fasst  sie  alle  in  der  Bezeichnung  c Zuge- 
wandte »  zusammen.  Noch  mindern  Rechtes  sind  die  S  c  h  u  t  z- 
verwandten  (Stadt  Rapperswyl,  Landschaft  Gersau,  Engel- 
berg). 

3.  Die  Xni  Orte  waren  nach  Umfang,  Verfassung  und 
politischem  Charakter  ungleich,  indem  einige  von  ihnen,  näm- 
lich die  meisten  Städte,  die  anstossenden  Landschaften  als 
«Angehörige»   oder  Unterthanen   beherrschten.    Die  « Orte » 

.  hatten  aber  mit  verschiedenen  Rechtsamen  noch  weitere  Ge- 
biete mit  deren  Völkerschaften  zu  beherrschen.  Diese  Gegen- 
den wurden  unter  der  Bezeichnung  Herrschaften  oder 
Vogteien  zusammengefasst.  Solcher  Herrschaften  gab  es 
in  der  Schweiz  viele.  Dieselben  sind  in  den  eidgenössischen 
«Abschieden»  aufgeführt,  sofern  das  Herrschaftsrecht  nicht 
nur  einem,  sondern  mehreren  Orten  zustand.  Es  gab  nämlich 
Orte  und  Zugewandte,  welche  für  sich  allein  Unterthanen- 
lande  hatten,  so  Bern  das  Waatland  und  den  grössten  Teil 
des  gegenwärtigen  Kantons  Aargau,  Uri  das  Livinenthal, 
Graubünden  das  Veltlin  nebst  Bormio  und  Chiavenna.    In 
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W  a  1 1  i  s  beherrschten  die  obern  Zehnten  einige  Land vogteien 
des  untern  Rhonethals.'*') 

Wie  diese  verschiedenen  Qlieder  und  Gruppen  zu  dem 
«helvetischen  Corpus»  zusammengewachsen  sind,  zeigt  die 
Geschichte  des  altem  Schweiz.  Bundesrechts. 

Die  vorliegende  Arbeit  schliesst  sich  den  bezüglichen  Ge- 
schichtswerken insofeme  an,  als  sie  mit  dem  Zusammenbruch 
des  angedeuteten  Systems  beginnt  und  die  durch  äussere  wie 
innere  Kräfte  erzeugten  Neubildungen  darzustellen  versucht. 
Doch  ist  dabei  nicht  eine  Darstellung  des  gesamten  Bundes- 
rechts, sondern  lediglich  eine  Geschichte  der  Verfassungen 
des  Bundes,  als  der  gegenwärtigen  Form  des  Gesamtstaates 
beabsichtigt.  Damit  ist  auch  gesagt,  dass  die  Verfassungen 
der  Kantone  nur  nebenbei  berücksichtigt  werden.  Sehr 
wohl  weiss  ich,  dass  die  Einrichtungen  und  Zustände  eines 
Landes  nicht  blos  durch  dessen  Verfassung  bedingt  sind ;  dass 
mit  einer  Verfassung,  oft  dem  blossen  Worte,  nicht  mehr  der 
Cultus  wie  gerade  in  den  ersten  Jahrzehnden  dieses  Jahr- 
hunderts getrieben,  wird;  dass  die  Bestrebungen  nach  Ver- 
fassungsrevisionen oft  unfruchtbar  gewesen  und  auch  beinahe 
ausser  Gurs  gekommen  sind.  Immerhin  halte  ich  die  Kenntnis 
der  Verfassungen,  insbesondere  derjenigen  des  Bundes,  für 
sehr  wichtig,  weil  sie  wesentliche  Normen  aufstellen,  nach 
welchen  die  Eidgenossen  zusammen  zu  leben  haben.  Eine 
Geschichte  der  Verfassungen  hat  insbesondere  nachzuweisen, 
warum  dieselben  geändert  wurden.  Wie  ist  es  gekommen 
dass  wir  nicht  mehr  die  Verfassung  haben,  die  am  Ausgang 
des  vorigen  oder  zu  Anfang  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts 
rechtskräftig  gewesen  ist  ?  Und  doch  glauben  wir  jetzt  ebenso 
gute  Eidgenossen  zu  sein,  wie  unsere  Väter  es  zu  Anfang 
des  Jahrhunderts  gewesen.  In  dem  Nachweise  der  Ursachen 
dieser  Wandlungen  muss  sich  aber  eine  solche  Geschichte  an 
die  allgemeine  politische  Geschichte  eines  Landes  anlehnen; 
sie  läuft  dabei  allerdings  Gefahr,  sich  in  den  Wechsel  der 
Tagesereignisse  und  die  Parteikämpfe  zu  verwickeln;  indessen 
werde  ich  versuchen,  mich  so  objektiv  als  möglich  zu  halten, 

*)  Eine  bequeme  üebenicht  aller  dieser  Besitzverhältnisae  gewährt  der 
hutoiiach-geographische  Atlas  von  J.  K.  Vftgelin  und  G.  Meyer  von 
Knonau  (Bl.  XI.  u  XII.),  wozu  in  jüngster  Zeit  die  Geschichtskarte  von 
Prof.  W.  Oechsli  gekommen  ist,  um  von  kleiaeren  Werken  der  Art  zu 
flchweigen,  die  für  Volksschulklassen  bestimmt  sind. 
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was  vor  allem  dadurch  geschehen  kann,  dass  ich  unparteiisch  die 
Quellen  zu  ergründen  suche.  Ich  gebe  zu,  dass  ich  mit  meinen  Aus- 
einandersetzungen einen  didaktischen  Zweck  verfolge,  wie  ein 
solcher  auch  dem  Büchlein  zu  Grunde  liegt,  das  einigermassen 
Veranlassung  zu  dem  gegenwärtigen  Unternehmen  gegeben 
hat:  ich  meine  «die  sieben  Bundesverfassungen  der 
Schweiz.  Eidgenossenschaft  von  1798  bis  1815». 
Dasselbe  ist  im  Jahre  1 838  erschienen,  von  Prof.  P.  V.  Troxler 
nicht  nur  mit  einer  historischen  Einleitung  versehen,  sondern 
auch  mit  kritischen  Noten  begleitet.  In  ihrer  Anlage  und  Hal- 
tung unterscheiden  sich  aber  unsere  beiden  Werke  sehr  von  ein- 
ander. Troxler  zielte  dahin,  der  Schweiz  nach  dem  verfehlten 
Versuche  von  1832/33  eine  andere  politische  Gestalt  zu  geben, 
als  es  durch  den  Bundesvertrag  von  1815  geschehen  war.  Sein 
Schlusswort,  «das  End  vom  Lied»,  enthält  eine  für  die  Nach- 
welt fast  unverständliche  Deklamation  gegen  den  Versuch  von 
1832  und  diejenigen,  die  daran  gearbeitet  hatten.  Meine 
Arbeit  weicht  von  der  seinigen  mehrfach  ab.  Schon  der  Anfang 
ist  ein  anderer,  indem  ich  zu  zeigen  versuche,  welchem  Zu- 
stande die  Helvetik  ein  Ende  gemacht  und  was  sie  dafür  ge- 
bracht hat.  Im  weiteren  wird  den  Ursachen  mehr  Aufmerk- 
samkeit zugewendet,  welche  jeweilen  eine  Aenderung  herbei- 
geführt haben.  Ganz  besonders  aber  müssen  Fortsetzung  und 
Ende  anders  sein:  der  Bundesvertrag  von  1815  bildet  nicht 
mehr  den  Schluss  der  Arbeit;  es  sind  die  Verfassungen  von 
1848  und  1874  angereiht  worden.  Es  wird  auch  dem  Versuche  von 
1872  in  umfassender  Weise  Aufmerksamkeit  geschenkt ;  endlich 
bleiben  die  an  dem  Werke  von  1874  angebrachten  Aenderungen 
zu  besprechen.  Die  Möglichkeit,  dass  sich  denselben  eine  um- 
fassende Revision  anschliessen  werde,  will  ich  damit  nicht  prä- 
judizieren. 

Dem  Geschichtsschreiber  steht  es  nicht  an,  sich  zu  weit 
in  Prophezeiungen  zu  ergehen;  richtige  und  verständliche 
Darstellung  des  Geschehenen  bleibt  immer  seine  Hauptauf- 
gabe. Fassen  wir  dasselbe  in  Kürze  zusammen,  so  ergibt 
sich,  dass  vor  1798  die  Schweiz.  Eidgenossenschaft  auf  Bünden 
und  Verträgen  beruhte,  während  die  Helvetik  einen  Neubau 
bildet ;  das  ganze  Land  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die  rechtliche 
Natur  der  Bestandteile,  gleich  gemacht.  Nur  zu  oft  ist 
diese  Umgestaltung  mit  der  Bemerkung  verurteilt  worden, 
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dass  die  Herstellung  der  Gleichheit  und  die  gleich- 
zeitige Schaffung  der  Einheit  den  geschichtlichen  Verhältnissen 
zu  wenig  Rechnung  getragen  habe.  Es  darf  aber  wohl  gefragt 
werden,  ob  ohne  diese  Einheit  die  Gleichberechtigung  aller 
Staatsangehörigen  gekommen  wäre.  Schon  zur  Zeit  der  ersten 
helvetischen  Verfassung  und  auch  nach  dem  Sturze  derselben 
haben  viele  Eidgenossen,  die  zu  den  besten  der  damaligen 
Zeit  gezählt  werden  können,  die  Einheit  hochgehalten  und 
sind  während  ihres  ganzen  Lebens  c  Unitarier »  geblieben- 
Auch  heute  noch  hat  diese  Sichtung  kräftige  Verteidiger. 
Femer  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  alle,  die  eine  Bundesverr 
fassung  mit  Gleichberechtigung  der  Teile  anerkennen,  auf  dem 
Boden  der  Helvetik,  nicht  auf  dem  der  frühern  Ordnung  stehen. 
Was  ist  das  Richtigere?  Vor  allem  kann  und  muss  zugegeben 
werden,  dass  die  fielvetik  mit  ihrer  ersten  Verfassung  und 
mit  allen  andern,  die  sich  seither  angereiht  haben,  wohl- 
gemeinte Versuche  waren.  Auch  die  Mediations- Ver- 
fassung und  der  Bundesvertrag  von  1815  sind  von  diesem 
Urteil  nicht  auszunehmen. 

Allerdings  ist  der  Sprung  von  der  alten  Eidgenossenschaft 
zur  Helvetik,  von  den  alleinberechtigten  Teilen  zu  einem  alles 
beherrschenden  Ganzen,  ein  allzu  grosser  gewesen.  Alle 
späteren  Verfassungen  haben  versucht,  ein  Gleichgewicht 
der  Berechtigungen  zwischen  dem  Ganzen  und  den 
Teilen  herzustellen ;  eine  Berechtigung  des  Ganzen  konnte 
nicht  mehr  wegdisputiert  werden.  Von  diesem  Standpunkt 
aus  kann  ich  über  die  Helvetik  kein  verdammendes  Urteil 
aussprechen,  sondern  betrachte  sie  als  einen  berechtigten 
Uebergang.  Die  «  Eidgenossenschaft  >  hatte  abgewirtschaftet ; 
sie  konnte  den  Zweck  eines  Staatenbundes,  die  Verteidigung 
des  allen  Gliedern  gemeinsamen  Vaterlandes  nicht  mehr  er- 
füllen ;  es  m  u  s  s  t  e  etwas  Neues  geschaffen  werden.  Mit 
dem  Ganzen  ist  auch  der  Gedanke  eines  Volkes  verbunden. 
Der  gegen  die  Einheit  kämpfend«  Föderalismus  hatte  noch 
Jahrzehnde  lang  den  Beigeschmack  der  Sonderberechtigung 
einzelner  Volksklassen ;  die  neuen  Aristokratien  waren  freilich 
nicht  besser  und  nicht  schlechter  als  die  alten  Oligarchien  in 
Städten  und  Ländern ;  überall  wurden  sie  durch  eine  Geistlich- 
keit unterstützt,  die  auch  ein  Sonderrecht  in  Anspruch  nahm. 
Ein  Kampf  des  Ganzen   gegen   die  Teile   war    daher  immer 
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ein  Kampf  des  Volkes  für  sein  Recht.  Es  muss  dies  aner- 
kannt werden,  auch  wenn  der  Erfolg  desselben  in  eine  Ochlo- 
kratie ausarten  kann ;  in  den  Verfassungen  selbst  ist  übrigens 
von  einer  solchen  wenig  oder  nichts  bemerkbar.- 

Die  Verfassungsgeschichte  der  Schweiz  hat  in  neuerer 
Zeit  schon  mehrfache  Bearbeiter  gefunden ;  die  neueste  Arbeit 
ist  die  von  Herrn  Prof.  flilty  (1891).  Nach  meiner  Auffassung 
legt  dieselbe  zu  viel  Gewicht  auf  die  Zeiten  vor  der  Helvetik ; 
dagegen  macht  sie  ausgiebigen  Gebrauch  von  den  wichtigsten 
Quellen  der  schweizerischen  Geschichte;  ich  meine  die  «Ab- 
schiede »  der  Tagsatzungen  und  eidgen.  Konferenzen,  mit  deren 
Veröffentlichung  im  Jahre  1839  begonnen  worden  ist.  Meines 
Erachtens  muss  aber  jetzt  das  Hauptgewicht  auf  die  Bundes- 
verfassung gelegt  werden.  Indem  ich  hiemit  einen  bezüglichen 
Versuch  unternehme,  will  ich  nicht  versäumen,  allen  die  mir 
dabei  behülflich  gewesen  sind  öffentlich  zu  danken,  und  zwar 
vornehmlich  den  HH.  Bundesarchivar  Dr.  Kaiser,  Daniel 
G  u  r  t  n  e  r ,  Vorstand  der  eidgen.  Gentralbibliothek,  Professor 
W.  0  e  c  h  s  1  i  und  Dr.  B.  H  i  d  b  e  r  *).  Zur  Beurteilung 
meiner  Schrift  füge  ich  noch  bei,  dass  ich  den  grössten  Wert 
auf  die  geschichtliche  Reihenfolge  lege.  Gerne  hätte  ich  nach 
der  Vergleichung  der  einzelnen  Constitutionen  einzelne  Haupt- 
punkte des  nähern  erörtert;  z.  B.  das  Stimm-  und  Wahlrecht 
der  Bürger,  das  Vertretungs- Verhältnis  der  Bürger  und  der 
Stände,  die  Befugnisse  des  Ganzen  und  die  Competenzen  der 
Stände,  die  Organisation  der  Bundes-Regierung,  die  Recht- 
sprechung durch  eine  Bundesinstitution  u.  s.  w.,  wie  ich  es 
z.  Z.  in  der  Bearbeitung  der  französischen  Verfassungen  ge- 
than  habe.  Eine  solche  Bearbeitung  würde  aber  das  Werklein 
zu  umfangreich  gemacht  haben,  und  durch  die  Werke  von 
Stettier,  Blumer,  Dubs,  Meyer,  MoroU  u.  a.  ist  dem  diesföUigen 
Bedürfnis  in  verschiedener  Weise  genügt. 


*)  Von  den  Mitgliedern  der  Bundesregierung  habe  ich  nur  zwei  zu  er- 
wähnen :  Herr  Bundesrat h  Euchannet  sei.,  der  mir  Angaben  und  Hinwei- 
sungen auf  Geschichlswerke  der  Waat  gemacht,  und  HerrBundesrath^e^enA:, 
der  mir  die  Anschaffung  mehrerer*  Exemplare  m.  W.  in  Aussicht  stellte. 
Beiläufig  habe  ich  auch  der  Arbeiten  meines  Landsmannes  W,  Gisi,  in  So- 
lothurn,  zu  gedenken,  der  die  Texte  der  Bundesverfassungen  seit  1798  mit 
Erläuterungen  herauszugeben  unternahm,  aber  nur  die  1.  Lieferung  (die 
Helvetische  Konstitution  von  1798)  konnte  erscheinen  lassen. 
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II.  Der  Umsturz  der  alten  Eidgenossenschaft. 

Neun  von  zehn  Darstellungen,  welche  diesen  wichtigen 
Vorgang  erzählen,  beginnen  mit  dem  Einmarsch  der  Franzosen 
in  das  Waatland  (28.  Januar  1798)  und  den  Angriffen  Frank* 
reichs  auf  die  Republik  Bern  und  andere  Städteregierungen. 
Ohne  die  Wichtigkeit  dieses  Ereignisses  und  besonders  die 
des  Falles  von  Bern  für  die  Entstehung  der  Helvetik  bestreiten 
zu  wollen,  muss  ich  doch  einen  Vorbehalt  machen.  Die  Eid- 
genossenschaft ist  schon  im  Jahre  vorher  (1797)  von  Frankreich 
angegriffen  und  verletzt  worden. 

Die  Feldzüge  gegen  die  zweite  Goalition,  welche  das 
Directorium  (October  1795  bis  November  1799)  unternahm, 
hatten  die  Franzosen  u.  a.  nach  Italien  geführt.  Während  die 
Generäle  Jourdan  und  Moreau  vom  Rhein  her  gegen  Oester- 
reich  operiren  sollten,  drang  Napoleon  Bonaparte  gegen 
letzteres  durch  Oberitalien  vor.  In  die  Wechselfälle  dieser 
Kriegsjahre  kann  ich  mich  nicht  einlassen;  ich  beschränke 
mich  auf  dasjenige,  was  den  Sturz  der  alten  Eidgenossenschaft 
betrifft.  Derselbe  hat  meiner  Auffassung  nach  mit  der  Los- 
trennung der  bündnerischen  Herrschaften  »Veltlin,  Gleven 
und  Worms  »  (Bormio)  und  Einverleibung  derselben  in  die  cis- 
alpinische  Republik  (10.  October  1797)  begonnen,  indem  eine 
solche  Verfügung  eine  Schwächung  des  diesseitigen  Ver- 
teidigungssystemes  und  damit  der  Schweiz.  Grenzen  in  sich 
schloss.  Da  diese  JBinverleibung  auf  einer  Willensäusserung 
des  franz.  Obergenerals  beruhte,  so  muss  sie  als  eine  Hand- 
lung der  franz.  Republik  aufgefasst  werden.  Denn  mit  der 
Ratifikation  des  Friedens  von  Gampo  Formio  haben  die  franz. 
Oberbehörden,  d.  i.  zunächst  das  Directorium,  das  ja  auch  die 
späteren  Feindseligkeiten  gegen  die  Eidgenossenschaft  ange- 
ordnet, dafür  selbst  die  Verantwortung  übernommen.  Aller- 
dings mag  gefragt  werden,  in  wiefern  damals  schon  das  Direc- 
torium eine  Verletzung  der  Schweiz  beabsichtigt  und  vollzogen 
liabe,  indem  die  erwähnten  Landschaften  nur  in  einem  sehr 
lockeren  Verbände  mit  der  Schweiz  gestanden  waren,  nämlich 
als  Untertanenlande  der  III  rätischen  Bünde,  welche  durchaus 
selbständig  sein  wollten.    Doch  galten  dieselben  als  ein  zu- 
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gewandter  Ort  der  Eidgenossenschaft  und  hatten  als  solcher 
bestimmte  Pflichten.*)  Später  werde  ich  zeigen,  wie  auch 
andere  eine  solche  Auffassung  der  Angriffe  Frankreichs  auf 
die  Eidgenossenschaft  gehegt  haben,  und  mag  hier  erwähnt 
werden,  dass  K.  Monnard  in  seiner  «Geschichte  der  helve- 
tischen Staatsumwälzung«  des  Friedensschlusses  von  Gampo 
Formio  besonders  gedenkt.  In  der  Schweiz  selbst  hat  es 
bereits  damals  nicht  an  Stimmen  gefehlt,  welche  es  bedenk- 
lich fanden,  dass  die  Eidgenossenschaft  in  keiner  Weise  darin 
erwähnt  worden  ist,  wiewohl  die  Abmachung  blos  ein  Pakt 
zwischen  Oesterreich  und  Frankreich  gewesen.  Nur  im  Vor- 
beigehen sei  erwähnt,  dass  für  die  Ausgleichung  der  streitigen 
Verhältnisse  zwischen  Frankreich  und  dem  deutschen  Reiche 
der  Kongress  von  Kastadt  bestimmt  gewesen  ist. 

Das  deutsche  Reich  stand  eigentlich  mit  in  Frage  bei 
einem  andern  Ereignis,  das  gegen  Bern  und  die  Eidgenossen- 
schaft gerichtet  war,  ich  meine  die  Einverleibung  derjenigen 
Theile  des  Fürstbistums  Basel ,  die  zum  Reiche  gehörten, 
während  für  seine  übrigen  Besitzungen  der  Fürst  als  zuge- 
wandter Ort  der  Eidgenossen  galt.    Immerhin  fand  mit  jener 

♦)  Prof.  Oechsli  setzt  in  seinem  vielfach  lehrreichen  Werke  über  «Orte 
und  Zugewandte»  aus  einander,  wie  früh  die  rätischen  BQnde  zu  der 
Eidgt'nossenschaft  gravitirten,  geleitet,  wie  diese,  durch  die  Ansprüche  und 
Angriffe  Oesterreichs  auf  einzelne  Landestheile.  Obacbon  ein  enges  Bünd- 
nis und  Yertragsverhältnis  nicht  zu  Stande  gekommen  war,  galten  doch 
nach  dem  Schwabenkrieg,  in  welchem  sich  Bündner  und  Eidgenossen  gegen- 
seitig nach  Notdurft  Zuzug  geleistet  hatten ,  die  III  Bünde  als  ein  Glied 
der  Eidgenossenschaft.  «Man  rechnete  auf  ihre  Bundeshülfe  und  erhielt 
sie,  trotzdem  keine  ausdrückliche  Verbindung  bestand,  wie  von  Waliis.» 
Der  gleiche  Schriftsteller  giebt  auch  die  Ursachen  an,  warum  die  Ver- 
bindung in  den  Schranken  des  Verhältnisses  eine«  zugewandten  Ortes  ge- 
blieben und  Bünden  nicht  em  «  Ort »  geworden  ist.  Später,  nach  dem 
Ausbruch  der  Reformation,  ist  die  Anerkennung  und  Aufnahme  als  Ort 
schwieriger,  ja  unmöglich  geworden,  obschon  anerkannt  werden  musste, 
dass  die  drei  Bünde  eine  gute  Deckung  des  Schweizerlandes  gegen  Oester- 
reich, die  Republik  Venedig,  gegen  Spanien  als  Beherrscher  des  Mailändi- 
sehen  seien.  Zu  den  Zeiten  des  spanischen  Erbfolgekrieges  und  einige  Jahre 
später  sind  daherige  Begehren,  wesentlich  wegen  Widerwillens  der  V  Orte, 
abgelehnt  worden;  einzig  mit  Bern  hat  seit  1602  ein  Bündnis  mit  Hülfs- 
verpfiichtung  bestanden.  Infolge  der  wiederholten  Ablehnungen  der  gemein- 
eidgenOssischen  Tagsatzung  ergab  sich  eine  Verbindung  mit  den  evange- 
lischen Orten  von  selbst. 
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Besitznahme  (1792)  eine  wesentliche  Grenz  Veränderung  statt, 
die  den  Franzosen  erlaubte,  ihre  Truppen  näher  gegen  den 
Kern  der  Eidgenossenschaft  vorzuschieben.  Eine  umsichtige 
Politik  der  letztern  würde  solches  nie  geduldet  haben.  Bios 
einige  Jahre  später  war  es  den  Franzosen  ein  leichtes,  auch 
die  Gebiete  des  Bistums  zu  besetzen,  die  mit  der  Schweiz 
in  Burgrechtsverhältnissen  standen  (Dezember  1797).  So 
war  der  General  Schauenburg  bereits  am  9.  Februar  1798 
in  Biel.  Nun  wusste  man  in  der  Eidgenossenschaft,  welche 
Zeit  es  geschlagen  hatte;  vielleicht  nur  in  Bern  noch  nicht, 
das  noch  in  Unterhandlungen  mit  Frankreich  sein  Heil  zu 
finden  glaubte ;  wir  werden  davon  später  zu  reden  haben. 
Jetzt  soll  es  genügen,  an  die  Bemerkung  Hottingers  zu  erin- 
nern, dass  mit  den  Ereignissen  im  Bistum  die  nordwestliche 
Grenze  der  Eidgenossenschaft  gefährdet,  ja  selbst  angegriffen 
worden  ist,  während  die  Begebenheiten  in  Italien  die  südöst- 
liche betroffen  haben.  Fast  ein  Wunder  darf  es  genannt 
werden,  dass  in  Bonapartes  Feldzug  von  1797  nicht  auch  eine 
Einverleibung  wenigstens  des  südlichsten  Theils  der  ennet- 
birgischen  Vogteien  geschah.  Denn  bald  nach  Beginn  des 
Feldzuges  hatten  sich  die  Franzosen  über  Verletzung  der 
Neutralität  zu  Gunsten  der  Oesterreicher  (durch  Private)  ge- 
ärgert; dann  folgten  Beschwerden  wegen  Grenzverletzungen, 
die  beidseitig  Erbitterung  und  Plackereien  zur  Folge  hatten. 
Die  als  Herren  beteiligten  Orte  hatten  jedoch  den  guten 
Gedanken,  durch  Absendung  von  <  Repräsentanten  »  bei  den 
franz.  Befehlshabern,  besonders  bei  Bonaparte,  eine  Verständi- 
gung zu  erwirken;  solche  Gesandtschaften  waren  um  so  mehr 
am  Orte ,  als  gerade  die  Schweiz.  Landvögte  in  Locamo 
(Luggaris),  Lugano  (Lauis)  und  Mendrisio  ihrer  Stellung  in  so 
schwierigen  Umständen  nicht  genügten.  Aber  auch  die  Be- 
völkerung der  Vogteien  wurde  durch  die  Repräsentanten  be- 
ruhigt und  für  die  Eidgenossenschaft  günstig  gestimmt;  dies 
zeigte  sich  in  den  ersten  Monaten  von  1798,  als  den  Unter- 
tanen die  Freilassung  in  Aussicht  stand  und  bald  auch  förm- 
lich gewährt  wurde.  In  grosser  Mehrheit  trat  die  Bevölkerung 
von  Lugano  und  Mendrisio,  wenn  auch  nicht  einmüthig,  für  den 
alten  Verband  mit   Helvetien   ein.''')    Es  ist  bemerkenswert, 

♦)  Vgl.  E.  Motta  in  HiJtj's  Polit.  Jahrbuch,  III.  97  ff. 
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dass  in  der  Folge  selbst  die  Geistlichkeit,  obschon  ihr  die 
helvetische  Verfassung  nicht  wohl  gefallen  konnte,  in  diesem 
Sinne  gewirkt  hat,  da  ihr  die  Eidgenossen,  ob  Helvetier  oder 
nicht,  für  den  Glauben  mehr  Gewähr  zu  geben  schienen,  als 
die  Franzosen  und  die  Mailänder  (Cisalpiner).  Auch  bemerkten 
die  Familienväter  sehr  bald,  dass  die  militärischen  Leistungen 
und  Verpflichtungen  in  Helvetien  doch  geringer  waren  als  in 
Cisalpinien. 

Blicken  wir  nun  nach  einer  andern  Grenze,  die  ebenfalls 
gefährdet  war,  ich  meine  die  südwestliche  mit  der  Republik 
Genf,  die  zwar  schon  vor  der  Reformation  mit  etlichen 
schweizerischen  Orten  im  Bündnis  gestanden,  aber  erst,  trotz 
vielen  frühern  Versuchen,  nach  Ausbruch  der  franz.  Re- 
volution von  der  Tagsatzung  förmlich  als  zugewandter  Ort  er- 
klärt worden  ist  *).  Eine  Beunruhigung  Genfs  von  Seite  der 
französischen  Revolutionäre  war  demnach  eine  Herausforde- 
rung der  Eidgenossenschaft.  Das  Fatalste  war,  dass  Zürich 
und  Bern,  die  sich  im  Herbst  1792  zu  einer  Hilfeleistung  für 
die  Republik  Genf  entschlossen  hatten,  infolge  Parlamentirens 
mit  dem  General  Montesquieu  ihre  Truppen  zurückzogen,  was 
viel  bedenklicher  war  als  die  Passivität  bei  den  Wirren  im 
Bistum  Basel,  da  bereits  von  den  Franzosen  die  Landschaft 
Savoien  besetzt  worden  war.  Diesen  war  nun  die  Möglichkeit 
gegeben,  ihre  Truppen  bis  hart  an  die  Eidgenossenschaft 
vorzuschieben  und  eine  Besetzung  eidg.  Lande  in  kurzer  Zeit 
vorzunehmen. 


*)  Man  ist  versucht,  hier  die  Geschichte  der  Stadt  und  Bepublik 
Gen  t\  wenigstens  in  ihren  Beziehungen  zur  Eidgenossenschaft!  zu  erzählen. 
Die  Bemühungen  Genfs,  als  «Oi*t>  anerkannt  zu  werden,  und  die  Ableh- 
nung durch  die  Tagsatzungen  würden  ein  sehr  lehrreiches  Blatt  füllen ;  ich 
muss  mich  aber  beschränken  und  verweise  deshalb  wissbegierige  Leser  auf 
die  Erörterungen  von  Prof.  Dr.  Oechsli  in  seiner  Monographie  über 
«Orte  und  Zugewandte.» 

Vgl.  auch  die  «Vorlesungen»  von  Hottinger,  inbesondere  VI.;  ferner 
ist  im  Zusammenhang  mit  unserer  Darstellung  zu  vergleichen:  Friedr.  v. 
W  y  s  s :  die  beiden  Bürgermeister  Wyss  I.  87—96.—  Wie  viel  hat  die  Eid- 
genossenschaft in  ihrer  kurzsichtigen  Politik  mit  Vernachlässigung  der 
Grenzorte  und  der  c Vormauern»  gesündigt!  Die  Gedanken,  welche  bei  der 
Gründung  des  Bundes  durch  die  3  Länder  u.  s.  w.  geleitet  haben,  sind  in 
Vergessenheit  gerathen  und  haben  andern  Platz  machen  müssen. 
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Nebenbei  ist  erwähnenswert,  dass  mehrere  Schriftsteller 
hervorhoben,  wie  der  EinlSuss  der  französ.  Revolution  bei  der 
Mannschaft  der  eidg.  Besatzung  in  Genf  nicht  unbedeutend 
gewesen  und  bald  die  Erörterung  politischer  Fragen  in  der 
Landschaft  Zürich  veranlasst  habe.  Im  gleichen  Sinne  wirkte 
auch  die  Theilnahme  an  der  Deckung  Basels,  die  gleichzeitig  statt- 
fand. Damit  waren  innere  Bewegungen  eingeleitet,  auf  die  wir  aber 
um  so  weniger  eintreten  können,  als  dieselben  nicht  durch 
diese  äusseren  Anregungen  allein  verständlich  gemacht  werden 
können ;  wir  erinnern  blos  an  den  sog.  Memorial-  und  Stäfner- 
Handel  in  Zürich  (1794-95)  und  die  Erhebung  der  alten  Land- 
schaft St.  Gallen  (1794-97). 

Mit  Rücksicht  auf  unsern  Zweck  können  wir  uns  auch 
für  die  weitem  Ereignisse  nicht  in  einer  umfassenden  Ge- 
schichtserzählung ergehen ;  es  muss  die  Beantwortung  einzelner 
Fragen  des  vorhelvetischen  Bundesrechtes  unsere  nächste 
Aufgabe  sein.  Wir  können  unbeschadet  der  Deutlichkeit  ver- 
fahren, da  der  Verlauf  der  in  Frage  stehenden  Dinge  schon 
vielfach  dargestellt  worden  ist.  Nur  einen  Blick  werfen  wir 
auf  die  Begebenheiten  in  Basel.  Denselben  war  freilich  kein 
AngrifT  einer  fremden  Macht  vorangegangen :  sie  waren  ein  Akt 
freien  Willens,  -  ein  Abfall  von  dem  System  der  Eidgenos- 
senschaft;-Basels  Verhalten  würde  indess  für  sich  allein  kaum 
die  Wirkung  gehabt  haben,  die  bündische  Ordnung  umzuge- 
stalten; doch  würde  sein  Verzicht  auf  die  Rechte  an  ge- 
meinen Herrschaften  nicht  ohne  Folgen  geblieben  sein.  Immer 
bleibt  die  Frage  übrig,  ob  Basel,  geleitet  durch  den  Ober- 
zunftmeister Ochs  und  seine  Anhänger,  in  solcher  Weise 
ohne  die  Ueberzeugung  von  der  unvermeidlich  bevorstehenden 
Umgestaltung  des  Corpus  helveticum  vorgegangen  wäre. 
Jedenfalls  ergab  sich  daraus  eine  andere  Stellung  hinsichtlich 
der  Hülfeleistung  für  das  nicht  nur  bedrohte,  sondern  bereits 
angegriffene  Ort  Bern,  wobei  zu  erinnern  ist,  dass  Basel  wegen 
der  Eriegsereignisse  an  der  Grenze  öfter  eidg.  Hülfe  in  An- 
spruch genommen  hatte.  Ob  Bern  oligarchisch  oder  mit 
grösserer  Betheiligung  der  Bürgerschaft  regiert  werde,  hätte 
nach  unserer  heutigen  Auffassung  in  den  Hintergrund  treten 
sollen.  Gegenüber  dem,  was  vorbereitet  und  dann  auch  aus- 
geführt worden,  hätte  man  sich  mehr  als  Schweizer  denn  als 
Kosmopolit  fühlen  sollen.   Gerade  der  intelligente  Ochs  hätte 
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bald  einsehen  sollen,  dass  ein  arger  Schabernack  im  Spiele  war, 
indem  man  vorgab,  dass  es  sich  nicht  um  die  Eidgenossen- 
schaft handeln  könne,  sondern  dass  (zunächst)  nur  Bern  an- 
gefochten werde,  das  dem  TJnterthanenlande  Waat  nicht  halte, 
was  es  ihm  vertragsmässig  schuldig  sei.  Das  hätten  aber 
auch  andere  erkennen  und  befolgen  sollen.  Eben  die  Preis- 
gebung der  schweizerischen  Solidarität  von  Seite  der  Orte  und 
Unterthanenlande  haben  sich  die  Franzosen  —  nach  dem  alten 
Satze  der  Römer  —  gar  sehr  zu  Nutze  gemacht.  Die  Franzosen 
kamen  infolge  dessen  nie  den  Schweiz.  Wehrkräften  in  ihrer 
Gesamtheit  gegenüber  zu  stehen.  Angeblich  galt  der  An- 
griif  dem  aristokratischen  Bern;  gleichzeitig  wurden  aber  die 
Aristokraten  von  Solothurn  und  Freiburg  gestürzt,  zu  Gunsten 
einer  Demokratie,  wie  die  Franzosen,  resp.  die  Autoren  der 
helvetischen  Verfassung  sie  verstanden.  Nach  dem  Falle  von  Bern 
erfolgte  derjenige  des  ebenfalls  aristokratisch  regierten  Ortes 
Zürich  fast  von  selbst.  Luzern  war  lange  schon  ein  schwan- 
kendes Rohr  gewesen  und  hatte  sich  stark  gegen  die  eidge- 
nössische Solidarität  verfehlt.  Der  gleichen  Missachtung 
machten  sich  dann  die  demokratischen  Orte,  vor  allem  die 
»drei  Länder»  schuldig,  wofür  auch  sie  büssen  mussten;  auch 
sie  sollten  bald  erfahren,  dass  ihre  alten  Freiheiten  und  Ge- 
wohnheiten eines  kräftigen  Schutzes  bedurften.  Der  Traum 
der  Toggenburger,  Rheinthaler,  Werdenberger  etc.,  in  Landsge- 
meinden sich  regieren  zu  können,  zerfloss  jetzt  rasch.  Nicht 
mehr  der  Wille  des  freien  und  unabhängigen  Mannes,  nicht 
mehr  die  (oft  zügellose)  Freiheit  der  Demokratien  hatte  nun 
Geltung,  sondern  die  von  «Repräsentanten»  sowohl  geschützte 
als  beschränkte  Freiheit,  ein  neurepublikanischer  Staatsgedanke, 
der  weder  Vorrechte  noch  Anarchie  anerkannte.  Die  politischen 
Grundsätze  dieser  neuen  Verfassung  der  eigentlichen  Helvetik 
wurden  übrigens  von  allen  Klassen  der  Bevölkerung,  die  nicht 
zu  den  bevorrechteten  gehört  hatten,  mit  Freuden  begrüsst 
und  angenommen.  Sie  blieben  daher  nicht  blos  ein  Import- 
gegenstand der  Franzosen,  sondern  gingen  in  das  nationale 
Bewusstsein  über. 

Kommen  wir  mit  einigen  Worten  noch  auf  die  Kapitu- 
lation von  Bern  zurück,  weil  gerade  von  unserm  Gesichts- 
punkt aus  so  viel  dabei  zu  beachten  ist.  Wo  war  da  die 
Bundeshülfe?  An  »Repräsentanten«  einzelner  Orte,  von  denen 


r 
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Kd.  Wyss  von  Zürich  und  Karl  Reding  von  Schwyz  wohl  die 
bedeutendsten  waren,  fehlte  es  nicht,  wohl  aber  an  werkthätiger 
Hülfe.  Es  muss,  rein  sachlich  betrachtet,  schon  eine  Anomalie 
genannt  werden,  dass  Bern  allein  für  die  Eriegsführung,  ja 
selbst  für  den  Oberbefehl  zu  sorgen  hatte.  Die  Abordnung 
eidg.  Repräsentanten  hätte  schon  darauf  hinweisen  sollen, 
dass  nicht  nur  Bern,  sondern  auch  andere  Teile  der  Eidge- 
nossenschaft in  Mitleidenschaft  gezogen  waren.  Leider  war 
jedoch  das  <  Defensional »  (Schirmwerk)  seit  hundert  Jahren 
nicht  weiter  ausgebildet  worden.  Allerdings  waren  einige 
Hülfskorps  von  mehreren  Orten  gesendet  worden,  aber  in 
einigen  Dörfern  bei  Bern  zerstreut,  und  zu  weiterer  Thätig- 
keit  als  zu  Märschen  brachten  sie  es  nicht.  Nach  den  von 
Frankreich  und  Bern  aufgestellten  Streitkräften  war  schon  die 
Zahl  der  eidg.  Zuzüger  zu  gering,  um  auf  einen  Entscheid 
einwirken  zu  können;  nach  meiner  Berechnung  zählten  sie 
nicht  ganz  6000  Mann.  Die  noch  angekündigten  Verstärkungen 
waren  sehr  zweifelhaft:  zudem  wurde  an  vielen  Orten  über 
Mangel  an  Waffen,  Proviant  u.  s.  w.  geklagt.  In  Bezug  auf 
die  Leitung  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  gesendeten  Trup- 
pen ihre  eigenen  Offiziere  hatten;  nicht  selbstverständlich 
war  es  aber,  dass  sich  dieselben  den  Anordnungen  der  ber- 
nischen Oberbefehlshaber  unterordnen  sollten,  und  ebensowenig 
dass  die  Abordnung  einzelner  Hülfskorps  an  bestimmte  Be- 
dingungen geknüpft  worden  war ;  die  Anwesenheit  von  »Kriegs- 
räthenc  der  Orte,  welche  Truppen  gestellt  hatten,  war  auch 
nicht  vom  Guten. 


IIL  Politische  Neubildungen. 

Dem  Ceberblick  der  wichtigsten  äussern  Ereignisse,  welche 
die  alte  Eidgenossenschaft  erschütterten,  zerrissen  und  auf- 
lösten, muss  noch  eine  Betrachtung  der  inner n  Wandlungen 
folgen,  welche  die  einzelnen  Gebiete  in  den  ersten  Monaten 
des  Jahres  1798  erfuhren;  mittelbar  sind  auch  diese  Vorgänge 
Wirkungen  der  französischen  Revolution  und  der  fortwährend 
von  Frankreich  aus  betriebenen  Propaganda. 

Wir  theilen  diese  Begebenheiten  in  Gruppen. 
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I.  Bei  den  »Orten«  beginnend,  ist  zunächst  derjenigen  zu 
gedenken,  die  sich  in  Basel  zutrugen.  Vor  dem  Ausbruch 
von  Feindseligkeiten  seitens  der  Franzosen  fand  in  Basel 
eine  tief  eingreifende  Staatsveränderung  statt,  die 
auf  Grundlage  der  Rechtsgleichheit  ein  neues  Gemein- 
wesen, eine  enge  Vereinigung  von  Stadt  und  Land  erzielte. 
Durch  den  friedlichen  Verlauf  dieser  Umwälzung  wurde  das 
Staatsvermögen,  die  Vorräte  und  Zeughäuser  inbegrifTen,  er- 
halten, Contributionen  und  andere  Forderungen  vermieden.  Durch 
den  Grossratsbeschluss  vom  20.  Januar  1793  wurde  der  Grund- 
satz der  Gleichberechtigung  der  Stadt  und  Landschaft  ausge- 
sprochen und  auf  diesem  Fusse  am  2.  Februar  eine  »National- 
versammlung« gewählt.  Die  Ereignisse,  welche  in  der  Land- 
schaft vorausgingen.  —  Verbrennung  etlicher  Schlösser,  die  als 
Ämtswohnungen  der  Landvögte  gedient  hatten,  die  Errichtung 
eines  Freiheitsbaumes,  die  Aufstellung  einer  provisorischen 
Regierung  -  können  hier  übergangen  werden.  Es  war  aber 
bezeichnend,  dass  noch  von  dem  grossen  Rate  die  Gesandten 
auf  der  Tagsatzung  in  Aarau  abberufen  wurden.  Die  alte 
Regierung  trat  zurück  und  wurde  durch  eine  provisorische 
ersetzt.  Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  die  Nationalversammlung 
auf  die  Rechte  Basels  an  den  tessinischen  Vogteien  der  XII 
Orte  verzichtete,  wodurch  die  Revolutionirung  der  ennet- 
birgischen  Lande  nicht  wenig  gefördert  wurde."*") 

Von  Basel  aus  gab  man  sich  Mühe,  eine  politische  Neu- 
gestaltung in  Bern  zu  befördern;  damit  war  ja,  wenn  es 
gelang,  für  die  ganze  Schweiz  ein  mächtig  wirkendes  Vorbild 
zu  gewinnen  und  zugleich,  wie  man  hoffte,  ein  Angriff  von 
aussen  desto  eher  abzuwenden.  Mag  letzteres  fraglich  bleiben, 
so  ist  doch  die  Annahme  nicht  abzuweisen,  dass  ein  in  Bern 
gewagter  kräftiger  Schritt  in  dem  gewünschten  Sinne 
doppelt  günstig  wirken  konnte ;  einerseits  musste  er  in  andern 
Ständen  einen  ähnlichen  Umschwung   beschleunigen,  die  her- 


*)  Eine  Darstellung  der  Basler  Revolution  gab  schon  Peter  Ochs  in 
ßd.  VIll  seiner  Geschichte  der  Stadt;  das  vollständigste  Bild  bietet  aber 
eine  Abhandlung  von  Prof.  Alb.  Burckhardt-Finsler  im  Basler  Jahr» 
buch  f.  1899.  Die  Verhandlungen  der  Nationalversammlung  erschienen 
seinerzeit  im  Druck.  Es  hat  sich  auch  ein  Verfassungsentwurf  t^r  den 
Kanton  erhalten. 
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gebrachten  Spannungen  grossentheils  heben,  das  Verhältnis 
zwischen  Städten  und  Landschaften  oder  Herren  und  Unter- 
thanen  wesentlich  bessern  und  dadurch  anderseits  für  eine 
Vertheidigung  der  nationalen  Interessen  eine  bessere  Stellung 
schaffen;  auf  weitere  Folgen  resp.  Fragen  braucht  man  hier 
nicht  einzutreten.  Ein  Gefühl  von  alledem  schwebte  gleichsam 
über  den  Zeitgenossen;  ein  patriotisches  Sehnen  ging  dahin, 
dass  Bern  mit  einer  grossen  entschiedenen  That,  die  zunächst 
den  innem  Bedürfnissen  genügte,  den  Grundstein  einer  neuen 
Eidgenossenschaft  legen  helfe. 

Aber  das  verstanden  gerade  die  Wortführer  der  patri- 
zischen  Herrschaft  nicht.  Erst  als  die  Waat,  mit  französischer 
Hülfeleistung,  abgefallen  war,  entschloss  man  sich  zu  einer 
Konzession  an  die  verhassten  Grundsätze  einer  billigen  Re- 
präsentation von  Stadt  und  Land  (27.  Januar  1798);  man 
berief  in  Eile  52  Abgeordnete,  die  nur  zu  kleinem  Theil  frei 
gewählt  werden  konnten,  als  Beisitzer  des  grossen  Bathes, 
war  aber  entschlossen,  das  Heft  so  lange  nur  möglich  in  der 
Hand  zu  behalten,  und  zwar  auch  nach  dem  Beschluss  vom 
3.  Februar,  der  die  Ausarbeitung  einer  neuen  Verfassung  an* 
ordnete,  wofür  die  Frist  eines  Jahres  angesetzt  wurde.  Man 
beeilte  sich  wirklich  mit  der  Sache  nicht,  verwickelte  sich 
inzwischen  mit  General  Brune  in  Unterhandlungen  und  nährte 
noch  einige  Zeit  die  Hoffnung,  das  Alte  behaupten  zu  können. 
Erst  die  kategorische  Forderung  Brunes,  dass  die  Regierung 
sofort  Freiheit  und  Rechtsgleichheit  proklamire  und  sich 
provisorisch  erkläre,  schlug  durch;  am  1.  März  wurde  ein 
entsprechender  Beschluss  gefasst.;  am  4.,  als  bereits  der  offene 
Kampf  begonnen  hatte,  dankten  die  alten  Behörden  förmlich 
ab,  und  eine  neue  Regierung  kapitulirte  am  5.  mit  dem  Sieger. 
Unterdessen  hatte  Karl  Ludwig  Haller,  ein  Enkel  Albrechts, 
den  Entwurf  einer  Kantonsverfassung  unternommen,  die  er  dann 
dem  Druck  übergab,  obwohl  sie  durch  die  Ereignisse  überholt 
worden  war;  sie  führte  —  allerdings  in  gar  zu  umständlicher 
Breite  —  die  neuen  politischen  Grundsätze  sorgfaltig  durch.*^) 

*)  Aas  der  zugehörigen  Litteratur  sind  zu  erwähnen  Ti liier,  Ge- 
schichte Berns,  Bd.  V;  K.  Müll  e r,  die  letzten  Tage  des  alten  Bern ;  Hilty , 
die  Hallersche  Eonstitation  fPir  Bern,  im  Polit.  Jahrbuch.  1896.  Eine  um- 
fassende and  genaue  Darstellung  fehlt  noch ;  dank  der  Vorliebe  fQr  die  mili- 
tärische Seite  des  Umsturzes? 
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Unter  den  altaristokratischen  Republiken  ist  Luzern 
besonders  zu  erwähnen.  Hottinger  erzählt  diesfalls :  cSeit  ge- 
raumer Zeit  hatten  mehrere  seiner  einflussreichsten  Patrizier 
sich  mit  dem  Gedanken  an  das  Bedürfnis  einer  Verfassungs- 
änderung bekannt  gemacht.  Im  Allgemeinen  herrschte  auch 
weit  mindere  Abneigung  gegen  eine  solche  in  der  Stadt  selbst 
als  auf  der  Landschaft.  So  eifersüchtig  auch  die  letztere 
über  Erhaltung  der  Rechte  wachte,  die  sie  bereits  besass,  so 
sehr  namentlich  der  stolze  Entlebucher  sich  als  eines  Ge- 
schlechtes mit  seinen  Nachbarn  in  den  drei  Ländern  betrach- 
tete und  die  unbeschränkteste  Freiheit  in  dem  Gewände,  wie 
jene  sie  besassen,  mit  Freude  hingenommen  hätte;  unter  den 
modernen  Formen,  in  der  Sprache,  wie  die  von  Frankreich 
herübergekommene  Freiheit  und  Gleichheit,  diese  Töchter  eines 
ihm  durchaus  fremden  Zeitgeistes,  sich  ankündigten,  weckten 
sie  nur  sein  Misstrauen.  Besorgnisse  für  den  Glauben  kamen 
dazu,  und  als  daher  in  den  ersten  Tagen  des  Februar,  ohne 
besonders  dringende  Aufforderung  von  Seite  der  Landschaft, 
der  grosse  Rath  die  Verfassungsänderung  wirklich  beschloss, 
äusserte  sich  in  verschiedenen  Teilen  derselben,  namentlich 
im  Entlebuch,  eher  Betroffenheit  als  Freude.  >  Geschichtlich 
genauer  ist  anzugeben,  dass  die  Verzichtleistung  am  31.  Januar 
ausgesprochen  wurde  und  der  Beschluss  über  eine  Verfassungs- 
änderung am  5.  Februar  erfolgte.  Wie  Luzern  bei  der  Lei- 
stung von  Bundeshttlfe  für  Bern  mitwirkte,  haben  wir  gesehen. 

Gleichzeitig  hatte  F  r  e  i  b  u  r  g  eine  neue  Bahn  betreten,  indem 
die  Regierung  —  in  der  Nacht  vom  27/28.  Januar  —  Ausschüsse 
von  Stadt  und  Land  zu  berufen  verhiess,  worauf  bald  eine 
Umbildung  der  Behörden  erfolgte.  Solothurn  konnte  nicht 
zurückbleiben,  obwohl  die  Mehrheit  des  Landvolkes  am  Alten 
hing;  vor  Mitte  Februar  war  eine  vollständige  Verfassungs- 
änderung eingeleitet. 

Der  Zeitordnung  nachmüssen  wir  Seh  äff  hausen  folgen 
lassen.  Die  Erzählung  L.  Meyers  von  Knonau  lautet:  »Schon 
am  Neujahrstage  hatte  Schaffhausen  seiner  Landschaft  einige 
lästige  Lehengerechtsamen  nachgesehen  und  dafür  Dank  er- 
halten ;  allein  schon  im  Februar  versammelten  sich  im  Städt- 
chen Neukirch  Ausgeschossene  der  meisten  Gemeinden,  um 
nach  Basels  Beispiel  eine  Abänderung  der  Verfassung  zu  be- 
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wirken,  und  schon  am  9.  Februar  erklärte  der  grosse  Rath 
Gleichheit  der  Rechte.  Aehnlich  lautet  der  Bericht 
Hottingers,  welcher  ihn  im  Zusammenhang  mit  der  Leistung 
der  Bundeshülfe  in  Bern  anbringt.  Mit  Mühe,  sagt  er,  wurde 
ein  Bataillon  zusammengebracht;  allein  bereits  beim  Äusmarsch 
war  durch  Einflüsterungen  der  Eleinmüthigen,  dqr  Misstrau- 
ischen und  der  auch  hier  thätigen  Aussendlinge  Mengauds, 
dasselbe,  ohne  dass  die  Regierung  es  zu  hindern  vermochte, 
so  klein  geworden,  dass  an  den  Abmarsch  mit  Ehren  nicht  zu 
denken  war.  Die  eidg.  Solidarität  war  auch  hier  gebrochen, 
dank  dem  französischen  Einfluss.  An  die  Schaffung  neuer 
Bande  durch  eine  helvetische  Verfassung  dachte  man  nicht. 
Es  sollte  lediglich  die  kantonale  Verfassung  geändert  werden. 

Die  possirlichsten  (oder  auch  bedauerlichsten)  Sprünge 
wurden  in  Zürich  gemacht,  wo  die  Regierung  eine  gewisse 
aristokratische  Grandezza  an  den  Tag  legte,  doch  den  Kopf 
in  Wirklichkeit  noch  mehr  verloren  hatte  als  die  von  Bern ;  sonst 
würde  sie  den  Weg  zur  Erfüllung  ihrer  eidg.  Pflichten  besser 
gefunden  haben.  Durch  die  Stellung  alsVorort  hatte  die  Regierung 
eine  gewisse  Führerrolle  in  der  Eidgenossenschaft,  aber  mit 
derselben  auch  Verpflichtungen  übernommen.  Der  Nimbus 
ihrer  Häupter  war  gross  geworden,  aber  im  kritischen  Moment 
verblasste  er.  Die  Beschäftigung  mit  den  Beschwerden  der 
Unterthanen  "brachte  die  Obrigkeit  in  eine  schwankende  Stel- 
lung. Mit  grosser  Mühe  war  es  den  Weitsichtigern  gelungen, 
eine  Amnestie  für  die  seit  1794  wegen  angeblichen  Staatsver- 
brechen Verurtheilten  durchzusetzen  (29.  Jan.  1798) ;  es  musste 
aber  bald  noch  ein  grösserer  Schritt  folgen:  die  Erklärung 
politischer  Gleichberechtigung  von  Stadt-  und  Landbürgern 
(5.  Februar). 

Das  Weitere  bezeichnet  ein  Zürcher  Schriftsteller  als  eine 
Art  Kapitulation  zwischen  Stadt  und  Landschaft,  wobei  das 
Stadtregiment  allerdings  die  Bundespflichten  gegen  Bern  zu 
erfüllen  wünschte;  die  Erfüllung  konnte  aber  ohne  Mitwirkung 
der  Landbevölkerung  nicht  geschehen,  und  diese  war  durch 
das  obwaltende  Misstrauen  und  fremde  Einflüsterung  beinahe 
unmöglich  geworden.  Die  nach  Bern  gesandten  Truppen 
mussten  mit  den  Franzosen  ks^ituliren. 
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Wenige  Tage  später  (12.  März)  hatte  die  städtische  Ari* 
stokratie  die  Kapitulation  mit  der  Landschaft  zu  vollenden ; 
die  Besorgung  der  Regierungsgeschäfte  ging  jetzt  von  der  alten, 
provisorisch  erklärten  Regierung  an  eine  neue,  auf  Freiheit 
und  Gleichheit  beruhende  über.  Damit  wäre  die  Revolution 
vollendet  gewesen,  indem  JZürich  in  den  Kreis  der  Stände  mit 
neuer  Landesverfassung  eintrat,  die  freilich  erst  noch  auszu- 
arbeiten versucht  werden  musste.  *) 

Selbst  in  den  Länderkantonen  Hess  sich  der  alte  Zustand 
nicht  völlig  behaupten.  Die  «Hintersassen»  erhielten  politische 
Rechtsgleichheit ;  den  Unterthanen  wurde,  wenn  auch  zögernd 
und  unwillig,  die  Freiheit  gewährt,  da  und  dort  mit  Vorbe- 
halten. Die  Stadt  Zug  entliess  dagegen  früh  (17.  Februar) 
und  ohne  Markten  fünf  von  ihr  allein  beherrschte  Landge- 
meinden der  politischen  Vormundschaft,  Rapperswyl  die 
Uofleute  von  Jona  einer  ähnlichen  Abhängigkeit,  und  endlich 
beglückte  auch  der  Abt  von  Engelberg  seine  Angehörigen 
mit  dem  Recht  der  Selbstregierung. 

IL  Bereits  ist  berührt,  wie  B  i  e  1 ,  eines  der  <  zugewandten 
Orte  >,  sich  genöthigt  fand,  von  der  Verbindung  mit  den 
eidg.  Orten  zurückzutreten  imd  eine  französische  Provinzial- 
stadt  zu  werden.  Nur  beiläufig  ist  zu  erwähnen,  dass  eine 
Einverleibung  auch  bei  Mülhausen  und  Genf  stattfand; 
welche  Wechselfälle  die  Beziehungen  des  ersteren  zu  den 
Orten  der  alten  Eidgenossenschaft  durchzumachen  hatte,  wird 
von  Prof.  Oechsli  auseinandergesetzt,  und  wir  wollen  ausdrück- 
lich auf  sein  schon  zitirtes  Werk  verweisen.  (Seite  366—400.) 
Dort  ist  zu  ersehen,  dass  mit  der  Eroberung  des  Elsasses 
durch  Frankreich  das  Verhältnis  für  die  Eidgenossenschaft 
scheinbar  ein  günstiges  wurde  ;  das  alte  Frankreich  behandelte 
nämlich  Mülhausen  als  Schweizerstadt  mit  grösster  Rücksicht 
und  machte  es  ihm  durch  die  gewährten  Zollfreiheiten  möglich, 
das  Fabrik-  und  Handelszentrum  im  obern  Elsass  zu  werden. 
«  Erst  die  Revolution  bedrohte  es  zunächst  in  seiner  wirth- 
schaftlichen  Existenz,   indem    sie   das  Elsass   mit  den  innern 

*)  Aus  der  neuesten  Literatur  sind  hervorzuheben :  Uunziker, 
zeitgenössische  Darstellungen  der  Unruhen  in  der  Landschaft  Zürich, 
1794—98,  und  dessen  Broschüre  über  die  ZQrcher  Staatsuin wälzung. 
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Provinzen  zu  einem  einheitlichen  Zollgebiet  vereinigte.  Ver- 
geblich suchte  die  Stadt  in  Paris  einen  Handelsvertrag  zu 
erwirken ;  nach  dem  Sturze  des  Königtums  erfolgte  gegen  sie 
eine  unerbittliche  Zollsperre.  Fünf  Jahre  lang  rang  Mülhausen 
gegen  diese  c  Umzingelung  »,  die  es  mit  dem  ökonomischen 
Ruin  bedrohte,  um  es  zum  Verzicht  auf  seine  politische  Selb- 
ständigkeit zu  zwingen ;  die  schweizerischen  Verbündeten,  an 
die  es  sich  wandte,  konnten  ihm  höchstens  wenig  beachtete 
Empfehlungen  an  die  Machthaber  in  Paris  ausstellen.  Mit  dem 
Staatsstreich  vom  18.  Fructidor  schwand  die  letzte  Hoffnung 
der  Stadt  auf  einen  Handelsvertrag.  Direktor  Reubel,  selbst 
ein  Elsässer,  erklärte  offen,  dass  die  fränkische  Republik  ihren 
Anschluss  erwarte.  Die  fünfjährige  Zollsperre  hatte  ihre  Wir- 
kung getan;  Rat  und  Bürgerschaft  waren  bereit,  sich  unter 
das  Joch  zu  beugen.  Am  12.  Dezember  1797  deutete  Mülhausen 
in  einem  Schreiben  an  seine  alten  Bundesgenossen  Bern  und 
Zürich  an,  dass  die  Umstände  wohl  seinen  Anschluss  an  die 
französische  Republik  erzwingen  werden,  und  bat  um  Rat.  Die 
beiden  Stände  bezeugten  der  Stadt  unterm  20.  das  « innige 
Bedauern  über  ihre  immer  bedenklicher  werdende  Lage  und 
über  den  vorzusehenden  Zeitpunkt,  wo  vielleicht  ihre  werte 
Verbindung  mit  der  evangelischen  Eidgenossenschaft  mehr 
oder  weniger  gelöst  werden  müsse  »,  lobten  im  Uebrigen  die 
Standhaftigkeit  der  Behörde  und  der  Bürgerschaft,  mit  der 
sie  dieselbe  zu  behaupten  gesucht  hätten,  und  fügten  bei,  dass 
es  ihnen  auch  bei  der  wärmsten  Teilnahme  nicht  möglich  sei, 
einen  andern  Rat  zu  erteilen,  als  denjenigen  Entschluss  zu 
fassen,  der  ihnen  in  ihrer  jetzigen  Lage  der  erträglichste  und 
beste  zu  sein  bedünke ;  möge  der  Entschluss  ausfallen,  wie  er 
wolle,  so  dürfe  sich  die  Stadt  der  freundschaftlichen  Gesinnung 
der  beiden  Stände  immer  versichert  halten. 

« Damit  hatte  Mülhausen  von  seinen  Verbündeten  die 
officielle  Erlaubnis  erhalten,  das  dreihundertjährige  ßundes- 
verhältniss  zu  lösen  und  demjenigen  Staat  sich  anzuschliessen, 
auf  den  es  bei  den  veränderten  Verhältnissen  durch  seine 
Lage  angewiesen  war.  Dennoch  fanden  sich  in  der  entscheiden- 
den Burgerversammlung  vom  4.  Januar  1798  noch  Stimmen, 
welche  schweizerisch  bleiben  wollten.  Am  27.  Januar  schrieb 
Mülhausen  an  Zürich,    dass  es   mitten  in   den  Anschlussver- 
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handlungen  stehe  und  günstige  Bedingungen  erhalte,  und  am 
7.  Februar  Hess  sich  Zürich  von  den  evangelischen  Ständen 
bevollmächtigen,  Mülhausen  die  Portdauer  geneigter  Gesin- 
nungen zuzusichern  und  der  Stadt  in  ihrer  neuen  Lage  alles 
Wohlergehen  anzu wünschen. 

cMit  diesem  freundlichen  Lebewohl  endigten  die  Beziehungen 
der  evangelischen  Eidgenossenschaft  zu  der  kleinen  Republik 
an  der  111,  die  am  15.  März  sich  in  eine  französische  Provinz- 
stadt verwandelte.  »  Die  Helvet.  Actensammlung,  auf  welche 
sich  Oechsli  wiederholt  bezieht,  bestätigt  das  Gesagte  voll- 
kommen (L,  115—116). 

In  ähnlicher  Weise  gestaltete  sich  die  Abtrennung  der 
Republik  Genf,  deren  unsichere  Stellung  früher  schon 
(S.  10)  bezeichnet  worden  ist.  Oechsli  fasst  das  Ergebnis  in 
den  Worten  zusammen,  dass  der  Zusammensturz  des  eidgen. 
Staatsgebäudes  den  <  Orten  »  Zürich  und  Bern  die  Erfüllung 
weiterer  Verpflichtungen  unmöglich  machte  und  das  revolutio- 
näre Frankreich  seine  gierige  Hand  über  die  Burg  an  der 
Rhone  schlagen  konnte.  Dieser  Schluss  muss  jedoch  in  so 
weit  ergänzt  werden,  als  die  Aehnlichkeit  mit  dem  Abfall 
Mülhausens  in  Betracht  zu  ziehen  ist.  Wie  gegen  Mülhausen, 
sind  auch  gegen  Genf  so  drückende  Zollschranken  aufgestellt 
worden,  dass  es  für  Genf  als  eine  Erlösung  erscheinen  konnte, 
sich  aus  dieser  Lage  zu  befreien  und  die  Annexion  an  Frank- 
reich zu  verlangen.  Ein  Bericht  des  Landvogtes  von  Rodt  in 
Nyon  betont,  dass  die  Zollschranken  durch  die  Verwendung 
von  Eanonenbarken  auf  dem  See  verschärft  wurden.  Den 
Anschluss  betrieb  übrigens  nicht  militärische  Gewalt,  sondern 
die  Diplomatie  in  der  Person  des  Geschäftsträgers  Felix 
Desportes,  der  sich  damit  Lorbeeren  zu  sammeln  wünschte 
und  sich  in  gleichem  Sinne  auch  in  der  Waat  zu  schaffen 
machte.  Durch  schnöde  Intriguen  und  Einschüchterung  wusste 
er  zu  erwirken,  dass  ein  Ausschuss  des  souveränen  Rates 
die  Vereinigung  mit  der  französischen  Republik  c  freiwillig  >  be- 
gehrte (15,  April).  Wie  auf  einen  Schlag  waren  nun  die 
Zollschranken  verschwunden:  wie  in  einem  Bericht  ausdrück- 
lich hervorgehoben  wird,  kamen  nun  die  Lebensmittel  unbe- 
schränkt und  in  grosser  Menge  von  allen  Seiten.  Der  Voll- 
ständigkeit wegen  ist  jedoch  beizufügen,  dass  erst  zehn  Tage 
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nach  dem  gefassten  Beschluss  ein  förmlicher  Vereinigungs- 
Vertrag  abgeschlossen  wurde;  derselbe  findet  sich  in  der 
Helvet.  Actensammlung  (I.,  742—44)  reproduziert.  Die  in 
Art.  5  erwähnten  biens  communaux  gaben  dann  Anlass  zur 
Einsetzung  einer  besondern  Verwaltungsbehörde,  welche  mit 
den  politischen  Behörden  nur  selten  harmonierte.  *) 

Von  den  übrigen  Zugewandten  braucht  nur  wenig  gesagt 
zu  werden.  Das  Fürstenthum  Neuenburg  (mit  Valangin) 
wurde  von  Seiten  Frankreichs  als  preussisches  Gebiet  betrachtet 
und  des  obwaltenden  friedlichen  Verhältnisses  wegen  geschont ; 
seine  alten  Beziehungen  zu  schweizerischen  Orten  erschienen 
als  bedeutungslos.  Wallis,  seit  Jahren  von  französischen 
Agenten  beobachtet  und  in  dem  s.  Z.  eroberten  Oebietstheil 
für  eine  Revolution  vorbereitet,  gerieth  seit  Mitte  Januar  1798 
in  eine  so  lebhafte  Bewegung,  dass  die  Regierung  sich  be- 
wogen fand,  am  I.  Februar  die  Unterthanen  frei  zu  erklären 
und  zu  brüderlichem  Anschluss  einzuladen;  doch  dauerte  die 
Gährung  noch  längere  Zeit ;  immerhin  bildete  nun  das  sprach- 
lich getheilte  Land  ein  neues  Gemeinwesen. 

In  der  Fürstabtei  St.  Gallen  vollzog  sich  eine  förmliche 
Auflösung  der  geistlichen  Herrschaft ;  die  «  alte  Landschaft  > 
bildete  eine  selbständige  Republik,  und  die  Landschaft  Toggen- 
burg folgte  nach  (Februar).  Der  Konvent  der  Klostergeist- 
lichen war  zum  Verzicht  auf  die  weltlichen  Hoheitsrechte  ge- 
nöthigt  worden,  die  nur  der  neue  Abt,  Pankraz  Vorster,  nicht 
preisgeben  wollte. 

IIL  Sowohl  in  der  Amtlichen  Sammlung  der  «  altern  eidg. 
Abschiede  >  (VIII.  Band)  als  in  der  Helvet.  Actensammlung 
(L,  p.  448—486)  sind  reichliche  Mitteilungen  darüber  gemacht, 
wie  die  grosse  Mehrheit  der  eidg.  Landvogteien  und  andere 
[Jnterthanenlande  von  ihren  Herren  die  Freilassung  verlangten 
und  erhielten;  es  wurden  von  den  letztern  oder  ihren  Abge- 
ordneten resp.  Kanzleien  förmliche  Urkunden  ausgestellt,  die 
fast  alle  von  Mitte  Februar  bis  Anfangs  April  datiren  und 
ziemlich  gleichlautend  sind. 

**)  Za  Yergleiohen  ist  u.  a.  Pictet  de  Sergy,  Gen^ve  ressuscitee  etc., 
p.  5-- 30;  251  ss. 


I.  Periode 


Die  Zeit  der  helvetischen  Republik. 


(1.— 3.)   Erste  helvetische  Verfassung. 

Die  «  helvetische  »  Verfassung,  di^  an  die  Stelle  der  alten 
Bünde  trat,  hat  gewissermassen  schweizerischen  Ursprung, 
obwohl  sie  in  Paris  gedruckt  wurde  und  durch  französische 
Agenten,  Mengaud  in  Basel  und  General  Brune,  seit  Anfang 
Februar  1798  in  die  Schweiz  kam.  In  den  deutschen  Gebieten 
der  Eidgenossenschaft  w^urde  sie  in  verächtlicher  Weise  das 
«  Ochsenbüchlein  >  genannt ;  damit  ist  auf  den  damals  schon 
bekannten  Autor  hingewiesen ,  nämlich  den  Oberstzunft- 
meister Peter  Ochs,  weiland  Stadtschreiber  von  Basel. 
Zugegeben,  dass  derselbe  einen  wesentlichen  Antheil  an  diesem 
Werke  habe,  so  halte  ich  doch  die  gegen  ihn  schon  damals 
und  später  vorgebrachten  Schmähungen  wenigstens  theilweise 
für  ungerechtfertigt,  da  viel  Widriges  nicht  ihm  zur  Last 
fällt.  Was  die  Qualifikation  des  Verfassers  betrifft,  so  ist  zu 
erinnern,  dass  er  zu  den  fähigsten  und  geschäftskundigsten 
Männern  der  Zeit  gehörte,  was  auch  von  dem  Geschichts- 
schreiber Tillier,  «  Geschichte  der  helvetischen  Republik » 
(L,  16  ff.)  anerkannt  wird.  Abstammung,  Erziehung  und 
grosse  Bieisen  in  Europa  hatten  ihn  freilich  zum  Kosmopoliten 
gemacht.  In  seiner  engeren  Heimat  hatte  er,  der  Nachfolger 
Isaak  Iselins,  gute  Dienste  geleistet.  Seine  Stellung  bot  ihm 
auch  Anlass,  mehrmals  in  politischen  Geschäften  Paris  zu 
besuchen  und  mit  den  einflussreichsten  Personen  vertraut  zu 
werden;  in  den  Friedensverhandlungen,  die  zu  Basel  mit 
Preussen,  Spanien  etc.  geführt  wurden  (1794—95),  förderte  er 
die  französischen  Interessen.  So  wird  es  begreiflich,  dass  das 
Direktorium  sowohl  seine  Kenntnisse  wie  seine  Denkart  zu 
Nutze  ziehen  wollte.  Angeblich  handelte  es  sich  bei  der  Reise, 
die  ihn  Ende  November  1797  nach  Paris  führte,  um  eine 
Unterhandlung  wegen  des  Frickthals  und  baslerischer  Forde- 
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rungen;  aber  alsbald  kehrte  die  französische  Regierung  ihre 
wahren  Absichten  hervor.  Während  F.  C.  Laharpe  sie  mit 
heftigen  Zeitungsartikeln  gegen  Bern  unterstützte,  sollte  Ochs 
den  Entwurf  einer  Einheitsverfassung  für  die  Schweiz  be- 
arbeiten, und  er  unterzog  sich  der  ihm  gestellten  Aufgabe.  *\ 

Erst  1873  ist  sein  Werk  bekannt**)  und  damit  auch  eine 
gerechte  Beurtheilung  möglich  geworden.  Einen  Beitrag  da- 
zu hat  die  Amtliche  Aktensammlung  der  Helvetik  (Bd.  I) 
geliefert,  sodann  W.  0  e  c  h  s  1  i  (Vor  hundert  Jahren,  L,  23 — 31) 
eine  eingehende  Darlegung  nachgebracht.  Der  Eindruck  ist 
ein  gemischter;  allein  die  Thatsachen  sind  der  Art,  dass  die 
Vorwürfe,  die  auf  dem  Namen  Ochs  hafteten,  sich  erheblich 
mildem  lassen. 

Es  ergibt  sich  vor  allem,  dass  Ochs  die  Umgestaltung  der 
Schweiz  anderß  auffasste  als  die  Direktoren.  Die  von 
ihm  entworfenen  Grundlinien  einer  neuen  Verfassung 
sollten  nur  ein  Entwurf  sein,  der  von  einer  Schweiz.  National- 
versammlung oder  einer  später  kommenden  Behörde  definitiv 
festgesteUt  würde.  In  der  französischen  Regierung  aber,  bei 
welcher  die  Pläne  zur  Umwälzung  der  Schweiz  schon  ziemlich 
vollständig  fixirt  waren,  drang  eine  andere  Meinung  durch. 
Die  Vorlage  von  Ochs  wurde  von  Mitgliedern  des  Direktoriums 
vielfach  verändert,  zum  Theil  verbessert,  zum  Theil  aber  in 
dem  Sinne  verdorben,  dass  die  helvetische  Regierung,  die  ein 
Abbild  der  französischen  sein  sollte,  eine  übergreifende  Ge- 
waltfülle erhielt.***)  Auch  General  Bonaparte  brachte  einige 
Aenderungen  an.  Eine  der  wichtigsten  Zuthaten  war  der 
§  106,  wonach  das  Verfassungswerk  wenigstens  fünf  Jahre 
lang  unabänderlich  sein  sollte,  und  damit  war  auch  eine 
möglichst  vollständige  Beherrschung  der  Schweiz  beabsichtigt. 

So  schwierig  es  gerade  bei  dieser  Verfassung  ist,  nicht 
in  die   politische   Geschichte   überzugreifen,   muss   dies    doch 

*)  Für  das  Biograpbiecbe  wird  hier  auf  den  (ungebührlich  langen  und 
ziemlich  einseitigen)  Artikel  von  M.  Birmann  in  der  Allg.  deutschen 
Biographie,  Bd.  24,  verwiesen.  Zu  bemerken  ist  auch  das  «  Basler  Neujahrs- 
blatt >  für  1876. 

**)  Zum  erstenmal  gedruckt  in  der  Publikation  von  W.  G  i  s  i ,  leider 
in  zahllose  Anmerkungen  verzettelt,  statt  im  ungebrochenen  Zusammenhang 
des  Textes. 

•*♦)  Näheres  gibt  Oechsli  an. 
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soweit  möglich  unterlassen  werden;  nur  ein  Punkt,  der  Ochs 
betrifft,  ist  noch  zu  berühren.  Ende  Januar  1798  war  der 
bereinigte  Text  fertig;  er  musste  aber  noch  ins  Deutsche  und 
Italienische  übersetzt  und  in  Paris  gedruckt  werden;  die 
Uebersetzungen,  namentlich  die  deutsche,  geriethen  schlecht, 
so  dass  sie  Anstoss  erregen  mussten ;  durch  Umarbeitung  liess 
sich  aber  erst  in  der  Schweiz  abhelfen.  Ochs  mochte  durch  die 
Behandlung  seines  Entwurfs  einigermassen  gekränkt  sein, 
blieb  jedoch  in  Paris  bis  Ende  Februar:  was  beschäftigte  ihn 
dort  so  lange  noch?  Niemand  weiss  es.  Wie  viel  er  bei 
reinen  patriotischen  Absichten  in  der  Heimat  hätte  thun 
können,  lässt  sich  freilich  auch  schwer  mit  Sicherheit  sagen. 
Am  4.  März  langte  er  wieder  in  Basel  an. 

Aus  der  bisher  bekannten  Korrespondenz  der  Zwischenzeit 
erhellt,  dass  fertige  Exemplare  des  «  Entwurfs  der  helvetischen 
Staatsverfassung  >,  in  den  drei  Sprachen  synoptisch  gedruckt, 
seit  dem  5.  Februar  von  Basel  und  Lausanne  aus  amtlich  ver- 
sendet wurden.  An  beiden  Orten  wurden  aber  alsbald  neue 
Ausgaben,  blos  französisch  oder  deutsch,  hergestellt  und  zum 
Verkauf  gebracht.  Das  ursprüngliche  <  Büchlein »,  in  röth- 
lichem  oder  grauem  Umschlag  geheftet,  mag  in  wenigen 
hundert  Exemplaren  verbreitet  worden  sein ;  zahlreicher  waren 
jedenfalls  die  schweizerischen  Neudrucke. 

Wie  das  Werk  in  den  Kreisen  der  Regierungen  beurtheilt 
wurde,  zeigen  zahlreiche  Akten ;  Anklang  fand  es  nur  in  sehr 
beschränktem  Masse;  von  vornherein  stiess  eben  die  Zumuthung 
ab,  eine  im  Ausland  gefertigte  Verfassung  einfach  annehmen 
zu  müssen;  in  neuen  Zeitungsblättern  und  in  Flugschriften 
wurden  die  manigfaltigsten  Bedenken  geäussert.*)  Selbst  in 
der  €  lemanischen  Republik  »  regte  sich  einiger  Widerspruch ; 
nur  infolge  dringender  Vorstellungen  von  Fr.  Cäs.  Laharpe 
entschloss  sich  die  Nationalversammlung  einstimmig  zur  An- 
nahme (9.  Februar^,  der  sich  die  Gemeinden  bald  anschlössen. 
Ebenso  trat  nun  ein  Theil  der  welschen  Gemeinden  von  Frei- 
burg bei.  In  Basel  aber  zögerte  man  damit,  obwohl  es  an 
feurigen  Anhängern'  der  neuen  politischen  Grundsätze  nicht 
fehlte.    Ochs   musste   sich   überzeugen,    dass   die  Verfassung 

•)  Verschiedenes  hierüber  enthält  S  t  r  i  c  k  1  e  r ,  Die  helvetische  Re- 
volution. 
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mancher  Verbesserungen  bedurfte,  um  durchzudnngen,  und 
nahm  an  den  bezüglichen  Berathungen  der  Nationalversamm- 
lung persönlich  Theil;  am  15.  März  wurde  ein  wirklich  viel- 
fach veränderter  Entwurf  von  dieser  Behörde  genehmigt  und 
den  andern  Kantonen  zur  Annahme  empfohlen.  Der  franzö- 
sische Botschafter  (Mengaud)  war  einverstanden;  allein  die 
diesseits  gethanen  Schritte  in  Paris,  um  die  Zustimmung  der 
Regierung  zu  erlangen,  schlugen  fehl. 

Dieser  Misserfolg  kann  den  Schweizer  nicht  abhalten, 
den  besprochenen  Versuch,  die  Einheit  erträglicher  zu  machen, 
anzuerkennen.  *)  Es  ist  auch  eine  völlig  sichere  Thatsache, 
dass  die  Basler  Bearbeitung  willkommen  war  und  in  zehn 
deutschen  Kantonen,  nebst  Obwalden,  freilich  überall  in  auf- 
fällig kurzen  Fristen  für  die  Abstimmung,  angenommen  wurde, 
was  hier  vorgreifend  bemerkt  sein  mag. 

Nur  in  Kürze  sind  die  inzwischen  von  General  Brune, 
zum  Theil  nach  Winken  seiner  Oberbehörde,  entworfenen 
Theilungspläne  zu  berühren.  Am  27.  Februar  hatte  ihm 
das  Direktorium  nahegelegt,  dass  das  Waatland,  das  Wallis 
und  die  italienischen  Vogteien  zusammen  eine  Republik  oder 
noch  besser  drei  verbündete  Freistaaten  bilden  könnten; 
dafür  wirkten  auch  die  französischen  « Residenten  »  in  Genf 
und  Wallis.  Brune  hatte  aber  zunächst  an  den  Kampf  gegen 
Freiburg  und  Bern  zu  denken  und  gelangte,  nach  mancherlei 
Verhandlungen,  erst  am  16.  März  zu  einem  bestimmten  Ent- 
schluss ;  er  proklamirte  jetzt  die  r  h  o  d  a  n  i  s  c  h  e  Republik, 
die  fünf  Kantone  umfassen  und  ungefähr  nach  dem  Pariser 
Verfassungsplan  sich  einrichten  sollte.  Am  19.  folgte  die 
Verkündigung  einer  helvetischen  Republik,  die  1 2  deutsche 
Kantone  vereinigte,  mit  ähnlichen  Vorschriften;  für  die  Ur- 
kantone,  mit  Glarus  und  etwa  auch  Graubünden,  sah  er  ein 
drittes  Gebilde  der  Art  vor,  das  als  T  e  1 1  g  a  u  unabhängig 
sein  mochte;  durch  Abgeordnete  jener  Stände  waren  ihm 
nämlich  dringende  Vorstellungen  gegen  die  Einheit  gemacht 
worden.  Eine  solche  Zerreissung  wurde  aber  sofort  als  eine 
Vorbereitung   zur  Annexion   beurtheilt  und   von  allen  Seiten 


*)  Genaaeres  ist  bei  Strick  1er,  Helvetische  Revolution,  S.  88—89, 
zu  finden ;  vergl.  0  o  c  h  s  1  i ,  p.  32,  38. 
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bekämpft ;  auch  Ochs  nahm  sich  der  Einheit  ernstlich  an,  und 
Brune,  dem  unterdessen  auch  seine  Regierung  bessere  Winke 
ertheilt  hatte,  gab  nach;  am  22.  erliess  er  eine  neue  Kund- 
machung, welche  die  Einheit  wieder  herstellte  und  Weisungen 
für  die  erforderlichen  Wahlen  gab.  Am  28.  nahm  er  von 
Bern  Abschied;  «m  gleichen  Tage  aber  zog  dort  ein  express 
ernannter  Kommissär  der  französischen  Regierung  ein,  der 
ungesäumt  eine  Reihe  wichtiger  Verfügungen  traf. 

Wir  stehen  hiemit  an  einem  Wendepunkte.  Früher 
(S.  14 — 21)  wurde  berichtet,  wie  in  fast  allen  Gebietstheilen  die 
alten  Obrigkeiten  beseitigt  und  durch  neue  ersetzt  worden; 
jetzt  ist  beizufügen,  dass  ein  grosser  Theil  der  schweizer. 
Völkerschaften  einer  neuen  Ordnung,  in  der  Form  einer  straffen 
Einheit,  sich  bereits  unterzogen  hatte  oder  sich  dazu  an- 
schickte, freilich  in  der  Hoffnung,  dadurch  der  Herrschaft  einer 
fremden  Militärmacht  zu  entgehen,  da  dies  von  deren  Agenten 
vielfach  verheissen  worden.  Innere  Gegensätze  waren  aber 
damit  noch  nicht  gehoben;  im  Grosstheil  der  sich  neu  organi- 
sirenden  Gemeinwesen  war  nämlich  ein  Repräsentativsystem 
adoptirt,  das  allerdings  noch  unfertig  aussah;  die  ältesten 
Stände  und  einige  Nachbarlandschaften  hingen  aber  fest  an 
der  reinen  Demokratie,  dem  Landsgemeinden-System,  und 
bereiteten  sich  zu  dessen  bewaffneter  Vertheidigung  vor.  Es 
eröffnete  sich  daher  —  schon  im  März  —  die  ernste  Frage, 
ob  Frankreich  dieses  Herkommen  achten  und  sich  mit  irgend 
einem  Freundschaftsbande  begnügen  oder  aber  mit  Gewalt 
vorgehen  werde,  um  auch  diese  Völklein  in  den  eisernen  Ring 
der  Einheit  zu  zwingen.  An  sich  war  die  Frage  schwierig 
genug;  die  Gebiete  derselben  konnte  weder  Frankreich  noch 
die  Schweiz  einem  fremden  Einfiuss,  z.  B.  dem  in  Graubünden 
immer  noch  mächtigen  österreichischen,  überlassen ;  es  musste 
ein  festes  Verhältnis  gefunden  werden,  das  aber  schwer  zu 
formuliren  war.  Wie  viel  sich  der  Art  erreichen  liess, 
ist  hier  nicht  zu  erörtern,  sondern  blos  auf  die  manigfaltigen 
Folgen  hinzudeuten ,  die  eine  friedliche  Gestaltung  dieser 
Verhältnisse  mit  sich  bringen  mochte. 

Die  Entscheidung  erfolgte  auf  revolutionärem  Wege,  d.  h. 
mit  Gewalt,  da  die  französische  Regierung  Eile  hatte,  der 
Schweiz    völlig    Meister    zu    werden.     Ihr    Bevollmächtigter, 
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Bürger  Lecarlier,  erklärte  aus  Gründen,  die  nur  für  seine 
Partei  ein  Interesse  hatten,  die  in  dem  Pariser  Text  ange- 
brachten Äenderungen  als  nichtig,  in  der  Meinung,  dass  jede 
bisher  geschehene  Annahme  der  Verfassung  blos  für  jene  gelte; 
sodann  bestätigte  er  den  von  Brune  bekundeten  Willen,  einen 
Kanton  Oberland  mit  dem  Hauptort  Thun  zu  schaffen, 
traf  also  selbst  an  dem  gültigen  Inhalt  eine  Aenderung,  und 
hierauf  bestimmte  er  den  Tag  der  Vereinigung  der  bereits 
gewählten  «  Gesetzgeber  »  und  die  provisorische  Hauptstadt : 
Aarau;  die  definitive  sollte  Luzem  sein,  etc. 

Dieser  Erlass  (Texte  Nr.  1),  dessen  Vollziehung  General 
Schauenburg  am  29.  März  anordnete,  kam  gewissermassen  zu 
spät,  beförderte  nun  aber  da  und  dort  die  Entscheidung  für 
den  Anschluss,  soweit  dieselbe  vorbereitet  war. 

In  einer  Proklamation  vom  28.  März  werden  die  Schweizer 
aufgefordert,  die  angenommene  Verfassung  in  Wirksamkeit 
zu  setzen  und  auf  Rechnung  der  gestürzten  «  Tyrannen  »  die 
Bedürfnisse  der  französischen  Armee  willig  zu  befriedigen; 
von  einem  Termin  oder  einer  Bedingung  ihres  Abzuges  ist 
dabei  keine  Rede,  und  so  blieben  sie  denn,  mehr  oder  weniger 
zahlreich,  als  Beschützer  der  neuen  Ordnung  Jahre  lang  im 
Lande.  Nur  indirekt  war  mit  dieser  Kundmachung  ausge- 
sprochen, dass  kein  Widerstand  gegen  die  von  Frankreich 
gegebene  «  Constitution  »  anerkannt  werden  würde. 

Die  neuen  Behörden,  auf  die  bereits  hinzuweisen  war, 
gingen  nun  aus  Wahlen  hervor,  an  denen  sich  jede  nicht  ge- 
richtlich von  der  Ehrenfähigkeit  ausgeschlossene  Manns- 
person von  wenigstens  20  Jahren  betheiligen  konnte,  also 
<  Burger  >  oder  «  Landleute  »  und  «  Beisassen  »  oder  «  ewige 
Einwohner  >  etc.  ohne  Unterschied ;  selbst  Fremde,  die  seit 
20  Jahren  in  der  Schweiz  gewohnt  hatten,  wurden  zugelassen, 
und  damit  war  ein  grosser  Theil  des  Volkes  zu  dem  Vorzug 
eines  wirklichen  Bürgerrechts  gelangt ;  dieser  Neuerung 
entsprach  das  Losungswort  Freiheit  und  Gleichheit. 
Freilich  beschränkte  sich  die  so  freigebig  gewährte  Theilnahme 
an  politischen  Geschäften  zunächst  auf  die  Bezeichnung  von 
Wahlmännern,  je  1  auf  100  Bürger;  diese  hatten  sich, 
meist  nach  wenigen  Tagen,  in  den  Hauptort  des  Kantons  zu 
begeben,  um  die   «  Repräsentanten  »,  d.  h.  die  Mitglieder  der 


^ 
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beiden  gesetzgebenden  Räthe,  sodann  ein  Mitglied 
des  Obersten  Oerichtshofs,  13  Mitglieder  eines 
Kantonsgerichts  und  für  beide  Kollegien  ebenso  viele 
Suppleanten,  endlich  fünf  Mitglieder  der  kantonalen  Y  e  r  - 
waltungskammer,  nebst  gleich  vielen  Ersatzmännern, 
zu  wählen.  Für  den  Senat  waren  je  4,  für  den  grossen 
B  a  t  h  je  8  Repräsentanten  bestimmt;  diese  gleiche  Vertretung 
der  Kantone  sollte  aber  in  der  Folge  nach  dem  Massstab  der 
Bevölkerung  verändert  und  von  Jahr  zu  Jahr  abwechselnd 
der  eine  oder  andere  Rath  zu  einem  Viertel  oder  Drittel 
erneuert  werden.  -  Was  das  Stimmrecht  des  Volkes  betrifft, 
so  wurde  demselben  auch  die  Annahme  oder  Ablehnung  der 
Verfassung  und  ihrer  Aenderungen  unterworfen,  bald  auch, 
jedoch  nur  indirekt,  die  Wahl  von  Distriktsrichtern 
eingeräumt  und  endlich  auch  die  Bestellung  von  Gemeinds- 
behörden überlassen,  die  aber  grossentheils  jetzt  schon 
verändert  wurden. 

In  den  ersten  Tagen  Aprils  begaben  sich  nun  die  ge- 
wählten Deputirten  nach  Aarau,  wo  sie  aber  vorläufig  blos 
privatim  Berathungen  pflegen  konnten;  erst  am  11.  Abends 
trafen  diejenigen  des  Kantons  Leman  ein,  die  man  gespannt 
erwartet  hatte.  Jetzt  waren  10  Kantone  vertreten:  Aargau, 
Basel,  Bern,  Freiburg,  Leman,  Luzern,  Ober- 
land, Schaffhausen,  Solothurn  und  Zürich. 
Den  folgenden  Tag  vereinigten  sich  121  Repräsentanten  zu 
einer  <  Sitzung  »,  um  sich  in  die  zwei  Kammern  zu  scheiden 
und  den  Vorschriften  der  Verfassung  gemäss  die  Verband- 
lungen zu  beginnen.  Den  ersten  Gegenstand  derselben  bildete, 
dem  Diktat  des  französischen  Kommissärs  entsprechend,  die 
Verkündigung  der  <  Unabhängigkeit  der  schweizerischen 
Nation »,  die  nun  eine  « einzige  untheilbare  demokratische 
und  repräsentative  Republik  >  bilden  sollte.  Die  Hauptsätze 
der  Verfassung  wurden  öffentlich  verlesen,  woran  sich  ein 
patriotisches  Fest  anschloss.  Diesem  Tage  zu  Ehren 
wurde  seither  die  Verfassung  auf  den  12.  April  1798  datirt, 
obwohl  weder  eine  handschriftliche  Ausfertigung  noch  ein 
amtlicher  Druck  derselben  mit  einem  bestimmten  Datum  ver- 
anstaltet worden  ist.  Diese  Unterlassung  erklärt  sich  aber 
ohne   Zweifel   durch   die   schon   in   den   allernächsten  Tagen 
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gestellten    Anträge   auf  einzelne  Abänderungen,    die   freilich 
noch  nicht  durchdrangen. 

Die  Handhabung  und  Durchführung  der  neuen  Verfassung 
nahmen  indessen  die  französischen  Gewalthaber  für  sich  in 
Anspruch.  Die  noch  nicht  beigetretenen  Kantone  und  Land- 
schaften wurden  unter  Drohungen  aufgefordert,  sich  anzu- 
schliessen;  Abgeordnete  derselben,  die  beauftragt  waren,  in 
Paris  ihre  Vorstellungen  geltend  zu  machen,  erhielten  die 
gewünschten  Pässe  nicht.  Da  Z  u  g  sich  sträubte,  die  Konsti- 
tution anzunehmen,  so  verfügte  Lecarlier  (11.  April),  dass  die 
ihm  durch  den  Pariser  Entwurf  zugetheilten  Gebiete  der  Frei- 
ämter und  der  Grafschaft  Baden  einen  eigenen  Kanton  — 
Baden  —  bilden  sollten,  und  der  weitausgreifende  Wider- 
stand der  « Länder  >,  der  zu  Anfang  Mai  in  hartnäckigen 
Kämpfen  gipfelte,  veranlasste  eine  noch  weit  schärfere  Mass- 
regel, zu  welcher  sich  die  französischen  Behörden  mit  den 
helvetischen  vereinigten.  üri,  Schwyz,  ünterwalden  und 
Zug  wurden  in  den  Kanton  Waldstätten,  Glarus  mit 
Gaster,  ütznach,  der  March,  Rapperswyl,  Sargans,  Werden- 
berg, Oberrheinthal  und  Obertoggenburg  in  den  Kanton  Linth., 
Appenzell,  Untertoggenburg,  Stadt  und  Landschaft  St.  Gallen 
und  das  Dnterrheinthal  in  den  Kanton  S  e  n  t  i  s  zusammen- 
geschmolzen (4.  Mai).  Der  Antrag,  auch  die  italienischen 
Vogteien  in  einem  Kanton  (Tessin)  zu  vereinigen,  fiel  dagegen 
durch.  Von  22  Kantonen,  die  ursprünglich  vorgesehen  waren, 
gingen  so  8  unter,  während  zwei  neue  entstanden  (Oberland, 
Baden) ;  hinwider  wurde  Wallis,  nach  heissem  Kampfe  mit 
französischen  Truppen,  für  die  Republik  behauptet,  während 
Graubünden  sich  noch  nicht  zum  Beitritt  entschliessen  konnte. 
Es  blieben  nun  18  Kantone  bestehen,  die  man  hier,  wie  es 
damals  üblich  war,  alphabetisch  aufzählt:  Aargau,  Baden, 
Basel,  Bellinzona,  Bern,  Freiburg,  Leman, 
Linth,  Lugano,  Luzern,  Oberland,  Schaff- 
hausen, Sentis,  Solothurn,  Thurgau,  Wald- 
stätten, Wallis,  Zürich.  —  Graubünden  (Rätien)  blieb 
auch  nach  der  formellen  Vereinigung  (1799—1800)  in  einer 
Art  Sonderstellung. 

Von  einigem  Interesse  ist  es,  die  Stellung  der  Kantone 
in  der  neuen  Republik  zu  bezeichnen.     Vorerst  war  (in  Art.  15) 
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ausgesprochen,  dass  es  keine  Grenzen  (frontieres)  zwischen 
Kantonen,  Distrikten  und  Gemeinden  mehr  geben  sollte,  und 
durch  Gesetz  die  Gebietseintheilung  verändert  werden  könne; 
diese  sollte  blos  für  Wahlen,  Gerichts-  und  Verwaltungsge- 
schäfte gültig  sein.  Desshalb  ist  der  Satz  in  Art.  16,  dass 
die  K  a  n  1 0  n  e  (in  Rechten)  gleich  seien,  selbstverständlich 
und  überflüssig,  und  noch  weniger  praktisch  die  Vorschrift,  dass 
alljährlich  ihr  Rang  durch  das  Loos  zu  bestimmen  sei ;  that- 
sächlich  kam  dieselbe  nie  zur  Sprache  und  Anwendung.  Hin- 
wider setzte  Art.  48  fest,  dass  die  Zivilgesetze  und  zu- 
gehörigen Gewohnheiten  der  Kantone  gelten  sollten,  bis  sie 
durch  neue  Gesetze  —  für  die  ganze  Republik  —  ersetzt  wären; 
desshalb  wurde  darauf  geachtet,  dass  jeder  Kanton  ein  rechts- 
kundiges Mitglied  im  Obergerichte  habe.  In  der  Wirklichkeit 
erstreckte  sich  der  Gebrauch  der  herkömmlichen  Satzungen 
und  Rechtsformen  auch  auf  das  Strafrecht  und  das  Polizei- 
wesen, und  damit  blieb  auch  manches  andere  lebendig. 

Daneben  hatte  jeder  Kanton  einen  Regierungsstatt- 
halter, eine  Verwaltungskammer,  ein  Kantonsgericht;  bei  der 
Einteilung  in  Distrikte  wurde  auf  die  alten  Kantonsgrenzen 
soweit  möglich  Rücksicht  genommen.  Nicht  blos  ideell, 
sondern  einstweilen  auch  thatsächlich,  hatten  die  Kantone  in 
den  gesetzgebenden  Räthen  die  gleiche  Vertretung,  und  nur 
zu  sehr  wurde  die  formale  Gleichheit  festgehalten  in  der  Mit- 
gliederzahl ihrer  Behörden ,  den  Besoldungen  und  andern 
Dingen,  zum  Schaden  der  grössern  Kantone  und  zu  Lasten 
des  Staates. 

Gleich  waren  die  Kantone  endlich  auch  in  ihrer  Ab- 
hängigkeit von  der  Regierung,  überhaupt  von  der  Zentral- 
gewalt. Den  Regierungsstatthalter,  der  die  Verwaltungs- 
kammer, das  Kantonsgericht  und  indirekt  alle  andern  Be- 
hörden zu  überwachen  hatte,  ernannte  das  Direktorium 
schlechthin  von  sich  aus,  und  nach  freiem  Ermessen  konnte 
es  ihn  jederzeit  abberufen ;  die  Beschlüsse  der  gesetzgebenden 
Räthe  waren  für  alle  Landestheile  unbedingt  verbindlich,  falls 
sie  nicht  selbst  Ausnahmen  bestimmten  (was  nicht  leicht  vor- 
kam) ;  die  Verwaltungskammer  und  das  Kantonsgericht  konnten 
durch  den  Statthalter  besondere  resp.  expresse  Aufträge  des 
Direktoriums  oder  der  Minister  erhalten,  die  sie  zu  befolgen 
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hatten.  Wenn  ihnen  einzelne  Vorschriften  bedenklich  oder 
unausführbar  erschienen ,  so  mochten  sie  direkt  oder 
durch  den  Statthalter  Vorstellungen  einreichen,  waren  aber 
eines  Erfolges  nie  sicher.  Gewisse  Strafi^lle  hatte  das 
Eantonsgericht  blos  als  erste  Instanz  zu  beurtheilen,  und 
mehrfach  war  seine  Wirksamkeit  auch  sonst  von  oben  her 
beschränkt.  Sehr  empfindlich  war  aber  besonders  die  Ge- 
bundenheit in  ökonomischer  resp.  finanzieller  Hinsicht.  Kraft 
eines  besondern  Gesetzes  (vom  24.  April  1798)  gingen  Ver- 
mögen und  Schulden  der  alten  Stände  an  die  c  Nation  »  über ; 
es  gab  daher  keine  selbständige  Eantonskasse  mehr;  über 
Einnahmen  und  Ausgaben,  selbst  über  Mieth-  und  Pachtver- 
träge hatte  die  Verwaltungskammer  Rechnung  abzulegen  und 
Bestätigung  einzuholen,  was  sich  am  Ende  sogar  auf  kleine 
Baukosten  u.  dgl.  erstreckte.  Die  Zeughäuser  und  ihre  Ver- 
waltung wurden  national.  Kantonswappen  und  andere  alte 
Abzeichen  waren  verpönt.  Behörden,  welche  in  der  Verfassung 
nicht  vorgesehen,  nicht  «  konstituirt »  waren,  mussten  weichen 
oder  sich  eine  unsichere  Existenz,  mit  zweifelhaften  Befug- 
nissen, gefallen  lassen.  Anstalten  aller  Art  für  Erziehung, 
Krankenpflege  etc.  kamen  unter  die  Aufsicht  der  Zentral- 
gewalt, und  Eingriffe  in  manche  andere  Verhältnisse  waren 
bei  dem  Zuge  der  Zeit  möglich,  wenn  keine  Störung  eintrat. 

Es  ist  hier  nicht  eine  Beurtheilung  dieser  Dinge  beab- 
sichtigt, sondern  lediglich  deren  Feststellung;  bei  der  Be- 
deutung derselben  findet  man  sie  auch  wichtiger  als  die 
Besprechung  einzelner  Paragraphen,  weil  eine  Menge  von 
Interessen  damit  zusammenhing,  und  von  Anfang  her  der 
Wunsch,  den  Kantonen  noch  etwelches  eigene  Leben  zu  er- 
möglichen, sich  laut  geäussert  hatte,  sodass  nahezu  alle 
Aenderungsvorschläge  in  dieser  Richtung  einig  gingen.  Diese 
Bedeutungslosigkeit  der  Kantone  wurde  indess  noch  drücken- 
der oder  kränkender,  wenn  die  Regierung,  von  einem  Partei- 
interesse geleitet  oder  durch  Anzeichen  von  unbotmässiger 
Gesinnung  gereizt,  Statthalter,  Verwaltungskammern  oder 
Gerichte  entsetzte  und  damit  die  Wirkung  der  Volkswahlen 
missachtete.  Auch  gegen  diese  Befugnis  (§  105)  und  Gewalt- 
übung wurden  Mittel  gesucht,  die  sich  aber  nur  in  einer  Ver- 
fassungsänderung finden  Hessen. 
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Dies  führt  uns  zu  der  Aufgabe,  die  Stellung  des  Direk- 
toriums  vollends   zu   umschreiben.    Dasselbe  war  nämlich 
^  nicht  blos  eine   «vollziehende  Behörde»,   sondern   eine  über- 

reichlich ausgestattete  Regierungsgewalt.  Reden  wir  zunächst 
von  dem  Kollegium  selbst,  so  lassen  sich  dessen  Befugnisse 
unterscheiden  in  diejenigen,  die  es  in  voller  Freiheit  ausüben 
konnte,  und  in  solche  die  es  gewissermassen  mit  andern  Ge- 
walten verknüpften.  Die  Verfassung  übertrug  ihm  die  Sorge 
für  die. äussere  und  innere  Sicherheit  des  Landes;  es  hatte 
demgemäss  die  Verfügung  über  die  Armee,  die  zugehörigen 
Mittel  und  die  Wahl  aller  Offiziere,  ohne  Unterschied  des 
Grades;  es  konnte  seine  Polizeianstalten  bis  zu  Verhaftungen 
ausdehnen,  die  jedoch  nur  provisorische  sein  sollten.  Es  ver- 
trat die  Republik  gegen  das  Ausland  und  hatte  Botschaften 
dahin  abzuordnen,  Unterhandlungen  einzuleiten  und  Verträge 
abzuschliessen ;  für  besondere  politische  Zwecke  waren  ihm 
auch  geheime  Ausgaben  gestattet.  Im  Innern  stand  ihm  die 
Aufsicht  über  alle  Verwaltungs-  und  Gerichtsbehörden  zu; 
für  die  Besorgung  oder  Leitung  der  ihm  daraus  erwachsenden 
Geschäfte  hatte  es  Minister  und  Schatzkommissäre,  für  die 
Kantone  Regierungsstatthalter  (prefets  nationaux)  und  Ober- 
einnehmer zu  ernennen  und  allfällig  auch  zu  ersetzen.  Diese 
Machtfülle  ergänzte  nun  die  Befugnis,  an  die  gesetzgebenden 
Räthe  —  in  «  Botschaften  >  —  über  jeden  Gegenstand,  der  sie 
beschäftigen  konnte,  Vorschläge,  Berichte  oder  Gutachten  zu 
richten;  in  Finanzfragen  hatte  es  sogar  allein  das  Antrags- 
recht; ebenso  mussten  Begnadigungen  von  ihm  proponirt 
werden.  Die  von  den  Räthen  erlassenen  Gesetze  sollte  es 
besiegeln,  kundmachen  und  die  Vollziehung  anordnen ;  es  konnte 
aber  geschehen,  dass  es  damit  zögerte.  Ueber  Krieg,  Frieden, 
Bündnisse  und  andere  Verträge  hatten  zwar  die  Gesetzgeber 
den  höchsten  Entscheid ;  doch  stand  dem  Direktorium  zu,  mit 
gewissen  Bedingen  geheime  Artikel  anzunehmen,  die  es  nicht 
vorlegen  musste.  Die  Mittel  für  die  Kosten  der  Verwaltung 
hatte  es  von  der  Gesetzgebung  zu  begehren,  und  über  deren 
Verwendung  war  es  Rechenschaft  schuldig,  eine  Verbindlich- 
keit, deren  richtige  Erfüllung  ihm  die  Umstände  freilich  sehr 
erschwerten.  Zu  bemerken  ist  endlich,  dass  es  dem  Ober- 
gerichtshof nicht  blos  (aus  dessen  Mitgliedern)  den  Vorsitzer, 
sondern  auch  den  ersten  Sekretär  und  den  <  öffentlichen  An- 


r 


—     33    — 

k]äger>  zu  geben  hatte,  welche  Bevormundung  glücklicher- 
weise nicht  weiter  getrieben  wurde. 

Kürzer  können  die  Bemerkungen  über  die  Mitglieder,  die 
«  Direktoren  »,  sein.  Einzeln  hatten  sie  keine  Amtsbefug- 
nisse, so  gewichtig  auch  ihre  Stimme  sein  mochte ;  sie  konnten 
eine  Entscheidung  oder  Verfügung  blos  vorbereiten.  Die  Vor- 
schriften betreffend  Alter,  Familienstand,  frühere  Leistungen 
etc.  bedürfen  keiner  Beleuchtung;  das  komplizirte  Wahlver- 
fahren, besonders  für  die  Ausloosung  und  die  Ersatzwahl,  er- 
klärte sich  aus  der  Absicht,  Intriguen  soweit  möglich  einzu- 
schränken, die  sich  dadurch  doch  nicht  ganz  verhüten  Hessen ; 
die  Emeuerungswahlen,  die  jedes  Jahr  ein  Mitglied  ausmerzten, 
sollten  die  Unsicherheit  der  Stellung  fühlbar  machen;  eine 
Milderung  für  die  Betroffenen  lag  aber  in  dem  Recht,  als 
Ueberzählige  in  den  Senat  einzutreten,  —  vielleicht  um  eine 
Wiederwahl  abwarten  und  vorbereiten  zu  können.  Früh 
erregte  gerade  dieses  Seitenthürchen  für  Ehrgeizige  Anstoss. 
Schnöde  Eingriffe  des  französischen  Kommissärs  (Bapinat)  be- 
wirkten übrigens  schon  nach  zwei  Monaten  (Juni  1798)  eine 
Störung  des  verfassungsmässigen  Ganges,  die  sich  dann  frei- 
lich nicht  wiederholte.  Auch  ohne  diesen  Gewaltakt  litt  aber 
das  Direktorium  früh  und  immer  mehr  unter  dem  offenen  und 
geheimen  Vorwurf,  ein  Geschöpf  und  Werkzeug  einer  despo- 
tischen fremden  Regierung  zu  sein,  und  auf  einzelnen  Männern, 
die  bisweilen  ihre  Bürgerpflicht  vergassen,  musste  derselbe 
haften  bleiben.  Um  so  mehr  bedurfte  das  Direktorium  des 
Schutzes  durch  fremde  Waffen,  der  ihm  selbst  und  dem  Lande 
zu  unberechenbarem  Schaden  gereichte. 

Diese  Fremdherrschaft  hatte  übrigens  eine  Stütze  in  einer 
Partei  des  Volkes  und  ihren  c  Repräsentanten  »,  d.  h.  im  ge- 
setzgebenden Körper,  und  zwar  zumeist  in  denjenigen 
Elementen,  die  sich  zu  der  durch  die  Zeit  geforderten  Arbeit 
am  wenigsten  eigneten.  Hier  hatten  die  Wahlvorschriften 
und  die  gutgemeinten  Ansprachen  der  Vorsitzer  nicht  geholfen ; 
es  sollte  daher  kein  grosser  Mangel  sein,  wenn  diese  Formalien 
der  Verfassung  keine  Erörterung  finden ;  auch  die  Amtspausen 
für  die  in  den  Erneuerungswahlen  Ausgeloosten  werden  kaum 
einem  lebhaften  Interesse  begegnen.  Nur  das  Allgemeinste 
hat  hier  etwelche  Bedeutung.    Erfahrungen  der  französi- 
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sehen  Revolutionsgeschichte  lieferten  die  Motive  für  die 
Satzungen,  dass  die  Räthe  sich  alljährlich  für  wenigstens  drei 
Monate  vertagen  sollten,  was  freilich  nicht  geschah;  dass  sie 
sich  in  Geschäfte  der  Regierung  und  der  Gerichte  nicht  mischen, 
ihre  eigenen  Befugnisse  nicht  delegiren,  sich  nie  in  einem 
Lokal  vereinigen  und  keine  ständigen  Kommissionen  bestellen 
sollten ;  dahin  gehört  auch  die  Schutzmassregel,  dass  die  Zahl 
der  Zuhörer  diejenige  der  Rathsmitglieder  nicht  übersteigen 
sollte,  und  theilweise  auch  die  Zulassung  geheimer  Sitzungen 
(als  <  Comite  »),  die  bis  zum  Uebermass  in  Anwendung  kam. 
Die  Absonderung  in  Lokalen,  Wachen  und  Kostümen  be- 
günstigte übrigens  den  früh  erwachten  Korpsgeist.  Mit  Aus- 
nahme der  Verfassungsfragen  hatte  nämlich  der  grosse 
R  a  t  h  die  Initiative  für  Gesetze  und  Dekrete ;  an  ihn  gingen 
in  der  Regel  die  Botschaften  des  Direktoriums;  war  er  über 
einen  Gegenstand  schlüssig  und  die  gefasste  Meinung  formulirt, 
so  gelangte  diese  an  den  Senat,  der  die  Vorlage  bestätigen 
oder  verwerfen,  nicht  aber  verändern  oder  Verbesserungen 
bezeichnen  konnte;  die  Zurückweisung  geschah  oft  einzig 
wegen  «Redaktionsfehlern»,  sonst  aber  ohne  Begründung, 
und  daraus  ergaben  sich  leicht  Unsicherheiten  in  den  Motiven, 
Verzögerungen,  mangelhafte  Ausarbeitungen  und  schliesslich 
Stauungen  zwischen  den  beiden  Kamtnern.  (Unzulänglich  war 
auch  von  Anfang  die  Sorge  für  die  Bekanntmachung  der  Ge- 
setze etc.,  zum  Theil  aus  falscher  Sparsamkeit,  zum  Theil  aus 
Empfindlichkeit  u.  s.  w.). 

Die  allgemeine  Organisation  betreflfend  ist  nur  Einzelnes 
noch  zu  berühren.  Von  den  M  i  n  i  s  t  e  r  n  ,  deren  Zahl  zeit- 
weise sechs  betrug,  ist  um  so  weniger  zu  reden,  als  ihre 
Geschäftskreise  erst  durch  ein  Gesetz  (2.  Juli  1798)  bestimmt 
wurden;  doch  mag  bemerkt  sein,  dass  jedes  Ministerium  seinen 
Beamtenstab  erhielt,  der  nicht  allseitige  Billigung  fand.  Eine 
der  wichtigsten  Stellen  hatte  der  Generalsekretär  des 
Direktoriums,  unter  dem  ebenfalls  ein  stark  besetztes  Bureau 
stand.  Gesandte  wurden  nur  nach  Paris  und  Mailand  ver- 
ordnet; erst  nach  Jahren  wagte  man,  eine  Botschaft  auch  in 
Wien  zu  etabliren.  Der  Oberste  Gerichtshof,  dem 
ein  grosses  Arbeitsfeld  zufiel,  beschäftigte  dennoch  die  öffent- 
liche Aufmerksamkeit  am  wenigsten. 
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Zu  den  zentralen  oder  einheitlichen  Instituten  gehörte 
endlich  das  Militärwesen;  aber  die  bezüglichen  Satzungen 
der  Konstitution  (Tit.  VIII)  sind  offenbar  dürftig.  Weder  ist 
die  erlaubte  Stärke  der  stehenden  Truppen  (für  Wachen, 
Mobilkolonnen  etc.)  bestimmt,  noch  die  Aufstellung  einer  ge- 
nügenden Milizarmee  vorgesehen.  Etwelchen  Ersatz  bot  da- 
für ein  Gesetz  (13.  Dez.  1798),  dessen  Durchführung  aber  bald 
die  Finanznoth  vereitelte. 

Es  bleiben  die  für  die  Kantone  und  ihre  Abtheilungen 
bestellten  « Autoritäten  >  übrig,  wobei  vorab  bemerkt  werden 
muss,  dass  in  den  ersten  Monaten  die  Kantone  durch  besondere 
Gesetze  in  «Distrikte»  von  etwa  8— 11,000  Seelen  eingetheilt 
wurden,  diese  Theilung  aber  als  blos  provisorische  galt.  Voran 
steht  nun,  wie  schon  angedeutet,  der  Regierungsstatt- 
halter, dessen  Obliegenheiten  etc.  Titel  X  aufzählt.  Zu  be- 
achten ist  vornehmlich  die  Ernennung  der  Präsidenten  des 
Kantons-  und  der  Diatriktsgerichte  und  der  Verwaltungs- 
kammer, sowie  der  Oberschreiber  des  Kantonsgerichts  und  der 
«  Verwaltung »,  und  endlich  des  « öffentlichen  Anklägers  j> 
(Staatsanwalts)  bei  dem  erstem,  —  eine  Gewalt,  die  bei  dem 
Wechsel  der  Parteiherrschaft  leicht  missbraucht  wurde.  In 
den  einzelnen  Bezirken  amtete  ein  von  dem  Regierungsstatt- 
halter frei  erwählter  ünterstatthalter;  dieser  hatte  in 
den  Gemeinden  je  einen  oder  mehrere  Agenten  zu  bestellen, 
denen  es  an  Arbeit  nicht  fehlte.  Von  Gemeindsbehörden 
schweigt  die  Verfassung;  erst  nach  langen  Berathungen  kam 
eine  Auseinandersetzung  zu  Stande,  indem  für  die  Besorgung 
der  Gemeingüter  eine  Gemeindskammer  (Regie),  für  die 
allgemeine  Verwaltung  und  Polizei  eine  Munizipalität 
eingesetzt  wurde,  eine  Neuerung,  die  sich  wenigstens  in  den 
Grundzügen  bewährte. 

Bei  den  Gerichten  fiel  den  Zeitgenossen  einerseits  die 
grosse  Zahl  der  Mitglieder  auf;  der  erklärte  Zweck  derselben 
war  indess  eine  möglichst  unparteiische  Rechtsprechung,  die 
freilich,  wie  die  Erfahrung  zeigte,  nicht  blos  von  der  Grösse 
der  Mehrheit  abhing ;  anderseits  trug  die  durchgängig  gleiche 
Zahl  der  Verschiedenheit  der  Kantone  und  Bezirke  zu  wenig 
Rechnung.  Derselbe  Mangel  ergab  sich  für  die  Verwaltungs- 
kammem.    Ergänzungen  der  letztern  schuf  das  Direktorium 
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selbst  in  den  Erziehungsräthen  und  Sanitätsräthen 
für  jeden  Kanton,  deren  Wirksamkeit  freilich  sehr  verschieden 
ausfiel. 

Für  die  Organisation  der  öffentlichen  Gewalten  interessiren 
sich  nie  alle  Bürger  in  gleichem  Masse,  zum  Theil  aus  nahe- 
liegenden Gründen;  einen  wesentlichen  Theil  der  Verfassung 
«vom  12.  April»  bildeten  nun  aber  die  14  Sätze  des  I.  Titels; 
denn  sie  bezeichneten  den  Unterschied  von  dem  gestürzten 
System,  den  erstrebten  Fortschritt,  das  Ziel  der  neuen  Ordnung ; 
sie  gaben  dem  jungen  Staat  einen  wirklich  neuen  Boden,  seinen 
Angehörigen  gleichsam  eine  frische  Atmosphäre;  ein  Nachklang 
der  französischen  «Erklärung  der  Menschenrechte»,  stellten 
sie  eine  Reihe  von  Anwendungen  oder  Richtlinien  auf,  welche 
die  Gesetzgebung  leiten  sollten.  Wenn  einzelne  Aussprüche. 
(4.  5.  6.  8.  11)  theil  weise  phrasenhaft  klingen,  so  fühlte  doch 
jeder  Leser  etwas  Richtiges  heraus;  ein  idealer  Sinn  liegt 
z.  B.  in  den  §§4  und  14,  die  freilich  gern  verspottet 
wurden.  Der  viel  angefochtene  §  6,  eine  Summe  von  Er- 
fahrungen resumirend,  wurde  am  liebsten  missdeutet,  weil  die 
Geistlichen  (§  26)  von  politischen  Rechten  völlig  ausgeschlossen 
waren,  und  einzelne  Machthaber  ihre  Geringschätzung  von 
Kirchen  und  Religionen  nicht  verhehlten;  dabei  wirkten  die 
ökonomischen  Einbussen  welche  den  Stand  trafen  mächtig  mit. 

Kann  nur  eine  ausführliche  Geschichte  dieser  Periode  ein 
umfassendes  Urtheil  begründen,  so  möge  doch  ein  zusammen- 
fassendes Wort  von  anderer  Seite  hier  eine  Stelle  finden. 
Prof.  Hilty  sagt  in  seinen  «Vorlesungen  über  dieHelvetik» 
(1878),  S.  216—217: 

«Die  schönen  Seiten  der  helvetischen  Verfassung,  Artikel  die 
wie  Sterne  aus  der  Nacht  der  alten  und  aus  dem  dichten  Nebel  der 
späteren  restaurirten  Zeiten  zu  uns  hinüberleuchten,  und  die  wir  in 
manchen  Punkten  selbst  heute  noch  nicht  wieder  erreicht  haben^ 
sind  dagegen  :  Die  absolute  Aufhebung  jeder  Herrschaft  oder  Un- 
gleichheit unter  den  Bürgere,  sowie  jedes  Hemmnisses  freier  Nieder- 
lassung und  eines  freien,  durch  keinerlei  Zölle  oder  sonstige  Hinder- 
nisse beschränkten  Gewerbebetriebs  durch  die  ganze  Schweiz,  die 
garantirte  und  besser  noch  als  heute  in  ihren  richtigen  natürlichen 
Schranken  defioirte  Gewissensfreiheit,  die  Pressfreiheit,  die  Aufhebung 
aller  erblichen  Titel,  das  Expropriationsrecht,  das  eidgenössische  Be- 
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steaeningsrecht,  die  Aafhebang  aller  ünveräasserlichkeit  von  Gütern 
und  aller  ewrigen  Granddienstbarkeiten ,  das  ausschliessliche,  von 
keinen  kleinen  kantonalen  Ideen  eingeschränkte  schweizerische  Bürger- 
recht, die  leichte  und  zweckmässig  bestimmte  Einbürgerung  Fremder, 
die  zentrale  Aufsicht  Über  Strassen,  Brücken,  Forstwesen,  Armenwesen, 
Uaterricht  und  endlich  die  unverkümmerte  Möglichkeit  einer  eidge- 
nössischen Gesetzgebung  in  Zivil-  und  Straf  recht  und  Prozess.  Beinahe 
in  allen  diesen  Gebieten,  von  denen  die  öffentliche  Wohlfahrt  und  die 
Erziehung  des  gesamten  Volkes  zu  wahrer  Bildong  und  Freiheit  zu- 
meist abhängt,  hat  diese  denkwürdige  Verfassung  Bahn  gebrochen, 
das  rechte  durchschlagende  Wort  gefunden.  Und  wir  sind  heute 
noch,  nach  beinahe  achtzig  Jahren,  und  wer  weiss  wie  lange  ferner 
noch,  darin  fast  ein  Epigonengeschlecht,  das  nicht  an  diese  Väter 
reicht. » 

Bei  solchem  Überschlag  der  Tendenzen  und  Leistungen 
ist  eine  Musterung  der  Einzelheiten  allerdings  nicht  abzu- 
weisen; doch  fallt  eine  solche  nicht  in  den  Kahmen  dieses 
Buches;  es  muss  genügen,  auf  neuere  Übersichten  der  Art 
hinzuweisen,  die  einander  ergänzen.  Zunächst  ist  hervorzu- 
heben, was  Hilty's  erwähnte  c Vorlesungen >  bieten;  von 
einem  andern  Gesichtspunkt  geht  ein  Aufsatz  in  dessen  Polit. 
Jahrbuch  f.  1896  aus  (die  «  Verfassung  von  Malmaison  >),  und 
in  reichlicher  Ausführung  gibt  Prof.  Oechsli  in  dem  Werke 
cVor  hundert  Jahren»,  I.  Theil,  das  Thatsächliche  wie  die 
Kritik  der  ersten  Jahre.  —  Zu  beachten  bleibt  wohl  immer, 
dass  die  Verfassung  selbst  durch  starre  Vorschriften  ein  ge- 
deihliches Zusammenwirken  der  Behörden  erschwerte;  dass 
der  Druck  der  Fremdherrschaft,  der  sich  vom  Grössten  bis 
zum  Kleinsten  erstreckte,  die  Ausführung  guter  Massregeln 
hemmte  oder  verhinderte;  dass  die  Vorliebe  für  französische 
Schöpfungen  Beamte  oder  Volksmänner  oft  missleitete,  und 
ein  ungeduldiger  Idealismus  in  kurzer  Frist  erzwingen  wollte, 
was  nur  in  Jahrzehnden  reifen  konnte. 

(4.)  Der  Allianzvertrag. 

Bleibt  es  disputabel,  jedenfalls  nur  zur  Hälfte  richtig, 
dass  die  oben  charakterisirte  Verfassung  ein  Geschenk  der 
französischen  Regierung  gewesen,  so  wird  diesseits  darüber 
kein  Streit  aufkommen,  dass  die  Beigabe  dieses  Werkes,  der 
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Allianzvertrag,  in  der  durchgesetzten  Form  eine  Fessel 
war,  die  das  Land  nicht  blos  bis  zum  Untergang  der  Einheit, 
sondern  bis  zum  Sturz  der  revolutionären  Regierung  in  Frank- 
reich, also  volle  fünfzehn  Jahre  lang,  drückte.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  den  Gang  der  bezüglichen  Verhandlungen  dar- 
zustellen; hervorzuheben  sind  einstweilen  nur  wenige  Punkte. 
Ein  Bündnis,  und  zwar  ein  offensives,  war  seitens  der  fran- 
zösischen Machthaber  von  Anfang  beabsichtigt,  und  Ochs  ging 
darauf  ein,  zumal  ein  günstiger  Handelsvertrag  verheissen 
wurde;  er  blieb  auch  der  entschiedenste  Verfechter  der  Oflfensiv- 
klausel,  für  die  er  sich  vielleicht  verbürgt  hatte.  Laharpe 
zog  ein  blosses  Schutzbündnis  vor,  schloss  sich  aber  endlich, 
als  Frankreich  mit  Drohungen  focht,  unter  Bedingungen  an, 
welche  dann  grossentheils  unerfüllt  blieben;  ein  Hauptinteresse 
war  für  ihn  der  Schutz  der  neuen  Ordnung  gegen  die  An- 
hänger der  alten ;  zugleich  hoffte  er  etliche  Gebietserweiterungen 
zu  erzielen  und  versprach  sich  einige  Vortheile  von  gegen- 
seitig freiem  Verkehr.  Keines  von  beiden  trat  ein;  nach 
mühevollen  Unterhandlungen  wurde  ein  Handelsvertrag  zwar 
formulirt,  von  den  helvetischen  Behörden  angenommen,  von 
den  französischen  Käthen  aber  begraben.*) 

Der  Allianztraktat  nun  besteht  eigentlich  aus  zwei  Theilen, 
die  völlig  gesondert  wurden.  Der  Haupttheil,  der  osten- 
sible Vertrag,  der  s.  Z.  publizirt  wurde,  ist  hiernach  (T.  Nr.  4) 
abgedruckt.  Der  politischen  Lage  entsprechend  ist  er  zunächst 
als  Friedensvertrag  bezeichnet,  und  diesseits  wurde  er 
auch  nicht  ungern  als  Ende  des  Eroberungszustandes  gewürdigt. 
Eine  Weile  hatte  die  französische  Regierung  gezögert,  auf 
die  Vorschläge  der  Schweizer  einzugehen ;  zuerst  musste  ja 
die  gesuchte  Beute  eingebracht  und  die  junge  helvetische  Re- 
gierung durch  Rapinat  dressirt  werden;  dann  aber  sollte  fast 
plötzlich  das  Geschäft  zum  Abschluss  kommen,  und  so  wurde 
die  französische  Fassung  schlechthin  durchgedrückt. 
Manche  Artikel  schienen  der  Schweiz  allerdings  günstig;  die 
Ausführung  Hess  aber  viel  zu  wünschen  übrig.  Hervorzuheben 
ist  zunächst  die  Forderung  von  zwei  Militärstrassen,  die  nicht 
nur  das  Land  beständiger  Kriegsgefahr  aussetzten,   sondern 


*)  Die  Geschichte   dieses  Geschäfts   erzählt   ein  Artikel  in  Hilty's 
polit.  Jahrbuch,  1892,  p.  202-331  (mit  Aktenbeilagen). 
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ihm  auch  grosse  Baulasten  zumutheten.  Der  Wechsel  der 
Ereignisse  ersparte  sie  ihm ;  auch  diejenigen  für  den  geplanten 
Wasserweg  von  Lyon  bis  Basel  blieben  auf  dem  Papier.  Eine 
sehr  empfindliche  Beschwerde  lag  hinwieder  in  der  Nöthigung, 
den  ganzen  Salzbedarf  aus  französischen  Salinen  zu  decken, 
indem  der  Preis  ein  hoher  war  und  das  Volk  ärgerte,  ohne 
dem  Staat  einen  erheblichen  Gewinn  zu  gestatten.  Der  Ver- 
zicht auf  ältere  Outhaben  von  Schweizer  Ständen  an  diese 
Salzwerke  resp.  den  frz.  Fiskus  lässt  sich  leider  nicht  sicher 
beziflfern.  Die  gegenseitig  zugestandene  Niederlassungsfreiheit 
wurde  von  frz.  Bürgern  (z.  Th.  Elsässer  Juden)  fleissig  benutzt. 
Die  Vernichtung  des  Asylrechts  für  französische  und  schwei- 
zerische Bürger,  die  den  respektiven  Regierungen  verdächtig 
waren,  braucht  nur  angedeutet  zu  werden. 

Die  geheimen  Artikel  stellten  die  Erwerbung  des  Frick- 
thals,  Graubündens  und  Vorarlbergs  etc.  in  Aussicht;  das 
Mass  der  Erfüllung  ist  bekannt.  Hinwider  gab  die  Schweiz 
alle  noch  bestandenen  Forderungen  an  den  trz.  Staatsschatz 
auf;  die  Bestätigung  des  besonderen  Abkommens  für  Bern, 
betreffend  Rückgabe  der  entführten  Werthtitel  auf  das  Aus- 
land, hatte  erst  nach  langen  Jahren  eine  günstige  Wirkung. 
Die  schönsten  Hoffnungen  erweckte  der  letzte  Satz,  der  baldigen 
Abzug  der  frz.  Armee  verhiess;  desto  grausamer  sollte  die 
Enttäuschung  ausfallen.  —  Alle  diese  Bestimmungen  wurden 
übrigens  den  helvetischen  Räthen  kaum  mitgetheilt;  die  An- 
nahme des  Vertrags  erfolgte  dennoch  so  rasch  als  irgend 
möglich  war  (24.  Aug.);  am  19.  Sept.  wurden  in  Paris  die 
Ratifikationen  ausgewechselt,  und  nun  erfolgte  die  Kund- 
machung in  der  Schweiz;  die  Stimmung  die  sie  erweckte 
musste  eine  sehr  getheilte  sein.  Wenn  im  Parteieifer,  damals 
und  später,  dem  Direktorium  ein  Vorwurf  aus  diesem  Vertrag 
gemacht  wurde,  so  war  derselbe,  wie  die  Akten  erweisen, 
allerdings  unbegründet.  Sobald  die  Umstände  günstiger  schienen, 
bemühte  es  sich  um  wesentliche  Änderungen,  freilich  ohne 
Erfolg  (Sommer  1799). 

(5—7.)   Regierungs-  und  Verfassungsänderungen. 

Es  geht  nicht  an,  hier  die  Schicksale  der  helvetischen 
Republik  in  ihren   ersten  Jahren  zu  erzählen,    die  Unruhen 
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oder  Aufstände  zu  charakterisiren,  die  Eriegsereignisse  zu 
schildern  oder  die  Spannungen  zwischen  den  Behörden  und 
ganzen  Völkerschaften  zu  betrachten ;  die  Geschichtswerke  von 
K.  L.  Haller,  A.  Tillier,  K.  Monnard,  M.  Schuler,  K.  Hilty  u.  a. 
bieten  darüber  des  Stoffes  die  Fülle.  *)  Einzig  ist  zu  betonen, 
dass  durch  die  unerquicklichen  Erlebnisse  die  sich  drängten 
die  Abneigung  gegen  die  Fremdherrschaft  und  die  von  ihr 
beschützte  Ordnung,  die  sich  als  unreif  und  unsicher  erwies, 
reichliche  Nahrung  erhielt,  und  dass  allmälig  die  Staatslenker 
selbst  ein  Missbehagen  ergriff,  das  sich  irgendwie  entladen 
musste.  Einen  Anstoss  zu  einem  inneren  Bruch  gab  die  plötz- 
liche Rückkehr  Bonaparte's  nach  Frankreich,  der  Sturz  des 
französischen  Direktoriums,  die  Begründung  eines  neuen  Re- 
gierungssystems. Diesseits  zerfiel  das  Direktorium  mit  den 
gesetzgebenden  Räthen  in  wichtigen  Fragen;  die  gemässigte 
Partei,  des  herrischen  Gebarens  von  Laharpe  müde,  benutzte 
die  Wahrnehmung,  dass  er  die  Räthe  zur  Vertagung  drängen 
wollte,  zu  einem  Streich  gegen  ihn.  Am  7.  Januar  1800  ver- 
einigten sie  sich,  das  Direktorium  aufzulösen,  und  am  folgenden 
Tage  wurde  ein  Vollziehungs-Ausschuss  von  sieben 
Mitgliedern  bestellt,  deren  politische  Denkart  weniger  anstössig 
war.  **)  Es  sollte  damit  eine  blos  provisorische  Behörde  ein- 
gesetzt sein,  da  bereits  Verhandlungen  über  eine  durchgreifende 
Änderung  der  Verfassung  im  Gange  waren.     (Vgl.  T.  5  b.) 

Seit  Herbst  1798  war  ab  und  zu  die  Revision  erörtert 
und  allmälig  eine  Reihe  von  Vorschlägen  theils  in  den  Räthen, 
theils  in  öffentlichen  Blättern  oder  andern  Druckschriften  be- 
gründet worden;  Ende  Juni  1799  begannen  ernstliche  Be- 
rathungen  über  die  verfassungsgemässe  Frist  für  Änderungen 
(§  106) ;  die  innere  Lage  schien  aber  Monate  lang  so  unsicher, 
dass  die  Mehrheit  fürchtete,  durch  Wegräumung  der  gesetzten 
Schranke  würden  nur  die  Reaktionäre  gewinnen;  erst  nach 

*)  Die  bedeutendste  Publikation  der  letzten  Jahre:  «Vor  hundert 
Jahren»,  (von  öchsli,  Becker,  Meyer,  Zeller- Werdmüller)  gibt  theilweise 
Neues,  fasst  aber  in  mehreren  Beiträgen  fast  ausschliesslich  die  Vorgänge 
in  und  um  Zürich  ins  Auge. 

**)  Da  häufig  dieser  «  Staatsstreich  »  als  eine  Aufhebung  der  Verfassung 
bezeichnet  worden  ist,  so  muss  noch  auf  die  Note  S.  46  d.  T.  verwiesen 
werden. 
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der  Vertreibung  der  Russen  und  Österreicher  kamen  die  Ver- 
handlungen wieder  in  Fiuss.  Da  die  Beseitigung  des  Direk- 
toriums in  weiten  Kreisen  Argwohn  erweckt  hatte,  so  sahen 
sich  die  Räthe  bewogen,  durch  eine  Publikation  die  Grund- 
linien zu  bezeichnen,  nach  denen  sich  die  versprochenen  und 
vielfach  gewünschten  Verbesserungen  richten  sollten  (T.  5  d.). 
Nun  beschäftigte  sich  der  Senat  etliche  Monate  lang  ziemlich 
regelmässig  mit  seiner  Aufgabe,  unbekümmert  um  den  Aus- 
bruch eines  neuen  Krieges  zwischen  Frankreich  und  Österreich, 
in  welchem  die  Schweiz  im  Stillen  die  Operationen  ihres  Bundes- 
genossen begünstigte;  auch  die  Mahnungen  der  französischen 
Botschaft,  die  Verfassungsfrage  einstweilen  ruhen  zu  lassen, 
um  keinerlei  Anlass  zu  innerer  Unruhe  zu  geben,  fanden  keine 
Beachtung;  man  wollte  einmal  nicht  «fremdem  Einfluss 
weichen  » ;  nur  im  Grossen  Rath  wirkten  jene  VS^inke  so  weit, 
dass  er  die  ihm  zugemuthete  Prüfung  der  Senatsbeschlüsse 
lässig  betrieb  und  schliesslich  fallen  Hess,  sodass  der  im  Senat 
vollendete  Entwurf  —  T.  Nr.  6  —  als  Totgeburt  behandelt 
wurde. 

Darüber  zu  streiten,  ob  derselbe  eine  einlässliche  Erörterung 
verdiene,  wäre  müssig,  da  er  in  den  folgenden  Berathungen 
keinen  erkennbaren  Einfluss  geübt  hat;  hinwider  empfiehlt 
sich  eine  Durchsicht  des  Textes  aus  andern  Gründen.  Insofern 
nämlich  ist  er  denn  doch  Landesgewächs,  dass  nur  Schweizer 
daran  gearbeitet  hatten;  zudem  prägte  er  die  anerkannten  Grund- 
sätze der  ersten  Verfassung  im  Ganzen  besser  und  vollständiger 
aus  als  diese;  auch  in  andern  Abschnitten  war  er  deutlicher 
ausgearbeitet,  zum  Theil  den  gemachten  Erfahrungen  gemäss. 
Der  zu  Grunde  gelegte  Plan,  das  Land  blos  in  Bezirke, 
nicht  in  Kantone  einzutheilen,  bedingte  für  die  Organisation 
der  Verwaltung  manche  Neuerungen,  die  hier  nicht  näher  an- 
geführt werden  können,  und  fand  übrigens  wenig  Anklang. 
Ebenso  eigenthümlich  ist  die  für  die  Räthe  vorgesehene  Ver- 
änderung, nicht  blos  in  den  Namen  und  der  Zahl  der  Mitglieder, 
sondern  auch  in  den  Befugnissen  der  beiden  Kammern;  jetzt 
erhielt  nämlich  der  «Kleine  Rath»  die  Initiative;  dagegen 
sollten  seine  Vorschläge  vor  der  Mittheilung  an  den  grossen 
Rath  dem  VoUziehungsrath  («Staatsrath»)  zur  Begutachtung 
übermittelt  werden.    Neu  war  endlich  die  Behörde,  die  über 
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Beobachtung  resp.  Verletzungen  der  Verfassung  wachen  sollte 
(Abschn.  XII)  —  auch  dies  eine  Ausführung  französischer 
Ideen  (Sieyes). 

Das  seit  Ende  1799  ausgegebene  Losungswort  Vertagung 
(der  Eäthe)  war  unterdessen  im  Volke  nicht  verloren  ge- 
gangen; man  ereiferte  sich  für  und  wider  die  Sache  und  gab 
Beschwerden,  Wünsche  und  Hoffnungen  in  zahlreichen  Adressen 
kund.  In  den  Bäthen  steigerte  sich  dadurch  die  Spannung; 
die  Vollziehungsb^hörde  bereitete  desshalb,  im  Einverständnis 
mit  der  französischen  Botschaft,  eine  wesentliche  Umgestaltung 
des  gesetzgebenden  Körpers  vor,  wozu  ihr  einflussreiche  Mit- 
glieder desselben  behülflich  waren.  Am  7.  August  1800  nahm 
der  Grosse  Rath,  nach  kurzer  Berathung,  die  gemachten  Vor- 
schläge an;  nur  im  Senat  regte  sich  heftiger  Widerstand,  der 
bis  zum  folgenden  Tage  in  stürmischen  Auftritten  fortgesetzt 
wurde,  aber  einer  (mühsam  erzielten)  Mehrheit  endlich  weichen 
musste.  Unmittelbar  schloss  sich  die  Bildung  der  neuen  Be- 
hörden an  (T.  5  c).  Thatsächlich  bestanden  dieselben  aus  einem 
VoUziehungsrath  von  7  und  einem  gesetzgebenden  Rath 
von  ca.  35  Mitgliedern,  zwei  Kollegien  die  sich  nie  vereinigten. 
Es  begann  eine  neue  Periode  der  helvetischen  Revolutions- 
geschichte. 

Mehr  und  mehr  hatte  sich  aber,  je  verschiedener  die  in 
Flugschriften  und  Zeitungen  zu  Tage  tretenden  Ansichten 
lauteten,  die  Meinung  ausgebildet,  dass  die  Schweiz  nicht 
mehr  von  sich  aus  ihre  Verfassung  festsetzen  könne;  die 
Einen  dachten  an  eine  Mitwirkung  fremder  Mächte:  Frank- 
reichs  oder  Österreichs  oder  noch  mehrerer,  die  wenigstens 
für  gewisse  Grundsätze  die  Entscheidung  geben  sollten;  die 
Andern  glaubten  zum  mindesten  eine  Bestätigung  des  dies- 
seits Vereinbarten  durch  einzelne  Grossmächte  nicht  entbehren 
oder  umgehen  zu  können.  Da  nun  Bonaparte  noch  nicht  als 
Parteimann  erschien,  so  wendeten  sich  Männer  von  sehr  un- 
gleicher Denkart  an  ihn,  zum  Theil  auf  Umwegen ;  dass  jedoch 
Minister  Talleyrand  eine  Rückkehr  zu  föderalen  Einrichtungen 
begünstigen  wollte,  blieb  nicht  unbekannt,  und  dass  auch 
andere  hervorragende  Berather  des  ersten  Konsuls  auf  diese 
Seite  neigten,  ermunterte  namentlich  die  Anhänger  der  alten 
Ordnung,  ihre  Vorschläge  nach  Paris  zu  senden.  Die  Einheits- 
freunde,   die   in   den   Zentralbehörden   immerhin    überwogen, 


r 


—    43     — 

wirkten  hinwider  durch  Schriften,  von  denen  nur  diejenige 
des  Berners  Kuhn  genannt  sein  möge,  für  ihr  System,  zögerten 
aber  mit  der  Ausarbeitung  einer  Vorlage,  die  für  Berathungen 
einen  Leitfaden  hätte  bilden  können.  Ein  Aufruf  an  das 
Publikum,  den  die  Verfassungskommission  der  neuen  Gesetz- 
geber um  Mitte  August  (1800)  erliess,  hatte  auch  nur  geringen 
Erfolg.  Indessen  wurde  in  Bern,  Zürich,  Luzern  etc.  an  Plänen 
für  eine  vermittelnde  Ordnung  gearbeitet;  die  französische 
Gesandtschaft  (Reinhard),  die  sich  immer  mehr  den  Föderalisten 
und  den  fiemer  Aristokraten  näherte,  förderte  diese  rückwärts 
gerichteten  Bemühungen.*)  Erst  nach  Neujahr  1801  kam  im 
Schoss  der  helvetischen  Behörden  ein  Entwurf  zu  Stande,  der 
nun  eilig,  und  zwar  durch  den  Redaktor  selbst  —  Minister 
R^ngger  —  nach  Paris  gebracht,  dort  aber  erst  nach  einiger 
Überarbeitung  durch  M.  Glayre  der  französischen  Regierung 
vorgelegt  wurde.  Wie  nun  der  Gesandte  Reinhard,  der  sich 
durch  dieses  Verfahren  beleidigt  fühlte,  zeitweise  beschäftigt 
war,  den  VoUziehungsrath  zu  stürzen,  und  die  Gesetzgeber 
mit  zudringlichen  Schreiben  behelligte;  wie  in  Paris  selbst 
allerlei  Umtriebe  spielten,  um  die  helvetische  Regierung  zu 
Fall  zu  bringen;  wie  Bonaparte  drei  Monate  lang  auf  seine 
Entscheidung  warten  Hess,  kann  hier  nicht  erzählt  werden. 
Zur  Charakteristik  der  Lage  muss  jedoch  des  Friedens  von 
Lüneville  (9.  Febr.  1801)  gedacht  werden,  worin,  laut  Art. 
XI,  Frankreich  und  Osterreich  gemeinsam  erklärten,  die 
Schweiz  solle  unabhängig  sein  und  das  Recht  ge- 
niessen,  sich  selbst  eine  Verfassung  zu  geben. 
Alsbald  wurde  diese  Bestimmung  bekannt,  und  alle  nach  den 
alten  Formen  zurückstrebenden  Kreise  und  Bevölkerungen 
legten  dieselbe  in  ihrem  Sinne  aus;  die  Anhänger  der  Lands- 
gemeinden arbeiteten  für  die  Wiederherstellung  ihrer  «  Demo- 
kratie >,  die  Aristokraten  wenigstens  für  Vorrechte  der  Städte 
oder  des  Vermögens.  Die  Unruhe  nahm  von  Woche  zu  Woche 
zu,  so  dass  die  Behörden  einer  gänzlichen  Lähmung  entgegen- 
sahen. 


*)  Das  Gewebe  dieser  Partei  hat  kürzlich  eine  lehrreiche  Darstellung 
gefunden  in  Prof.  6.  Toblers  Abhandlung:  Zur  Mission  des  frz.  Gesandten 
Reinhard  in  der  Schweiz;  im  Archiv  des  histor.  Vereins  des  Kts.  Bern,  ßd. 
XV.  3.  Heft.  Zu  beachten  sind  die  zahlreichen  Akten beilageu,  wodurch 
das  Werk  von  Fr.  v.  W y  s s  gut  ergänzt  wird. 
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Am  4.  Mai  langte  bei  dem  Vollziehungsrath  ein  Bericht 
aus  Paris  ein,  der  Anlass  zu  «schmerzlichen  Bemerkungen» 
geben  musste;  wir  haben  denselben  etwas  näher  zu  betrachten, 
zumal  erst  in  jüngster  Zeit  der  Sachverhalt  annähernd  genau 

P-r  bekannt  geworden  ist.    Dem  Gesandten  Stapfer  war  am  20. 

f*;  April  ein  Entwurf  gezeigt  worden,  der  dem  Konsul  Bonaparte 

am  besten  gefallen  habe ;  Stapfer  sah  darin  den  « reinen 
Föderalismus  mit  unitarischer  Maske»  und  glaubte  ihn  durch 
geheime  Mittel  aus  der  Welt  schaffen  zu  sollen,  was  aber 
nicht  gelang;  am  24.  hörte  Glayre  einen  (ohne  Zweifel  gleich- 

r»  lautenden)  Aufsatz,   den  er  sofort  in  einem  Briefe  an  Talley- 

rand  als  unzulänglich  erwies ;  dem  Vollziehungsrath  sandte  er 
einen  Auszug  des  Inhalts,  soweit  sein  Gedächtnis  ihn  hatte 
fassen  können.  Am  4.  Mai  lag  in  Bern  nur  diese  Mittheilung 
vor;  ein  vollständiger  Text  fehlte  aber  noch. 

Inzwischen  waren  Glayre  und  Stapfer,  denen  sich  in- 
zwischen R.  Eman.  Haller  von  Bern  anschloss,  zu  Bonaparte 
in  dessen  Landhaus  Malmaison  berufen  worden,  wo  dann 
eine  erregte  Verhandlung  stattfand  (29.  April).  Der  Konsul 
verurtheilte  nämlich  in  scharfen  Worten  den  Entwurf  der 
helvetischen  Regierung,  belobte  die  Freiheit  der  Bergkantone, 
wies  auf  einen  andern  Plan  hin,  den  er  allein  unterstützen 
könnte,  und  erklärte,  er  wolle  ihn  freilich  nicht  aufdringen, 
sondern  die  Schweiz  in  dieser  Sache  selbst  entscheiden  lassen. 
Von  Einwendungen  nahm  er  aber  sichtlich  ungern  Notiz.  Nun 
versuchten  Glayre  und  Stapfer  den  ihnen  behändigten  Ent- 
wurf, den  Bonaparte  bevorzugte,  zu  verbessern ;  sie  arbeiteten 
daran  einen  ganzen  Tag  (30.  April)  und  vermochten  allerdings 
die  gröbsten  Mängel  zu  beseitigen.  Der  neue  Entwurf,  dessen 
Vaterschaft  Haller  übernahm,  ging  an  die  frz.  Regierung  zur 
Prüfung  —  und  wurde  von  derselben  im  Wesentlichen  ge- 
nehmigt, (unterdessen  waren  aber  auch  Abschriften  der  frühern 
Vorlage  nach  Bern  gelangt  und  wurden  in  den  Kreisen  Rein- 
hards herumgeboteri.)  Am  9.  Mai  stellte  Talleyrand  der  hel- 
vetischen Botschaft  eine  Fassung  zu,  welche  in  einer  letzten 
Erörterung  mit  Stapfer  festgestellt  worden  war  und  als  Ulti- 
matum gelten  sollte;  eine  gleiche  Ausfertigung  ging  an  M. 
Reinhard  ab,  ohne  Zweifel  mit  dem  Auftrag,  für  die  Annahme 
dieses  Projektes  zu  wirken,   und  er  erhielt  wohl  jetzt  einige 
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Genugthuung  darin,  dass  er  eine  Abschrift  übergeben  konnte 
(15.  Mai),  die  der  Sendung  von  Glayre  zuvorkam. 

Am  18.  Mai  theilte  der  YoUziehungsrath  den  Gesetzgebern, 
die  sich  in  grosser  Spannung  befanden,  diesen  neuen,  c  wesent- 
lich verbesserten  >  Entwurf  mit,  der  aber  noch  geheim  bleiben 
musste.  Folgenden  Tags  kündigte  die  Regierung  dem  Volke 
das  baldige  Erscheinen  einer  Verfassung  an.  Es  musste  nun 
der  neue  Plan  geprüft  und  übersetzt  werden;  man  erwartete 
aber  noch  mündlichen  Bericht  von  Glayre,  der  vermuthlich 
am  25.  erstattet  ward;  derselbe  mochte  die  Behörde  über- 
zeugen, dass  weitergehende  Wünsche  für  eine  einheitliche 
Ordnung  bei  der  frz.  Regierung  auf  entschiedenen  Widerstand 
stossen  würden.  Die  Mitglieder  des  V^ollziehungsraths  gaben 
nun  schriftlich  ihre  Meinung  ab"*"),  und  infolge  dessen  wurde 
der  Gesetzgebung  dringend  empfohlen,  das  Gebotene  unver- 
ändert anzunehmen  (26.  Mai).  Noch  wurde  im  Rathe  der  An- 
trag gestellt,  den  Entscheid  einem  ad  hoc  erweiterten  Kollegium 
zu  übertragen;  allein  er  drang  nicht  durch.  Am  28.  leistete 
der  gg.  Rath  den  ertheilten  Winken  Folge  und  erklärte  für 
sich  die  Annahme  des  Verfassungsplanes,  schied  aber  zwei 
Abschnitte  aus,  welche  die  Einführung  betrafen.  '*''*') 

In  den  c  Vorlesungen  über  die  Helvetik »  sagt  Prof.  Hilty, 
was  in  den  Jahren  1800 — 1802  auf  dem  Gebiete  des  Verfassungs- 
rechtes geschaffen  worden,  könne  als  «Formeln»  bezeichnet  wer- 
den, d.  i.  als  Arbeiten  ohne  Tragweite,  wie  ja  auch  die  I.  Ver- 
fassung, besonders  im  Exiegsjahr  1799,  vielfach  nur  eine  Formel 
gewesen  sei.  Nach  meiner  Auffassung  der  Verfassungsthätig- 
keit  der  Behörden  kann  ich  diesem  Ausspruche  nicht  unbe- 
dingt beipflichten.  Dass  das  Volk  den  Verfassungswerken  im 
Beginn  des  1 9.  Jahrhunderts  zu  wenig  Bedeutung  beigemessen, 
ja  das  Zutrauen  zu  deren  Urhebern,  besonders  wegen  der 
wiederholten  Staatsstreiche  der  Behörden  und  wegen  der  Ge- 
waltherrschaft der  franz.  Heerführer,  grossentheils  verloren 
hatte,  kann  zugestanden  werden;  auch  ist  zuzugeben,  dass  es 


*)  Es  sind  noch  iünf  Aufsätze  vorhanden ;  die  wichtigste  Anssernng 
ist  die  von  Schmid. 

♦•)  Die  Erzählung  wird  hier  durch  eine  Betrachtung  unterbrochen, 
die  im  Gedankengang  von  S.  K.  herrührt,  jedoch  überarbeitet  und  theil- 
weise  berichtigt  werden  musste. 
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schwer  fällt,  zu  entscheiden,  welches  Verfassungsrecht  an 
irgend  einem  Orte  der  Ost-  oder  Westschweiz  in  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  Geltung  gehabt  habe*).  Indess  haben  die 
erwähnten  Staatsstreiche  und  Verfassungsänderungen  nur  auf 
die  obern  Behörden,  blos  z.  Th.  auf  die  Regierungsstatthalter 
direkten  Einfluss  gehabt;  die  übrigen  Behörden  wurden  nur 
in  einzelnen  Fällen  davon  betroffen.  Den  Verfassungswerken 
selbst  lege  ich  gerade  desshalb  eine  höhere  Bedeutung  bei; 
sie  waren  Versuche,  oft  wohl  gemeinte  und  überlegte,  das 
Zusammenleben  der  Eidgenossen  zu  normiren;  dieselben  haben 
einmal  existirt  und  vielfach  ihre  Wirkungen  geäussert.  Nach 
dem  Sturze  der  helv.  Verfassung  sind  auch  viele  Anhänger 
derselben  zu  der  Ansicht  gekommen,  dass  der  gemachte  Ver- 
such ein  verfehlter  gewesen,  die  Einheit  zu  stark  betont 
und  oft  auch  zu  gewaltthätig  gehandhabt  worden  sei.  Aber 
wie  schon  früher  hervorzuheben  war,  vieles  von  dem,  was 
jene  Verfassung  gebracht  und  geschaflfen  hat,  ist  geblieben; 
vor  allem  sind  auch  Freunde  und  Anhänger  der  Einheit  zurück- 
geblieben, welche  in  dem  Auseinanderfallen  der  Schweizerbürger 
nach  Kantonen  keine  Wohlthat  erblickten.  Es  darf  hinwieder 
behauptet  werden,  dass  auch  die  Rückkehr  zu  kantonalen 
Organisationen  groseentheils  nur  ein  «Versuch»  war,  der 
im  Laufe  der  Zeiten  manche  wichtige  Änderungen  erfahren 
hat.  Man  darf  wiederholen,  dass  der  Gedanke  dei*  schweizer. 
Nationalität  und  Zusammengehörigkeit  durch  die  folgenden 
Jahrzehnde  lebendig  und  wirksam  geblieben  ist;  er  konnte 
auch  von  den  eifrigsten  Föderalisten  nicht  mehr  aus  der  Welt 
geschafft  werden.  — 

Diesen  Bemerkungen  kann  man  sich  anschliessen,  darf 
aber  auch  die  Schwierigkeiten  der  zu  lösenden  Aufgabe  nicht 
übersehen,  für  deren  Erledigung  eben  keinerlei  «Formel»  aus- 
reicht. Es  ist  erwähnt  worden  (S.  28—29;  40),  wie  schon 
1798  Versuche  gemacht  wurden,  den  Kantonen  etwelche  Rechte 
zu  wahren,  wie  aber  der  französische  Eroberer  die  Einheit 
und  Gleichförmigkeit  diktatorisch  durchsetzte.  Seitdem  be- 
schäftigte die  Sache  zahlreiche  Köpfe,  wie  eine  Reihe  lit- 
terarischer Produkte  beweist,  die  anderswo  charakterisirt 
worden  sind ;  einzelne  derselben  boten  wirklich  achtbare  Vor- 

*j  Dies  ist  fdr  die  in  Fraj?e  stehende  Zeit  nicht  richtig.  (St.) 
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schlage  dar,  die  zu  einer  Verständigung  hätten  führen  sollen. 
In  den  Zentralbehörden  überwogen  aber  ä^/^  Jahre  lang  die 
Cnitarier  (al.  Zentralisten),  und  nicht  ohne  Grund  suchten 
sie  von  der  Einheit  soviel  möglich  zu  retten ;  sie  hatten  eben 
nicht  blos  die  Reaktionsgelüste  der  Aristokraten,  sondern  auch 
eine  kurzsichtige  Vertretung  von  Lokalinteressen  zu  fürchten ; 
die  Einheit  war  sogar  ein  Nothbehelf  in  der  wachsenden 
Finanzklemme  geworden,  verlor  aber  durch  diese  Umstände 
um  so  mehr  Boden,  da  jeder  Kanton  besorgte,  für  andere 
bluten  zu  müssen.  Im  Kampf  mit  der  täglich  fühlbaren  Ver- 
legenheit verloren  die  Oberbehörden  wohl  zu  sehr  den  freien 
Blick.  Anders  war  das  in  Paris;  die  Regierung  beherrschte 
einerseits  grosse  Verhältnisse;  anderseits  kannte  sie  die  Be- 
dürfnisse der  Schweiz  nur  mangelhaft,  und  da  sie  früh  zu  der 
Ansicht  zurückgekehrt  war,  dass  dieselbe  ein  bündisches 
Staatswesen  sein  sollte,  so  fiel  es  ihr  leichter,  eine  Theilung 
der  Befugnisse  oder  Gewalten  ins  Auge  zu  fassen,  zumal  per- 
sönliches Interesse  für  die  eine  oder  andere  Detailbestimmung 
fehlte.  So  kam  ein  Versuch  zu  Stande,  der  zwar  in  Einzelnem 
irrte.  Etliches  auch  übersah,  aber  diesseits  beim  ersten  Wurfe 
schwerlich  zu  gleicher  Bestimmtheit  gediehen  sein  möchte ; 
manche  Mängel  wurden  dann  übrigens  von  Glayre  und  Ge- 
nossen beseitigt;  für  einige  ihrer  Missgriflfe  gibt  die  Absicht, 
alte  Namen  oder  Formen  wieder  herzustellen,  die  Erklärung. 
Von  der  Verfassung  selbst  müssen  übrigens  die  organischen 
Gesetze  zu  ihrer  Durchführung  wohl  unterschieden  werden. 
Bemerkenswerth  ist  nun,  dass  auch  die  verbesserte  Fassung 
diesseits  sehr  ungleich  beurtheilt  wurde.  Schroffe  Anhänger 
von  Vorrechten  sahen  in  derselben  nur  die  verhasste  Einheit; 
was  den  Kantonen  zugeschieden  war,  befriedigte  ihr  Bedürfnis 
nach  Herrschaft  und  Nimbus  nicht;  ganz  besonders  missfiolen 
ihnen  aber  die  Vorschriften  für  die  ersten  Wahlen.  An  die 
französische  Botschaft  wurden  hierüber  mehrere  Vorstellungen 
gerichtet,  und  sie  gab  denselben  Recht.  Es  ist  darauf  später 
einzutreten.  Anderseits  fanden  die  Unitarier  in  dem  Entwürfe 
mehr  Lücken  und  Fallen,  als  er  wirklich  enthielt,  wobei  der 
Eindruck  der  ersten  Fassung  nachwirken  mochte.  Hinsichtlich 
der  Wahlordnung  waren  die  Gesichtspunkte  getheilt,  indem 
die  Einen  dabei  nichts  befürchteten,  die  Andern  den  Einfluss 
reaktionärer  Demagogie  zu  beschränken  wünschten. 
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Auf  die  Verfassung  selbst  sind  nun  einige  prüfende  Blicke 
zu  werfen.  Ein  Gharakterzug  liegt  schon  in  der  Gebiets- 
eintheilung;  der  französische  Vorschlag  hatte  dieselbe  in 
der  Schwebe  gelassen ;  unsere  Vorlage  ist  daher  als  heimische 
Arbeit  zu  betrachten,  jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  dass  gewisse 
Direktiven  der  konsularischen  Influenz  nicht  umgangen  werden 
konnten.  Diese  machte  sich  in  mehreren  Punkten  geltend. 
Von  Bern  blieben  die  Waat  und  Aargau  getrennt,  wogegen 
Oberland  verschwinden  sollte ;  die  Kantone  üri,  Schwyz, 
Unterwaiden  und  Zug  wurden  wieder  hergestellt;  Linth  und 
Sentis  blieben  unter  den  Namen  Glarus  und  Appenzell  be- 
stehen; der  Bevorzugung  alter  Namen  gemäss  wurde  Thurgau 
mit  Schaffhausen  vereinigt;  der  Kt.  Baden  sollte  in  Aargau 
aufgehen,  das  Frickthal,  welches  durch  den  Frieden  von 
Lüneville  der  Schweiz  als  französische  Abtretung  zugedacht 
war,  zum  Theil  mit  Basel,  zum  Theil  mit  Aargau  verbunden 
werden;  Graubünden  war  jetzt  bestimmt  als  Kanton  be- 
zeichnet, somit  einverleibt,  für  die  «italienischen  Vogteien> 
die  Verschmelzung  in  Einem  Kanton  vorgesehen.  Von  Wallis 
beanspruchte  Frankreich  einen  so  erheblichen  Theil,  dass  der 
Rest  keinen  eigenen  Kanton  mehr  bilden  konnte.  Einzelne 
nähere  Bestimmungen  können  übergangen  werden.  Verfehlt 
war  hiebei  durchaus  die  Verbindung  von  Schaffhausen  und 
Thurgau;  beide  Theile  reklamirten  auch  kräftig  dagegen. 

Deutlich  ist  die  Einheit  statuirt  und  sogar  der  Haupt- 
ort fest  bestimmt.  Der  Zentralität,  d.  h.  dem  Staat,  sind 
denn  auch  so  bedeutende  Befugnisse  eingeräumt,  dass  den 
Kantonen  nur  der  kleinere  Theil  der  Verwaltung  übrig  blieb ; 
die  Aufzählung  war  indessen  unvollständig  und  erregte  schon 
dadurch  einigen  Anstoss.  Als  Organe  der  Gesamtheit  sind 
zu  unterscheiden  der  Senat,  die  Landammänner,  der 
Kleine  Rath  und  die  Tagsatzung.  Letztere  war  fran- 
zösischer Seits  blos  als  eine  Art  Dekorations-Tapete  gedacht; 
das  konnte  Schweizern  nicht  völlig  zusagen ;  nur  die  Umstände 
mochten  einstweilen  zu  spärlichem  Gebrauch  derselben  rathen ; 
die  fünfjährige  Amtsdauer  der  Deputirten  konnte  indess  einiger- 
massen  vor  jähem  Wechsel  der  Strömung  schützen.  Die  Re- 
duktion der  «Gesetzgebung»  auf  25  Mitglieder  (Senat)  ent- 
sprach einerseits  dem  Zug  nach  Sparsamkeit,  anderseits  der 
Voraussetzung,  dass  die  Geschäfte  sich  erheblich  beschränken 
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Hessen,  was  sich  in  der  Möglichkeit  der  Vertagung  bis  auf 
sechs  Monate  deutlich  ausspricht.  Missbilligung  fand  übrigens 
vorzüglich  die  Vollmacht  zur  Kriegserklärung  sowie  zu  Friedens- 
und Bündnisverträgen,  die  neben  der  Verpflichtung,  Gesetzes- 
entwürfe den  Kantonsbehörden  zur  Annahme  oder  Verwerfung 
vorzulegen^  verdächtig  erschien.  Eigenthümlich  ist  aber  ganz 
besonders  die  Stellung  des  Landammanns;  sie  war  eben 
ein  Nachbild  des  französischen  Konsulats,  in  den  Ämtsbefug- 
nissen wie  in  der  ausserordentlichen  Gehaltsbemessung. 

In  der  Kantonsorganisation  vertritt  der  Statthalter 
fernerhin  die  Zentralgewalt,  freilich  nicht  in  genügender  Um- 
schreibung seiner  Kompetenz;  auch  über  die  Verwaltungsbe- 
hörden des  Kantons  ist  der  Text  auffallend  kurz;  es  hätte 
wenigstens  eine  berathende,  entscheidende  und  überwachende 
Instanz  von  einer  wesentlich  ausführenden  oder  verwaltenden 
unterschieden  werden  dürfen;  den  Kantonen  blieb  auch  dann 
noch  Spielraum  genug  zur  Anpassung  an  die  lokalen  Bedürfnisse. 

Die  Wählbarkeitsbedinge  beruhen  auf  der  in  Frank- 
reich  stark  betonten  Tendenz,  für  die  höheren  Amter  einen 
Zensus  einzuführen  und  damit  den  Ehrgeiz  einigermassen  zu 
zügeln.  Ernstliche  Anfechtung  erfuhren  übrigens  diese  Be- 
schränkungen nicht. 

Verschiedene  Abschnitte  von  früheren  Verfassungswerken 
fehlen  hier,  so  diejenigen  über  die  bewaffnete  Macht,  über  die 
Gerichtsinstanzen,  Veränderung  der  Konstitution,  allgemeine 
Grundsätze  etc.  —  alldies  charakteristisch ;  das  Ganze  ist 
eben  mehr  ein  Reglement  als  eine  Verfassung,  und  damit  un- 
freiwillig eine  singerie  der  jüngsten  französischen  Einrichtungen. 

Ist  hievor  der  unitarische  Zug  der  besprochenen  Ver- 
fassung vorzüglich  bemerkt  worden,  so  möge  nun  auch  eine 
andere  Ansicht  zum  Worte  kommen.  So  betont  S.  K.  die 
Einführung  von  Kantonsorganisationen  und  rügt  die 
Befugnis  der  kantonalen  Tagsatzungen,  von  welchen  hie- 
nach  die  Rede  sein  soll,  die  Mitglieder  der  helvetischen  Tag- 
satzung zu  ernennen:  er  findet  dadurch  die  Einheit  der  Re- 
publik zerrissen,  indem  er  voraussetzt,  dass  in  einer  so  be- 
stellten Behörde  das  Kantonalinteresse  überwiegen  würde.  Das 
war  allerdings  möglich,  aber  nicht  gewiss,  und  die  beschränkte 
Wirksamkeit  dieser  Behörde  konnte  jene  Gefahr  wohl  auch 
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vermindern.  Ebenso  missfallt  ihm,  dass  die  (obersten)  Kantonal- 
^f  behörden  über  allgemeine  Gesetze  votiren  konnten,   und  nur 

in  einzelnen  Fällen,  wenn  nämlich  der  Senat  auf  seiner  Vor- 
lage beharrte,  die  helvetische  Tagsatzung  entscheiden  sollte. 
Und  in  Betreff  des  Statthalters  findet  E.,  dass  demselben 
nicht  mehr  die  gleiche  Machtfülle  zukam  wie  früher.  (Etliche 
dieser  bestrittenen  Punkte  wurden  auch  bald  ausgemerzt  und 
durch  unitarische  Bestimmungen  ersetzt.)  Von  diesem  Gesichts- 
punkt aus  erscheint  ferner  als  bedenklich,  dass  der  Senat, 
der  von  der  Tagsatzung  besetzt  wurde,  den  Kleinen  Kath  nur 
aus  seiner  Mitte  zu  ziehen  hatte.  AUdies,  wie  anderes  das 
verdächtig  aussah,  hing  jedoch  mehr  oder  weniger  von  dem 
Geist  der  Wahlen  ab ,  welche  für  die  Durchführung  der 
Verfassung  zu  treffen  waren. 

Neben  solchen  Erörterungen,  die  man  weiter  spinnen  könnte, 
darf  aber  ein  wesentlicher  Punkt  nicht  übersehen  werden;  er 
liegt  darin  dass  die  Urkantone  nebst  Zug  wieder  herge- 
stellt werden  sollten ;  demgemäss  war  ihnen  eine  selbständige 
Organisation  zugesichert,  deren  Formen  grösstentheils  von 
ihrem  eigenen  Willen  abhingen.  Dieser  Wille  aber  strebte 
wenigstens  in  der  Mehrheit  ihrer  Bevölkerung  nach  der  Wieder- 
herstellung der  alten  Ordnung,  der  Landsgemeinden  mit  un- 
beschränkter Ausübung  der  sog.  Volksrechte  und  allen  Schatten- 
seiten dieses  Systems.  Freilich  gab  es  dort  Reiche  und  Arme, 
Gebildete  und  Bildungslose,  die  den  Abgang  der  Landsgemeinden 
nicht  bedauerten  und  ihre  Rückkehr  nicht  wünschten;  allein 
sie  waren  nicht  stark  genug,  um  der  Verbindung  ehrgeiziger 
Führer  und  grollender  Massen  Stand  zu  halten.  Und  die  Folge 
musste  sein,  dass  diese  Stände,  vor  allen  andern  das  Bedürfnis 
der  Gesamtheit  gering  achtend,  einen  Herd  der  Opposition 
bilden  konnten  und  ein  Interesse  hatten,  Gleichgesinnte  in 
andern  Kantonen  zu  suchen,  besonders  kleinere  Stände  zu  ge- 
winnen, um  die  grössern  im  Schach  zu  halten  und  die  Thätig- 
keit  der  Zentralbehörden  soweit  möglich  zu  lähmen.  Von 
dieser  Seite  hatte  daher  die  Verfassung  ernste  Schwierigkeiten 
zu  erwarten;  die  Geschichte  der  nächsten  Jahrzehnde  belehrt 
darüber  genugsam,  sodass  diese  Andeutungen  genügen  sollten. 

Es  gilt  nun  aber,  die  dokumentirten  Schicksale  des  Ent- 
wurfs von  Malmaison  zu  verfolgen.     Vorerst   darf  nach   den 
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bisher  publizirten  Akten  behauptet  werden,  dass  Alle  die  nicht 
an  einem  scharf  formulirten  System  hingen  ihn  freundlich  auf- 
nahmen; die  Neuerung,  dass  den  Kantonen  eine  besondere 
Organisation  zu  Theil  werden  sollte,  die  durch  frei  gewählte 
Vertrauensmänner  zu  bestimmen  war,  gefiel  fast  allgemein, 
und  es  knüpften  sich  Hoffnungen  für  inneren  Frieden  und 
äussere  Erstarkung  daran;  gerade  die  Einfachheit  des  Plans 
wirkte  günstig.  Doch  regte  ein  missrathener  Vorschlag  be- 
treffend die  Wahlen  für  die  Einführung  eine  beträchtliche 
Zahl  von  Städten  auf,  weil  sie  sich  dadurch  verkürzt  fanden ; 
alsbald  langten  Vorstellungen  bei  den  Zentralbehörden  ein, 
dass  die  Stadtgemeinden  nicht  blos  je  einen  Abgeordneten  in 
den  Bezirkswahlkörper  zu  senden  hätten,  da  sie  nicht  nur  an 
Volkszahl,  sondern  auch  in  Vermögen  (und  Steuerleistungen) 
und  Bildung  die  Landgemeinden  überragten;  dazu  kam  die 
Bemerkung,  dass  in  letztern  oft  nicht  blos  geistige  Roheit, 
sondern  eine  geradezu  städtefeindliche  Denkart  hen*schte;  so 
stand  zu  befürchten,  dass  die  Kantonstagsatzungen,  und  folg- 
lich auch  die  helvetische  Tagsatzung  von  bäurischen  Demagogen 
und  ihren  Günstlingen  besetzt  und  die  Verfassungsarbeiten  in 
solchem  Sinne  geleitet  würden.  Bezügliche  Beschwerden  wurden 
auch  der  französischen  Botschaft  vorgetragen.  Diesen  Ein- 
wendungen kam  der  gesetzgebende  Kath  nur  theilweise  ent- 
gegen; das  Dekret  vom  15.  Juni,  das  die  Wahlen  für  die 
Kantonstagsatzungen  (in  zwei  Stufen)  anordnete,  nahm  auf 
die  ökonomischen  und  kulturellen  Vorzüge  der  Städte  keine 
besondere  Rücksicht,  erlaubte  dagegen  Beamtete  von  jeder 
Kategorie  zu  wählen,  indem  man  hoffte,  dadurch  manche  un- 
tüchtige oder  leidenschaftliche  Streber  fernzuhalten.  Bald 
wurde  auch  die  Mitgliederzahl  der  Tagsatzungen  bestimmt; 
je  nach  der  Bevölkerung  15—46  Köpfe. 

Inzwischen  betrieben  verschiedene  Patrioten  in  Paris  und 
Bern  eine  Änderung  des  vorgezeichneten  Wahlverfahrens; 
man  glaubte,  in  einem  Zentralkomite,  welches  den  Kantons- 
tagsatzungen Vorschläge  für  die  von  ihnen  zu  treffenden 
Wahlen  zu  geben  hätte,  ein  Mittel  zur  Verhütung  schädlicher 
Intriguen  zu  finden.  Der  französische  Gesandte  machte  hier- 
über dem  Vollziehungsrathe  eine  motivirte  Eröffnung,  die  dann 
der  Gesetzgebung  mitgetheilt,  aber  nach  langer  und  lebhafter 
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Berathung  abgelehnt  wurde;  die  Einen  stiessen  sich  an  der 
fremden  Einmischung,  Andere  an  der  gar  zu  sehr  betonten 
Beiziehung  von  Männern  der  alten  Schule,  und  nicht  Wenige 
glaubten,  die  Wahlrechte  des  Volkes  nicht  derart  schmälern 
zu  dürfen.  So  fiel  eine  Anregung,  welche  die  Konsularregierung 
selbst  empfahl,  dahin;  die  Wahlen  vollzogen  sich  übrigens 
ohne  erhebliche  Störung,  fielen  aber  sehr  ungleich  aus;  im 
Ganzen  überwogen  zumeist  die  Freunde  der  Einheit. 

Für  die  Wahlmänner  welche  die  Munizipalitäten  zu  senden 
hatten  schrieb  die  Gesetzgebung  eine  Eidesformel  vor  (2.  Juli) ; 
ob  sie  wohl  that,  für  die  Mitglieder  der  Tagsatzungen  noch 
einen  besonderen  Eid  zu  bestimmen,  kann  streitig  bleiben; 
dagegen  war  die  «Anleitung»,  die  sie  für  die  Entwerfung  von 
Kantonsverfassungen  gab,  ein  Werk  das  die  Aufgabe  erleichtern 
musste.  Mit  dem  August  begannen  die  mit  Spannung  er- 
warteten Verhandlungen  in  den  Tagsatzungen ;  die  Wahlen  für 
die  helvetische  Tagsatzung,  die  am  7.  September  zusammen- 
treten sollte,  bestätigten  die  Befürchtungen  der  Föderalisten, 
entsprachen  jedoch  der  unzweifelhaft  vorwaltenden  Stimmung.*) 
Die  Entwürfe  für  Kantonsorganisationen,  die  erst 
kürzlich  samthaft  an  die  Öffentlichkeit  gelangten,**)  können 
hier,  so  viel  Interessantes  sie  bieten,  nicht  gewürdigt  werden. 

Es  ist  nun  auch  der  obwaltenden  Gegensätze  zu  gedenken. 
Im  Juni  hatte  die  Berner  Gemeindskammer  gegen  die  neuer- 
dings ausgesprochene  Trennung  der  Waat  und  des  Aargaus 
von  Bern  förmlich  protestirt,  und  sie  fand  Parteigänger  in 
beiden  abgelösten  Gebieten  für  die  Wiedervereinigung.  In  der 
iCantonstagsatzung  von  Bern  nahm  eine  Minderheit  von  städt- 
ischen Mitgliedern  Anstoss  an  dem  geforderten  Eid  und  zog 
sich  zurück;  in  Solothurn  kam  es  zu  scharfen  Auseinander- 
setzungen zwischen  einer  reaktionären  Mehrheit  und  der  «  repu- 
blikanisch »  gesinnten  Minderheit ;  in  Zürich  sonderte  sich  eine 
kleine  Anzahl  von  Mitgliedern  ab,  die  der  Stadt  wieder  das 
Übergewicht  verschaffen  wollten.  Uri  und  Schwyz  bestritten 
den  bestehenden  Zentralbehörden  jede  Befugnis,  den  Kantons- 


•)  Das  Verzeichnis  der  Gewählten  findet  sich  in  Bd.  VII  der  Helvet. 
Aktensammlung. 

**)  In  demselben  Werke :  Anhang  von  Bd.  VII ;  (auch  separat  abge- 
druckt). 
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tagsatzungen  Vorschriften  zu  geben  und  gar  den  Eid  auf  eine 
Verfassung  zu  fordern,  die  formell  noch  nicht  angenommen 
war;  dort  liessen  sich  denn  auch  die  Dinge  bald  so  bedenklich 
an,  dass  die  Regierung  militärische  Schutzniassregeln  glaubte 
treffen  zu  müssen,  zu  denen  aber  Geneiral  Montchoisy,  ein 
eifriger  Gönner  der  Aristokraten,  nicht  Hand  bieten  wollte. 
In  zahlreichen  Adressen  und  Vorstellungen  wurden  endlich 
der  helvetischen  Tagsatzung  sehr  verschiedene  Klagen  und 
Wünsche  unterbreitet,  denen  sie  nur  in  geringem  Masse  ent- 
sprechen konnte.  Dies  alles  verrieth  oder  erzeugte  eine  Span- 
nung der  Gemüther,  die  in  Zeitungen  und  Flugschriften  reich- 
liche Nahrung  fand. 

(8.)  Die  helvetische  Tagsatzung. 

Die  Arbeit  der  helvetischen  Tagsatzung  (7.  Sept.  bis  27. 
Okt.)  darzustellen  fällt  der  Geschichte  anheim.  Nur  einzelne 
Punkte  sind  zu  berühren.  Eine  Versammlung  von  mehr  als 
siebzig  Männern,  die  meist  bestimmten  Grundsätzen  huldigten 
und  volle  Freiheit  der  Berathung  und  Entscheidung  glaubten 
beanspruchen  zu  können,  war  von  vornherein  nicht  leicht  zu 
lenken ;  bei  scharf  geschiedenen  Meinungen  selbst  unter  Freunden 
wurde  eine  Einigung  noch  mehr  erschwert ;  desto  bedenklicher 
war  es,  diese  Masse  gänzlich  sich  selbst  zu  überlassen  und 
tiefgreifende,  weitaussehende  Fragen  in  sie  hineinzuwerfen. 
Die  Folge  war,  dass  viel  Zeit  in  den  Vorberathungen  ver- 
loren ging  und  das  Ergebnis  immer  unsicherer  wurde.  Während 
wenige  Änderungen  genügen  konnten,  um  die  Verfassung  lebens- 
fähig zu  machen,  da  sie  im  Allgemeinen  gebilligt  war,  ging 
man  da  und  dort  auf  ganz  neue  Pläne  aus  oder  vertiefte  sich 
in  Einzelheiten.  So  wurde  zwar  der  Entwurf  von  Malmaison 
in  vielen  Artikeln  beibehalten,  aber  theilweise  im  Sinne  der 
Zentralisten  verschärft.  Den  Kantonsbehörden  wurde  die  Ent- 
scheidung über  allgemeine  Gesetze  entzogen,  dagegen  in  Ver- 
waltungssachen für  Kirche,  Schulwesen,  x\rmenpflege,  Gerichts- 
organisation (mit  Advokatur  und  Notariat),  Polizei,  Domänen 
und  Gefälle  ein  beträchtlicher  Spielraum  vergönnt,  auch  etwelche 
Mittel  für  ihre  Bedürfnisse  angewiesen.  Eine  Missgeburt  war 
indess  der  Art.  24,  betreffend  die  Liquidation  der  grossen  Zehnten. 
Für  andere   Dinge,   wie  Friedens-   und  Geschwornengerichte, 
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Handelsgerichte.  Einheit  des  Zivil-  und  Strafrechts  etc.,  be- 
gnügte man  sich  hinwider  mit  Verheissungen  oder  Wünschen, 
Der  Obergerichtshof  wurde  beibehalten,  aber  in  seinen  Befug- 
nissen beschränkt  und  desswegen  auf  eilf  Mitglieder  herab- 
gesetzt.*) —  Vgl.  T.  Nr.  8. 

Nach  peinlichen  Berathungen  waren  die  Abgeordneten  von 
üri  und  Schwyz  in  der  Tagsatzung  zugelassen  worden,  obwohl 
sie  den  obligatorischen  Eid  verworfen  hatten ;  doch  traten  sie 
bald  aus,  und  ihnen  folgten  später  13  andere  Mitglieder  aus 
sechs  Kantonen,  in  der  Meinung,  dadurch  die  unitarisch  ge- 
sinnte Mehrheit  zu  diskreditiren  oder  zu  lähmen.  Diese  schloss 
nun  desto  rascher  ab,  vollendete  ihr  Werk  am  24.  Oktober 
und  schritt  zu  der  Wahl  des  Senats,  die  sie  am  27.  Nachmittags 
spät  zu  Ende  brachte.  Das  Ergebnis  haben  wir  blos  mit  der 
Bemerkung  zu  berühren,  dass  durchweg  Anhänger  der  Einheit 
bevorzugt  worden  waren. 

Eben  damit  reizte  aber  die  Tagsatzung  die  lauernden 
Gegner,  den  längst  gewünschten  Staatsstreich  auszuführen. 
Die  erklärte  Absicht  Frankreichs,  wenigstens  einen  Theil  von 
Wallis  unter  seine  Botmässigkeit  zu  stellen,  hatte  sie  nämlich 
ignorirt,  entschieden  die  Unverletzlichkeit  des  helvetischen 
Gebiets  proklamirt  und  den  Kanton  Wallis  beibehalten,  was 
die  französische  Regierung  ärgerte;  die  langen  Debatten,  die 
übrigens  nirgends  aufgezeichnet  sind,  hatten  jedenfalls  Miss- 
fallen erregt;  Widersprüche  in  den  Beschlüssen  selbst  Partei- 
gänger verletzt;  hiezu  kam  das  Verbrechen,  den  ehrgeizigen 
Dolder,  der  seit  1798  an  der  französischen  Botschaft  eine 
Stütze  hatte,  und  einige  ähnliche  Männer  von  der  neuen  Be- 
hörde ausgeschlossen  zu  haben,  zu  schweigen  von  andern 
Motiven  des  Grolls  oder  Absehens.  Der  Plan,  das  Verfassungs- 
werk nicht  in  Kraft  treten  zu  lassen  und  die  Tagsatzung  zu 
sprengen,  wurde  von  G.  Montchoisy  willig  gefördert,  und  so 
gelang  es,  über  Nacht  den  noch  in  der  Luft  schwebenden  Bau 
zu  stürzen  (27./28.  Okt.).  Wie  form-  und  rücksichtslos  dieser 
Streich   durchgeführt  wurde,   soll   hier  übersehen   werden;   es 


*)  Anläsflich  ist  zu  bemerken,  da^s  es  keine  offizielle  Druckaus^be 
dieser  Verfassung  gibt ;  nicht  einmal  ein  authentischer  französischer  Text 
ist  aufzufinden.  Das  zugehörige  Material  liegt  übrigens  in  Bd.  VII  der 
helvet.  A.-S. 
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ist  nur  das  Resultat  auzugeben.  Die  Tagsatzung,  der  gesetz- 
gebende Rath  und  der  Vollziehungsrath  wurden  aufgelöst  und 
die  letztern  Behörden  durch  einen  aristokratisch  gesinnten 
Senat  ersetzt,  der  schon  nach  wenigen  Tagen  seine  Wirksam- 
keit begann.  Mehrere  Minister  und  andere  Beamte,  die  zu- 
rücktraten, erhielten  Nachfolger,  die  dem  neuen  Kurs  ent- 
sprachen ;  einige  Regierungsstatthalter  wurden  abgeändert, 
bald  auch  in  Gerichten,  Verwaltungskammern  etc.  missliebige 
Elemente  ausgemerzt,  unbequeme  Zeitungen  unterdrückt  und 
eine  scharfe  Zensur  eingeführt.  £ine  der  ersten  Massregeln 
der  provisorischen  Machthaber  war  die  Auflösung  des  Kantons 
Waldstätten  in  seine  vier  alten  Bestandtheile ;  doch  mussten 
die  March  und  die  Höfe,  die  schon  im  Sommer  dem  Kanton 
Schwyz  zugewiesen  worden,  einstweilen  bei  Olarus  (oder  Linth) 
verbleiben. 

(9.)  Die  Arbeit  des  Redingschen  Senats. 

Durch  die  in  der  Eile  gefassten,  wenn  auch  theilweise  vor- 
bereiteten Beschlüsse  der  Machthaber  war  die  Verfassung  vom 
29.  Mai,  soweit  dieselbe  die  Zentralbehörden  betraf,  als  gültig 
erklärt  worden.  Demgemäss  fiel  die  höchste  Gewalt  dem 
bereits  erwähnten  Senat  zu;  eine  Anzahl  designirter  Mit- 
glieder die  nicht  eintreten  wollten  ersetzte  er  selbst  durch 
neue  Wahlen;  er  wählte  die  Landammänner  und  bestellte 
den  Kleinen  Rath  (21.  Nov.).  Vorgängig  war  aber  das 
Gehalt  des  ersten  Landammanns  auf  15,000  Frk.  (=  eflf. 
30,000  Fr.  heute)  ermässigt  worden.  Wichtiger  war  indess 
die  Personenfrage.  Aristokraten  und  Demokraten  vereinigten 
sich  für  diese  Stelle  auf  Alois  Reding;  an  die  zweite  wurde 
Frisching,  ein  Berner  Patrizier,  befördert.  Damit  war  nun 
Dolder  zurückgesetzt,  was  ihn  und  die  französische  Botschaft 
(seit  Sept.  Verninac)  verletzte  und  erhebliche  politische  Folgen 
hatte.  Verschiedenes,  was  die  Herrschaft  des  «Redingschen 
Senates  »  bezeichnet  kann  hier  nicht  zur  Erörterung  kommen ; 
doch  dürfen  einige  Punkte  nicht  übergangen  werden.  Da  die 
Finanzmittel  immer  weniger  zureichten,  so  wurden  am  26.  Dez. 
die  rückständigen  und  künftigen  Gehalte  der  Geistlichen  und 
Schulbeamten  den  Kantonen  Überbunden,  am  7.  Jan.  1802  auch 
die  Forderungen  anderer  Staatsgläubiger  auf  die  Kantone  ver- 
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tröstet  und  am  29.  Jan.  die  Rückerstattung  der  noch  nicht 
veräusserten  Werthschriften  an  die  Verwaltungskammern  der 
berechtigten  Kantone  beschlossen. 

Die  interessanteste  Episode  bildete  indessen  Redings  Reise 
nach  Paris.  Charakteristisch  war  dabei  die  Absicht,  den  dortigen 
Gesandten  Stapfer,  der  das  Vaterland  würdig  vertrat,  durch 
einen  der  schroffsten  Vertreter  des  ßerner  Patriziats  zu  er- 
setzen, der  vorläufig  den  Landammann  als  Sekretär  begleitete. 
Bonaparte  nahm  Reding  anständig  auf  und  Hess  Erfüllung  der 
ihm  vorgetragenen  Wünsche  hoffen ;  es  konnte  ihm  aber  nicht 
entgehen,  wie  derselbe  reaktionären  Gelüsten  dienen  wollte 
und  bei  den  Botschaften  anderer  Mächte  einen  Rückhalt  suchte. 
Eine  Note  Redings  (20.  Dez.)  beantwortete  er  in  sehr  be- 
stimmtem Tone,  verreiste  dann  nach  Lyon,  wo  ihn  eine  Neu- 
gestaltung der  zisalpinischen  Republik  beschäftigte,  und  über- 
liess  die  Erledigung  der  angebrachten  Geschäfte  dem  Bureau 
des  Ministers  Talleyrand.  Zu  bemerken  sind  dabei  zwei  Punkte. 
Reding  wünschte  für  die  ürkantone  eine  vollständige  Rück- 
kehr zu  den  alten  Formen  und  eine  vieljährige  Befreiung  von 
allen  Bundeslasten,  was  eine  Art  Losreissung  bedeutete;  der 
Konsul  soll  ihm  erwidert  haben,  er  möge  das  versuchen,  was 
Reding  theilweise  missverstand.  Über  dessen  System  waren 
ihm  nämlich  Klagen  zugekommen,  die  er  für  berechtigt  hielt  ; 
er  verlangte  daher,  dass  in  dem  Senat  auch  die  Gegenpartei 
eine  Vertretung  erhalte,  und  es  wurden  dann  sechs  der  tüch- 
tigsten Unitarier  dafür  auserlesen.  Der  Verfassungsplan, 
welchen  Reding  der  französischen  Regierung  einreichte,  ist 
hier  nur  darum  zu  erwähnen,  weil  er  eine  Grundlage  des  Ent- 
wurfes vom  27.  Februar  bildete;  eine  förmliche  Genehmigung 
desselben  von  Seiten  Frankreichs  ist  indess  nicht  erweislich. 
Die  Ergänzung  des  Senats  fand  in  dem  berührten  Sinne  statt 
(23.  Jan.  1802),  und  bald  erfuhr  auch  der  Kleine  Rath  eine 
Änderung,  die  aber  mehr  den  Geist  der  Verwaltung  als  die 
Entscheidung  der  Hauptfragen  bestimmte. 

Als  wichtigste  Angelegenheit  des  Senats  wurde  die  Auf- 
stellung einer  neuen  Verfassung  betrachtet  und  seit  21.  Nov. 
1801  daran  gearbeitet;  von  vornherein  war  übrigens  beab- 
sichtigt, auch  die  im  Sommer  1801  entstandenen  Kantonsver- 
fassungen, die  nicht  ins  Leben  hatten  treten  können,  im  Sinne 
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der  konservativen  Städter  umarbeiten  zu  lassen.  In  der  für 
diese  Aufgaben  bestellten  Kommission  führte  David  v.  Wyss  d.  j. 
die  Feder  und  wohl  auch  öfter  das  entscheidende  Wort,  und 
zwar  in  wesentlich  reaktionärem  Sinne;  die  Belege  finden 
sich  in  den  hinterlassenen  Akten.  Das  am  27.  Februar  mit 
schwacher  Mehrheit  angenommene  Werk  —  vgl.  T.  Nr.  9  —  lässt 
zwar  die  £inheit  in  manchen  Dingen  gelten,  tendirt  aber 
stärker  auf  eine  gesicherte  Selbstverwaltung  der  Kantone. 
Neben  den  XIII  alten  erscheinen  darin  acht  neue :  St.  Gallen, 
Thurgau,  Aargau,  Baden,  Waat,  öraubünden,  Tessin,  Wallis; 
Biel  und  Frickthal  hatte  man  infolge  einer  Warnung  der 
französischen  Botschaft  fallen  lassen;  Wallis  aber  hielt  man 
fest,  weil  dessen  Bevölkerung  unzweideutig  den  Wunsch  er- 
klärte, helvetisch  zu  bleiben.  Im  Übrigen  schloss  man  sich 
dem  Entwurf  vom  29.  Mai  grossentheils  an;  nur  beschränkte 
man  die  Gesetzgebungsbefugnis  der  Zentralbehörden  in  wich- 
tigen Dingen  (Art.  11,  §  3)  und  räumte  ihnen  auch  sonst 
mehr  die  Oberaufsicht  als  direkte  Besorgung  ein.  Die  hel- 
vetische Tagsatzung  wollte  Wyss  auf  37  Vertreter  für  20 
Kantone  beschränken,  sodass  nur  drei  Kantone  mehr  als  1  oder 
2  Repräsentanten  erhielten ;  die  Berathung  ging  etwas  weiter 
und  glich  dabei  auch  einige  Unbill  aus;  so  ergab  sich  die 
Summe  52.  Die  fünfjährige  Amtsdauer  wurde  beibehalten. 
Ein  anderes  Zugeständnis  liegt  in  der  Befugnis  der  Tagsatzung, 
Gesetze,  welche  nicht  von  zwei  Drittheilen  der  Kantone  ge- 
nehmigt wären,  zu  bestätigen,  falls  der  Senat  auf  deren  An- 
nahme drang.  Die  Bestellung  des  Senats  und  die  Umschreibung 
seiner  Gewalt  bieten  wenig  Neues  mehr.  Die  Kantone  be- 
treffend fällt  die  Abschaffung  des  Regierungsstatthalters  auf. 
Die  Rechtspflege  wollte  die  Kommission  beinahe  gänzlich  den 
Kantonen  anheimgeben  und  einen  geringen  Rest  von  Ent- 
scheidungen dem  Senat  übertragen ;  es  wurden  dann  doch  einige 
allgemeine  Vorschriften  aufgestellt  und  der  Obergerichtshof 
mit  erheblichen  Kompetenzen  bestätigt,  was  kräftige  Vor- 
stellungen seitens  der  unitarisch  gesinnten  Mitglieder  ver- 
rauthen  lässt.  Im  Ganzen  betrachtet,  bot  dieser  Plan  immer 
noch  manches  Gute,  was  bei  redlicher  Fortführung  der  Ge- 
schäfte dem  Lande  wenigstens  für  einige  Zeit  Beruhigung 
verschafft  und  etwelche  Fortschritte  ermöglicht  hätte. 
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Hier  befinden  wir  uns  trotzdem  an  einem  kritischen  Punkte. 
In  den  Berathungen  offenbarten  sich  starke  Differenzen,  die 
sich  schliesslich  in  bestimmt  ablehnenden  Erklärungen  von 
zehn  Mitgliedern  des  Senats  kundgaben;  es  ist  auch  nicht 
ganz  belanglos,  diese  zu  nennen;  es  waren  Kcngger,  Kuhn, 
Füssli,  Lanther,  Rüttimann,  Schmid,  Mittelholzer,  Peius,  Dolder 
und  Ändermatt,  die  in  gewissem  Sinne  neun  Kantone  ver- 
traten, und  deren  bisherige  Leistungen  etwas  mehr  Beachtung 
verdienten,  als  sie  im  Senate  fanden.  Der  obwaltende  Gegen- 
satz muss  aber  auch  ausserhalb  den  Amtsstuben  laut  geworden 
sein,  und  er  schien  eine  Versöhnung  so  sehr  auszuschliessen, 
dass  der  französische  Gesandte  etliche  Tage  vor  Abschluss 
der  Verfassungsdebatten  seiner  Regierung  die  Meinung  vor- 
tragen konnte,  die  Schweiz  gehe  der  innern  Auflösung  ent- 
gegen; die  Mehrheit  des  Senats  strebe  nur  nach  Schwächung 
der  Zentralgewalt  und  Wiederherstellung  der  alten,  überlebten 
Formen,  und  das  Beste  sei  eine  Theilung  des  Landes 
unter  Frankreich,  Deutschland  und  die  italienische  Republik, 
(wofür  er  bestimmte  Vorschläge  macht);  blos  die  altdemo- 
kratischen Kantone  (die  Urkantone  aliein  ?)  könnte  man  als 
Republiken  bestehen  lassen,  wie  S.  Marino  etc.  (Man  lese  all- 
fällig das  Nähere  in  Bd.  VII  der  helvet.  Aktensammlg.,  S.  1073.) 
Mit  Recht  bemerkte  Stapfer,  der  diesen  schönen  Rath  aufge- 
spürt hatte,  das  sei  die  Frucht  der  von  Frankreich  betriebenen 
Föderalisirung  der  Schweiz. 

Glücklicherweise  hatte  dieser  Einfall  nicht  die  erwartete 
Wirkung.  Bonaparte  dachte  über  den  Verfassungsplan  der 
Anhänger  Redings  nicht  ungünstig;  nur  hielt  er  daran  fest, 
dass  wenigstens  ein  Theil  von  Wallis  unter  seine  Gewalt  ge- 
stellt werden  müsse,  um  des  Heerweges  nach  Italien  sicher 
zu  sein;  im  Übrigen  beharrte  er  auf  der  Forderung,  dass 
ünterthanenverhältnisse  nicht  zurückkehren  dürften.  Am  20. 
März  verlangte  er  von  Talleyrand,  die  Unabhängigkeit 
des  Wallis  herbeizuführen;  daneben  sollte  Verninac  soweit 
möglich,  jedoch  im  Stillen,  die  Anhänger  liberaler  Grundsätze 
unterstützen;  am  3.  April  sprach  sich  der  Konsul  noch  be- 
stimmter aus,  indem  er  den  Gesandten  beauftragen  liess.  Dolder, 
Rüttimann  und  ähnlich  denkende  Männer  zu  fördern.  Zu  dieser 
Wendung  möchte  zweierlei  wesentlich  beigetragen  haben :  Einer- 
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seits,  dass  Reding  und  seine  Partei  die  Walliser  in  ihrem 
Widerstand  gegen  die  (an  sich  schamlosen)  Eingriffe  von 
General  Turreau  bestärkte ;  anderseits,  dass  der  Landammann 
verschiedene  Höfe  zu  bewegen  versuchte,  durch  Sendung  von 
Botschaften  seine  Regierung  anzuerkennen,  sie  dadurch  zu 
befestigen  und  ihr  einen  Rückhalt  gegen  Frankreich  zu  ge- 
währen ;  es  wirkte  indessen  wohl  auch  die  Wahrnehmung  mit» 
dass  im  Lande  selbst  der  Widerspruch  gegen  das  System 
Redings  immer  stärker  hervortrat. 

Und  diese  Bewegung,  die  sich  kaum  mehr  bändigen  Hess, 
hatte  der  Senat  durch  ein  komplizirtes  System  von  Wahlvor- 
schriften verschuldet  (26.  Febr.  ff.),  welche  die  Bestellung  von 
möglichst  kleinen  und  konservativ  gesinnten  Kantonstag- 
satzungen sichern  sollten,  um  durch  diese  über  die  Staatsver- 
fassung entscheiden  zu  lassen.  Nicht  blos  waren  diese  Vor- 
schriften theilweise  unbestimmt,  sie  räumten  dem  Volke  sicht- 
lich allzu  wenig  Einfluss  ein  und  erweckten  den  Verdacht, 
dass  auf  Schleichwegen  die  alte  Ordnung  wieder  herbeigeführt 
werden  wolle.  Auf  diesen  unerquicklichen  Detail  lässt  sich 
nicht  eintreten ;  die  wichtigsten  Wahlergebnisse  verzeichnet 
die  helvet.  Aktensammlung  (VH.  1113-19.  1159-65).  Am 
2.  April  trat  die  grosse  Mehrzahl  der  Tagsatzungen  zusammen ; 
allein  nur  wenige  nahmen  die  Verfassung  unbedingt  an :  Appen- 
zell, Baden,  Solothurn  und  Zürich;  deren  Motive  sind  leicht 
zu  finden ;  mit  mehr  oder  weniger  Bedenken  oder  Vorbehalten 
stimmten  sieben  andere  zu:  Basel,  Bern,  Freiburg,  Glarus, 
Schaff  hausen,  Schwyz  und  Waat;  in  sechs  Kantonen  überwog 
das  Misstrauen,  nämlich  in  Aargau,  Luzern,  St.  Oallen,  Tessin, 
Thurgau  und  Zug.  In  Unterwaiden,  Uri,  Graubünden  und 
Wallis  kam  es  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  zur  Abstimmung. 
Eine  wirkliche  Mehrheit  für  Bestätigung  war  somit  nicht  erzielt, 
und  eine  Durchführung  daher  unmöglich,  zumal  von  Frankreich 
für  Gewaltmittel  nichts  zu  hoffen  stand. 

(10.)  Die  Verfassung  vom  25.  Mai  1802  und  die  Auflttsung  der 

helvetisclien  Republil(. 

So  lässt  sich  fragen,  was  dem  «System  Reding»  übrig 
blieb.  Ehe  aber  ein  Kathschlag  darüber  gepflogen  werden 
konnte,   reizte  die  Unbotmässigkeit  der  Berner  Munizipalität 
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die  Regierung  zu  einem  raschen  und  entschiedenen  Schritt. 
Reding  war  zur  Feier  des  Osterfestes  nach  Hause  verreist, 
die  Arbeit  des  Senats  für  etliche  Tage  eingestellt;  am  17.  April 
beschloss  nun  die  Mehrheit  des  Kleinen  Raths,  auf  den  Antrag 
von  Kuhn,  den  Senat  zu  vertagen  und  zur  Berathung  einer 
neuen  Verfassung  47  geachtete  Bürger  —  «  Notabein  »  —  nach 
Bern  zu  berufen ;  der  Beistimmung  der  französischen  Botschaft 
war  man  sicher.  Die  Proteste  eines  Theils  des  Senats  und 
Redings  selbst  kamen  um  so  weniger  in  Betracht,  als  das 
Wagnis  des  Kl.  Raths  in  den  meisten  Kantonen  mit  Beifall 
und  Hoffnungen  begleitet  war.  Dass  jetzt  auch  etliche  Statt- 
halter, die  sich  als  beflissene  Diener  des  gestürzten  Regiments 
erwiesen  hatten,  ersetzt  wurden,  machte  guten  Eindruck.  Eine 
unerfreuliche  Folge  der  reaktionären  Richtung  des  Senats  störte 
aber  den  neuen  Kurs  empfindlich.  Im  Waatland  nämlich  gährte 
es  seit  Februar  wegen  der  Besorgnis,  die  verhassten  Zehnten 
und  Grundzinse  mit  schwerem  Qelde  loskaufen  oder  ferner 
entrichten  und  zugleich  neue  Auflagen  bestreiten  zu  müssen; 
mehrere  Schlösser  und  andere  Gebäude  wurden  bei  Tag  oder 
Nacht  gestürmt,  die  Ablieferung  der  Beweistitel  für  solche 
Rechte  erzwungen  und  Pergamente,  Papiere,  Bücher  verbrannt 
oder  verschleppt.  Scharen  von  Hunderten  und  Tausenden  durch- 
zogen bewaffnet  das  Land;  nur  das  entschlossene  Auftreten 
der  französischen  Truppen  vermochte  die  noch  drohenden  Ge- 
fahren abzuwenden.  Dieses  Wenige  musste  hier  angeführt 
werden,  um  eine  Bestimmung  der  letzten  helvetischen  Ver- 
fassung zu  begründen,  welche  die  endgültige  Festsetzung  der 
Loskaufsbedingnisse  im  Lauf  des  Jahres  1802  verhiess. 

Für  diese  Verfassung  war  indessen,  wie  verlautet,  zumeist 
von  Rengger,  im  Einverständnis  mit  Minister  Verninac  ein 
Entwurf  gefertigt  worden,  der  den  Notabein  zur  Prüfung  vor- 
gelegt wurde  und  nur  in  unwesentlichen  Dingen  eine  Änderung 
erfahren  sollte,  über  die  diesfälligen  Berathungen  fehlt  es 
an  eingehenden  Nachrichten;  wir  müssen  uns  mit  der  An- 
gabe begnügen,  dass  die  Notabein  die  Vorlage  schliesslich 
einhellig  billigten  und  dem  Kl.  Rath  als  ihr  «Gutachten» 
mittheilten.  Dies  geschah  am  20.  Mai,  der  aber  nicht  das 
richtige  Datum  der  Verfassung  abgibt,  weil  der  Kl.  Rath  noch 
manche,  wenn  auch  nicht  erhebliche  Änderung  traf.    Erst  am 
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25.  Mai  kam  die  Arbeit  zu  Ende;  es  handelte  sich  nämlich 
einerseits  noch  um  etwelche  Vorkehren  für  die  Abstimmung 
des  Volkes,  anderseits  um  die  erste  Wahl  des  neuen  Senats, 
die  man  nicht  dem  Zufall  überlassen  wollte,  um  desto  rascher 
zu  einer  allseitig  ersehnten  definitiven  Ordnung  zu  kommen. 
Es  darf  nicht  verschwiegen  werden,  dass  dieser  Vorgriff  einer 
provisorischen  Behörde  vielfachen  Tadel  erfuhr,  und  es  lagen 
vermittelnde  Wege  nahe  genug,  um  dem  sonst  wohl  berechneten 
Werke  eher  einige  Dauer  zu  sichern.  Noch  mehr  aber  dürfen 
wir  die  Anordnungen  für  die  Bekanntmachung  und  Abstimmung 
als  kurzsichtig  und  verfehlt  bezeichnen. 

Um  diesen  Punkt  vorweg  zu  erledigen,  ist  allerdings  an- 
zuerkennen, dass  nicht  wieder  künstlich  und  einseitig  komponirte 
«Tagsatzungen»,  sondern  die  ganze  Bürgerschaft  unvermittelt 
zum  Urtheil  berufen  wurde ;  allein  es  geschah  nicht  genügende 
Vorsorge  für  die  Verbreitung  des  Entwurfs ;  eine  Proklamation 
der  Regierung  selbst  und  Aufrufe  etlicher  Statthalter  ver- 
mochten die  müde  oder  misstrauisch  gewordenen  Bürger  nicht 
so  anzuregen,  wie  die  Lage  es  erheischte ;  ein  blosses  Ablesen 
oder  Überlesen  der  Verfassung  etc.  bot  zu  wenig  Reiz  und 
Belehrung;  eine  Diskussion  war  überhaupt  ausgeschlossen, 
und  die  für  den  Entscheid  gesetzte  Frist  —  4 — 5  Tage  —  so 
kurz,  dass  sie  nur  mit  Mühe  beobachtet  werden  konnte ;  übrigens 
verschuldeten  verschiedene  Umstände,  dass  da  und  dort  das 
Hauptgeschäft  sich  bedeutend  verzögerte,  ohne  dass  dadurch 
etwas  gewonnen  war,  weil  es  an  Organön  für  die  Erweckung 
der  nöthigen  Stimmung  fehlte.  Hiezu  kam  ein  Gebrechen  der 
Formen.  In  jeder  Gemeinde  sollte  ein  «Register»  eröffnet 
werden,  wo  die  Bürger  mit  Ja  oder  Nein  sich  selbst  einschreiben 
oder  durch  eine  Amtsperson  eintragen  lassen  konnten.  Ein 
Artikel  erklärte  nun,  dass  alle  diejenigen  Stimmberechtigten 
die  nicht  eingeschrieben  wären  als  Annehmende  gezählt  würden  ; 
(desshalb  wurde  für  jede  Gemeinde  die  Zahl  der  Aktivbürger 
eingefordert) ;  gerade  diese  Vorschrift,  die  seitdem  gar  zu  oft 
als  eine  Fälschung  beurtheilt  worden  ist,  war  darin  übel  be- 
rechnet, dass  sie  den  Schüchternen  und  Gleichgültigen  einen 
Ausweg  bot;  zur  Zeit  wurde  sie  auch  offen  als  Vorwand  be- 
nutzt, weil  Viele  sich  scheuten,  ihren  Namen  zu  einer  Sache 
zu  geben  die  sie  nicht   verstanden   oder  nicht  zu   würdigen 
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wußsten;  dieses  Verfahren  war  zu  neu  und  verfänglich!  Die 
ganze  Anordnung  war  ein  in  jeder  Hinsicht  unglückliches 
Nachbild  des  Manövers,  durch  welches  die  französische  Kon- 
sularverfassung, nachdem  das  Wichtigste  derselben  etablirt 
war,  von  dem  Volk  bestätigt  wurde;  die  Unterschiede  aller 
Verhältnisse  hatte  man  diesseits  zu  wenig  beachtet,  und  eine 
Art  Misserfolg  (vgl.  T.  p.  100,  Note)  war  die  verdiente  Folge 
davon.  Die  Eile  die  das  Werk  retten  sollte  gefährdete  es, 
indem  nur  eine  sorgfältige  Vorbereitung  des  Volkes  in  den 
Kantonen,  wo  die  Verwerfung  nicht  von  vornherein  zu  er- 
warten war,  eine  wirkliche  Mehrheit  erzielen  und  der  Ver- 
fassung Bestand  verleihen  konnte. 

Gehen  wir  nun  auf  den  Verfassungstext  ein,  so  wird  es 
genügen,  eine  Anzahl  bezeichnender  Punkte  zu  berühren.  In 
der  Gebietseintheilung  begegnen  wir  wieder  den  Kantonen 
Aargau,  Appenzell  und  Glarus  im  weiteren  Sinne ;  Uri 
musste  das  Livinenthal  dem  Tessin  überlassen,  wogegen  Zug 
ein  Stück  der  Freiämter  und  etwas  Luzerner  Gebiet  erhalten 
sollte.  Wallis  war  im  Stillen  preisgegeben,  da  man  über 
dessen  neue  Gestaltung  bereits  in  Unterhandlung  stand.  Zu 
bemerken  sind  sodann  etliche  Reste  von  allgemeinen  Grund- 
sätzen, deren  einer,  die  Ausschliessung  ewiger  Grundlasten, 
die  Gemüther  noch  überall  stark  beschäftigte.  Die  Organi- 
sation der  Zentralbehörden  schloss  sich  den  Entwürfen 
seit  April  1801  mehr  oder  weniger  genau  an.  Nur  über  Ge- 
setze welche  allgemeine  (neue)  Auflagen  forderten  sollten  die 
Kantone  als  solche  ein  Stimmrecht  haben,  aber  auch  dann 
kein  unbedingt  entscheidendes.  Dagegen  war  ihre  Vertretung 
in  der  Tagsatzung  annähernd  verhältnismässig  bestimmt  (aber 
nicht  absolut  fixirt),  so  dass  die  Gesamtheit  derselben  auf 
etwa  achtzig  Mitglieder  ansteigen  konnte.  In  Betreff  der  Wahl 
dieser  Repräsentanten  ist  Art.  18  zu  würdigen,  der  noch  einige 
Furcht  vor  bäurischer  Demagogie  verräth.  Beachtenswerth  ist 
ferner  der  Umfang  der  Funktionen  der  Tagsatzung,  der  ihr 
mehr  als  eine  blosse  Scheinexistenz  sicherte.  Einiges  Neue 
findet  sich  auch  in  dem  Geschäftskreis  des  Senats ;  für  Kriegs- 
erklärungen sollte  er  blos  den  Vorschlag  haben,  während  er 
für  Friedensschlüsse  und  andere  Verträge  selbst  kompetent 
war.    Den  Kleinen  Rath  ersetzte  jetzt  ein  Vollziehungsrath, 


—     63    — 

aber  aus  blos  drei  Mitgliedern  bestehend;  hinsichtlich  seiner 
Befugnisse  soll  nicht  übersehen  werden,  dass  er  in  Gesamt- 
heit die  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  leiten  hatte,  womit 
die  Gewalt  des  Landammanns  eingeschränkt  war.  Hiebei  ver- 
dient bemerkt  zu  werden,  dass  von  Regierungsstatthaltern 
in  den  Kantonen  nicht  deutlich  die  Rede  ist  (§  51.  58).  —  Die 
Bestimmungen  über  kirchliche  Verhältnisse  (Art.  1.  60—63) 
und  öffentliches  Unterrichtswesen  sind  wenigstens  theilweise 
neu  und  der  Zeitlage  angepasst.  Wichtig  sind  endlich  die 
allgemeinen  Satzungen  über  die  Organisation  der  Rechtspflege 
und  die  Fortdauer  des  Obergerichtshofs. 

Neben  diesem  Grundriss  des  Gebäudes  möchten  die  öko- 
nomischen Verhälthisse  von  besonderem  Interesse  sein, 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Kantone,  wobei  aber  bemerkt 
werden  rauss,  dass  diese  für  unsere  Denkart  wichtig  gewordene 
Frage  in  dem  Entwürfe  nicht  mit  der  gleichen  Sorgfalt  behandelt 
wurde  wie  die  Organisation  des  Staates.  Man  vermisst  eine 
Zusammenstellung  der  Ausgaben  die  der  Gesamtheit  zuge- 
dacht  waren,  von  einem  Überschlag  der  nöthigen  Summen  zu 
schweigen,  da  hierin  noch  alles  unsicher  war.  Eine  kurze 
Auseinandersetzung  mag  dennoch  versucht  werden. 

Der  Staat,  m.  a.  W.  die  «Republik»,  beanspruchte  sämt- 
liche Regalien  die  sich  bisher  in  seinem  Betrieb  befunden 
hatten:  die  Bergwerke,  das  Münzrecht,  die  Fabrikation  von 
Salpeter  und  Schiesspulver  und  den  Verkauf  dieser  Produkte, 
den  Salzhandel,  den  Postbetrieb,  die  allgemeinen  Zölle  (die 
ein  Zollgesetz  freilich  erst  zu  bestimmen  hatte),  sodann  einen 
Theil  der  Domänen,  die  schon  auf  Zeitungsblätter  u.  A.  aus- 
gedehnten Stempeltaxen  und  sonstige  indirekte  Abgaben,  und 
im  Nothfall  sogar  Baareinschüsse  der  Kantone.  Hinwider 
hatte  er  die  Kosten  der  Vertretung  im  Ausland  und  der  Zentral- 
regierung, mit  Ausnahme  der  Tagsatzung,  die  Besoldung  des 
Obergerichtshofs,  den  Unterricht  und  Unterhalt  des  Militärs, 
die  Besorgung  der  Hauptstrassen  und  der  wichtigsten  Brücken, 
die  Einrichtung  und  Führung  höherer  Lehranstalten  und  in 
der  Folge  noch  mancherlei  andere  Aufwendungen  zu  bestreiten, 
die  naturgemäss  nicht  den  Kantonen  zur  Last  fallen  konnten. 
Durch  solche  Leistungen  mussten  nun  letztere  bedeutend  er- 
leichtert werden.    Es  blieb  ihnen  jedoch  übrig  die  Besoldung 
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der  kantonalen  Behörden  (die  nach  den  ZeitbegriiFen  aller- 
dings nur  kleine  Kollegien  bildeten),  der  Gerichte  (soweit 
diese  nicht  auf  die  Sportein  angewiesen  werden  konnten),  der 
Geistlichen  und  Schullehrer  (wofür  die  loskäuflich  erklärten 
Zehnten  und  Grundzinse  etwelche  Mittel  lieferten  und  die 
Gemeinden  mitsteuern  mochten),  die  Erhaltung  besonderer 
Schul-  und  Pfleganstalten  (die  zum  Theil  auf  alten  Stiftungen 
beruhten),  wohl  auch  die  Verabreichung  von  Kuhegehalten  für 
Invaliden  und  Unterstützungen  für  Witwen  oder  Waisen,  der 
Unterhalt  von  Nebenstrassen  u.  s.  w.  und  ohne  Zweifel  noch 
manche  zufällige  Ausgabe.  Dafür  war  ihnen  ausser  den  er- 
wähnten Gefallen  ein  Theil  der  öflfentlichen  Liegenschaften, 
da  und  dort  ein  Rest  von  Werthschriften,  namentlich  aber 
die  Erhebung  besonderer  Auflagen  zugewiesen;  die  verhasste 
Grundsteuer  hatte  der  Redingsche  Senat,  etwelchen  Bauern- 
fang betreibend,  schon  im  Nov.  1801  fallen  lassen ;  nun  mochten 
die  Kantone  sich  daran  erholen,  falls  ihnen  die  Erhebung  ge- 
lang. Für  manche  Kantone  Hess  eine  solche  Ausscheidung 
ein  erträgliches  Fortkommen  hoffen ;  aber  den  Gebirgskantonen 
bot  dieselbe  kaum  eine  freundliche  Aussicht,  zumal  die  Ab- 
neigung gegen  Steuern  gerade  dort  am  stärksten  war.  Ver- 
schiedene Fragen,  die  sich  hieran  knüpfen,  sind  um  so  mehr 
zu  unterdrücken,  als  es  sich  um  rein  hypothetische  Dinge 
handeln  würde. 

Der  Gang  der  Ereignisse  vernichtete  nämlich  alle  die 
Hoffnungen,  welche  die  Regenten  und  die  revolutionsmüden 
Völkerschaften  auf  den  Abschluss  des  Verfassungswerkes  bauten. 

Es  ist  anderswo  gemeldet,  wie  es  sich  mit  der  Annahme 
der  Verfassung  verhielt;  in  den  Regierungskreisen  erklärte 
man  sich  durch  den  Erfolg  befriedigt,  verkündigte  es  mit  einer 
grossen  Kanonade  und  meldete  es  den  Botschaften  und  Höfen 
der  Nachbarstaaten :  nun  erst  wurde  die  Konstitution  in  einer 
Urkunde  niedergelegt  und  deren  Druck  in  drei  Sprachen  an- 
geordnet. (Exemplare  davon  finden  sich  noch  ziemlich  häufig.) 
Am  3.  Juli  hielt  der  Senat  seine  erste  Sitzung;  dann  wurde 
der  Vollziehungsrath  bestellt,  nach  dessen  Vorschlägen  die  Wahl 
der  « Staatssekretäre »  für  die  fünf  Verwaltungsdepartemente 
vorgenommen  und  Anstalt  zu  mancherlei  definitiven  Ein- 
richtungen getroffen ;  bald  schritt  man  auch  zur  Ernennung  der 
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kantonalen  Kommissionen^  welche  neue  Kantonsverfassungen 
bearbeiten  sollten,  und  hoffte  diese  nach  wenigen  Wochen 
genehmigen  und  in  Wirksamkeit  setzen  zu  können.  Vielfach 
wurden  inzwischen  der  Regierung  oder  einzelnen  Beamten 
Glückwünsche  dargebracht,  und  gerne  schenkte  man  diesen 
Stimmen  Gehör. 

Allein  der  Horizont  blieb  theilweise  dunkel.  Mit  AI.  Reding, 
der  verbittert  heimgekehrt  war,  grollte  die  Mehrheit  des  Kantons 
Schwyz  über  alle  politischen  Vorgänge  seit  dem  17.  April, 
und  laut  erklärte  man  sich  gegen  die  neue  Verfassung;  Uri 
verrieth  keine  gute  Stimmung,  und  in  Unterwaiden  zeigte  sich 
in  Wahlen  die  Neigung,  die  alten  Behörden  wieder  aufzustellen. 
Durch  Reisen  oder  Briefe  knüpften  Zürcher  und  Berner  Ari- 
stokraten in  diesen  Gegenden  Verbindungen  an ;  aber  was  aus 
alledem  werden  sollte,  hing,  wie  jedermann  fühlte,  von  der 
Haltung  Frankreichs,  d.  h.  des  Konsuls  Bonaparte  ab. 

Diese  nun  in  wenigen  Worten  zu  charakterisiren  fällt  nicht 
leicht.  Wir  wissen  schon,  dass  er,  von  Talleyrand.  Barthelemy 
u.  A.  berathen,  eine  föderale  Umgestaltung  der  Schweiz  im 
Auge  hatte  und  die  Verfassung  vom  27.  Februar  desswegen 
nicht  verwarf;  er  war  nur  gegen  den  Urheber  misstrauisch, 
vermochte  aber  nicht  über  sich,  die  Motive  des  Umschlags 
vom  17.  April  völlig  zu  würdigen,  hielt  mit  der  Billigung 
desselben  zurück,  obwohl  er  gewisse  Folgen  gerne  sah,  und 
zögerte  auch,  sich  über  die  neue  Verfassung  bestimmt  und 
verbindlich  zu  äussern;  hinwider  bot  er  der  helvetischen  Re- 
gierung indirekt  Hand,  um  den  Aufruhr  in  der  Waat  zu  be- 
wältigen. *)  Aber  während  man  diesseits  alles  that,  um  ihn 
günstig  zu  stimmen,  sandte  er  einen  Beobachter  —  A.  Lezay- 
Marnesia,  damals  Präfekt  in  Strassburg  —  nach  Bern,  um 
sich  Witterung  zu  verschaffen ;  derselbe  Hess  sich  nun  haupt- 
sächlich mit  einem  Berner  Patrizier  ein  und  gab  Winke,  welche 
man  alsbald  benutzte ;  es  knüpften  sich  daran  Korrespondenzen 
mit  Parteigenossen  in  andern  Kantonen  und  Pläne  für  eine 
Bewegung  welche  die  Durchführung  der  Verfassung  vereiteln 
sollte.    Die  mächtigste  Förderung  bot  ihnen   Bonaparte  mit 


•)  Seit  März  1802  interessirte  er  sich  lebhaft  für  eine  topographische 
Karte  der  Schweiz,  die  grossentheils  durch  französische  Ingenieure  vorbe- 
reitet and  ausgefertigt  werden  sollte! 
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dem  Entschluss,  die  französischen  Truppen  zurückzuziehen. 
Diesseits  wurde  derselbe  alsbald  bekannt;  während  der  Voll- 
ziehungsrath  und  der  Senat  ängstlich  beriethen,  ob  sie  des 
bisher  genossenen  Schutzes  entbehren  könnten,  und  schliesslich 
die  Massnahme  des  Konsuls  mit  Yerdaukung  annahmen, 
schöpften  die  Gegner  daraus  die  Zuversicht,  nun  freie  Hand 
zu  bekommen. 

Ehe  noch  der  Abmarsch  der  Truppen  begann,  hielten 
Schwyz  und  Unterwaiden  Landsgemeinden  (1.  August)  und 
sagten  sich  von  der  Republik  los ;  Uri  folgte  wenigstens  darin, 
dass  es  eine  neue  Behörde  einsetzte.  Briefe,  Flugschriften, 
Werber  gingen  in  die  Nachbarkantone;  Glarus,  Graubünden, 
Appenzell  schlössen  sich  nach  wenigen  Wochen  an.  Ein  Theil 
der  von  der  Regierung  gegen  Unterwaiden  vorgeschobenen 
Truppen  Hess  sich  an  dem  Renggpass  überraschen  (28.  Aug.) 
und  musste  sich  zurückziehen;  die  Regierung  sah  sich  jetzt 
bewogen,  die  Vermittlung  Frankreichs  anzusprechen.  Unter- 
handlungen, welche  Deputirte  der  Urkantone  in  Bern  führen 
sollten,  blieben  fruchtlos,  und  unterdessen  wurden  im  Aargau 
und  im  Oberland  von  Berner  Offizieren  Freiwillige  angeworben, 
in  Zürich  die  Aufnahme  helvetischer  Truppen  verweigert,  eine 
Belagerung  abgeschlagen,  Baden  und  Aarau  von  den  Insurgenten 
besetzt,  drei  Tage  später  sogar  Bern  infolge  einer  Kapitulation 
für  die  Aufrührischen  gewonnen  (18.  Sept.).  Die  Regierung 
zog  nach  Lausanne;  die  gegen  sie  vereinigten  Stände  hielten 
in  Schwyz  eine  «  eidg.  Konferenz  »,  dann  eine  Tagsatzung  und 
boten  Truppen  auf,  um  mit  Heeresmacht  das  helvetische  Regiment 
zu  zertrümmern,  wenn  die  Behörden  nicht  freiwillig  abtraten. 
Nahezu  alle  Kantone  versuchten  ihr  Glück  mit  provisorischen 
Räthen  oder  Ausschüssen. 

Unterdessen  kämpfte  Stapfer  in  Paris  mit  den  peinlichsten 
Schwierigkeiten,  um  die  französische  Regierung  zu  einem  Ent- 
schlüsse zu  drängen,  der  die  verfassungsmässige  Ordnung 
schützen  sollte.  Erst  am  30.  Sept.  erfolgte  der  Entscheid 
Bonaparte's,  allerdings  nun  so  bestimmt,  dass  damit  schon 
eine  wesentliche  Wendung  gegeben  war.  (Vgl.  T.  IL  1.)  Am 
4.  Oktober,  als  die  Vorposten  der  eidg.  Truppen  nur  noch 
zwei  Stunden  von  Lausanne  entfernt  waren  und  die  Regierung 
sich  zur  Flucht  über  den  See  anschickte,  erschien  der  «  Retter», 
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General  Rapp,  mit  der  Erklärung  des  Konsuls.  Der  Senat 
nahm  dieselbe  sofort  an;  es  wurden  jetzt  WafFenstillstände 
geschlossen,  in  Bern  und  Schwyz  entsprechende  Verhandlungen 
geführt  und  endlich,  infolge  des  Einmarsches  französischer 
Truppen ,  die  verbündete  Armee  aufgelöst ;  die  Tagsatzung 
wich  der  Gewalt;  die  provisorischen  Behörden  der  Kantone 
mussten  ihr  folgen,  und  seit  Ende  Oktober  galt  wieder  die 
Verfassung  vom  25.  Mai. 

In  dieser  Übersicht  konnte  eine  Menge  spannender  Vor- 
gänge nicht  erwähnt  werden ;  nichts  ist  gesagt  von  den  Mitteln 
welche  die  Aufruhrpartei  für  ihre  Sache  in  Bewegung  setzte, 
nichts  von  den  Zettelungen  für  die  Änderung  des  Personals 
der  Behörden,  nichts  von  den  unzulänglichen  Anstalten  der 
Regierung  zu  ihrer  Vertheidigung ;  auch  die  zahlreichen  Er- 
klärungen der  Tagsatzung  in  Schwyz  mussten  übergangen 
werden,  ungeachtet  ihrer  löblichen  Tendenz,  die  Freiheit  des 
Landes  zu  wahren;  selbst  der  von  ihrer  «diplomatischen» 
Kommission  entworfene  Plan  einer  neuen  Verfassung,  der  in 
unserer  Sammlung  beiseitgelassen  ist,  kann  uns  nicht  lange 
beschäftigen.  Indem  man  auf  den  Abdruck  in  Hilty's  Vor- 
lesungen über  die  Helvetik,  p.  781—87,  und  auf  die  Helvet. 
Aktensammlung  verweist  (wo  der  Entwurf  mit  Zubehör  er- 
scheinen wird),  glaubt  man  diesem  Versuche  hier  genugzuthun, 
wenn  etliche  Züge  angeführt  werden.  Nach  einer  Reihe  von 
Erwägungen  über  das  Bedürfnis  irgendwelcher  zentralen  Be- 
hörde wird  ein  eidgenössischer  Rath  postulirt,  in  welchem 
alle  Kantone  mit  je  einem  Mitglied  vertreten  wären,  freilich 
nicht  für  permanente  Thätigkeit;  doch  erschien  ein  ständiger 
engerer  Ausschuss  von  9  Personen  nothwendig;  daneben  war 
eine  Tagsatzung  vorgesehen,  für  die  aber  nur  wenige 
Funktionen  übrig  blieben.  Dem  Eidg.  Rathe  sollte  die  Führung 
aller  auswärtigen  Angelegenheiten  zustehen,  allerdings  mit 
wesentlichem  Antheil  der  Kantone  durch  Ertheilung  von  In- 
struktionen und  durch  Abstimmung :  sodann  eine  Aufsicht  über 
das  Militärwesen,  wofür  eine  besondere  Kommission  bestellt 
werden  mochte;  ferner  die  Vermittlung  oder  Entscheidung  in 
Streitigkeiten  zwischen  Kanto*nen,  endlich  Gutachten  oder  An- 
träge an  die  Kantone  über  gemeinnützige  Anstalten.  Für  die 
Deckung  der  Ausgaben  wurden  die  Regalien  nebst  Domänen 
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und  Gefällen  in  den  ehemaligen  ünterthanenlanden  in  Anspruch 
genommen,  wobei  man  für  einzelne  Zweige  an  Verpachtungen 
I;,  dachte,  um  Verwaltungsbüreaux  zu  ersparen.     Als  wünschbar 

,f:  wurde  nämlich  —  denkwürdiger  Weise  ~  die  finanzielle  Un- 

abhängigkeit des  eidg.  Käthes  bezeichnet.  Ein  Sitzungsort 
sollte  noch  bestimmt  werden,  mit  der  Beschwerde,  für  Amts- 
und Wohnungslokale  zu  sorgen  und  die  Kanzleikosten  durch 
Dienste  von  Freiwilligen  zu  vermindern.  In  diesen  Vorschlägen 
liegen  immerhin  Zugeständnisse,  deren  Geltendmachung  freilich 
der  Tagsatzung  auch  bei  äusserlich  freien  Händen  kaum  ge- 
lungen sein  dürfte,  indem  auch  Rückschritte  fortzureissen 
pflegen. 

Es  war  den  Absichten  des  Vermittlers  gemäss,  dass  der 
Senat  durch  ein  Dekret  (v.  25.  Okt.)  für  die  Wahl  von  Abge- 
ordneten nach  Paris  einige  Vorschriften  aufstellte;  die  kan- 
tonalen Tagsatzungen  von  1801  und  1802  sollten  sich  ver- 
einigen, um  eine  beliebige  Anzahl  von  Repräsentanten  für  den 
Kanton  zu  ernennen,  die  dann  auch  aus  der  Kantonskasse  ent- 
schädigt werden  mussten ;  es  wurde  aber  einzelnen  Gemeinden 
gestattet,  von  sich  aus  besondere  Vertreter  zu  bezeichnen,  was 
die  meisten  alten  Hauptstädte  im  Sinne  der  alten  Prärogativen 
thaten;  hinwider  wagten  auch  etliche  Landbezirke,  Anwälte 
ihrer  Interessen  zu  bezeichnen.  So  kamen  (bis  Ende  Nov.) 
ungefähr  sechszig  Schweizer  in  Paris  zusammen,  die  aber  nur 
selten  in  Gesamtheit  berathen  oder  handeln  konnten.  Die 
wichtigsten  Geschäfte  wurden  durch  Ausschüsse  besorgt. 

Den  Verlauf  dieser  grossen  Staatsaktion  stellen  verschiedene 
bekannte  Werke  dar ;  ich  nenne  nur  die  Biographien  von  Hans 
Reinhard  und  N.  Fr.  v.  Mülinen,  Tilliers  Geschichte  der  helvet. 
Republik,  Monnards  Fortsetzung  von  Joh.  Müller,  Baumgartners 
Geschichte  des  Kts.  St.  Gallen,  Hilty's  Vorlesungen  über  die 
Helvetik.  Einige  Aktenstücke  wurden  früh  in  Zeitungen  mit- 
getheilt,  im  Ganzen  aber  der  Gang  der  Verhandlungen  ziemlich 
geheim  gehalten.  Die  Vorschläge  für  Kantons-  und  Bundes- 
verfassungen, die  von  den  verschiedenen  Parteien  aufgesetzt 
wurden,  kennt  man  desshalb  nicht  oder  nur  zum  kleinsten 
Theil,  bis  einmal  die  Pariser  Archive  lür  diesen  Zweck  haben 
ausgeschöpft  werden  können.  Hier  soll  nun  ein  Entwurf  der 
Abgeordneten  des  Senats  für  die  Rettung  etwelcher  Zentralität 
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erwähnt  werden,  den  Dierauers  Biographie  von  Müller- 
Friedberg  (p.  183  -  89)  charakterisirt.  Noch  hofften  allerdings 
die  Einheitsfreunde,  die  eine  starke  Mehrheit  bildeten,  auf 
etwelche  Rücksicht  für  ihre  Ideale;  allein  Bonaparte  dachte 
mehr  an  sein  Interesse  als  an  Wünsche  des  Schweizervolkes, 
die  bisweilen  seinen  Absichten  zuwiderlaufen  mochten,  und 
entschied  sich  für  eine  Gestaltung,  die  nur  in  dürftigem  Masse 
den  Schein  der  Einheit  wahrte.  Zuerst  wurden  die  Kantonsver- 
fassungen vereinbart,  dann  die  «Bundesakte»  festgestellt,  für 
die  Einführung  der  erstem  bevollmächtigte  Kommissionen  er- 
nannt und  für  die  Liquidation  der  helvetischen  Schulden  ein 
Ausschuss  niedergesetzt.  Mit  dem  10.  März  1803  hörte  alle 
Thätigkeit  der  helvetischen  Regierung,  d.  h.  des  Vollziehungs- 
raths,  des  Senats,  des  Obergerichtshofs,  der  Regierungsstatt- 
halter etc.  auf;  nur  einzelne  Büreaux  der  Zentral  Verwaltung 
blieben  zur  Bereinigung  der  Protokolle  und  Rechnungen  noch 
etliche  Monate  bestehen,  unter  der  Aufsicht  des  ersten  Land- 
ammanns, der  nun  bis  zum  Zusammentritt  der  Tagsatzung 
(4.  Juli)  eine  nahezu  diktatorische  Stellung  innehatte,  welcher 
die  französische  Armee  als  Stützpunkt  diente.  In  den  Kan- 
tonen mussten  die  neuen  Verfassungen  bis  Mitte  April  durch 
die  darin  geforderten  Wahlen  ins  Leben  getreten  sein;  that- 
sächlich  erschienen  aber  vom  10.  März  an  die  alten  Farben 
und  Wappen  und  andere  Zeichen  der  ehemaligen  Magistrats- 
herrlichkeit. Die  Helvetik  wurde  fast  durchweg  in  der  Stille 
begraben. 


II.  Periode 

Die  Zeit  der  Mediationsakte. 


Der  Bedeutung  der  Mediationsakte  entspricht  es,  dass  sie 
vielfach  und  in  sehr  ungleichem  Sinne  besprochen  worden  ist; 
wenn  A.  Tillier  und  manche  ältere  Historiker  oder  Politiker  sie 
als  Meisterwerk  schätzten  und  nahezu  in  allen  Theilen  bewun- 
derten, so  fehlt  es  hinwider  nicht  an  scharfen  Verurtheilungen, 
bei  welchen  immerhin  einzelnen  Satzungen  Lob  gezollt  wird. 
Etwelche  Verschiebung  der  Standpunkte  hat  hierin  unzwei- 
felhaft die  politische  Entwicklung  seit  1830  resp.  1848  bewirkt 
und  herbeiführen  müssen.  Ein  Hauptgebrechen,  das  in  der 
Folge  näher  zu  betrachten  ist,  wurde  übrigens  sofort  erkannt 
und  nach  dem  Abgang  der  mediationsmässigen  Ordnung  soweit 
thunlich  gehoben.  Da  jedes  Work  über  neuere  vaterländische 
Geschichte,  bis  auf  die  Schulbücher  herab,  den  Gegenstand 
des  kürzern  oder  längern  behandelt,  so  wird  hier  eine  Litte- 
raturübersicht  kaum  vermisst;  man  glaubt  indess  zwei  der 
eingehendsten  Darstellungen  namhaft  machen  zu  sollen:  die 
eine,  von  Prof.  G.  Vogt*),  die  andere  von  Prof.  K.  Hilty  in 
seinem  Polit.  Jahrbuch,  I.  (1886),  wo  p.  60 — 68  eine  Zusammen- 
fassung kritischer  Gedanken  bieten.  Ähnliche  Anschauungen 
vertrat  S.  Kaiser,  dessen  ürtheil  eine  Note  von  seiner  Fas- 
sung vertreten  mag**). 


*)  «  Zur  Charakteristik  der  schweizerischen  Mediationsakte  vom  19.  Febr. 
1803»,  V.  Gustav  Vogt.  1884.  (Gratulationsschrift  für  die  Hochschule  Bern.) 
30  S.  40. 

•*)  «Die  in  vielen  Geschichtsbüchern  verbreitete  Erzählung,  dass  die 
Vermittlung  Napoleons  bei  den  Verfassungs wirren  der  Schweiz  zur  Noth- 
wendigkeit  geworden  sei,  vermag  ich  aus  dem  Grunde  nicht  zuzugeben, 
weil  die  Mediati ons Verfassung  noch  hinter  dem  Entwurf  der  Tagsatzung 
von  Schwyz  zurückgeblieben  ist.  Ich  finde  vielmehr,  dass  jener  Entwurf 
die  Einheit  der  Nation  und  die  Versöhnung  auch  gebracht  hätte.  Aber 
gerade  diese  Einheit  hat  Napoleon  nicht  gewollt,  sondern  er  hat  die  ganze 
Mediation  den  französischen  Interessen  angepaest.  Die  Dauer  und  die  Wir- 
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Bei  der  Würdigung  der  «Mediation»  ist,  wie  freilich  bei 
jeder  Verfassung,  zweierlei  zu  beachten  resp.  auseinander  zu 
halten:  die  Fixirung  der  Organisation  für  den  Bund'  und  die 
Kantone,  und  die  thatsächliche  Ausführung.  Jene  schien  einige 
Bewegung  und  Entwicklung  noch  zu  ermöglichen;  diese  aber 
gestaltete  sich  so,  dass  sie  eine  neue  Erstarrung  des  politischen 
und  sozialen  Lebens  begünstigte. 

Besonderes  Interesse  beansprucht  nun  die  Bundesakte 
zunächst  dadurch,  dass  sie  die  Gebiete  von  19  Kantonen 
feststellte,  die  dann  unverändert  erhalten  blieben,  sodass  sie 
nun  bereits  einen  hundertjährigen  Bestand  aufweisen.  Zugleich 
wurde  jetzt  ein  kantonales  Verfassungsleben  begründet» 
wie  es  nach  den  Entwürfen  von  1801  und  1802  kaum  mehr 
möglich  geworden  wäre,  und  diesem  Momente  ist  eine  reich- 
haltige, grossentheils  gediegene  Litteratur  für  Geschichte, 
Staatsrecht,  Gesetzgebung,  Gemeinnützigkeit,  Schulwesen  etc. 
zu  danken.  Beiläufig  war  aber  auch  das  Postulat  gemässigter 
Unitarier  befriedigt,  dass  die  kantonalen  Organisationen  in  den 
Grundzügen  einander  wenigstens  ähnlich  und  für  die  Gesamt- 
heit nicht  gleichgültig  sein  sollten.  Dennoch  ist  es  eine  müssige 
Frage,  ob  die  Mediation  noch  zur  Helvetik  gezählt  werden 
könne;  denn  die  am  5.  März  1803  von  dem  helvetischen  Senat 
ausgesprochene  Annahme  der  Vermittlungsakte  war  doch 
nur  eine  Formalität,  ein  nationales  Siegel,  das  dem  Werke 
selbst  nichts  beifügte  und  keine  grössere  Kraft  verlieh.  In  der 
Wirklichkeit  war  vielmehr,  soweit  eben  thunlich,  die  alte 
Ordnung  wieder  hergestellt*). 


kuDg  der  Mediationsverfassung  beruhen  darauf,  dass  der  Mediator  die  that- 
sächliche Gewalt  besessen  hat,  um  sie  zur  Ausführung  zu  bringen 
nud  aufrecht  zu  erhalten.  Ohne  diese  Gewalt  wäre  nach  unserer  geschicht- 
lichen Auffassung  die  Mediationsverfassung  blos  als  ein  Nachläufer  der 
II.  helvetischen  Verfassung  zu  betrachten.  Geschichtlich  (betrachtet)  ist 
allerdings  Napoleon  sehr  klug  vorgegangen,  um  die  Mediation  als  eine 
Nothwendigkeit  und  dennoch  als  ein  schweizerisches  Werk  erscheinen  zu 
lassen. » 

*)  Beiläufig  ist  eine  zunächst  Deutschland  berührende  Staatsaktion  zu 
erwähnen,  die  aber  auch  für  die  Schweiz  beachtenswerthe  Folgen  hatte. 
Die  deutschen  Reichsstande,  die  vor  der  Revolution  auf  dem  linken  Khein- 
ufer  Güter  und  Einkünfte  besessen  hatten,  sollten  laut  dem  Frieden  von 
Luneville  (9.  Febr.  1801),  nach  welchem  jenes  ganze  Ufergebiet  an  Frank- 
reich überging,  durch  deutsche  Ländereien  etc.  entschädigt  werden;  dafür 
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Etwas  Neues  enthält  allerdings  die  Abgrenzung  der  Kan- 
tonsgebiete, indem  Bern  die  Landschaften  W a a t  und  Aar- 
gau, die  es  höchst  ungern  verlor,  als  selbständige  Kantone 
anerkennen  musste;  Zürich  hatte  etliche  abgesonderte  Herr- 
schaften (Sax,  Ramsen,  Stein,  etc.)  preiszugeben ;  Schwyz  ver- 
einigte die  bisher  in  verschiedenen  Rechtsverhältnissen  gestan- 
denen Gebiete  zu  einem  rechtlich  gleichartigen  Ganzen;  Uri 
büsste  zu  Gunsten  des  «Tessin»  das  Livinenthal  ein,  Schaff- 
hausen gewann  etliche  Bruchstücke  des  Zürcherterritoriums  ; 
mit  Aargau  wurde  neben  dem  <( Kanton  Baden»  das  erst 
jetzt  definitiv  abgetretene  Frickthal  verbunden,  u.  dgl.  m. 

Im  Ganzen  waren  aber  die  XIII  alten  Kantone  restaurirt 
und  neben  ihnen  aus  ehemaligen  Unterthanenlanden  sechs 
neue  geschaffen  und  alle  einander  rechtlich  gleichgestellt,  was 
beiläufig  auch  die  alphabetische  Reihenfolge  der  XIX  Stände 


wurden  nun  hauptsächlich  fürstbischöfliche  und  klösterliche  BesitzuDgen  in 
Anspruch  genommen,  was  eine  durchgreifende  Säkularisation  in  sich  schloss. 
Durch  diese  Massregel  verloren  schweizerische  Stifte,  wie  St.  Gallen,  Kreuz- 
linden,  Einsiedeln  etc.  beträchtliche  Domänen  und  Gefälle  in  «Schwaben» 
u.  8.  w.  Das  Fürstbisthum  Eonstanz  und  ein  Theil  desjenigen  von  Basel 
fielen  dem  Markgrafen  von  Baden  zuj  hinwider  wurden  der  Schweiz  das 
Bisthum  (Fürstenthum)  Chur  und  die  Herrschaft  Tarasp  zugetheilt,  wobei 
sie  eine  empfindliche  Einbusse  erlitt,  zumal  die  Nutziingsrechte  deutscher 
Herren  in  diesseitigem  Gebiete  nur  zu  drückenden  Preisen  losgekauft  wer- 
den sollten.  Schon  im  Sommer  1802  suchte  die  helvetische  Regierung  bei 
der  französischen,  die  in  dieser  Angelegenheit  das  entscheidende  Wort 
hatte,  eine  günstige  Verwendung  nach,  die  auch  zugesagt  wurde  und  später 
wirklich  eintrat.  Als  die  Verhandlungen,  die  in  Regensburg  geführt  wur- 
den, bereits  ihrem  Ende  nahten,  liess  sich  die  Schweiz  daselbst  durch  David 
Stokar  von  Schaüliausen  vertreten,  der  noch  ein  erträgliches  Abkommen 
erzielte.  Wichtig  war  dabei  namentlich  die  Bestimmung,  dass  alle  Gerichts- 
barkeiten, Lehenrechtsame  und  Ehrenrechte  deutscher  Reichsstände  in  hel- 
vetischem Gebiet  aufhören,  und  dagegen  solche  Rechte  schweizerischer 
Stifte  etc.  in  deutschen  Territorien  dahinfallen  sollten.  Damit  war  erst 
eine  völlige  Ablösung  der  Schweiz  von  dem  Reichsverband  ausgesprochen 
und  ihr  Gebiet  völlig  «  national  >  geworden.  Der  «  Hauptschluss  der  Reichs- 
deputation »,  vom  25.  Febr.  1803  datirt,  der  die  wesentlichen  Entscheidun- 
gen zusammenfasste,  wurde  somit  auch  für  die  Schweiz  ein  wichtiger  Akt, 
den  die  erste  Tagsatzung  der  Mediationszeit  am  5.  August  1803,  unter  dem 
Vorbehalt  billiger  Vollziehungsbedingnisse,  willig  anerkannte.  Die  sich 
daran  knüpfenden  Unterhandlungen  mit  Baden,  Osterreich  etc.,  so  wichtig 
sie  für  die  betheiligten  Kantone  geworden  sind,  können  aber  hier  nicht 
weiter  beachtet  werden. 


—     73     — 

deutlich  macht.  Und  der  Grundsatz  der  Gleichheit  war  auch 
für  den  Verkehr  der  Personen  und  Güter  ausgesprochen,  da 
Abzugsrechte,  innere  Zölle  und  dgl.  Schranken  abgethan  bleiben 
sollten,  und  Freizügigkeit,  die  man  fast  überall  noch  fürchtete, 
gefordert  war.  Der  Ausschluss  von  Unterthanenverhältnissen 
und  Geburts-  oder  Ortsvorrechten  mag  hier  ebenfalls  Erwäh- 
nung finden,  obwohl  damit  bei  den  künstlichen  Wahlvorsohriften 
und  dem  starken  Zensus  wenig  gewonnen  wurde. 

Völlig  kehrte  hingegen  die  ehemalige  Armut  der  Bun- 
desgewalt zurück;  nicht  ein  einziges  der  Regalien,  welche 
die  Helvetik  übernommen  oder  geschaffen  hatte,  und  keinerlei 
Auflage  oder  Gefälle  wurde  für  die  Bedürfnisse  der  Gesamtheit 
vorbehalten ;  die  in  Art.  5  erwähnten  Grenzzölle  fielen  schlecht- 
hin den  Kantonen  zu;  die  Kosten  der  ordentlichen  Geschäfts- 
führung der  Bundesbehörden  waren  den  Vororten  Überbunden, 
und  für  Militäraufgebote  sollten  Geldkontingente  der  Kantone 
bezogen  werden  (Art.  2),  worüber  erst  die  Erfahrung  die  nöthi- 
gen  Handhaben  bieten  konnte. 

Der  Zweck  des  Bundes  (Art.  1)  war  übrigens  so  bestimmt, 
dass  er  reichlich  bemessene  Mittel  erfordern  konnte;  allein 
das  Schutzverhältnis  zu  Frankreich  minderte  einerseits  die 
Gefahr  und  beschränkte  anderseits  die  Fähigkeit  zu  zeitge- 
mässer  Ausgestaltung  des  Wehrwesens  (S.  u.).  Um  aber  die 
Kräfte  grösserer  Kantone  unschädlich  zu  machen,  wurde  ein 
höchst  bescheidenes  Maximum  für  besoldete  Truppen  bestimmt 
(Art.  9).  Verwicklungen  oder  Spaltungen  im  Innern  sollte  das 
Verbot  von  besondern  Verbindungen  verhüten.  Besondere  Be- 
achtung scheint  in  dieser  Hinsicht  Art.  11  zu  verdienen;  da- 
mit war  die  Souveränetät  der  Kantone  wesentlich  beschränkt, 
wie  z.  B.  Zachariä*)  an  sich  richtig  hervorhob;  dies  war 
aber  nur  ein  klug  berechnetes  Drohmittel,  das  die  Autorität 
des  Landammanns  einigermassen  stärken  konnte ;  zur  Anwen- 
dung kam  dasselbe  nie.  (Vgl.  Art.  22.) 

Die  Bundesgewalt  ruhte  wesentlich  in  den  Händen  des 
Landammanns.  Dass  derselbe  Bürgermeister  oder  Schultheiss 
eines  der  Vororte  war  und  alljährlich  wechselte,  bedarf  keiner 
besondern  Betrachtung ;  seine  Befugnisse  ergaben  sich  aus  der 


*)  Die  Schweiz.  Eidgenossenschaft,  der  Sonderbuud  und  die   Bundes- 
revision. 1848.  (S.  19—20.) 
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Neigung  Bonaparte's,  ein  Nachbild  des  französischen  Konsulats 
aufzustellen,  namentlich  aber  aus  seiner  Absicht,  einen  zu 
raschem  Handeln  befähigten  Diener  zur  Verfügung  zu  haben. 
Demgemäss  erhielt  er  auch  das  Recht,  Strassen-  und  Wasser- 
bauten anzuordnen,  wobei  NothftLlle  oder  militärische  Zwecke 
vorausgesetzt  werden  müssen. 

Eine  andere  Vertretung  der  Gesamtheit  bildete  die  Tag- 
satzung. Deren  Geschäftskreis  bietet  nach  dem  schon  Ge- 
sagten wenig  Eigenthümliches  mehr.  Ihre  Thätigkeit  war  von 
vornherein  durch  die  streng  zu  befolgenden  Instruktionen  der 
Abgeordneten  gehemmt.  Wie  Kriegserklärungen,  Bündnisse 
und  andere  Verträge  von  ihr  abhingen,  zeigen  Art.  31  bis  33. 
Die  Ernennung  und  Abberufung  diplomatischer  Agenten,  sowie 
des  Generals  und  die  Anordnung  von  Vertheidigungsmass- 
regeln  in  Kriegsfällen  verstehen  sich  fast  von  selbst.  Zu  be- 
merken bleibt  indess  die  Aufsicht  über  die  Grenzgebühren  und 
die  innern  Zölle,  die  Festsetzung  des  Münzfusses,  die  Ent- 
scheidung über  Streitsachen  zwischen  Kantonen. 

Besondere  Erwähnung  erheischt  die  Institution  einer  ei  dg. 
Kanzlei,  die  aber  von  Jahr  zu  Jahr  den  Wohnsitz  und  den 
Brotherrn  wechseln  musste. 

Dass  nicht  blos  die  alten  Vororte  die  Ehre  eines  Direk- 
torial-Kantons  erhielten,  war  eine  unvermeidliche  Folge 
des  besondern  Zutrauens,  welches  der  Vermittler  dem  Oberst 
Ludwig  von  Affry  schenkte ;  dies  entschied  zunächst  für  Frei- 
burg; für  Solothurn  und  Basel  kamen  andere  Momente  in  Be- 
tracht, die  man  nicht  weit  suchen  muss.  Die  alt-demokrati- 
schen Stände  und  die  neuen  Kantone  wurden  dagegen,  aus 
verschiedenartigen  Gründen,  ausgeschlossen;  so  blieben  drei 
katholische  und  drei  protestantische  Orte  übrig,  was  man 
nicht  zu  hoch  schätzen  möge.  Die  Doppelstimme  aber,  die 
sechs  Kantonen  gewährt  war,  beruhte  hinsichtlich  Graubündens 
auf  einem  Irrthum,  und  für  den  Verlust  der  italienischen 
Herrschaften  konnte  es  sich  damit  gewiss  nicht  entschädigt 
fühlen. 

Einer  der  wichtigsten  Punkte  wurde  hier  absichtlich  ver- 
schoben: die  Bestimmung  des  Bundesheeres  und  der  Mann- 
schaftskontingente. Angesichts  der  neuen  Machtverhältnisse 
lag  in  dieser  Fixirung  nicht  blos  eine  Geringschätzung,  son- 
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dern  geradezu  eine  Herabdrückung  der  Schweiz  in  völlige 
Abhängigkeit  von  den  Nachbarmächten,  zunächst  von  Frank- 
reich, so  lange  dieses  auf  dem  Festland  das  Übergewicht  be- 
sass.  Fast  ebenso  schlimm  wirkte  aber  der  Schutz,  den  der 
Konsul  resp.  Kaiser  denjenigen  Ständen  lieh,  welche  sich  einer 
festen  Organisation  der  Gesamtwehrkraft  widersetzten.  Bezüg- 
liche Nachweise  veranlassten  6.  Vogt  (s.  o.)  zu  einem  Dik- 
tum,  dem  sich  jeder  Einsichtige  anschliessen  wird :  «  Aber  eine 
«Verfassung  ist  verurtheilt,  wenn  es  feststeht,  dass  man  sie 

<  brechen  muss,  um  einer  Elementarforderung  staatlicher  Selbst- 

<  erhaltung  zu  genügen ; »  (p.  17).  Der  Kommentar  zu  jeuer  Ver- 
fügung lag  in  dem  neuen  Bündnisvertrag  (T.  IL  4)  und  der  sich 
anschliessenden  Kapitulation  (II.  5),  deren  unleidliche  Last  erst 
1812  durch  einige  wieder  theuer  erkaufte  Abänderungen  er- 
leichtert wurde  (IL  6).  Wir  unterlassen  eine  spezielle  Erörte- 
rung dieser  drei  Dokumente,  so  wichtig  sie  für  die  politische 
und  militärische  Geschichte  des  Landes  sind. 

Zum  Schlüsse  mag  noch  das  Moment  bemerkt  sein,  dass 
weder  in  den  Kantons  Verfassungen  noch  in  der  Bundesakte 
eine  Revision  irgendwie  vorgesehen  war;  dies  entsprach,  für 
sich  betrachtet,  der  Vormundschaft,  die  sich  der  Vermittler 
direkt  oder  indirekt  zueignete;  eine  hierseits  noth wendig  be- 
fundene Änderung  hätte  demgemäss  bei  ihm  nachgesucht  wer- 
den müssen.  Dabei  fallen  noch  die  Termine  der  eben  erwähnten 
Verträge  in  Betracht:  50  resp.  25  Jahre,  die  man  nicht  zu 
kommentiren  braucht;  der  neue  Cäsar  glaubte  gar  zu  gern  für 
lange  zu  bauen ! 

* 

Nur  anhangsweise  sind  zwei  Geschäftskategorien  zu  be- 
rühren, welche  die  «Mediation»  kennzeichnen;  die  eine  er- 
gab sich  aus  dem  Schicksal  der  Regalien,  Domänen,  Gefälle 
und  Werthschriften,  welche  die  helvetische  Regierung  an  sich 
gezogen  oder  geschaffen  hatte  und  durch  die  Verfügung  des 
Vermittlers  die  Kantone  erhielten.  Die  von  ihm  eingesetzte 
Kommission  hatte  theils  die  bestehenden  Verwaltungen  zu 
liquidiren,  den  Übergang  zu  ordnen,  für  eine  Anzahl  Kantone 
die  Ausscheidung  eines  hauptstädtischen  V'ermögens  zu  treffen 
und  endlich,  oder  eigentlich  in  erster  Linie,  die  noch  unbe- 
zahlten Forderungen  an  die  Republik  zu  prüfen,  soweit  thun- 


i 
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lieh  zu  befriedigen  und  den  restirenden  Betrag  der  « National- 
schuld »  festzustellen.  Manche  Fragen  dieser  weitschichtigen 
Liquidation  hatte  übrigens  nach  und  nach  die  Tagsatzung 
zu  erledigen*). 

Die  andere  knüpfte  sich  an  den  durch  die  Einheitsregie- 
rung gesteigerten  Verkehr  im  Innern,  dem  die  Bundesakte 
nur  mit  Postulaten  entgegenkam.  Schon  in  der  ersten  Tag- 
satzungssession wurde  mehrfach  das  Bedürfnis  anerkannt,  über 
polizeiliche,  gerichtliche  und  bürgerrechtliche  Verhältnisse  Ver- 
einbarungen zwischen  den  Kantonen  zu  treffen,  wodurch  so- 
wohl die  Arbeit  der  Behörden  erleichtert  als  die  gesetzlichen 
Rechte  der  Personen  gesichert  werden  sollten.  Im  Laufe  der 
11  Jahre  dieser  Periode  wurde  darüber,  zum  Theil  erst  nach 
mehrmaliger  Verhandlung,  eine  beträchtliche  Zahl  von  Kon- 
kordaten geschlossen,  deren  Bedeutung  hier  nicht  des  nähern 
gewürdigt  werden  kann.  Man  muss  sich  begnügen,  auf  die 
bezüglichen  Urkunden  in  den  «Repertorien»  hinzuweisen, 
indem  manche  dieser  Verträge  längere  Zeit  bestanden  und 
erst  durch  die  umfassende  Bundesgesetzgebung  seit  1848  ihren 
Boden  eingebüsst  haben.  Einschlägige  Darstellungen  und  Kon- 
troversen sind  bei  Snell,  Stettier  und  namentlich  6.  Vogt 
(1865)  zu  finden. 


*)  Für  das  Materielle  verweist  man  auf  das  Repertorium  der  Media- 
tionsperiode, p.  230—50. 


IIL  Periode 


Die  Rekonstruktion  (Restauration), 


(1—3.)  Die  Entstehung  des  neuen  Bundesvertrages. 

Das  Crtheil  darüber,  ob  die  Mediationsakte  mit  ihren 
Wirkungen  im  Innern  gut  oder  schlecht  für  die  Schweiz 
gewesen  sei,  steht  nicht  der  Verfassungsgeschichte  zu:  diese 
hat  blos  zu  erzählen,  dass  die  erwähnte  Verfassung  zu  be- 
stehen aufgehört  habe  und  an  ihre  Stelle  eine  andere  getreten 
sei.  Die  gewohnliche  Darstellung  ist  die,  dass  auf  die  Mediations- 
Verfassung  diejenige  vom  7.  August  1815  gefolgt  sei;  auch 
Troxler,  in  dem  oft  zitirten  Büchlein,  verfahrt  nicht  anders, 
wenn  er  auch  einige  aufklärende  Zitate  eingeschaltet  hat. 
Allein  so  einfach  und  leicht  ist  die  Reihenfolge  nicht  fortge- 
setzt worden;  das  Verständnis  alles  Folgenden  erheischt,  dass 
man  ausführlich  erzähle,  wie  <}ie  mediationsmässige  Ordnung 
verschwunden  und  eine  neue  begründet  worden  sei. 

Mit  Recht  legt  Hilty  in  seinen  « Eidg.  Geschichten » 
(Polit.  Jahrbuch  1. 11)  ein  grosses  Gewicht  auf  eine  Darstellung 
der  Ereignisse  der  zwei  letzten  Monate  des  Jahres  1813.  Die- 
selbe bestätigt  unsere  aus  anderen  Geschichtswerken  Hingst 
geschöpfte  Ansicht,  dass  in  dieser  Zeit  eine  ebenso  grosso 
Rathlosigkeit  an  den  Tag  getreten  sei  wie  beim  Beginn 
der  Umwälzung  von  1798.    Der  Sturz  der  Mediationsakto*)  war 


*)  In  seinem  Uandbache  des  Schweiz.  Staatsrechtes  betont  Hr.  G. 
Vogt,  dass  die  Mediations- Verfassung  nicht  förmlich  von  der  Tagsatzung 
aufgehoben  worden  ist.  Dagegen  mag  erwähnt  werdeo,  dass  die  «  Tber- 
einkunft »  dieselbe  als  aufgehoben  voraussetzt,  wie  es  ja  nach  der  Erklärung 
der  Mächte  von  Freiburg  i.  ß.  v.  13.  Dez.  1813  ihr  Bestreben  war,  allen 
ZQ  beseitigen,  was  als  von  Frankreich  herrührend  die  Schweiz  seinem  Ein- 
flüsse ausschliesslich  unterstellt  hatte.  Als  solches  ist  die  Mediations- Ver- 
fassung namentlich  bezeichnet  worden.  Man  kOnnte  daraus  folgern,  6a»» 
die  Alliirten  mehr  als  die  Schweiz  selber  eine  neue  Bundesverfassung  er- 
strebt haben. 
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bedingt  durch  den  Sturz  des  Mediators  selbst  nach  der  ver- 
lornen Schlacht  bei  Leipzig  (Okt.  1813).  Seitdem  sind  sich 
die  Ereignisse,  welche  die  Umgestaltung  Europas,  somit  auch 
der  Schweiz,  herbeiführten,  rasch  gefolgt.  Die  auf  den  15. 
Nov.  1813  einberufene  ausserordentliche  Tagsatzung,  welche 
nur  eilf  Tage  dauerte,  aber  eine  Neutralitäts-Erklärung 
zii  Tage  förderte,  mag  übergangen  werden;  dagegen  ist  von 
der  anderen  Tagsatzung  zu  sprechen,  welche  auf  die  letzten 
Tage  Dezember,  nach  der  Kapitulation  von  Basel,  vom  20.  Dez , 
und  dem  Einmärsche  der  alliirten  Truppen  veranstaltet  wurde*). 
Diese  Tagsatzung,  beginnend  den  29.  Dez.,  ist  insofern  eine 
konstituirende  Versammlung  geworden,  als  sie  mittelst  des 
Konkordates  vom  29.  Dez.  1813  das  Aufhören  der  Me- 
diations-Verfassung ausgesprochen  hat,  obschon  sie  nur  auf 
Grund  der  Mediation  berufen  sein  konnte.  Diese  Verabredung 
ist  so  wichtig,  dass  man  sie  neben  den  Texten  der  Bundesver- 
fassungen einreihen  muss.  (T.  III.  1.)  Hier  ist  nur  die  vierte 
Bestimmung  zu  bemerken,  wonach  der  c  alteidgenössische » 
Vorort  Zürich  ersucht  wird,  die  Leitung  der  Geschäfte  weiter 
zu  besorgen,  während  nach  der  Mediations- Verfassung  Luzem 
der  nächste  Direktorialkanton  gewesen  wäre.  Was  aber  diese 
Tagsatzung  ferner  geleistet  hat,  kann  noch  nicht  erörtert 
werden.  Die  Bezeichnung  «namenlose  Versammlung»,  Avelche 
Hilty  späteren  Konferenzen  von  kantonalen  Gesandten  beilegt, 
ist  gerade  bei  dieser  Vereinigung  anwendbar. 

Bevor  sie  zu  einem  praktischen  Resultat  für  die  Eidge- 
nossenschaft gelangte,  fanden  in  mehreren  Kantonen  Um- 
wälzungen statt,  welche  auf  die  Zusammensetzung  einer  eidg. 
Versammlung  selbst  Einfluss  übten.  Vorab  ist  Bern  zu  er- 
wähnen, und  zwar  weil  die  dortigen  Vorgänge  auf  andere  Stände 
hinüberwirkten  und  die  inneren  Spaltungen  verschärften.**) 

*)  Dieselbe  ist  gerade  am  Tage  der  Kapitulation  von  Basel  vom  Land- 
ammann  Reinhard  nach  Zürich  berufen  worden.  Dem  Bafe  wurde  aber 
nicht  so  gesehwinde  entsprochen.  Der  Ein-  und  Durchmiirsch  der  alliirten 
Truppen  sowie  die  Vorgänge  in  Bern  (23.  und  24.  Dezember)  wirkten  sehr 
aufregend  und  lenkten  die  Aufmerksamkeit  von  dem  für  die  Eidgenossenschaft 
Not h wendigsten  ab;  der  kantonale  Egoismus  war  im  Aufwachen  begriffen. 

**)  Da  es  sich  hiebei  zumeist  um  kantonale  Bewegungen  handelt,  so 
können  wir  darauf  nicht  eintreten,  verweisen  aber  auf  Hilty^s  «Eidg. 
beschichten»  (Polit.  Jahrb.  I).  Für  Basel  ist  beizuziehen  eine  Abhandlung 
von  A.  Burckhardt-Finsler  im  Jahrbuch  f.  Schweiz.  Geschichte,  Bd.  28. 
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Kostete  es  kein  Kopfzerbrechen,  die  Mediationsordnung 
beiseitzusetzen,  so  zeigten  sich  doch  bald  unangenehme  Folgen. 
Was  sollte  an  deren  Stelle  treten?  Diese  Frage  zu  beant- 
worten wurde  immer  schwieriger,  je  länger  das  Ersatzwerk 
auf  sich  warten  Hess.  Nicht  blos  hatte  sich  in  den  Kantonen 
seit  16  Jahren  gar  vieles  verändert,  auch  der  Bund  als  solcher 
war  nicht  mehr  der  gleiche;  er  hatte  neue  Glieder  in  sich 
aufgenommen,  die  auf  ihre  Selbständigkeit  verzichten  weder 
konnten  noch  wollten.  Die  Rückkehr  Zürichs  in  die  ehemalige 
vorörtliche  Stellung  brachte  in  die  neue  Sachlage  keine  Änderung, 
und  ein  vorläufiger  Zusammenschluss  der  früheren  XIII  Orte 
half  nicht  weiter.  Aus  diesem  neuen  Provisorium  musste  man 
so  bald  irgend  möglich  herauskommen;  selbst  die  Mächte,  die 
sich  zum  Sturz  der  Herrschaft  Napoleons  verbündet  hatten, 
verlangten  es. 

Bereits  am  Neujahrstage  1814  forderte  Lebzeltern  den  Vor- 
ort auf,  durch  die  Tagsatzung  eine  definitive  Bundesverfassung 
zu  errichten,  in  der  Meinung,  dass  das  Einigungswerk  der 
Kantone  abgeschlossen  sein  sollte,  ehe  sich  wieder  französischer 
Einfluss  geltend  machen  könnte.  Allerdings  war  die  Mehrzahl 
der  Kantone  in  Zürich  vertreten ;  allein  es  war  nur  eine  von 
allen  Kantonen  beschickte  Tagsatzung  zu  Beschlüssen  be- 
rechtigt. Der  Zustand  der  alten  Eidgenossenschaft  spukte 
noch  in  den  Köpfen  der  Gesandten;  es  sollte  die  Souveränität 
der  einzelnen  Orte  wieder  aufleben,  und  die  neuen  Kantone 
zeigten  sich  auf  ihre  Unabhängigkeit  so  eifersüchtig  als  die 
alten,  zumal  sie  theilweise  noch  bedroht  waren.  Das  Bedürfnis 
der  Verbrüderung  war  schwächer  ah  die  Eifersucht  auf  die 
Nebenkantone  und  die  Tendenz,  der  Gesamtheit  möglichst 
wenig  Rechte  einzuräumen;  es  herrschte  ein  Zustand  allge- 
meiner Unverträglichkeit.  Indessen  Hessen  sich  Berathungen 
über  ein  neues  Bundesverhältnis  nicht  umgehen;  nur  traten 
dabei  Vorbehalte  und  Begehrlichkeiten  einzelner  Stände  in  den 
Weg,  zu  schweigen  von  der  Unvollständigkeit  der  Vertretungen 
und   dem   Hemmschuh   enger  Instruktionen."^) 

*)  Au8  weitläufigen  DarBtellungsversucben  von  S.  E.,  die  aber  nicht 
vollständig  durchgeführt  sind  und  sich  nicht  verbinden  lassen,  ist  im  Vor- 
ausgehenden die  Einleitung,  soweit  thunlich  gekürzt  (sodass  reichlich 
die  Hftlfte  gestrichen  ist)  aufgenommen;  zur  Ergänzung  muss  nun  eine 
Übersicht  der  Verhandlungen  folgen.  Doch  lassen  sich  etliche  allgemeine 
Bemerkungen  über  die  Lage  nicht  umgehen. 
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Die  von  den  Mächten  kategorisch  geforderte  Beseitigung  der 
Mediationsakte  hob  nicht  blos  die  Bundesverfassung,  sondern 
auch  die  von  Bonaparte  diktirten  Eantonsorganisationen  sowie 
das  mit  ihm  geschlossene  Bündnis  und  die  ihm  dienende  Militär- 
kapitulation auf;  damit  waren  einerseits  dem  Lande  drückende 
Fesseln  abgenommen,  anderseits  aber  alle  staatlichen  Verhält- 
nisse provisdrisch  erklärt;  um  so  mehr  bedurfte  nun  die  Schweiz 
eines  neuen  Schutzes,  der  aber  sofort  auch  zur  Vormundschaft 
wurde;  alle  inneren  Entwicklungen  waren  nun  mehr  oder  weniger 
abhängig  von  den  Vertretern  der  Koalitionsmächte.  Es  handelte 
sich  indessen  nicht  nur  um  Neugestaltungen  der  Kantone  und 
des  Bundes,  sondern  ebenso  wohl  um  Wiedergewinnung  ver- 
lorner Gebiete  und  Bundesglieder  und  Verbesserung  der  Landes- 
grenzen. In  letzterer  Hinsicht  hing  die  Entscheidung  wesent- 
lich von  der  Einsicht  und  dem  Wohlwollen  der  Mächte  ab; 
dass  dieselbe  schliesslich  einen  grossen  Theil  der  ausge- 
sprochenen Wünsche  nicht  erfüllte,  kann  hier  nur  beiläufig 
bemerkt  werden. 

Uns  liegt  ob,  vor  allem  die  Neubildung  der  Eidgenossen- 
schaft zu  verfolgen.  Es  drängt  sich  da  zunächst  die  Frage 
auf,  ob  nicht  die  Bundesakte  von  1803  mit  etwelchen  Änderungen 
den  Zeitumständen  hätte  genügen  können.  Leider  hatte  das 
Regiment  Napoleons  überall  Kurzsichtigkeit  und  materielle 
Denkart  begünstigt;  so  war  ein  Vorschlag  zu  einer  solchen 
Revision  allerdings  eines  guten  Erfolgs  nicht  sicher,  zumal 
einzelne  Kantone  sich  aller  Bundespflichten  zu  entschlagen 
wünschten,  und  die  übrigen  durch  allerlei  Interessen  getheilt 
waren;  doch  ist  wenigstens  eine  Anregung  der  Art  zu  ver- 
zeichnen, die  der  Landammann  Reinhard  bei  den  Gesandten  von 
Osterreich  und  Russland  versuchte  (27.  Dez.  1813),  freilich  ohne 
Erfolg.  Aber  dieselben  Mächte  hielten  doch  mit  dem  Wunsche 
nicht  zurück,  dass  baldigst  ein  neuer  Verband  für  die  Kantone 
geschaffen  würde.  Es  wurde  desswegen  von  der  eidg.  Kon- 
ferenz eine  Kommission  bestellt*),  die  bis  zum  4.  Febr.  1814 
einen  Entwurf  zu  Stande  brachte  (T.  IIL  2).  Bemerkenswerth 
ist  nun  ein  dazu  gehöriger  Vorbericht,  der  die  Motive  für  und 


*)  Mitglieder:  Reinhard,  AI.  Beding,  Heer,  Salis-Sils,  Pfiater,  Morell, 
D.  Wyes ;  d.  h.  Vertretungen  von  ZQrich,  Schwyz,  Glarus,  Graubünden, 
Scbaffbausen  und  Thurgau. 
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gegen  eine  neue  Zentralbehörde  entwickelt,  d.  h.  aus  den  Voten 
der  Mitglieder  zusammenfasst ;  namentlich  muss  der  blos 
rückwärts  schauende  Sinn  der  altdeniokratischen  Sprecher  be- 
achtet werden,  weil  er  in  der  Folge  mehr  und  mehr  durch- 
drang; wir  schalten  desshalb  die  betreffende  Stelle  hier  ein. 

€  Auf  der  einen  Seite  bemerkte  man  dringende  Wansohe,  beson- 
ders einiger  demokratischen  Stände  im  Innern  der  Schweiz,  dass  keine 
nene  Zentndverbindnng  die  Kantone  enger  zasammenknüpfen  möchte. 
Diese  Abneigung  gegen  engere  Föderativbande  gründet  sich  auf  die 
Vorliebe  dieser  löbl.  Stände  für  eine  uneingeschränkte  Kantonalsou- 
yeränetät,  die  sie  als  ein  höchst  ehrenvolles  und  kostbares  Kleinod 
ansehen,  welches  Jahrhunderte  lang  ihre  Väter  nnd  Vorvfiter  beglückt 
und  die  theure  Freiheit  gesichert  habe.  Sie  gründet  sich  auf  das  nicht 
erloschene  Andenken  an  manigfaltigen  Druck  und  Herabwürdigung, 
die  eben  diese  Stände  in  Zeiten,  wo  der  Zentralyerband  unter  dem 
Namen  einer  untheilbaren  Republik^  am  stärksten  war,  wirklich  er- 
duldet haben.  Auch  besorgen  dieselben,  dass  yermittelst  enger  Bundes- 
yerbältnisse  und  einer  dayon  unzertrennlichen  Zentralregierung  das 
Vaterland  jederzeit  einem  benachbarten  fremden  Einfluss  mehr  aus- 
gesetzt wäre,  leichter  in  mancherlei  auswärtige  und  nachtheilige 
Verflechtungen  gerathen  und  fremden  Wünschen  oder  Zumuthungen 
die  oft  als  glückliche  Schutzwehr  gebrauchte  Langsamkeit  repnbli« 
kanischer  Formen  weniger  entgegensetzen  könnte.  Man  glaubte  wirk- 
lich den  auffallendsten  Beweis  dieser  Wahrheit  in  den  Erfahrungen 
der  letztyerflossenen  zwanzig  (?)  Jahre  und  gerade  in  der  Art  und 
Weise  zu  finden,  wie  in  unserer  Schweiz  jener  entscheidende  und 
drückende  Einfluss  derjenigen  Macht  entstanden  und  fortgesetzt  wor- 
den ist,  welche  von  den  siegreichen  Waffen  der  hohen  Alliirten  in 
engere  Schranken  zurückgedrängt  wird.  Ausserdem  überzeugt  man 
sich,  es  müsse  der,  wenn  es  Gott  gefüllt,  nicht  sehr  entfernte  Welt- 
friede bei  der  grossen  Erschöpfung  so  yieler  Staaten  yon  einer  langen 
Dauer  fär  die  leidende  Menschheit  (ein ;  alsdann  dürften  auch  unsere 
politischen  Verhältnisse  mit  dem  Auslande  wiederum  weit  einfacher, 
die  Korrespondenz  sparsamer,  die  Unterhandlungen  seltener  und  die 
Theilnahme  an  allem  was  ausser  unsern  friedlichen  Grenzen  yorgeht 
geringer  werden.  Daher  könnten  für  die  Zukunft  die  einfachen  Be- 
stimmungen unserer  alten  Bünde  und  des  Stanzer*  Verkomninisses 
yon  1481,  unsere  alten  Föderatiyformen  und  die  Einleitung  der  Ge- 
schäfte durch   einen   eidgenössischen   Vorort   mit  wenigen  Abände- 
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mngen  oder  Verbesserungen  wirklich  genügen.  Diese  yollständige 
Annäherung  an  die  alte  Ordnang  der  Dinge  werde  uns  in  der  Ach- 
tung fremder  Staaten  keineswegs  herabsetzen ;  sie  scheine  vielmehr 
den  wohlwollenden  Aufforderangen  der  hohen  alliirten  Mächte  ent- 
sprechend,  und  es  stehe  zu  hoffen,  dass  die  auf  solche  Weise  reorganisirte 
Schweiz  in  der  Reihe  unabhängiger  Staaten  die  zugesagte  ehrenvolle 
Aufnahme  nicht  minder  finden  werde.  Auf  diesem  Wege,  glaubt  man 
also,  würden  die  Erwartungen  eines  grossen  und  durch  s-ine  Ver 
dienste  um  das  Vaterland  besonders  schätzbaren  Theils  der  Schweiz, 
sowie  manche  billige  und  tröstliche  Hoffnung  von  Vortbeilen.  die 
aus  ungeschmälerter  Eantonalsouyeränetät  in  Bezug  auf  fremde 
Kriegsdienste  u.  a.  m.  erwachsen  könnten,  am  besten  und  einzig  be- 
friedigt. Auch  beruhen  diese  Erwartungen  auf  der  mit  allgemeinem 
Beifall  aufgenommenen  Obereinkunft  vom  29.  Dezember  1813.  Diese 
habe  die  Sache  schon  entschieden;  jedes  Zurücktreten  von  ihrem 
Inhalt  wäre  höchst  bedenklich,  hingegen  eine  möglichst  einfache  Aus- 
arbeitung jener  Grundlinien  unserer  künftigen  Bundesverfassung  das 
wahre  Nationalbedürfnis  und  die  vielleicht  durch  unsere  dermaligen 
Verhältnisse  nothwendig  gewordene,  aber  nur  einstweilige  Fortdauer 
bestehender  Einrichtungen  weder  sehr  schwierig  noch  unzulässig». 

Sieht  man  sich  nun  den  Inhalt  dieses  Entwurfes*)  an,  so 
erkennt  man  leicht  das  Überwiegen  der  föderalistischen  Rich- 
tung. Der  Mediation  gegenüber  bietet  derselbe  wenig  Fort- 
schrittliches ;  er  erneuert  etliche  Vorschriften  zur  Erleichterung 
des  innern  Verkehrs  und  will  demgemäss  keine  neuen  Zölle  etc. 
zugestehen;  hinsichtlich  des  Stimmrechts  der  Kantone  geht 
er  aber  rückwärts,  und  für  Schlichtung  von  Streitigkeiten 
zwischen  denselben  kehrt  er  auf  den  Weg  der  alten  Schieds- 
gerichte zurück.  Für  einzelne  der  wichtigsten  Geschäfte  wird 
eine  verstärkte  Mehrheit  gefordert.  Der  Landammann  ist 
preisgegeben  und  nur  ein  bescheidener  Theil  seiner  Befugnisse 
dem  Vorort  übertragen;  Zweifel  über  die  Zulänglichkeit  der 
ehemaligen  Vorortsleitung  bekundet  aber  der  Vorschlag  be- 
treffend einen  eidgenössischen  Rath.  Einige  Artikel  sind 
übrigens  so  formulirt,  dass  sie  der  Entwicklung  etwelchen 
Spielraum  zu  gewähren  scheinen;  den  Muth,  die  Kosten  der 
eidg.  Kanzlei  für  die  Gesamtheit  zu  übernehmen,  hatte  man 


*)  Eine  Version  theilt  auch  Hilty  mit  (Polit.  Jahrb.  II.  142—44). 
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indess  noch  nicht  gefunden.    So  nimmt  sich  das  Ganze  recht 
dürftig  aus. 

Nun  ist  bemerkenswerth,  dass  die  fremden  Botschaften 
den  Entwurf  zu  sehen  verlangten  und  nach  zwei  Tagen  kritische 
Bemerkungen  darüber  mittheilten,  die  dann  bei  der  Berathung 
in  der  eidg.  Konferenz  benutzt  wurden.  Ein  Theil  derselben 
bezog  sich  auf  Dinge  über  welche  die  Schweiz  selbst  noch 
nicht  entscheiden  sollte.  Eine  Doppelstimme  für  zwei  Kantone 
(Zürich  und  Bern)  wurde  zugestanden,  aber  mit  Motiven  kon- 
fessioneller Parität  verquickt.  Die  Geschäftsleitung  betreffend 
wünschten  die  Mächte,  dass  ein  wirkliches  Bundespräsidium, 
allfällig  mit  dem  Titel  Landammann,  geschaffen  und  dem- 
selben ein  Kollegium,  immerhin  von  kleiner  Zahl,  beigeordnet 
würde.  Hinwider  liehen  sie  der  Scheu  vor  einem  bleibenden 
Bundesamte  insoweit  Gehör,  dass  die  Kanzlei  nicht  als  ein 
solches  etablirt  werden  sollte.  Und  endlich  betonten  sie,  dass 
die  neue  Bundesakte  den  Verbündeten  genehm  sein  müsste, 
da  deren  Anerkennung  mit  Gebietszuwendungen  verbunden 
sein  werde. 

In  der  c  eidg.  Konferenz  >  wurden  indessen  noch  andere 
Gedanken  laut.  Zug  beanspruchte  einen  Theil  der  Freiämter, 
was  Aargau  abwies,  und  Uri  erinnerte  an  seine  alte  Provinz  im 
Livinenthal,  wogegen  sich  Tessin  verwahrte ;  diese  Differenzen 
waren  Vorläufer  ähnlicher  Zerwürfnisse  zwischen  andern  Kan- 
tonen, die  das  Land  in  ein  Chaos  zu  führen  drohten.  Bern 
warf  sich  inzwischen  als  Haupt  einer  schroff  reaktionären 
Partei  auf  und  veranlasste  eine  Tagung  von  8  alten  Ständen 
in  Luzern  (21.  März),  während  die  übrigen  alten  sich  in  Zürich 
vereinigten ;  die  sechs  neuen  sollten  gewärtigen,  was  aus  dieser 
Spaltung  werden  mochte !  Diesem  gehässigen  Spiel  machte 
indess  die  fremde  Diplomatie  ein  rasches  Ende;  Bern  wurde 
durch  eine  kräftige  Note,  welche  zugleich  einen  Gebietszu- 
wachs hoffen  liess,  aufgefordert,  sich  der  Konferenz  in  Zürich 
anzuschliessen ;  es  lenkte  nun  ein;  seine  Parteigänger  folgten 
nach,  und  vom  6.  April  an  waren  alle  Stände,  mit  einigen 
Unterbrechungen,  bis  August  1815  in  Zürich  vertreten  («lange 
Tagsatzung »).  Es  bildete  blos  einen  heiteren  Nebenakt,  dass 
die  Waldstätten  ihre  alten  Bünde  auffrischten  und  einer  neuen 
Bundesordnung  sich  so  lange  möglich  zu  entziehen  suchten. 


i 
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Mit  der  V^ersammlung  aller  Stände  war  indess  wenig  ge- 
wonnen; einig  waren  sie,  d.  h.  ihre  vornehmsten  Vertreter, 
freilich  fast  alle  in  der  Neigung,  eine  selbständige  Bundesge- 
walt nicht  aufkommen  zu  lassen;  sobald  aber  gemeinsam  ge- 
handelt, irgend  etwas  gewagt  und  dafür  geopfert  werden  sollte, 
erhoben  sich  allerlei  Bedenken,  Vorbehalte  oder  Bedingnisse; 
so  vermochte  man  sich  schwer  zu  einer  Besetzung  der  bischöflich- 
baseischen  Lande  zu  einigen,  und  Graubünden,  das  sich  noch 
immer  besinnen  wollte,  ob  es  ein  Glied  der  Eidgenossenschaft 
zu  bilden  habe,  war  zu  schwach,  um  die  verlornen  Vogteilande 
wieder  mit  den  Waffen  an  sich  zu  bringen,  zumal  Österreich 
an  einem  Theil  ihrer  Einwohner  eine  Stütze  hatte,  um  sie 
selbst  in  Besitz  zu  nehmen.    (Vgl.  Hilty,  Jahrb.  IL  170—80.) 

Zu  den  Spannungen  wegen  Grenz-  und  Eigenthumsfragen, 
um  von  andern  Ansprüchen  zu  schweigen,  kamen  nun  die  alten 
Verhandlungsformen,  die  sich  wieder  in  ihrer  ganzen  peinlichen 
Schwerfälligkeit  zeigten.  Wie  sollte  da  eine  Verständigung 
über  einen  neuen  Verband  erzielt  werden?  Mit  Mühe  wurde 
erwehrt,  die  oben  besprochenen  c  Grundlinien  >  als  Leitfaden 
für  die  Berathungen  anzunehmen;  dann  wurde,  nach  einer 
vorläufigen  Plenardiskussion,  eine  neue  Kommission  bestellt, 
der  die  Aufgabe  zufiel,  die  vielfach  abweichenden  Instruktionen 
zu  verarbeiten  und  zugleich  die  Rathschläge  der  fremden  Bot- 
schaften zu  berücksichtigen.*) 


*)  Für  <  Stimmen  aus  dem  Publikum  »  hatte  sie  dagegen  kein  Gehör.  Es 
soll  gerade  darum  hier  wenigstens  eine  vermerkt  werden.  In  A.  Rengger's 
BroechQre  «  Qber  den  Schweiz.  Bundesverein  >,  die  in  drei  Auflagen  erschien, 
wurde,  einer  abschätzigen  Beurtheilung  der  Mediation  gemäss,  namentlich 
eine  Neugestaltung  des  Kriegswesens  gefordert,  die,  neben  der  Leitung  der 
auswärtigen  Angelegenheiten,  eine  ständige  BundesbehQrde  beschäftigen 
sollte.  Diese,  ein  « Bundesrath  >,  der  abwechselnd  von  den  Kantonen  be- 
setzt werden  mochte,  war  indess  blos  als  Vollziehungsorgan  gedacht»  die 
Gesetzgebungsgewalt  der  Tagsatzung  übertragen,  die  aber  nicht  nach  In- 
struktionen arbeiten  sollte.  Auch  sollten  ihr  für  Bundeszwecke  eigene  Ein- 
künfte zu  Gebote  stehen,  zunächst  das  Post-  und  das  Münzregal.  Wie  ein 
c Landammann»  mit  einer  Ausnahmsstellung  verworten  war,  wollte  R.  auch 
nicht  einen  allein  verantwortlichen  General,  sondern  einen  Eriegsrath.  Der 
Sucht  vieler  Stände,  in  aller  Eile  wieder  für  sich  allein  Militärkapitulationen 
abzuschliessen,  trat  er  mit  dem  Vorschlag  entgegen,  solche  gemeinsam  za 
errichten ;  er  wasste,  warum ! 
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Ehe  die  Erzählung  fortschreitet,  ist  eine  von  dem  russischen 
Gesandten  (Qraf  Capo  d'Istria)  verfasste  Denkschrift  über  die 
Verfassungsfrage  zu  berühren,  die  am  21.  April  vorgelegt, 
aber  geheimgehalten  wurde.*)  Sie  ist  eines  der  bessern  Doku- 
mente des  fremden  Einflusses  und  soll  in  ihrem  wichtigsten 
Inhalt  hier  eine  Stelle  finden. 

Nach  einem  Rückblick  aaf  die  Revolution  wird  ausgeführt,  dass 

« 

die  Denkart  der  Nation  eine  andere  geworden  sei,  und  daher  die 
alten  Gesetze  nur  bedingt  ftlr  die  veränderte  Zöit  passen  könnten, 
also  neue  Formen  nöthig  seien;  dass  die  Vereinzelung  der  XIX 
Kantone  sie  selbst  und  das  Ganze  in  Gefahr  versetze,  und  ein  starkes 
Band  geschaffen  werden  sollte;  dass  aber  keine  Zentralregierung  die 
nothwendige  Stärke  gebe,  sondern  die  Bundesgewalt  wesentlich  in 
der  Tagsatzung  liegen  müsse.  Als  Aufgaben  derselben  werden  so- 
dann bezeichnet:  die  Sicherung  der  Ruhe  im  Innern,  die  Vertheidigung 
gegen  Aussen  und  die  Leitung  der  Beziehungen  zum  Ausland.  Wichtig 
ist  namentlich  folgender  Abschnitt:**) 

« In  unserer  Zeit  verdient  ein  Staat,  der  überall  nicht  oder  ohne 
System  und  Einheit  bewaffnet  und  von  mächtigen  Nachbarn  umgeben 
ist,  den  Namen  eines  Staates  nicht.  Wenn  er  noch  existirt,  so  ver- 
dankt er  dies  dem  Wohlwollen  oder  höchstens  der  Klugheit  (der 
Nachbarn).  Ein  solches  Dasein  ist  (abi^r)  nicht  das  ehreuYollste. 
Die  Schweiz  nun  befindet  sich  gegenwärtig  in  dieser  traurigen  Lage. 
Ihr  Interesse,  ihr  Ruhm,  ihre  künftige  Sicherheit  erfordern,  dass  sie 
aus  dieser  falschen  Stellung  heraustrete  und  durch  ihre  Bundosein- 
richtungeii  Buropa  verkündige,  dass  fünfzigtausend  Krieger  ihre 
Grenzen  decken  und  die  ganze  Nation  sie  unterstützen  werde,  um 
ihrem  Gebiet  und  ihrer  Neutralität  Respekt  zu  verschaffen.  Die 
Schweiz  soll  um  so  mehr  ihre  Streitkräfte  kund  werden  lassen,  als 
die  Macht  der  Meinung,  die  früher  zu  ihrem  Schutze  beitrug,  unglück- 
licherweise nicht  mehr  besteht.  Eine  Militärorganisation,  die  hierauf 
berechnet  und  von  einem  ständigen  Kriegsrathe  geleitet  wäre;  be- 
reitliegt'nde  und  immer  verfügbare  Geldmittel  für  den  Unterhalt  einer 
Armee:  das  würde  die  Schweiz  in  den  Stand  setzen  zu  sagen:  Ich 
bin  neutral  und  werde  es  sein.     Das  ist's  was  sie  sich  selber  schuldet, 


*)  Doch  erschien  1816  in  Trozler's   < Museum»,  p.   150 — 60,  eine 
deutsche  Übersetzung ;  im  französischen  Text  bietet  sie  Hilty,  II.  465—78. 

**)  Ob  derselbe  durch  patriotische  Schweizer  beeinflusst  worden,  lässt 
«eh  einstweiten  nicht  erweisen. 
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tun  Anspruch  anf  eine  ehrenvolle  Stelle  nnter  den  Staaten  Europas 
zn  erhalten.  Die  Tagsatzung  sollte  demzufolge  mit  allen  Befugnissen 
versehen  werden,  nm  diese  Streitmacht  und  die  zu  rascher  Aktion 
erforderlichen  Mittel  beschaffen  zu  können.  > 

Weiterbin  wird  die  Ansicht  vorgetragen,  dass  ein  Vorort  und 
die  Tagsatzung  genügen  können,  wenn  Europa  einmal  befriedet  sei, 
in  Zeiten  der  Gefahr  aber,  z.  B.  bei  Krieg  zwibchen  Nachbarstaaten, 
überhaupt  wenn  ra^^ches  Handeln  geboten  sei,  ein  Hundesrath 
(von  fünf  Mitgliedern)  für  die  Entfaltung  der  nöthigen  Kräfte  besser 
dienen  würde,  immerbin  nur  auf  möglichst  bestimmte  Zeit ;  (es  werden 
hiefür  einige  Vorschläge  entwickelt) ;  es  wird  sogar  die  Meinung  aus- 
gesprochen, dass  eben  die  jetzigen  Umstände  die  Einsetzung  eines 
solchen  Käthes  empfehlen,  den  für  einmal  die  Tagsatzung  selbst 
wählen  könnte,  und  dem  beiläufig  auch  ein  vermittelnder  Einfluss 
auf  die  noch  nicbt  festgesetzten  Kantonsverfassungen  zustehen  sollte, 
wobei  der  Gedanke  durchschimmert,  dass  eine  Garantie  der  kantonalen 
Organisationen  von  etwelchen  Bedingungen  abbangen  dürfte. 

An  diese  Mittheilung  knüpft  sich  naturgemäss  die  Er- 
wähnung zweier  wenig  später  eingereichter  Noten  zu  dem 
neuen  Entwürfe,  der  vom  10.  Mai  an  zur  Berathung  stand. 
In  der  ersten  (10.  Mai)  sprachen  die  Herren  v.  Schraut  (für 
Österreich),  v.  Chambrier  (für  Preussen)  und  Capo  d'Istria  die 
Überzeugung  aus,  dass  die  Vorlage  den  wohlwollenden  Ab- 
sichten der  verbündeten  Mächte  glücklich  entspreche,  und 
knüpften  daran  den  Wunsch,  dass  dieselbe  recht  bald  von  der 
Tagsatzung  und  den  Ständen  genehmigt  werde;  sie  betonten 
dabei,  dass  nun  calle  Mittel  der  Verständigung  erschöpft» 
und  keine  weitere  Meinungsdiiferenzen  und  Aufschübe  zulässig 
seien,  indem  man  erkennen  müsse,  dass  es  ganz  unmöglich 
sei,  blos  auf  dem  Wege  freundlicher  Vorstellungen  zu  einem 
befriedigenden  Ergebnis  zu  gelangen.  Da  die  Botschafter  nach 
Paris  zu  verreisen  haben,  so  frage  sich,  was  sie  ihren  Ge- 
bietern über  den  neuen  Verband  der  Eidgenossenschaft  melden 
können,  wenn  die  Zweifel  und  Ungewissheiten,  die  end-  und 
fruchtlosen  Diskussionen  fortdauern,  und  ob  es  den  (in  Zürich) 
wohnenden  Gesandten  der  Mächte  anstehe,  Zuschauer  einer 
unaufhörlichen  Berathung  zu  sein?  —  Dabei  werden  noch  Ver- 
besserungen vorgeschlagen.  Für  Art.  lü — 18,  deren  Fassung 
zu  unbestimmt  schien,  sollte  nämlich  stehen: 
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(La  Didte)  organise  et  institue  un  conseil  d'administration  militaire 
permanent  Elle  le  munit  des  Instructions  et  moyens  n^cessaires  et 
8e  fttit  rendre  compte  cbaque  ann^e  He  sa  gestion. 

Bei  Art.  24  wird  bemerkt,  dass  die  Befugnisse  der  Tag- 
satzung (zwar  zum  Theil)  aus  dem  Bundespakt  fiiessen,  aber 
auch  von  nicht  vorgesehenen,  daher  von  demselben  nicht  ge- 
regelten Umständen  (resp.  Ereignissen)  abhängen,  und  in  Ge- 
schäften der  ersten  Kategorie  nicht  mehr  die  Instruk- 
tionen massgebend  sein  sollten;  daher  wird  eine  be- 
stimmtere Fassung  empfohlen,  welche  jeden  Zweifel  über  die 
Geltung  des  Bundesvertrags  (resp.  der  dadurch  statuirten 
Pflichten)  ausschliessen  würde. 

Art.  37  gibt  Anlass  zu  dem  Winke,  nicht  so  sehr  auf  die 
gleichmässig  abwechselnde  Vertretung  aller  Stände  als  auf  den 
stärksten  moralischen  und  politischen  Einfluss  zu  achten;  es 
könnten  daher,  wie  Zürich,  so  auch  Bern  und  Schwyz  permanent 
in  dem  eidg.  Rath  eine  Stelle  haben,  und  die  übrigen  Kantone 
sich  abwechselnd  in  die  vier  andern  Sitze  theilen. 

Die  zweite  (v.  20.  Mai)  äusserte  Befriedigung  über  die 
Vollendung  (?)  der  Bundesverfassung  und  wünschte,  dass  die 
Gesandten  das  abgeschlossene  Werk  persönlich  ihren  Kommit- 
tenten behändigten  und  ihnen  die  Gründe  für  baldige  freiwillige 
Annahme  darlegten.  Es  sollte  auch  ein  unwiderruflicher  Termm 
bestimmt  werden,  wo  eine  neue  Tagsatzung  die  Bundesakte 
feierlich  als  angenommen  verkündigte;  diese  Tagsatzung  hätte 
dann  (alsbald)  die  Bundesverfassung  ins  Werk  zu  setzen,  die 
Garantie  für  die  Kantonsverfassungen  auszusprechen  und  das 
Verhältnis  zu  denjenigen  Gebieten  zu  ordnen,  die  der  Schweiz 
zurückerstattet  oder  neu  mit  ihr  verbunden  werden  sollen. 
Nochmals  aber  wird  betont,  dass  diese  Gebietserweiterung  be- 
dingt sei  durch  die  politische  Neukonstituirung  des 
Landes,  und  daraus  der  Rath  abgeleitet,  sofort  auf  den  Monat 
Juli  eine  neue  Tagsatzung  zu  berufen,  aber  die  jetzt  bestehende 
Kommission  mit  besonderen  Aufträgen  zurückzulassen  (die  sich 
zum  Theil  auf  die  Kantonsverfassungen  bezogen).  —  Das 
Weitere  soll  hier  übergangen  werden. 

So  triftig  diese  Rathschläge  uns  erscheinen,  so  war  doch 
ihre  Wirkung,  wie  ersichtlich,  nicht  gross.  Empfänglicher 
waren  die  <HH.  Ehrengesandten»   der  Kantone  für  den  An- 


:% 
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trag  des  Nuntius  Testaferrata,  den  Fortbestand  der  geist- 
lichen Stifte  und  die  Sicherheit  ihres  Eigenthums  zu  ge- 
währleisten.'*')  Derselbe  wurde  am  18.  Mai  vorgelegt,  aber 
zunächst  der  Kommission  überwiesen,  die  erst  am  27.  ihr 
Outachten  erstattete.  Sie  lehnte  die  Forderung  ab,  dass  die 
Bundesakte  die  c  Religion  »  in  den  katholischen  und  gemischten 
Kantonen  garantire  und  volle  Freiheit  des  Kultus  sichere; 
dies  sollte,  aus  verschiedenen  Gründen,  den  Kantonen  über- 
lassen und  denselben  blos  empfohlen  werden,  diesfallige  Be- 
stimmungen für  sich  zu  treffen.  Anfänglich  stimmte  die  Mehr- 
heit auch  gegen  eine  Schutzklausel  für  die  Klöster ;  sie  glaubte 
den  geäusserten  Wünschen  allfällig  durch  einen  blossen  Be- 
schluss  oder  ein  Konkordat  entsprechen  zu  können;  die  katholi- 
schen Stände  bemühten  sich  aber  eifrig  für  solche  Oarantie- 
vorschläge,  und  schliesslich  wurde  eine  etwas  einfachere 
Fassung  mit  12  Stimmen  angenommen  (28.  Mai). 

Am  28.  Mai  kam  die  Verfassungsdebatte  für  einmal  wieder 
zu  Ende.  Der  Text  musste  nun  bereinigt  und  den  Kantonen 
zur  Prüfung  mitgetheilt  werden.  Es  trat  desswegen  auch  eine 
Vertagung  ein.  —  Zu  erwähnen  bleiben,  leider  blos  als  Guriosa, 
Anträge  von  Bern,  erstens  für  die  Einheit  des  Münzfusses, 
zweitens  für  den  Vorbehalt,  die  Bundesakte  im  Schosse  der 
Tagsatzung  abzuändern.  Beide  wurden  abgelehnt,  zum  Theil 
aus  Misstrauen,  theilweise  aber  aus  Arger  über  die  meist 
wenig  eidgenössische  Haltung  Berns  in  wichtigen  Fragen. 

In  der  Verwerfung  der  Bundesakte  ging  es  diesem  System 
gemäss  voraus ;  aber  auch  in  andern  Kantonen  fand  dieselbe 
wenig  Anklang ;  nur  2  Vs  ^^i*  alten  Kantone  erklärten  den 
Beitritt,  von  den  neuen  dagegen  5  ;  3^/^  erschienen  für  längere 
Zeit  nicht  in  der  Tagsatzung.  Eine  Menge  begraben  geglaubter 
Ansprüche  alter  Stände  gegen  die  neuen  traten  jetzt  unge- 
scheut  hervor  und  machten  eine  Verständigung  über  den 
Bundesvertrag  schlechthin  unmöglich.  Abermals  griffen  nun 
die  Botschaften  der  Mächte  ein  und  richteten  am  13.  August 


*)  Die  bezQgliche  Note,  vom  7.  Mai  datirt,  findet  sich  in  Bd.  139  (R), 
I.  p.  48,  49.  Ob  Schweizer  diesen  Schritt  veranlasst  haben,  bleibt  im 
Dunkel.  —  (Zu  yergleichen  ist  L.  Snell's  «geschieht!.  Darstellung  der 
kirchl.  Vorgänge»  etc.,  1850,  S.  69-74.) 
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an  die  eidg.  Boten  eine  Note,   die  hier  im  Wortlaut  folgen 
8oU  *) : 

De  tons  les  points  du  pacte  föderal  qui  encore  anjourd'hui 
divisent  la  Diöie,  il  n*en  est  pas  un  qui  n'eüt  ät^  d«>cidö  il  y  a 
longtemps  par  la  grande  majorit^  des  voix,  si  de  tons  les  cötes  Ton 
s'en  ätait  occupe  avec  un  egal  d^youement.  Au  Heu  de  oonserver  ä 
ces  queetions  lenr  puret^  et  leur  simplicit^,  une  malheureuse  com- 
plication  avec  les  pr^tentions  tenitoriales  formees  par  quelques 
Cantons,  est  venue  distraire  les  esprits  et  confondre  les  objets.  Aucun 
CantoD,  quel  qu*il  soit,  ne  sanrait  par  lui-m6me  fixer  Pattention  des 
grands  Etats  de  TEurope ;  ce  n'est  et  ce  ne  peut  ötre  que  sous  la 
figure  d'un  corps  fädäratif  que  la  Suisse  entiöre  les  interesse.  C'est 
ponr  afiranchir  ce  corps  du  joug  qui  Popprimait ;  c*est  pour  lui 
reudre  son  libre  arbitre  et  la  parole  que  les  puissances  alli^es  por- 
tärent  leurs  armes  sur  les  fronti^res  de  la  Suisse,  combattirent, 
stipul^rent  pour  eile  **).  Et  le  premier,  le  seul  nsage  qu'elle  ferait 
de  son  indöpendance  reconquise  et  ä  eile  restitu^e  par  ces  magna- 
nimes  souyerains,  n'aboutirait  qu'ä,  faire  scission  et  ä  röduire  ainsi 
tont  le  oorps  föd(§ral  k  Tinaction,  4  la  nullite  la  plus  absolue  ?  Non, 
la  Suisse  ne  peut  pas  ötre  d^chue  &  ce  poiut.  La  Diöte,  ä  laquelle 
est  confiiöe  la  direction  de  ses  premiers  pas  vers  PEurope  assembl^e, 
ne  Yondra  pas  que  les  Ministres  ici  soussign^s  n'aient  &  offrir  ä 
leurs  trto  augustes  Maltres,  pour  tont  rösultat,  qu'un  tel  retour.  Ils 
ne  doutent  plus  que,  faisant  träve  ä  tonte  question  qui  n'est  pas 
essentiellement  commune  ä  tous,  les  membres  jusqu'ici  les  plus 
dissidents  retourneront  au  sentiment  de  leur  devoir  enyers  leurs  Co- 
Etats  et  d'une  juste  gratitude  envers  leurs  geuereux  libörateurs, 
racbetant  par  un  redoublement  de  zöle  et  de  loyaut^  dans  Tach^ve- 
ment  du  pacte  föderal  tont  le  temps  perdu. 

0'e:ft  a  C'jtte  condition  que  les  soussignös  prennent  ici  Tengage- 
ment,  non  seulement  de  faire  tont  ce  qui  dopend  d'euz  pour  trouver 
et  ^faire  agröer  des  modes  de  compensation  öquitables  et  sufii^ant 
aux  demandes  du  second  et  troisi^me  ordre,  mais  encore  de  solliciter 
sur  Celles  du  Canton  de  Beme,  qui  sont  au  premier  rang,  des  pou- 
Yoirs  et  instructions  telles  qu'il  en  faudra  pour  r^tablir  la  concorde 
en  Suisse  et  concilier  les  iatärdts  de  tons  les  Cantons.  Si  cette  pro- 


*)  Hilty,  Jahrbuch  IL  230,  gibt  einen  Theil  des  Teile». 
♦♦)  Vgl.  T.  111.  4  (20). 


L 
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Position  ne  conduifc  pas  k  un  resultat  satisfaisant,  les  sonssignös  se 
tronveraient  bors  d'etat  de  continuer  lears  relations  avec  la  Diäte, 
en  attendant  les  ordres  ultörieurs  de  Leurs  Majest^  .. 

Le  Comte  Capo  d*  Istria.  Schraut.  Stratford  Canning, 

Es  ist  völlig  richtig,  dass  eine  Note  nicht  leicht  schärfer 
oder  «  insolenter  »  lauten  konnte ;  eine  genaue  Prüfung  dieses 
Verweises  und  des  bisherigen  Verlaufs  der  eidg.  Verhandlungen 

—  welcher  hier  freilich  nicht  im  Detail  erzählt  werden  konnte 

—  ergibt  indess  für  jeden  Unbefangenen,  dass  die  Vertreter 
der  Mächte  nicht  unbefugt  diesen  Ton  anschlugen,  und  sehr 
wohl  berechnet,  wie  auch  wohlmeinend,  war  die  Drohung,  den 
Verkehr  mit  einem  so  arg  zerrissenen  Gemeinwesen  abzu- 
brechen und  das  Weitere  ihren  Gebietern  zu  überlassen.  Da 
der  Wiener- Kongress,  der  die  Verhältnisse  Europa's  neu  ordnen 
sollte,  diesseits  nicht  ignorirt  werden  konnte,  so  legte  man 
sich  nun  ernstlicher  ins  Geschirr,  um  zu  einem  erträglichen 
Abschluss  zu  kommen,  wozu  der  inzwischen  aufgetauchte  Ver- 
mittlungsvorschlag (T.  III.  2,  C.)  einige  Handhaben  bot.  So 
wurde  bis  8.  September,  allerdings  noch  mit  vielen  Reibungen, 
über  die  beiden  Hauptgeschäfte  eine  vorläufige  Einigung  erzielt 
und  die  «  Eidgenossenschaft »  neuerdings  förmlich  konstituirt, 
wie  in  den  Texten  p.  175  des  Nähern  zu  lesen  ist 

Sofort  wurde  den  Botschaften  der  Verbündeten  von  diesem 
Ereignis  Kenntnis  gegeben,  unter  Mittheilung  des  Bundes- 
vertrags, und  denselben  das  bewiesene  Interesse  verdankt, 
sodann  auch  den  übrigen  Staaten  eine  entsprechende  Anzeige 
zugefertigt.  Wenige  Tage  später  folgte  eine  Notifikation  von 
der  provisorischen  Aufnahme  der  alten  Bundesgenossen  in 
Wa llis,  Neuenburg  und  Genf  als  Kantone.  (Vgl.  T. 
III.  b,  a  -  c). 

Bezügliche  Verhandlungen  waren  seit  April  d.  J.  im  Gange 
gewesen,  gestalteten  sich  aber  bei  jedem  dieser  Stände  ver- 
schieden; besonders  folgenreich  waren  die  Bedingnisse  des 
Eintritts  von  Neuenburg,  das  der  letzte  Besitzer,  Mar- 
schall Berthier,  direkt  an  Preussen  abgetreten  hatte ;  für  den 
Detail  verweist  man  u.  a.  auf  Hilty,  Jahrb  II.  189—90; 
277 — 81.  Zu  erinnern  bleibt  nur,  dass  auch  dieser  Zuwachs 
an  Bundesgliedern  nicht  ohne  Vorbehalte  von  Seiten  einiger 
Stände  erreicht  ward,  und  das  Gesuch  von  B  i  e  1 ,   wieder  als 
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selbständiges  Glied  anerkannt  zu  werden,   durch  die  Irrungen 
wegen  der  bischöflich-baseischen  Lande  vereitelt  wurde.  *) 

Über  alle  diese  Dinge  hatte  nun  der  Kongress  in  Wien 
zu  entscheiden. 

(4.-7.)  Die  Entscheidungen  der  Grossmächte. 

Die  Überwindung  Napoleons  befreite  die  Schweiz  von 
seiner  Vormundschaft ;  da  aber  diese  nur  eine  Portsetzung  — 
und  Überspannung  —  des  Einflusses  war,  welchen  Frankreich 
seit  Jahrhunderten,  zum  Theil  gegen  die  Interessen  des  deut- 
sehen  Reichs,  geübt  hatte,  so  beanspruchten  die  Sieger  — 
schon  im  ersten  Pariser  Frieden  —  dass  dieses  besondere 
Verhältnis  preisgegeben  und  durch  eine  Aufsicht  sämtlicher 
Qrossmächte  ersetzt  werde  ;  in  einem  geheimen  Artikel  wurde 
dies  genauer  formulirt.  **)  Für  die  Betheiligten  war  nun  die 
Schweiz  einstweilen  ein  Klient  resp.  Kranker,  der  sich  selbst 
nicht  gehörig  zu  helfen  vermochte ;  sie  bildete  daher  ein 
Objekt  der  Sorgen  der  Verbündeten  und  konnte  nicht  als 
Partei  und  mitberathender  Faktor  auf  dem  Kongresse  er- 
scheinen. Ihre  Gebrechen  bekundeten  sich  denn  auch  deutlich 
genug  in  der  Vertretung  zahlreicher  Parteien.  Neben  den  drei 
Abgeordneten  der  Tagsatzung  —  Hans  Reinhard  von  Zürich, 
Joh.  V.  Montenach  von  Freiburg,  Heinrich  Wieland  von  Basel 
—  wirkte  ein  besonderer  Agent  für  Bern ;  dagegen  waren 
auch  die  Kantone  Waat  und  Aargau  vertreten ;  Graubünden 
warb  durch  drei  Deputirte  um  die  Rückerstattung  der  ver- 
lornen Herrschaften,  Genf  durch  drei  andere  für  eine  Aus- 
dehnung seines  schmalen  Gebiets ;  die  bischöflich-baseischen 
Lande  hatten  durch  zwei  Abgeordnete  verschiedene  Anliegen 
zu  betreiben,  während  der  noch  lebende  Fürstbischof  die  längst 
verlornen  Rechte  zu  erlangen  suchte ;   Biel  unternahm  seine 


*)  Zu  Yfjrl.  Cäs.  B lösch,  Geschichte  Jer  Stadt  Biel,  etc.  (Anhang,  p.  195  fT.) 
und  Cas.  Folie tdte,  las  origines  do  Jara  bernois  (zumeist  Dokumente). 

**)  Art  2.  La  France  reconnattra  et  ^arantira  conjointement  avec  lefl 
puisiiances  alli^es  et  comroe  alles  rorganisation  politique  que  ia  Suisse  se 
donne  sous  les  auspices  des  dites  paissance»  alliäes  et  d*apr^8  las  basea 
arrdt^es  avec  elles.  (Hilty,  Jahrb.  II.  283,  Note,  und  Schweizer,  Gesch.  d. 
Schweiz.  Neutral.  \\  550). 
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alte  Sonderstellung  zu  vertheidigen,  und  der  st.  gallische  Abt 
Pankraz  bemühte  sich  noch  um  eine  Restitution,  welche  tausend 
Umstände  nicht  mehr  zuliessen ;  endlich  arbeitete  ein  kluger 
Anwalt  der  Veltliner  den  Wünschen  der  Bündner  zu  Gunsten 
Österreichs  entgegen.  Das  Schlimmste  bei  dieser  zahlreichen 
Vertretung  war  neben  den  inneren  Oegensätzen,  die  sich  auch 
in  Denkschriften  aussprachen,  der  Mangel  an  Plan  und  Ge- 
schick bei  den  Repräsentanten  der  Eidgenossenschaft;  ihr 
Haupt,  Junker  Reinhard,  Hess  es  sowohl  an  Umsicht  als  an 
Eifer  für  eine  umfassende  Behandlung  seiner  Aufgabe  fehlen. 

Tritt  man  auf  diese  hier  mit  einigen  Bemerkungen  ein, 
80  geschieht  es  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  in  den  Texten 
mitgetheilten  Akten ;  die  Oeschichte  dieser  Mission  ist  übrigens 
längst  von  E.  v.  Muralt,  Tillier,  Monnard  u.  A.  erzählt  und 
neulich  auch  von  Hilty  (Jahrb.  II)  einlässlich  gewürdigt  worden.  *) 

Die  Tagsatzung  resp.  ihr  Sprecher  verlangte  in  erster 
Linie  die  Gewährleistung  voller  Unabhängigkeit,  sodann  die 
Anerkennung  einer  «immerwährenden»  Neutralität  und  günstige 
Entscheidungen  über  Oebietsabrundungen  gegenüber  Frank- 
reich, Italien  und  Deutschland,  im  Interesse  der  Landesver- 
theidigung,  endlich  die  Erledigung  der  oben  berührten  inneren 
Streitfragen.  Am  3.  November  1814  wurde  der  Kongress  förm- 
lich eröffnet;  vom  14.  Nov.  an  beschäftigte  sich  ein  besonderes 
Komitee  der  Qrossmächte  (mit  Einschluss  Frankreichs)  mit 
den  Schweizer- Angelegenheiten '*'*).  Nach  einigem  Kampf  um 
die  Fortexistenz  des  Kantons  Aargau  wurden  grundsätzlich 
die  XIX  Kantone  der  Mediationszeit  anerkannt  (10.  Dez.)  und 
damit  ein  Markstein  für  die  weitere  Gestaltung  gesetzt.  Genf 
erreichte  direkt  eine  erhebliche  Erweiterung  seines  Gebiets 
und  Zusagen  für  weitere  Begünstigungen.  Frankreich  gegen- 
über, das  durch  Talleyrand  sehr  wirksam  vertreten  war,  Hess 
sich  nicht  alles  Gewünschte  gewinnen ;  noch  weniger  drangen 
aber  die  Absichten  auf  Grenzverbesserungen  im  Norden  durch. 
Lange  dauerte  der  Kampf  um  die  Bündner  Vogteien ;  da  weder 
die    Bündner    noch    die    Tagsatzungsdeputirten    zweckmässig 


*)  Mit  Bezug  auf  die  Neutralitätafrage  ist  auch  Schweizers  bekauotes 
Werk  anzuführen  (S.  538  u.  ff.). 

**)  Die  Protokolle,  aber  nicht  alle  zugehörigen  Akten,  enthält  die  l«*oUo- 
Ausgabe  der  eidg.  Abschiede  (Bd.  III.  von  «  1814—15  »). 
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operirten,  so  ging  schliesslich  alles  verloren,  obwohl  Ghiavenna 
und  Bormio  unschwer  zu  erlangen  waren.  Oesterreich  brachte 
hiebei  gar  zu  hoch  in  Anschlag,  dass  es  auf  seine  alte  Herr- 
schaft R  ä  z  ü  n  s  (c  Etazins  »),  die  es  im  Jahr  1809  durch 
einen  Machtspruch  Napoleons  verloren  hatte,  nun  endgültig 
zu  Gunsten  der  Bündner  verzichtete."*") 

Die  in  den  Deklarationen  vom  20.  (und  29.)  März**) 
enthaltenen  Beschlüsse  erfordern  noch  einige  Bemerkungen. 
Zunächst  muss  erwähnt  werden,  dass  die  von  den  Tagsatzungs- 
deputirten  beantragte  Zusicherung  voller  Unabhängigkeit 
als  überflüssig  betrachtet  und  daher  nicht  ausgesprochen  wurde ; 
sodann  waren  die  vereinbarten  Erklärungen  insofern  bedingt, 
als  die  Mächte  einen  förmlichen  Zustimmungsakt  der  Schweiz 
für  die  getroffenen  Verfügungen  erwarteten  ;  um  diesen  herbei- 
zuführen, wurde  auf  Anregung  der  französischen  Botschaft  die 
Erklärung  vom  20.  März  der  Tagsatzung  sofort  vertraulich  mit- 
getheilt.  Als  aber  deren  Abgeordnete  rügten,  dass  die  Bündner 
Yogteien  darin  nicht  begriffen  worden,  bedeutete  man  ihnen,  sie 
seien  gar  nicht  befugt,  eine  Annahme  oder  Ablehnung  aus- 
zusprechen. Eine  Empfehlung  der  gefassten  Beschlüsse  über- 
nahmen dagegen  die  in  Zürich  residirenden  Gesandten  der 
Mächte  (Bl.  März);  dennoch  erhoben  sich  diesseits  mancherlei 
scharfe  Einwendungen ;  mehrere  Kantone  zögerten  sich  zu 
äussern  und  glaubten,  durch  ihren  Widerstand  noch  irgend 
etwas  herauszuschlagen;  erst  nach  mühsamen  Verhandlungen 
fand  sich  eine  Mehrheit  zusammen,  so  dass  die  Annahme  gültig 
erklärt  werden  konnte  (27.  Mai).  Noch  länger  zog  sich  die 
Genehmigung  der  Genfer  Erwerbungen  hinaus.   (T.  III.  5,  c). 

Hiebei  fällt  allerdings  in  Betracht,  dass  am  1.  März  1815 
Napoleon  nach  Frankreich  zurückgekehrt  war,  in  wenigen 
Tagen  einen  starken  Anhang  gewann,  und  alsbald  ein  neuer 
Krieg  entbrannte,    an  welchem   auch  die  Schweiz  mit  einem 


*)  Hiltj,  Jahrb.  I.  246—49,  gibt  hiBtorische  Notizen  Ober  die  Erwer- 
bung dieser  Herrschaft,  findet  aber  eine  Lücke  in  den  bekannten  Akten 
über  den  Rückfall  dieses  Bezirks  an  Oesterreich ;  derselbe  muss  im  Frühjahr 
1814  —  infolge  einer  stillen  Abmachung  mit  Preussen  und  Rassland?  — 
geschehen  sein.  Die  Uebergabe  an  Graabünden  fand  erst  1819  statt! 

**)  Deren  Texte  stehen  auch  in  Hilty*s   Jahrbuch,  II.  888-42.  345i 
847-52. 
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Aufgebot  theilnehmen  musste.  Schon  die  Schlacht  bei  Waterloo 
(18.  Juni)  machte  indess  dem  kühnen  Wagnis  des  Gestürzten 
ein  Ende,  und  in  dem  zweiten  Pariser  Frieden  (20.  Nov.  1815) 
wurde  nun  Frankreich  in  verschiedenen  Fragen  weniger  Scho- 
nung zu  Theil.  Der  Schweiz  fielen  jetzt  noch  etliche  Grenz- 
streifen französischen  Gebietes  zu;  sie  erhielt  (im  Stillen) 
etwelche  Vergütungen  für  erzwungene  Darlehen,  Lieferungen 
etc.  in  früheren  Jahren  und  eine  bestimmtere  Anerkennung 
der  ihr  zugestandenen  c  ewigen  »  Neutralität,  die  der  Wiener 
Kongress  nicht  mehr  hatte  beurkunden  wollen  (T.  III.  7,  b.). 
Die  Schleifung  der  Feste  Hüningen,  an  welcher  sich  die  Eid- 
genossenschaft selbst  nach  Kräften  betheiligte,  war  nur  ein 
sinnenfalliges  Zeichen,  dass  die  französische  Vormundschaft 
aufgehört  habe. 

Viel  Unerquickliches,  was  in  der  Parteinahme  der  Schweiz 
für  die  Verbündeten  zum  Vorschein  kam,  muss  der  politischen 
Geschichte  überlassen  werden ;  dagegen  sind  einige  uns  näher 
liegende  Gegenstände,  welche  die  Tagsatzung  noch  eine  Weile 
beschäftigten,  zu  berühren.  In  erster  Linie  die  Aufnahme  der 
drei  neuen  Kantone  (T.  III.  <>  a  c),  sodann  der  förmliche 
Abschluss  des  Bundesvertrags.  Nachdem  auch  Schwyz, 
Obwalden  und  Appenzell  I.-R.  die  Zustimmung  zu  den  Wiener 
Beschlüssen  vom  20.  März  und  der  Bundesakte  erklärt  hatten, 
während  Nidwaiden,  in  einem  Anfall  von  Verblendung  und 
Schreckensherrschaft,  sich  hartnäckig  weigerte,  daran  theil- 
zunehmen,  wurde  letzteres  von  der  Eidgenossenschaft  förmlich 
ausgeschlossen  (18.  Juli).  Am  l.  August  fasste  die  Tagsatzung 
einen  Endbeschluss  über  die  Annahme  des  Bundesvertrags 
und  ordnete  dessen  Beschwörung  auf  den  7.  August  an ;  mit 
grossem  Aufwand  von  Zeremoniell,  in  Gegenwart  des  diplo- 
matischen Korps  und  des  Erzherzogs  Johann  von  Oesterreich, 
ging  dieselbe  vor  sich ;  einzig  fehlte  die  Theilnahme  des  Volkes, 
wofür  man  keine  Vorkehr  hatte  treffen  wollen ;  zu  einer  Ab- 
stimmung waren  eigentlich  nur  die  Landsgemeinde-Kantone 
gekommen  *).  Den  Wirren  in  Nidwaiden  machte  übrigens  bald 
der  Einzug  eidg.  Truppen  ein  Ende ;  am  24.  Aug.  wurde  die 
Annahme  des  Bundesvertrags  erklärt   und  dann  die  Wieder- 


*)  Ueber  die  urkandliche  Ausfertigang  des  «  Fünfzehner-Bundes  »  Tgl. 
Hilty,  Jahrb.  IIL  541-48.  568. 
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aufnähme  des  Landes  nachgesucht,  die  am  30.  Aug.  erfolgte, 
aber  den  Abfall  der  Landschaft  Engelberg  nicht  rückgängig 
machen  konnte.  (Vgl.  T.  III.  6  d.). 

Für  den  zweiten  Kongress  der  Grossmächte,  der  jetzt 
nach  Paris  berufen  war,  Hess  die  Tagsatzung  durch  ihre  «  di- 
plomatische Kommission »,  die  alle  erheblichen  Geschäfte 
vorberieth,  die  noch  nicht  erfüllten  Wünsche  betreffend  Ge- 
bietsabrundungen  etc.  neuerdings  formuliren;  wichtiger  war 
indess  die  Wahl  eines  Vertreters ;  in  glücklichster  Weise  fand 
sich  derselbe  sofort  in  dem  Genfer  Karl  Pictet  de  Roche- 
mont,  der  seine  Aufgabe  wachsam  und  unablässig  verfolgte 
und  das  Mögliche  leistete,  aber  die  Hindernisse,  welche  Frank- 
reich  und  Osterreich  in  Gebietsfragen  ihm  entgegenstellten, 
nur  in  geringem  Masse  beseitigen  konnte.  Desto  mehr  Erfolg 
hatten  seine  Bemühungen,  eine  bestimmte  Erklärung  über  die 
Neutralität  der  Schweiz  zu  erwirken  und  für  die  Zukunft 
hemmende  Fesseln  fernzuhalten.'*')  Seine  letzte  Mission,  die 
zunächst  eine  nothwendige  Abrundung  des  Genfer  Gebiets 
zum  Zwecke  hatte  (Jan.  bis  März  1816)  und  im  sog.  Turiner- 
Vertrag  ihren  Abschluss  erhielt,  war  auch  für  die  Eidgenos- 
senschaft mit  einem  Erfolg  begleitet,  der  diesem  ächten 
Diplomaten  unter  den  schweizerischen  Staatsmännern  einen 
Ehrenplatz  sichert  **). 

Der  Bundesvertrag  von  1815. 

Der  Überblick  so  mancher  Irrungen  und  Wechselfalle  regt 
leicht  zu  Fragen  an,  deren  Zielpunkte  aber  von  der  leitenden 
Anschauungsweise  bedingt  sind.  Nach  den  Erlebnissen,  welche 
die  Helvetik  den  zwangsweise  vereinigten  Völkerschaften  der 

*)  Da  seitdem  öfter  und  namentlich  1888  sehr  bedenkliche,  historisch 
freilich  unbegründete  Theorien  über  diese  Neutralität  mit  Eifer  vertreten 
worden  sind,  so  ist,  von  der  c  Sa voy erfrage  »  abgesehen,  auf  die  bezüglichen 
Erörterungen  resp.  Nachweise  in  Hilty's  Jahrb.  IV.  268—71  etc.  und  dessen 
Broschüre  von  1889,  sowie  auf  P.  Schweizers  Werk,  p.  580—620,  zu  verweisen, 
wo  u.  a.  eine  scharfsinnige  Erörterung  über  den  authentischen  Text  der 
Neutralitätsakte  v.  20.  Nov.  zu  finden  ist. 

**)  Sein  Lebenslauf  und  seine  diplomatische  Thätigkeit  haben  in  dem 
Buche  von  £dm.  Pictet  (1H92)  eine  ansprechende  Darstellung  gefunden. 
(Biographisches  und  werthvolle  Briefausaüge  bietet  schon  Hilty,  Jahrb.  IV. 
177  ff.). 
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I  Schweiz  gebracht,  liegt  wohl  die  Frage  am  nächsten,  ob  nicht 

L  ein  wirkungsfähiger  Rest  der  Einheit   hätte  erhalten  werden 

^1  können  und  sollen.    Dass  derartige  Wünsche  bestanden,  wird 

kaum  zu  bestreiten  sein ;  aber  solche  Stimmen  wurden  von 
vielen  andern  übertönt.  Nicht  blos  waren  die  Volksmassen 
durch  das  Missgeschick  und  die  zunehmende  Ohnmacht  der 
helvetischen  Regierungen  enttäuscht  oder  verbittert ;  es  wirkte 
auch  die  Agitation  zahlreicher  und  angesehener  Verfechter 
der  früheren  Ordnung  erfolgreich  für  eine  durchgreifende 
Verurtheilung  des  Einheitssystems,  und  als  Vertreter  klein- 
staatlich-aristokratischer Interessen  erstrebten  diese  vor  allem, 
im  Durchschnitt  genommen  ausschliesslich,  die  Restauration 
ihrer  alten  lokalen  Herrschaft.  Beide  Parteien  suchten 
einen  Rückhalt  im  Ausland ;  da  aber  der  Machthaber,  der  aus 
der  Revolution  emporgewachsen  war,  dieselbe  <  gebändigt  »  und 
alle  Kräfte  für  seine  ziellosen  Machtgelüste  geopfert  hatte, 
so  wurde  es  den  Gegnern  der  Revolution  nicht  schwer,  in  den 
Mächten  die  ihn  bekämpften  und  stürzten,  eine  sichernde 
Stütze  für  ihr  Werk  zu  finden.  Wie  nun  im  Ausland  das  Alte 
sich  behauptete,  indem  es  sich  durch  einzelne  Neuerungen 
stärkte,  wurden  auch  in  der  Eidgenossenschaft  die  früheren 
Formen  und  Gewohnheiten,  der  veränderten  Lage  entsprechend, 
mit  Vorschriften  verknüpft,  deren  Mangel  ersichtlich  zum 
Schaden  der  Gesamtheit  wie  aller  Theile  gereicht  hatte.  So 
war  immerhin  einiges  gewonnen,  das  freilich  einer  genauen 
Würdigung  bedarf,  zumal  es  sich  bald  als  unzulänglich  erwies. 
Betrachten  wir  zunächst  die  fortschrittlichen  Elemente, 
so  möge  der  Einrichtungen,  welche  die  Gesamtheit,  den  Bund, 
repräsentiren,  voraus  gedacht  sein.  Eine  eidg.  Kanzlei  hatte 
schon  die  Mediationszeit  besessen,  aber  in  alljährlicher  Wander- 
schaft und  auf  Kosten  der  Vororte;  dass  das  Staatssiegel 
eine  Veränderung  erlitt,  und  das  grosse  nun  die  Wappen 
der  Kantone  nebst  dem  eidg.  Kreuz  aufnahm,  soll  dabei  nicht 
betont  werden;  eher  ist  von  Belang,  dass  für  das  Zentral- 
archiv mehr  und  mehr  Sorgfalt  und  Mittel  verwendet  wurden, 
und  der  handschriftlichen  Ausfertigung  wichtiger  Akten  bald 
der  Druck,  freilich  in  kleiner  Zahl,  folgte.  Bedeutsamer  war 
allerdings  die  Schaffung  einer  eidg.  Kriegskasse,  an  deren 
Verwaltung  sich  verschiedene  Vorkehren  für  eine  bessere  Or- 
ganisation des  Militärwesens  knüpfen  liessen;    was  diesfalls 
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geschah,  kann  hier  nicht  aufgezählt  werden ;  zu  bemerken  ist 
einzig,  dass  mit  alledem,  ob  auch  langsam,  die  Einheit  geför- 
dert wurde.  Endlich  soll  an  die  eidg.  Botschaften  in  Paris 
und  Wien  und  die  von  der  Tagsatzung  tiberwachten  «  Kon- 
sulate »  im  Ausland  erinnert  sein. 

Es  ist  (von  Hilty)  mit  Recht  hervorgehoben  worden,  dass 
das  Zurückgreifen  auf  alte  Verhältnisse  der  Eidgenossenschaft 
den  Zusammenhang  mit  einer  mehrhundertjährigen  Geschichte 
wieder  hergestellt  habe  (Festschr.  1891,  p.  379),  womit  ein 
Fortspinnen  abgerissener  Fäden  gegeben  war,  die  zum  Theil 
auch  fördernd  wirken  konnten ;  .  doch  liess  sich  das  Alte  nur 
theilweise  restituiren;  statt  eines  Konglomerats  von  ungleich 
gestellten  Oliedern  und  mancherlei  Anhängseln  stand  nun  ein 
Kranz  von  22  Kantonen*)  da,  der  die  Bundesorgane  —  Tag- 
satzung, Vororte,  Kanzlei,  Kriegsrath,  Kommissionen,  Reprä- 
sentanten etc.  —  in  Ausübung  gleichen  Stimmrechts 
geschaffen  hatte  oder  nach  Bedürfnis  einsetzte,  zugleich  aber 
den  Grundsatz  der  Mehrheitsentscheidung  adoptirte, 
wenn  auch  mit  Erschwerungen  für  einzelne  Gegenstände,  und 
die  Befugnisse  resp.  Aufgaben  der  Tagsatzung  soweit  mög- 
lich bestimmte;  um  so  schwächer  waren  freilich  die  Vororte 
mit  behördlichen  Rechten  bedacht.  Immerhin  regelte  sich  das 
staatenbündische  Leben  jetzt  nach  bekannten  unverbrüchlichen 
Vorschriften;  was  in  der  Praxis  an  ergänzenden  Formen  hin- 
zukam, war  mehr  Sache  des  Geschmacks  und  nicht  unbedmgt 
verbindlich.  Eine  jüngere  Generation  konnte  sich  derselben 
entschlagen  und  leicht  andere  schaffen. 

Doch  wurde  es  bald  offenbar,  dass  das  neue  Gehäuse  den 
obwaltenden  Bedürfnissen  und  Strebungen  nicht  genügte;  die 
Ergänzung  durch  Konkordate  war  ein  Nothbehelf,  der 
ihnen  nur  theilweise  entgegenkam.  Der  Sondertrieb  der  Kan- 
tone und  ihrer  Regenten,  die  sich  auch  von  dem  Volke  ab- 
schlossen,  bemächtigte  sich  im  Wetteifer  aller  Handhaben,  um 
ihre  Selbstherrschaft  auszubilden  und  nur  für  die  einzelnen 
Gemeinwesen  zu  sorgen.  Post-  und  Münzwesen  geriethen  bald 
in  eine  Verwirrung,  die  man  bitterer  als  je  vorher  empfand; 
Handelsverträge  mit  dem  Ausland   Hessen  sich  nicht  erzielen; 

*)  Infolge  der  Vorgänge  von  1814—15  wurde  mit  dem  Abschluss  des 
Bundesvertrags  auch  eine  feste  Reihen fo Ige  der  Kantone  angenom- 
men, die  noch  heute  gilt. 
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Personen-  und  Güterverkehr  wurden  durch  Zoll-  und  Polizei- 
gesetze gehemmt.  Gemeinnützige  Anträge  drangen  in  der 
Tagsatzung  selten  durch,  zumal  diese  Mühe  hatte,  aus  den 
Bedingen  und  Vorbehalten  der  Instruktionen  zu  retten,  was 
der  Bundes  vertrag  direkt  oder  indirekt  gebot.  Von  den 
Ärgernissen,  welche  die  neuen  Solddienstverträge  der  Kantone 
mit  sich  brachten,  zu  schweigen,  mag  nur  noch  erinnert  werden 
an  den  Mangel  wirksamen  Rechtsschutzes,  an  die  Hintan- 
setzung der  Bundesgewalt  in  Fällen  der  Gefahr  für  einzelne 
Kantone  oder  Regierungen,  an  das  zweifelhafte  Verbot  von 
Sonder bündnissen,  an  die  Abschneidung  einer  Revision  durch 
die  schroife  Ausprägung  des  Vertragsprinzips. 

Die  Beurtheilungen  zu  registriren,  welche  der  Vertrag 
von  1815  im  Laufe  der  nächsten  Jahrzehnde  erfuhr,  kann  man 
sich  ersparen;  die  gegnerische  Stimmung  verschärfte  sich  na- 
mentlich durch  das  Gebaren  der  Grossmächte,  die  wegen  po- 
litischer Flüchtlinge  etc.  an  die  Schweiz  überspannte  oder 
grundlose  Forderungen  stellten  und  eine  Aufsicht  oder  Vor- 
mundschaft beanspruchten;  gerade  in  der  Fremdenpolizei  er- 
wies sich  nun  die  kantonale  Selbständigkeit  oft  als  Schirm  des 
Rechts  oder  der  Menschlichkeit,  so  dass  auch  freisinnige 
Männer  sie  theilweise  schätzen  lernten  und  festhalten  wollten. 
Im  Übrigen  litt  das  Bundesleben  zeitweise  nicht  blos  durch 
den  Druck  von  aussen,  sondern  auch  durch  die  Beschränktheit 
der  ökonomischen  Mittel  und  tiefgehende  theoretische  Gegen- 
sätze. Aber  diese  dunkle  und  unfruchtbare  Zeit  ging  vorüber; 
im  dritten  Jahrzehnd  lichtete  sich  allmälig  der  Horizont;  es 
regten  sich  lange  gebunden  gewesene  Kräfte  wieder  und 
suchten  sich  durch  Verbindungen  zu  stärken;  Ereignisse  im 
Ausland,  wie  der  Freiheitskampf  der  Griechen,  Bewegungen 
in  Frankreich  etc.  boten  Anregungen  zu  freierem  Denken ;  ein- 
zelne Schriftsteller,  wie  H.  Zschokke,  oder  patriotische  Vereine 
wirkten  immer  offener  und  zielbewusster  für  Reformen  in  den 
Kantonen  und  Belebung  des  nationalen  Gemeinsinns.  So  fanden 
fortschrittlich  Gesinnte  bald  auch  das  Losungswort  für  die 
Eidgenossenschaft:  Übergang  zum  Bundesstaat,  wie 
Oberrichter  Schinz  von  Zürich  es  im  Mai  1830  vor  der  «Hel- 
vetischen Gesellschaft »  formulirte. 


IV.  Periode 


Die  Zeit  der  „Regeneration." 


(1.)  Umschwung  in  den  Kantonen  und  Anregung  einer  Bundesrevision. 

*)Die  Beurtbeilung  der  Bundesverfassung  von  1815  war 
lange  Zeit  eine  sehr  verschiedene.  An  bitterem  Tadel  fehlt 
es  jedenfalls  nicht;  gerade  die  Abweichungen  des  endlichen 
Textes  von  den  ersten  Entwürfen  konstatiren  die  Mangel- 
haftigkeit des  Resultates.  Hinwider  wird  darauf  hingewiesen, 
dass  diese  Verfassung  eine  Lebensdauer  von  33  Jahren  er- 
reicht und  während  dieser  Zeit  die  Geschicke  der  Eidgenossen- 
schaft geleitet  habe.  Die  Vertreter  dieser  zweiten  Ansicht 
betonen  auch  dass  die  Schweiz  in  dieser  langen  Periode  Ruhe 
genossen,  welche  eine  allseitige  Thätigkeit  der  Einwohner 
gefördert  habe.  Auf  diese  Ruhe  ist  aber  unsers  Erachtens 
nicht  viel  Gewicht  zu  legen;  nach  den  vielen  Kriegsjahren 
seit  der  französischen  Revolution  war  eben  das  Bedürfnis 
nach  Ruhe  fast  allen  Staaten  Europas  gemeinsam ;  auch  sorgte 
die  europäische  Diplomatie  unter  der  Leitung  des  öster- 
reichischen Staatskanzlers  Metternich  dafür  dass  Bewegungen 
und  Erschütterungen  nicht  allzu  grosse  Verbreitung  finden 
konnten. 

Mit  Bluntschli  theilen  wir  übrigens  die  Ansicht,  dass  die 
Zeit  der  Herrschaft  des  Bundes  Vertrages  von  1815  in  zwei 
Abschnitte  getheilt  werden  müsse;  der  erste  gehe  bis  zum 
Beginn  der  dreissiger  Jahre,  der  zweite  erstrecke  sich  bis 
zur  Bundesverfassung  von  1848.  Unsere  Aufgabe  ist  es  nun 
nicht,  uns  allzu  sehr  in  die  Begebenheiten  der  politischen  Ge- 
schichte einzulassen :  wir  heben  nur  hervor,  dass  der  Bundes- 
vertrag mit  seinen  souveränen  Kantonen  einen  Geist  des 
Kantonalismus  («  Kantönligeist  >)  begünstigt  und  gestärkt  hat, 
der  jedem  bundesgenössischen  Fortschritte  ungeahnte  Schwierig- 
keiten entgegenstellte.    Die  Tagsatzung  äusserte  ihre  Existenz 

*)  Die  hier  folgende,  theilweise  rückgreitende  Betrachtnng  ist  dem 
Msc.  von  S.  K.  enthoben,  jedoch  erheblich  verkürzt  und  berichtigt. 
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im  Sinne  der  Bundesverfassung.  Die  « Ehrengesandten »  der 
Kantone  waren  zumeist  den  regierenden  Kreisen  entnommen 
und  hielten,  wie  diese,  an  ihren  Rechten  oder  Ansprüchen 
hartnäckig  fest.  Vielfach  wird  denselben  Herrsch-  und  Hab- 
sucht vorgeworfen,  die  sie  in  einem  veränderten  Bunde  nicht 
mehr  befriedigen  zu  können  glaubten. 

Das  treibende  Moment  zu  einer  Änderung  war  die  Ohn- 
macht, zu  welcher  die  Eidgenossenschaft  sich  verurtheilt  sah ; 
die  Gesamtheit  sollte  mehr  zur  Geltung  kommen,  ein  schwei- 
zerisches Volk  seine  Thätigkeit  entfalten  können.  Es 
wurde  vorgestellt  und  bewiesen,  dass  die  Entstehung  eines 
schweizerischen  Volkes  sogar  verhindert  werde,  indem  wegen 
der  Gleichberechtigung  der  Kantone  die  Minderheit  über  die 
Mehrheit  regiere  und  letztere  unterdrücken  könne. 

Es  war  daher  beinahe  selbstverständlich,  dass  die  Re- 
generation, welche  sich  gegen  Ende  der  zwanziger  Jahre 
in  mehreren  Kantonen  vorbereitete,  auch  die  Gestalt  des 
Bundes  ins  Auge  fasste  und  eine  Reform  ins  Werk  zu  setzen 
suchte.  Bewegungen,  welche  dieses  Ziel  anstrebten,  äusserten 
sich  sowohl  in  Kreisen  und  Schichten,  welche  nicht  die  leitenden 
waren,  als  schliesslich  auch  in  diesen,  d.  i.  in  offiziellen  Ver- 
handlungen der  Tagsatzung. 

Die  Anregungen  dazu  stammten  nicht  nur  aus  den  Kan- 
tonen, indem  eine  Revision  der  kantonalen  Verfassungen  statt- 
fand, sondern  sie  waren  viel  allgemeinerer  Natur.  Es  bedarf 
keiner  Ausführung,  wie  die  französischen  Ereignisse  der  letzten 
Julitage  von  1830  in  ganz  Europa  Eindruck  machten  und 
neue  Kämpfe  zwischen  Freiheitstrieb  und  Bevormundung  zu 
veranlassen  drohten.  Was  diesseits  die  Lage  der  Dinge  erfor- 
derte, sprach  zunächst  eine  Flugschrift  von  Kasimir  Pfyffer 
aus  in  seinem  «Zuruf  an  den  eidg.  Vorort  Luzern  bei  Über- 
nahme der  Leitung  der  Bundesangelegenheiten»  (Anf.  Jan. 
1831).  Diese  Schrift  gab  um  so  mehr  eine  kräftige  Anregung 
zur  Revision ,  als  Pfyflfer  eine  grosse  Zahl  gleichgesinnter 
Eidgenossen  vertrat.  Nur  wenige  Monate  später  eröffnete 
doFselbe  die  Versammlung  der  helvetischen  Gesellschaft  als 
Präsident  mit  entsprechenden  Gedanken.*) 

*)  Sowohl  der  «Zuruf»  als  die  firöfinungsrede  finden  sich  in  Kas. 
Pfyffers  «Sammlung  kleinerer  Schriften»   (1866);   beide  sind  fi\r  das  Ver- 
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Dass  das  bisherige  Walten  der  Tagsatzuug  viele  denkende 
Burger  nicht  befriedigt  hatte,  bestätigte  fast  gleichzeitig  (Febr. 
1831)  ein  konservativer  Zürcher  Jurist,  Dr.  J.  C.  Bluntschli, 
der  in  seiner  Schrift  «  Das  Volk  und  der  Souverän  »  bezeugt,  dass 
das  Nationalgefühl  stärker  geworden,  der  Staatsverband  aber 
schwach  geblieben  sei,  und  c  rasche  Fortschritte  zu  einer  kräfti- 
gem Zentralität »  geschehen  müssten,  da  sonst  die  Unabhängig- 
keit der  Schweiz  bald  dahin  sein  dürfte,  indem  sie  c  um  ihrer 
eigenen  Auflösung  und  Zerrüttung  im  Innern  willen  zerfiele» 
(S.  1 14).  Dann  rügte  er  die  Unbill  der  gleichen  Vertretung  der 
Kantone  und  wagt^  für  eine  Anzahl  der  grössern  eine  Doppel- 
stimme zu  fordern ;  eine  verhältnismässig  abgestufte  Repräsen-* 
tation  wollte  er  weder  für  vernünftig  noch  für  ausführbar  halten. 
Hinwider  deutet  er  an,  dass  die  bindenden  Instruktionen  der  Ge- 
sandten die  Vertretung  eines  «  National  willens  »  nie  aufkommen 
lassen,  und  daher  eine  Änderung  auch  hierin  zu  erstreben  sei- 
Die  Betrachtungen  über  den  politischen  Charakter  der  Schweiz, 
<ier  jede  Einheitsverfassung  ausschliesse,  möge  ein  darnach 
begieriger  Leser  in  der  Broschüre  verfolgen;   hier  bleibt  nur 

ständnis  ihrer  Zeit  von  bleibeDdem  Werth.  Es  wird  daher  wenigstens  von 
den  Vorschlägen  zur  Bundes revision  hier  Notiz  genommen.  Wesentlich 
sind  diejenigen  ffir  die  Änderungen  in  der  Ziontralgewalt.  Die  Tagsatzung 
löste  ein  cBundesrath»  ab,  der  zwar  abwechselnd  sich  an  verschiedenen 
Orten  versammeln  konnte,  aber  aus  Abgeordneten  mit  fester  Amtsdauer 
und  freier  Wiederwählbarkeit  bestehen  und  öffentlich  berathen  sollte;  die 
Vororte  fielen  dahin.  Die  Frage,  ob  die  Mitglieder  ferner  nach  Instruktionen 
oder  frei  zu  verhandeln  und  zu  entscheiden  hätten,  erledigte  Pf.  nicht 
direkt;  er  behalf  sich  mit  einer  Alternative.  Sofern  die  Instruktionen 
massgebend  wären,  mösste  unbedingt  die  einfache  Mehrheit  entscheiden; 
im  andern  Fall  wurde  eine  verhältnismässige  Vertretung  der 
Kantone  verlangt.  Für  die  Vollziehung  der  Beschlüsse  und  die  Leitung 
der  Geschäfte  war  ein  Ausschusa  oder  Comitd  vorgesehen,  dessen  Stellung 
freilich  nicht  deutlich  genug  bezeichnet  ist.  Dass  die  Befugnisse  der  Bundes- 
behörde erweitei-t  werden  sollten,  ergibt  sich  namentlich  aus  den  neuen 
Aufgaben:  Abschlnss  von  Handelsverträgen  mit  dem  Ausland,  Erlass  von 
Sanität^verordnungen,  Verfügungen  über  das  Postwesen,  das  Münzwesen, 
Mass  und  Gewicht,  alles  im  Sinne  der  Einheit;  Sicherung  eines  wirklich 
freien  Verkehrs  im  Innern,  Aufsicht  über  die  Strassen,  etc.  In  Streitßillen 
zwischen  Volk  und  Regierung  eines  Eantons  sollte  der  Bundesi-ath  eine 
Vermittlung  Tersuchen,  im  Fall  des  Misslingens  aber  der  Entscheid  dem 
Bundesgericht  überlassen  werden.  Diesem  wai'en  auch  für  Zivil-  und 
Kriminalfälle  l>edeutende  Kompetenzen  zugedacht,  deren  Handhabung  eine 
bessere  Rechtspflege  anbahnen  musste. 
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zu  erwähnen,  dass  der  Verfasser  mehr  Übereinstimmung  im 
Militärwesen,  Einheit  gegenüber  dem  Ausland,  Schaffung  eidg. 
Anstalten  für  Wissenschaften  und  Künste,  beiläufig  auch  V^er- 
einigungen  für  gemeinsame  Obergerichte  und  Zuchthäuser 
wünschte;  dass  aber  die  Tagsatzung  irgendwelchen  Einfluss 
auf  die  Kantonsverfassungen  erhalten  sollte,  wies  er  ent- 
schieden ab.  Damit  war  Einzelnes  was  Pfyffer  empfahl 
zaghaft  adoptirt,  manches  Wichtige  dagegen  verworfen. 

Während  die  Tagsatzung  (5.  Jan.  bis  Mai)  sich  mit  Wehr- 
anstalten zur  Behauptung  der  förmlich  erklärten  Neutralität 
in  dem  befürchteten  Kriegsfall  beschäftigte,  kam  in  zahlreichen 
Kantonen  die  seit  Herbst  1830  betriebene  Verfassungsänderung 
zum  Abschluss.  Äussere  und  innere  Bewegungen  schienen 
nun  einen  kräftigen  Schritt  auch  für  die  Neugestaltung  des 
Bundes  zu  fordern.  In  Zeitungen,  Flugschriften,  Vereinen 
wurden  allerlei  Vorschläge  der  Art  besprochen,  aber  auch  ab- 
weisende Meinungen  vorgetragen.  Unumgänglich  war  indess, 
dass  der  Gegenstand  in  amtlichen  Kollegien,  namentlich  den 
erneuerten  grossen  Räthen,  erörtert  und  bezügliche  Aufträge 
für  die  Tagsatzung  ertheilt  wurden.  Derjenige  von  Thurgau 
schritt  voran,  indem  er  durch  ein  Kreisschreiben  (25.  Mai) 
eine  eidg.  Berathung  zu  empfehlen  wagte;  der  Vorort  liess 
diesen  Wunsch  an  die  übrigen  Stände  gelangen,  worin  er 
übrigens  nur  dem  alten  Geschäftsbrauch  genügte ;  doch  deutete 
dann  die  Eröffnungsrede  des  Präsidenten  (Am  Rhyn)  auf  die 
vielfach  berührte  Angelegenheit  beifallig  hin.  Am  19.  August 
fand  die  erste  «Umfrage»  darüber  statt.  Bereits  wurden 
mancherlei  Änderungen  als  möglich  und  wünschbar  bezeichnet, 
im  Ganzen  aber  viele  Einwendungen  erhoben*),  und  schliess- 
lich einigten  sich  blos  12  Stände  darin,  dass  die  Revision  ad 
referendum  et  instruendum  in  den  Abschied  fallen  solle,  d.  h. 
dass  den  Gesandten  empfohlen  wurde,  ihren  Prinzipalen  Bericht 
zu  erstatten  und  sie  zu  diesfälligen  Beschlüssen  oder  Instruk- 
tionen zu  veranlassen.  So  hatten  sich  Schwierigkeiten  aller 
Art  angekündigt;  es  bedurfte  der  günstigsten  Zufälle  oder 
ungewöhnlicher,  rasch  wirkender  Mittel,  um  auch  nur  einen 
Theil  der  angeführten  Wünsche  zu  verwirklichen. 

*)  Über  die  lehrreiche,  aber  wenig  erbauliche  DiBkuaaion  gibt  Baum- 
gartner,  I.  174—82,  gute  Andeutungen,    Vgl.  Repertor.  1.  364—05. 
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(2.  3.)  Versuche  zur  Bundesreform. 

Einstweilen  waren  nämlich  die  c  regenerirten »  Kantone 
noch  mit  innern  Fragen  und  Spannungen  beschäftigt,  Basel 
und  Schwyz  durch  eine  heftige  Parteiung  zerrissen,  in  Neuen- 
burg eine  republikanische  Bewegung,  zum  Theil  mit  Hülfe 
eidg.  Kommissäre,  niedergetreten,  und  zum  Dank  dafür  wurde 
von  Monarchisten  und  Freunden  der  Aristokraten  eine  förm- 
liche Trennung  von  der  Schweiz  betrieben  (1832,  Jan.  f.).  Da 
die  Gegner  der  neuen  Ordnung  offenkundig  zusammenhielten, 
so  bildeten  sich  in  verschiedenen  Kantonen  —  in  Bern  voraus 
—  <  Schutzvereine  »  zur  Behauptung  der  errungenen  Rechte, 
und  weil  mehrere  Stände  mit  der  eidg.  Gewährleistung  für 
die  neuen  Verfassungen  zögerten,  so  vereinigten  sich  die  Bot- 
schaften von  sieben  Kantonen  auf  der  ausserordentlichen  Tag- 
satzung vom  März  1832  zu  einem  «Konkordat»  (T.  IV.  1.  b), 
das  für  einstweilen  gegenseitige  Hülfeleistung  sichern  sollte  *). 
Aus  demselben  Kreise  stammt  ein  gleichzeitig  erschienener 
Entwurf  für  eine  neue  Bundesakte,  «  von  einer  Gesellschaft 
Eidgenossen »  ;  als  Verfasser  werden  von  betheiligter  Seite 
J.  Baumgartner  von  St.  Gallen,  Karl  Schnell  von  Bern  (Burg- 
dorf) und  Kas.  Pfyffer  genannt.  Die  Grundzüge,  die  ersterer 
in  seinem  bekannten  Geschichtswerke  bietet  (I.  281—282)  ver- 
dienen wenigstens  eine  Erwähnung,  weil  sie  eine  Vorarbeit 
für  die  Revision  bildeten.  Da  diese  für  die  nächste  Tag- 
satzung zur  Behandlung  stand,  so  nahmen  sich  nun  Vereme 
und  Tagesblätter  der  Sache  lebhafter  an ;  an  die  Tagsatzung 
ergingen  Adressen  oder  Petitionen,  welche  theils'Reformpunkte 
begründeten,  theils  für  das  einzuhaltende  Verfahren  Wünsche 
aufstellten,  die  freilich  einander  schroff  widersprachen,  indem 
die  Einen  die  Aufgabe  schlechthin  der  Tagsatzung  oder  einem 
Ausschuss  derselben  überlassen  wollten.  Andere  aber  eine 
gemischte  Kommission  verlangten  oder  die  Befugnis  der  Tag- 
herren, eine  so  wichtige  Frage  zu  lösen,  bestritten  und  einen 
Schweiz.  Verfassungsrath  forderten  **).  Den  lebhaftesten  Gegner 


*)  Dieses  Konkordat  wurde  von  den  Altgesinnten  und  Lauwasser- 
Politikern  yielfach  aogefochten,  auch  yon  A.  Tillier  unfreundlich  beur- 
theilt;  man  darf  indess  den  Bericht  von  Baumgartner,  I.  280,  282—86; 
316—17,  nicht  ignoriren. 

♦*)  Eine  Übersicht  gibt  das  Repertorium  d.  eidg.  Absch.  I.  365—66;  867. 
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fand  der  Vorschlag  für  eine  Tagsatzungskommission  in  Prof. 
P.  V.  Troxler,  der  nicht  müde  wurde,  die  Rechte  der  Ge- 
samtheit des  Schweizervolkes  gegen  die  Vertreter  der  Kan- 
tonsherrlichkeiten zu  vertheidigen  *). 

Laut  Baumgartners  Erzählung  gingen  der  offiziellen  Be- 
rathung  in  der  Tagsatzung  (16.  u.  17.  Juli)  vertrauliche  Be- 
sprechungen der  Gesandten  voraus,  zunächst  unter  denjenigen 
der  revisionsfreundlichen  Kantone,  sodann  auch  mit  Gegnern 
der  Sache ;  letztere  zeigten  noch  wenig  Sinn  für  eine  Fort- 
bildung der  Bundesverhältnisse:  am  schroffsten  äusserte  sich 
aber  Neuenburg,  das  durch  den  Herrn  v.  Chambrier  ver- 
treten war.  Die  darauf  erfolgten  Verhandlungen  ergaben 
übrigens  einen  Beschluss,  der  zu  einiger  Hoffnung  berechtigte. 
Wir  lassen  denselben  in  dem  Wortlaut  des  Repertoriums 
folgen  : 

1.  Es  soll  der  Bandesvertrag  zwischen  den  XXII  Kantonen  der 
Schweiz  .  .  .  einer  Revision  unterworfen  werden.  2.  Die  Tagsatzung 
ernennt  aus  ihrer  Mitte  eine  Kommission  von  fünfzehn  Mitgliedern. 
8.  Diese  Kommission  bat  ihre  Arbeiten  gleich  nach  Auflösung  der 
ordentliche a  Tagsatznng  des  Jahres  1832  zu  beginnen.  4.  Das  Re- 
sultat der  Arbeiten  der  Kommission  ist  durch  den  Vorort  sämtlichen 
Ständen  ad  instruendum  mitzutheilen.  5.  Die  Kommission  ist  be- 
auftragt, über  das  Wesen  der  Bundesrevision  in  Berathang  za  treten. 
6.  Das  Tagsatzungsreglement  vom  7.  Juli  1818  soll  ebenfalls  einer 
Revision  unterworfen  werden,  und  es  hat  daher  die  Kommission  auch 
auf  diesen  Gegenstand  Bedacht  zu  nehmen.  7.  Die  infolge  des  den 
Ständen  ad  instruendum  mitgetheilten  Kommissionsgutachtens  über 
die  Bandesrevision  anzuhebenden  Berathungen  werden  je  nach  Be- 
dürfnis auf  einer  ausserordentlichen  oder  auf  einer  ordentlichen  Tag- 
satznng des  Jahres  1838  stattfinden. 

Es  leuchtet  ein,  dass  unter  solchen  Umständen  die  Be- 
stellung der  Kommission  ein  wichtiges  Geschäft  war.  Da 
mehrere  Kantone  sich  beiseitstellten,  so  fanden  nur  15  eine 
Vertretung;  Schwyz,  Unterwaiden,  Wallis,  Appenzell,  Tessin 
und  Basel  fehlten   darin,   und  da  auch   Uri  beharrlich  seine 


*)  Reichlich  vierzig  Artikel  seiner  bezüglichen  Zeitungspolemik,  vom 
25.  April  bis  Ende  Nov.  1832  reichend,  erschienen  noch  zu  Ende  des  Jafarea 
in  einem  Bändcheo,  das  den  Titel  trägt:  Über  Verderbnis  und  Herstellung 
der  Eidgenossenschaft,  —  von  Seyerns  Pertinax. 
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Mitwirkung  ablehnte,  so  trat  endlich  Thurgau  in  die  Lücke. 
Die  Beratbungen  begannen  am  29.  Oktober  und  wurden  am 
15.  Dezember  geschlossen;  nur  Ghambrier  entfernte  sich  vor- 
zeitig, um  gegnerischen  Geschäften  nachzugehen.  *)  Wie  sorg- 
fältig gearbeitet  wurde,  schildert  Baumgartner  (I.  350—65); 
wer  diesem  Berichte  nicht  trauen  sollte,  möge  den  betreffenden 
Band  des  Bundesarchivs  (11  R)  durchblättern,  um  sich  zu 
überzeugen,  dass  die  Beauftragten  es  an  Fleiss  und  Umsicht 
nicht  fehlen  Hessen.  Die  vielfach  verbreitete  Angabe,  dass 
der  Genfer  Professor  P.  Rossi  den  Entwurf  der  «Bundesur- 
kunde» redigirt  habe,  ist  anlässlich  so  zu  berichtigen,  dass 
deren  (deutscher)  Text  von  Baumgartner,  der  zugehörige 
Bericht  aber  von  Rossi  ausgearbeitet  wurde,  und  beiläufig 
darf  auch  betont  werden,  dass  letzterer  keineswegs  zu  den 
eifrigsten  Vorkämpfern  der  Revision  zählte.  Entwurf  und 
Bericht  wurden  mit  Beschleunigung  gedruckt  und  reichlich 
verbreitet.  **) 

Will  man  sich  die  Schwierigkeiten  vergegenwärtigen,  mit 
denen  die  Kommission  zu  kämpfen  hatte,  so  lese  man  diesen 
Bericht;  derselbe  ist  zwar  etwas  breit  angelegt,  indem  er  mit 
allgemeinen  Betrachtungen  weit  ausholt  und  gegnerische  Ge- 
danken mit  der  grössten  Schonung  behandelt;***)  er  war  eben 
das  Werk  eines  Gelehrten,  der  seine  politische  Bildung  in 
ausländischen  Verhältnissen  gewonnen  hatte  und  auch  in  Genf 
nicht  leicht  ein  Schweizer  werden  konnte ;  allein  die  besonnene 
und  oft  beredte  Sprache  des  Referenten  musste  Vertrauen  er- 
wecken, und  die  sorgfältige  Erörterung  der  obschwebenden 
Fragen  den  Leser  über  die  alltägliche  Denkweise  erheben. 
Mit  besonderem  Nachdruck  steht  der  Verfasser  für  freie  Nieder- 
lassung ein;  weniger  glücklich  streitet  er  für  die  Fortdauer 
gleicher  Repräsentation  der  Kantone  in  der  Tagsatzung.  Dem 
Geiste  der  die  Berathungen  geleitet  hatte,  entsprachen  übrigens 
die  Schlussbetrachtungen,  die  hier  mit  den  wichtigsten  Stellen 


*)  Am  18.  Dez.  gab  er  dann  die  schriftliche  Erklärung  ab,  die  Revision 
sei  —  1a  ruine  du  systbme  fäd^ratif  et  de  la  liberte. 

**)  Der  französische  Text  —  Acte  föderal  —  und  der  Bericht,  in  Genf 
gedruckt,  erschien  noch  im  Dez.  1832,  der  italienische  ebendort  im  Jan. 
1833,  der  deutsche  Bericht  im  Februar.    (Exemplare  im  ßundesarchiv.) 

•♦*)  Einige  Stellen  gibt  Hiltj^'s  Jahrbuch  1897,  p.  45-54. 
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zusammengefasst  werden  mögen.    (Vgl.  Bericht,  S.  135  bis 
p-  36;  138—40.) 

I  Die  ewige  Dauer  des  Bandes,   die  wir  alle  wünschen,   und  die 

^  absolute  Unverilnderlicbkeit  der  Urkunde,  die  der  Ausdruck  des  Bundes 

l;  sein  soll,  sind  zwei  Begriffe,  die  nicht  mit  einander  verwechselt  werden 

^  dürfen.     Weit  entfernt,  identisch  zu  sein,  widersprechen  sie  einander 

geradezu.     Der  Bund  kann  nicht  ewig  sein,  wenn  nicht  seine  Form, 
r- ;  sein  Symbol,  die  Bundesurknnde,  den  Forderungen  der  Zeit  sich  an- 

schmiegen   kann.     Man    verlange    nicht   das    Unmögliche !     Einund- 
zwanzig Kantone  sollten  durch  die  Laune  oder  Selbstsucht  eines  ein- 
zigen  zu  einer  Art  moralischer  Tortur  verurteilt  werden  können? 
,  Also  von  zweien  eines:  Entweder  Auflösung   des  Bundes  durch 

f  Rückkehr  der  Kanlone  in  d(n  Zustand   der  Vereinzelung,   oder  all- 

seitiges Einverständnis  über  eine  den  Rechten  der  Minderheit  zu  setzende 
Grenze. 

Wer  ist  nun  unter  uns,  .  .  der  nicht  die  ewige  Dauer  des  Bundes 
wollte  ?  Wo  ist  der  Kanton,  der,  wenn  er  den  eidgenössischen  Bund 
beschwört,  nur  einen  auf  Zeit  geschlossenen,  vergänglichen  Bund  zu 
beschwören  glaubt?  Wer  denkt  in  jenem  feierlichen  Augenblicke 
an  einen  künftigen  Zustand  von  Vereinzelung  und  völliger  Unab- 
hängigkeit ?  Ewige  Dauer  des  Bundes  ist  der  Wille  Aller.  Anders 
verhält  es  sich  mit  dessen  Form.  .  .  .  Um  ewig  zu  leben,  bedarf  ein 
Staat  der  Gesundheit  und  Stärke  des  männlichen  Alters.  Das  Greisen- 
alter ist  auch  für  ihn  der  untrügliche  Vorbote  der  Abgelebtheit  und 
des  Todes. — 

Eidgenossen,  Bürger  der  XXII  Kantone,  unser  Staatsgebäude  ist 
in  seinen  Grundfesten  untergraben;  auf  allen  Seiten  droht  es  Ein- 
sturz. Um  des  Vaterlandes,  um  euerer  Kinder  willen  eilet,  das 
neue  Gebäude  aufzurichten  ! 

Um  des  Vaterlandes  willen  eilet  alle  herbei  zum  gemeinsamen 
Werke.  Welcher  von  euch  könnte  wegen  einigen  Meinungsverschieden- 
heiten oder  wegen  eiteln  Streites  über  Formen,  anstatt  mit  seinen 
Brüdern  sich  auszugleichen,  lieber  sich  mit  ihnen  unter  den  Trümmern 
der  Schweiz  begraben  wollen? 

Ihr,  die  der  Geist  der  Zeit  durchglüht,  mässiget  euer  Feuer, 
hemmt  eure  Schritte.  Übereilung  wird  das  Vaterland  zerreissen ; 
die  Schweiz  wird  aufhören  zu  sein. 

Ihr,  die  ihr  noch  dem  Geiste  der  Väter  anhanget,  gefesselt 
gleichsam  durch  die  Überlieferungen  der  Vorzeit,  —  im  Namen  des 
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Friedensstifters  der  Schweiz,  des  heiligen  Mannes  dessen  Bild  euere 
Tempel,  euere  Plätze  schmückt,  raffet  euch  auf  und  entschliesset 
euch  zu  wandeln.  Widerstehet  ihr  den  Wünschen  euerer  Brüder,  so 
zerreisset  ihr  das  Vaterland,  und  die  Schweiz  wird  aufhören  zu  sein. 

Wehe  denen  welche  die  unerbittliche  Geschichte  des  Untergangs 
der  Schweiz  anklagen  wird  !  Wehe  ibrem  Namen  !  Ewige  Schmach 
wird  das  Loos  ihrer  Enkel  sein. 

Eidgenossen  der  XXII  Kantone  !  Die  entscheidende  Stunde  ist 
gekommen,  wo  es  an  euch  liegt,  vor  den  Augen  der  Welt  zu  beweisen, 
dass  unsere  politische  Wiedergeburt  endlich  einmal  unser  eigen  Werk 
sein  könne. 

Wollt  ihr  euerm  Lande  selbst  die  neue  Verfassung  geben  ? 
Wollt  ihr  dem  eidgenössischen  Bunde  das  Siegel  vaterländischer, 
rein  schweizerischer  Abkunft  aufdrücken? 

Oder  wollt  ihr,  dass  das  Ausland  mit  verfichtlichem  Blick  aus- 
rufe :  c  Seht  doch  diese  Schweizer !  Hier  die  Unbelehrbarkeit  des 
Alters,  dort  die  Ungeberdigkeit  der  Jugend  !  Zerstören  können  sie 
alles,  aufbauen  nichts.  So  war  es  1803,  so  1813,  und  nun  wieder 
1833. 

Eidgenossen,  was  wollt  ihr  ?  Vereinigung  oder  Trennung  ?  Ehre 
oder  Schmach?  Die  Achtung  Enropens  oder  seinen  Hohn?  Ihr 
habt  keine  andere  Wahl,  ihr  müsst  wählen,  unverzüglich. 

Gott,  Vaterland  und  Nationalehie  mögen  euch  das  Bessere  ein- 
geben !  —   — 

Die  Arbeit  der  Kommission  liegt  in  unsern  Texten  vor 
(T.  IV.  2,  A.);  es  bedarf  keines  Nachweises  mehr,  dass  sie 
schroffen  Parteimännem  nicht  gefiel,  indem  sie  zu  wenig  oder 
zu  viel  Neues  bot;  doch  fand  sie  in  Flugschriften,  Zeitungen 
etc.  auch  Vertheidiger.  Für  Graubünden  z.  B.  wurde  sie  durch 
das  «Winterbüchlein»,  das  zu  Anfang  März  1833  erschienen 
sein  mag,  mit  grossem  Geschick  als  annehmbar  empfohlen, 
während  da  und  dort  noch  die  Meinung  spukte,  der  Kanton 
brauche  sich  um  die  «Schweiz»  nicht  zu  kümmern.  Den 
heftigsten  Widerspruch  erfuhr  die  neue  Bundesakte  von  Ari- 
stokraten, katholischen  Geistlichen  und  Anbetern  der  Kantonal- 
souveränetät ;  man  scheute  sich  nicht,  den  Entwurf  als  Vor- 
läufer einer  neuen  —  doch  von  niemand  wirklich  verlangten 
—  H  e  1 V  e  t  i  k  zu  verschreien  und  dabei  reaktionäre  Diplomaten 
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des  Auslands  nm  Uath  oder  Zuspruch  anzugeheni"^)  Die  Massen 
des  Landvolkes  wurden  durch  solche  Einflüsterungen  miss- 
trauiseh  oder  wenigstens  gleichgültig. 

Indess  Hess  es  wenigstens  die  vorörtliche  Leitung  nicht 
an  Eifer  für  die  Beförderung  des  Geschäftes  fehlen.  Die  Stände 
erhielten  die  zu  prüfenden  Vorlagen  im  Dezember  und  Januar, 
und  schon  auf  11.  März  wurde  zu  deren  ßerathung  eine  ausser- 
ordentliche Session  der  Tagsatzung  angeordnet.  Zunächst 
hatte  diese  mit  bezüglichen  Formfragen  zu  thun ;  dann  be- 
stellte sie  eine  neue  Kommission,  die  bis  12.  Mai  einen  ver- 
änderten Entwurf  zu  Stande  brachte.  Dieser  hatte  nun  auf 
Grund  der  Instruktionen,  die  reichlich  fünfhundert  Anträge 
enthielten,  eine  Plenarberathung  zu  bestehen,  woraus  der  zweite 
der  mitgetheilten  Entwürfe  (B)  erwuchs.**)  Auch  dieser  wurde 
den  Ständen  unverweilt  zugestellt  und  ihnen  zu  baldiger  Ent- 
scheidung empfohlen. 

Inzwischen  spann  sich  der  Kampf  gegen  die  Revision  und 
die  bezüglichen  Anträge  fort;  selbst  die  Anhänger  der  Sache 
waren  nicht  einig,  und  in  den  Kantonsbehörden  kamen  auch 
die  kleinsten  Opfer  in  Anschlag;  dazu  gesellte  sich  ein  noch 
fast  allgemeines  Misstrauen  gegen  eine  Zentralgewalt,  deren 
Thätigkeit  niemand  kannte,  zu  schweigen  von  Besorgnissen 
konfessioneller  Natur;  die  Weglassung  der  Klostergarantie  bot 
eine  Handhabe  für  bittere  Verdächtigungen.  Das  kecke  Auf- 
treten des  «Sarnerbundes»  ermuthigte  die  Einen  und  lähmte 
viele  Andere.  Trotz  alledem  sprachen  sich  die  Regierungen 
und  Grossräthe  der  Vororte  oifen  für  den  neuen  Entwurf  aus; 
nur  wurde,  Luzern  ausgenommen,  die  Volksabstimmung  noch 
verschoben.    Auch  St.  Gallen,  Thurgau,  Schaflfhausen,  Freiburg 


*)  Es  ist  nicht  ein  blosses  Kurioeum,  wenn  beiläufig  angeführt  wird 
dass  im  J.  1834  etliche  Vertragsparteien  des  Wiener  Kongresses,  namentlich 
Frankreich  und  England,  wegen  ihrer  Garantie  für  dessen  Beschlüsse  auch 
in  die  innern  i^ngelegenheiten  des  deutschen  Bundes  sich  einmischen 
wollten,  aber  dieser  Versuch,  der  auf  einer  irrigen  Auslegung  der  Eongress- 
akten  beruhte,  von  der  Bundesversammlung  kräftig  abgewiesen  wurde. 

**)  Eine  Übersicht  dieser  Verhandlungen  gibt  das  Repertor.  T.  368  bis 
370.  Eine  summarische  Übersicht  der  Abweichungen  des  zweiten  Entwurfs 
gibt  Baumgartner,  1.  893—96.  Unsere  Zusammenstellung  soll  die  Ermitt- 
lung der  beiderseitigen  Vorzüge  oder  Mängel  bis  zum  Kleinsten  ermög- 
licheu ;  um  so  weniger  bedarf  sie  eines  Kommentars. 
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und  Solothurn  folgten ;  in  letzterm  Kanton  verwarf  jedoch 
das  Volk  mit  starker  Mehrheit"^)  den  Beitritt  (30.  Juni).  Am 
7.  Juli  stimmte  der  Kanton  Luzern  mit  reichlich  11,000  Nein 
gegen  die  Revision.  Da  die  Stadt  zum  Bundessitze  ernannt 
worden,  so  war  dieses  Resultat  ein  tödtlicher  Schlag  für  die. 
Sache.  Der  Sarnerbund  versuchte  es  auch  sofort  für  sich  aus- 
zubeuten, wurde  dann  aber  durch  kräftiges  Einschreiten  der 
Tagsatzung  gesprengt;  allein  die  Bundesreform  wurde  dadurch 
nicht  gefördert.  Man  kann  darum  auf  weitere  Notizen  füglich 
verzichten. 

In  der  Tagsatzung  fand  über  diese  neue  Lage  am  28. 
August  eine  Berathung  statt;  infolge  einzelner  kräftiger 
Äusserungen  vereinigten  sich  13  Kantone  zu  dem  Beschluss, 
nochmals  eine  Kommission  zu  bestellen,  um  für  weiteres  Vor- 
gehen einen  Erfolg  versprechenden  Weg  auszumitteln.  Am 
10.  Oktober  wurden  auf  Grund  des  erstatteten  Gutachtens 
zwei  Anträge  der  Kommission  von  15  resp.  14  Ständen**) 
adoptirt.  Des  Inhalts  wie  der  Form  wegen  lassen  wir  die- 
selben hier  folgen : 

«1)  Mit  Rücksicbt  auf  die  unterm  28.  Aug.  1833  abgegebenen 
Standesinstruktionen  ...  ist  gegenwärtig  in  eine  neue  einlässlicbe 
Berathung  über  den  revidirten  Entwurf  einer  Bundesurkunde  .... 
nicht  einzutreten;  die  hierüber  eröffneten  Standesinstrukticijen  aber 
sollen  den  sämtlichen  Ständen  mitgetheilt  und  diesfalls  die  weitern 
EntSchliessungen  derselben  gewärtigt  werden. 

2)  Der  Vorort  wird  beauftragt,  den  Standpunkt  der  Revisions- 
angelegenheit, wie  er  aus  den  bei  der  gegenwärtigen  ordentlichen  Tag- 
satzang  abgegebenen  Standeserklärungen  hervorgeht,  den  sämtlichen 
Ständen  auf  geeignete  Weise  darzustellen,  dieselben  einzuladen,  diesen 
hochwichtigen  Gegenstand  mit  Beförderung  neuerdings  in  umfassende 
Berathang  zu  ziehen  und  von  ihren  diesfälligen  Entschlie^sungen  dem 
Vorort  Kenntnis  zu  geben,  damit  diese  Entschüessungen  durch  den 
letztern  den  übrigen  eidgenössischen  Ständen  mitgetheilt  und  nach 
dem  Ergebnis  der  Standesinstruktionen  für  fortgesetzte  Behandlung 
der  llevisionsangelegenheit  das  weiter  Erforderliche  angeordnet  wer- 
den kann.  » 

*)  Die  Mehrheit  für  Annahme  war  eine  künstliche. 
**)  Bei  Art.  2  enthielten  sich  üri,  ünterwalden,  Zug,  Appenzell,  Tessin, 
Wallis  und  Neuenburg  der  Abstimmung.    Schwyz  war  nicht  vertreten. 
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Auch  die  nächste  Tagung  (1834)  brachte  nichts  Neues  von 
Belang;  während  einige  Stände  für  die  zu  lösende  Aufgabe 
einen  schweizerischen  Verfassungsrath,  mit  verhältnismässiger 
Vertretung  der  Kantone,  als  unausweichlich  erachteten,  lehnten 
andere  jede  Betheiligung  ab ;  eine  dritte  Kommission  vermochte 
keine  weiterfQhrende  Vorlage  zu  machen.  Ein  Antrag,  die 
vorörtliche  Leitung  so  zu  organisiren,  dass  sie  unter  allen 
Umständen  arbeitsfähig  und  von  kantonalen  Bewegungen  un- 
abhängig wäre,  bot  dann  dem  Vororte  Anlass,  über  die  bis- 
herige Einrichtung  Auskunft  zu  geben,  die  dahin  lautete,  dass 
in  den  « Direktorialkantonen  » *)  unter  dem  Namen  Staatsrath 
eine  engere  Behörde  bestehe,  welche  die  einfachem  Geschäfte 
von  sich  aus  zu  erledigen,  die  wichtigern  aber  vorzuberathen 
habe,  wobei  der  Entscheid  der  Regierung  zufalle**).  Gegen 
eine  Beschränkung  der  hergebrachten  Befugnisse  der  Vororte 
verwahrten  sich  alle  drei  (1835). 

Jedes  Jahr  erneuerte  sich  der  Disput  über  Wege  und 
Grenzen  der  von  der  Mehrheit  als  nothwendig  bezeichneten 
Revision,  mit  Wiederholung  und  einzelnen  Verschiebungen  der 
Stimmgabe.  Erst  1840  gelangte  man  zu  speziellem  Er- 
örterungen; es  sollten  nämlich  die  Artikel  IX  und  X  des 
Bundesvertrags  interpretirt  und  ergänzt  werden.  Die  dafür 
eingesetzte  Kommission  zerfiel  aber  in  ihren  Anträgen  theil- 
weise,  und  schliesslich  führten  auch  diese  zu  keinem  positiven 
Ergebnis***).  Die  Schwierigkeiten  einer  Verständigung  möge 
für  diese  ganze  Periode  (1833—47)  ein  Extrakt  aus  den  Ab- 
schieden anschaulich  machen  (Report.  I.  384): 

«Bei  der  Abstimmung  (12.  Angost  1844)  bat  sich  folgendes 
Ergebnis  gezeigt: 

1.  Für  Verweisung  des  Revisionsantrages  aus  Abschied  und  Trak» 
tanden  haben  gestimmt  die  Gesandtschaften  der  Stände  Luzern,  Uri, 
Schwyz,  ünterwalden,  Zug,  Preiburg,   Solothurn,   St.  Gallen,  Wallis, 

*)  Gelegentlich  werden  deren  Hauptorte  auch  schon  als  Bundes- 
stadt angeführt 

**)  Dass  den  Grossrftthen  auf  diese  Dinge  kein  Einfluss  gewährt  war, 
wurde  von  anderer  Seite  gerügt. 

•**)  Zu  vergleichen  ist  hier  durchweg  das  Repertorium  J.  871  fü.  Die 
Kommissionsverhandlungen  von  1840  (26.  Okt.  bis  5.  Nov.)  und  die  zuge- 
hörigen Drucksachen  enthält  Bd.  15  (R)  des  Bundesarchivs. 
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Neuenbürg  und  Appenzell  I.  R.  2.  Für  Entwerfung  eines  Regle- 
ments über  die  Art  und  Weise  wie  die  Revision  vorzunehmen  sei, 
•  .  .  Zürich,  Schaffhausen,  Graubüoden,  Aargau,  Thnrgau,  Tessin, 
Waat  und  Genf,  sowie  Basel-Landschaft.  3.  Für  Erwählang  eines 
Verfassnngsrathes  zum  Zwecke  der  Revision  die  •  .  Stände  Bern, 
Aargan,  Thurgau,  Tessin  und  Basel- Landschaft.  4.  Für  Revision 
durch  eine  Konferenz  von  bevollmächtigten  Standesabgeordneten  unter 
Vorbehalt  der  Ratifikation  durch  die  Kantone  die  ,  .  Stände  Zürich, 
Glarus,  Schaflfhaasen,  Graubünden,  Aargau,  Thurgau,  Waat  und  Genf, 
sowie  Basel- Landschaft.  5.  Für  Revision  durch  die  Tagsatzung  selbst 
die  nämlichen  und  Tessin.  6.  Für  eine  alle  Bestimmungen  des  Bun- 
desvertrags umfassende  Revision  die  vorigen,  mit  Ausnahme  von  Grau- 
bünden. 7.  Für  eine  nur  über  einzelne  Bestimmungen  sich  erstreckende 
Revision  die  nämlichen  acht  Stände  nebst  Basel-Landschaft.  8.  Dem 
Antrag  der  Gesandtschaft  des  Standes  Genf,  zunächst  die  Revision 
jener  Bestimmungen  des  Bundesvertraga  vorzunehmen,  durch  welche 
die  Organisation  und  die  Kompetenz  derjenigen  Bundesbehörden  fest- 
gesetzt sind,  welche  in  Abwesenheit  der  Tagaatznng  die  Leitung  der 
eidgenössischen  Angelegenheiten  übertragen  ist*),  haben  beigepflichtet 
die  .  .  Stände  Zürich,  Glarus,  Schaffhausen,  Graubünden,  Aargau, 
Thurgau,  Tessin,  Waat  und  Genf,  sowie  Basel-Landschaft.  9.  Dafür, 
dass  nach  dem  Antrag  des  Standes  Glarus  zunächst  in  die  Revision 
der  Artikel  IX  und  X  eingetreten  werde,  haben  gestinunt  die  Stände 
Zürich,  Glarus,  Basel,  Schaffhausen,  Graubünden,  Aargau,  Thurgau, 
Tessin,  Waat  und  Genf. 

Diese  Übersicht,  die  so  manche  Zweifel  erwecken  muss, 
wenn  sie  nicht  aus  den  Protokollen  erklärt  werden  kann**), 
zeigt  immerhin,  wie  weit  man  noch  von  einer  Lösung  des 
Knotens  entfernt  war,  und  zugleich,  wie  schwerfällig  die  Ver- 
handlungen vor  sich  gingen.  Glücklicherweise  half  der  Gang 
der  politischen  Ereignisse  der  ünschlüssigkeit  und  Trägheit 
nach.  Es  bedarf  hier  nur  der  Erinnerung  an  die  peinlichen 
AflFairen  mit  dem  Ausland  (1834  ff.)  und  an  die  konfessionellen 
Wirren  seit  1841,  wo  die  Mängel  der  Bundesorgane  sich  viel- 
fach enthüllten,  um  begreiflich  zu  machen,  dass  das  Gefühl 
der  Cnbaltbarkeit  der  Bundesverhältnisse  sich  mehr  und  mehr 


*)  Vgl.  §9.  Von  der  Sache  war  eigentlich  seit  1839  die  Rede  gewesen. 
**)  Es  mnsfl    hieför  auf  die   gedruckten   Original  abschiede  verwiesen 
werden. 
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verbreitete.  Dazu  hatten  theils  Flugschriften  (von  Kasthofer, 
AI.  Fuchs,  Stettier  u.  A.),  theils  Äusserungen  von  Behörden 
und  Vereinen  mitgewirkt;  eine  der  fruchtbarsten  Arbeiten 
über  die  Bundesfrage  hatte  aber  die  Zeitschrift  «  Neue  Hel- 
vetia»,  Jahrg.  1843,  in  einem  umfänglichen  Artikel'*')  beige- 
tragen. Ungefähr  gleichzeitig  Hessen  auch  welsche  Schweizer 
sich  über  die  Sache  vernehmen,  und  zwar  in  gemässigt  fort- 
schrittlichem Sinne**).  Alle  hier  entwickelten  Motive  ver- 
stärkte die  Entstehung  des  siebenörtischen  Sonderbundes 
(T.  IV.  3),  die  um  so  mehr  zu  einer  Klärung  und  Verständi- 
gung drängte,  als  im  Aus^  und  Inland  seit  Jahren  geflissen 
die  Ansicht  verfochten  wurde,  dass  keine  Mehrheit  der  Stände 
befugt  sei,  eine  Änderung  des  Bundesvertrages  ins  Werk  zu 
setzen,  und  die  festländischen  Mächte  ungescheut  für  die  sieben 
Kantone  Partei  nahmen.  Infolge  einer  besondern  Erörterung 
über  diese  Lage  beschlossen  am  16.  August  1S47  dreizehn 
Stände,  eine  Kommission  zu  bestellen,  die  über  den  Umfang 
der  Revision  und  das  einzuschlagende  Verfahren  ein  neues 
Gutachten  erstatten  sollte. 

(4.)  Die  Gründung  des  Bundesstaates. 

Der  Mehrheitsbeschluss  der  Tagsatzung,  den  Sonderbund 
aufzulösen  (20.  Juli  1847),  bewirkte  indessen  eine  Spannung» 
welche  eine  solche  Arbeit  nicht  begünstigte,  wesshalb  dieselbe 
Monate  lang  ruhte;  doch  brachte  dieser  Aufschub  der  Sache 
eher  Gewinn  als  Nachtheil.  Die  politische  Lage  beschäftigte 
einstweilen  alle  regsameren  Köpfe  und  nöthigte  sie,  für  die 
Krisis,  den  hier  gefürchteten,  dort  als  unvermeidlich  betrach- 
teten Bürgerkrieg,  eine  für  beide  Parteien  erspriessliche  Lösung 
zu  suchen.  Die  Einen  betrieben  noch  —  im  Stillen  zwar  — 
eine  Vermittlung,  die  wenigstens  zeitweise  den  Frieden  sichern 
sollte,  vermochten  aber  sich  selbst  nicht  völlig  zu  verständi- 
gen und  nmssten  endlich  den  Dingen  um  so  mehr  ihren  Lauf 
lassen,  als  die  Häupter  des  Sonderbundes  blos  durch  Schroff- 
heit  und  Schrecken  sich   zu   behaupten  hofften,   während  sie 


*)  Ale  Verfasser  ist  Peter  Konradin  v.  Planta  zu  betrachten. 

♦*)  Auszüge  der  erwähnten  Studien  enthält  Hilty's  Jahrbuch  1891  (Art- 
Zeitschriften). 
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von  fremden  Einbläsern  getäuscht  wurden*).  So  gestaltete 
sich  das  diplomatische  wie  das  militärische  Spiel  zu  Gunsten 
der  Andern,  die  nicht  nur  den  Sonderbund  sprengen  und  da- 
mit einen  Herd  feindseligen  Widerstandes  und  unpatriotischen 
Treibens  vernichten,  sondern  eine  bessere  Organisation  der 
Eidgenossenschaft  herbeiführen  wollten.  Der  rasche  Sieg  der 
eidg.  Armee,  der  auch  politisch  konservative  Männer  sich  an- 
geschlossen hatten  (13.— 25.  Nov.  1847),  gab  der  Mehrheit  auch 
den  wünschbaren  Halt  gegenüber  den  reaktionären  Gross- 
mächten, die  nach  dem  Entscheid  der  Waffen  mit  drohenden 
Noten  anrückten**),  und  führte  die  überwundenen  Stände  in 
die  Tagsatzung  zurück,  was  eine  Erweiterung  der  Revisions- 
kommission (auf  23  Mitglieder)  zur  Folge  hatte. 

Am  17.  Februar  1848  machte  sich  diese  an  ihre  Aufgabe 
und  führte  sie  bis  8.  April  in  gründlichen  Verhandlungen  zu 
Ende.***)  Von  Kern  wird  uns  verrathen,  dass  er  die  Redak- 
tion des  Verfassungstextes,  Druey  dagegen  die  Bearbeitung 
des  bezüglichen  Berichts  an  die  Eantonsbehörden  übernom- 
men habe. 


*)  Neben  einer  fast  Qberreichen  Literatur  ober  diese  Zeit  sind  doch 
etliche  neuere  Publikationen  besonders  zu  beachten,  soBluntschli^s  Denk- 
würdiges aus  m.  Leben  (I.  Bd.),  und  Briefe  desselben  an  £d.  B  lösch  u.  A. 
die  zur  Bildung  einer  eidg.  Vermittlung^partei  spornten,  gedruckt  (neben 
Zugehörigem)  in  Hilty*s  Jahrbuch  XI,  136  ff.  Die  dort  beiläufig  erwähnte 
Denkschrift  von  Bluntschli,  die  sein  eidg.  Sjsiem  erkennen  lässt,  ist  dann 
im  XIH.  Band  desselben  Jahrbuchs  mitgetheiit  worden.  Ferner  sind  zu  er- 
wähnen etliche  Hefte  von  Joh.  Dierauers  «St.  Gallische  Analekten»,  die 
manches  Intimere  bieten.  Weniger  ergiebig  sind  J.  E.  Kerns  «politische 
Erinnerungen  ». 

**)  Die  Abfertigung  der  Note  vom  18.  Januar  1848,  eines  unserer  werth- 
▼oUsten  AktenstQcke,  ist  im  Abschied  von  1847,  Th.  II.  p.  190—94,  zu  finden. 

***)  An  offiziellen  Druckwerken  sind  folgende  zu  verzeichnen: 

la)  Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  am  16.  Aug.  1847  durch 
die  hohe  eidg.  Tagsatzung  mit  der  Revision  des  ßundesvertrags  vom  7.  Aug. 
1815  beauftragten  Kommission.  (Yerfasst  von  Kanzler  Schiess.)  Circa  200  S. 
40.    S.  194-205  Entwurf  vom  8.  April. 

Ib)  Protocole  des  d^lib^rations  de  la  Commission  charg^e  le  16  Aoüt 

1847,  etc.  —  215  pp.  in-4«.    Pp.  199—215    Projet  de   Constitution  föderale. 
2a)  Bericht  über  den  Entwurf  einer  Bundesverfassung  vom  8.  April 

1848,  erstattet  von  der  ...  Revisionskommission.  —  88  S.  8>.  —  Dat.  26- 
April.  —  Mit  Nachschrift  zur  Ergänzung  des  Verfassungstextes. 

2  b)  Rapport  etc.  etc.  86  pp.  in  -8®. 

3)  Französischer  Entwurf  der  Verfassung ...    89  pp.  in-8^ 

8 
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Eiuer  einlässlichen  Darstellung  muss  vorbehalten  werden, 
die  Beurtheilungen  anzuführen  und  zu  würdigen,  welche  der 
neue  Entwurf  in  den  verschiedenen  Kantonen  und  Parteien  er- 
fuhr; neben  Zeitungen  und  Flugblättern  sind  dann  auch  Privat- 
briefe, die  freilich  bisher  nicht  in  grosser  Zahl  bekannt  ge- 
worden, zu  benutzen;  als  Beispiel  mögen  solche  von  J.  J. 
Blumer  (Glarus)  an  Apli  (St.  Gall.  Analekten  IX)  erwähnt  sein, 
welche  u.  a.  erkennen  lassen,  wie  wenig  noch  die  Grundzüge 
der  erstrebten  neuen  Ordnung  selbst  in  gut  orientirten  Köpfen 
fixirt  waren.  Die  Verschiedenheit  der  Standpunkte  und  Inter- 
essen offenbarten  denn  auch  die  Instruktionen  der  Stände ^ 
die  eine  zweimalige  Berathung  über  den  Entwurf  erforderten 
(vom  15,  Mai  bis  10.  Juni;  dann  13.  bis  27.  Juni).  Der  be- 
zügliche «Abschied»  enthält  in  der  deutschen  Ausgabe  (1847, 
Bd.  IV.  34  if.)  254,  in  der  französischen  549  Seiten  in-Folio.*) 
Die  erzielten  Abänderungen  sind  aus  der  Vergleichung  der 
Texte  ersichtlich ;  im  Ganzen  wurden  jedoch  die  sorgfältig  be- 
arbeiteten Grundlagen  festgehalten.**) 

Nur  ein  Punkt  soll  hier  herausgehoben  werden,  weil  dar- 
über später  (namentlich  1879  —  80)  viel  gestritten,  in  einer 
wichtigen  Frage  allzu  leicht  über  den  wahren  Sachverhalt  hin- 
weggegangen und  mit  Hochdruck  eine  geschichtlich  unhaltbare 
Ansicht  durchgesetzt  wurde.  Am  10.  Juni  war  nämlich  der 
Abschnitt  über  die  Revision  der  neuen  Bundesverfassung  an 
der  Tagesordnung.  Von  Baselstadt  wurde  beantragt,  zu  er- 
klären, dass  die  BVerfassung  jederzeit  ganz  oder  theil- 
weise  revidirt  werden  könne,  —  mit  der  Begründung,  dass 
in  gewöhnlichen  Zeiten  eine  Partialrevision  zweckmässiger  sei 
als  eine  Totalrevision.  Nur  8  Stimmen  waren  dafür  zu  finden ; 
es  wurde  aber  zu  Protokoll  erklärt,  «dass  die  Mehrheit 
zu  dem  von  der  Gesandtschaft  des  Kantons  Baselstadt  gestellten 


*}  Eine  gedrängte   Skizze  des  Verlaufs  gibt  das  Repertor.  I.  389  —92. 
**)  Zu  bemerken  sind  hiebei  noch  zwei  amtliche  Vorarbeiten: 

1)  Überaichtliche  Zusammenstellung  der  Instruktionen  der  Stände  hin- 
sichtlich der  materielle  Fragen  beschlagenden  Artikel  18—38  des  . . .  Ent- 
wurfes.   Deutsch  14  S.  Fol.,  französisch  31  S.  Fol. 

2)  Vorschläge  der  am  20.  Mai  1848  von  der  Tagsatzung  zu  näherer 
Pröfung  der  im  Bundesentwurf  enthaltenen  Artikel  über  die  finanziellen 
Verhältnisse  oder  der  sog.  materiellen  Fragen  niedergesetzten  Kommission. 
Deutsch  5  S.  Fol.,  französisch  8  S.  Fol. 
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Amendement  lediglich  aus  dem  Grunde  nicht  gestimmt 
habe,  weil  sie  der  Ansicht  gewesen,  dass  eine  blos  theil- 
weise  Revision  des  Bundesvertrags  ebenso  gut  und  zu 
jeder  Zeit  unter  den  nämlichen  Bedingungen  vorge- 
nommen werden  könne  wie  eine  Totalrevision.»  (Absch. 
1847,  Bd.  IV,  S.  158.) 

Viel  grössere  Differenzen  waren  übrigens  bis  zum  letzten 
Punkt  des  Revisionsgeschäfts  zu  überwinden.  In  der  Tag- 
satzung erklärten  sich  blos  13  Stimmen  ohne  Klauseln  für  die 
bereinigte  Bundesakte ;  die  übrigen  Botschaften  behielten  sich 
den  Entscheid  ihrer  Kommittenten  vor.  In  Anbetracht  der  po- 
litischen Verhältnisse  im  Ausland  empfand  wenigstens  die 
Mehrheit  das  Bedürfnis,  die  Abstimmung  der  Kantone  so  bald 
irgend  thunlich  zu  veranlassen;  bis  1.  September  sollten  sie 
sich  über  Annahme  oder  Verwerfung  bestimmt  erklärt  haben, 
(was  u.  a.  Tessin  versäumte).  Die  eingelangten  Verbalien  etc. 
wurden  dann  einer  Kommission  überwiesen,  die  über  das  Er- 
gebnis Bericht  erstatten  und  entsprechende  Anträge  über  die 
Einführung  entwerfen  sollte.  Als  annehmend  erschienen  157« 
Stände;  für  Verwerfung  hatten  sich  blos  Uri,  Schwyz,  Unter- 
waiden, Zug,  Tessin,  Wallis  und  Appenzell  I.  R.  ausgesprochen; 
doch  Hessen  sie  hoffen,  trotz  politischen  und  konfessionellen 
Bedenken,  dass  sie  der  Durchführung  der  neuen  Bundesakte 
sich  nicht  widersetzen  würden.  Infolge  dieser  günstigen  Sach- 
lage wurde  am  12.  September  ein  feierlicher  Beschluss  über 
die  Annahme  der  Bundesverfassung  ausgefertigt  und  prokla- 
niirt  (T.  S.  301  —  3).  Daran  schlössen  sich  Verordnungen  für  die 
Bestellung  neuer  Bundesbehörden,  und  am  22.  Sept.  ging  die 
Tag&atzung  auseinander;  —  schon  am  6.  November  war  sie 
samt  den  Vororten  durch  die  verfassungsmässige  « Bundes- 
versammlung »  ersetzt. 

Am  Schlüsse  einer  Erzählung,  die  so  viel  Widriges  zu 
berühren  hatte,  liegt  es  nahe,  das  endlich  Erreichte  mit  frü- 
heren Gebilden  zu  vergleichen  und  dadurch  dessen  Werth  um 
so  vielseitiger  zu  bestimmen.  Eine  solche  Erörterung,  die  von 
verschiedenen  Gesichtspunkten  ausgehen  sollte,  damit  nichts 
übersehen  würde,  dürfte  aber  mehr  Raum  erfordern,  als  hier 
zu  Gebote  steht;  man  beschränkt  sich  daher  auf  einige  Be- 
merkungen, zumal  der  nächstfolgende  Abschnitt  etliche  Mo- 
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mente  in  Betracht  zieht  und  die  weitere  Entwicklung  des 
Bundesstaates  die  für  einmal  nicht  befriedigten  Wünsche  ge- 
nügend hervortreten  lässt. 

Dass  die  Verfassung  von  1848  von  dem  Fünfzehner-Bund 
noch  einige  Beste  übernahm,  ist  zu  augenfällig,  um  eines  Nach- 
weises oder  einer  besondern  Erklärung  zu  bedürfen;  sie  bildete 
eben  eine  Vermittlung  zwischen  Extremen;  da  sich  das  eine 
als  unhaltbar  erzeigt  hatte,  so  musste  sich  dieselbe  dem  an- 
dern nähern,  wobei  um  so  mehr  Mässigung  zu  beobachten  war, 
als  auch  bundesfreundlich  gesinnte  Politiker,  aus  theoretischen 
oder  praktischen,  namentlich  ökonomischen  Gründen,  den  Kan- 
tonen nicht  mehr  Befugnisse  entziehen  wollten,  als  nöthig 
schien,  um  eine  wirkungsfähige  Bundesgewalt  zu  schaffen.  So 
blieben  denn  noch  manche  Ungleichheiten  in  Niederlassung. 
Verkehr,  Rechtsschutz,  politischer  Freiheit  etc.  zurück,  die 
erst  nach  längerer  Erfahrung  beseitigt  werden  konnten.  Von 
den  Entwürfen  der  dreissiger  Jahre,  die  so  viele  gute  Gedanken 
bergen,  unterscheidet  sich  aber  das  Werk  von  1848  am  schärfsten 
durch  die  Aufnahme  einer  doppelten  Vertretung,  m.  a.  W.  das 
Zweikammer-System,  das  anfänglich  mancherlei  Bedenken  er- 
regte, aber  sich  rasch  einlebte,  so  dass  die  Besorgnis,  dass  die 
kleinern  Kantone  verkürzt  würden,  keine  Nahrung  fand  und 
eine  Abschwächung  der  Proportion  in  der  Bestellung  des  Na- 
tionalraths  entbehrlich  war.  Die  Souveränetät  der  Gesamt- 
heit, die  derjenigen  der  Glieder  wenigstens  theilweise  über- 
geordnet wurde;  das  daraus  fliessende  Schweizerbürgerrecht, 
das  zwar  auf  die  freie  Ausübung  politischer  Rechte  in  eidge- 
nössischen Dingen  beschränkt  blieb,  und  die  von  vornherein 
der  Bundesgesetzgebung  zugewiesenen  Aufgaben  erhoben 
übrigens  die  neue  Ordnung  bald  über  mancherlei  Zweifel  und 
Anfechtungen.  Vergessen  wir  dabei  nicht,  dass  eine  glück- 
liche Bestellung  des  Bundesrathes  viel  zur  Bewährung  der  er- 
strittenen  Formen  beitrug,  und  die  von  der  Februarrevolution 
und  den  «  Märztagen »  bewirkte  Erschütterung  der  reaktio- 
nären Grossmächte  der  Schweiz  einige  Müsse  zur  Beruhigung 
und  Erstarkung  verschaffte. 

Auf  die  Schöpfungen  der  ersten  Jahre,  die  so  enge  mit 
der  Verfassung  verwachsen  waren,  dass  man  versucht  ist,  sie 
gleichsam  als  Anhänge  zu  betrachten,  können  wir  nicht  ein- 
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gehen ;  dagegen  sollen  hier  etliche  Schriften  erwähnt  sein,  die 
unsere  Arbeit  ergänzen. 

Die  juridischen  Schwierigkeiten  des  Übergangs  vom  Ver- 
tragsbund zum  Bundesstaat  besprach  jüngst  noch  Prof.  Fr. 
Fl  einer  in  seiner  Broschüre  über  «  Die  Gründung  des  Schweiz. 
Bundesstaates»,  (1898);  die  Kämpfe  und  Leistungen  der  ersten 
Jahrzehnde  seit  1848  schildert  als  Theilnehmer  Peyer  im 
Hof  in  seinen  «Erinnerungen»  (1900),  in  ebenso  anregender 
Weise;  ein  weniger  freundliches  Bild,  das  indess  nicht  ver- 
gessen sein  soll,  gab  schon  1851  Jakob  Baumgartner  in 
seinem  « Schweizerspiegel ».  Mit  Fug  darf  man  endlich  be- 
merken, dass  mehrere  wissenschaftliche  Unternehmungen  über 
Schweiz.  Staatsrecht  —  von  S.  Kaiser,  6.  Vogt,  J.  J.  Blumer, 
üllmer  —  einen  festen  Bestand  der  erneuerten  Eidgenossen- 
schaft voraussetzten  und  deren  ruhige  Entwicklung  ins  Auge 
fassten. 


V.  Periode*) 


(I.  2.)  Die  Bundesverfassung  von  1848  und  die  ersten  Abänderungs- 
versuche. 

Durch  die  Verfassung  von  1848  wurde  neuerdings  der 
Versuch  gemacht,  die  Völkerschaften  der  Kantone  zu  einer 
«Nation»  zu  verbinden  und  dieser  Vereinigung  im  National- 
rath  ein  Organ  zu  geben.  Die  Berechtigung  der  Kantone  zu 
einer  besondern  Vertretung  betrachte  ich**)  blos  als  ein  Zuge- 
ständnis an  das  geschichtliche  Herkommen.  Um  so  wichtiger 
finde  ich  die  Befugnisse  der  Bundesgesetzgebung,  die  als  solche 
in  thesi  von  den  Kantonen  unabhängig  dasteht. 

Im  Hinblick  auf  die  Ereignisse,  welche  die  Entstehung 
des  Bundesvertrages  von  1815  beinahe  verhinderten,  und  auf 
diejenigen,  die  dessen  Zerreissung  befördert  haben,  ist  es  von 
wesentlicher  Bedeutung»  dass  besondere  Bündnisse  und  Ver- 
träge politischen  Inhaltes  den  Kantonen  schlechthin  untersagt 
sind.  Nur  der  Wille  des  Schweizervolkes  hat  rechtskräftigen 
Bestand,  selbst  wenn  er  zur  Vernichtung  eines  einzelnen  Theiles 
führen  müsste.  Im  Zusammenhang  mit  meiner  Bearbeitung 
der  Verfassung  von  1848***)  muss  die  Beseitigung  von  Sonder- 
bündnissen und  Sezessionen  die  bundesrechtliche  Ein- 
heit der  Schweiz  genannt  werden. 

Dass  nun  auch  die  völkerrechtliche  Einheit  be- 
gründet war,   kann  durch  mehrere  Bestimmungen  positiv  er- 


*)  Für  das  Folgende  wird  soweit  thunlich  das  Manuscript  von  S.  K. 
za  Grunde  gelegt. 

'  **)  S.  Kaiser,  der  diese  Vertretung  mit  dem  Begriff  des  Bundesstaats 

nicht  recht  vereinbar  fand. 

***)  In  Bd.  11  der  Allgem.  Beschreibung  und  Statistik  der  Schweiz, 
hgg.  von  Max  Wirth,  (1878),  besprach  S.  E.  die  Bundesverfassung  von  1848 
und  die  Abänderungsvorschläge  bis  1872,  auf  welche  Darstellung  (S.  553 
bis  602)  verwiesen  werden  muss.  Die  Vert'assuDg  selbst  wurde  nach  drei 
Gesichtspunkten  erörtert:  1)  Rechte  und  Stellung  des  Bundes;  2)  die  indi- 
viduellen Rechte  der  Schweizerbürger;  3)  die  Organisation  der  Bundesbe- 
hörden. 
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wiesen  werden.  Der  Bund  ist  der  alleinige  Repräsentant  der 
Eidgenossenschaft  gegenüber  den  auswärtigen  Staaten.  Wenn 
auch  den  Kantonen  die  Befugnis  eingeräumt  ist,  über  Gegen- 
stände der  Staatswirthschaft,  des  nachbarlichen  Verkehrs  und 
der  Polizei  mit  dem  Ausland  Verträge  zu  schliessen,  so  hat  doch 
der  Bund  allein  das  Recht  zu  diplomatischem  Verkehr  mit 
auswärtigen  Staaten  und  die  Befugnis,  Verträge  einzugehen, 
Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliessen.  Die  völker- 
rechtliche Einheit  ist  auch  begründet  durch  die  Zentralisation 
der  Posten  und  der  Berechtigungen  im  Zollwesen.  Auf  diese 
Einheit  ist  um  so  mehr  Gewicht  zu  legen,  als  man  vor  und 
nach  der  Helvetik  nur  zu  oft  der  Erscheinung  begegnet,  dass 
einzelne  Kantone  mit  fremden  Staaten  in  Verkehr  treten  und 
dabei  die  andern  Kantone  ignoriren.'*') 

Die  Unparteilichkeit ,  die  man  von  einem  Geschichts- 
schreiber verlangt ,  gebietet  mir  zu  sagen ,  dass  die  Ver- 
fassung von  1848  auch  Gegner  hatte,  die  heutzutage  freilich 
weniger  zahlreich  sind  als  unmittelbar  nach  ihrer  Entste- 
hung. In  der  oben  erwähnten  Bearbeitung  sind  drei  Klassen 
von  Gegnern  bezeichnet:  die  grundsätzlichen  Anhänger  des 
Vertrages  von  1815  sowie  die  Parteigänger  der  aufgelösten 
Sonderbundsregenten;  die  Bedenklichen,  die  an  ein  Gedeihen 
der  Schöpfung  von  1848  nicht  glauben  wollten;  endlich  die 
Indifferenten,  deren  jedes  Land  aufzuweisen  hat.  Nichtsdesto- 
weniger lebte  sich  die  Verfassung  ruhig  ein ;  es  bedurfte  eines 
starken  Anstosses,  um  für  die  Revision  einzelner  Bestimmungen 
offene  Freunde  zu  finden. 

*)  Aaf  die  von  dem  Bundesrath  in  den  ersten  Jahren  seiner  Existenz 
bewältigten  diplomatischen  Schwierigkeiten  Hess  S.  K.  sich  nicht  ein;  den- 
noch darf  hier  erinnert  werden  an  Verhandlungen  mit  Sardinien,  ver- 
schiedenen deut-schen  Regierungen,  Frankreich  und  Österreich,  die  theil- 
weise  mit  militärischen  Massregeln  verbunden  werden  mussten.  Weiterhin 
fallen  in  Betracht  die  Verwicklungen  'mit  Preussen  infolge  des  Royalisten- 
Putsches  in  Neuenburg  (1.  Sept.  1856)  und  mit  Frankreich  wegen  politischer 
Flüchtlinge  (1857)  und  der  «  Savoyerfrage  »  (1860).  wogegen  die  Auseinander- 
setznog  über  das  Dappenthal  sich  in  friedlichen  Bahnen  erledigte.  Wie  durch 
mehrere  dieser  Oeschäfte  die  Verträge  von  1814—15,  resp.  die  Rechte  der 
Schweiz  theila  gesichert,  theils  get'ätirdet  wurden,  zeigen  —  neben  den  Be- 
richten des  Bundesraths,  Minister  Kern' sc  politische  Erinnerungen»  (deutsche 
Ausgabe  S.  93-139;  147-49,  150—77). 
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All  sich  liegt  die  Triebfeder  zur  Revision  einer  Verfassung 
gewöhnlich  in  dieser  selbst,  besonders  wenn  sie  den  Zuständen 
einer  gegebenen  Zeit  zu  sehr  Rechnung  getragen  hat.  Eine 
solche  erweist  sich  eben  bald  als  ungenügend.  Ausserdem 
erzeugen  neue  Verhältnisse  eine  fortwährend  wirkende  und 
treibende  Kraft.  Solche  neue  Verhältnisse  schufen  die  Eisen- 
bahnen und  Telegraphen,  für  welche  zunächst  die  Bundes- 
gesetzgebung die  rechtliche  Grundlage  schaffen  musste.  In 
Gemeinschaft  mit  diesen  neuen  Faktoren  wirkte  ein  anderer, 
der  zwar  in  der  Verfassung  vorgesehen  war,  jedoch  erst  all- 
mälig  eine  vollständige  Entwicklung  erhalten  konnte ;  ich 
meine  das  Recht  der  freien  Niederlassung  für  alle  Schweizer- 
bürger christlicher  Konfession. 

In  der  That  sind  es  die  Niederlassungsverhältnisse  gewesen, 
welche  den  wirksamsten  Anstoss  zu  einer  Revision  gegeben 
haben.  Der  Kanzler  Schiess  leitet  das  offizielle  Protokoll  der 
bezüglichen  Verhandlungen  mit  folgenden  Worten  ein: 

Die  am  30.  Juni  1864  mit  Frankreich  abgeschlossenen  Verträge 
über  Handelsverhältnisse,  Niederlassung,  Schutz  des  geistigen  Eigen- 
thums,  über  nachbarliche  Verhältnisse  und  Beaufsichtigung  der  Grenz- 
waldungen  und  die  Verhältnisse  gegenüber  der  Landschaft  Gex  hatten 
auch  die  französischen  Israeliten  aller  Recht swohlthaten  theilhaftig 
gemacht,  welche  an  jene  Verträge  überhaupt  sich  knüpfen  ;  nament- 
lich sollten  dieselben  auch  vom  Rechte  der  freien  Niederlassung  un- 
gehinderten Gebrauch  machen  könnnen. 

Durch  diese  Bestimmung  war  mit  der  Bundesverfassung  insofern 
ein  Widersprach  zu  Tage  getreten,  als  der  Art.  41  dieser  letztern 
die  freie  Niederlassung  nur  den  Schweizern  christlicher  Konfession 
gewährleistet,  und  als  der  Art.  48  die  Kantone  verpflichtet,  wieder 
nur  die  Bürger  anderer  Kantone,  sofern  sie  den  christlichen  Kon- 
fessionen angehören,  in  der  Gesetzgebung  sowohl  als  im  gerichtlichen 
Verfahren  den  eigenen  Kantonsbürgern  gleich  zu  halten. 

Die  öffentliche  Meinung  sprach  sich  bald  ziemlich  allgemein  da- 
für aus,  dass  die  schweizerischen  Israeliten  unmöglich  schlechter  ge- 
halten werden  dürfen  als  die  französischen,  und  dass  daher  eine  Ver- 
besserung der  Bundesverfassung  nach  dieser  Seite  hin  unvermeidlich 
sei.  Als  dann  am  30.  Sept.  1864  die  französischen  Verträge  die 
Genehmigung  erhielten,  so  wurde  der  Bundesrath  von  der  Bundes- 
versammlung gleichen  Tags  eingeladen,   so  bald  als  möglich  Bericht 
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und  Antrag  yorzalegea  zu  dem  Zwecke,  die  in  den  Art.  41  und  48 
der  Verfassung  gewährleisteten  Rechte  vom  Glaubensbekenntnisse  der 
Bürger  unabhängig  zu  machen. 

Mit  Botschaft  vom  1.  Juli  1865  kam  der  Bundesrath  dem 
ihm  ertheilten  Auftrage  nach,  und  zwar  mit  einigen  weiteren 
Vorschlägen ;  von  zehn  Punkten  die  er  beleuchtete  beschlagen 
fünf  direkt  die  Stellung  der  Niedergelassenen.  Die 
Niederlassung  sollte  nicht  mehr  abhängig  sein  vom  Glaubens- 
bekenntnis, der  Schweizerbiirger  dem  Kantonsbürger  in  Ge- 
setzgebung und  Gerichtsverfahren  gleichgehalten,  der  erst 
naturalisirte  von  diesen  Rechten  nicht  ausgeschlossen,  das 
Stimmrecht  in  Gemeindssachen  durch  einen  Aufenthalt  von 
höchstens  drei  Jahren  erlangt  und  Doppelbesteuerung  verwehrt 
werden.  Indirekt  zählt  hieher  das  Postulat  freier  Gewerbs- 
ausübung. Sodann  forderte  der  Bundesrath  Freiheit  des  Gottes- 
dienstes für  alle  Religionsgenossenschaften,  für  den  Bund  aber 
die  Befugnis,  von  sich  aus  das  Mass-  und  Gewichtssystem 
festzusetzen,  ein  Handels-  und  Verkehrsgesetz  zu  erlassen  und 
das  litterarische,  künstlerische  und  industrielle  Eigenthum  durch 
gesetzliche  Vorschriften  zu  schützen.  Die  Bundesversammlung 
trat  unverweilt  auf  diese  Anregungen  ein,  bestellte  Kom- 
missionen und  beschloss,  der  Sache  eine  ausserordentliche 
Session  zu  widmen.  Bis  19.  Nov.  war  eine  Einigung  über 
neun  Revisionspunkte  erzielt,  die  nun  an  das  Volk  ge- 
langten. Von  veränderten  Redaktionen  abgesehen,  waren  die 
meisten  Anträge  des  Bundesrathes  adoptirt,  z.  Th.  erweitert; 
ganz  neu  zwei  Vorschläge  (zu  Art.  54) :  Von  Bundes  wegen 
einzelne  Strafarten  als  unzulässig  zu  erklären,*)  und  (zu  Art. 
59)  den  Betrieb  von  Lotterie-  und  Hasardspielen  gesetzlich 
zu  verhindern.  Über  jeden  Punkt  war  besonders  zu  votiren. 
Das  Ergebnis  der  Abstimmung  vom  14.  Jan.  1866  war  ein 
höchst  bescheidenes,  indem  nur  kleine  Änderungen  m  Art.  41 
und  48  (T.  V.  2)  die  Mehrheit  des  Volkes  und  zugleich  der 
Stände  erhielten**). 


*)  Darin  wirkten  anstöasige  Vorkommnisse  in  Uri  etc.  nach. 

**)  Eine  Zusammenstellung  der  Resultate  gab  Kanzler  Schiess  in  dem 
mehrfach  zu  zitirenden  Verhandlungsprotokoll  für  1871 — 72 ;  Einleitung  p. 
VIII  und  IX. 


*.> 
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3.  Die  Revisionsbewegung  von  1871—72. 

Mit  der  Annahme  der  modifizirten  Artikel  41  und  48  der 
Verfassung  von  1848  war  das  treibende  Moment  der  Nieder- 
lassungs Verhältnisse  befriedigt  und  gehoben.  Die  weiteren 
Motive  wirkten  aber  fort,  und  es  traten  noch  neuere  hinzu, 
welche  den  Anstoss  zu  einer  Revision  verstärkten.  Dieselben 
lassen  sich  in  zwei  Gruppen  klassifiziren ;  sie  gingen  theils 
aus  den  innern  Verhältnissen,  theils  aus  Ereignissen  im  Aus- 
land hervor. 

Im  inneren  Leben  trat  eine  Materie  in  den  Vordergrund, 
die  bei  den  bisherigen  Berathungen  über  Verfassungsreformen 
fast  gar  nicht  berührt  worden  war:  es  sind  die  manigfaltigen 
Verhältnisse  des  Privatrechtes.  Dieselben  boten  nämlich  An- 
lass  zu  einer  Menge  von  Rekursen,  welche  im  Schoss  der 
Bundesversammlung  zu  entscheiden  waren.  Unzweifelhaft  lag 
der  Entscheidungsgrund  wiederum  im  Niederlassungswesen ;  die 
Erfahrung  drängte  mehr  und  mehr  zu  einer  Änderung  der 
Verfassung,  imd  zwar  in  zwei  Richtungen.  Die  eine  lässt  sich 
mit  den  Worten  Erweiterung  und  Reorganisation  des  Bundes- 
gerichtes bezeichnen,  indem  sowohl  innerhalb  als  ausserhalb 
der  eidg.  Räthe  gewichtige  Stimmen  sich  erhoben,  welche  einen 
grossen  Theil  der  erwähnten  Rekurse  nicht  von  den  politischen 
Behörden  entscheiden  lassen  wollten.  Die  zweite  Richtung 
zielte  in  der  Behandlung  der  Rekurse  auf  eine  Gleichförmig- 
keit des  materiellen  Rechtes.  Es  wurde  nun  der  Vorschlag 
zu  einer  Revision  der  Verfassung  gemacht,  weil  die  Versuche 
auf  dem  Wege  von  Konkordats- Verhandlungen  zwischen  den 
Kantonen  erfolglos  blieben.  Betrachtungen  darüber  führten 
im  Schosse  des  Schweiz.  Juristenvereins  zu  einlässlichen  Er- 
örterungen; die  Folge  war  eine  Petition  an  die  Bundesver- 
sammlung um  Vornahme  einer  Revison  (Nov.  18G8).  Auf  ein 
besonderes  Verhältnis,  nämlich  das  Recht  der  Eheschliessung, 
das  einen  sehr  starken  Anstoss  gab,  werde  ich  im  Verlaufe 
dieser  Erzählung  zurückkommen. 

Zunächst  ist  noch  einer  weiteren  treibenden  Kraft  zu  ge- 
denken; ich  meine  den  Umschwung  in  den  Kantonen  Zürich 
und  Thurgau  im  Sinne  rein  demokratischer  Einrichtungen, 
welcher  bald  in  einige  andere  Kantone  seine  Wellen  warf. 
Diese  Vorgänge  sind   aus   dem  besondern  Grund  erwähnens- 
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werth,  weil  nach  den  berührten  zivilrechtlichen  Fragen  die 
im  Schosse  des  Parlamentes  stärker  gewirkt  haben  mögen 
als  ausserhalb,  die  Befürwortung  einer  Revision  am  lebhaftesten 
von  Seite  der  neuen  demokratischen  Partei  ausgegangen  ist. 
Es  war  nun  nicht  mehr  die  Bundesversammlung  allein,  wo 
die  Revision  besprochen  wurde,  sondern  sie  fand  auch  ausser- 
halb derselben  kräftige  Vertheidiger.  *) 

Über  den  Umfang,  welchen  die  Rechtseinheit  oder,  richtiger 
gesprochen,  die  Gleichförmigkeit  der  Gesetzgebungen  auf  dem 
Gebiete  des  Zivilrechts  erreichen  könnte,  sowie  über  den 
Einfluss,  welcher  demokratischen  Einrichtungen  zu  gewähren 
sei,  konnte  man  um  so  mehr  verschiedener  Ansicht  sein,  als 
mit  denselben  über  die  Grenzen  der  Kantonsgebiete  hinaus  ge- 
gangen wurde.  Der  Schweizerbürger  sollte  ohne  Rücksicht 
auf  den  Kanton,  wo  er  heimatberechtigt  war,  oder  auf  den- 
jenigen, in  dem  er  sich  niedergelassen  hatte,  den  Einwirkungen 
dieser  Kantone  entzogen  und  der  gleichen  Gesetzgebung  von 
Bundes  wegen  unterstellt  werden.  Auch  sollte  seine  Stimme 
für  die  Einrichtungen  und  Kompetenzen  des  Bundes  überall 
die  gleiche  Geltung  haben  resp.  gezählt  werden.  Es  fehlte 
nicht  an  Äusserungen,  welche  diese  Resultate  als  Übergriffe 
auf  das  Recht  der  Kantone  bezeichneten. 

Anders  verhielt  es  sich  mit  den  Anregungen  welche  sich 
aus  den  Beziehungen  zum  Ausland  ergaben.  Durch  die  poli- 
tischen Veränderungen  in  Italien  (1859-61)  und  die  Kriegs- 
ereignisse in  Deutschland  (Sommer  1868)  hatte  sich  gezeigt, 
dass  die  Schweiz  eine  grössere  Wehrfähigkeit  erlangen  müsse. 
Die  Überzeugung  von  dieser  Nothwendigkeit  wurde  eine  stark 
wirkende  Triebfeder  für  die  Revision.  Mit  wenigen  Abweichun- 
gen wurde  allseitig  zugegeben,   dass  die  Macht  des  Bundes 


*)  In  der  Einleitung,  welche  Kanzler  Schiess  dem  gedruckten  Protokolle 
über  die  Verhandlungen  des  National rathes  (vom  6.  November  1871 
an)  vorausgeschickt  hat,  sind  die  verschiedenen  Programme  enthalten» 
welche  die  bei  einer  Revision  zu  erreichenden  Zielpunkte  bestimmt  haben. 
Unter  denselben  findet  sich  dasjenige  einer  sogen,  demokratischen  Ver- 
sammlung, welche  am  31.  Januar  1869  in  ZQrich  gehalten  wurde,  und  das 
die  Nationalräthe  Zangger  und  Bleuler  und  den  Ständerat h  Th.  Ziegler  zu 
Verfassern  hatte.  Fragliche  Einleitung  gibt  eine  ziemlich  genaue  Dar- 
stellung der  parlamentarischen  und  ausserparlamentarifcben  Vorgänge  für 
die  geplante  Revision. 
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grösser  sein  und  alle  wehrfähigen  Bürger  zur  Vertheidigung  des 
Vaterlandes  herbeiziehen  müsse.  Diesen  Anstoss  von  aussen 
verstärkte  noch  im  Laufe  der  ßerathungen  der  Krieg  Deutsch- 
lands gegen  Frankreich  (1870 — 71).  Ein  anderes  Moment,  das 
auch  erst  im  Laufe  der  Kevisionsstudien  eintrat  und  dieselben 
erheblich  beeinflusste,  bildet  die  am  18.  Juli  1870  erfolgte  Ver- 
kündigung des  Unfehlbarkeits  Dogmas  durch  das  vatikanische 
Konzil  in  Rom.  Man  begann  für  die  Aufrechthaltung  des  Frie- 
dens unter  den  Konfessionen  zu  fürchten ;  namentlich  erwartete 
man  in  gewissen  Kreisen  eine  Beeinträchtigung  der  Katholiken. 

Der  Anregungen  zu  einer  umfassenden  Revision  waren 
nach  dieser  Aufzählung  offenbar  genug  vorhanden ;  es  ist  nun 
aber  noch  des  Anstosses  zu  gedenken,  der  den  Stein  ins  Rollen 
gebracht  hat.  Derselbe  lag  im  Gebiete  des  Zivilrechtes  und 
wurde  von  dem  spätem  Bundesrath  Ruchonnet  in  Bewegung 
gesetzt.  L.  Ruchonnet  gehörte  zwar  nicht  zu  den  Freunden 
einer  Revision;  er  glaubte,  einigen  Mängeln  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung  begegnen  zu  können.  Ein  Mangel  schien 
ihm  und  mehreren  Gesinnungsgenossen  in  der  romanischen 
Schweiz  darin  zu  liegen,  dass  deutsche  Kantone  aus  öko- 
nomischen Gründen  die  Eheschliessung  erschwerten ;  er  wollte 
desshalb  infolge  bezüglicher  Beschwerden  den  Bundesrath  ver- 
anlassen, eine  Ehegesetzgebung  von  Bundes  wegen  vorzu- 
schlagen. Ein  Mitglied  des  Nationalrathes,  Rud.  Brunner  von 
Bern,  ging  bei  der  Berathung  hierüber  einen  Schritt  weiter, 
indem  er  den  Bundesrath  beauftragen  wollte,  Bericht  und  An- 
trag zu  bringen,  in  welcher  Weise  die  Bundesverfassung  revidirt 
werden  könne,  um  sowohl  die  Zwecke  der  berührten  Motion 
zu  erreichen  als  überhaupt  die  Bundesverfassung  mit  den  Zeit- 
bedürfnissen in  Einklang  zu  bringen.  Dieser  Antrag  wurde 
am  21.  Dez.  1869  im  Nationalrathe  und  zwei  Tage  darauf  im 
Ständerath  angenommen.  Die  Beschlussfassung  erfolgte  zu 
Ende  der  Dezembersession  der  eidg.  Räthe;  die  materielle 
Berathung  begann  erst  in  der  Sommersession  des  folgenden 
Jahres  oder,  richtiger  gesagt,  erst  im  Herbst  1870,  nachdem 
der  Bundesrath  seine  Vorschläge  festgestellt  und  mit  Botschaft 
vom  17.  Juni  den  Räthen  unterbreitet  hatte.  Die  Kommissionen 
der  Räthe  gingen  auch  jetzt  über  die  Anträge  des  Bundes- 
rathes  hinaus  und  gelangten  zu  einem  Projekt,  das  dann  von 
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der  Bundesversammlung  selbst  noch  erweitert  wurde.  Das- 
selbe trägt  das  Schlussdatum  vom  5.  März  1872.  Bei  der  Ab- 
stimmung des  Volkes,  am  12.  Mai,  wurde  es  aber  verworfen, 
und  zwar  vom  Volke  mit  261,071  Nein  gegen  255,609  Ja,  von 
den  Ständen  mit  dreizehn  gegen  neun.  Die  annehmenden 
Kantone  waren  nach  dem  Resultat  der  Volksabstimmung : 
Zürich,  Bern,  Glarus,  Solothurn,  Basel,  Schäffhausen,  St.  Gallen, 
Aargau,  Thurgau;  —  verworfen  haben  Luzern,  üri,  Schwyz, 
Unterwaiden,  Zug,  Freiburg,  Appenzell,  Graubünden,  Tessin, 
Waat,  Wallis,  Neuenburg,  Genf.  Letztere  sind  demnach  die- 
jenigen des  ehemaligen  Sonderbundes  und  diejenigen  der 
romanischen  Schweiz,  zu  denen  sich  nur  noch  zwei  deutsche 
gesellten.  Alle  erblickten  in  dem  Entwürfe  eine  zu  weit 
gehende  Entwicklung  der  Zentralgewalt. 

Indem  man  auf  die  Textnummer  V.  3  verweist,  sollen  hier 
einige  Punkte  berührt  werden,  in  denen  der  Entwurf  von  1872 
über  das  Grundgesetz  von  1848  hinausging.  Zunächst  soll  die 
Organisation  der  Bundesbehörden  besprochen  werden. 
Durch  die  Einführung  eines  Zusatzes  über  die  erforderliche 
Zustimmung  der  beiden  Räthe  für  die  Gültigkeit  eines  Bundes- 
gesetzes, wodurch  ein  fakultatives  Referendum  eingeführt  wer- 
den sollte,  sowie  durch  die  Aufstellung  eines  neuen  Artikels 
mit  dem  Recht  der  Initiative  für  die  stimmberechtigten 
Schweizerbürger  ist  das  Schweiz.  Volk  zur  höchsten  Staats- 
gewalt erhoben.  Eine  Reorganisation  des  Bundesgerichtes  war 
in  dem  Sinne  vorgeschlagen,  dass  diese  Behörde  zu  einer  stän- 
digen gemacht  werden  konnte;  durch  die  Erweiterung  der 
Kompetenzen  dieses  Gerichtshofes  sind  die  Kantone  resp.  deren 
Behörden  verpflichtet  worden,  auch  den  Privaten  und  Korpo- 
rationen vor  Bundesgericht  zu  folgen  und  sich  ein  Beschwerde- 
recht der  Bürger  gefallen  zu  lassen.  Nach  der  Ansicht  des 
Verfassers  kann  bei  der  Verpflichtung  der  Kantone,  dem  ein- 
zelnen Bürger  vor  Gericht  Rede  zu  stehen,  von  einer  vollen 
Souveränetät  der  Kantone  keine  Rede  mehr  sein. 

Durch  die  Vorschriften  über  die  individuellen  Rechte  der 
Bürger  hat  bereits  die  Verfassung  von  1848  die  einzelnen  Per- 
sonen der  Botmässigkeit  der  Kantone  gewissermassen  ent- 
zogen und  dieselben  unter  den  Schutz  des  Bundes  gestellt. 
Durch  den  Entwurf  von  1872  sind  diese  individuellen  Rechte 
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noch  erweitert  und  der  Schutz  des  Bundes  noch  wirksamer 
gemacht.  Letzteres  war  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Nieder- 
lassungsrechtes zu  Gunsten  der  Aufenthalter  der  Fall,  welche 
bisanhin  der  Machtvollkommenheit  der  Kantone  unterstellt 
waren. 

In  Glaubenssachen  wurde  jetzt  der  einzelne  Bürger,  nicht 
nur  die  Konfessionsgemeinschaft,  welcher  er  angehörte,  ge- 
schützt. Es  kann  als  selbstverständlich  betrachtet  werden, 
dass  das  Recht  der  Eheschliessung,  welches  einen  starken  An- 
stoss  zur  Revision  gegeben  hatte,  im  Sinne  der  persönlichen 
Freiheit  und  der  Gleichheit  der  Schweizerbürger  in  die  Ver- 
fassung eingeführt  und  unter  den  Schutz  des  Bundes  gestellt 
worden  ist. 

Die  berührten  Änderungen  in  Betreff  von  Bundesbehörden 
und  die  Stärkung  der  individuellen  Rechte  sind  als  eine  Erwei- 
terung der  Bundesgewalt  und  eine  Kräftigung  des  Bundesstaates, 
folglich  als  eine  Unterordnung  der  Kantone  anzusehen.  Der 
Schweizerbund  ist  damit  auf  Grundlagen  gestellt,  welche  der 
Vertrag  von  1815  nicht  kannte,  und  die  uns  in  die  ersten 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts,  nach  dem  Sturze  des  Directo- 
riums,  zurückführen.  Unbestritten  das  Wichtigste  waren  aber 
die  Vorschläge  betreffend  das  Wehrwesen,  durch  welche 
einerseits  die  Wehrkräfte  vermehrt,  anderseits  die  Kosten  des 
Unterrichtes,  der  Bewaffnung,  Bekleidung  und  Ausrüstung  des 
Bundesheeres  auf  den  Bund  übertragen  wurden,  welch'  letzterer 
hinwider  zu  diesem  Zwecke  das  Kriegsmaterial  der  Kantone, 
die  Waffenplätze  und  die  zu  militärischen  Zwecken  dienenden 
Gebäude  in  Anspruch  nehmen  konnte.  Eine  solche  Verstär- 
kung der  Militärmacht  musste  aber  die  Finanzen  der  Eid- 
genossenschaft wesentlich  beeinflussen;  m.  a.  W.,  sie  bedurfte 
nun  grösserer  Mittel.  Ausser  den  ihr  seit  1848  zur  Verfügung 
stehenden  Einkünften  wurden  ihr  daher  die  Erträgnisse  der 
Zölle  und  Posten,  unter  Wegfall  der  Entschädigungen  an  die 
Kantone^  zugewiesen;  dazu  sollte  eine  Ersatzsteuer  für  nicht 
geleisteten  Militärdienst  kommen.  Als  einen  grossen  Schritt 
betrachtete  man  sodann  die  Vorschläge  zur  Durchführung  der 
Rechtseinheit  (Art.  55).  Bereits  waren  der  Schuld ver- 
haft,  die  Todesstrafe  und  körperlichen  Strafen  als  unzulässig 
erklärt  (Art.  57—61). 
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Eine  dritte  Reihe  von  Berechtigungen  wurde  dem  Bund 
in  Bezug  auf  die  Unterrichtsanstalten  und  auf  dem  volks- 
wirthschaftlichen  Gebiete  zugetheilt.  Wie  viel  haben  u.  a.  die 
Befugnisse  zur  Aufsicht  über  die  Volksschule  zu  reden  ge- 
geben !  Auf  dem  materiellen  Gebiete  sei  die  Oberaufsicht  über 
Wasserbau  und  Forstpolizei  im  Hochgebirge  erwähnt,  bei  deren 
Handhabung  der  Bund  für  die  Korrektion  und  Verbauung  von 
Wildwassern,  für  die  Aufforstung  ihrer  Quellengebiete  seine 
Beihülfe  gewähren  konnte.  Er  wurde  ferner  befugt  erklärt, 
gesetzliche  Bestimmungen  zum  Schutze  nützlicher  Vögel  sowie 
zui"  Regelung  der  Fischerei  und  Jagd  zu  erlassen.  Die  Er- 
richtung von  Spielbanken  wurde  kurzweg  untersagt,  u.  s.  w. 
Hiezu  kommt  die  Befugnis  zu  Vorschriften  über  den  Ge- 
werbsbetrieb in  Fabriken,  über  Auswanderungsagenturen,  über 
Unternehmungen  im  Gebiete  des  privaten  Versicherungs- 
geschäfts, sowie  für  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten. 
Verschärft  wurden  die  Kompetenzen  in  Betreff  der  Epidemien 
und  Viehseuchen,  um  von  anderm  zu  schweigen. 

Ziehen  wir  aus  dem  Gesagten  die  Resultate  zusammen,  so 
ist  augenfällig,  dass  die  Souveränetät  der  Kantone  eine  erheb- 
liche Einbusse  erlitt,  wenn  auch  dem  Buchstaben  nach  die  Ar- 
tikel  I  und  3  der  Verfassung  von  1848  keine  Änderung  er- 
fahren haben. 

4.    Die  Revision  von  1873/74. 

Im  Herbst  des  J.  1872  lief  die  8*.  Amtsdauer  des  National- 
rathes  ab;  es  musste  daher  eine  Neuwahl  stattfinden,  der  man 
mit  ausserordentlicher  Spannung  entgegensah,  indem  die  An- 
hänger der  Revision  bei  dem  schwachen  Mehr  für  Ablehnung 
des  Entwurfes  vom  5.  März  sich  nicht  als  überwunden  be- 
trachten wollten.  Während  nun  Manche  erwarteten,  dass  eine 
beträchtliche  Zahl  der  Mitglieder  des  Nationalrathes  durch 
Andersgesinnte  ersetzt  würden,  trat  dieser  Fall  nicht  ein; 
von  135  Mitgliedern  wurden  nämlich  83  bestätigt;  darunter 
befanden  sich  56,  die  für  jenen  Entwurf  gestimmt  hatten, 
und  die  Mehrzahl  der  neu  gewählten  waren  Freunde  der 
Revision.  Dieser  Erfolg  brachte  neues  Leben  in  die  Revi- 
sionspartei, nachdem  die  Verwerfung  vom  12.  Mai,  um  ein  viel- 
gebrauchtes W^ort  zu  verwenden,  wie  ein  Frost  gewirkt  und 
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viele  Gemüther  bedrückt  hatte.  Es  war  daher  natürlich, 
dass  bereits  in  der  konstituirenden  Dezember  -  Session  von 
der  Mehrheit  des  Rathes  (72  Mitgliedern)  die  Motion  ein- 
gebracht wurde,  den  Bundesrath  einzuladen,  der  Bundesver- 
sammlung Bericht  und  Anträge  über  die  Wiederaufnahme  der 
Revision  vorzulegen.  Diese  Motion,  am  20.  Dez.  behandelt, 
wurde  mit  103  Stimmen  gegen  eine  einzige  ablehnende  an- 
genommen. Im  Namen  der  Gegner  des  früheren  Entwurfes 
hatte  Oberst  Delarageaz  (Waat)  erklärt,  dass  die  Motion  in 
ihrer  allgemeinen  Fassung  nichts  Verletzendes  enthalte  und 
daher  auch  von  denjenigen  Gegnern  der  Revision,  die  keine 
systematische  Opposition  machten,  angenommen  werden  könne. 
Der  Stein  war  damit  wieder  in's  Rollen  gekommen. 

Hatten  sich  doch  im  Laufe  weniger  Monate  weitere  Fragen 
ergeben,  die  nur  durch  die  Revision  der  Bundesverfassung  ge- 
hörig gelöst  werden  konnten,  um  die  richtige  Lösung  anzu- 
bahnen und  zu  bewirken,  dass  diese  Revision  nicht  im  Sande 
verlaufe,  oder  ein  neuer  Entwurf  sich  nicht  zu  sehr  von  dem 
verworfenen  Projekte  entferne,  wurden  von  den  Freunden  der 
Sache  in  mehreren  Kantonen  öffentliche  Verhandlungen  ver- 
anstaltet, Vereine  gegründet  und  das  Volk  für  die  Grundsätze 
eines  neuen  Verfassungsentwurfes  in  Bewegung  gesetzt.  Ein 
Ausdruck  solcher  Stimmung  war  der  am  15.  Juni  1873  in 
Solothurn  gehaltene  «Volkstag»,  an  welchem  Stimmfähige  aus 
allen  Kantonen,  etwa  30,000,  sich  betheiligten.  Da  wurden 
mehrere  <  Resolutionen »  gefasst,  welche  eine  nationale  Aus- 
gestaltung der  Wehrkraft,  die  Anbahnung  eines  einheitlichen 
Rechtes,  Erweiterung  der  Volksrechte,  volkswirthschaftliche 
Reformen,  konfessionslose  Schule,  Zivilehe,  absolute  Religions- 
freiheit und  Einschränkung  der  Kirchenmacht  verlangten. 
<  Wir  geloben  uns,  einig  und  treu  für  die  Idee  des  Fortschrittes 
einzustehen  und  in  dem  Kampfe  für  die  geistige  und  politische 
Unabhängigkeit  unseres  Volkes  auszuharren, »  hiess  es  am 
Schluss  des  festgestellten  Programmes.  Der  Gedanke  eines  hoch- 
entwickelten Bundesstaates,  in  welchem  der  Bürger  unmittel- 
bar in  der  Obhut  und  unter  der  Gesetzgebung  des  Bundes  steht, 
ist  von  diesem  Volkstage  somit  aufrechterhalten  worden. 

Wie  aber  bereits  mehrfach  bemerkt  worden  ist,  erblicken 
in  dieser  direkten  Unterstellung   des  Schweizerbürgers  unter 
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die  Bundesgewalt  viele  kantonale  Staatsmänner  eine  Beein- 
trächtigung der  Kantone.  Man  war  desshalb,  wollte  man  ein 
praktisches  Resultat  erreichen,  mehr  auf  eine  Verständigung 
als  auf  eine  konsequente  Durchführung  von  Grundsätzen  an- 
gewiesen. Bevor  wir  jedoch  von  den  einzelnen  Ausgleichs* 
punkten  sprechen,  ist  hervorzuheben,  dass  der  Bundesrath  in 
der  Botschaft  vom  16.  Juni  1873,  mit  welcher  er  einen  neuen 
Entwurf  begleitete,  das  am  12.  Mai  verworfene  Projekt  zu 
Grunde  legte;  dass  er  in  seinen  Abänderungsvorschlägen  nicht 
weiter  gegangen,  motivirte  er  mit  den  Worten,  er  habe  ge- 
funden, dass  in  Bezug  auf  die  übrigen  Bestimmungen  das  ver- 
worfene Werk  den  Bedürfnissen  des  Bundes  und  seiner  Zu- 
kunft entspreche;  insbesondere  glaubte  er  beifügen  zu  sollen, 
dass  er  diejenigen  Artikel  unberührt  gelassen  habe,  welche  bei 
den  früheren  Berathungen  länger  diskutirt  worden  und  in  der 
schliesslichen  Fassung  als  Ergebnis  einer  Abfindung,  (al.  eines 
Kompromisses),  zu  betrachten  seien. 

Betrachten  wir  nun  die  getroffenen  Änderungen  im  Ein- 
zelnen, so  können  wir  dieselben,  abgesehen  von  kleinen  Modi- 
fikationen, auf  drei  Gebiete  concentriren :  Die  der  militärischen 
Einrichtungen,  der  Rechtsgesetzgebung  und  der  Primai*schule. 
In  air  diesen  Gebieten  war  gefunden  worden,  *das  Gesetz- 
gebungsrecht der  Kantone  sei  durch  den  gefallenen  Entwurf 
zu  sehr  dem  des  Bundes  untergeordnet;  dass  jedoch  im  Mili- 
tärwesen keine  ernste  Bedenken  zu  heben  waren,  geht  aus 
dem  Umstände  hervor,  dass  dem  Bunde  für  seine  künftigen 
Leistungen  auf  diesem  Gebiete  die  Erträge  der  Zölle  und  der 
Post  gänzlich  überlassen  wurden,  wie  es  1872  geschehen  war. 
Wie  der  Bund  in  der  Folge  noch  auf  weitere  Einnahmen  an- 
gewiesen wurde,  soll  nur  im  Vorbeigehen  berührt  sein.  Die 
den  Kantonen  belassenen  Leistungen  in  der  Verwaltung  und 
Instruktion  sind  kaum  als  wesentlich  anzusehen,  hat  man  doch 
längst  davon  gehört,  dass  mehrere  Stände  auf  diese  Befugnisse 
zu  Gunsten  des  Bundes  zu  verzichten  geneigt  wären.  Wichtiger 
würde  die  Weglassung  des  Passus  über  die  Waffenplätze  und 
Militärgebäude  sein,  wenn  nicht  das  Gleiche  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung  hätte  erreicht  werden  können. 

Erheblicher  waren  die  Konzessionen,  welche  auf  dem 
Rechtsgebiete  gemacht  werden  mussten.    Die  Kompetenz 

9 


V*! 


-     130     - 


des  Bundes  erstreckte  sich  nun  nicht  mehr  über  das  Zivilrecht 
und  das  Prozessverfahren.  Vom  letzteren  ist  keine  Rede  mehr; 
aus  dem  Zivilrecht  sind  nur  einzelne  Verhältnisse  heraus- 
gegriffen :  die  persönliche  Handlungsfähigkeit,  das  Obligationen- 
recht mit  Inbegriff  des  Handels-  und  Wechselrechtes,  das  Ur- 
heberrecht an  Werken  der  Litteratur  und  Kunst,  das  Betrei- 
bungsverfahren und  das  Konkursrecht.  Auf  dem  Wege  einer 
Partialrevision  kam  später  noch  das  gewerbliche  Eigenthum, 
als  Schutz  neuer  Muster  und  Modelle,  hinzu.  Bei  der  Aus- 
arbeitung des  Gesetzes  über  Betreibung  und  Konkurs  zeigte 
sich  dann  aber,  wie  schwierig  die  Schranke  zu  behaupten  ist, 
welche  Übergriffe  auf  andere  Theile  des  Zivilrechtes  verwehren 
soll.  Von  einem  Gesetzgebungsrecht  des  Bundes  im  Straf- 
recht und  Strafverfahren  wurde  jetzt  ebenfalls  abstrahirt. 
Dass  jedoch  der  Entwurf  von  1872  das  Richtige  getroffen  hatte, 
beweisen  die  Anstrengungen,  welche  seitdem  gemacht  worden 
sind,  um  eine  Vereinheitlichung  des  Strafrechtes  mit  Inbegriff 
des  Verfahrens  zu  erreichen. 

Besonders  erwähnenswerth  ist  es,  dass  die  Befugnisse  des 
Bundes  zur  Förderung  von  Kulturzwecken,  mit  Inbegriff  der 
Volkswirthschaft,  in  keiner  Weise  beschränkt,  sondern  eher  aus- 
gedehnt woitien  sind.  Wir  zählen  hieher  das  Recht  zur  Ober- 
aufsicht über  die  Wasserbau-  und  Forstpolizei  im  Hochgebirge, 
über  Korrektion  und  Verbauung  der  Wildwasser,  die  Gesetz- 
gebung zum  Schutze  der  vorhandenen  Waldungen,  über  Fischerei 
und  Jagd,  sowie  zum  Schutze  der  nützlichen  Vögel,  ferner 
über  die  Fabrikpolizei,  den  Geschäftsbetrieb  der  Aus  Wande- 
rungsagenturen und  der  Versicherungs-Gesellschaften.  Wir 
wollen  nicht  untersuchen,  ob  bei  dieser  Zutheilung  von  Kompe- 
tenzen irgend  eine  Staatsraison  oder  nur  Zweckmässigkeits- 
rücksichten  gewaltet  haben.  Blickt  man  aber  auf  die  erfolgte 
Ausdehnung  der  Gesetzgebung,  auf  die  Unterstützung  von 
Landwirthschaft  und  Industrie,  mit  Inbegriff  der  kommerziellen 
Bildungsanstalten,  sowie  auf  die  Elaborate  auf  dem  Gebiete 
der  oberwähnten  Kompetenzen,  so  ist  man  zu  sagen  berech- 
tigt, die  schwierigsten  Aufgaben  des  Kulturstaates  seien  dem 
Bunde  zugewiesen  worden.  Der  Föderalismus  war  nicht  mehr 
empfindlich,  als  in  Aussicht  gestellt  wurde,  dass  der  Bund 
grosse  Summen  Geldes  in  den  Kantonen  verwenden  werde. 
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Im  Weiteren  darf  betont  werden,  dass  in  einzelnen  Be* 
Stimmungen  über  den  Entwurf  von  1872  hinausgegangen  wurde; 
es  war  dies  besonders  der  Fall  in  den  Vorschriften  über  die 
kirchlichen  Verhältnisse.  Mit  1872  hat  1874  das  gemein,  dass 
das  Recht  der  Ehe  unter  den  Schutz  des  Bundes  gestellt  und 
von  kirchlichen  Rücksichten  resp.  Ehehindernissen  unabhängig 
gemacht  wurde.  Beide  Fassungen  stimmen  auch  darin  über- 
ein, dass  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  als  individuelles 
Recht  aufgefasst  und  von  einschränkenden  Berechtigungen 
konfessioneller  Genossenschaften  befreit  worden  ist.  Desshalb 
kann  auch  von  «  anerkannten  »  christlichen  Konfessionen  keine 
R«de  mehr  sein.  In  beiden  Entwürfen  ist  dem  Staate  (Bund 
und  Kantonen)  das  Recht  vorbehalten,  im  Sinne  bekannter  Vor- 
gänge seit  der  Reformation  für  Handhabung  des  Landfriedens 
und  der  öffentlichen  Ordnung  zu  sorgen  und  die  erforderlichen 
Massnahmen  zu  treffen.  Beide  Entwürfe  statuiren  auch  das 
Recht  des  Staates,  gegen  Eingriffe  kirchlicher  Behörden  die 
geeigneten  Verfügungen  zu  erlassen.  Der  Verfassung  von  1874 
sind  dagegen  einige  schärfere  Bestimmungen  einverleibt  worden. 
Die  Volksschule,  auf  welche  die  religiösen  Genossenschaften 
gern  einen  Einfluss  ausgeübt  haben,  ist  diesem  Einfiuss  ent- 
zogen. Den  Kantonen  ist  die  Verpflichtung,  eine  genügende 
Primarschule  unter  staatlicher  Leitung  zu  schaffen,  auferlegt. 
Hinsichtlich  der  Rechtspflege  ist  ausdrücklich  ge.<agt,  dass  eine 
geistliche  Gerichtsbarkeit  nicht  mehr  geübt  werden  dürfe.  Das 
sog.  Jesuitenverbot  ist  insofern  erweitert,  als  es  durch  Bundes- 
beschluss  auf  weitere  geistliche  Orden  ausgedehnt  werden  kann. 
Die  Errichtung  von  Bisthümern  auf  Schweiz.  Gebiete  kann  nur 
mit  Einwilligung  der  Bundesbehörden  stattfinden.  Positiv  ist 
endlich  gesagt,  dass  die  Herstellung  neuer  und  die  Erneuerung 
aufgehobener  Klöster  oder  religiöser  Orden  unzulässig  sei.  — 
Eine  besondere  Verfügung  des  Entwurfes  von  1874  liegt  auch 
darin,  dass  die  Beurkundung  des  Zivilstandes  zu  einer  bürger- 
lichen Sache  gemacht  ist.  Dieselbe  steht  im  Zusammenhang 
mit  dem  Rechte  zur  Ehe  und  hätte  daher  schon  in  dem  frühern 
Entwürfe  aufgenommen  werden  sollen,  wie  auch  die  Ab- 
schaffung der  geistlichen  Gerichtsbarkeit. 

Air  diese  Vorschriften  resp.  Verschärfungen  werden  von 
Einigen   als  Ausfluss   der   politisch-religiösen   Bewegung   be- 
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trachtet,  welche  man  als  Kulturkampf  zu  bezeichnen  pflegt, 
einer  Bewegung,  welche  zu  Anfang  der  70er  Jahre  die  grösste 
Thätigkeit  entfaltet  hatte.  Diese  Beurtheilung  darf  jedoch 
nur  mit  Bezug  auf  die  Befugnisse  der  konfessionellen  Genossen- 
schaften zugelassen  werden,  indem  dadurch  Verhältnisse  ge- 
ordnet worden  sind,  denen  der  Staat  als  solcher  fern  zu  bleiben 
hat.  Im  Übrigen  wolle  man  nicht  vergessen,  dass  der  Kultur- 
kampf als  Vertheidigungskampf  aufgefasst  werden  muss,  wobei 
der  Staat  den  Grundsatz  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
im  Sinne  der  individuellen  Rechte  zur  Wahrheit  gemacht  und 
gegen  vermeinte  oder  wirkliche  ÜbergriflPe  der  kirchlichen  Ge- 
walten sich  zur  Wehre  gesetzt  hat. 

Die  Änderungen  in  der  Ordnung  der  Niederlassungsver- 
hältnisse können  nicht  als  erheblich  bezeichnet  werden.  Die 
freie  Niederlassung  als  individuelles  Recht  lässt  sich  kaum 
mehr  beschneiden;  wie  ich  die  Sache  auffasse,  sind  im  Jahre  74 
die  Verweigerungs-  und  Wegweisungsgründe  blos  bestimmter 
gefasst  und  der  Frage  der  Existenzmittel  mehr  Rücksicht  ge- 
tragen worden. 

Ob  nun  die  Abänderungen  so  wesentliche  waren,  um  eine 
andere  Beurtheilung  des  Verfassungswerkes  zu  motiviren,  soll 
hier  nicht  entschieden  werden ;  es  genügt,  zu  konstatiren,  dass 
dasselbe  in  beiden  Räthen  angenommen  und  in  der  Volksabstim- 
mung, welche  am  19.  April  stattfand,  bei  welcher  sich  noch 
eine  grössere  Zahl  Stimmberechtigter  betheiligte  als  am  12.  Mai 
1872,  mit  der  grossen  Mehrheit  von  142,186  Stimmen,  sowie 
auch  von  der  Mehrheit  der  Stände,  angenommen  wurde.  Ge- 
nauer gesprochen,  haben  340,199  Bürger  die  Annahme  erklärt 
und  198,013  ihre  Beistimmung  versagt.  Verglichen  mit  der 
Abstimmung  vom  12.  Mai  1872,  traten  jetzt  Appenzell  Ausser 
Roden,  Graubünden,  Waat,  Neuenburg  und  Genf  mit  ihren 
Mehrheiten  in  die  Reihe  der  Annehmenden;  abgelehnt  haben 
die  Kantone  Luzem,  üri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Zug,  Freiburg, 
Wallis,  Appenzell  I.  R.,  mit  anderen  Worten  die  Kantone  des 
ehemaligen  Sonderbundes  nebst  Appenzell  I.  R.  (Vgl.  T.  p. 
346—48). 

(5.)  Die  Abänderungen  seit  1874. 

Dass  eine  Verfassung,  welche  nach  Art  eines  Vergleiches 
oder  Kompromisses   zu  Stande   gekommen,  nicht  lange   un- 
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verändert  bleiben  würde,  war  zu  erwarten.  Zu  nahe  liegt 
die  Versuchung,  bei  einer  günstigeren  Gelegenheit  das  zu  er- 
langen, worauf  man  blos  im  Drang  der  Umstände  verzichtet 
hatte.  Je  mehr  übrigens  eine  Verfassung  oder  ein  Gesetz  sich 
an  die  geschichtlichen  Verhältnisse  anpasst,  um  so  sicherer  ist 
vorauszusehen,  dass  der  Lauf  der  Dinge  das  Mangelhafte  einer 
Bestimmung  und  die  Nothwendigkeit,  sie  zu  ersetzen,  zeigt. 
Ohnehin  liegt  eine  fortwährende  Quelle  von  Neuerungen  in  der 
Gesinnungsänderung  der  Bürger.  Ist  die  Verfassung  eines 
Staates  lange  unverändert  geblieben,  bevor  sie  durch  eine 
andere  ersetzt  worden,  so  wird  es  endlich  doch  als  ein  Fort- 
schritt betrachtet,  einzelne  Vorschriften  derselben  zu  ändern 
oder  durch  Zusätze  zu  ergänzen.  Meinerseits  kann  ich  in 
dieser  Art  des  Vorgehens  keine  Verbesserung  erblicken;  es 
bietet  sich  dabei  vielfach  nur  Anlass  zu  einer  Gelegenheits- 
Gesetzgeberei.  Grundsätzlich  stehe  ich  jetzt,  wie  früher,  auf 
dem  Boden,  den  Uilty  im  11.  Abschnitte  seiner  Festschrift  von 
1891  beschrieben  hat.  Er  bezeichnet  die  Partialrevisionen  als 
allmälige  Abbröckelungen  des  jeweiligen  eidg.  Staatsgebäudes, 
ohne  einen  Aufschwung  des  öffentlichen  Geistes  und  den  da- 
herigen  moralischen  Gewinn,  der  in  jeder  Totalrevision  .liegt. 
Fast  ausnahmslos  möchte  ich  daher  jede  blosse  Partialrevision 
als  nicht  noth wendig  betrachten.  Wenn  es  sich  nicht  der 
Mühe  lohnt,  oder  keine  Nothwendigkeit  vorliegt,  eine  Staats- 
organisation umzugestalten,  so  ist  das  Verbleiben  bei  dem 
Hergebrachten  vorzuziehen.  Dass  aber  in  neuerer  Zeit  eine 
andere  Richtung  sich  geltend  machen  will,  ist  ganz  gut  er- 
klärlich. Wenn  nämlich  eine  Änderung  der  Verfassung  für 
die  eidg.  Räthe  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  leicht  ist,  so 
ist  nicht  einzusehen,  warum  sie  für  den  andern  in  der  Ver- 
fassung vorgesehenen  Faktor,  die  stimmfähigen  Schweizer- 
bürger, schwieriger  gemacht  werden  sollte.  Nach  meiner  Auf- 
fassung ist  eine  Gleichstellung  der  beiden  Faktoren  unumgäng- 
lich. Die  Quelle  dei*  Partialrevisionen  kann  demnach  doppelt 
fliessen:  von  Seite  der  Räthe  und  von  Seite  des  Volkes.  Die 
Schweiz  muss  daher  auf  eine  beträchtliche  Zahl  von  Aende- 
rungen  am  Grundgesetze  gefasst  sein,  bis  wieder  einmal  das 
Bedürfnis  nach  einer  totalen  Umgestaltung  sich  einstellt,  was 
bei  einer  wichtigen  Wendung  der  Ideen  oder  der  Begeben- 
heiten der  Zeitgeschichte  nicht  fehlen  wird. 
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Der  Zeit  nach  ist  die  Abänderung  in  der  Revision  der 
Bundesverfassung  nicht  die  erste  der  seit  1874  durchgedrun- 
genen; der  Kürze  halb  und  weil  zunächst  von  den  Abände- 
rungen im  Allgemeinen  die  Rede  ist,  soll  hier  der  Vorschlag, 
der  am  5.  Juli  1891  in  der  Volksabstimmung  angenommen 
worden,  zur  Erörterung  kommen.  Meines  Erachtens  ist  die- 
selbe nicht  sowohl  eine  Änderung,  als  vielmehr  eine  Präzisi- 
rung  und  Erweiterung  des  III.  Abschnittes,  nachdem  in  den 
Verhandlungen  über  das  Begehren  von  50,000  Schweizerbürgern, 
die  Ausgabe  von  Banknoten  betreffend,  1879  und  1880,  eine  ge- 
wisse Konfusion  in  der  Anwendung  der  bestehenden  Vorschriften 
über  die  Revision  eingetreten  war.  Ohne  meine  Ansicht  über 
den  Werth  der  Partialrevisionen  zu  ändern,  halte  ich  die  Art 
und  Weise  des  Vorgehens  bei  der  Revision  des  III.  Abschnittes 
für  richtig  und  durch  den  früher  erwähnten  geschichtlichen 
Vorgang  gerechtfertigt.  Die  Hauptsache  bleibt  in  der  Vorschrift 
über  die  Gültigkeit  einer  revidirten  Bestimmung  (?).  In  dieser 
Hinsicht  ist  nichts  verändert  worden.  Es  wird  in  einem  Amen- 
dement die  absolute  Mehrheit  der  au  einer  Abstimmung  theil- 
nehmenden  Schweizerbürger  und  die  Mehrheit  der  Kantone 
verlangt.  Gerade  dieses  Prinzip  der  zweifachen  Mehrheit 
kann  aber  einmal  fraglich  werden,  wie  es  schon  in  der  Dis- 
kussion über  die  Bundesverfassung  selber  in  Frage  gestellt 
worden  ist.  Es  ist  diesfalls  hervorzuheben,  dass  das  Bundes- 
gesetz vom  17.  Juni  1874  in  Art.  14  ausser  Zweifel  setzt,  dass 
die  Mehrheit  des  Volkes  ohne  Rücksicht  auf  die  Standesstimme 
allein  genügt,  um  über  die  Gültigkeit  von  Bundesgesetzen  und 
allgemein  verbindlichen  Bundesbeschlüssen,  nach  Art.  89  der 
Bundesverfassung,  zu  entscheiden.  Die  Möglichkeit  ist  somit 
nicht  ausgeschlossen,  dass  in  dieser  Richtung  eine  Überein- 
stimmung in  der  Handhabung  von  Grundsätzen  verlangt  werden 
wird,  d.  i.  dass  das  Verlangen  eintritt,  eine  Revision,  enthalte 
sie  die  Änderung  einer  bestehenden  oder  die  Aufnahme  einer 
neuen  Verfassungsbestimmung,  mit  der  blossen  Mehrheit  des 
Volkes  beschliessen  zu  können.  Auf  dem  Boden  der  bestehenden 
Verfassung  würde  eine  solche  Änderung  den  Inhalt  eines  neuen 
Amendements  bilden  müssen.  Wahrscheinlicher  ist  aber,  dass 
eine  so  wichtige  Veränderung  des  Grundgesetzes  nur  bei  An- 
lass  einer  totalen  Umgestaltung  der  Bundesverhältnisse,  resp. 
einer  Totalrevision  stattfinden  wird. 
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Wenn  wir  nun  diese  Abänderung  als  das  V.  Amendement 
der  Bundesverfassung  bezeichnen  (vgl.  T.  V.  5,  E),  so  wollen 
wir  die  vier  vorhergehenden  in  der  Reihenfolge  besprechen, 
wie  sie  angenommen  worden  sind. 

Das  erste  (T.  V.  5,  A)  hatte  Art.  65,  mit  welchem  die  Todes- 
strafe überhaupt  abgeschafft,  d.  h.  aus  den  Strafgesetzbüchern 
der  Kantone  gestrichen  worden  war,  zum  Gegenstand.  In 
dieser  Beseitigung  wie  auch  in  dem  Verbot  der  körperlichen 
Strafen,  das  im  gleichen  Artikel  enthalten  ist,  sah  man  einen 
Fortschritt,  der  übrigens  nur  nach  einer  langem  Diskussion 
Aufnahme  fand.  Eine  Anzahl  grober  Verbrechen,  die  in  kurzer 
Zeit  nach  einander  begangen  worden,  veranlasste  aber  einen 
Abgeordneten  aus  der  Ostschweiz  zu  dem  Antrag,  den  Kan- 
tonen das  Recht  zu  unbeschränkter  Bestrafung  solcher  Ver- 
geben zurückzugeben.  In  der  Redaktion  der  neuen  Vorschrift 
wurde  nun  auf  Art.  54  der  Verfassung  von  1848  zurückgegangen, 
welcher  einzig  bestimmte,  dass  wegen  politischer  Vergehen 
kein  Todesurtheil  gefallt  werden  dürfe.  In  der  Abstimmung, 
welche  am  18.  Mai  1879  stattfand,  sprachen  sich  200,026 
gegen  180,810  Stimmen  und  eine  Mehrheit  von  15  Kantonen 
für  das  Amendement  aus.  Dasselbe  hat  indess  merkwürdiger 
Weise  den  zweiten  Satz  aus  der  Verfassung  von  1874  beibe- 
halten, was  insofern  zur  Absurdität  führt,  als  z.  B.  das  Peitschen 
mit  Ruthen  verboten  wird,  während  es  erlaubt  ist,  einem 
Bürger  den  Kopf  abzuschlagen.  In  Hilty's  Festschrift  wird 
das  Resultat  der  damaligen  Bewegung  dahin  zusammengefasst, 
dass  von  den  Kantonen  die  Todesstrafe  theoretisch  wieder  in 
die  Strafgesetze  aufgenommen  werden  dürfe,  in  Wirklichkeit 
aber  eine  Exekution  bis  dahin  nicht  stattgefunden  hat,  obwohl 
mehrere  Todesurtheile  ausgefällt  worden  sind.  Hiebei  mag 
noch  die  in  mehrern  Kantonen  erörterte  Frage  berührt  wer- 
den, ob  die  Todesstrafe,  die  vor  der  Bundesverfassung  von 
1874  in  kantonalen  Strafgesetzbüchern  ausdrücklich  statuirt 
war,  nach  dem  Entscheid  auf  eidg.  Boden  wieder  zur  Anwen- 
dung kommen  dürfe,  oder  ob  nun  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung die  Geltung  der  Todesstrafe  wieder  ausdrücklich  aus- 
gesprochen werden  müsse. 

Wenn  nun  dieses  Amendement  eine  1872  versuchte  Zen- 
tralisation des  Strafrechtes  neuerdings  beseitigte,  so  muss  doch 
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zur  VervoUetändigung  der  geschichtlichen  Wahrheit  hervor- 
gehoben werden,  dass  nur  etwa  zehn  Jahre  später  eine  viel 
weiter  gehende  Zentralisation  angeregt  wurde  und  endlich  auch 
durchdrang  (vgl.  T.  V.  5,  K). 

Anschliessend  an  den  eben  erwähnten  Versuch  von  1872 
ist  es  zweckmässig,  sofort  zum  III.  Amendement  überzugehen, 
das  eine  Erweiterung  der  zivilrechtlichen  Ordnung  durch  den 
Bund  nach  der  Spezifikation  von  Art.  64  eingeführt  hat.  (Vgl. 
T.  V.  5,  C.)  Dieser  Zusatz  wurde  den  10.  Juli  1887  mit  einer 
Mehrheit  von  20V«  Kantonen  und  203,809  gegen  57,630  Stimmen 
angenommen. 

Ich  halte  es  nicht  für  unmöglich,  dass  noch  weitere  Schritte 
in  der  Ausdehnung  der  einheitlichen  Rechtsordnung  unter- 
nommen werden.  Gerade  die  Anwendung  der  Kompetenz  für 
das  Betreibungsverfahren  und  das  Konkursrecht  hat  gezeigt, 
wie  schwierig  es  ist,  einzelne  Kompetenzen  herauszugreifen  ; 
denn  eine  Rechtsordnung  soll  ein  wohlgefügtes  System 
sein,  aus  dem  man  nicht  einzelne  Bausteine  ausbrechen  kann. 

Nicht  die  Rechtsordnung,  aber  ein  verwandtes  Gebiet 
betrifft  der  neue  Art.  34  (T.  V.  5,  D).  Dieser  Zusatz  erhielt 
am  26.  Okt.  1890  die  Beistimmung  von  20V«  Kantonen  und 
281,228  Bürgern  gegen  92,200.  Der  Sinn  der  Verfassungs- 
bestimmung von  1874  ist  der,  dass  der  Bund  den  Geschäfts- 
betrieb von  Privatunternehmungen  im  Versicherungswesen  zu 
beaufsichtigen  hat,  nach  dem  neuen  Artikel  aber  die  Kranken- 
und  Unfallversicherung  einführen  und  ordnen  kann. 

Dieser  Neuerung  ging  eine  andere  Zusatzbestimmung 
voran,  die  eine  eingreifende  Änderung  in  der  Wirthschafts- 
Ordnung  des  Bundes  nach  sich  zog.  Sie  betrifft  Art.  31  mit 
Aufstellung  eines  neuen  Art.  (32  bis)  über  die  Fabrikation  und 
den  Verkauf  gebrannter  Wasser,  sowie  das  Wirthschaftswesen 
und  den  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken.  (T.  V.  5,  B.) 
Diese  Änderungen  und  Zusätze  gelangten  am  25.  Okt.  1885 
zur  Abstimmung  und  wurden  mit  230,250  gegen  157,463 
Stimmen,  sowie  von  13  ganzen  und  4  halben  Kantonen  ange- 
nommen. Besonders  erwähnenswerth  ist  es,  dass  das  Bundes- 
gesetz vom  23.  Dez.  1886,  welches  zur  Durchführung  der 
neuen  Ordnung  erlassen  werden  musste,   ebenfalls  zur  Volks- 
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abstimmung  kam.  Diese  zweite  Abstimmung  erfolgte  Mitte 
Mai  1887  und  erzielte  eine  Mehrheit  von  267,122  Ja  gegen 
138,496  Nein.  (Vgl.  T.  p.  350,  Note). 

Auf  dem  Gebiete  des  Verfassungsrechtes  muss  die  Be- 
schränkung der  Freiheit  des  Bürgers  als  eine  Abkehr  von 
den  Bestrebungen  für  Freiheit  des  Handels  und  Gewerbs  an- 
gesehen werden.  Nicht  unmöglich  ist  daher  eine  Reaktion 
im  Sinne  der  persönlichen  Freiheit  gegen  eine  zu  weitgehende 
Ausdehnung  des  Monopols,  welches  wegen  seines  finanziellen 
Ertrags  die  Möglichkeit  ergeben  hat,  das  Ohmgeld,  das  in 
einer  grossen  Zahl  von  Kantonen  bestand,  zu  beseitigen.  Die 
Freiheit  des  Handels  ist  demnach  durch  die  Folgen  des 
Monopols  in  einer  andern  Richtung  erweitert  worden.  Kann 
man  die  Einschränkung  des  Wirthschaf tsgewerbes ,  sowie  die 
Beseitigung  der  Ohmgelder  und  ähnlicher  Auflagen,  als  eine 
Folge  der  Motion  Zemp  und  Genossen  betrachten,  welche  im 
Juni  1884  im  Nationalrathe  eingebracht  wurde ?  Der  Zeit  nach 
könnte  es  so  erscheinen,  dem  Inhalte  nach  jedoch  nicht.  Längst 
(1890—91)  ist  von  anderer  Seite  bemerkt  worden,  dass  alle 
bei  Behandlung  der  erwähnten  Motion  gestellten  Anträge  und 
Vorschläge  dem  Bundesrath  zur  Begutachtung  überwiesen 
wurden.  Herr  Hilty  (Festschr.  p.  410)  spricht  sich  darüber  in 
folgender  Weise  aus :  « Fünfzehn  Artikel  der  bestehenden 
Bundesverfassung  wurden  schliesslich  als  revisionsbedürftig 
erklärt  und  fünfundzwanzig  einzelne  Revisionspunkte  dem 
Bundesrath  zur  Begutachtung  überwiesen,  welcher  sich  hierauf 
für  eine  allmälige  Anhandnahme  derselben,  ohne  Verbind- 
lichkeit in  Bezug  auf  Zeitpunkt  und  Reihenfolge  der  Gegen- 
stände aussprach.  >  Wenn  auch  nicht  gerade  nach  den  Vor- 
schlägen des  Bundesrathes,  so  dürften  von  den  gemachten 
Anregungen  diejenige  über  die  Initiative  und  für  das  Bank- 
noten-Monopol als  zunächst  zu  erledigende  zu  betrachten  sein."*") 

Das  Ergebnis  betreffend  letzteres  liegt  in  T.  V.  5  F  vor, 
dank  der  Zustimmung  von  231,578  Bürgern  resp.  12  und  Vt 
Kantonen  (gegen  158,615  Nein);  dass  die  Ausführung  bis  dato 
nicht  gelingen  wollte,  zeigt  wie  mancherlei  Hindernisse  zu 
überwinden  sind. 


*)  Hier  schlosa  S.  K.  seine  geschichtliche  Übersicht  ab  und  deutete 
blos  noch  auf  einige  weitere  Traktanden  der  Bundesgesetzgebung  hin. 
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Wie  der  erste  Einbruch  in  die  neue  Verfassung  von  einer 
mehr  leidenschaftlichen  als  klaren  Bewegung  veranlasst  wurde, 
lässt  auch  die  siebente  Änderung,  die  freilich  nur  einen  Zusatz 
brachte  (V.  5  G),  verschiedene  Zweifel  zurück ;  für  Bejahung 
stimmten  190,957  (gegen  126,989  Nein):  aber  nur  II  V,  Stände 
erkläilen  sich  für  Annahme ;  doch  wurde  das  Ergebnis  als 
gültig  hingenommen. 

Die  nächsten  Jahre  sind  charakterisirt  durch  misslungene 
Änderungsversuche.  Am  4.  März  1894  unterlag  ein  Zusatz  von 
Art.  34,  der  dem  Bund  einheitliche  Bestimmungen  über  das 
Gewerbewesen  übertragen  wollte,  aber  von  keiner  Seite 
kräftig  unterstützt  wurde ;  drei  Monate  später  wiesen  308,289 
Bürger  das  durch  eine  Volksinitiative  begehrte  «  Recht  auf 
Arbeit  »  ab ;  die  Anhänger  desselben  brachten  blos  75,880 
Stimmen  zusammen.  Am  4.  November  sodann  scheiterte  ein 
von  verschiedenen  Winden  getriebenes  Schiflf,  genannt  Beute- 
zug, an  dem  Felsen  der  Bundestreue ;  es  erhielt  zwar  145,362 
Ja,  wurde  aber  vofi  347,401  Stimmen  und  13  Vj  Ständen  zurück- 
geworfen. 

Das  Jahr  1895  brachte  zwei  andere  Niederlagen.  Am  29. 
Sept.  war  über  einen  Beschluss  für  Einführung  des  Zünd- 
holzmonopols  des  Bundes  abzustimmen,  der  wesentlich  auf 
humanitären  Gedanken  beruhte ;  er  erlangte  aber  nur  140,174 
Ja  gegen  184,109  Nein.  Noch  entschiedener  verwarf  aber  das 
Volk  am  3.  November  eine  Revision  der  Militärartikel 
(18—22).  die  zwar  grossentheils  berechtigt  war;  verschiedene 
unerfreuliche  Züge  im  Militärregime  hatten  aber  eine  Ver- 
stimmung erzeugt,  die  sich  jetzt  Luft  machte  :  blos  4  S',  Stände 
nahmen  den  Vorschlag  an,  und  gegen  195,178  Ja  erhoben  sich 
269,751  Nein. 

Erst  1897  kamen  nun  wieder  Verfassungsvorlagen  zur 
Abstimmung,  und  zwar  zwei  zugleich;  am  11.  Juli  drangen 
beide,  bei  allerdings  schwacher  Theilnahme,  glücklich  durch 
(T.  V.  5  H,  I):  diejenige  über  Wasserbau  und  Forst- 
polizei mit  156,102  gegen  89,561  Stimmen,  bei  14  und  Vs 
annehmenden  Ständen ;  etwas  besseren  Anklang  fand  eine 
eidg.  Lebensmittelpolizei,  indem  16  und  %  Kantone 
neben  162,250  Bürgern  (gegen  86,955)  sie  billigten. 
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Die  letzte,  übrigens  seit  Jahren  betriebene  und  einer  guten 
Durchführung  bereits  nahe  gertickte  Erweiterung  der  Bundes- 
kompetenz  datirt  sich  auf  18.  Nov.  1898  (T.  V.  5  K).  Zu 
bemerken  ist  hiebei,  dass  über  die  bezüglichen  Vorlagen  der 
Bundesversammlung  getrennt  abgestimmt  wurde ;  beide  er- 
hielten die  gleiche  Mehrheit  von  Ständen  (15  und  '/,) :  für 
Einheit  des  Zivilrechts  stimmten  daneben  264,914  Bürger 
(gegen  101,762),  für  einheitliches  Strafrecht  etc.  266,610, 
dagegen  101,780. 

Weil  mehrfach  von  verworfenen  Anträgen'  die  Rede  ge- 
wesen, so  ist  endlich  auch  der  sog.  Doppelinitiative  zu  gedenken, 
die  am  4.  Nov.  1900  mit  starken  Mehrheiten  abgelehnt  wurde  *), 
obwohl  die  Vertretung  von  Minderheiten  in  Kantonen  und 
Gemeinden  durch  Gesetz  oder  Sitte  sich  mehr  oder  weniger 
eingelebt  hat,  und  die  Bestellung  der  Vollziehungsbehörden 
durch  direkte  Volkswahl  theils  von  der  Praxis,  theils  von 
achtbaren  Schriftstellern  empfohlen  war ;  das  Missgeschick 
dieser  Vorschläge  gründet  sich  aber  auf  so  manigfaltige 
Umstände,  dass  die  Beurtheilung  desselben  einstweilen  der 
Tageslitteratur  anheimfallen  muss.  Zur  historischen  Orien- 
tirung  mag  indess  auf  Th.  C  u  r  t  i '  s  Broschüre  über  «  die 
schweizerischen  Volksrechte  1848—1900  »   verwiesen  werden. 


Zu  Ende  mit  einer  Berichterstattung,  welche  sich  zunächst 
an  vorliegende  Texte  anschliessen  sollte,  fragt  man  sich,  ob 
damit  die  gestellte  Aufgabe  überhaupt  erledigt  sei.  Wünsche 
für  die  Zukunft  zu  formuliren  ist  misslich,  da  sie  leicht  einer 
blos  individuellen  Geistesrichtung  entsprechen ;  selbst  «  Resul- 
tate »  des  Dargestellten  zu  konstruiren  unterliegt  solcher  Gefahr^ 
insbesondere  wenn  sie  sich  als  Eompass  geben  wollten.  So 
empfiehlt  sich  schliesslich  nur  eins  mit  einigem  Nachdruck: 
möglichst  getreu  das  Vorübergegangene  zu  repräsentiren.  An 
Stoff  dazu  fehlt  es  nicht,  und  etwelche  Ergänzung  der  hievor 
entworfenen  Übersicht  ist  dadurch  geboten. 


•)  Proportional  wähl  für  den  National  rath :    169,008  Ja,  244,666 
Nein.  Wahl  desBundesraths  durch  das  Volk:  145,926  Ja,  270,522  Nein. 
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Ein  Vierteljahrhundert  ist  seit  dem  «  Kompromiss  »  von 
1874  verstrichen  ;  es  liegt  vor  Augen,  wie  derselbe  Stand  hielt. 
Schon  dem  Ansturm  für  Wiederherstellung  der  Todesstrafe 
gab  er  nach;  um  so  eifriger  wurde  er  festgehalten,  als  mit 
der  «  Motion  Joes »  und  einer  Petition  des  «  Volksvereins  » 
das  Banknoten-Monopol  für  den  Bund  und  zugleich  das  Recht 
des  Volkes  zur  Anregung  einer  Partialrevision  verlangt  wurde : 
in  der  einen  Richtung  erhielten  die  damals  Unterlegenen  Recht 
(1891);  in  der  andern  haben  sie  trotz  formellem  Durchbruch 
ihrer  Forderung  sich  schon  neun  Jahre  gedulden  müssen.  Dass 
aber  das  Werk  von  1874  auch  andere  Wünsche  nicht  befriedigte, 
brachten  Debatten  des  Nationalraths  im  Juni  1884  an  den  Tag  ; 
die  Motionen  von  Zemp,  Keel  und  Pedrazzini,  Sal.  Vögelin, 
J.  Keller  und  Moos-Siegwart  regten  tiefgreifende  Änderungen 
an,  die  seitdem  nur  zu  geringem  Theil  erreicht  wurden.  Die 
Einführung  des  Alkoholmonopols,  die  den  Kantonen  beträcht- 
liche Einnahmen  verschaffte ;  die  Bundesbeiträge  für  Fluss- 
korrektionen, für  Hebung  der  Landwirthschaft  und  beruflicher 
Bildung  reizten  die  Begierde  nach  Bundesgeldern  und  zugleich 
die  Neigung,  eidg.  Schöpfungen  von  der  Förderung  kantonaler 
Finanzen  abhängig  zu  machen ;  nur  der  gröbste  Ausdruck 
dieser  Tendenz,  die  sich  bald  in  alle  eidg.  Aufgaben  hinein- 
flocht, war  der  erwähnte  «  Beutezug  ». 

Inzwischen  sind  mancherlei  Fragen  wiederholt  angeregt 
worden  ;  die  Ausmerzung  oder  Reform  des  Ständeraths  machte 
freilich  wenig  Lärm ;  auch  der  Vorschlag  für  ein  obligatorisches 
Referendum  (Motion  Brunner  1893)  blieb  ohne  Folgen,  so  wenig 
die  bestehende  Form  der  Sachlage  entspricht.  Weit  mehr  regte 
die  beantragte  Unterstützung  der  Volksschule  durch  den  Bund 
konfessionell    oder    kantonal    geförbtes   Misstrauen   auf,   (in 

|v  Erinnerung  an  den  im  Jahr  1882  verworfenen   «Schulvogt»). 

Nichts  desto  weniger  tauchen  immer  neue  Gedanken  auf,  welche 
die  Bundesverwaltung  zu  erweitern  streben ;  namentlich  sind 
Handelsmonopole  in  Frage;  neben  dem  verunglückten  Zünd- 
holzmonopol stritt  man  'sich  zeitweise  um  ein  Tabakmonopol, 

f.  das  die  Geldmittel  für  eine  allgemeine  unentgeltliche  Kranken- 

pflege zu  liefern  hätte ;  aber  auch  Getreide,  Steinkohlen, 
Wasserkräfte  etc.  haben  in  solchem  Sinne  ihre  Fürsprecher 
gefunden. 


fy 
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Wie  bei  solcher  Regsamkeit  der  Wünsche  und  der  Ent- 
wicklung eines  vielumfassenden  Bundeshaushalts  die  Verfas- 
sung selbst  erschüttert  und  mit  Flickstücken  verunziert  werde, 
zeigte  vor  Jahren  schon  (März  181H)  E.  H.  Mann  in  einer 
Plugschrift,  die  eine  Übersicht  der  seit  1874  getroflFenen  oder 
noch  betriebenen  Änderungen  gab  und  eine  Totalrevision 
empfahl.  Die  seitdem  erfolgten  Keforendumsbeschlüsse,  denen 
freilich  die  Ausführungsgesetze  noch  grossentheils  mangeln, 
lassen  jedenfalls  erwarten,  dass  das  politische  Leben  nicht 
stille  stehe,  wie  die  negativen  Entscheide,  die  sich  von  Zeit 
zu  Zeit  ereignen,  alle  Parteien  zur  Vorsicht  und  Mässigung 
mahnen.  Alles  aber  lehrt,  dass  Formeln  und  Schlagworte  sich 
nicht  lange  behaupten  und  keine  Parteiherrschaft  möglich  ist, 
die  nicht  der  wirklichen  Mehrheit  des  Volkes  entspricht. 
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3,  Z.  6  V.  o.  ist  de  besser  zu  streichen. 

4,  Z.  11  V.  o.  zu  lesen:  pr^judictable  .  .  . 

5,  Z.  4  y.  o.  zu  lesen:  allemand  .  .  . 
5,  Z.  16  Y.  u.  zu  lesen :  lu  .  .  . 

7,  Z.  2  Y.  0.  zu  lesen:  Bailliages  .  .  . 

8,  Note,  Z.  6  Y.  o.  Dez.  1797  au  beanstanden;  eher  zu  setzen:  Anf. 

Januar  (bis  15.)  1798. 
>      Z.  1  Y.  o.  «  Ofßz.  Veröffentlichung»  sagt  zu  viel;  es  fand  blos 
eine  Verlesung  etlicher  Theile  statt. 

10,  Art  8,  deutscher  Text,  zweiter  Absatz,  Schluss  zu  lesen:  irre. 
13,  deutscher  Text,  Z.  17  v.  u.  zu  lesen :  Gaster. 

16,  »  »      Vierter  Titel. " 

»  »      Art.  28.  Z.  4  Y.  o. :  an  zu  .  .  . 

17,  franz.  Text,  Z.  15  y.  u.  soll  stehen:  potent. 

21,  deutscher  Text,  Z.  17  y.  o.:  oberste  .  . 

22,  »  »      Z.  2  Y.  u.  statt  Nach :  Vom  .  .  . 
22,  franz.            »      Z.  8,  7  y.  u.  sol-stice  .  .  . 

24,  deutscher      >»      Z.  1  y.  u.  zu  streichen:  eu. 

34,  Z.  8  Y.  u.  zu  setzen :  die  dort  folgenden. 

40,  Z.  7  Y.  u.  statt  gesetzgeh,  zu  setzen:  grosse  .  .  . 

45,  Z.  13  Y.  u.  zu  lesen:  so  wie  .  .  . 

47,  Z.  2  Y.  0.  st.  Vorworte  zu  setzen :  S.  45,  Note  **. 

65,  Z.  1  Y.  u.  zu  lesen :  Reinhard. 

65,  Z.  5  V.  u.  nach  hlik  zu  setzen :  ;  .  .  . 

65,  Z.  8  Y.  u.  zu  lesen :  Glayre,  .  .  . 

68,  Z.  14  Y.  u.  »       »       I.  Konsuls  .  .  . 

NB,  Die  letzten  Zeilen  der  Note  enthalten  mehr  Irriges  als  Wahres. 

72,  Z.  17  Y.  u.  zu  setzen :  Malmaison  I.  (Von  S.  K.  Ycrwechselt !) 

87,  Z.  13  V.  u.  statt  und  zu  setzen  von  .  .  . 

88,  Z.  8  Y.  o.  zu  lesen :  Darstellung  .  .  . 

89,  Z.  2—3  Y.  u.:    Die   Angabe,   dass   Bonaparte   Redings   Wahl   ge- 
wünscht habe,  wie  auch  anderes,  ist  unhaltbar. 

109,  Z.  17  Y.  o.  zu  lesen  diesörtige  ...  —  Vgl.  S.  111,  Z.  19  y.  u. 
109,  Z.  20  V.  o.  statt  15  zu  setzen  :  7. 

109,  Z.  10 — 11  Y.  u.  Hier  ist  die  Ankündigung  einer  neuen  Verfassung 
mit  der  Ausschreibung  resp.  Versendung  yerwechselt. 
223,  Spalte  rechts,  Z.  4  y.  u.  lies  Verkommnisse  .  .  . 
238,       *  »       Z.  6  Y.  u.    »    Ersatz. 


*)  Auf  Reste  älterer  Orthographie  und  Interpunktion,  die  namentlich 
Yon  S.  E.  beibehalten  Ymrden,  wird  hier  keine  Rucksicht  genommen.  Stil- 
Yersehen  (z.  B.  in  S.  2  der  «Texte»)  möge  der  Leser  nach  seinem  Ge- 
schmacke  beseitigen. 
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Docamentariscber  Theil 


das  ist 


Texte  der  Verfassungen,  Abänderungen,  Amende- 
mente,  sowie  weiterer  die  politischen  Einrich- 
tungen normirender  ActenstUcke  (Bündnissen 
u.  s.  w.),  nach  Perioden  geordnet. 


Allgemeine  Bemerkung. 


i- 


Von  den  hier  zum  Abdruck  kommenden  Ver&ssungswerken  sind  einige 
nie  angenommen  worden  und  zur  Vollziehung  gekommen :  z.  B.  einige  Consti- 
tntionen  in  der  helvetischen  Periode,  solche  in  der  Periode  von  1812 — 1815, 
das  Beformproject  von  1882/83,  die  Verfassung  von  1872.  Sie  sind  durch  einen 
anderartigen  Druck  unterschieden. 

Speziell  die  Anwendung  der  Constitutionen  der  helvetischen  Periode 
ist  bei  jeder  fraglich.  Der  Geschichtsschreiber  dieser  Periode  äussert  die 
Ansicht,  dass  von  den  Projecten  von  Malmaison  u.  s.  w.  nur  die  Bestim- 
mungen über  dieCentralgewalt  zur  Ausftlhrung  gekommen  seien,  während 
mehrere  Einrichtungen,  die  sich  auf  die  erste  helv.  Verfassung  von  1798 
stützen,  erst  1808  mit  der  Einftihrung  der  Mediations-Verfassungen  in  Weg- 
fall  gekommen  seien.  —  Man  thut  jeweilen  gut  daran,  sich  nach  den  vor- 
handenen Protocollen  und  zuverlässigen  Gteschichtswerken  der  Cantone  zu 
Orientiren.  Insbesondere  haben  die  Vorschrifken  des  Projectes  von  Malmaison 
in  den  Titeln  III  und  V  über  die  kantonalen  Organisationen  in  einigen 
Cantonen  eher  Beachtung  gefunden,  als  in  den  andern  und  dann  auch  sind 
sie  nicht  gleichmässig  angewendet  worden.  Die  G^bietseintheilungen  haben 
in  Wirklichkeit  selten  dem  Wortlaut  der  Verüusungen  oder  Projekte  ent- 
sprochen; nur  als  Beispiele  werden  die  Cantone  Oberland  (Bern),  Baden 
und  Wallis  erwähnt. 


* 


Die  Periode  der  helvetischen  Constitutionen. 


1.  Die  Prociamation  des  ArmeecofnmiMftrs  Lecarlier.*) 

(Vom  28.  März  1798.) 

Liberte.  Republique  Fran^aise.  Egalit^. 

Le  Gommissaire  du  Gouvernement  pr^s  de  rArmee  de  la 
Republique  Fran9aise  en  Suifise. 

Infonn^  que  rempressement,  avec  lequel  s'est  fait  dans 
plusieurs  Gantons  l'acceptation  de  la  Constitution  Helv^tique, 
pourroit  faire  naitre  des  doutes  sur  la  väritable  teneur  de 
l'Acte  constitutionnel  accept^,  en  ce  que  dans  quelques  Gan- 
tons on  a  accepte  purement  et  simplement  le  premier  Projet 
r^pandu  dans  toute  la  Suisse  et  imprimä  en  frangais  et  en 
allemand,  et  que  dans  d'autres  on  y  fait  des  modifications. 


*)  Wenn  auch  im  arz&hlenden  Theile  das  Wesentliche  der  «  Befreiung  > 
des  helvetischen  Volkes  durch  die  französischen  Armeen  und  Befehlshaber 
auseinandergesetzt  worden  ist,  so  muss  doch  hier  wiederholt  werden,  dass  es 
ein  schlechtes  Omen  für  die  Selbständigkeit  Helvetiens  gewesen,  das  erste 
VerfiEUBungswerk  durch  eine  Willensäusserung  eines  vom  franz.  Directorium 
eingesetzten  Armeecommissärs  einzuleiten,  der  zwar  keines  der  schlechtesten 
Glieder  der  Bande  gewesen,  welche  im  Grefolge  der  Heere  der  Generale 
Bmne  und  Schauenburg  gestanden  ist.  Es  ist  immerhin  ein  dem  schweize- 
rischen Staate  Fremder,  welcher  befohlen  hat;  er  ist  der  Erste  gewesen, 
welcher  mit  klaren,  deutlichen  Worten  das  Eroberungsrecht  geltend  ge- 
macht und  sich  einer  zürcherischen  Abordnung  gegenüber  geäussert  hat, 
dass  Alles,  was  früher  Schweiz.  Regierungen  zugehört,  in  französisches  Eigen- 

thum  übergegangen  sei.    UHans  von  Beinhard,''  bearbeitet  durch  Bflrger- 
meister  C.  von  Mar  alt.) 

Ueber  die  Persönlichkeit  des  Commissärs  Lecarlier  ist  folgende  Note 
(des  verstorbenen  Staatsschreibers  und  Staatsarchivars  M.  Stürler  von  Bern) 
im  XII.  Bande  des  «  Archiv  für  Schweiz.  Geschichte  >,  Seite  418  zu  N*  267 
niedergelegt:  cLecarlier,  Marie  Fran9ois  Philibert,  aus  derPicardie,  ge- 
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Gonsiderant  que  toute  espece  d'incertitude  sur  un  point 
aussi  important  pourroit  entrainer  les  plus  graves  incon- 
vänients. 

Gonsiderant,  que  si  on  ne  prenoit  des  moyens  prompts  et 
efficaces,  pour  les  pr^venir,  il  pourrait  arriver  que  dans  les 
Gantons  qui  n'ont  pas  encore  manifeste  leur  acceptation,  de 
nouvelles  discussions  pr^parassent  de  nouvelles  modifications 
et  qu'ainsi  le  moment  oü  le  Peuple  Suisse  doit  jouir  des  avan- 
tages  d'une  Constitution  libre,  seroit  aussi  encore  differe. 

Gonsiderant  que  les  circonstances  sont  telles,  que  tout 
deiai  seroit  infiniment  prejudicable  au  succes  de  la  Represen- 
tation helv^tique,  et  qu'on  ne  peut  trop  accelerer  T  Organisation 
constitutionnelle ; 


«  wesenes  Mitglied  des  Convents,  dann  Administrator  des  Departements  de 
«  TAisne,  ward  am  18.  März  vom  Directorium  zum  ausserordentlichen  Com- 
«  missär  bei  der  französischen  Armee  in  der  Schweiz  ernannt.  Die  Haupt- 
«mission  Lecarlier*8  war  wohl  die  Eintreibung  der  Eriegssteuer,  schmach- 
« vollen  Andenkens !  Allein  manche  Judicien  weisen  darauf  hin ,  dass 
«  er  überdies  die  zu  Bern  und  anderswo  stattgefundenen  Geldmanipulationen 
«  der  Generale  und  Comnüssäre  einer  Prüfung  zu  unterwerfen  hatte.  > 

Diese  Note  über  den  Commiss&r  Lecarlier  findet  sich  anlässlich  der 
Correspondenz  des  Generals  Brune,  Oberbefehlshaber  der  französischen 
Armee  in  der  Schweiz,  welche  Correspondenz  von  der  Staatskanzlei  Bern 
erworben  werden  konnte  und  im  besagten  Bande  des  Archives  abgedruckt 
worden  ist.  —  Ein  anderer  Abdruck  im  XIY.  Band  des  gleichen  «  Archivs » 
ist  ebenso  erwähnenswerth;  er  ist  betitelt:  «Actenstücke  zur  Geschichte 
der  französischen  Invasion  in  die  Schweiz  im  Jahre  1798  >.  Diese  Acten- 
stücke sind  u.  A.  ein  Tagebuch  des  französischen  Generals  Menard, 
welcher  vor  dem  General  Brune,  v.  20.  Januar  1798  an,  die  französischen 
Truppen,  welche  in's  Waadtland  eingerückt,  befehligt  hat ;  —  femer 
mehrere  Briefe  des  waadtländischen  Centralcomit^s  in  Lausanne, 
femer  Briefe  einzelner  Bezirkscomit^s  und  waadtländischer  Privaten 
von  Peterlingen  (Payerne),  Yverdon,  Moudon,  Nyon,  etc.  —  femer  Briefe 
einzelner  Mitglieder  des  französischen  Directoriums,  auch 
Briefe  des  französischen  Generals  Rampon  und  des  bernischen  Generals 
von  Erlach;  femer  Briefe  der  französischen  Geschäftsträger  Mengaud 
in  Basel  und  Mangourit  in  Sitten  etc.  An  der  Hand  dieser  Actenstücke 
wird  die  Geschichte  der  französischen  Invasion  in  die  Schweiz  eine  wesent- 
lich andere,  als  sie  bisher  in  vielen  Geschichtsbüchern  erzählt  und  vom 
Volke  geglaubt  worden  ist ;  bedauert  ja  bereits  im  Jahr  1800  der  erste 
Consul  Napoleon  die  Ungeschicklichkeit  des  franz.  Directoriums  von  1798 
und  die  Unverschämtheit,  mit  der  franz.  Agenten  das  Land  ausgeraubt 
haben  (Bemerk.  2  zu  Nr.  13  in  der  Korr.  Bmne). 
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Reqoiert  le  General  en  chef  d'ordonner  ce  qui  suit : 

Art.  I.  L'acceptation  de  la  Constitution  Helvetique  ne 
doit  s'entendre  que  du  prämier  Projet  imprim^  en  fran^ais  et 
en  allemend  et  publie  dans  toute  la  Suisse. 

Art.  n.  Toutes  modifications  apportees  ä  ce  Projet  Bont 
regardees  comme  non  avenues. 

Art.  in.  II  sera  seulement  ajoute  k  Tarticle  de  la  Division 
territoriale,  que  Y  Oberland  fera  un  Ganton,  dont  le  chef-lieu 
sera  la  ville  de  Thun. 

Art.  IV.  Conformement  ä  ce  qui  a  ete  precedemment  pres- 
crit,  les  D^put^s  au  Corps  l^gislatif  se  rendront  le  10  de  ce 
mois  dans  la  ville  d'Aarau. 

Art.  V.  Le  Corps  legislatif  pourra  deliberer  au  nombre 
de  la  moitie  plus  un  des  membres  dejä  elus;  il  proclamera 
rindependance  de  la  Nation  Helvetique  et  sa  Constitution  en 
Republique  une,  indivisible,  democratique  et  representative. 
—  A  la  suite  de  cette  Proclamation,  TActe  constitutionnel 
sera  lü  solennellement. 

Art.  VI.  Lorsque  le  Corps  legislatif  sera  constitue,  il  en 
donnera  avis  au  Oeneral  en  chef. 

Art.  VII.  Les  Deputds  des  Cantons,  qui  manifesteront  par 
la  suite  leur  adhesion  ä  la  Constitution  Helvetique  seront 
admis,  d^s  qu'ils  auront  fait  connoitre  leur  nomination,  et  que 
leurs  pouvoirs  auront  ete  reconnus  legitimes. 

Art.  Vni.  La  Residence  du  Corps  legislatif  dans  la  ville 
d'Aarau,  n'est  que  provisoire  et  il  pourra  transferer  les  s^ances 
dans  la  ville  de  Luceme,  lorsque  ce  Canton  aura  manifeste 
son  adhesion  ä  la  Constitution. 

Toutes  dispositions  contraires  au  present,  n'auront  aucun 
effet. 

A  Beme,  le  8  Germinal,  an  6  de  la  Republique  fran9aise, 
une  et  indivisible. 

Lecarlier. 
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Le  General  en  chef  ordonne  que  les  dispositions  du  r^qui- 
sitoire  ci-dessus  soient  executees  dans  leur  forme  et  teneur, 
imprimees  dans  les  deux  langues,  publiees  et  affich^es  partout 
oü  besoin  sera. 

Au  Quartier-general  ä  Bemef  le  9  Germinal,  6  ann^e  de 
la  R^publique  fran<;aise  (d.  i.  29.  März  1798). 

Schauenbury, 


W' 


k>  ^ 


2.  Verfügungen  des  Armeecommissärs  Lecarlier  betreffend  die 

Constituirung  des  Cantons  Baden.*) 

(Bern,  11.  April  1798.  —  22  Germinal  VI) 

€  Le  commissaire  du  gouvemement  pr&s  Tarmöe  de  la 
B^publique  £ran9aise  en  Suisse,  inform^  que  les  citoyens  du 
comte  de  Baden  et  des  BaiUiages  libres,  qui  aux  termes  de  la 
Constitution  helvetique  doivent  faire  partie  du  canton  de  Zoug, 
ont  accept^  la  Constitution  et  desirent  procdder  aux  nomina- 
tions  qu'elle  ordonne,  mais  que  les  electeurs  ne  peuvent  se 
räunir  k  Zoug,  attendu  que  cette  ville  n'a  point  accept^  la 
Constitution ; 

considerant  que  la  Constitution  elle-m^me  indique  la 
marche  k  suivre  dans  le  cas  oü  une  partie  d'un  canton  ne 
s'empresserait  pas  d'adherer  au  voeu  d'acceptation  qui  aurait 
ete  ^mis  dans  une  autre  partie,  qu'alors  les  acceptants  doivent 
proc^der  ä  toutes  les  Operations  qui  sont  ndcessaires  pour  les 
del^gations  de  pouvoir  et  l'organisation  des  autorites  qui  In- 
teressent chaque  canton,  requiert  le  G^n^ral  en  chef  d'ordonner 
ce  qui  suit: 


*)  Weil  der  nachfolgende  Erlaas  vom  11.  April  (1798)  datirt,  also  vor 
der  Proclamation  der  hely.  Verfassung  vom  12.  April  1798,  so  wird  er  auch 
vor  der  Verfassung,  die  demnach  noch,  ehe  sie  in  Erafb  getreten  ist,  abge- 
ändert wird ,  abgedruckt.  —  Einige  andere  diesfaUige  Verhandlungen  sind 
in  Strickler's  Sammlung  (I,  621)  zusammengestellt;  ganz  besonders  ist 
aber  noch  zu  erwähnen:  «  GreBchichte  der  Stadt  und  der  Bäder  von  Baden  » 
Ton  Fricker;  ich  habe  letzterm  auch  fdr  einige  Privatmittheilungen  zu 
danken. 
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Art.  1^'.  Dans  le  plus  court  delai  les  gouvemements  pro- 
visoires  du  comte  de  Baden  et  des  Baillages  libres  se  r^uniront 
par  deputation  ä  Mellingue ;  de  lä  ils  adresseront  au  gouveme- 
ment  de  Zoug  une  invitation  d'accepter  la  Constitution  hei- 
v^tique,  de  nommer  des  ^ecteurs  et  de  proc^der  concurremment 
avec  ceux  des  autres  parties  qui  doivent  former  le  nouveau 
canton,  aux  nominations  prescrites  par  la  Constitution. 

Art.  2.  Si  dans  le  d^lai  de  cinq  jours  le  gouvernement  de 
Zoug  n'a  pas  deferä  ä  Tinvitation,  alors  les  electeurs  nonunäa 
par  les  autres  parties  qui  doivent  former  le  nouveau  canton, 
se  r^uniront  k  Mellingue'")  et  y  procfederont  k  la  nomination 
des  deputes  au  Corps  legislatif  et  ä.  celle  des  membres  des 
diverses  autorites  qui  doivent  exister  dans  chaque  canton. 

Art.  3.  n  sera  fixe  ult^rieurement  un  lieu  destinä  ä  6tre 
la  r^sidence  des  autoritäs  constitutionnelles. » 


Vom  gleichen  Tage  noch  datirt  der  entsprechend^  Befehl 
des  Generals  Schauenburg**). 


*)  Sowohl  Strickler  in  der  Sammlung  (I,  623  n.  ff.)  als  Hilty  in  den 
im  erzählenden  Theil  erwähnten  «Vorlesungen»  geben  das  Verzeichmss 
der  am  12.  April  17d8  in  Aarau  yertretenen  Kantone  (in  alphabetischer 
Ordnung:  Aar gau,  Basel,  Bern,  Freiburg,  Leman,  Luzern,  Ober- 
land, Schaffhausen,  Solothurn,  Zürich)  als  die  Namen  der  Vertreter. 
Oben  sind  die  Gründe  angegeben,  warum  der  Kanton  Baden  nicht  ver- 
treten sein  konnte. 

***)  Gerne  würde  ich  der  nachstehend  folgenden  Verfusung  auch  die  wich- 
tigsten organischen  Gesetze,  z.  B.  Über  die  Organisation  des  obersten 
Gerichtshofes,  die  Organisation  der  Munizipalitäten  und  Gemeinde- 
Terwaltuogen,  die  Organisation  der  helvetischen  Miliz,  über  das  Auf- 
lagensjstem,  über  Abschaffung  der  Feudallasten  u.  s.  w,  beigeben, 
wenn  ich  mir  nicht  des  Baumes  wegen  einige  Schranken  auferlegen 
müsste. 
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3.  Die  erste  helvet  Verfassung. 

(Vom  12.  April  1798.)  •) 


f)eutf4e  Ueberfe^ung  nad^  Dr.  ®tji 

etftcr  Z\ttl 

^aupt'Qrunbffi^e. 

1.  f>\t  ielbetifc^e  IRepublil  ma^t 
bitten  unb  unsert^eilbaren  6taat  au8. 

6§  gibt  letne  ®ren)en  mel^r  jtDtf^en 
ben  (Sanionen  unb  ben  untetmorfenen 
fianben  no4  )totf^en  einem  danton  unb 
bem  anbern.  S)te  (Sin^eii  beS  Saiet' 
lanbeS  unb  bed  aUgemetnen  3nteref[e8 
berirtti  lünftig  baS  f ^»a^e  Sanb,  toel^eS 
frembatitge,  ungleii^e,  in  feinem  9^erb&lt' 
niffe  ftebenbe,  unb  fleinUc^en  Socalitfiten 
ober  einbeimif^en  ^onttt^eilen  unier« 
iporfene  X^eile  aufammenbtelt  unb  auf 
boS  ^erat^ettobl  leitete,  man  t>tx]fMt 
nur  bie  ganu  @4to&4e  einselner  Xqeile; 
man  totro  aber  bur4  bie  bereinigte  Btärfe 
%Qer  fiarl  fein. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

ntre  K 

I^ncipea  fondamentaux. 

1.  La  Röpnbliqne  helv^tiqae 
est  one  et  indivisible. 

11  n'y  a  plus  de  frontiöres 
entre  les  cantons  et  les  pays  sn- 
jets,  Dl  de  canton  ä  canton.  L'n- 
nit6  de  patrie  et  d'int^röt  saccMa 
au  faible  lien  qui  rassemblait  et 
guidait  au  hasard  des  parties 
h^törog^nes,  inegales,  dispropor- 
tionn^es  et  asservies  k  de  petites 
localit^s  et  des  pröjug^  domes- 
tiques.  On  ^tait  faible  de  toute 
sa  faiblesse  individaelle ;  on  sera 
fort  de  la  force  de  tous. 


r.p«* 


*) i)er  Seit  ber  offij.  SBerOf f entlidjung  na^  mug  Die  93erfa{fung  obigeS  Datum 
tragen;  nad^  bem  bor^ergel^enben  llctenftttde  unier  3ifF- 1  lann  eS  nur  baS  ber  eitoafi  t()ea- 
tralifd^en  $roctamation  beS  ^eloetifc^en  6enatS|)ra|ibenten  $.  O^S  bom  Siat^^aufe 
in  Varau  fein,  obtoobl  ©tri  dl  er  autb  ber  SBerfa|fung  baS  gleite  Datum  uie  ber 
$rocIamation  Secarlier  (28.^ara)  gibt.  Die  Sntfle^ung  ber  Serfaffung  fftOt  in  ben 
iotonai  Degember  1797 ;  fie  ifl  in  ber  B^mx^  in  ben  erften  £agen  beS  SJ^onatS  gebruar 
1798,  guerft  nur  confibentieQ,  befannt  gemorben,  fajt  gleid^ieitig  mit  bem  (Srfd^einen 
beS  fran).  Oberbefehlshabers,  General  9rune,  ber  feiner{eits  au^  für  bie  ^Verbreitung 
geforgt  ^at;  ift  ia  (Benerat  9rune  ebenjotoo^l  ein  ^olitif^er  9lgent  beS  franj. 
DirectoriumS  als  Sru^penfü^rer  gett)efen.  Die  SBerfu^e,  bie  gerabe  bon  biefer  Seite 
gemalt  »orben  finb,  bie  ^Inna^me  als  eine  frein)illige  burc^  bie  Orte  unb  bie  einylnen 
Sanbfc^aften  erfd^einen  )u  loffen  (refp.  unb  }u  eratoingen),  »ieber^ole  i^  auS  bem 
erften  ^eile  niddt  me^r.   (9^4  bertbeife  auf  bie  9lote  am  ®(((u6  ber  SBerfaffung.) 

^0^  im  3a(re  1871  ^at  mein  gelehrter  SanbSmann  Dr.  SB.  ®  i  f  i ,  eibg. 
6taatSf4reiber,  ber  einen  ber  im  SBorberi^t  ernannten  IBerfui^e  gur  $ub(ication 
ber  f^toei).  ^unbeSberfaffungen  gemalt,  eine  fel^r  grttnblic^e  Prüfung  unb  itritit 
ber  berf(l)iebenen  in  ber  @4tbeia  bor^janbenen  ^ublicationen  unb  Xtx\t  ber  Reibet. 
Serfaffung  mad^en  gu  muffen  geglaubt.  @ine  fol^e  IRot^tbenbigleit  ift  für  mi(^ 
weggefallen,  inbem  i4  ben  franj.  Xtii  gum  ^Ibbrude  bringe,  ben  Qr.  Dr.  @tridler  in 
bie  Sammlung  auS  ben  fUitn  ber  Reibet.  9lepublif  (L  566)  aufgenommen  (at. 
Derfelbe  folgt  jebo4  »ef entließ  ber  ^eröffentli^ung  beS  Qrn.  Dr.  ®ifi :  bie  SlVerfaffung 
ift  toiebergegeben  in  ber  burd^  bie  franj.  tlutoritdien  gegebenen  (Seflalt  Diefer 
mug  bie  meifte  ^lufmerffamfeit  getoibmet  fein;  ber  franjöf.  2:e£t  ijt  ber  Originaltest. 
gfUr  bie  lieber  fe|ung  in'S  Deutfd^e  folge  id^  Dr.  ®ift.  9ine  SBemertungen  beSfelben 
unb  bie  ^intteifungen  auf  bie  IBarianten  beS  O^S'fd^en  (SnttturfeS  unb  beS  BaSler« 
93orf4lageS  bom  15.  ^äx^  1798  laffe  i^  toeg. 
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®eutWc  Ueberfe^unß  no^  Dr.  ®ifl. 

2.  S)ie  (BcfantmUeit  ber  öütger  i|l 
ber  ©ouöetan  ober  Dberbenf^er.  Ann 
»eil  iinb  lein  einzelnes  «e^t  ber  Ober* 
berrl^ojt  fonn  üom  ©onjen  aböenjjen 
»erben,  um  boS  digent^um  eineS  €in- 
jelnen  |u  »erben. 

I^ie  fleßierunflSfotm,  »enn  jte  ou^ 
lottte  öerttnbert  »erben,  fott  atleieit  eine 
reprafentatitte  ©emofratie  fein. 


3.  5DqS  ®e|e^  ifl  bie  (SrHärung  beS 
aSillenS  beS  «efe^geberS,  »el^en  er  auf 
eine  burc^  bie  C^onjiitution  fePgefe^ie  ^ct 
!unbgema4t  (at. 

4.  S)ie  gmei  @runblagen  beS  öffeni- 
li^en  3Bo^I8  fmb  ©ic^erbeit  unb  ^Huf« 
liftrung. 

«uffldrung  ijl  beffer  al8  Wridjtl^um 
unb  ^ra^t. 

5.  Die  notürli^e  greibeit  beS  Solen- 
nen ifl  unt)crfitt6erlid>.  @ie  l^ot  feine 
anbere  Orenjen  al»  bie  Rrei^eit  jebeS 
anbem  unb  ßeje^mäfeiö  erwiesene  ^bftci- 
ten  eine§  attgemein  not(»enbi0en  $or> 
t^eiU. 

S)aS  ®efe4  oerbieiet  iebe  %xi  Don 
HuSgelaffen^eit;  eS  muntert  auf,  ®ute8 
3tt  t$ttn. 

6.  5Die  <Se»iffen§freibeit  ift  unein« 
gef^rfinft,  ieboii^  mugbie  5ffentU^e9leuJe« 
rung  i7on  wetigionS-^Dleinungen  ben  m* 
finnungen  ber  (gtntradjt  unb  beS  griebenS 
unfergeorbnet  fein,  ^fle  ®ottelbienfte  finb 
erlaubt,  in  fofem  fie  bie  5ffentU(be  9lu^e 
nid^t  ftftren  unb  ft^  feine  ^errf d^enbe  Ge- 
aalt ober  ^oraüge  anmaffen.  5Dte  $oIi|ei 
bat  bie  %ufft(!bt  barflber  unb  baS  ^td^i, 
n4  na4  ben  drunbfä^en  unb  ^fli^ten 
)u  erfunbtgen,  bie  barin  gelehrt  »erben. 
S)ie  SSer^aitnijfe  einer  ^efte  mit  einer 
frembcn  Dbrigfeit  fotten  »eber  auf  bie 
^taatSfacben  nodj)  auf  ben  ^o^Ifianb 
unb  bie  ^ufttärung  beS  SolfS  einigen 
(iginfiuft  l^aben. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Striclder. 

2.  L'aniyersalit^  des  citojens 
est  le  sonverain.  Aucune  partie ' 
on  aucan  droit  de  la  sonverainetö 
ne  peut  6tre  d6tach6  de  l'ensem- 
ble  ponr  devenir  nne  propri6t6 
paiücnliöre. 

La  forme  de  gonvernement, 
quelques  noodifications  qu'elle 
pnisse  öpronver,  sera  toujours 
une  dömocratie  repräsentative. 

3.  La  loi  est  Texpression  de 
la  volonte  du  l^gislateur,  mani- 
festäe  suivant  les  formes  consti- 
tutionnelles. 

4.  Les  deux  bases  du  bien 
public  sont  la  süret6  et  les  lu- 
miöres. 

Les  lumiöres  sont  pröförables 
ä  Populence. 

5.  La  libert^  naturelle  de 
rhomme  est  inali^nable;  eile  n'est 
restreinte  que  par  la  libert^  d'au- 
trui  et  des  vues  l^galement  cons- 
tatöes  d'un  avantage  g6n6ral  n6- 
cessaire. 

La  loi  röprime  tous  les  genres 
de  licence;  eile  encourage  ä  faire 
le  bien. 

6.  La  libert^  de  conscience 
est  illimitöe;  la  manifestation  des 
opinions  religieuses  est  subordon- 
nöe  aux  sentiments  de  la  Con- 
corde et  de  la  paix.  Tous  les 
cultes  sont  permis  s'ils  ne  trou- 
blent  point  T  ordre  public  et 
n'afifectent  aucune  domination  ou 
pr^öminence.  La  police  les  sur- 
veille  et  a  le  droit  de  s'enquörir 
des  dogmes  et  des  devoirs  qu'ils 
enseignent.  Les  rapports  d'une 
secte  avec  une  autorit^  6trang6re 
ne  doivent  influer  ni  sur  les  af- 
faires politiques,  ni  &ur  la  pros- 
p^ritö  et  les  lumiäres  du  peuple. 
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i.it,. 


^eutfd^e  Ueberfe^ung  naä^  Dr.  ®ift. 

7.  S>te  Vregfrei^eit  ifl  eine  naiUrU^e 
Solfie  beS  iRe^ieS,  baS  ieber  l^ai,  Unter« 
ri^t  3u  erhalten. 

8.  €8  giebt  feine  erblid^e  Oetoali, 
^ang  no4  C^^renttiel.  9^eber  0ebrau4 
ober  iebe  barauf  jielenbe  (Sinfe^ung  {oD 
bur4  Strafgefe^e  Derboien  toerben. 


^rblid^e  SBoraUge  erzeugen  öo^muil^ 
itnb  Unterbrüd!ung,  fübten  jur  Untviffen* 
l^cit  unb  Srfiofiett  unb  leiten  bte  iOlex* 
nungen  über  l^nge,  ^geben^eiten  unb 
Sltenl^en  intg. 


9.  $ribat « (Sigentl^um  fann  t>om 
Biaai  ni((t  anberS  verlangt  loerben  als 
in  bringenben  ^fiOen  ober  }u  einem  aU» 
gemeinen^  offenbar  notbtoenbtgen  ®ebrau4 
unb  bann  nur  gegen  eine  billige  6nt« 
fdjäbigung. 

10.  (Sin  ieber,  ber  bur4  gegenwärtige 
^taatSüerfaffung  baS  (Sintommen  irgenb 
einer  SteQe  ober  ^frttnbe  üerliert,  foH 
toergütungSneif  e  eine  lebenSlfingU^e  9iente 
erbalten,  Diejenigen  Sa^re  ausgenommen, 
tDO  tl^n  eine  anbere  einträglidjie  Stelle 
ober  eine  ^enfton  auf  eine  billige  ^rt 
entf^fibigen  »ürbe. 


^on  aller  Sergtttun^  ober  (Sntfd^ft« 
bigung  ftnb  jebo(9  biejentgen  auSge« 
fcbloffen,  »el^e  ft^,  üon  j^unbmad^ung 
beS  gegentDArtigen  (EonftttutionS-^IanB 
an  \u  red^nen,  ber  flnnabme  einer  meifen, 
^olttifd^en  (Slei^^eit  junf^en  SBUrgern 
unb  Untertl^anen  unb  beS  @9flem8  ber 
<Sinbeit  unb  ®(et4b«tt  atoifcben  ben  ®ne- 
bern  beS  gemeinfd^aftli^en  SBaterlanbeS 
toiberfe^en  mürben.  9lu|erbem  i^  oorbe« 
fiaften,  gegen  biejenigen,  bereu  SBiber« 
Itanb  bon  ^J3o8beit,  ^ralift  ober  8falf4« 
beit  jeugen  würbe,  s»  fem«  8«t  ftrengere 
tulaoBregeln  au  ergreifen. 


l 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

7.  La  libertö  de  la  presse  dd- 
rive  du  droit  d'acqu^rir  de  Tins- 
truction. 

8.  ü  n^  a  aucune  här^dit^  de 
pouvoir,  de  rang  et  d'honnenr. 
L'nsage  de  tout  titre  ou  instita- 
tion  quelconque  qui  en  r^veille- 
rait  rid^e,  sera  interdit  par  des 
lois  pönales. 

Les  distinctions  h^räditaires 
engendrent  l'orgaeil  et  l'oppres- 
sion,  conduisent  k  Timp^ritie  et 
k  la  paresse,  et  pervertissent  Po- 
pinion  sar  les  choses,  les  ävöne- 
ments  et  les  hommes. 

9.  Les  propri^t^s  particuliöres 
ne  peuvent  dtre  exigöes  par  TE- 
tat  que  sauf  une  juste  indemnitä, 
et  dans  des  cas  urgents  ou  d'nn 
usage  public,  hautement  nöces- 
saire. 

10.  Tout  individu  qui,  par 
une  suite  de  la  pr^ente  Consti- 
tution, perdrait  le  revenu  d'une 
place  ou  b^n^fice  quelconque,  re- 
cevra,  par  droit  de  compensation, 
une  rente  viag^re,  except^  les 
annöes  ou  une  place  lucrative  ou 
une  Pension  Tindemniserait  d'une 
maniöre  öquitable. 

Sont  n^anmoins  exclus  de 
toute  indemnitä  ou  compensation 
ceux  qoi,  &  compter  de  la  pu- 
blication  de  ce  plan  de  Constitu- 
tion, s*opposeraient  k  l'adoption 
d'une  sage  ^galit^  politique  entre 
les  citoyens  et  sujets  et  du  Sys- 
teme de  Tunitä  et  de  l'^galitä 
entre  les  membres  de  la  com- 
mune patrie ;  sauf  encore  k  pren- 
dre,  en  son  temps,  des  mesures 
plus  s^vöres  contre  ceux  dont  la 
r^sistance  aurait  etä  marquee  au 
coin  de  l'artifice,  de  la  pei-fidie 
ou  de  la  m^chancete. 
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^ettt{4e  Uebtrfe^une  na4  Dr.  9\fL 

11.  Steuern  toetben  pim  aUgenteinen 
9lu^(n  auSgef^deben  unb  ntlinen  unter 
ben  ©teuerbaten  na4  tbrem  9ierm5aen, 
dtnfUnften  unb  SlutnieBungen  bert$etlt 
»erben. 

S)iefe8  9)erbaltni6  lann  aber  nur 
annSbetungSioeife  benimmt  »erben.  (Sine 
au  neit  getriebene  (S^enautgteit  »firbe  baS 
!Ku^Q9en-6))ßem  fofif))ieUa  unb  ber  %X' 
tionaUaBo^lfabrt  no^tbeilifi  ma^en. 


12.  SDte  »efolbung  ber  öffentliijen 
SBeantten  foH  man  na$  ^erbfiltnig  ber 
f[rbett  unb  ber  erf orberliciben  Salente  auS« 
fe^en,  jo  tsie  au4  na4  ^oa^gabe  ber 
®efabr,  ttenn  bie  9[emter  baS  auSf^Ueg' 
li^e  (Irbtbeil  ber  iReidden  abgeben,  ober 
loenn  ^e  feilen  ^finben  anvertraut  »er« 
ben  joQten. 

SHefe  9efoIbungen  follen  in  betreibe 
befHmmt  unb  fo  lang  al%  ein  ^Beamter 
an  fetner  ©teile  fein  »irb,  nidjt  ber* 
ntinbert  »erben. 


13.  itein  liegenbeS  ®ut  lann  unDer* 
Augerli^  ertlfirt  »erben,  »eber  für  eine 
(Korporation  ober  ffit  eine  ^efeUfd^aft 
no(|  für  eine  Samilte;  baS  auSf4lie61i4e 
9ie4t,  liegenbe  ®üter  ju  beft^en,  fU^rt 
gur  ©flaoerci. 

S)er  (S^runb  unb  Soben  lann  mit 
feiner  Saft,  3in8  ober  S)ienftbarleit  be« 
f4l»ert  »erben,  »obon  man  fid^  nid^t  loS* 
ifaufen  fönnte. 

14.  2)er  Bürger  ift  gegen  baS  SSater« 
lanb,  feine  Samifie  unb  bie  Sebrfingten 
pm^tig.  6r  ))fi[egt  fjfreunbf^af t ;  opfert 
tOT  aber  feine  feiner  Obliegenheiten  auf. 
(Ir  f4»5rt  allen  perjdnUd^en  (SroII  unb 
jeben  Se»eggrunb  oon  (Sitelteit  ab.  ©ein 
^aupta»e(t  ift  bie  moralif^e  ^ereblung 
bcs  menf4Ii(i^en  (9ef  Ale^tS.  Obne  Unter- 
laß labet  er  au  ben  fanften  (S^efU^Ien  ber 
Sruberliebe  ein.  ©ein  iRubm  befielt  in 
ber  ^l^tung  gutbenfenber  SRenfd^en;  unb 
fein  (Attoi^tn  »etg  i^n,  »egen  ber  $er« 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

11.  Toute  contribntion  est  sta- 
bile pour  Patilit^  g^nörale.  Elle 
doit  ötre  röpartie  entre  les  con- 
triboables,  en  raison  de  lears  fa- 
cultas, revenuB  et  jouissances. 

Mais  la  proportion  ne  pent 
dtre  qn'approximative.  L*exc^  de 
rezactitiide  rendrait  le  Systeme 
des  impositions  vexatoire,  dispen- 
dieux  et  nuisible  k  la  prospörit^ 
nationale. 

12.  Les  ömolnments  des  fonc- 
tionnaires  publics  seront  en  rai- 
son da  travail  et  des  talents  que 
lenr  place  exige,  ainsi  que  da 
danger  qa'il  j  aurait  ä  en  con- 
fier  les  fonctions  k  des  mains  y6- 
nales  oa  ä  en  faire  le  patrimoine 
exclosif  des  riches. 

Ges  ^moloments  seront  fix^ 
par  mesares  de  blö,  et  ne  pour- 
ront  point  dtre  dimina^s,  aossi 
longtemps  qa'an  fonctionnaire  sera 
en  place. 

13.  Aacan  immeable  ne  peat 
etre  d^clarö  inali^nable,  seit  poor 
an  Corps,  soit  poor  one  soci^t^, 
soit  poar  ane  famille.  Le  droit 
ezclasif  de  propri^tes  territoriales 
condait  k  Tesclavage. 

La  terre  ne  peat  6tre  grev6e 
d'aacane  charge,  redevance  oa 
servitade  irrachetable. 

14.  Le  citojen  se  doit  ä  sa 
patrie,  ä  sa  famille  et  aax  mal- 
beareax.  II  caltive  Tamitiö,  mais 
il  ne  lai  sacrifie  aucan  de  ses 
devoirs.  II  abjare  toas  ressenti- 
ments  personnels  et  tont  motif 
de  vanitö.  II  ne  veat  qae  Ten- 
noblissement  moral  de  Tespäce 
hamaine ;  il  invite  sans  cesae  aax 
doax  sentiments  de  la  fraternit^; 
sa  gloire  est  Testime  des  gens  de 
bien,    et    sa   conscience    sait    le 
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S)euif(i^e  Ueberfe^ung  nad^  Dr.  ®tfi. 

fagung  biefet   ^d^tuttg  \tU9,  au   tnU 
f^fibtgen. 

ßmiitt  XxttU 

(Sint^etlung  beS  ^eloettl^en 
(SebietS.i) 

15.  ^elDctien  ift  in  daniont,  in 
!^iftrtfie,  tn  Ocmeinben  unb  tn  Seitio- 
nen ober  Cuaittere  ber  großen  Gemein« 
ben  etngetl^eilt.  S)ie]e  (Sintldeilungen  hf 
sieben  rt4  auf  SBa^Ien,  (Seri^tSbarfeiten 
unb  SBenodtungen ;  fie  maä^tn  aber  leine 
i&xtnitn  aus. 


16.  S)er  Umfang  ber  (Santone,  S)i« 
fttxHt,  (Semetnben  unb  Settionen  bon 
0enteinben  lann  bur^  ba§  @efe^  Der* 
finbert  ober  beri^iiget  »erben. 

2)ie  Santone  ftnb  aUe  glei^  im  9lang, 
unb  btef;r  9{ang  foll  ift^rlic^  burd^  baS 
SooS  beftimmt  toerben. 

17.  %)xt  ^au^tftabi  ber  6e(t)eti|4en 
9le))ublil  »erben  bte  aefe^gebenben  Statte 
ongeben.  (^iefelbe  (oQ  einfttoellen  bte 
®emeinbe  oon  Supern  fein.) 


18.  ^ie  ®raubünbner  ftnb  einge« 
laben,  ein  ^eftanbt^eil  ber  Sottet)  gu 
»erben,  unb  »enn  fte  biefer  @inlabung 
günftig  entffire^en,  fo  foüen  ber  (San« 
tone  etnft»etlen  )»ei  unb  3»an)ig  an 
ber  SoV-  1^"/  nftmli^: 


S)er  3Ba(Iifer  danton:  ^au^tort 
6itien. 

S)er  Semantf4e  (Sanion  obec  baS 
SDaabtIanb:  i^au^tort  !i3aufanne. 

2)er  (Santon  Qfreibura,  mit  3n- 
begriff  Der  Sanbt)ogteien  veterlingen, 
SBifliSburg  bis  an  bie  $cüf  4),  unb  Kurten : 
^auptort  gfreiburg. 

S)er  (lanton  9  e  r  n ,  ol^ne  baS  UBaabt' 
lanb  unb  DaS  ^argäu.  ^au)>tort  SBern. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler . 

d^dommager  du   refus  mdme   de 
cette  estime. 

Titrell. 

Dimsion  du  territoire  hdviiique,^) 

15.  L'Helv^tie  est  divis^  en 
cantons,  en  districts,  en  commones 
et  en  sections  ou  quartiers  des 
grandes  communes.  Ces  divisions 
6ont  des  divisions  ^lectives,  judi- 
eiaires  et  administratives,  mais 
elles  ne  forment  poiot  de  fron- 
tiöres. 

16.  Les  limites  des  cantons, 
districts,  commnnes  et  sections  de 
communes  peuvent  dtre  chang^es 
ou  rectifiees  par  la  loi. 

Les    cantons   sont  egauz,  et  le 
sort  rögle  annuellement  leur  rang. 

17.  La  capitale  de  la  Bepu- 
blique  helv^tienne  sera  fix6e  par 
1e(s)  Con8eil(s)  l^gislatif(s).  Ce 
sera  provisoirement  la  commune 
de  Lucerne, 

18.  Les  Ligues  grises  sont  in- 
vit^es  h  devenir  partie  intägrante 
de  la  Suisse,  et  si  elles  r^pon- 
dent  favorablement  k  cette  invi- 
tation,  les  cantons  seront  provi- 
soirement au  nombre  de  vingt- 
deux  savoir: 

Le  canton  du  Valais;  chef- 
lieu,  Sion, 

Oelui  de  Leman,  ou  Pays  de 
Vaud ;  chef-lieu,  Latisanne, 

De  Fribourg,  y  compris  les 
bailliages  de  Payerne,  d'Avenches, 
jusqu'ä  la  Broye,  et  de  Morat; 
chef-lien,  Fribourg. 

De  Berne,  sans  le  Pays  de 
Vaud  et  T  Argo  vie ;  chef-lieu,  Berne. 


1)  Um  ben  Vlbbrud  biefer  Serfaffung  nid^t  )u  jerfpitttern,  foQen  bie  aufKfiren* 
ben  9^oten  über  bie  ^bfinberungen  (oortftuftg  ^[ftenflttde  1  unb  2),  befonbeiS  ber 
«rt.  17  unb  18,  bei  bem  nd^ftfotgenbcn  «ftenftüde  über  bie  9?et)irton  biefer  SJer« 
faffung  (9{r.  5)  angebracht  »erben. 
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5Deutf((e  Ueberfe^ung  na^  Dr.  ®tft. 

Der  danion  Solotl^urn:  ^aupU 
ort  @oloi(urn. 

S)er  (Eanion  Safel,  mit  ^nbefiriff 
beffen,  »aS  i^m  in  bem  gridtbal  tbnnte 
obfiettetm  »erben:  ^au^tort  9a{el. 

$er  €anton  91  a  r  g  a  u ,  bon  ^orburg 
unb  S^fingen  an:  ^uptort  9[arau. 

S)er  danton  Sujern:  Qaupiort 
2u)ern. 

S)cr  (Santon  U  n  t  e  r  to  a  l  b  e  n,  mit  Sn* 
begriff  bon  Sngelberg:  ^au^tort  @tan). 

9)er  Ganton  Uri,  mit  Inbegriff  beS 
Urfeler'SbalS :  ^au^tort  VItborf. 

5S)er  <^nton  IBellingona,  meld^er 
bie  toier  obem  italienifc^en  Sanb&ogteten 
in  fi(b  begreift,  ndmlid^:  baS  Siülner^ 
^ial,  SBofleng,  9tit)iera  unb  ^eQinjona: 
i^aubtort  IBellingona. 

S)er  Santon  Sugano,  fo  bie  bier 
untern  ttalienif^en  Sanboogteien  begreift 
ndmli^:  Sugano,  ^enbriflo,  Socarno  unb 
S^almaggia:  ^aubtoct  Sugano. 


2)er  (Danton  9i^atien  ober  ®rau« 
bünbnerlanb:  ^auptort  (£bur. 

2)er  danton  SarganS,  mit  3ns 
begriff  beS  tR^eint^aU,  €as/  ®am§, 
äOerbenberg,  (Safteren,  U^na(!b/  Klapper' 
fd^ueil  unb  9Rar4 :  ^auptort  6  a  r  g  a  n  §. 


®er  Ganton  ®IariS:  (auptort 
®IariS. 

®er  Ganton  ^pptn^tll:  ^avipU 
ort  9l:ppenseII;  ober  ab^e^felnb 
^erifau. 

^er  Ganton  Sl^urgau:  ^auptort 
Stauenfelb. 

®er  Ganton  St.  dallen;  toel^er 
bie  Stabt  unb  baS  Don  allen  ober^err« 
li^en  gierten  befreite  (Sebiet  beS  ^flbteS 
ent^filt:  ^auptort  St.  fallen. 


®erGantonS4aff^aufen:^aubt« 
ort  S^aff^aufen. 

S)er  Ganton  3üri^,  mit  Inbegriff 
bon  SBintert^ur:  ^auptort  3Uri((. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 
De  Soleur  e ;  chef-liea,  Soleure. 

De  Bftle,  y  compris  ce  qui 
poorrait  lid  6tre  cädö  dans  le 
Frickthal ;  chef-lieu,  Bäle. 

D'Argovie,  k  commencer  par 
Arbourg  et  Zofinguen;  chef-liea, 
Äarau. 

De  Lucerne;  chef-liea,  Lu- 
cerne. 

D'Unterwalden,  y  compris 
l'Engaelberg;  chef-lieu,  Stante, 

D'üri,  y  compris  le  val  d*ür- 
seren;  chaf-lieoi  AUorf. 

De  Bellinzona,  compreuant 
les  quatre  biülliages  Italiens  siip^- 
riears,  savoir:  le  val  Lepontin, 
Bollentz,  Riyi6ra  et  Bellinzona; 
chef-liea,  BeUinzona. 

De  Lagano,  comprenant  les 
qnatre  bailliages  Italiens  infö- 
riears,  savoir :  Lugano,  Mendrlsio, 
Locarno  et  Valmaggia;  cheMiea, 
Lugano. 

De  Rötie  oa  des  Orisons; 
chef-liea,  Cknre. 

De  Sargans,  y  compris  le 
Bheiothal,  Sax,  Garns,  Werden- 
berg, Gaster,  Utznach,  Bapper- 
schwell  et  la  Marche;  chef-lieu, 
Sargans, 

De  Glaris;  chef-liea,  Qlaris. 

D*Appenzell;  chef-liea.  Ap- 
penzell,  oa  altemativement  HS^ 
risau. 

De  Thargovie;  chef-liea, 
Frauenfeld, 

De  St- G all,  comprenant  la 
ville  et  le  territoire  de  TAbb^, 
affranchi  de  toat  droit  n^.galien 
de  la  part  da  dit  abbö ;  chef-liea, 
St'Qall. 

De  Schaffh aasen;  chef-liea, 
Schaffhauaen, 

De  Zar  ich,  y  compris  Win- 
terthoar;  chef-liea,  Zürich, 
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5Deutf4e  Ueberfetung  na^  Dr.  0tft 

S)er  (S:anlün  8ua»  mit  Inbegriff 
ber  Uniert^anen  ber  Stabt,  ber  (Sraf« 
f4oft  Saben  unb  ber  freien  Vemier: 
^atuitort  3ua. 

(Bei*  «ttm{»«  2,  edtc  6.) 

Ser  Santon  @4»eta,  mit  änbe« 
griff  Don  ^rfau,  Minaqt,  dinfiebeln 
unb  ben  Qbfen:  ^au)>fort  ©^met). 


2)rUter  SUeL 

9oHtif4er  €tanb  ber  »Arger. 

19.  ^üt  biejeni(}en,  meldte  {e^t  loirN 
li^e^firger  einer  regterenben  ober  vhtniji* 
imlftabt,  eines  unienoorfenen  ober  freien 
iborfed  ftnb,  merben  bur4  gegentoArtige 
(Eon^tntion  @4toeiaer*8flrger. 


Sben  fo  t»erl^5It  e8  fi4  mit  ben 
eioigen  dintoo^nern,  ober  bie  Don  fo(d^ 
fSHittn  in  ber  ©^toei)  geboren  finb. 


20.  ^Der  Srembe  (ann  Sttrger  »er« 
ben,  toenn  er  sioanjig  3o^e  lang  ncul^ 
einanber  in  ber  S^toeig  gemol^nt,  toenn 
er  fi4  nU^li^  gemalt  b^t  unb  toegen 
feiner  fluffbbruna  unb  Sitten  gUnfttge 
Sengniffe  aufmeifen  fann;  er  ntuft  aber 
f&r  fi4  unb  feine  9laAfomnien  auf  {ebeS 
anbere  IBfiraerre^t  95er)i4t  (eiften;  er 
mul  ben  Cfütgereib  ablegen  unb  fein 
9tamt  toirb  in  baS  9iegißer  ber  @dbtoei}er' 
Bürger,  loeld^eS  in  bem  Ülational-Vr^io 
niebergelegt  toirb,  eingef^rieben. 


21.  ^ie  in  ber  S^toeia  toobnbaften 
Sfremben  finb  ben  nfintlii^en  mufiaaen, 
ber  9BaAe  unb  ber  Wlxi  unterworfen, 
toie  bie  feürger. 

22.  S)ie  »arger  l^aben  allein  baS 
9le4t,  in  ben  Uroerfantmlunaen  |u  ftim* 
men  unb  )u  5ffentli(^en  flemtem  getoä^lt 
ju  toerben. 

23.  ffrentbe  Knnen  nur  |u  Vlilitfir« 
unb  \oUfytn  Stellen  gelangen,  bie  fid^ 
mit  ber  (Srjie^ung  unb  oen  fd^nen 
ftünften  befaffen,  ober  ju  benen  eines 
6elretairS  unb  Unter«9lgenten  eine§  bffent« 
lid^en  »eamten.    SDaS  IBeraeid^nit  aller 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

De  Zotig y  j  compris  les  sajets 
de  la  yille,  le  comiö  de  Baden 
et  les  Bailliages  libres;  chef-lien, 
Zoug. 

De  Schwytz,  y  compris  Ouer- 
sau,  Eusnacht,  Notre-Dame  des 
Hermites  et  les  Fermes;  chef- 
lieu,  Sehiwytz. 

ntrom. 

Etat  pölUique  des  cUoyens. 

19.  Toas  oenx  qni  sont  ac- 
taellement  bourgeois  effectifs,  soit 
d'une  ville  municipale  ou  domi- 
nante,  soit  d'nn  village  sujet  ou 
non  siget,  deTiennent  par  la 
Constitution  citoyens  soisses. 

U  en  est  de  mdme  de  cenx 
qni  avaient  le  droit  de  manence 
perp^tnelle  et  des  manents  nös 
en  Suisse. 

20.  L'^tranger  devient  citoyen 
lorsqu*il  a  r^sid^  en  Soisse  pen- 
dant  20  annäes  cons^cutives,  qa'il 
8*y  est  rendu  ntile  et  qu*il  pro- 
doit  des  t^moignages  favorables 
sur  sa  condnite  et  ses  moeors ; 
mais  il  renoncera  ponr  Ini  et  ses 
descendants  ä  tont  autre  droit  de 
cit^;  il  prötera  le  serment  civi- 
que,  et  son  nom  sera  inscrit  an 
registre  des  citoyens  suisses,  dö- 
posä  dans  les  archiyes  nationales. 

21.  L'ötranger  domicilii  est 
soumis  anz  mfimes  charges  d*im- 
positions,  de  garde  et  de  milice, 
que  le  citoyen. 

22.  Les  citoyens  ont  senls 
le  droit  de  voter  dans  les  assem- 
bläes  primaires  et  de  ponvoir  dtre 
appelös   anx  fonctions  publiques. 

28.  Les  ötrangers  ne  penvent 
6tre  admis  qn'anx  emplois  mili- 
taires,  aux  fonctions  relatives  ä 
PMucation  et  anx  beanx  arts,  et 
anx  emplois  de  secr^taires  et  de 


> 
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anf  btefe  9[ri  angeflellten  Sf^emben  foll 
afle  3ft$te  tion  ber  Stegierung  Sffenui^ 
befanni  gemocht  »erben. 


24.  din  jeber  Bürger,  tomn  er  ^toan« 
Jtg  äa^re  gurüdgeleat  l^at,  mu§  ^4  in 
baS  9ürgers9legtfter  feines  (£antonS  ein« 
f (treiben  laffen  unb  ben  (JHb  ablegen: 
irfeinem  3!^aterlanbe  gu  btenen,  unb  ber 
M6ai(e  ber  greift  unb  9lt\äfyni  als 
»ein  guter  unb  getreuer  Bürger,  mit 
.aller  ^flnltlt^feit  unb  aUm  (Sifer  fo 
.er  bermag,  unb  mit  einem  geregten 
•$at  gcflni  9[nar4ie  unb  SügeUofigleit 
•angul^angen.'' 


SHefer  (Sib  toirb  bon  aUtn  jungen 
Stirgem,  bie  baS  genannte  Vlter  erreid^t 
(aben,  in  ber  fd^dnen  !3fa)reS}eit  an  bem 
gleid^n  3!age,  in  ®egen»art  ber  (Slittn 
unb  Obrigfeiten  abgelegt  unb  enbiget  fi4 
mit  einem  bUrgerlu^en  geft.  S)er  €tatt' 
kalter  nimmt  ben  (iib  ab  unb  I^Alt  eine 
bem  (Segenftanb  beS  gefteS  angemeffene 
aSebe. 


25.  2(eber  »ärger  iß  ein  gebomer 
6oIbat  bei  S^aterlanbeS ;  er  fann  fi^ 
bur4  einen  anbern  erfegen  laffen,  loenn 
es  baS  et\t^  erlaubt;  er  ift  aber  fd^ulbig 
toenig^cnS  )»ei  3a^re  in  einem  Unter» 
ri4t8«(lor|)S,  fo  jeber  d^anton  aufhellen 
tt)irb,  gu  bienen. 

S)er  Xag,  an  meld^m  bie  jungen 
Bürger  pm  erftenmal  in  i^ren  Sßaffen 
erfdeinen,  foll  m  einem  bürgerlid^en  Seit 
Vnlafi  geben.  Sber  6tatt(alter  toeibet  fte 
als  IBertl^eibiger  beS  IßaterlanbeS  etn. 


26.  S)ie  S)iener  iraenb  einer  Steli« 
gion  merben  feine  |[)olitif<!^en  Seni^tun« 
gen  berfe^n  nod^  ben  Urtoerfammlungen 
beittol^nen. 

27.  SRan  berliert  baS  Sfirgene^t : 

1)  ^r4  bieKaturalifirung  in  frem« 
ben  Sanben. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

sons-agents  des  fonctionnaires  pu- 
blice. Le  tablean  de  tous  las 
ötrangers  ainsi  emploj^s  doit  dtre 
annuellement  rendn  public  par  le 
gouvemement. 

24.  Tout  citoyen,  ä  Pftge  de 
vingt  ans  accomplis,  est  tenu  de 
se  faire  inscrire  sur  le  registre 
civique  de  son  canton  et  de  prd- 
ter  le  serment:  «De  servir  sa 
<  patrie  et  la  cause  de  la  libertö 
«  et  de  r^galitä,  en  bon  et  fidMe 
«  citoyen,  avec  toute  Pexactitude 
«  et  le  zöle  dont  il  est  capable, 
«  et  avec  une  juste  haine  contre 
«  Panarchie  et  la  licence.  » 

La  prestation  de  ce  serment 
a  lieu,  de  la  part  de  toas  les 
jeunes  citoyens  pairenus  &  Tage 
indiquöy  dans  la  belle  saison,  au 
mdme  jour,  en  prösence  des  pa- 
rents  et  (des)  magistrats,  et  finit 
par  une  fdte  civique.  Le  prüfet 
national  re9oit  le  serment  et  pro* 
nonce  un  discours  analogue  k 
Tobjet  de  la  föte. 

25.  Tout  citoyen  est  Soldat 
n^  de  la  patrie;  il  peut  se  faire 
remplacer,  quand  la  loi  le  permet ; 
mais  il  est  tenu  de  servir,  au 
moins  deux  ann^es,  dans  les  corps 
d'^lite  qu*entretiendra  chaque  can- 
ton. 

Le  jour  oü  Ton  arme  les 
jeunes  citoyens  pour  la  premidre 
fois,  sera  Toccasion  d*une  nou- 
volle  föte  civique;  c'est  le  prüfet 
national  qui  les  arme  au  nom  de 
la  patrie. 

26.  Les  ministres  d'aucun 
culte  ne  peuvent  exercer  de  fonc- 
tions  politiques  ni  assister  aux 
assembl^es  primaires. 

27.  La  droit  de  cito  se  perd: 
V  Par  la    naturalisation    en 

pays  ^tranger; 
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2)  ^ttr4  ben  (Eintritt  in  irgenD  eine 
frembe  (Eor))oration,  ausgenommen  ge« 
lehrte  flnftalien. 

8)  S)ur(!^  bie  ^uSreigung  ober  S)e« 
fertion. 

4)  S>ur4  eine  ael^njla^rige  ^btoefen« 
beit,  toenn  man  nid^t  bie  (Srlaubrttfc  er« 
palten  ^ai,  feine  ^Ibtoefen^eit  gu  t>er« 
ffingern. 

5)  S)ur4  bie  iBerurt^eiluna  3U  ent« 
c^renben  Strofen,  Dt8  |ur  SSSiebereinf 
fe^ung  in  ben  borigen  Stanb. 

SHe  gfiQe,  too  bie  ^luSttbung  ber 
bürge(lid)en  9ied^te  eingefieSt  »erben  fann, 
foflen  bur4  baS  <!^e{eg  beflimmt  »erben. 

»iertel  Zxttl 

SBon  ben  Urüerfammtungen  unb 
bon  ben  SBa^lmfinnern. 

28.  S)ie  Urberfammlungen.  befielen 
aus  ben  SSfiraern  unb  $flrgerSf5^nen, 
koelc^e  feit  fünf  Sauren  in  berfelben  ®e' 
meinbe  toobnen,  Dom  Xage  aniured^nen, 
ba  fie  fiA  erKfirt  (aben,  ba6  tbr  9BtlIe 
fei,  M  aÜba  I(|äu61t4  niebergulaffen.  @S 
giebt  iebennocb  dftlle,  aQao  bie  gefe$> 
gebenben  fSt&if^t  nur  ben  (S^eburtSort  ent- 
aeber  beS  ^3ttrgerS  felbfl  ober  feines 
SaterS,  »enn  er  nt^t  in  ber  Sd^toei) 
geboren  »Are,  für  ben  SBol^nfi^  aner« 
xennen  mögen. 


Um  in  einer  Ur<  ober  SBaltilüerfamm« 
lung  ju  fiimmen,  mu^  man  baS  atoansigfie 
da^r  jurüdgelegt  ^aben 

29.  3ebeS  S)orf  ober  gfleden,  tto 
M  ^unberi  SBUrger  beftnben,  bie  baS 
&itfnmre(bi  (aben ,  macbt  eine  Urber* 
fammlung  auS. 

•      •       •  * 

80.  50ie  Bürger  etneS  ieben  S)orfS 
ober  SlfdfnS,  fo  nidbt  ^unbert  ftimm« 
fflbige  »ürger  enthält,  bereinigen  pdj 
mit  benen  bom  nädjifigelegenen  Sieden 
ober  5Dorf. 

31.  S)ie  etfibte  baben  eine  Urtier- 
fammlung  in  {eber  @e!tton  ober  Guar» 


Frtoz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler 

2<'  Par  l'afßliation  k  tonte 
Corporation  ötrang^re,  hormis  les 
Etablissements  litt^raires; 

3^  Par  la  d^sertion ; 

4®  Par  une  absence  de  dix 
ans,  sans  obtenir  la  permission 
de  prolonger  son  absence; 

5°  Par  la  condamnation,  k  des 
peines  infamantes,  jiisqa'4  röha- 
bilitation. 

Les  cas  oü  l'ezercice  des  droits 
de  citoyen  peut  dtre  snspendn, 
seront  dötermines  par  )a  loi. 

Titre  IV. 

Des  assembliea  primaires  et  des 
Corps  Hectoraux. 

28.  Les  assemblEes  primaires 
sont  composEes  des  citojens  et  fils 
de  citoyens  domicilii  dans  nne 
mdme  commnne  depnis  cinq  ans, 
k  dater  du  jour  oü  ils  d^clarärent 
qne  leur  intention  Etait  d*y  öta- 
blir  leur  domicile.  II  est  des  cas, 
cependant,  oü  les  Conseils  lögis- 
latifs  penvent  ne  reconnaltre  ponr 
domicile  que  le  liea  de  la  nais- 
sance,  soit  da  citoyen  loi-mdme, 
soit  de  son  p^re,  s*ii  n'ötait  pas 
nE  en  Saisse. 

Pour  voter  dans  nne  assem- 
bl^e  primaire  et  Electorale,  il  faut 
avoir  vingt  ans  accomplis. 

29.  Chaque  yillage  on  bonrg 
dans  leqnel  se  trouvent  cent  ci- 
toyens ayant  droit  de  voter,  forme 
une  assembl^e  primaire. 

30.  Les  citoyens  de  tout  vil- 
lage  ou  bourg  qui  ne  renferme 
pas  cent  citoyens  ayant  droit  de 
voter,  se  r^unissent  ä  ceux  du 
bourg  ou  village   le  plus   voisin. 

81.  Les  yilles  ont  une  assem- 
bl^e  primaire  dans  cbaque  section 
ou  quartier;   les  Conseils  l^gisla- 
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iier.  $ie  gefe^gebenben  JRStbe  befümmen 
bie  9ln)abl  ber  Bürger. 

32.  Die  UtDerfammlungen  »erben 
Sufammen  berufen: 

1)  Um  bie  @taat6))erfo{fung  anju« 
nelEimen  ot>er  su  l>erioerfen. 

2)  Um  alle  3abre  bie  ®Ueber  ber 
SBabloerfammlung  beS  (EantonS  gu  er« 
nennen. 

33.  9[uf  ^itnbert  ^erfonen,  »eld^e 
bie  erforberlit^en  dt^enfc^afien  ^aben, 
um  Bürger  )u  {ein,  toirb  em  SBablmonn 
«mannt. 

84.  S)te  IRamen  ber  @rn)&blten  toer^ 
ben  bem  Statthalter  augef^t^t;  biefer 
iDirb  mit  ^ülfe  beS  $rafibenten  ieber 
conßituirten  (Semali  feineS  99o]^n^^e9, 
5ffentli4  unb  burdfi  baS  &ooS,  bie  ^ftlfte 
ber  Q^rmfi^Iten  DenberäUabl  auS{4Iiegen. 
Die  anbere  Igfilfte  mad^t  allein  baS  SBa^N 
(SorpS  aus. 


^m  £aae  biefer  ^i^iung  »trb  baS 
britte  btirgerli^e  geft  gefeiert,  toobei  ber 
Statthalter  in  einer  iRebe  bie  Orunbffitje, 
toeli^e  fie  —  bie  SDabten  —  bei  i^ren 
Ernennungen  leiten  foflen,  entmidelt. 


DuS  erftemat  foQ  bie  ^u§f4Uegung 
ber  ^Alfte  ber  S93Qblmänner  bur^  baS 
fiooS  ni(^t  ftatt  b^ben. 

35.  Die  SBal^IcorpS  ertofi^Ien: 

1)  Die  De))utirten  für  baS  gefe^' 
gebenbe  (SorpS. 

2)  Dte  9li4ter  beS  obern  ®erid^id- 
bofe§. 

3)  Die  9ii(bier  bed  (SanionSgerid^tS. 

4)  Die  ailitgUeber  ber  ^ermaltungS' 
fammer. 

5)  Die  €u))pleanten  gebauter  IRidjiter 
unb  Serualter. 


Franz.  Originaltext  nacbDr.  Strickler. 

tifs    döterminent   le    nombre   des 
citoyens. 

32.  Les  assembl^es  primaires 
se  r^unissent: 

1»  Pour  accepter  ou  rejeter 
la  Constitution. 

2^  Pour  nommer  annuelle- 
ment  les  membres  de  Tassembl^e 
älectorale  du  canton. 

33.  Elles  designent  un  elec- 
teur  k  raison  de  cent  individus 
ayant  les  qualites  requises  pour 
dtre  cito76n(s). 

34.  Les  noms  des  älus  sont 
envoj^s  au  prüfet  national,  qui, 
assistä  du  pr^sident  de  cbaque 
autorit^  constituöe  du  lieu  de  sa 
rösidence,  proc^de  en  public,  par 
la  voie  du  sort,  h  l'exclusion  de 
)a  moitiö  des  61us.  L'autre  moiti^ 
forme  seule  le  corps  ölectoral  de 
Fannee. 

Le  jour  de  ce  triage  (tirage  ?) 
par  le  sort  sera  Toccasion  d'une 
troisi^me  fdte  civique  et  d'un  dis- 
cours  dans  lequel  le  prüfet  na- 
tional döveloppera  les  principes 
qui  doivent  guider  le  corps  61ec- 
toral,  lorsqu'il  sera  convoquö  pour 
faire  les  nominations  qui  lui  com- 
p^tent. 

La  premi^re  fois  Texclusion 
de  la  moitiö  des  ölecteurs  par  le 
sort  n'aura  point  lieu. 

35.  Les  corps  ^lectoraux  öli- 
sent: 

l^les  d^put^s  au  Corps  lögis- 

latif; 
2^  les  juges  des   tribunaux  de 

canton ; 
3®  ceux  du   tribunal   suprdme ; 
4®  les  membres  de  la  chambre 

administrative ; 
5°enfin  les  suppl^ants  des  dits 

juges  et  administrateurs. 
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gänftcr  txttU 

^on  ber  gefe^gebenben  Getvalt. 

36.  S)ie  gefe^aebenbe  (detoali  toirb 
buT4  S^^^  unierf^tebene ,  abgefonberte 
unb  Don  einanber  unobl^fingige,  St&il^e 
auegeübt,  deber  berfelben  l^at  eine  eigene 
^mtsfleibung  ober  ftojtüme« 

2>iefe  beiben  Miit  ftnb: 

S)er  @enat,  meldtet  au8  Dter  5C)e« 
))tttirten  jebeS  dantond  unb  ^n  geioefe« 
nen  2)ireltoren  beflebt. 

^er  groge  9iaib,  loeld^et  baS  erfle 
9ßal  aus  a^t  Sbgeorbneten  jebeS  (San« 
tons  belegt;  für  bie  Solge  foll  baS  d^e« 
fe^  bie  ^niaifl  beflimmen,  toeldjie  ieber 
(S^anton  na^  bem  ^etbflltnig  feiner  93e' 
t)5lferung  ju  ernennen  l^ai. 


87.  3m  britten  3abre  gegeniDftrttger 
StaatSberfaffung  unb  in  ber  Qolge,  mufi 
man,  um  in  ben  €enat  ertoA^It  au  »er« 
ben,  enttoeber  9Rini|iter  ober  auStoärtiger 
9[gent  ober  aRttglieb  beS  gro|en  ^ai^^ 
ober  bed  obern  ®erid)t§  ober  Statthalter 
ober  ^räfibent  einer  SSertoaltungSfammer 
ober  eines  SantonSgeri^tS  getoefen  fein 
ober  no4  fein. 


38.  Semer  mug  man  oerbeiratl^et 
ober  eS  getoefen  fein  unb  baS  filier  oon 
breiftig  3a^ren  erreidftt  ^aben;  biefe  )»ei 
Untern  Sebingungen  foQen  fogIei(^  6tatt 
(aben. 

39.  S)ie  gemefenen  ^ireftoren  finb 
Don  fRecl^tSmegen  SRitglieber  beS  Senats, 
eS  fei  benn,  bag  fte  eine  anbere  Stelle 
annehmen  ober  ba^  fte  lieber  in  bie 
(£(af|e  beS  ^ribatmanneS  aurüdlebren. 


40.  3ebo4  foH  fein  gemefener  ^i« 
reltor  in  ben  Senat  eintreten  fönnen,  fo 
lange  unter  ben  übrigen  SRitglieOern 
beS  Senats,  fie  mögen  getoefene  Sireftoren 
ober  erttä^lt  morben  fein,  ein  bur^i  %tut 
ober  ^eirat^  mit  i^m  in  geraber  Sinie 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

Titre  T. 

Du  pouvoir  Ugislatif. 

36.  Le  pouvoir  l^gislatif  est 
exerce  par  deox  Gonseils  distinets, 
s^par^s,  indöpendants  Vxxn  de  l'an- 
tre,  et  ayant  chacun  un  costume 
diff^rent. 

Ges  deux  Gonseils  sont: 

Le  S^nat,  oü  si^gent,  outre 
les  ex-directenrs,  quatre  däput^s 
de  chaqne  canton. 

Et  un  Grand  Oonseil,  anquel 
chaque  canton  däpnte,  poor  la 
premiöre  fois,  hnit  membres,  sauf 
ä  la  loi  ä  regier,  pour  les  annöes 
suivantes,  le  nombre  qu'il  devra 
fournir  en  raison  approximative 
de  sa  population. 

87.  A.  compter  de  la  troisiöme 
annöe  inclusivement,  aprös  la  mise 
en  activite  de  la  pr^ente  Consti- 
tution, il  faudra,  pour  dtre  61u 
membre  du  S^nat,  avoir  ^t^  ou 
dtre,  soit  ministre,  soit  agent  ex- 
t^rieur,  soit  membre  du  Grand 
Gonseil  ou  du  Tribunal  suprdme, 
soit  prüfet  national,  soit  enfin 
President  d'une  cbambre  adminis- 
trative ou  d'un  tribunal  de  can- 
ton. 

88.  II  faut,  de  plus,  6tre  marie 
ou  Tavoir  ^tö,  et  avoir  atteint 
P&ge  de  trente  ans.  Ges  deux  der- 
niöres  conditions  auront  lieu  dös 
ä-present. 

89.  Les  ex-directeurs  sont  de 
droit  membres  effectifs  du  Gon- 
seil des  Anciens,  ä.  moins  qu'ils 
n'aceeptent  une  autre  place,  ou 
ne  pröförent  de  rentrer  dans  la 
classe  de  simples  citoyens. 

40.  Näanmoins,  aucun  ex-di- 
recteur  ne  pourra  eotrer  dans  le 
Senat  tant  qu'il  aura  parmi  les 
autres  membres  du  S^nat,  soit 
ex-directeurs,  soit  ^lus,  un  parent 
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ober  in  ber  @eHeiUtnie  bur^  91ut  btr« 
)DQnbte§  SRitglteb  fki,  HS  snm  @rab 


41.  S)te  txmffiitn  HRitglieber  beS 
Senats  toerben  aQe  ungerabe  3a(re  (1. 
3.  5.  2c)  }um  toterien  S^eil  erneuert,  {o 
baft  iebeS  ertoa^lte  ^ttglieb  a^t  Sa^re 
lang  biefe  Stelle  beÜeibet. 


42.  Um  als  ^tglieb  bom  groften 
9tat^  eriDd^It  )u  »erben,  mug  man  baS 
fUnf  iinb  itoan^igfie  9UterSia(r  gurüd* 
gelegt  ^aben  unb  im  @enu^  beS  Bürger« 
re^tS  fein. 

43.  S)er  groBe  9^at^  »irb  alle  ge« 
rabe  ^a^re  (2.  4.  6.  2C.)  )um  biitten 
^U  erneuert. 

44.  S)er  3cit))ttnit  biefer  tl^etlmeifen 
(Srneuerung  ber  ge{e^gebenben  Stfttbe  ill 
baS  SpatiaiT  ober  ^bftaequinoctium. 

45.  5Die  !DlttgIieber  beS  Senats, 
toelc^e  eS  ad^  äa^re  lang  aetoefen  ftnb, 
lönnen  erft  nad^  einer  S^M^^S^t^  bon 
oter  Sauren  toieber  erttAIilt  merben. 

46.  S)ie  ^ttglieber  beS  großen  Uaifß, 
mel^e  eS  fed^S  3a^re  lang  geuefen  ftnD, 
Idnnen  erft  na^  einer  3Q>i!4<n3eit  oon 
3toei  äa^ren  toieber  ertoft^It  merben. 

47.  5Der  Senat  genel^migt  ober  ber* 
»irft  bte  St^Iüffe  beS  grogen  9lat^§. 

48.  S)ie  bürgerli^en  ®efe^e  jebeS 
GantonS  unb  bie  ft4  barauf  be^ie^enben 
^brftu^e  follen  ferner  ben  ©ertöten  aur 
^i^tfd^nur  bienen,  bis  bie  gefe^gebenben 
fftüil^c  nac^  unb  nad^  glei^förmige  bürger» 
li^e  (S^efebe  »erben  eingeführt  i^aim. 
ftttein  btefe  neuen  ®efe^e  fönnen  in 
!einem  ^aU  eine  rüdtoirfenbe  i^raft  auf 
frühere  9Serträge  unb  ^!tcn  l^aben. 


49.  ^ie  Si^ungen  ber  beiben  IRfitj^e 
»erben  öffentlidd  gehalten;  jebod^  foH  in 
jebem  9lat^  bie  ^nja^I  ber  3u^örer  bie 
ber  ^DlitgUeber  nid^t  ttberftetgen.    3eber 
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oa  alli^  en  ligne  directe,  ou  un 
parent  en  ligne  coUatärale,  jus- 
qa'an  degrö  d'oncle  et  de  neveu 
inclnsivement. 

41.  Le  renonvellement  dn  S^- 
nat,  qnant  aux  membres  snjets  ä 
ölection,  se  fait,  tontes  les  ann^ 
impaires,  par  qnart,  ensorte  que 
chaqne  membre  ^lectif  dn  S^nat 
j  siege  huit  ans. 

42.  Ponr  6tre  äln  membre  du 
Grand  Conseil,  il  faut  avoir  atteint 
Tftge  de  vingt-cinq  ans  accomplis, 
et  jouir  des  droits  de  citojen. 

43.  Le  renonvellement  du 
Grand  Conseil  se  fait,  tontes  les 
ann^es  paires,  par  tiers. 

44.  L'^poque  du  renonvelle- 
ment partiel  des  Conseils  lägisla- 
tifs  est  requinoxe  d'automne. 

45.  Les  membres  du  Senat 
qui  ont  ^t^  huit  ans  en  fonctions, 
ne  peuvent  6tre  r^ölus  qu'apr^s  un 
Intervalle  de  qnatre  ans. 

46.  Les  membres  du  Grand 
Conseil  qui  ont  ^te  six  ans  en 
fonctions,  ne  peuvent  ötre  r^ölus 
qu*apr^8  un  Intervalle  de  deux  ans. 

47.  Le  S^nat  approuve  ou 
rejette  les  resolutions  du  Grand 
Conseil. 

48.  Les  lois  civiles  de  cbaque 
canton  et  les  usages  qui  y  ont 
rapport,  continueront  k  servir  de 
rögie  aux  tribunaux,  jusqu'ä  ce 
que  les  Conseils  l^gislatifs  aient 
introduit,  par  degrös,  Tuniformitö 
des  lois  civiles ;  mais,  en  tout 
cas,  les  lois  civiles  g^n^rales  ne 
pourront  avoir  aucun  effet  retro- 
actif  sur  les  transactions  et  actes 
ant^rieurs. 

49.  Les  söances  des  deux  Con- 
seils sont  publiques;  näanmoins^ 
le  nombre  des  assistants  ne  peut, 
dans  cbaque  Conseil,  exceder  celui 
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^aif)  tann  ftti^  in  ein  allgemeines  Somite 
oetteanbeln. 

50.  ®ie  gefetjgebenben  iRfit^e  ge« 
nel^miflcn  ober  öerwerfcn,  auf  ben  bor» 
I&ufigen  unb  notl^uenbigen  ^orfd^tag 
bed  93oa}ie]^ungS  '  ^irectoriumS,  alleS 
woS  bie  ginanjen,  ben  gricben  unb 
Ärieg  betrifft. 

51.  2)ie  TOtglieber  ber  gef ergeben» 
ben  9lät^e  !önnen  nur  mit  iBeoba^tung 
folgcnber  gormalitöten  bor  (S^eric^t  ge« 
sogen  merben. 

52.  iteine  ^enunstation  gegen  ein 
^Htglieb  beS  einen  ober  beS  anbern 
JRat^S  fann  au  einer  gerid()tli(^en  Ser« 
folgung  ^nlafe  geben,  »enn  fie  ni^t 
f(i)riftlidjl  oufge|e^t;  unterfdjirteben  unb 
bem  großen  Üaii)  jugefddidft  »orben  ift. 

53.  ®er  groge  ^ail)  berat^ft^Iagt 
fogletci^  über  bie  grage :  ob  bie  l)enun' 
jiation  folle  angenommen  merben. 

54.  Senn  bie  ^enungtatton  ange« 
nommen  \%  fo  wirb  ber  ©efd^ulbigte 
t)orgelaben,  {i(^  in  3^it  Don  brei  ooUen 
Sagen  ju  peflen. 

^rjc^eint  er,  fo  »irb  er  im  3nnern 
beS  großen  9laib§  ber^ört. 

55.  ^er  SBef^utbtgte  mag  fid^  ge< 
fteQt  baben  ober  nxdji,  fo  erflört  ber 
groge  Statb  na4  Verlauf  ber  bur^  bte 
Citotion  angcietjten  Scitfrift,  ob  eS  ber 
SaQ  jei,  (ein  ^^etragen  gu  unterfudjien 
ober  ni^t. 

56.  SBenn  ber  grofee  9latb  erflärt 
l^at;  ba6  eine  Unterfuc^ung  ftait  ^abe, 
fo  mirb  ber  %ef(|ulbtgte  burc^  t)tn  Senat 
borberufen;  e§  merben  ibm  ^toei  bolle 
Sage  gegeben,  um  gu  ei{(f)einen;  unb 
wenn  er  erjd^eint,  fo  wirb  er  im  Innern 
beS  Orts  ber  @i^ungen  be§  Senats 
ber^drt. 


57.  ^er  ^ef^ulbigte  mag  fi4  gc* 
fteHt  ^aben  ober  nid^t,  fo  beftättgt  ober 
berwirft  ber  Senat,  no4  -öerlouf  biefer 
3eit  unb  nadiibem  er  über  bie  Sa^e  be« 
ratbf^tagt  l^at,  ben  IBefd^tug  beS  grogen 
ülat^S. 

58.  Seftätiat  er  benfetben,  fo  ber* 
weist  er  ben  $)e|4ulbtgten  bor  ben  obern 
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de  ses  membres.   Ohaque   Gonseil 
peut  se  forraer  en  comitö  g^n^ral. 

50.  Les  Conseils  lögislatifs  ra- 
tißent  ou  rejettent,  sur  la  pro- 
position  pr^alable  et  nece8saire 
du  Directoire  ex6cutif,  tout  ce  qui 
concerne  les  finances,  la  paix  et 
la  guerre. 

51.  Les  membres  des  Conseils 
lögislatifs  ne  peuvent  ötre  mis  en 
jugement;  quo  dans  les  formes 
suivantes. 

52.  Aueune  d^nonciation  con- 
tre  un  membre  de  Tun  ou  de 
Tautre  Conseil  ne  peut  donner 
lieu  k  poursuite,  si  eile  n'est  r^- 
digäe  par  ^crit,  sign^e  et  adress^e 
au  Grand  Conseil. 

53.  Le  Grand  Conseil  dälibäre 
d^abord  sur  la  question  de  savoir 
si  la  dönonciation  sera  admise. 

54.  Si  la  denonciation  est 
admise,  Tinculp^  est  cit^  pour 
comparaitre  ä  trois  jours  francs. 

S'il  comparalt,  il  est  entendu 
dans  r Interieur  du  Grand  Conseil. 

55.  Soit  que  Pinculp^  se  soit 
präsente  ou  non,  le  Grand  Con- 
seil d^clare,  apr^s  le  d61ai  fixe 
par  la  citation,  s'il  y  a  lieu  ou 
non   ä  l'examen   de   sa  conduite. 

56.  S41  est  declare  par  le 
Grand  Conseil  qu'il  y  a  lieu  ä 
ezamen,  Tinculp^  est  appelö  par 
le  S^nat ;  il  a,  pour  comparaitre, 
un  delai  de  deux  jours  francs, 
et  s4l  comparalt,  il  est  entendu 
dans  rint^rieur  du  lieu  des  s^n- 
ces  du  S^nat. 

57.  Soit  que  Tinculpe  se  soit 
presente  ou  non,  le  Senat,  apr^s 
ce  delai,  et  apr^s  avoir  dölibäre, 
confirme  ou  rejette  la  resolution 
du  Grand  Conseil. 

58.  S'il  la  confirme,  il  renvoie 
rinculp^  devant  le   Tiibunal   su- 
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@eridbtS^of,  meldet  entf^ctbet,  ob  eine 
^nflage  Statt  (abe. 

59.  3ebe  ^i§cuifion  in  bem  einen 
ober  anbern  JRotb^  megen  einer  9e[(!^ul' 
bigun^  gegen  eine§  fetner  ^litgUeber, 
iDirb  tn  einem  aflgemeinen  (Somite  oor* 
genommen. 

60.  Sebe  ^eratl^fd^Iagung  übet  biefe 
degenftfinbe  gef(!^ie^t  mit  ^uf rufung  ber 
Flamen  unb  burd^  geheime  Stimmzettel. 

61.  i)ie  Don  bem  obern  ^eri^tS^of 
gegen  ein  ^itglieD  eines  gefr^gebenben 
SRatbS  auSgejpro^ene  ^Unflage  aie^t  bie 
SuSpenfion  nac^  ft4- 

62.  ^iBenn  bie  anflöge  auSgefprod^en 
ift,  beruft  ber  obere  ^eri^ts^of  feine 
Suppteanten  ju  ficb  unD  moc^t  mit  bem 
felben  nur  ein  einziges  Tribunal  auS; 
e§  inftruirt  ben  $ro)eg  unD  fpri^t  baS 
Urt^eil,  oon  meinem  ni^t  appeüirt  »er« 
ben  fann.  (Sine  Stimme  me^r  al§  baS 
Strittet  fpri^t  Io§.  ^tefeS  drittel  mirb 
nö^erungSmeife  benimmt,  fo  ba|  boS 
drittel  t)on  3c(|n  brei,  Don  eilf  oier  ift, 
u.  f.  U). 


63.  liBenn  ber  ^ef^ulbigie  burc^ 
ba9  nxi^txi  beS  obern  ®eri4t§6of§  M* 
gefprod^en  ift,  fo  tritt  er  »ieber  in  fein 
*Ämt  ein. 

64.  ^ie  beiben  IRöt^e  ftnb  gebolten, 
iebeS  ^a^r  i^re  Si^ungen  brei  ^IHonate 
lang  ein^ufteUen ;  fte  !5nnen  e§  aber  für 
längere  S^it  tl)un. 


65.  Sebrr  ber  IRfit^e  ^at  (eine  be- 
fonbere  2Bad)e. 

^ie  SBa^e  eineS  9lat^§  fann  ni^t 
}a6lrei(ber  fein  als  bie  Sac^e  be§  an« 
bem  no(^  beS  !Bon3ie^ung§«S)irectorium8. 


66.  3eber  9iat^  (at  bie  ^olisei  im 
Ort  feiner  Si^ungen  unb  im  äußern 
Umfang,  ben  er  benimmt  ^at. 


5Diefer  äugere  Umfang  fann  nur  Don 
einem  mit  dauern,  ^eden  ober  fonft 
umgebenen  $laQ  Derftanben  tterben. 


pröme,  lequel  d^cide  s'il  y  a  lieu 
k  aecusation. 

59.  Toate  discussion  dans  Tan 
et  dans  Vautre  Conseil,  relative  k 
la  Prävention  d'un  de  leurs  mem- 

>  bres,   se   fait  en   comitt^   g^n^ral. 

60.  Tonte  delib^ration  snr  les 
mömes  objets  est  prise  k  Pappel 
nominal  et  an  scrutin  secret. 

61.  L*accusation  prononcee  par 
le  Tribnnal  supröme  contre  un 
membre  dn  Conseil  l^gislatif  en- 
tralne  snspension. 

62.  Aprds  Paccusation  pro- 
noncee,  le  Tribunal  snprdme  con- 
voque  ses  suppleants  et  ne  forme 
avec  eux  qa'un  seul  et  möme 
tribnnal ;  il  instruit  le  proc^s  et 
jage  döfinitivement.  Le  tiers  des 
voix,  plus  une,  absout.  La  döter- 
mination  des  tiers  se  fait  par 
approximation  :  le  tiers  de  dix 
sera  trois ;  le  tiers  de  onze  sera 
quatre,  et  ainsi  de  saite. 

63.  Si  rinculp6  est  acquitt^ 
par  le  jugement  du  Tribunal  su- 
pröme,  il  reprend  ses  fonctions. 

64.  Les  deux  Conseils  sont 
tenus  de  s*ajourner,  chaque  an- 
nee,  pendant  trois  mois ;  mais  ils 
peuvent  s'ajourner  pour  un  plus 
long  terme. 

.  65.  Cbacun  des  Conseils  a  sa 
garde  separöe. 

La  garde  d*un  des  Conseils 
ne  peut  excöder  en  nombre  celle 
de  l'autre,  ni  celle  du  Directoire 
executif. 

66.  Cbaque  Conseil  a  le  droit 
de  police  dans  le  lieu  de  ses 
s^ances,  et  dans  l'enceinte  ext6- 
rieure  qu'il  a  döterminöe. 

L'enceinte  exterieure  ne  peut 
s'entendre  que  d'un  terrain  clos 
de  murs,  de  haies,  ou  autrement. 


I 

] 
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67.  3n  feinem  goU  fönncn  bte  ße» 
fe^gebcnben  Slfit^e,  toeDer  inSbefonbere, 
no4  mit  einanber,  no4  burd^  einen 
^uSf^ug,  bte  DonjieBenbe  no4  bie  ri^* 
tetlid^e  Semalt  auSUoen. 

68.  5E)ie  9e{e^Gebenben  fR&t^e  finb 
niddt  befugt,  einem  obet  einigen  iprer 
^Ritglieber.  nod^  trgenb  iemanben,  trgenb 
eines  ber  ^^efd^fifte  gu  übertragen,  oelc^e 
il^nen  bie  ^erfaffung  auferlegt  ^at. 


69.  an  feinem  Satt  fbnnen  fid^  bte 
beiben  9löt^e  in  bem  nfintlid^en  Saale 
bereinigen. 

70.  SBeber  ber  eine  nodj  ber  onbere 
ytaifj  fann  au8  fid^  felbft  einen  bleiben« 
ben  fluefd^uB  ernennen. 

3eber  ^ai^  ^at  blog  baS  ^tä^i, 
menn  ®egenft(lnbe  oorfommen,  bie  einer 
vorläufigen  Unterfu^ung  bebUrfen,  au9 
feiner  9)litte  eine  (Eommiffton  gu  ernen- 
nen, »eli^e  fid^  blog  auf  ben  ®egen' 
ftanb  einfd^rönlt,  um  beffenttt)iQen  fte  er« 
nannt  morben  i^,  unb  meldte  aufgehoben 
oirb,  fobolb  ber  9{at^  über  btejen  &i* 
genftanb  einen  8d^lu6  gefaxt  ^at. 


Soltgie^ungS-^ireftorium. 

71.  ^te  üod^iebenbe  bemalt  tft  einem 
aus  fünf  ^itgltebcrn  befte^enben  $oII< 
aie^ungS-^ireftortum  übertragen. 

2)a8  $o&3iebungS«S)ireftorium  »irb 
alle  da^re,  brei  Monate  vor  ber  @r« 
gänjung  ber  gefe^gebenben  Stätte,  folg« 
lid^  um  bie  3^t  beS  längften  ^ageS 
ober  beS  ©ommec'SoIftittumS,  burd(^  bie 
äBa^l  eines  neuen  ^itgliebeS  t^etlmeife 
erneuert. 


72.  Um  als  ^ireftor  ermö^It  )u 
werben,  mu6  man  oon  nun  an  baS 
^Iter  oon  bierjlg  Sauren  erreid^t  baben, 
unb  t>er^eirat()et  ober  eS  gewefen  fein. 

IRad^  ^tx^ui  beS  britten  3a(rS  an 
3U  rennen,  nad^bem  gegenwärtige  (Eon* 
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67.  Ea  aucnn  cas,  les  Conseils 
l^gislatifs  ne  peuvent,  ni  s6pare- 
ment,  ni  concurremment,  ni  par 
des  d^l^gnös^  exercer  le  pouvoir 
ex^cutif,  ni  le  pouyoir  judiciaire. 

68.  Les  Conseils  l^gislatifs  ne 
peuvent  d^legaer  k  an  ou  (ä) 
plnsieurs  de  leurs  membres,  ni  i 
qui  que  ce  soit,  aucune  des 
fonctions  qui  leur  sont  attribu^es 
par  la  Constitution. 

69.  En  aucun  cas,  les  deux 
Conseils  legtslatifs  ne  peuvent  se 
röunir  dans  la  mdme  salle. 

70.  Ni  l'nn  ni  Tautre  Conseil 
ne  peut  cr^er  dans  son  sein  au- 
cun comit6  permanent. 

Seulement  chaque  Conseil  a  la 
facult^,  lorsqu'une  mati^re  lui 
parait  susceptible  d'un  examen 
pröparatoire,  de  nommer,  parmi 
ses  membres,  une  commission  spe- 
ciale, qui  se  renferme  uniquement 
dans  Tobjet  de  sa  formation.  Cette 
commission  est  dissoute  aussitöt 
que  le  Conseil  a  statue  sur  Tobjet 
dont  eile  ^tait  cbargee. 

Titre  YI. 

Directoire  exicutif, 

71.  Le  Pouvoir  ex^utif  est 
d^l^gue  k  un  Directoire  exöcutif 
composä  de  cinq  membres. 

Le  Directoire  executif  est  re- 
nouveie  partiellement  par  T^lec- 
tion  d'un  nouveau  membre,  cha- 
que annöe,  trois  mois  avant  le 
renouvellement  des  Conseils  l^gis- 
latifs,  et  par  cons^quent  au  sols- 
tice  d'öte. 

72.  Das  ä-pr^sent,  il  faut  avoir 
atteint  T&ge  de  quarante  ans,  et 
etre  mari6  ouveuf,  pour  pouvoir 
dtre  elu  Directeur. 

A  compter  de  la  troisiöme 
annäe  inclusivement,  aprte  la  mise 
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^üutton  fiitgffft^rt  ffht  mirb,  imt^  man 
AU^bcm  cntnid>er  ^9htglirb  rincS  ber 
^etfmtbtritm  Sfit^  ober  UHiritlcr  ober 
iRitglicb  be«  obem  9ert4t§^of3  ober 
enbliil^  6tatt^ter  ficiDtfni  {ein. 


73.  Die  Ohnoft^lunoSart  iß  fflr  baS 
<r9e  3a^  folgenbe: 

diner  ber  X&i^  oerfertigt  bnr^  0e= 
Vtine§  Stimmgeben  unb  nac^  ber  ab» 
foluten  Vle^^t  ber  6tiininen  eine  fiifle 
t»on  ffinf  ^nbibaten,  unb  ber  anbere 
Sat^  näi^lt  bur4  ge^imeS  Stimmgeben 
unb  na4  ber  ab|oIuten  We^r^eit  ber 
Summen  in  biefer  üotgelegten  Sipe,  ben 
neuen  SHrettor. 

S)a3  Soo§  ent{4^tbet  aber  unmittel- 
bar bor  ber  SBa^L  melier  oon  hm  bei* 
ben  9l&t(en  bie  8ifle  ber  (Sanbibaten 
oerf ertigt :  bief e  Operation  mirb  ba§  erfle 
3a^r  fflnfmal  mieber^olt,  unb  ebenfo  be« 
ftimmt  baS  2oo§  bie  erflen  biec  Saläre 
über,  tote  bie  erft  ernannten  nad^  unb 
na4  austreten  follen. 


I 


74. 3in  aioeiten  3a(r  unb  ben  folgen« 
ben  mirb  bie  %Ba^l  meniger  einfa^  fein, 
^uerft  f^Iieftt  bas  8ooS  bie  ^filfte  9Rit« 
^lieber  eineS  jeben  fftaif^i  bon  ber  SBa^l 
au8;  biefe  auSgef^loffene  ^Ifte  entf^^ibet 
borlfiuftg,  ob  man  bei  ber  oor^une^men» 
ben  mai^l  biefeS  ^al  baS  SooS  fobtel 
möglieb  moHe  toalten  laffen  ober  ni^t. 
Chttfi^ibet  fie  oernetnenb,  fo  nimmt  bie 
nic^t  auSgef^Ioffene  ^filfte  bie  2Ba^( 
na^  ber  oben  bef Anebenen  %ci  oor. 
SBenn  fte  aber  bie  ö^^age  beiaf^enb  ent« 
f(beibet,  fo  toirb  juoor  burdd  baS  SooS 
«ntf^iebrn,  »el^er  oon  beiben  auf  ge- 
sagte ^rt  auf  bie  ^filfte  ^erabgefe^te 
9tat^  bie  (Sanbibaten  •  Sifle  berfertigen 
foQe.  Der  alfo  beftimmte  Slatb^  ernennt 
bur4  abfolute  9]^e]^r|fett  ber  Stimmen 
led^S  (Sanbibaten.  Son  biefen  fe^S  toerben 
brei  bur^S  SooS  auSgefc^Ioffen,  unb  unter 


en  actiTite  de  la  presenie  consti- 
tatioD,  il  fiaadra.  de  plus«  aToir 
öt^,  soit  membre  de  IHin  des 
CoDseüs  l^gislatife,  8oit  ministre, 
soit  membre  da  Tribunal  snprdme, 
aoit  enfin  prüfet  national. 

73.  Le  mode  d*eleciion  est. 
ponr  la  premi^re  annee  comme 
soit : 

L'on  des  Conseils  forme,  au 
scratin  et  ä  la  majoritö  absolne 
des  Yoix,  nne  liste  de  cinq  can- 
didats,  et  Taatre  Conseil  choisit, 
anssi  an  semtin  et  k  la  majoritö 
absolne  des  yoIx,  dans  cette  liste 
pr^ntee,  le   nonvean  Directenr. 

Mais  le  sort  d^dde  imm^a- 
tement  avant  T^lection,  leqnel 
des  deux  Conseils  formera  la  liste 
des  candidats.  Cette  Operation  se 
reit^rera,  la  premidre  annöe,  cinq 
fois,  et  le  sort  d^cidera,  pendant 
les  quatre  premiäres  annees,  de 
la  sortie  snccessiYe  de  ceux  qni 
anront  M  nomm^  la  premiöre 
fois. 

74.  La  seconde  ann^e  et  dans 
la  snite,  le  mode  d'^lection  sera 
plus  compliqnö  :  d'abord  le  sort 
exclura  de  Pälection  la  moitiö  des 
membres  de  chaque  Conseil,  et 
cette  moitiö  exclue  d^cidera  pröa- 
lablement,  si  Telection  qu'il  s'agit 
de  faire,  aura  lieu,  cette  fois, 
avec  la  plus  grande  interyention 
du  sort,  ou  non.  Si  eile  d^cide 
que  non,  la  moiti^  non- exclue 
rempiira  les  fonctions  d'^leoteurs 
en  i&  mani^re  ci-dessus  indiqn^e. 
Si,  au  contraire,  eile  d^cide  Taffir- 
mative,  on  commencera  par  tirer 
au  sort  lequel  des  deux  Conseils, 
chacun  r^duit  comme  döjä  dit  ä 
la  moiti^,  formera  la  Üste  des 
candidats.  Ensuite  le  Conseil  ainsi 
d^signö  nommera,   ä  la  majorite 
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ben  Dtei  übrigen  ertDä^It  bcr  anbete  IRat^ 
beit  neuen  S)ireftor. 


75.  S)te  auStretenben  ^iiglteber  be§ 
9!$o0}ietun0§sSDireftonum§  fönnen  nic^t 
»ieber  oov  einem  S^itDerlauf  toon  fünf 
Salären  eroö^li  merben. 

^t't>o^  foll  betjenige,  toel^ec  am 
(Snbe  beS  etfteu  3q^tS  ouStreten  mirb, 
nacd  SBerlauf  eine§  9a^r§  »ieber  ermä^It 
toerben  !5nnen. 

^erjent^e,  toel^er  im  ^meiien  3a(r 
austreten  »trb,  fann  na^  Verlauf  Don 
jmet  Salären  toieber  ertoä^It  merben. 

S^erjenige,  toelc^er  im  brüten  3a]^r 
austreten  mirb,  fann  nadd  Verlauf  bon 
brei  Sauren  toiebcr  ertoä^lt  merben. 

derjenige,  melier  im  vierten  ^a^x 
austreten  mirb,  tann  nad)  Serlauf  t>on 
oier  Sauren  »ieber  ertc&l^lt  »erben. 

76.  2)a§  55onäic5unöS*5)ireftorium 
forgt,  tan  @efe^en  gemög,  für  bie  öugere 
unb  innere  B\ä)tt^tit  beS  Staats.  6S 
berfügt  über  bie  bewaffnete  ^ac^t.  ^od^ 
fon  in  feinem  gad  baS  3)ireftocium  inS' 
gefammt  nod^  eines  feiner  HRitglieber, 
Weber  wä^renb  ber  3eit  (einer  ^ÄmtSöer- 
ri^tung  no(!b  jmei  3a^re  lang  na4  @n< 
bigung  berfelben,  bie  Gruppen  fom« 
manbiren. 


77.  ^aS  $on3te(unaS'S)ireflorium 
tann  jeben  bcr  beiben  9tfitl;e  einlaben, 
einen  @egenftanb  in  ^etra^tung  3u 
litten. 

78.  35m  gebührt  ber  erfte  Antrag, 
bie  Strafen  böHig  ^u  erlaffen  ober  ju 
minbern,  ober  fogar  $eIof)nungen  ju  ge* 
flatten,  toenn  oon  Seiten  ber  ^JKitf^ulbt« 
gen  eineS  begangenen  Serbreii^enS  @nt« 
bedungen  gemalt  werben. 

79.  @S  berrtegelt  bie  @efe^e  unb 
I&gt  fic  befannt  ma^en;  eS  beforgt  unb 
ft^ert  bie  $o0jie(|ung  berfelben  au. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

absolue  des  voix,  six  candidats ; 
de  ces  six,  le  sort  en  exclura 
trois,  et  Pautre  Conseil  choisira 
entre  les  trois  restants  le  nouveau 
Directeur. 

75.  Les  membres  sortants  du 
Directoire  executif  ne  peuvent 
6tre  r^^las  qu'apr^s  un  intervalle 
de  cinq  ans. 

Nöanmoins,  celui  qui  sortira  ä 
la  fin  de  la  premi^re  annöe, 
pourra  6tre  r661u  aprös  un  inter- 
valle d'un  an ; 

Celui  qai  sortira  la  seconde 
annee  pourra  6tre  re^lu  apr^s 
un  intervalle  de  deux  ans ; 

Celui  qui  sortira  la  troisi^me 
ann^e,  pourra  ötre  reelu  apr6s 
un  intervalle  de  trois  ans ; 

Celui  qui  sortira  la  quatrieme 
ann^e,  pourra  dtre  reölu  aprto 
un  intervalle  de  quatre  ans. 

76.  Le  Directoire  pourvoi t, 
d^apräs  les  lois,  ä  la  sürete  extä- 
rieure  et  Interieure  de  TEtat.  II 
dispose  de  la  force  armöe,  sans 
qu'en  aucun  cas  le  Directoire» 
coUectivement,  ni  aucun  de  ses 
membres  puisse  la  Commander,  ni 
pendant  le  tenips  de  ses  fonc- 
tions,  ni  pendant  les  deux  annees 
qui  suivent  immädiatement  Texpi- 
ration  de  ses  fonctions. 

77.  Le  Directoire  executif  peut 
inviter  chacun  des  Conseils  ä  pren- 
dre  un  objet  en  considöration. 

78.  II  a  la  proposition  pr^ala- 
ble  et  nöcessaire  de  toute  remise 
ou  commutation  de  peines,  mdme 
de  röcompense,  en  cas  de  röv61a- 
tion  de  la  part  des  complices 
d'un  crime. 

79.  H  Bcelle  et  fait  publier 
les  lois ;  il  en  surveille  et  assure 
Tex^cution. 
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80.  Q^§  unternimmt  unb  fU^rt  bte 
Unter^anblungen  mit  ben  fremben  ^iä^« 
ten;  aber  bie  Sertrö^e,  koelc^e  eS  unter« 
f^reibt  ober  unter|d)reiben  lögt,  finb  nic^t 
gültig,  beDor  fie  oon  ben  geje^gebenDcn 
tRfit^en  in  einem  allgemeinen  (Somite 
unterfu^t  unb  genehmigt  morben. 

^ie  ^crfUflungen  ber  gebeimen  9Irs 
tifel  merben  obne  bie  ©enebmigung  ber 
gefe^gebenben  ^öt^e  üoQjogen ;  fie  bürfen 
aber  ni(^td  gegen  bie  5ffent(id)en  %rtife( 
entbalten,  no($  bie  (SonftitutiDn3«®e{e^e 
Derle^en. 


81.  %a%  ^ireltorium  legt  aüt  3a^re 
ben  geje^pebenbcn  Stützen  Slecbnung  ab, 
über  bie  SBerwenbung  ber  einem  jcben 
Departement  angemiejenen  @e(Der,  auger 
benen,  Jo  ibm  für  perjöntid^e  ober  ge» 
beime  lluSgaben  befonberS  anoertraut 
tDorben  finb. 


82.  £)ie  (Srnennung,  Sutüdberufung 
unb  9lbfe^ung  ader  ^Infübrer  unb  0[fi» 
)tere  ber  befolDeten  Gruppen  in  jebem 
(S^rabe,  ber  ^inifier  unb  biplomatijcben 
Agenten,  ber  (Eommiffartcn  der  ^laüo* 
nal'8(ba^fammer,  ber  Statthalter  in  ben 
dantonen,  be§  ^^röfibenten  unb  beS  5ffent' 
li^en  ^nflögerS  unD  Schreibers  be§  obern 
®eriibt§bof^f  fotoie  aud)  ber  Cbereinne^« 
mer  ber  ^infünfte  ber  IRepubltf,  ftebt 
i^m  3U.  Die  Unterbeamten  unb  Unter« 
agenten  aber  toerben  t>on  benjenigen  er« 
nannt,  oon  benen  fie  unmittelbar  ab« 
fangen. 


83. 9öenn  Da§  DireÜorium  bon  einer, 
totbcr  bie  äugere  ober  innere  6i(ber^eit 
be§  Staates  angefponnenen  SBer)(bn)5rung 
benacbridbtigt  mirb,  fo  fann  e§  ^.^orfü^« 
rungSs  unb  ^erbaftsbefeble  gegen  bie« 
jenigen  ergeben  laffen,  meldte  man  für 
bie  Urheber  ober  rätfc^ulbigen  b^It;  eS 
fann  fie  Derbören,  allein  eS  ift,  unter  ben 
ntber  baS  $erbre(ben  einer  loiniürlicben 
Ser^aftung  beftimmten  Strafen,  berbun« 
ben,  biefelben  in  Seit  t>on  smei  5tagen 
oor  bie  ^oliaeibeamten  }u  oermeifen,  ba* 
mit  ben  (Sefe^en  gemfig  berfa^ren  »erbe. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

80.  II  entame  et  condnit  les 
negociations  avec  les  puissances 
^trang^res  ;  mala  les  trait^s  qu'il 
signe  ou  fait  signer  ne  sont  va- 
lables  qu^apräs  avoir  ^tö  examinäs 
et  ratißes  par  les  Conseils  l^gis- 
latifs,   formäs  en  comite  g^neral. 

Les  dispositioDs  des  articles 
secrets  s'executent  sans  la  ratifi- 
cation  des  Conseils  legislatifs  ; 
znais  elles  ne  peuvent  ötre  des- 
tructives  des  articles  patents,  ni 
porter  atteinte  anx  lois  constitu- 
tionnelles. 

81.  Le  Directoire  rend  compte, 
annuellement,  aux  Conseils  legis- 
latifs de  Pemploi  des  sommes  assi- 
gn^es  ä  chaque  departement,  hor- 
mis  de  Celles  qui  lui  auront  ötä 
special ement  confiöes  ponr  des 
depenses  personnelles  ou  secr^tes. 

82.  Le  Directoire  nomme,  rö- 
Yoque  ou  destitue  les  chefs  et 
officiers  de  tout  grade  de  la  force 
arm6e,  les  ministres  et  les  agents 
diplomatiques,  les  commissaires  de 

;  *la  tr^sorerie  nationale,  les  präfets 
nationaux,  les  pr^sident,  accusa- 
tecr  public  et  greffier  du  Tribunal 
suprßme,  et  le«j  receveurs  en  chef 
des  revenus  de  la  Eöpublique.  Les 
sous-employös  et  sous- agents  sont 
nonamös  par  ceux  dont  ils  d^pen- 
dent  immediatement. 

83.  Si  le  Directoire  est  inform6 
qu'il  se  trame  quelque  conspira- 
tion  contre  la  süreW  ext^rieure 
ou  intörieure  de  TEtat,  il  peut 
däcerner  des  mandats  d'amener  et 
des  mandats  d'arröt  contre  ceux 
qui  en  sont  presum^s  les  auteurs 
ou  les  complices.  II  peut  les  inter- 
roger ;  mais  il  est  obligä,  sous 
les  peines  portäes  contre  le  crime 
de  d^tention  arbitraire,  de  les 
renvoyer  par-devant  Tofficier  de 
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84.  ^8  ftub  t)ier  ÜRtmfler  im  @iaate: 
ber  HRinifier  ber  auSmfirtiaen  (S^ef^fifte 
unb  be§  JhiegSmefenS;  ber  9]iltmfier  ber 
@ere(!6ttg!ettSpfIcQe  unb  ber  ^oUjet;  ber 
^inifter  ber  ^nan^en,  beS  ^anbelS,  be§ 
9((ferbau8  unb  ber  ^anbwerle,  ber  9Jlt« 
nifker  ber  SBiffenjcftopen,  Ikonen  ÄUnfle. 
ber  öffentlid^en  ®ebSube,  SrUcfen  unb 
©tragen. 


3Ba§  bie  Spitäler,  bte  für  bte  fix* 
men  bej^immten  Unterfttt^ungen  unb 
bQ§  betteln  betrifft,  fo  gehören  biefe  (Se- 
oenftfinbe  in  baS  gfae^  beS  Suftia*  unb 
^oliaetminifterS. 

S)a8  (^t]t%  lann  obige  VuSt^eilung 
ber  ben  URintfiern  auget^eilten  def^äfte 
berfinbern. 

@8  lann  bie  S^V^  ber  9)linifter  auf 
fe48,  aber  nic^t  auf  fünf  feftfe^en,  nod^ 
i^rer  n)eniger  als  bier  beftimmen. 


85.  Me8,   maS   in  Vnfel^ung   be8 
geri4tU(^en  Serfa^renS  gegen  bie  9Rit< 
(^lieber  ber  gefe^gebenben  Wfttj^e  verfügt 
tft,  gilt  au4  bon  ben  ^itgUebern  be8^ 
äon3ie(ung8«3)ireItoriumS. 


@te6entct  Xitel. 

Oberer  ©eri^tS^of. 

86.  ®er  obere  (8^ericbt8^of  befielt 
au8  einem  t>ou  jebem  Danton  ernannten 
Stifter,  mt  Saläre  »irb  ber  Dierte  ^txl 
feiner  9RitgUeber  ernannt,  unb  jaar  brei 
Saläre  lang  fUnf,  ba8  bierte  9a(r  aber 
lieben  aJlitgUeber. 


87.  i)a8  S)irehorium  ernennt  unter 
ben  erwählten  Sli^tern  ben  ^rfifibenten. 
@8  flellt  au4  ben  fiffentlid^en  ^nflfiger 
unb  ben  obem  ®eri(!()tf4reiber  an.  (S8 
finb  fobiel  6up))leanten  a(8  IRi^ter,  fte 
merben  ^ur  nfimlic^en  3eit  erneuert. 
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police,  dans  le  d^lai  de  deux  jours, 
ponr  proc^der  suivant  les  lois. 

84.  II  y  aura  qnatre  minis- 
tres  :  celai  des  affaires  ötrang^res 
et  de  la  guerre ;  celui  de  la  jus- 
tice et  de  la  police ;  celui  des 
finances,  du  commerce,  de  Tagri- 
culture  et  des  metiers;  celui  des 
Sciences,  des  beaux-arts,  des  ^di- 
fices  publics  et  des  ponts  et  chaus- 
säes. 

Quant  aux  höpitaux,  aux  se- 
cours  destin^s  pour  les  pauvres  et 
(k  ?)  la  mendicitö,  ces  objets  sont 
du  ressort  du  ministre  de  la  jus- 
tice et  de  la  police. 

La  loi  peut  changer  la  distri- 
bution  ci-dessus  des  attributions 
des  ministres. 

Elle  peut  porter  le  nombre 
des  ministres  jusqu'd.  six  ;  eile  ne 
peut  le  porter  k  cinq,  ni  le  rö- 
duire  au-dessous  de  quatre. 

85.  Toutes  les  dispositions  re- 
latives k  la  mise  en  jugement  des 
membres  des  Conseils  l^gislatifs, 
sont  communes  aux  membres  du 
Directoire  exöcutif. 

Tltre  Vn. 

Tribunal  suprSme. 

86.  Le  Tnbunal  supröme  est 
cornpos^  d^un  juge  nommö  par 
chaque  canton.  II  est  renouvel^ 
partiellement,  par  l'election  d'un 
quart,  par  ann^e  :  savoir,  de  cinq 
nouveauK  membres  pendant  trois 
ans  et  de  sept  la  quatri^me  an- 
n^. 

87.  Le  Directoire  nomme  le 
President  parmi  ceux  qui  ont  ät^ 
^lus  juges;  il  ncmme  aussi  Taccu- 
sateur  public  et  le  greffier  en 
chef.  n  j  a  autant  de  suppl^ants 
que  de  juges;  on  les  renouyelle 
en  mdme  temps  que  ceux-ci. 
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^efer  ®(ti(^tö^of  rietet  bie  ^it* 
olteber  ber  oefe^gebenben  ^äif^t  unb  beS 
lBoIIaie]^unQS«^trettorium8;  toie  oben  ge> 
fagt  »otben. 

88.  ©ctfdbe  rietet  ferner  in  leftter 
3nflan^  entioeber  aQein  ober  mit  3u* 
gie^ung  feiner  Sup^Ieanten,  in  (£rimi- 
natfa^en,  toel^e  bie  ^obeSftraje  ober  bie 
(Stnf);)errung  ober  fianbeSDeitoetfung  auf 
ae^n  ober  mehrere  Sa^re  nadj)  ft((  ais§^- 


89.  (Sr  caffirt  aud^  in  (Siüilfadben 
bie  @))rfi4e  ber  untern  ©eri^te,  meldte 
gegen  bie  (^ompetena  ber  ^eri^tS^öf  e,  gegen 
bie  Dorgefc&tiebenen  formen  unb  gegen 
ben  etgentlid^en  @inn  bec  (S^efe^e  ertteilt 
tDorben  finb. 

90.  S)er  obere  derid^tSl^of  foH  einft> 
toeilen  in  brr  nfintlid^en  ^emeinbe  feine 
eiftungen  (alten,  too  bie  gefe^gebenben 
Siat^e  unb  DaS  ^oQaic^unggc^reftoriunt 
ibren  @iQ  f^aUn. 

S)ie  gefe^gebenben  SlStbe  Ibnnen  ben 
6i^ungSort  beSfclben  finbern,  infofern 
baS  SoQaic^ungS'^ireltortum  ben  ^or* 
f^Iag  (ieau  ma^t. 


Sinter  %ittl 

Son  ber  bewaffneten  ^a^t. 

91.  (S8  foH  in  griebenSaeiten  ein 
befoIbeteS  2^ru))))en«(l^orpS  gebalten  toer* 
ben,  »elcbeS  bur(b  freiioillige  ^nn)erbung, 
unb  im  SaU  ber  9}otb,  auf  bie  bur(b 
baS  ®efe^  beftimmte  mt  errietet  loer* 
ben  foQ. 

92.  @S  fon  in  jebem  (Santon  ein 
((or)>d  Don  auSerlefenen  ÜHili^en  ober 
9lationaIgarben  fein,  toel^e  aUeaettmarf^« 
fertig  fein  merben,  entteeber  um  ber  ge* 
fe^Ii^en  Obrigfeit  ^ülfe  au  leiflen  ober 
einen  erften  fremben  Angriff  laxüd  au 
treiben. 


%eitttter  XxttU 

@taat§«SBerbre(ben. 

93.  9ebe  ^Inltage  toegen  StaatSi 
berbredjien,  toegen  ^enfifreoet,  9}erun> 
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Ge  tribunal  est  le  jnge  des 
membres  des  Conseils  legislatifs 
et  du  Directoire  exöcutif,  ainsi 
qn'il  a  ^tö  ci-dessus  indiqn^. 

88.  Ge  tribunal  jnge,  en  ou- 
tre,  en  demier  ressort,  soit  seul, 
soit  avec  le  concoiirs  de  ses  sap- 
pl^ants,  les  causes  criminelles  qni 
emporteraient  peine  de  mort  on 
de  röclnsion  on  de  d^portation, 
poor  dix  ans  on  plus. 

89.  n  casse  aussi,  en  matiö* 
res  civiles,  les  sentences  des  tri- 
bnnanx  inferienrs  que  le  döfant 
de  compötence,  Tonbli  des  formes 
on  une  violation  manifeste  du 
texte  de  la  loi  rendraient  nuUes. 

90.  Le  Tribunal  suprdme  si^- 
gera,  provisoirement ,  dans  la 
mdme  commune  que  les  Gonseils 
legislatifs  et  le  Directoire  ex^cutif. 

Sa  residence  pourra  dtre  chan- 
g^  par  les  Gonseils  legislatifs, 
sur  la  proposition  präalable  et 
necessaire  du  Directoire  exöcutif. 

Tltre  Tin. 

De  Ja  force  armSe. 

91.  II  y  aura,  en  temps  de  paix, 
un  Corps  de  troupes  soldöes,  qui 
se  formera  par  enrölement  volon- 
taire  et,  en  cas  de  besoin,  par  le 
mode  que  la  loi  döterminera. 

92.  II  y  aura,  dans  chaque 
canton,  un  corps  d*eiite  de  mi- 
lice  ou  garde  nationale,  toujours 
pröt  ä  marcher  au  besoin,  soit 
pour  prdter  main-forte  aux  auto- 
rites  legitimes,  soit  pour  repous- 
ser  une  premiöre  agression  etran- 
göre. 

Tltre  IX. 

Crimes  d'Etat 

93.  Toute  accusation  pour  fait 
de  crimes   d'Etat,   de  forfaiture, 
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irfuunß,  bircfter  ober  inbirefter  33cftedbunö, 
gehört  \)ot  Un  ©ericgtd^of  be§  OrtS, 
IDO  ba§  ^erbrec^en  begangen  toorben, 
ober,  toenn  biefer  Ort  nid()t  ongegeben 
tft,  bor  bcn  ©erid^ts^of  beS  DrtS,  njo 
ber  ^au))ibef(ac)te  feine  getoöl^nltc^e  äüob» 
nung  bat.  tiefer  ®ertit§][)of  unterfudpt 
t>or  auem,  ob  ber  gfaU  einer  ^^nllage 
©tatt  finbe;  in  bicfem  gatt  beruft  er 
jeine  6u))pleanten  ^u  fid^  unb  ma^t  mit 
t^nen  einen  )peinli(^en  ©cridf^ts^of  in  erfter 
Snftang  auS. 


94.  2Benn  bur^  ben  ^erurtl^eilten 
ober  burc^  ben  öffenth^en  ^nfläger  an 
ben  obern  ®eri(^t§^of  appeOirt  morben, 
fo  foQ  biefer  toie  ba§  untere  ®erid^t  üer« 
fahren  unb  ba§  ^nburt^eil  ni^t  anberS 
als  mit  Sujie^ung  feiner  Suppleanten 
auSfpredtien. 


(Santon§«Obrig!eiten. 

95.  ®ie  brei  erften  Dbrigfeiten  öon 
jebem  (Santon  fmb  ber  Statthalter  beS 
^ireftoriumS,  ba§  (£antonS>@erid^t,  unb 
bie  SBertoaltungS'ifommer. 

96.  S)er  etattl^alter  fteflt  bie  boa«: 
giel^cnbe  ®crD(iH  üor. 

6ein  Stettöertreter  ift  ber  Unter» 
©tattl^oltcr  ber  ©emeinbe,  wo  er  feinen 
@i^  ]()at. 

(&t  ^ai  bie  ^uffi^t  über  aOe  ®e- 
toalten  unb  ^ebienten  in  ber  Ausübung 
ibrer  Wemter  unb  ermabnt  fie  an  ibre 
#i(t)t. 

(Sr  übermalt  i^nen  bie  ©efege  mie 
anäf  bie  %efel)le  be§  5DireftoriumS. 

@r  nimmt  i^ire  ^Rnmerfungen,  SBor< 

td^Iftge  unb  j!lagen  an;  er  ift  t)erbunben 
14  t)on  Seit  3U  Seit  in  bie  oerjc^iebenen 
S)ifln!tc  beS  ^antonS  ju  begeben,  um 
feine  ^uffic^t  au§suUben. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

de  malyersation  et  de  vönalitö 
directe  ou  indireete  des  snffrages 
ou  des  votes,  sera  portöe  devant 
le  tribunal  du  lieu  du  delit,  ou 
si  ce  lieu  n*est  pas  determine, 
devant  le  tribunal  du  lieu  oü  le 
principal  ou  premier  accusö  a  son 
doinicile  habituel.  Ce  tribunal 
exatninera,  prealablement,  s'il  y 
a  lieu  ä  accusation,  et,  dans  ce 
cas,  11  convoquera  ses  supplöants 
et  formera  avec  eux  un  tribunal 
criminel  en  premiöre  instance. 

94.  L'appel  ^tant  interjet^y 
soit  par  le  condamnä,  soit  par 
raccusateur  public,  par- devant  le 
Tribunal  supröme,  celui-ci  proce- 
dera,  comme  le  tribunal  införieur, 
et  ne  prononcera  definitivement 
qu'avec  le  concours  de  ses  sup- 
pleants. 

Titre  Z. 

Autorites  dans  les  cantons. 

95.  Les  trois  premiöres  auto- 
rites de  chaque  canton  sont :  le 
pröfet  national,  la  cbambre  admi- 
nistrative et  le  tribunal  de  canton. 

96.  Le  prefet  national  y  re- 
prösente  le  pouvoir  executif. 

II  a  pour  lieutenant  le  sous- 
prüfet  de  la  commune  oü  il  rö- 
side; 

H  sarveille  toutes  les  auto- 
ritäs  et  les  employäs  dans  Texercice 
de  leurs  fonctions,  et  les  rappelle 
ä  leurs  devoirs; 

II  leur  transmet  les  lois,  ainsi 
que  les  ordres  du  Directoire ; 

II  re9oit  leurs  observations, 
projets  et  röclamations  ;  11  est 
tenu  de  se  rendre,  de  temps  ä 
autre,  dans  les  divers  districts  du 
canton,  pour  y  exercer  la  sur- 
veillance ; 
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@r  felbft  fann  nid^tS  toertoiaigen, 
fonbcrn  nimmt  blofe  bie  5Bittj(^ri}t€n  ber 
^-Bürger  an  unb  I&Bt  fie  ben  gehörigen 
Obng!eiien  gufommen. 

(Sr  beruft  bie  UcDerfammlungen  unb 
bie  SBa^l-G'OrpS  jufammen. 

@r  l^at  ben  $orfl^  bei  ben  bürget« 
It^en  geften. 

(Sr  \iCit  baS  3ttäii  ben  iBerat^tbla- 
gungen  ber  @erid^t§b&?e  unb  ber  Ser« 
toaltungSfammer  beijuwol^nen ;  erbringt 
ba  auf  bie  ^oü^ie^ung  ber  ©efe^e,  ol)ne 
aber  fonft  feine  stimme  geben  ju  fönnen. 

€r  toaä^i  für  bie  innere  Sid^er^eit 
unb  übt  ba§  9{e4t  ber  ^efongennel^« 
mung  au§.  @r  verfügt  über  bie  bewaffnete 
Waci^t,  o^ne  Hai  er  aber  fie  felbft  an« 
führen  bar  f. 

dr  ernennt  bie  ^räftbenten  beS  3:ri* 
bunalS,  ber  ^ermaltungSfammer  unb 
ber  niebern  @cri(^te  unter  ben  IRit^tern 
unb  IBerttaltern,  »elc^e  ba§  U&a^Udoxp^ 
geU)äi)It  ^at. 


(£r  ernennt  au^  bie  ® er id^tf Treiber, 
ben  öffentlidjfen  ^nüögcr  unb  bie  Unter« 
Statthalter  be§  Jgauptort§  unb  ber  S)i« 
ftrifte  (gr  felbft  toirb  Dorn  5)ireftorium 
txto&f)lt,  abgefegt  jurüdberufen  ober  ju 
einer  anbern  Stelle  beförbcrt. 


97.  ®aS  (Santon§«Xribuna(  fpri^t 
in  erfter  3nftana  in  ^au|)tsSrim(naI« 
fadden  unb  in  letzter  ^nftanj  in  allen 
anbern  6riminal«$ro)egen  unb  in  @it)il« 
unb  ^oUjeifa^en. 


98.  S)iefe§  Stribunal  befielt  au§ 
breije^^n  9?i(^tem,  mit  Inbegriff  be§ 
^räfibenten.  ^ag  mal^Ui&oxpQ  erwA^tt 
fie.  ^er  !prä|ibent  erwählt  feinen  ©tefl- 
öertreter  unter  ben  Sdit^tern. 

99.  ^ie  SRi^ter  »erben  bon  bem 
9SabU(£orpS  ernannt.  (S§  treten  alle 
äal^re  amei  ^erauS,  unb  iebeS  ^[a^r  »er« 
ben  fie  burd^  bie  ilBabls^orpd  ber  dari' 
tone,  \Dtlä)t  fie  ermäb^t  ^aben,   erfe^t, 


II  n*accorde  aucune  faveur, 
mais  il  re^oit  les  petitions  des 
citoyens  et  les  fait  passer  auz 
autorit^  compötentes ; 

II  convoqne  les  assembl^es  pri- 
maires   et   les   corps   ^lectoraux  ; 

II  preside   ]es  fdtes  civiqaes ; 

II  a  le  droit  d'assister  aux 
deiiberations  des  tribnnauz  et  de 
la  chambre  administrative ;  il  y 
requiert  Pex^cution  des  lois,  mais 
Sans  y  ^oter; 

II  veille  k  la  süret^  int^rienre, 
exerce  le  droit  d'appröhension  et 
dispose  de  la  force  arm^e,  sans 
pouvoir  la  Commander  lai-mdme  ; 

II  nomme  les  prösidents  da 
tribunal  (de  canton),  de  la  cham- 
bre administrative  et  des  justices 
införieures,  entre  les  juges  et 
admioistrateurs  61us  par  le  corps 
ölectoral; 

H  a  anssi  la  nomination  des 
greffierS;  de  raccnsateur  public 
et  des  sous-pröfets  du  chef-lieu 
et  des  districts.  C'est  le  Directoire 
qni  Pelit,  le  destitue,  le  rappelle, 
le  place  dans  un  autre  canton  ou 
l'appelle  ä.  d'antres  fonctions. 

97.  Le  tribunal  du  canton 
prononce,  en  premi^re  instance, 
dans  les  causes  criminelles  ma- 
jeures  et,  en  derni^re  instance, 
dans  les  autres  causes  criminelles, 
dans  les  causes  civiles  et  dans 
Celles  de  police. 

98.  Ce  tribunal  est  composö 
de  treize  juges,  y  compris  le 
Präsident.  Le  corps  electoral  les 
älit.  Le  Präsident  älit  son  lieute- 
nant  parmi  les  juges. 

99.  Les  juges  sont  nommäs 
par  le  corps  electoral.  II  en  sort 
deux  chaque  annäe,  et,  cbaque 
annäe,  ils  sont  remplaces  par  les 


1 
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^utfd^e  Ueber|e^ung  na4  I>r*  ®ifi- 

auSaenotnmen  bog  im  feisten  3a](|C  bret 
austreten,  toel^e  bte  SBalCfl><Sor|)S  auf 
oben  gefagte  üxt  etfe^en. 


S)te  auStretenben  Sitztet  !5nnen  aSe« 
}dt  toiebec  eno&^It  »erben. 

100.  @ie  (aben  @u|)pleanten  für 
bte  9^a!an)sSett  unb  im  gaU  einer 
Aran!b(it;  ober  »enn  fie  in  baS  ge* 
fe^gebenbe  (£or|)S  be))uttrt  toerben. 

101.  ®te  SerioaltungS^ffammer  be» 
forgt  bie  unmittelbare  Sonjte^ung  ber 
(i^efe|e  über  bie  gfinanjen,  ben  ^anbel, 
bie  ftUnfte,  Die  ^anbkoerle,  ben  ^dtx» 
bau,  bie  SebenSmtttel,  bie  Unterhaltung 
ber  ©tftbte  unb  ber  Sanbftragen.  @ie  be> 
fit^t  aus  einem  $ra[ibenten,  unb  Dier 
Seififeern,  bie  baS  SBa^UlSorpS  erttS^It; 
unb  toeld^e  aQe  3a^re  mit  einem  er> 
neuert  loerben. 


@ie  !5nnen  jmeimal  na4  einanber 
aufs  neue  erioä^It  »erDen,  na^^er  aber 
fann  fol^eS  erft  na4  Serlauf  t)on  juei 
Satiren  gefd^el^en. 

Sie  ^aben  @up^(eanten  für  bie  SBa> 
fang-8ttt  unb  im  gaU  einer  Rranf^eit, 
ober  toenn  fie  in  baS  ®e{e$gebungS«(£orpS 
beputirt  merben. 

102.  Suger  biefen  brei  er^en  (Se* 
malten,  giebt  eS  in  bem  Qauptort  unb 
in  ben  S^iftriften  t)on  jebem  (Suinton 
untere  ü^erid^te  für  dmU  unb  Volijei' 
fa^en.  5Diefe  beftel^en  auS  neun  ^itglie« 
bern,  fo  baS  Waf)U(iot\iS  erto&^lt. 


Sie  bleiben  fedbs  Saläre  lang  im 
9[mt.    (SS  tritt  alle  ^al^re  einer  l^erauS. 

S)er  ^räftbent  »irb  oon  bem  Statt« 
balter  beS  S)ireltoriumS  unter  ben  9ei* 
fif^ttn  ernannt. 

103.  Sfür  bie  ^anbl^abung  ber  5f« 
fentlidjien  S^u^e  unb  für  bie  SoQgie^ung 
ber  {oiooljil  t)Dn  bem  Stattljialter  als  Don 
ben  (Serid^tS^öfen  ober  Don  ber  Sl^ermal« 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

Corps  ^lectorans  des  cantons  qui 
les  ont  ^luSy  sauf  que  la  sixi^me 
ann^e  il  en  sort  trois,  que  les 
Corps  electoraax  remplacent  ainsi 
qu'il  vient  d'ötre  dit. 

Les  juges  sortants  penvent 
tonjonrs  dtre  r^^lus. 

100.  Ils  ont  des  snppl^ants 
ponr  les  temps  de  vacance  et  de 
maladie,  on  lorsqu'ils  sont  de- 
put^s  an  Corps  l^gislatif. 

101.  La  chambre  administra- 
tive est  chargöe  de  Pexecution 
imm^diate  des  lois  relatives  aux 
finances,  au  commerce,  aux  arts^ 
aux  mätiers,  k  Tagriculture,  aux 
subsistances,  ä  Tentretien  des  villes 
et  des  chemins  publics.  Elle  est 
composöe  d*un  prösident  et  de 
quatre  assesseurs  qu^^lit  le  corps 
ölectoral,  et  qui  se  renouveUent  tous 
les  ans,  ä  raison  d*un  par  ann^e. 

Ils  peuvent  dtre  r^lus  deux 
fois  de  saite ;  aprös  quoi,  ils  ne 
peuvent  etre  r^ölus  qu'aprös  un 
Intervalle  de  deux  ans. 

Ils  ont  des  suppl^ants  poür 
les  temps  de  vacances  et  de  ma- 
ladie,  ou  lorsqu*ils  sont  döputäs 
au  Corps  lägislatif.  ^ 

102.  n  7  a,  outre  ces  trois 
premi^res  autoritös,  dans  le  chef- 
lieu  et  les  districts  de  chaque 
canton,  des  justices  infdrieures 
pour  les  mati^res  civiles  et  de 
police,  compos^es  de  neuf  mem- 
bres  qu'ölit  le  corps  ölectoral. 

Ils  sont  pour  six  ans  en  place. 
II  en  sort  annuellement  un. 

Le  President  est  tirö  d'entre 
les  assesseurs  par  le  prüfet  na- 
tional. 

103.  II  j  a,  dans  le  chef-lieu 
et  dans  chaque  district,  pour  le 
maintien  de  la  tranquillit^  pu- 
blique et  l'ex^cution   des  ordres 


r 
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tini(|S«*ffaiiiiiter  ergc(|eiibcn  9ef4Ie  ijt  in 
jäMin  ^an^ri  waüb  in  jcbem  ^intift 
ein  nntei«6tatt(aUer,  loelcter  in  jd>er 
Seftion  der  Sifibte  nnl»  in  iebem  f)orfe 
einen  ftgenten  vnter  ft4  ^/  ben  er  felbfl 
ernennt. 


104.  i>iefer  9(|ent  oerffi^rt  in  «rii^* 
tigen  Söfl^  nt^t  o^nc  3u|t<^8  |n>eier 
^ffäikn,  bie  er  ft<^  W>9  ONS^lt,  »ann 
er  Sejt^  tton  feinem  imit  ntnnni 


105.  i>a§  8olI|ie(nngS«S>irett0riunt 
lann,  »enn  eS  foI^eS  nAtbig  finbet.  Die 
<ften4t§(5fe  nnb  bie  SertDauungSfammer 
abfegen,  nnb  fo(c^  bis  gn  ben  ffinftigen 
SBft^len  erfe^en. 

SHe  oon  i^m  bieftfoOS  (lenontmenen 
64Iüffe,  mfifien  immer  bie  Setteggrllnbe 
en^lten. 

eUfter  £tteL 

9b&nberung  ber  donpiintion. 

106.  S)er  Senat  f4Ugt  biefe  «b- 
Snbentngen  bor;  bie  (terflber  gemalten 
Sorj^tfige  aber  erbalten  nic^i  4er  bie 
ihaft  eines  S^lnffeS,  bis  ^e  gtoeimal 
befretirt  loorben,  nnb  iloar  muft  gmif^en 
bem  et^en  S)etret  nnb  bem  gtoeitetw  ein 
Seitranm  bon  fünf  3a|iren  ber^reicben. 
5Diefe  Sc^lfiffe  beS  Senats  mfifien  l^iier* 
anf  bon  bem  großen  %at(  berttorfen 
ober  genehmigt  unb  nur  im  le^tern  ^U 
ben  Urt)erfammlungen  jngefd^dt  tteiben, 
um  fie  an^une^men  ober  ju  bermerfen. 


107.  9Benn  bie  Urberfammlungen 

biefelben  annehmen,  fo   ftnb   {ie   neue 

gunbamental-ä^efege  ber   Staats  «^er* 
fafiung. 

Stoälftet  Zittl*) 

mUiti  bie  (Sonftitution  inS 
SBerf  3U  fe^en. 

l.  SBenn  ^4  i"  einer  9emeinbe,  eS 
fei  Siabt  ober  ®orf;  ober  in  einem  (San» 


I 


qni  emanent,  soit  da  pröfet,  soit 
des  tanbonaiiXy  soit  de  la  chambre 
d'admixiistration,  an  sons-pr^fet, 
qui  a  Sons  Ini,  dans  chaqae  sec- 
tion  de  yille  et  chaque  YÜlage, 
ÜB  agent  ä  sa  nomination. 

104.  Get  agent,  dans  les  cas 
graves,  n*agit  que  de  conoert 
ayec  deux  aides  qa'il  s*est  choisis 
loi-mdme,  en  prenant  possession 
de  sa  place. 

105.  Le  Directoire  executif 
peat,  lorsqa'il  le  croit  n^cessaire, 
destitner  les  tribunaux  et  la  cham- 
bre administrative,  et  les  rempla- 
cerjasqa*aax^lections  prochaines. 

Les  arröt^s  qu'il  prend  k  ce 
sujet  sont  toujours  motiv^. 

TitnXI. 

Changements  de   la   constUtUion. 

106.  Le  S^nat  propose  cee 
changements  ;  mais  les  proposi- 
tions  fEutes  ä  ce  sujet  ne  deyien- 
nent  r^lations  qu'apr^  avoir 
öt^  däcröt^es  denx  fois,  en  lais* 
sant  ^cooler  un  intervalle  de  cinq 
ans  entre  le  premier  d^cret  et  le 
second.  Ses  rösolutions  seront  en- 
suite  rejetees  ou  ratifiöes  par  le 
Grand  Conseil,  et,  dans  le  der- 
nier  cas  seulement,  envoj^es  ä 
Pacceptation  ou  refos  des  assem- 
blöes  primaires. 

107.  Si  les  assembl^es  primai- 
res les  acceptent,  elles  forment 
autant  de  nouvelles  lois  fonda- 
mentales  de  la  Constitution. 

Tltre  XIL 

Moyens  de  mettre  la  Constitution 
en  activiti. 

.  1.  Lorsqu'il  se  trouvera  dans 
une  commune,  soit  ville,  soit  vil- 


*)  3)iefer  Xitel  fcblt  in  einigen  aur  ^ublilation  gelangten  SCesten  ber  öerfafjung, 
»fi^renb  anbere  i^n  entbalten.  Strieder  meint,  bag  er  »enig  aur  SJottaieJung  oefommen 
fei.  Diefer  «nft^t  fann  i*  iebo*  ni^t  beiftimmcn,  »enn  i(b  au*  gerne  angebe,  baft  er 
nur  einen  tranfitorif^en  (S^^araftcr  ^jatte  unb  !aum  aum  SSctfaffungSwerf  gehört. 
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ion  eine  Qm'i^i  S(^¥  öon  SBarijern  be« 
pnbet,  meldte  enlMloJfen  (inb,  in  ben 
©cnufe  ber  mit  ber  5rei^)cit  unb  ®lei(^« 
beit  öerfnü»)ften  Siedete,  »eHe  i^inen  bie 
9latur  öetHc^en  l^at,  »iebcr  einjutreten, 
fo  f offen  ftc  fi«  bur*  eine  S8itlf*rift  an 
bie  Dbriflfelt  wenben,  bamit  i^nen  er- 
laubt werbe,  fid&  in  ?rimar*SBerfamm» 
langen  ju  ücreinigen,  um  über  bie  ^n* 
nabme  ober  Sertoerfung  obiger  (Sonfti- 
tution  gu  beratl^t^logen  unb  t^re  2Ba^(* 
männer  )u  ernennen. 


gßenn  bie  Obrigfeit  Die  SBittWrift 
toertoirft,  fo  geben  bie  Unterjdjriebenen 
eine  gtoeite  ein,  n>eld)e  fo  tiel  mbgli^, 
mit  neuen  Unterf(iriften  t»er|e^en  fein 
mu§. 

2.  SBenn  bie  atocite  SBitt^rift  wie* 
ber  öon  ber  Obrigfeit  oerworfen  »irb, 
ober  mel^r  als  brei  3:age  öerlaulen,  ojne 
boft  barüber  gefl)ro(6en  »orben,  fo  er- 
flären  bie  Untcrf<briebfnen,  bofe  fte  in 
äffe  ^Recjte  ber  urf|)rünglidf)cn  Äleidd» 
beit  einer  jeben  ®efeffj(^)aft  Wieber  ein» 
treten. 


3.  Neffen  jufolge  werben  fte  foglei^ 
iBerufungSbriefe  an  bie  ®emetnben  unb 
an  bie  )cbon  befte^enben  Settionen  Don 
®emetnben  im  (Danton  abgeben  laffen, 
um  P(^,  ju  obenbemelbetem  Smtd,  in 
$rimars$erfammlungen  gu  bitben. 


4.  diejenigen  (Semeinben,  »el^e  auS 
€4wa(bb^it;  9^igbett  ober  ^umml^eit 
biefer  ^inlabung  nicbt  gfolge  leiflen, 
foffen  angefe^en  fein,  alS  wären  fte  f^.on 
re|)r&fenttrt,  entwebcr  bur4  bie  (S^emein* 
ben,  weld^e  ber  Sad^e  ber  grei^eit  unb 
®Ietd(|]^eit  getreu  geblieben  ober  bur(!b 
eingelne  mutbboffe  ÜERänner,  wel^e  fi4 
als  9{e))rdfentanten  aufwerfen  werben. 


5.  3ebe  ^rimar*3JcrfammTung  wirb 
guoorberft  i^ren  Ißrafibenten,  ifiren  Se« 
fretSr  unb  Dier  Scrutatoren  ernennen 
unb  hierauf  über  bie  ^nna^me  ber  obigen 
Q^onftitution  berat^f^lagen. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

läge,  ou  dans  un  canton,  un  cer- 
tain  norobre  de  citoyens  d^ter- 
min<§s  d,  rentrer  dans  Texercice 
des  droits  inbörents  ä  la  liberte 
et  k  r^galite  qu'ils  tiennent  de 
la  nature,  ils  s'adresseront,  par 
Yoie  de  Petition,  au  magistrat, 
pour  6tre  antoris^s  k  se  rönnir  en 
assembl^es  primaires,  d.  Teffet  de 
d^liberer  sur  Pacceptation  ou  le 
rejet  de  la  constitation  ci-dessns 
et  nommer  leurs  ^lecteurs. 

Si  le  magistrat  rejette  la  Pe- 
tition, les  signataires  en  prdsen- 
teront  une  seconde,  munie,  autant 
que  possible,  de  nouvelles  signa- 
tures. 

2.  Si  la  seconde  Petition  est 
encore  rejetäe  par  le  magistrat, 
ou  s'il  s'^coule  plus  de  trois  jours 
Sans  qu'il  j  ait  öt^  fait  droit,  les 
signataires  se  däclareront  r^int^- 
gräs  dans  tous  les  droit«  de 
r^galite  primitive  de  tout  corps 
de  soci^te. 

3.  En  consöquence,  ils  adres- 
seront  de  suite  des  lettres  de 
convocation  aux  communes  et  auz 
sections  d^jä  subsistantes  de  com- 
munes du  canton,  pour  se  former 
en  assemblöes  primaires,  ä  Peffet 
ei-dessus  indiqud. 

4.  Les  communes  qui,  par 
läcbetö,  bassesse  ou  stupidit^, 
n'accederaient  point  ä  cette  invi- 
tation,  seront  censöes  repr^sentöes 
par  les  communes  fidöles  k  la 
cause  de  la  liberte  et  de  r^galit^, 
ou  par  les  bommes  courageux 
qui  s'en  ddtacberaient  pour  les 
representer. 

5.  Obaque  assembl^e  primaire, 
apräs  avoir  nomm^  son  prösident, 
son  secrätaire  et  quatre  scruta- 
teurs,  dälib^rera  sur  Tacceptation 
de  la  Constitution  ci-dessus. 
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^eutfd^e  Uebetfe^ung  nad^  Dr.  ®ift. 

$Benn  fit  bir  (Sonftttution  angenoni' 
mtn,  erto&^it  fie  i^re  SBa^lmfinner. 

%xt  äBa^Imfinner  t)erfammeln  fid^ 
hn  ^auptorte  bc§  j^antonS. 

©obolb  ba§  äBa^IcorpS  gebtibet  ift, 
caffirt  t%  bie  bejte^enbe  ^Regierung. 

^(Sbonn  ernennt  eS: 

1)  3Jier  ©eputirte  für  ben  ©enat 
unb  ad^t  für  ben  ®rogen  9iat^. 


2)  5Die  9RitgIteber  ber  $ertt>altung§« 
tamnter. 

3)  S)ie  SJlitgUeber  beS  ftantonSge« 
rid^tS. 

4)  2)te  aRitglteber  ber  untern  ®e« 

6.  @o  (anae  bis  bie  gefe^gebenben 
Mtl^e  unb  baS  %oQüie^ung§s2)ircctorium 
in  S^fttigfeit  fein  merben,  foH  bie  $er« 
mdtungs lammer  bie  oöllige  gefe^gebenbe 
unb  t)olI}ie]j^enbe  ©emalt,  ba§  JlantonS* 
geriet  aber  bie  böClige  geri^tlic^e  be- 
malt ausüben. 


7.  ^ie  für  bie  gefe^gebcnben  Mi%t 
ernannten  ^eputirten  Dereinigen  ft(^  o^ne 
Seitoerluft  in  ber  Stabt  Sugern,  toenn 
biefer  jtanton  t)on  ber  Sc^^  berjenigen 
ijt,  mel^e  fic^  als  unabhängig  erfl&rt 
l^aben;  no  nic^t,  in  ber  t)olfrei(^ften 
@tabt  ober  Ort  beS  ßantonS,  »elc^er 
ft4  am  erften  toirb  erflört  l^aben. 


©obalb  ber  brüte  I^eil  ber  a»it- 
glieber,  auS  loefd^en  jeber  ber  beiben  ge« 
fe^gebenben  Siöt^e  befteben  foll,  betfant- 
men  fein  toirb,  loerben  fie  {idji  als  6enat 
unb  ®roger  9tat§  conflituiren. 


8.  @obaIb  bie  beiben  Mi^t  con« 
^ituirt  fein  »erben,  fo  ernennen  fie  baS 
%o03te]^ungSs5S)ireftoiium. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

Apr^s  avoir  acceptö  la  Consti- 
tution, eile  nommera  ses  ^lec- 
teurs. 

Les  electeurs  se  rassembleront 
dans  le  chef-lien  du  canion. 

Le  Corps  electoral,  une  fois 
forme,  cassera  le  gouveraement 
actnel. 

II  nommera  ensuite  : 

1**  Quatre  deputes  pour  le 
Sönat  et  huit  pour  le  Grand 
Conseil ; 

2®  Les  membres  de  la  chambre 
administrative ; 

3**  Les  membres  du  tribunal 
de  canton; 

4**  Les  membres  des  justices 
inferieures. 

6.  Jusqu*k  ce  que  les  Conseila 
legislatifs  et  le  Directoire  exöcutif 
soient  en  activit(§,  la  chambre 
administrative  et  le  tribunal  de 
canton  exerceront,  la  premiöre,  la 
plenitude  des  pouvoirs  lögislatif 
et  exöcutif ;  le  second,  la  plöni- 
tude  du  pouvoir  judiciaire. 

7.  Les  deputäs  nommes  pour 
les  Conseils  legislatifs  se  reuni- 
ront,  Sans  delai,  dans  la  ville  de 
Lucerne,  si  ce  canton  est  du 
nombre  de  ceux  qui  se  seront 
döclares  indefiendants;  sinon  dans 
la  ville  ou  Heu  le  plus  populeux 
du  canton  qui,  le  premier,  aura 
fait  cette  d^claration. 

Ils  se  constitueront  respecti- 
vement  en  Senat  et  en  Grand 
Conseil,  aussitöt  qu'ils  se  trouve- 
ront  en  nombre  sufßsant  pour 
former  le  tieis  des  membres  dont 
chacun  des  Conseils  legislatifs  doit 
Gtre  corapose. 

8.  Les  deux  Conseils  dtant 
constitues,  nommeront  le  Direc- 
toire executif.     • 
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2)eutfd^e  Ueberfe^ung  nac^  Dr.  ®ifi. 

9.  50qS  SBoIl3te^un0e«^tre!tonum 
ernennt  foglet^  ttad^  feiner  ^nftalltrung 
bte  SRinifter,  bte  Sommijfarten  ber  ^a» 
Honal  <  @4(i^fammer,  bie  IReaterunoS« 
6tQtttiaUeT,  ben  ^röPenien,  bffentUdoen 
flnflfiger  unb  Sd^reiber  beS  obcrn  ®e« 
rt(t|t§(ofe6  unb  bie  Obereinne^mer  ber 
etaatSetnIünfte. 


Franz.  Originaltext  nach  Dr.  Strickler. 

9.  Le  Directoire  ex^cutif,  aussi- 
töt  aprös  son  installation,  oom- 
mera  les  ministres,  les  commis- 
saires  de  la  tresorerie  nationale, 
les  pr^fets  nationaux,  les  Presi- 
dent, accusateur  public  et  greffier 
du  Tribunal  suprßme,  et  les  rece- 
veurs  en  chef  des  revenus  pnblics. 


p>* 


^m  (Eingang  ifi  bereits  gejagt  toorben,  bag  btefe  Serfaffung  nid^t  d§  eine  bont 
Jelbetijdden  SBoIIe  {%xt  32,  refp.  III.  unb  IV.  2:itel  ber  S3erfa|fung  felbcr)  ober 
bon  ben  eibg.  Orten  angenommene  betrautet  werben  fann,  ba^er  als  octroirte 
angefe^en  merben  mug,  menn  audji  inlfinbifc^e  ^it«  ober  ^innjirtung  zugegeben 
ifi.  ^ie  meiften  mir  befannten  $ubItfationen  tragen  bal^er  bte  Ueberfd^rift  als  (&nU 
n)urf,  ia  felbfl  als  @r  unb  lagen  ju  einer  ^erfaffung,  maS  aud^  bie  ^nft^t  beS 
^erfafferS  Od^S  felber  gewefen  ift,  aber  ben  franjöfifc^en  ^]}lac(|t^abern  nid)t  gebient 
(at.  S)eEi]^alb  seigt  fi^  aud^  baS  ©eltfame,  bag  bei  ber  an  einzelnen  Orten  gege^ 
benen  3uftimmung,  biefelbe  bem  ^nttourf  beS  IRationalconoentS  bon  $afel  auf  ^afiS 
ber  O^S'fd^en  ®runblagen  ertbeilt  toar,  toaS  bann  eben  bon  Secarlier  befeitigt 
teorben  tfl,  »ä^renb  bie  9^ationalberfammlung  beS  SßaabtlanbeS,  bem  fpfiter  greis 
bürg  gefolgt  ift,  bem  $arifer  (Sntmurfe  feine  3uftimmung  ert^etlt  l^atte.  @rft  nad^ 
ber  Veröffentlichung  ber  Secarlier'fd^en  $rolIamation  tougte  man,  loaS  angenommen 
woröen  »ar.  —  einläßlichere  ^luffdjlüffc  gibt  Dr.  ©trirfler  in  ber  (Sinleitung 
gur  belannten  ^ften>6ammlung,  beren  jioansigfter  ^bfdjinitt  ber  @infü^rung  ber 
^elbetifc^en  ^onftitution  gemibmet  ift.  ^afftm  enthalten  aber  nod^  bie  folgenben 
9l!tenftUdEe  (vide  befonberS  6.  566)  einige  IRotiaen. 

3n  formeller  ^egiel^ung  ift  beizufügen,  bag  nod^  ein  italienifd^er  %tii  ber 
l^elbetif^en  SBerfaffung  beßel^t.  Serfelbe  ifi  aber  blog  eine  —  nid^t  gerabe  gute  — 
Ueberfe^ung  beS  frangSfifd^en  Originals  unb  fann  nur  loenige  ^uffc^lüffe  geben. 
3d^  fann  ba^er  bie  9^eprobufiion  l^ier  fttglid^  unterlaffen;  allfönige  gorfcf^er  ober 
9leugierige  mug  i4  iebod^  auf  bie  Stridfler'f^e  Sainmlung  ober  @e))aratauSgabe 
bermeifen.    ^ud^  bie  Einleitung  ju  ®iftS  Ausgabe  mag  (onfultirt  »erben. 
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4.  Allianzvertrag  mit  Frankreich,  vom  19.  August  1798."^) 

Art.  I.  II  y  aura  ä  perpötuitö  entre  la  Räpublique  Fran^aise  et 
la  R^pnblique  Hel^etique,  paix»  amiti^  et  bonne  iatelligence. 

Art.  IL  II  7  a  d^s  ce  moment,  entre  les  deax  R^pnbliqueSy  al- 
liance  offensive  et  defensive. 

L'effet  göneral  de  cette  alliance  est,  qne  chacune  des  deux  Böpu- 
bliques  peut,  en  cas  de  guerre,  requ^rir  la  Cooperation  de  son  Alli^e. 

La  Puissance  reqa^rante,  sp^cifie  alors  contre  qui  la  Cooperation 
est  reclam^e,  et  par  Teffet  de  cette  requisition  speciale,  la  Puissance 
requise  entre  en  gaerre  contre  la  puissance  ou  les  puissances  d^i- 
gnees ;  mais  eile  reste  en  etat  de  neutralite,  vis- ä- vis  de  Celles  qui 
seraient  en  guerre  avec  la  Puissance  requerante,  et  qui  n'auraient 
point  6te  particuliärement  däsignöes  par  eile. 

II  est  reconnu,  que  l'effet  de  la  requisition  de  la  Röpublique 
Fran^aise  ne  pourra  jamais  ^tre  d'envoyer  des  troupes  Suisses  outre 
mer. 

Les  Troupes  requises  seront  paj^es  et  entretenues  par  la  Puis* 
sance  requ^rante,  et  en  cas  de  requisition,  aucune  des  deux  Repu> 
bliques  ne  pourra  conclure  separ^ment  un  Traite  d*amnestie  ou  de 
paix. 

Les  effets  particuliers  de  TAUiance,  lorsque  de  part  ou  d'autre 
la  requisition  aura  lieu,  la  nature  et  la  quotite  des  secours  mutuel- 
lerne nt  accordes  seront  determines  de  gre  ä  gre  par  des  conventioas 
spec'ales,  basees  sur  les  principes  qui  8o.it  renfermes  dans  cet  article. 

Art.  II  [.  £a  consequence  la  Republique  Fran^aise,  garantit  ä 
la  Republique  Helvetiqae,  son  independance  et  l'unite  de  son  Gou- 
vernement et  dans  le  cas,  oü  Toligarchie  tenteroit  de  renverser  la 
Constitution  actuelle  de  PHelvetie,  la  Republique  Fran9aise  s'engage 
k  donner  ä  la  Republique  Helvetique,  les  secours  dont  eile  auroit 
besoin  pour  triompher  des  attaques  interieures  ou  exterieures,  qui 
seraient  diriges  contre  eile. 

Elle  promet  en  outre,  ses  bons  offices  k  la  Republique  Helve- 
tique, pour  la  faire  jouir  de  tous  ses  droits  par  rapport  aux  autres 
Puissances. 


*)  ObgUt4  es  als  ein  (Sebot  ber  Sogt!  angelegen  merben  fönnte,  bte  ^enbc 
tungeit  ber  Serfaffung  glei^  auf  biefelbe  folgen  au  laffen,  fo  ift  eS  sunt  $er« 
ft&nbntg  ber  Seit  bo4  ri(i^ttger;  unmittelbar  nad^  x^x  biefen  ^aiangt^ertrag  al8 
tRr.  4  etnaufd^olten. 


'.>. 
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Et  afin  de  Ini  procurer  les  moyens  de  r^tablir  promptement 
son  ötat  militaire  sur  le  pied  le  plus  imposant,  la  Republique  Fran- 
^aise  consent  ä  la  remettre  en  possession  des  canons,  mortiers  et 
pidces  d'artillerie,  qni  lui  ont  ^t6  enleväs  pendant  la  presente  gnerre 
et  qui  seraient  encore  ä  la  disposition  du  gouvemement  Fran9ais  au 
moment  de  la  signature  du  present  Trait^,  moyennant  que  la  Röpu- 
bliqae  Hely^tique  se  cbarge  de  les  faire  rechercher  et  condnire  sur 
son  Territoire. 

Art.  IV.  Les  frontiöres  enlre  la  France  et  PHelvötie  seront  dä- 
termin^es  par  une  Convention  particuli^re  qni  aura  pour  base,  qne 
tont  ce  qni  faisait  partie  du  ci-devant  Evöche  de  Basle  et  de  la 
Principante  de  Porentrui,  sera  definitivement  r^uni  au  territoire 
fran^ais,  ainsi  que  les  enclavees  Suisses,  qui  se  trouvent  comprises 
dans  les  Departements  du  Haut-Bhin  et  du  Mont-Terrible,  sauf  les 
rötrocessions  ou  echanges,  qui  seront  jugös  indispensables  pour  la 
plTis  parfaite  rectification  des  dites  frontiäres,  depuis  Basle  jusqu'ä 
Gendve,  et  qui  ne  contrarieraient  point  les  reunions  dejä  döfinitive- 
ment  op^rees  au  Territoire  Fran9ais. 

Art.  Y.  Afin  d'assurer  les  Communications  de  la  R6publique 
Fran^aise  avec  TAllemagne  meridionale  et  Tltalie,  il  lui  sera  accorde 
le  libre  et  perpetuel  usage  des  deux  routes  commerciales  et  militaires^ 
dont  la  premi^re  passera  par  le  Nord  de  PHelvötie  en  remontaot  le 
Rhin,  et  suivant  les  rives  occidentale  et  meridionale  du  lac  de  Cons- 
tance,  et  dont  la  seconde  partant  de  Gen^ve  et  traversant  le  Depar- 
tement du  Mont-Blanc,  traversera  dgalement  le  Valais  pour  aboutir 
sur  le  Territoire  de  la  Räpublique  Cisalpine,  suivant  une  direction 
qui  sera  determinee,  et  il  est  convenu,  que  chaque  Etat  fera  sur 
son  Territoire  les  travaux  nöcessaires  pour  Tetablissement  de  ces 
deux  routes. 

Art.  VI.  De  möme  il  est  convenu,  que  pour  donner  ä  la  navi- 
gation  intörieure  des  deux  R^publiques,  les  developpemens  avanta- 
geux  dont  eile  est  susceptible,  chacune  d'elle  fera  respectivement  sur 
son  Territoire  les  ouvrages  d'art,  qui  seront  necessaires  pour  Teta- 
blissement  d'une  communication  par  eau,  depuis  le  lac  de  Gen^ve 
jusqu'au  Rhin,  et  depuis  Genäve  jusqu^ä  la  partie  du  Rhone  qui  est 
navigable. 

Art.  Vn.  La  Republique  Fran9aise  s'engage  ä  foumir  ä  la  Re- 
publique Helvetique,  tous  les  sels  dont  eile  aura  besoin,  de  sßs  sa* 
lines  de  la  Meurthe,  du  Jura  et  du  Mont-Blanc. 


r 
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Les  prix  des  dits  sels,  celai  de  leur  transport,  les  lieux  et  les 
^poques  des  livraisonSy  seront  r^gl^s  au  moins  tous  les  dix  ans, 
entre  les  Gitoyens  charg^s  par  le  gouvernement  Fran^ais,  de  Tex- 
ploitation  de  ses  salines,  et  les  Pr^pos^s  du  gouvernement  Helv^tique, 
Sans  que  jamais  le  prix  des  sels  aux  salines  puisse  exender  celui  que 
payeront  les  citoyens  Fran^ais,  et  sans  qne  les  sels  vendus  aax  Hel- 
yetiens  puissent  jamais  dtre  assujettis  a  aucon  des  impöts  qui  seraient 
mis  en  France  sar  cette  denree. 

Art.  VIIL  En  cons^nence  de  Tarticle  pröcMent,  la  R^pnblique 
Helvötiqne  renonce  express^ment  ä  tous  les  arrerages  de  sels,  qu*elle 
pourrait  avoir  h  r^clamer  par  suite  des  anciens  Trait^s,  qui  exis- 
taient  entre  la  France  et  les  Cantons,  et  eile  s'engage  ä  prendre 
annuellement  aax  salines,  au  moins  deux  cent  cinquante  mille  quin- 
taux  de  sei. 

Art.  IX.  Les  Citoyens  de  la  B^publique  Fran9aise,  pourront 
aller  et  venir  en  Helv^tie  munis  de  passe-ports  en  r^gle.  U  leur  sera 
libre  d^y  former  tous  et  tels  Etablissements,  d'y  exercer  tels  genres 
d'industrie,  que  la  Loi  permet  et  prot^ge.  Leurs  personnes  et  leurs 
propri^tös  seront  soumises  aux  lois  et  usages  du  pays. 

Les  Citoyens  de  la  Röpublique  Helv^tique,  jouiront  en  France 
et  dans  toutes  les  possessions  de  la  Republique  Fran^aise,  des  mömes 
droits  et  aux  mdmes  conditions. 

Art.  X.  Dans  les  affaires  litigieuses  personnelles,  qui  ne  pour- 
ront se  terminer  k  Tamiable  et  sans  la  voie  des  Tribunaux,  le  de- 
mandeur  sera  oblige  de  poursuivre  son  action  devant  les  Juges  na- 
turels  du  d^fendeur,  k  moins  que  les  parties  ne  soient  präsentes  dans 
le  lieu  mßme  oü  le  contract  a  ^te  stipulE,  ou  ne  fussent  convenues 
des  Juges  par  devant  lesquels  elles  se  seraient  engag^es  de  discater 
leurs  difficult^s. 

Dans  les  affaires  litigieuses,  ayant  pour  objet  des  propri^t^s 
fonci^res,  Taction  sera  suivie  par  devant  le  Tribunal  ou  le  Magis- 
trat du  lieu  oü  la  dito  propri^tö  est  situöe. 

Les  contestations  qui  pourraient  s'ölever  entre  les  höritiers  d'un 
Pran9ais  mort  en  Suisse,  k  raison  de  sa  succession,  seront  port^es 
devant  le  Juge  du  domicile  que  le  Fran9ais  avait  en  France;  et  il 
en  sera  usä  de  möme  k  Tögard  des  contestations  qui  pourraient  s'e- 
lever  entre  les  h^ritiers  d*un  Suisse  mort  en  France. 

Art.  XI.  Les  jugements  d^finitifs  en  mati^re  civile,  ayant  force 
de  chose  jug^e,  rendus  par  les  Tribunaux  Fran9ais,  seront  exEcutoiies 


—     Se- 
en Suisse,  et  reciproquement,  apräs  qu'ils  auront  6t6  l^galises  par  las 
Envojes  respectifs 

Art.  XII.  En  cas  de  faillite  ou  de  banqueroute  de  la  part  de 
Fran^ais,  poss^dant  des  biens  en  France,  s'il  y  a  des  cröanciers 
Suisses  et  des  creanciers  Fran9ais,  les  cr^anciers  Suisses,  qui  se  se- 
raient  conformes  anx  Lois  fran9aise3  pour  la  surel^  de  leurs  bypo- 
thäques,  seront  payös  sur  les  dits  biens  comme  les  cre^anciers  hypotbö- 
caires  Fran^ais,  suivant  l'ordre  de  leur  hypotböque,  et  reciproquement 
si  des  Suisses  possedant  des  biens  dans  la  R^publique  Helv^tique,  se 
trouvent  avoir  des  creanciers  Fran^ais  et  des  creanciers  Suisses,  les 
creanciers  Fran9ais,  qui  auront  rempli  les  formalitös  propres  A  leur 
assurer  une  bypotbäque  en  Suisse,  seront  colloques  sans  distinction 
avec  les  creanciers  Suisses,  suivant  Tordre  de  leur  hypotb^que.  Quant 
aux  simples  cröanci.ers,  ils  seront  aussi  trait^s  ägalement  sans  consi- 
därer  ä  laquelle  des  deux  B^publiques  ils  appartiennent. 

Art.  XIII,  Dans  toutes  les  procedures  criminelles  pour  d^lits 
graves  dont  Tinstruction  se  fera,  soit  devant  les  Tribunaux  Fran9ais, 
soit  devant  ceux  de  Suisse,  les  temoins  Suisses,  qui  seront  cit^s  k 
comparaitre  en  personne  en  France,  et  les  temoins  Fran9ais,  qui  se- 
ront citös  ä  comparaitre  en  personne  en  Suisse,  seront  tenus  de  se 
transporter  prös  du  Tribunal  qui  les  aura  appel^,  sous  les  peines 
d^termin^es  par  les  Lois  respectives  des  deux  Nations. 

Les  deux  Gouvernements  acccrderont  dans  ce  cas  aux  temoins 
les  passeports  necessaires,  et  ils  se  concerteront  pour  fixer  Tindem- 
nite  qui  sera  due  en  raison  de  la  distance  et  du  s^jour. 

Art.  XIV.  Les  deux  Republiques  s'engagent  reciproquement  ^ 
ne  donner  aucun  asyle  aux  ^migres  ou  d^portes  de  cbaque  Nation. 
Elles  s'engagent  pareillement  ä  extrader  reciproquement  k  la  pre- 
mi^re  r^quisitloa  les  individus  de  cbaque  Nation,  qui  auraieot  ete 
declares  juridiquement  coupablea  de  conspiration  contre  la  surete  in- 
te rieure  ou  exterieure  de  l'Etat,  assassinat,  empoisonnement,  incendie, 
faux  sur  les  actes  public?,  et  vol  hveo  violence  ou  effraction,  ou  qui 
seraient  poursuivis  comme  tels  en  vertu  de  Mandats  donnäs  par  Tau- 
torite  legale. 

II  est  convenu  que  les  cboses  voiees  dans  Tun  des  deux  Pays 
et  deposees  dans  Tautre,  seiont  fid^lement  restituees. 

Art.  XV.  II  sera  incessamment  conclu  entre  les  deux  Republiques 
un    Traite    de   commerce,    base    sur   la    plus   complette   reciprocite 
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d'ayantages.  En  attendant  leB  Citoyens  des  deax  Republiqaes  seront 
respectiyement  traites  comme  ceux  des   Nations  les  plus  farorisees. 

Concia  et  signe  ä  Paris,  le  2  frnctidor,  an  6  de  la  R^publiqne 
Fran9aisey  nne  et  indivisible.  (19  aoüt  1798). 

Signe,  Ch.  Mau.  Tallgyband. 
P.-J.    Zeltner,    A.   A.  Jexmeb. 


5.  Abänderungen 
der  helvetischen  Verfassung  während  ihres  sonstigen  Bestandes.*^) 


a.  Hlnsichtlieli  der  Gebletseintheilong.**) 

(Art.  18  oben ;    -  Strickler,  Sammlung  1, 989  n.  ff.) 

Verordnung  des  französischen  Regierungskommissärs  betreffend 
die  Vereinigung  der  vormals  demokratischen  Kantone  und  etlicher 
angrenzenden  Landschaften  in  die  Kantone  Waldstätien,  Linth  und 
Süntis. 

Le  Commissaire  dn  Gouvernement  pr^s  Tarmee  fran9aise  en 
Snisse; 

Considerant  que  si  la  Constitution  helvetique  a  divise  les  cantons 
dits  democratiques  en  8,  eile  n'a  pas  pu  prevoir  que  les  habitants 
de  ces  contröes,  soit  par  erreur,  soit  par  malveillance,  refuseraient  d*y 
donner  leur  adhesion; 


*)  Art.  106  und  107  der  soeben  abgedruckten  helvetischen  Verfassung 
schreiben  vor,  in  welcher  Weise  Abänderungen  an  derselben  gemacht 
werden  können.  Gerade  die  hiernach  abgedruckten,  sehr  wesentlichen  Aende- 
rungen  sind  aber  in  anderer,  durchaus  nicht  verfassungsmässiger  Weise  zu 
Stande  gekommen.  —  Die  beschränkende  Verordnung  des  franz.  Vollziehungs- 
Direktoriums  der  Vollmachten  seiner  Begierungskommissäre  bei  der  helveti- 
schen Republik  ist  erst  später  (24  floreal  VI  =  13.  Mai  1798)  erlassen  und  noch 
später  in  der  Schweiz  publizirt  worden  (Strickler,  Sammlung  I,  1090); 
vorher  haben  dieselben  wie  Prokonsuln  in  einem  eroberten  Land  regiert. 

**)  Bereits  in  den  Werken  und  Schriften  über  die  Schweizer- 
geschichte (s.  u.  A.  Zschokke  «Kampf  und  Untergang»  und  «Denk- 
würdigkeiten »)  ist  es  erzählt,  dass  die  demokratischen,  kleinen  Kantone  in 
grössere  Gemeinwesen  zusammengeschmolzen  worden  sind.  Hierorts  muss 
es  erwähnt  werden,  dass  die  daherige  Verfügung  vom  iranz.  Eroberer  aus- 
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Considörant  qu'il  importe  k  la  prosperiW  du  peaple  helv^tique 
qne  tout(e)  l'enclave  de  son  territoire  ne  forme  qu*une  senle  et  möme 
repnblique  une  et  indivisible;  que  pour  atteindre  ce  but  salutaire, 
il  est  essentiel  d'eteindre  dans  lenrs  principes  les  factions  naissantes, 
de  pr^venir  les  mauY  qu'elles  pourraient  causer  ä  Pavenir,  de  donner 
an  Corps  lögislatif  et  an  Directoire  helv^tique  cette  Energie  qui  ca- 
ract^rise  nne  nation  puissante ; 

Consid^rant  enfin  que  si  on  laissait  subsister  la  division  terri- 
toriale des  mßmes  cantons  teile  qu*elle  a  äte  fix^e  par  la  Constitution, 
et  attendu  que  l'article  16,  tit.  2  du  möme  acte  constitutionnel  dit 
formellement  que  les  limites  des  cantons  pourront  etre  cbangöes  ou 
rectifiöes,  il  en  r^sulterait  des  inconv^nients  d'autant  plus  graves  que 
dans  les  circonstances  actuelles  l'ödifice  de  ce  gouvernement  naissant 
menacerait  de  s*6crouler  dans  ses  propres  fondements, 

Reqv  iert  le  Göneral-en-cbef  d*ordonner  ce  qui  suit : 

Art.  1.  Les  cantons  dösign^s  par  le  titre  deuxiöme  de  la  Cons- 
titution belvötique,  sous  les  noms  de  Glaris,  Sargans,  Appenzell, 
Thurgovie  (!),  Uri,  St.  Gall,  Zug,  Schwytz,  ünterwalden,  seront  pro- 
visoirement  divisös  en  trois  cantons  qui  prendi'ont  les  dönominations 
de  cantons  de   Waldstett(en),  de  la  Linth  et  du  Sentit, 

Art.  2.  Le  canton  de  Waldstett(en)  comprendra  les  ci-devant 
cantons  d'Unterwalden  dits  ob  dem  Kernwald  (et)  under  dem  Kem- 
wald;  (d'Cri)  avec  la  vallee  dTTrseren  jusqu'ä  la  cime  des  Alpes; 
de  Schwytz  et  de  Zoug,  avec  la  ci-devant  röpublique  de  G(u)ersau 
et  les  terres  döpendantes  du  ci-devant  abb6  d*Eng(u)elberg.  Le  chef- 
lieu  de  ce  canton  sera  Schwytz.  —  Quant  k  la  vallöe  Livine  depuis 
la  cime  des  Alpes,  eile  ne  fera  point  partie  de  ce  canton. 

Art.  3.  Le  canton  de  la  Linth  sera  compose  des  ci-devant  cantons 
de  Glaris,  de  Sargans,  de  Werdenberg,  de  Gambs,  de  Sax,  d*une 
partie  du  Rheintbal,  jusqu'au  Hirschen  sprang  et  (präs?)  du  chäteau 


gegangen  ist.  An  der  Stelle  Lecarliers  hat  sein  Sekretär,  der  berüchtigte 
Rapinat  geamtet;  der  Senat  hat  die  Verfügung  als  einen  Eingriff  in  seine 
Rechte  betrachten  müssen,  während  der  gesetzgebende  Rath,  in  welchem 
einige  Mitglieder  überhaupt  eine  andere  Gebietseintheilung  im  Sinne  hatten, 
sie  als  eine  provisorische  genehm  halten  wollte.  Die  diesfälligen,  etwas 
verworrenen  Verhandluogen  der  Räthe  sind  in  Strickler  1.  c.  u.  ff.  nachzu- 
sehen. Im  Yerzeichnies  der  Mitglieder  hat  Strickler  die  Kantone  Linth, 
Sentis  und  Waldstätten  mit  Datumsangaben  des  Eintrittes  der  ein- 
zelnen Gewählten  angeführt. 


r^ 
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de  Blatte(n);  de  la  partie  superiettre  dn  Togg(n)enb(o)nrg  jusqu'au 
Hemberg  et  Hximmelwald,  du  Gaster,  de  ]a  Mark,  des  HoBfs  et  de 
Rapperswyl.  Le  cbef-lien  sera  Glaris. 

Art.  4.  Le  canton  du  Sentis  embrassera  le  ci-devant  canton 
d* Appenzell,  le  Bbeintbal  (inferieur)  jusqu'au  Hirscbensprung ,  le 
cbäteau  de  Blatten,  la  commune  de  St.  GaU,  le  pays  du  ci-devant 
abbö  de  St.  Gall  et  la  partie  inftrieure  du  Toggenburg,  jusqu'au 
Hummelwald  et  üemberg.     Le  cbef-lieu  sera  Appenzell. 

Art.  5.  Les  gouvernements  des  diflKrents  cantons  qui  composeront 
les  nouveaux,  enverront  au  re9u  du  präsent  arrötä  cbaeun  cinq  de 
leurs  membres  aux  chefs-lieux  respectifs.  Ces  membres  se  constitue- 
ront  de  suite  en  gouvernements  provisoires,  convoqueront  leurs  assem- 
bl6es  primaires,  qui  nommeront  le  nombre  d^^lecteurs  prescrit  par  la 
Constitution,  lesquels  procäderont  ä  la  nomination  de  leurs  d^put^s 
au  Corps  L^gislatif  et  des  (autres)  autoritös  constituöes.  Les  ölecteurs 
s'assembleront  dans  les  cbefs-lieux,  et  les  d^put^s  se  rendront  sans 
dälai  ä  Arau.  Sig.  Rapinat. 

Le  General  en  chef  ordonne  que  les  dispositions  de  Tarröte  ci-dessus 
soient  execut^es  suivant  leur  forme  et  teneur.        Sig.  Schauenbourg. 

NB.  tiefem  ^ftenflücf  fe^It  baS  Saturn.  Stridfler  gibt  tl^m  bagjentge  bom 
4.  3Rai  1798  (15  floreal  V)  unb  f)Mi  eS  gegen  anbere  Angaben  aufregt,  ^eben« 
falls  f<4eint  bon  Seite  beS  JRebaftorS  be§  !Dla(i^metIe§  eine  gemiffe  gftü^^igfett  beftan^ 
ben  3U  ^aben.  (S.  bie  ^oitn  bon  @iri(l(er  I,  940  unb  ben  »eitern  £e$t  auf  bei 
folgenben  Seite.) 


b.  Hinsichtlich  der  Bestellang  der  vollziehenden  Gewalt«*) 

(An  der  Stelle  des  Titels  VI;  Strickler  V,  51ö  n.  546.) 

Einsetzung  eines  provisorischen  VoUziehungsausschusses,**) 


®ie  gefe^gebenben  ^Rfit^e,  in   @r« 
kodgnng  ber  Sage  ber  9^epublif  unb  ber 


Les  Conseils  l^islatifs,  consi- 
derant   la   Situation   de  la  E^pu- 


*)  ®ei4i4tli4  ifi  eS  too^t  belannt,  baft  biete  SBerfttgungen  beS  £)ireftorium3, 
befonbetS  in  ber  atoeiten  ^älfte  beS  itriegSja^reS  1799,  eine  groge  Unauftiebenteit  in 
^elbetien  berutja^t  unb  f4Iie§U4  gum  StaatSftrei^  Dom  7.  Januar  1800  bur^  bie 
gefe^gebenben  ^aif^t  geführt  l^aben.  ®aS  ^oSaie^ungSbireftorium  ift  aufgehoben,  ref^. 
bie  äRttglieber  Sa^arpe,  Obetlin  unb  Secretan  auS  bemfelben  entlaffen  morben.  C^S 
iß  biefeS  burdji  ein  <8efe^  gef^e^en,  bem  am  8.  ä^anuar  ba§  oben  abgebrudte  gefolgt  ift. 

**)  (Sin  neuer  StaatSftretd^  bom  7.  ^uguft  beS  gleiten  da^red  l^at  in  ber 
l^ertagung  ber  gefe^gebenben  Statte  unb  in  ber  drfe^ung  berfelben  burdft 
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(grttjartung  beS  95olfS,  balb  eine  newe 
Conftituiton  ju  erhalten; 


3n  drtoflöuna  ber  9lot6iDenbiflfeit, 
biefem  9^ol!  eine  ^^ere  (SemS^tleißung 
)tt  geben,  bag  an  biefer  neuen  (^onftitution 
mit  0rö6ter  X^ältßleit  gearbeitet  »erbe, 

^aben, 


9{a4  erKArter  S)rtngU4leit; 

bef^Ioffcn: 

1.  9(n  bie  Stelle  beS  aufaeUSten  2)i 
reftorium»  fofl  ein  SSonaiebungS-^luS 
fd)u6  bon  fieben  !Kit(jltebern,  bis  gur 
einffl^rung    einer   neuen   (£onfiitution, 
eingefe^t  »erben. 


>«  I 


blique  et  Tattente  oü  se  tronve  le 
Peuple,  qu'on  proposera  au  plus 
tot  une  nouvelle  Constitution  k 
son  acceptation ; 

Consid6rant  qu'il  est  necessaire 
de  donner  au  Peuple  la  garantie  de 
la  plus  grande  activitö  de  ses  Reprö- 
sentants  ä  s'occuper  de  ce  travail ; 

Apr^s  avoir  döclarö  Turgence, 
ont  risolu: 

1.  II  est  ötabli  ä.  la  place  du 
Directoire  ex^cutif  dissous,  et  jus- 
ques  ä  la  mise  en  activite  d*une 
nouvelle  Constitution,  une  Com- 
mission  ex^cutive,  compos^e  de 
sept  membres. 

2.  Les  membres  de  cette  com- 
mission  seront  nommes  par  les 
deux  Conseils  separäment,  et  l'un 
aprös  l'autre,  au  scrutin  secret  et 
h  la  majoritö  absolue  des  voix. 

3.  Les  pr^sidents  des  deux 
Conseils  tireront,  pour  la  premiöre 
61ection,  au  sort,  lequel  des  deux 
Conseils  aura  la  proposition  ou 
r^lection,  de  la  mßme  mani^re 
qui  avait  lieu  par  le  passe  pour 
l'election  des  membres  du  Direc- 
toire ;  les  Conseils  altern eront  par 
la  suite  pour  la  proposition. 

4.  Le  Conseil  auquel  le  sort 
aura  donn^  la  proposition  enverra 
chaque  fois  k  l'autre  Conseil  une 
liste  de  trois  candidats,  qui  de- 
vront  tous  ötre  nonunös  au  scrutin 
secret    et    ä  la  majoritä   absolue 

einen  gefe^gebenben  ft5r|>er  beftanben.  9{a4  ber  9Ba(I  beSfelben  ^at  ^4  ^'^  ®o^' 
)ie(ungS«^uSf4u6  3urfl(fgeaogen  unb  er  i^  bur^  einen  SBoffgiel^ungS-S^at^  erfe^t 
»orben  (8.  ^uguji). 

3um  SBerpanbniS  wirb  eS  immer  gut  fein,  jeweilen  bei  jebem  ßreigniS  bie  Seitan* 
gäbe  beiaufügen,  um  miffen  ju  fönnen,  ob  fid^  baSfelbe  unter  ber  ^errf^aft  beS 
l9Son}ie^ungS«^irettoriumS  ober  beS  SBonjielgungS'^usid^uffed  ober  beS  SBolIaie^ungt« 
iRat^eB  augetragen  }^abt;  gibt  eS  ja  felbft  ein  9lengger  au,  t>ai,  n)a§  »ft^renb  ber 
OelDetil  ®ute8  gefd^affen  morben,  baSfelbe  in  ber  9tegierung8periobe  beS  le^tern  be« 
fc^loffen  toorben  fei ! 


2.  i)ie  ^itglieber  bief  eS  SßoITaiel^ungS' 
%uSf4uffe8  follen  eines  na4  bem  anbern 
bur4  geheimes  unb  abfoIuteS  Stimmen- 
me(r  ber  beiben  ^Hif^t  genäf^lt  »erben. 


8.  S)ie  $r&fibenten  ber  beiben  mif^t 
»erben,  »ie  bei  ben  ebemaligen  äBal^Ien 
ber  ^itglieber  beS  S)ireftoriumS,  baS 
erftemol  baS  SooS  sieben,  »el^er  Don 
beiben  9t5t^en  ben  SBorf^fog  ober  bie 
9Ba^l  ^abe,  unb  bonn  »erben  fte  immer 
um  ben  l^orf^lag  ab»e<(feln. 


4.  derjenige  9lat(,  »el^er  ben  $or» 
fc^Iag  (at,  »irb  bem  anbern  $at^,  »el^er 
»ä^It,  immer  eine  Sifte  oon  brei  (San* 
bibaten  jufenben,  bie  ffimtlici^  burdf)  ge* 
l^eimeS  unb  abfoIuteS  Stimmenme^r  ge« 
»fi^U  »erben  muffen,  unb  auS  »eld^eCn) 
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biefer  legiere  baS  Witgtieb  in  (ben)  ^oQi 
)ie^un03'^uSf4ug  erttS^Ien  foll. 


99e{4Ioffm  bom  großen  9lai(  ben 
8.  3onuar  1800. 

angenommen  bom  @enat  ben 
gletd^en  %a%. 


des  voix.  Le  Conseil  qni  a  Telec- 
tion  choisira  parnii  ces  trois  can- 
didats  le  membre  qui  entre  ä  la 
Commission  executive. 

R^solue  par  le  Grand  Conseil 
le  8  Janvier  1800. 

Acceptee  par  le  Sänat  le 
möme  jour. 


c.  Hinsichtlich  der  Bestellnngr  der  gesetzgebenden  Gewalt.*) 

(An  der  Stelle  des  V.  Titel»;  Strickler  V,  15U  u.  ff.) 

Vertagung  der  gesetzgebenden  JRäthe  behufs  Einsetzung  eines 
gesetzgebenden  Baths  von  43  Mitgliedern  sowie  einer  neuen  Voll- 
ziehungsbehörde, 


®{e  aefe^gebenben  Stütze,  auf 
bie  iBo(i(!baf  t  beS  SBoOsieliungS-^uSf^uffeS 
bom  7.  ^ugflmonat  1800; 

3n  SBeirad^tung  ba^  Joao^l  ber  gegen« 
tofittige  Suftanb  ber  öffentli^en  äülfs- 
quellen  als  ber  borjubereitenbe  ueber« 
gang  3tt  einer  neuen  2anbeSberfaffung 
Sie  SBerminberung  ber  geje^gebenben  IRüt^e 
buT^auS  not^toenbig  ma^t,  l^ahtn, 


9la4  erllfirter  ^ringltdj)!eit, 

bef  d^Ioffen: 

1.  5Dte  gefe^gebenben  Statte  ftnb  bon 
nun  an  bertagt. 


2.  Un  iftre  ©teile  »irb  ein  ge|e^* 
gebenber  92 at^  treten,  ber  auS  brei« 
unbbierjtg  Sllitgltebern  befleißen  {o0. 

3.  3u  bem  @nbe  mtrb  ber  $oII« 
Ste]^ungS«%uSfd|)u6  fogIei(j^  na4  bem  ^m« 
pfang  biefeS  S)ecrei§  fUnfunbbret^ig  SJ^ii' 
giieber  au8  ber  bisherigen  Q^efe^gebung 
toft^Ien. 


Les  Conseüs  legislatifs,  snr  le 
message  de  la  Commission  exö- 
cutive,  (en  data)  du  7  Aoüt; 

Considörant  que  l'ötat  actuel 
des  ressonrces  publiques,  ainsi  que 
la  necessite  de  preparer  P Etablisse- 
ment d'une  nouvelle  Constitution 
demandent  imperieusement  une  re- 
duction   dans  le  Corps   legislatif; 

Apr^s  avoir  declare  Turgence, 
oni  risolu: 

1.  A  compter  de  la  date  du 
präsent  decret  les  Conseils  lögis- 
latifs  sont  ajournes. 

2.  A  leur  place  est  stabil  un 
Conseil  Ugislatif  de  quarante- trois 
membres. 

3.  Pour  former  ce  Conseil,  la 
Commission  executive  de^ra,  dans 
Tespace  de  vingt-quatre  heures 
apr^s  la  räception  du  präsent 
döcret,  faire  choix  de  trente-cinq 
membres  pris  dans  la  ci-devant 
Legislature. 


0  Vide  «Rote  ♦*)  ouf  Seite  41  unb  42. 
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4.  Unmittelbar  na^  il^rer  3uf  ammen« 
betufung  toirb  er  feine  (Setoalt  nieber« 
legen,  unb  bie  bisherigen  UJtitöUeber  beS» 
felben  »etben  in  Den  geje^gebenben  S^at^ 
eintreten. 


5.  S)er  auf  biefe  SBeife  con[Utuirte 
gefe^gebenbe  IRatb  )t)irb  no4  dii  ^it« 
glteber,  bie  ouS  bef  gangen  !Ration  ge« 
nommen  merben  {ollen,  p  fic^  ernennen 
unb  bie  aUfönig  burt!^  ^emijfion  leDig 
werbenben  ©teilen  mieber  befe^en. 


6.  hierauf  toirb  er  bie  (Sriofibtung 
eines  neuen  $olI}tebnngS'9iat^eS, 
ber  aus  fteben  !DlttglieDern  beftel^en  unb 
aus  feiner  eigenen  ^itte  genä^It  merben 
]oU,  oornel^men. 

7.  ®er  gefc^gebenbe  tRatl^  toirb  bie 
®en)alt;  »el^e  Der  V.  $tiel  ber  €on« 
flituiion  smeien  ^bt^eilungen  ber  ®ee 
fe^gebung  gemeinf^aftli^  übertragen  l^at, 
ungetdeilt,  jebo^  übrigens  mit  ben  nfim* 
li^en  9led^ten  unb  ¥f[td!)ten  ausüben. 


8.  S)er  SBo03ie^ung6*9laib  toirb  bie« 
jentge  ©etoalt,  loelie  ber  VI.  Sitel  Der 
€onftitution  Dem  SBoII}iebungS«^irefio« 
rium  übertragen  l^at,  unb  gmar  mit  ben 
nämU((en  tRe^ten  unb  ^jli^ten,  auS* 
üben. 

9.  S)er  gefe^gebenbe  ^iaiff  »irb  je« 
ben  Dur4  bie  ©timmenmebrbeit  Don  ibm 
angenommenen  ®e|e^eSDorf4Iag  fogleid^ 
bem  DoÜaiel^enben  f((aif)  mittbeilen,  um 
beffen  ^efinDen  Darüber  gu  oerne^men. 


10.  S)er  l|^oIIaiebung8<9{at^  ift  ge« 
balten,  biefeS  ^«finDen  bei  Dorbanbener 
i)ringli4fetts>($rllärung  inner (t)  jtoet* 
mal  oierunbjtoanjig  Slunben,  fonft  aber 
inner(t)  ge^n  Sagen  ber  ®efe^gebung  gU' 
fommen  gu  laffen. 


11.  ^aiff  gef^ebener  Vnbörung  beS< 
felben  toirb  Der  gefe^gebenbe  SRat^,  je 
na4  ben  Umftfinben,  eine  neue  ^eratb' 
filjlagung,  auf  jeben  gfaü  aber  eine 
gtoeite  ^b^immung  über  ben  (Skfe^eS« 


4.  Aussitöt  apräs  les  avoir  con- 
Yoquäs,  la  Commission  ezecutive 
se  dömettra  entre  lenrs  mains  de 
ses  pouvoirs,  et  les  membres  qni 
]a  composaient  prendront  place 
dans  le  Conseil  legislatif. 

5.  Ce  Conseil  ainsi  constitn^ 
s'adjoindra  encore  buit  membres, 
qui  seront  pris  sur  la  g^nöralitö 
des  citoyens,  et  procedera  ä  la 
repourvue  des  places  qui  pour- 
raient  vaquer  par  refos  ou  d^ 
mission. 

6.  Immädiatement  apr^ ,  le 
Conseil  legislatif  fera  cboix  de 
sept  membres  pris  dans  son  sein, 
qui  formeront  un  noaveau  Con- 
seil executif. 

7.  Le  Conseil  legislatif  reunira 
Tautoritö  et  les  fonctions  que  le 
titre  V  de  la  Constitution  attribue 
aux  deux  sections  de  la  L^gis- 
lature.  11  les  exercera  avec  les 
mömes  droits  et  sous  les  mdmes 
obligations. 

8.  Le  Conseil  executif  exercera 
le  möme  pouvoir  que  le  titre  VI 
de  la  Constitution  attribue  au 
Directoire,  avec  les  mßmes  droits 
et  sous  les  m6mes  obligations. 

9.  Le  Conseil  legislatif  devra, 
das  qu'un  projet  de  loi  aura  6te 
adopte  par  la  majorit^  de  ses 
membres ,  le  communiquer  de 
suite  au  Conseil  executif,  pour 
qu'il  donne  son  avis  sur  ce  projet. 

10.  Le  Conseil  exdcutif  est 
tenu  de  communiquer  son  avis 
dans  Tespace  de  deux  jours,  si  le 
projet  de  döcret  est  accompagnä 
d'une  d^clara'ion  d'urgence,  et 
dans  celui  de  dix  jours,  si  cette 
declaration  ne  s'j  trouve  pas. 

11.  Aprös  avoir  entendu  Tavis 
da  Conseil  executif,  le  Conseil 
16gislatif  pourra,  selon  les  cir- 
constances,   ouvrir   une    nouvelle 
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tiorf^Iog  bornel^men,  tooburii^  allein  bUfer 
)um  toirfltd^en  ®efe^e  ecioa^fen  !ann. 


12.  $etbe  %el^5rben  merDen  fo  lange 
in  SBetri^tung  bleiben,  bis  eine  neue 
fianbeSüerfaffung  entworfen,  bott  ber  l^el« 
betiMen  9lation  angenommen  unb  in 
KuSilbung  gebraut  fein  n)irb. 


93ef4loffen  tom  gtogen  iRatl^  ben 
7.  ?lu0ftmonot  1800. 

^[ngenommen  oom  Senat  ben  8.  gleiten 
fRonaiS.*) 


discussion  sar  la  mati^re;  mais 
daos  tons  les  cas  le  projet  devra 
etre  mis  aux  voix  de  nouvean,  et 
ne  deviendra  loi  qn'apräs  ce  se- 
cond  Yote. 

12.  Les  deux  autorit^s  stabiles 
par  la  präsente  loi  demeureront 
en  fonctions  jnsques  ä  ce  qu'nae 
nouvelle  Constitution  alt  6t4  pro- 
jetöe,  pnis  acceptöe  par  la  nation 
helvetiqne   et   mise  en  exäcntion. 

Resolue  par  le  Grand  Conseil 
le  7  Aoüt  1800. 

Acceptee  par  le  Senat  le  8 
du  möme  mois.*) 


d.  Minsichtlich  des  Beyisions-Modiis.**) 

(An  der  Stelle  des  eilften  Titels;  Gesetz  vom  14.  Januar  1800;  Tagblatt  III,  496.) 

Grundlagen  der  abgeänderten  Konstitution. 

Die  gesetzgebenden  Räthe,  in  Erwägung,  dass  niederträchtige 
Menschen  aus  Anlass  der  unterm  7.  Jenner  letzthin  vorgefallenen 
Ereignisse  die  Absichten  der  Nationalrepräsentation  dem  Volke  ver- 
dächtig zu  machen  und  dasselbe  durch  Herumtragung  unwabrhafter 


*)  2)iefer  SBcWuS  ift  bei  ©trtcfler  unter  9lr.  556  beS  V.  SBanbc»  aufgeführt. 
3um  nötigen  ^erftänbnig  lönnen  aud^  bie  folgenben  !Rummern  na^gelefen  merben. 

**)  Sßieberboli  l)aht  i^  barauf  aufmerffam  gemad^t,  ba6  bie  l^eloetifi^e  J!onfti« 
tution  einen  fel^r  menig  feften  ^eftanb  ge^iabt  l^at;  man  lann  ber  ^eugerung 
^ilt^'S  fftt^i  geben,  bag  biefelbe,  fotoie  fie  gebrucft  unb  un§  überliefert  uorben, 
leinen  £ag  in  SlecbtSgiltigfeit  gett)efen  ift.  ^eft^alb  l^at  fie  au4  tro^  allen  ^affeS, 
ben  fie  in  ^eltietien  auf  ftdd  gebogen,  beim  $oI!e  ben  (Stnbrud  ber  @tabtlitöt  ber 
neuen  (Sinri^tungen  nie  machen  lönnen.  —  9la4  bem  Sturge  beS  ^irectoriumS  l^at 
man  fe^r  rootjil  getougt,  toaS  man  get^an,  unb  eS  finb  einige  @egner  beS  ^Direc» 
ioriumS  ob  i^re§  ©iegeS  faft  erfd^rodfen.  ®a^  bie  ^elbetifd^e  93erfaffung  ntd^t  me^r 
lange  faltbar  fein  toerbe,  fonnten  fie  unb  Rubere  too^i  oermut^en.  ®a§  bie  $er* 
^anblungen  gu  einer  9let)ifion  teieberum  lebhaft  an  bie  ^anb  genommen,  rege  fortgefe^t 
toorben  finb,  toeld^e  fd{)on  gur  Seit  ber  9BaI)l  De§  ^irectoriumS  (17.  ^pril)  unb 
einige  ^age  fpfiter  begonnen  l^atten  (Stridler,  6amml.  I,  640  u.  655),  fann  ba^er 
nid^t  kierttunbem.  S)aS  IRefuItat  nad^  bem  ©turje  »ar  bec  @rlag  beS  obigen  <3^efe^e§ 
(Stridtler,  Samml.  Y,  572,  aber  mit  ben  bagu  gehörigen  liBer^anblungen  unb 
toeitem  Ausführungen  in  92ummern  232  unb  235).  —  3m  SBeitern  jebod[i  glaubt 
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Gerüchte    und     niederträchtiger    Verläumdungen    zu     bennrahigen 
suchen,    haben, 

nach  erklärter  Dringlichkeit, 

beschlossen : 

1.  Die  gesetzgebenden  Röthe  der  helvetischen  Republik  werden 
mit  aller  Beförderung  eine  neue  Konstitutionsakte  entwerfen, 
und  dem  Volke  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorlegen. 

2.  Die  erste  Grundlage  dieser  Konstitutionsakte  soll  die  Erhaltung 
und  Sicherstellung  der  Menschenrechte  sein. 

3.  Der  Grundsatz  der  Einheit  der  Republik  ist  die  zweite  Grund- 
lage dieser  neuen  Staatsverfassung. 

4.  Die  dritte  Grundlage  derselben  soll  endlich  in  dem  Stellver- 
tretungssystem bestehen. 

5.  Die  gesetzgebenden  Käthe  erklären,  dass  sie  keinen  Vorschlag 
zu  einer  verbesserten  Staatsverfassung  in  Berathung  nehmen 
wollen,  der  den  oben  festgesetzten  Grundsätzen  entgegen  ist. 

6.  Sie  erklären  endlich  jeden  für  einen  Feind  des  Vaterlandes  und 
des  Volks,  der  es  unternehmen  würde,  eine  Trennung  der  ver- 
schiedenen Teile  der  Bepublik  oder  ihre  Abreissung  von  der- 
selben zu  bewirken,  oder  eine  Verfassung  einzuführen,  die  mit 
den  oben  festgesetzten  Grundsätzen  nicht  übereinstimmt. 

7.  Gegenwärtiges  Gesetz  soll  gedruckt,  in  ganz  Helvetien  bekannt 
gemacht  und  wo  es  nöthig  ist  angeschlagen  werden. 

Beschlossen  vom  grossen  Bath  den  14.  Jenner  1800. 
Angenommen  vom  Senat  den  gleichen  Tag. 


bei  $rrau80eber  na^  einem  ^uffo^e  t)on  Dr.  Strikter  im  ^a^rbu^  be§  ^erm 
^iltl^  t)on  1896  Ijeroor^eben  gu  foQen,  bog  ber  oben  @.  89  gebrauste  IRamen  y^b» 
änberungen"  als  ric^tio  Qen)A](|lt  fi^  b^rauSftent.  ®enn  man  fann  uon  einet  form« 
Itd^en  ^b|4affung  ber  l^ebetiftj^en  9)erfa|fung  gor  ni^t  ober  nur  mit  ^otht^aiitn 
fpre^en.  S)te  auf  @eite  92  beS  3a^rbu4<3  angebrad^te  92ote  ift  als  ri^tig  ongufel^en. 

<  ThaUächlich  —  fdjreibt  Dr.  ©tricflcr  —  blieb  aber  weitaus  der  grösste 
«  TTieil  der  ersten  helvetischen  Verfassung  bis  1802  in  Kraft :  die  Gebieisein- 
€  thetlung,  die  Aemter  der  Statthalter  und  Agenten^  die  Verwaltungskatnmem, 
«  der  Obergerichtshof y  die  Kantons-  und  Distriktsgerichte,  die  Munizipalitäten, 
«  die  organischen  Gesetze  wie  die  allgemeinen  Grundsätze,  und  fortwährend 
»  wurden  dieselben  auch  amüich  angerufen  und  festgehalten  ». 
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Stllntetnbe  3ntetcalani0te. 

S:teHS  im  ^omorte  fjaU  t4  ben  Setiabf^ntti  Dom  ©iurge  be§  ^ire!torium§, 
tefp.  bom  foeben  abgebrudien  ^ef^Iuffe  bom  14.  3anuar  1800  bi§  gum  ^rf^etnen 
beS  ^rojelteS  bon  ^almai{on,  gebe  man  i^m  bad  S)atum  bom  flphl  ober  ^at 
1801,  als  eine  ber  bunfeln  Venoben  in  ber  ©ef^i^te  ber  fdjitteiaerif^en  ^unbeSber« 
fojfunßen  bejeid^net.  —  S)ur(5  ben  oben,  6.  45  eriofllnten  «ufja^  beS  ^errn 
Dr.  ©trieftet  ifl  ein  grpfecr  tl^eil  ber  «ufHärung  gegeben  hjorben.  TOt  «edjt 
wirb  eine  Unterfd^ibung  gwil^en  bem,  »aS  fd^ioeiaerijdden  Urj^jrungeS,  «nb  bem, 
toaS  toieberum  auS  $ari8  fommen  wirb,  gemalt.  $r.  @tricf(er  legt  bemOpuS  beS 
Senates  bom  5.  Suli  1800  nur  geringen  SQßeri^  bei,  »S^renb  t^  bod^  9Qße|entIi4e§ 
]^ert)ot^ben  gu  muffen  glaube.  S)agegen  bin  i^  ber  ^nftd^t,  tai  n  a  4  bem  6iaat8< 
^reic^  bom  7.  ?luguft  gl.  3.  ein  aiemlic^  fidlerer  8fing«aeig  gegeben  toar,  bafe  toiebet« 
um  baS  ^uSlanb  bie  entfc^eibenbe  iRi^tung  angeben  toerbc.  Söir  begegnen  in  ber 
5:^at  fe^r  balb  bei  ben  franjöpft^en  IBeJörben  berfc^iebenen  tlnftrengungen,  bie  bon 
ber  ^^^ei)  (oorsugSioeife  Sent)  ausgeben. 

3n  bem  ern)fi^nten  @enatu§«@onfultum,  um  biefen  ^uSbrud!  ju  gebraudfien,  ift  be» 
3UgU4  bei  ®ebietSeint!^eilung  in9lrt.21  Der  ®ef e^gebung  Aom^etenj augef^rteben 
oorben,  ma^renb  bie  ^ebetif^e  j^on^itution  bon  1798  unb  »ieberum  ba§  ^rojelt  bon 
SRalmaifon  unb  bie  auf  baSfelbe  folgenben  Elaborate  unb  Smprimate  bie  l^iftorifc^  ge« 
gebencn  ÄantonSgebiete  unb  fonftigen  3:erritorialein^eiten  anerfennen,  tro§ 
ber  aBeglajfungen  unb  SJerfdJiebungcn,  bie  gemad^t  »erben  »o0en.  3n  ber  (Sinlfieit 
be§  Gebietes,  baS  bem  (Sefe^geber  toit  f4me(3bareS  äOac^S  jur  ^JerfUgung  fielet,  liegt 
meiner  ^nfld^t  na4  au4  bie  politif^e  (^in^eit,  unb  eS  barf  mit  IRc^t  barauf 
l^ingemiefen  merben,  bag  biefelbe  bon  einer  f^meig.  ^e^örbe  reprobuatrt  nirb,  tofi^renb 
baS  fran^i.  SerfaffungSprojett  ju  ben  ^iftorif^  gegebenen  J(antonen  mit  ober  o^ne 
Sefd^reibung  ber  $eair!e  unb  ©renjen  aurUdCfel^rt.  @S  barf  mol^il  baran  erinnert 
toerben,  ba^  eine  anbere  SSertDaltungSbegirfSeintl^eilung  mit  gang  anberer  ^^omencl^tur 
bereits  fe^r  oft  oon  bem  gefe^gebenben  Statte  ber  erften  ^eloetifc^en  iöerfaffung  an« 
geftrebt  morben  loar.  (SineS  ber  jUgigfien  Argumente  toar  jemeilen  baS,  bog  eine  gro^e 
S(if)i  bon  itantonen  ober  l^DernaltungSbegirten  au4  eine  groge  3(^41  bon  Beamten 
erforbere  unb  baburd^  eine  ^erme^rung  ber  bem  ®emetnn>efen  auf](^aftenben  j^often 
berurfat^e  —  ein  ?lrgument,  baS  nod^  l^eutjutage  feine  2Ba6r|eit  ^at.  ©o  lange 
nur  bie  Flamen  ber  ]^iftorifd{)en  ^aniont  ober  gleid^artiger  ^Konglomerate  mit  ben 
(ergebradjiten  ^egeid^nungen  angerufen  toerben,  beftel^t  audd  ^^^  ^aä^t  nadj)  feine  groge 
(Sefal^r  füx  ben  göberaliSmuS,  ba  ber  9lame  f^on  au^  tn^ifirirenbe  Sterte  in« 
bolüirt.  ^erfelbe  wirb  u.  ^.  mit  ben  Aor))orationSre(^ten  einer  befonbern  ^siftena 
aud^  befonbere  SBermÖgenSre^te  ju  magren  l^iaben.  ^u4  bie  SBermaltungSfam' 
mern  ber  erften  fjelbetifdj^en  Serfaffung  ^aben  befonbere  iSl^ermögenSre^te  i^rer  i^antone, 
bie  ni^t  alS  IRationalgut  beanf^irud^t  merben  lönnen  ober  bürfen,  oert^eibigt.  @o« 
balb  alte  ©renjen  ober  ^ergebradjte  löermbgen,  bie  nidjt  immer  au4  IRed^te  ftnb, 
niddt  me^r  anerfannt  ober  geioa^rt  merben,  »irb  baS  SerfaffungSred^t  geönbert. 
S)ann  mag  aufgeragt  toerben! 
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6.  Entwurf  einer  neuen  Helvetischen  Staatsverfassung.*) 

Freiheit.  Gleichheit. 

Der  Senat  der  einen  und  untheilharen  Helvetischen 

Mepublik  an  den  grossen  Math. 

Bern,  den  oten  Heumonat  1800. 

In  Erwägung,  dass  es  die  Pflicht  der  Gesetzgebung  erfordert, 
dem  allgemeinen  Wohl  und  Wunsch  des  Helvetischen  Volks  gemäss, 
eine  neue  Staatsverfassung  so  befördeH  als  möglich  zu  entwerfen, 
und  ihm  dieselbe  dann  auf  die  constitutionelle  Weise  zur  Geneh- 
migung oder  Verwerfung  vorzulegen  — 

Hat  der  Senat,  nach  erklärter  Dringlichkeit,  beschlossen: 
Helvetische  Staatsverfassung, 

Erster  Abschnitt. 
Hanptgrnndsätze. 

Unter  dem  Beystand  Gottes  gründet  das  Helvetische  Volk 
seine  Staatsverfassung  auf  Einheit  und  Unabhängigkeit,  auf  die 
unveräusserliche  Fregheit  des  Menschen  und  Gleichheit  der  Rechte, 
und  macht  auf  eine  feierliche  Art  dieselben  folgender  Massen 
bekannt 

Art.  1.  Die  Helvetische  Republik  ist  ein  und  untheilbar,  frey 
und  unabhängig. 


*)  Von  dem  Senat  beschlossen,  und  dem  grossen  Rath  zur  Annahme 
oder  Verwerfung  eingesandt,  den  6,  Heumonat  1800  —  sagt  das  veröffentlichte, 
aber  selten  zu  findende  Imprimat  selber;  —  vom  grossen  Rathe  sind  ntw 
die  Abschnitte  1  und  III  angenommen  worden.  Die  vielen  diessfälligen  Fe»'- 
handlwngen  sind  in  der  Strickler* sehen  Sammlung  (V^  1304  u,  ff.)  nach- 
zulesen. 

Obiger  Verf.-Enttcurf  findet  sich  in  den  üblichen  Collectionen  nicht. 
Ich  gestatte  mir  den  Abdruck,  weil  er  ohne  fremdländischen  Einfluss  zu 
Stande  gekommen  ist,  was  von  der  ersten  helvet.  Staatsverfassung  von  1798 
eben  nicht  gesagt  werden  kann»  Das  später  folgende  Projekt  von  Mal- 
maisön  ist,  theilweise  wenigstens,  wiederum  fremdländische  Octroirung;  — 
vor  dem  Abdruck  des  Projektes  wird  sich  noch  einmal  Anlass  zu  einer  Be- 
merkung finden» 
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Art.  2.  Die  Gesammiheit  der  Bürger  ist  der  einzige  Sou- 
verain,  von  welchem  alle  Gewalt  ausgeht:  die  Regicrungsfomi  ist 
demokratisch;  doch  so,  dass  das  Volk  nicht  selbst  regiert,  sondern 
theils  mittelbar,  theils  unmittelbar,  seine  Stellvertreter  ivählt;  alle 
Gesetze  gehen  im  Namen  des  Volks  aus. 

Art.  5.  Die  gesetzgebende,  richterliche  und  vollziehende  Gewalt 
dürfen  nie  vereinigt  werden. 

Art.  4.  Kein  Staatsamt  ist  lebenslänglich;  geistliche  und 
bürgerliche  Aemter  dürfen  vofi  niemand  zu  gleicher  Zeit  bekleidet 
werden. 

Art.  5.  Alle  und  jede  Bürger  sind  einander  an  Rechten 
gleich;  es  giebt  keine  erblichen  Ehrentitel  noch  Geburtsunter- 
schied;  der  Schweizer  ist  einzig  dem  Gesetz  unterthan,  welches 
für  aUe  und  jede  das  nehmliche  ist,  es  mag  beschützen  oder 
bestrafen. 

Art.  6.  Jeder  Bürger  geniesst  in  der  ganzen  Bepublik  volle 
Arbeits-,  Erwerbs-  und  Handelfreyheit ;  das  Gesetz  tvird  die  Art 
und  Weise  bestimmen. 

Gleicher  Geldcours,  Gewicht  und  Mass  soll  eingeführt  werden. 

Art.  7.  Jeder  Bürger  kann  sich  in  der  ganzen  Republik 
häuslich  niederlassen,  wo  er  es  gut  findet;  doch  gibt  ihm  diese 
Niederlassung  kein  erleg  Anspruch  auf  die  Gemeindgüter,  wo  er 
seifte  Wohnung  aufschlägt. 

Art.  8.  Jedes  Eigenthum  einer  Gemeinde  bleibt  ungestört, 
und  die  Verwaltungsart  der  Gemeindegüter  den  Theilhabern  selbst 
überlassen. 

Art.  9.     Kein  Gesetz  darf  eine  rückwirkende  Kraft  haben. 

Art.  10.  Niemand  darf  angeklagt,  verhaftet,  gefangen  gesetzt, 
vor  Gericht  gerufen,  oder  gerichtet  werden,  als  in  Kraft  der 
Gesetze,  und  auf  die  in  den  verschiedenen  Fällen  durch  das 
Gesetz  vorgeschriebene  Form.  Jedem  in  Verhaft  genommenen 
muss  zugleich  sein  Verhaftsbefehl  schriftlich  zugestellt,  und  der- 
selbe in  Zeit  der  ersten  vier  und  zwanzig  Stunden  von  dem  be- 
treffenden Richter  verhört  werden. 

Art.  11.  Die  Religion  der  Christen  nach  dem  katholischen 
und  reformirten  Glaubensbekenntniss ,  ihre  Gottesdienste  und 
gottesdienstlichen  Vehungen  bleiben  ungestört,  jedem  frey,  und 
unter  dem  besondern  Schutz  der  Regierung. 
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Art.  12.  Jeder  hat  das  Recht,  seine  Gedanken  mündlich, 
schriftlich  oder  gedruckt  andern  mitzutheilen;  die  diesfälligen 
Vergehen,  sowie  die  Strafen  dagegen  icird  das  Gesetz  bestimmen. 

Art.  13.  Ein  National- Institut  und  anderwärtige  Anstalten 
zur  Erlernung  der  Künste  und  Wissenschaften,  sowie  auch  zur 
Bildung  der  GeiMchen,  sollen  fürdersamst  errichtet  werden. 

Art.  14.  Arbeit  soll  den  Dürftigen,  Unterstützung  den  Un- 
vermögenden, Belohnung  den  fürs  Vaterland  Verwmideten,  Ver- 
sorgung den  Hinterlassenen  eines  für  das  Vaterland  verstorbene^i 
Kriegers  gegeben,  und  kein  Bettel  mehr  geduldet  werden. 

Art.  15.  Es  soll  auf  keinem  Grund  und  Boden  eine  ewige 
oder  nicht  loskäufiiche  Abgabe  noch  Zinsbarkeit,  welcher  Art  sie 
seyn  mögen,  haften;  alle  liegenden  Güter  s^ind  veräusserlich. 

A)i.  16.  Niemand  kann  vom  Staat  gezwungen  werden^ 
irgend  ein  Eigenthum  abzutreten,  ausser  im  Fall  eines  gesetzlich 
anerkannten  Bedürfnisses,  und  dann  nur  gegen  volle  Entschä- 
digung. 

Art.  17.  Die  Steuern  zu  den  Staatsbedürfnissen  sollen  nach 
Verhältniss  des  Vermögens  und  Einkommens  jährlich  durch  das 
Gesetz  bestimmt  werden. 

Art,  18.  Die  Besoldungen  der  öffentlichen  Beamten  müssen 
im  Verhältniss  mit  den  Geschäften,  so  ihre  Stellen  erfordern,  stehen. 

A)i.  W.  Jeder  Bürger  hat  das  Recht,  mit  Bitt-  und  Zu- 
schriften geradezu  an  die  ersten  Gewalten  zu  gelangen,  oder  die- 
selben durch   Unterbeamte  dahin  zu  leiten. 

Zweyter  Abschnitt. 
Elntheilnngr  des  Helyeti sehen  Gebiets. 

Art.  20.    Helvetien  ist  in  Bezirke  und  Viertheile  eingetlieüt. 

Ati.  21.  Jeder  Bezirk  begreift  beyläufig  vier  tausend  Aktiv- 
bürger, und  jeder  Viertheil  beyläufig  tausend. 

Das  Gesetz  wird  die  Grenzen  und  Bahnen  der  Bezirke  und 
Viertheile  bestimmen. 

Art.  22.  Wenn  der  Zustand  der  Bevölkerung  in  den  Vier- 
theilen und  Bezirken  im  Verfolg  der  Zeit  eine  beträchtliche  Aen- 
derung  erleiden  sollte,  so  soll  das  Gesetz  nach  Massgabe  der 
Aktivbürger  ihre  Grenzen  berichtigen. 
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Dritter  Abschnitt. 
Politischer  Stand  der  BUrgrer. 

A)i.  23,  Jeder,  der  bey  Annahme  gegenwärtiger  Verfassungs- 
Urkunde  das  Helvetische  Bürgerrecht  besitzt,  ist  Helvetischer  Bürger. 

Art,  24.  Für  das  Künftige  gelangt  zu  der  Ausübung  der 
Rechte  eines  Bürgers  derjenige,  der  von  einem  Helvetischen  Bärger 
abstammt,  das  zwanzigste  Jahr  seines  Alters  zurückgelegt  hat,  und 
in  Helvetien  wohnhaft  ist,  nachdem  er  sich  in  das  Verzeichniss 
der  Helvetischen  Bürger  hat  einschreiben  lassen,  und  den  Bürger- 
eid  abgelegt  haben  wird. 

Von  dem  zwölften  Jahr  der  Bepublik  an  muss  jeder,  der  sich 
in  das  Verzeichniss  der  Helvetischem  Bürger  will  eintragen  lassen, 
lesen  und  schreiben  können,  wenji  anders  nicht  ein  erwiesenes, 
körperliches  Hinderniss  solches  unmöglich  macht, 

Art,  25.  Durch  den  Bürgereid  schwört  der  Bürger,  nach 
derjenigen  Eidesformel,  die  das  Gesetz  bestimmen  wird,  der  Ver- 
fassung treu  zu  seyn,  und  den  Gesetzen  der  Bepublik  Gehorsam 
zu  leisten, 

Art,  26,  Die  gesetzgebende  Gewalt  allein  hat  das  Recht,  einem 
Fremden  die  Naturalisation  zu  etiheilen, 

Vm  zur  Aufnahme  in  das  Helvetische  Bürgerrecht  sich  melden 
zu  können,  muss  der  Fremde  das  Alter  von  zwanzig  Jahren  zu- 
rückgelegt haben;  seit  zehen  Jahren,  nach  erhaltener  Nieder- 
lassungsbewilligung von  der  kompetenten  Behörde,  in  Helvetien 
wohnhaft  seyn;  über  sein  Verhalten  während  dieser  Zeit  günstige 
Zeugnisse  vorweisen,  und  bescheinigen,  dass  er  in  dem  Gebiet  der 
Republik  ein  unbewegliches  Eigenthum,  von  wenigstens  dretj  tausend 
Franken  am  Werih,  als  reines  Vermögen  besitze:  er  muss  sich 
ferner  erklären,  auf  den  Fall  der  Naturalisation,  an  eine  der 
Armenanstalten  der  Republik,  welche  die  gesetzgebende  Gewalt  zu 
bestimmen  haben  wird,  eine  Summe  zu  erlegen,  deren  Festsetzung 
dem  Gesetz  vorbehalten  bleibt;  und  endlich  auf  jedes  fremde 
Bürgerrecht  Verzicht  thun. 

Der  gesetzgebenden  Gewalt  bleibt  unbenommen,  in  Fällen,  wo 
ein  Fremder  von  unbescholtenem  Ruf  sich  um  die  Sache  der  Re- 
publik oder  der  Menschheit  ausserordentlich  verdient  gemacht  hat, 
demselben  das  Helvetische  Bürgerrecht  zu  ertheilen;  wenn  er  schon 
die  hiervor  enthaltenen  Bedingungen  zu  erfüllen  nicht  im  Stande 
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seyn  sollte:  so  tele  ihr  auch  überlassen  bleibt j  einem  Fremden ,  der  alle 
^  diese  Bedingungen  erfüllen  könnte,  die  Naturalisation  zu  verweigern, 

ri 

Art.  27,    Das  Bürgerrecht  wird  verlohren: 

a.  Durch  die  Annahme  eifies  fremden  Bürgerrechts,  ohne  dass 
dazu  die  ausdrückliche  Erlaubnis  der  gesetzgebenden  Gewalt 
erhalten  wurde, 

b.  Durch  den  Eintritt  in  eine  Corporation,  welche  das,  was 
man  Geburtsadel  nennt,  erfordert. 

c.  Durch  eine  Pension  i^on  Mächten,  die  mit  Helvetien  nicht 
im  Bündniss  stehen,  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  der 
gesetzgebenden  Gewalt, 

Art.  28.     Die  Ausübung  des  Bürgerrechts  wird  eingestellt-: 

a.  Durch  die  Verurtheilung  zu  entehrenden  Strafen,  bis  zur 
bürgerlichen  Wiedereinsetzung  nach  Vorschrift  der  Gesetze. 

b.  Durch  ein  Contumazurtheil,  das  eine  peinliche  Strafe  nach 
sich  zieht,  bis  zur  Aufhebung  des  Urtheils, 

c.  Durch  den  richterlich  erkennten  Anklagszustand ,  bis  zu 
erfolgtem  EriduHheil. 

d.  Durch  gerichtliche  Bevogtung. 

e.  Durch  ein  Vrtheil,  welches  in  den  vom  Gesetz  bestimmten 
Fällen  die  Eimtellung  des  Bürgerrechts  iwrhängt. 

f.  Durch  Einverleibung  in  eine  Corporation,  welche  die  Ver- 
zichtleistung auf  das  Helvetische  Bürgerrecht  fordeti. 

g.  Durch  de?i  Zustand  eines  Falliten;  es  sey  denn,  dass  der 
Fallit,  inner  sechs  Wochen  nach  Beendigung  der  gericht- 
lichen Untersuchung  über  seinen  Vermögenszustand,  von 
dem  Gericht  seines  Wohnorts  ein  Zeugniss  erhalte,  wie  dass 
sein  Falliment  durch  Unglücksfälle  sei  veranlasst  worden, 
und  nicht  die  Folge  von  schlechter  Aufführung  oder  betrü- 
gerischer Handlung  sey, 

Art,  29,  Der  Verlust  oder  die  Einstellung  des  Bürgerrechts 
ist  für  die  Kinder  desjenigen,  den  sie  betrifft,  in  Absicht  auf  ihre 
Ansprüche  auf  das  Bürgerrecht  unnachtheilig. 

Vierter  Abschnitt. 
lieber  die  Urrersamnilnugen. 

Art.  30,  Ein  Viertheil  bildet  eine  Urversammlung,  Sie  besteht  aus 
den  Bürgern,  welche  seit  eiyiem  Jahr  in  demselben  angesessen  sind. 
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Art.  31.  Wo  Entfernung  der  Ortschaften  oder  andere  Hin- 
demisse  im  Wege  stehen,  die  Bärger  eines  ganzen  Viertheils  in 
eine  einzige  TJrversammlung  zu  besammeln,  kann  ein  Viertheü  in 
zwei  oder  mehrere  Urversammlungen  eingetheilt  werden;  doch 
können  sie  niemals  aus  weniger  als  hundert  Äktivbiirgern  be- 
stehen. Das  Gesetz  wird  die  Weise  und  den  verkältnissmässigen 
Äntheü  bestimmen,  welche  jede  solcher  Abtheilungen  an  den  Wahlen 
zu  nehmen  hat. 

Art.  32.  Die  Urversammlungen  kommen  jährlich  zwey  Mahl  zu- 
sammen; am  ersten  Montag  im  April,  und  am  ersten  Montag  im  May. 

Art.  33.  Die  Urversammlungen  vom  ersten  Montag  im  April 
erwählen: 

a.  Fünf  Waldmänner. 

b.  Sieben  Vorschläge. 

Die  Wahlmänner  können  zugleich  Vorschläge  werden. 

Art.  34.  Um  als  Wahlmann  oder  Vorschlag  gewählt  werden 
zu  können,  muss  man  das  Alter  von  dreyssig  Jahren  erreicht 
haben. 

AH.  35.  Die  Urversammlungen  vom  ersten  Montag  im  May 
erwählen: 

a.  Ihren  Antheil  der  Richter  ins  Bezirksgericht. 

b.  Äbivechslungsweise  den  neunten  Bezirksrichter. 

c.  Die  Friedensrichter. 

d.  Die  Munizipalbeamten. 

Art.  36.  Die  Urversammlungen  treten  zusammen  zur  An- 
nahme oder  Verwerfung  der  Verfassungsabänderungen,  welche 
ihnen  nach  den  durch  die  Verfassung  selbst  vorgeschriebenen 
Formest  vorgelegt  werden. 

Fünfter  Abschnitt. 
Ton  den  WahlTersammlnngren. 

Art.  37.  Die  Wahlmänner  von  fünf  Bezirken  bilden  eine 
Wahlversammlung. 

Art.  38.  Sie  versammeln  sich  von  Rechtswegen  alljährlich 
am  zweyten  Montag  im  April,  und  erwählen  aus  dem  Verzeichniss 
der  Vorschläge: 

a.   Die  über  die  Verfassung  wachenden  Geschwornen. 
h.   Die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Gewalt. 
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c.  Auf  jede  VersamnÜMng  drey   Vorschläge  zum  Staatsrathe. 

d.  Die  Mitglieder  in  die  Hauptverwaltung. 

e.  Die  Richter  des  Wahlrersammlungs- Kreises, 

Art.  39.    Jede  andern    Verrichtungen,   welche  die  Ur-   und 
Wahlversammlungen  sich  anmassen  wurden,  sind  ungültig. 


l!^^ 


Sechster  Abschnitt. 
Yon  der  gesetzgebenden  Gewalt. 

Art.  40.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  durch  zivey  ver- 
schiedene und  von  einander  unabhängige  Bäthe  ausgeiibt.  Sie 
nejinoi  sich  der  kleine  und  der  grosse  Rath.  Jede  Wahlversamm- 
lung liefert  in  den  einen  zwey,  und  den  andern  drey  Mitglieder. 

Art.  41.  Der  kleine  Rath  macht  die  Vorschläge  zu  Gesetzen 
und  Beschlüssen;  der  grosse  Rath  genehmigt  oder  verwirft  die 
Gesetzesvorschläge  und  Beschlüsse. 

Art.  42.  Um  als  Mitglied  eines  der  Räthe  gewählt  werden 
zu  können,  muss  man  geheyrathet  seyn^  oder  gewesen  seyn;  vom 
achten  Jahr  der  Republik  an,  kayin  keiner  gewählt  werden,  der 
nicht  entweder  Mitglied  eifies  Gerichts,  oder  Friedensrichter,  oder 
Statthaltir  gewesen  ist,  oder  ein  anderes  höheres  bürgerliches  Amt, 
oder  die  Stelle  eines  Oberoffiziers  im  Dienste  der  Republik  be- 
kleidet hat. 

Art.  43.  Der  kleine  Rath  übersendet  die  von  ihm  entworfenefi 
Gesetzesvorschläge  dem  Vollziehungsrath,  welcher  diese  mit  Be- 
merkungen, wenn  er  einige  machen  will,  demselben  wieder  zurück 
sendet.  Sind  die  Gesetzesvorschläge  mit  Dringlichkeitserklärung 
versehen,  so  muss  die  Rücksendung  am  erst  folgenden  Tag,  wenn 
sie  aber  ohne  Dringlichkeit  sind,  am  fünften  Tag  nach  der  Ein- 
sendung geschehen;  in  ausserordentlich  dringenden  Fällen  steht  es 
an  dem  kleinen  Rath,  der  vollziehenden  Gewalt  eine  kürzere  Zeil 
zur  Zurücksendung  anzuberaumen. 

Art.  44.  Der  kleine  Rath  kann  hierauf  seinen  Gesetzesvor- 
schlag entweder  neuerdings  in  Berathung  nehmen,  oder  auch  un- 
verändeH  deyn  grossen  Rath  zur  Genehmigung  oder  Verwerfung 
übersenden.  Die  vom  Vollziehungsrath  eingegangenen  Bemerkungen 
müssen  dem  Vorschlag  beigelegt,  und  der  Vorschlag  selbst  durch 
ein  Mitglied  des  kleinen  Rathes  überbracht  werden,  welches  die 
Beweggründe  des  Gesetzesvorschlags   mündlich  auseinander  setzt. 
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Art.  45.  Die  beyden  Räthe  genehtnigen  oder  verweif en  alle 
Gattungen  Verträge,  Schutz-  oder  Trutzbündnisse,  Kriegserklär- 
ungen und  Friedensschlüsse,  welche  der  Vdlziehungsrath  mit 
äussern  Mächten  unterhandelt. 

Art.  46.  Die  Berathungen  der  beyden  Räthe  sind  öffentlich; 
was  nicht  äussere  Verträge,  Biindnissef  Krieg  oder  Frieden  bärifli. 

Art.  47.  Finanz-  und  andere  Gegenstände  können  auch  in 
geschlossenen  Sitzungen  berathen  werden,  wenn  zwey  Drittheil  des 
Rathes  es  verlangen;  der  grosse  Rath  kann  aber  keine  Beschlüsse^ 
welche  gesetzliche  Kraft  haben,  in  geheimer  Sitzung  annehmen. 

Art.  48.  Keiner  der  beiden  Räthe  kann  etwas  abschliessen, 
wenn  nicht  zwey  Drittheil  der  Glieder  zugegen  sind. 

Art.  49.  In  keinem  Fall  können  beyde  Räthe  ganz  oder 
theilweise  durch  Ausschüsse  zusammen  treten;  sey  es  um  gemein- 
schaftliche Berathungen  zu  nehmen,  oder  um  Beschlüsse  zu  fassen. 

Art.  50.  Jeder  Rath  kann  zu  Untersuchung  und  Verwaltung 
besonderer  Gegenstände  Ausschüsse  aus  seinen  Mitgliedern  ernennen, 
welche  niemals  fortdauernd  sein  dürfen,  und  sich  allein  auf  den 
Gegenstand  einschränken,  wofür  sie  errichtet  sind. 

Art.  51.  Die  gesetzgebenden  Räthe  können  weder  einem  noch 
mehreren  ihrer  Mitglieder^  noch  irgend^  jemand,  die  ihnen  durch 
die  Verfassung  zukommenden  Verrichtungen  übertragen. 

Art.  52.  Ein  Mitglied  der  gesetzgebenden  Räthe,  welches 
seine  Ernennung  angenommen  hat,  kann  seine  Stelle  nicht  nieder- 
legen, um  eine  andere  vom  Vollziehungsrath,  oder  irgend  einem 
andern  Zweig  der  vollziehenden  Gewalt  anzunehmen. 

Art.  53.  Jeder  Rath  hat  seine  besondere  Wache;  beyde  sollen 
unter  sich  und  mit  der  Wache  des  Vollziehungsraths  von  gleicher 
Stärke  seyn. 

Art.  54.  Jedem  Rath  gehört  die  Polizey  im  Ort  seiner  Sitz- 
ungen, und  in  dem  von  ihm  bestimmten   Umfang  derselben  zu. 

Art.  55.  Alle  Jahre  tritt  von  dem  grossen  Rath  ein  Drit- 
theü,  hingegen  von  deyn  kleinen  Rath  zu  drey  Jahren  die  Hälfte, 
und  zwar  wahlversammlungskreiseweis,  aus;  also  dass  die  Mit- 
glieder des  kleinen  Raths  sechs  Jahre,  jene  des  grossen  Raths  drey 
Jahre  im  Amte  bleiben* 

Art.  56;  Die  Mitglieder  des  kleinen  Raths,  die  sechs  Jahre 
im  Amte  gestanden  sind,  und  die  des  grossen  Raths,  die  drey  Jahre 
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ihr  Amt  bekleideten,  können  vor  Verfliiss  eines  Jahree  nicht  wieder 
in  den  gleichen  Rath  gewählt  teer  den, 

Art.  57.  Wenn  ein  Mitglied  der  Räthe  eines  peinlichen  Ver- 
brechens beschuldigt  wird;  so  tretten  die  beiden  Räthe  an  die  Stelle 
der  Geschworenengerichte  über  die  Frage:  ob  die  Klage  statthabe 
oder  nicht?  Entscheiden  die  beyden  Räthe,  die  Anklage  habe 
statt;  so  wird  der  Beschuldigte  den  ordentlichen  Gerichten  über- 
geben,  wie  ein  anderer  durch  das  Geschwornengericht  Angeklagte}-. 

AH.  58.  In  Friedmszeiten  sind  die  beyden  Räthe  gehalten, 
ihre  Sitzungen  acht  Monate  einzustellen.  Der  kleine  Rath  eröffnet 
alle  Jahr  seine  Sitzungen  den  ersten  Tag  Wintermonat;  der  grosse 
Rath  hingegen  den  fünfzehnten  nehmlichen  Monats:  ersterer  been- 
digt seine  Sitzungen  am  ersten,  und  letzterer  am  fünfzehnten  Merz. 

Art.  59.  Bey  jeder  Beendigung  der  ordentlichen  Sitzungen, 
wählt  der  kleine  Rath  ein,  und  der  grosse  Rath  zwey  seiner  Mit- 
glieder, aus  drey  verschiedenen  Wahlversammlungskreisen,  die 
während  der  Vertagung  den  Sitzungen  des  Vollziehungsraths  (doch 
ganz  ohne  Stimme),  beywohnen;  sie  haben  das  Recht,  die  Räthe 
auf  eine  bestimmte  Zeit,  gleichwie  der  Vollziehungsrath,  ausser- 
ordentlich einzuberufen;  sie  selbst  aber  dürfen  den  ausserordent- 
lichen, von  ihnen  ausgeschriebenen  Sitzungen,  nicht  beywohnen. 


Siebenter  Abschnitt. 
Yollziehende  Gewalt. 

AH.  60.  Die  vollziehende  Gewalt  ist  einem  aus  neun  Mit- 
gliedern bestehenden  Staatsrath  übertragen. 

Art.  61.  Die  Staatsräthe  iverden  von  den  gesetzgebenden 
Räthen,  aus  einer  von  den  Wahlversammlungen  eingegebenen  Vor- 
schlagsliste gewählt. 

Art.  62.  So  wie  si^  der  Folge  nach  erwählt  werden,  tritt 
jedes  Jahr  einer  aus;  also,  dass  wann  die  erste  Kehr  vorbey  ist, 
jeder  neun  Jahre  am  Amte  bleibt.  Welcher  die  vollen  neun  Jahre 
am  Amte  gestanden  hat,  ist  erst  nach  einem  Zwischenraum  von 
einem  Jahr  wieder  wählbar. 

AH.  63.  Um  als  Mitglied  vorgeschlagen  und  gewählt  werden 
zu  können,  niuss  man  das  Alter  von  vierzig  Jahren  erreicht  haben, 
verheyrathet  oder  es  gewesen  seyn;  vom  achten  Jahr  der  Republik 
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an,  mu8s  inan  Mitglied  eines  der  gesetzgebenden  Käthe  gewesen 
seyn,  Mitglied  der  Hauptverwaltung  oder  der  über  die  Verfassung 
wachendefi  Geschworenen,  oder  Staähalter,  oder  Vorsitzer  eines 
Gerichts  wirklich  seyn,  oder  es  gewesen  seyn. 

Art.  64.  Aus  dem  nehndichen  Wahlversammlungskreise  kann 
zu  gleicher  Zeit  nickt  mehr  als  ein  Mitglied  im  Staatsrathe  seinen 
Sitz  haben. 

Art.  65.  Der  Staatsrath  lässt  die  Gesetze  bekannt  machen, 
und  berathschlagt  und  beschliesst  die  für  ihre  Vollziehung  nöthigen 
Verfügungen. 

Art.  66.  Er  kann  die  gesetzgebenden  Räthe  einladen,  sich 
mit  einein  Gesetzesgegenstand  zu  beschäftigen;  er  kann  ihnen  selbst 
Gesetzesvorschläge  mittheilen,  und  seine  Bemerkungen  den  ihm  vom 
kleinen  Rath  zugesandten  Entivürfen  bey fügen. 

Art.  67.  Er  legt,  im  ersten  Monat  des  jährlichen  Zusammen- 
tritts des  kleinen  Raths,  den  beyden  Räthen  die  Uebersicht  der 
Bedürfnisse  jedes  Hauptfaches  der  Staatsausgaben  vor;  so  wie  die 
Rechnung  über  die  Verwendung  der  ihm  im  vorigen  Jahr  be- 
mlligten  Gelder. 

Art.  68.  Der  Staatsrath  sorgt  den  Gesetzen  gemäss  für  die 
äussere  und  innere  Sicherheit  des  Staates;  er  verfügt  über  die 
bewaffnete  Macht,  ohne  dass  in  irgend  einem  Fall  ein  Mitglied 
während  seiner  Amtszeit  den  Oberbefehl  derselben  nehmen,  oder 
irgend  eine  Stelle  darin  bekleiden  kann;  er  kann  ohne  eingeholte 
Einwilligung  von  den  gesetzgebenden  Räthen  keine  Truppen  in 
den  Umfang  von  vier  Stunden  des  Hauptorts  der  Republik  ein- 
rücken lassen. 

Art.  69.  Wenn  der  Staatsrath  von  einer  gegen  die  innere 
oder  äussere  Sicherheit  des  Staates  angesponnenen  Verschwörung 
unterrichtet  ist;  so  kann  er  Vorführungs-  oder  Verhaftsbefetüe 
gegen  die  angegebenen  Urheber  und  Mitschuldigen  derselben  ergehen 
lassen:  diese  müsste^i  in  der  Zeitfrist  von  zweymal  vier  und  zwanzig 
Stunden  den  behörenden  Gerichten  übergeben,  oder  in  Freyheit 
gesetzt  werden. 

Art.  70.  Der  Staatsrath  unterhält  die  Staatsverbindungen 
mit  dem  Auslande;  er  eröffnet  und  leitet  die  Unterhandlungen 
mit  fremden  Mächten:  die  Traktaten,  so  er  unterzeichnen  lässt. 
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sind  eher  nicht  gültig,  als  sie  von  den  gesetzgebenden  Räthen  ge- 
nehmigt worden  sind, 

Art.  71,  Der  Staatsrath  ernennt  und  ruft  zurück  die  diplo- 
matischen Agenteyi  und  die  Generalen, 

AH,  72,  Die  Wahlen  der  Staatsräthe  geschehen  durch  die 
geheime  und  absolute  Stimmenmehrheit  der  beyden  Räthe  zusammen- 
getragen, die  sich  deswegen  zu  gleicher  Zeit  versammebi  und  aus- 
einander gehen, 

Art.  73,  Die  Entlassungsbegehren  eines  Mitglieds  des  StaaJts- 
raths  können  durch  die  gesetzgebenden  Räthen  bewilligt  werden, 

Art.  74.  Wenn  eine  Stelle  im  Staatsrath  durch  Tod  oder 
Entlassung  ledig  wird;  so  ergänzt  der  Neugewählte  nicht  den 
Abgehenden,  sondern  er  tritt  in  den  Rang  des  Letztgewählten, 

Art.  75.  Der  Staatsrath  theilt  sich  in  zwey  besondere  Ab- 
theilungen;  die  sechs  Letztgewählten  berathschlagen  auf  die  noth- 
wendige  Einladung  der  drey  Erstgewählten  über  alle  dem  Staatsrath 
zukommenden  Geschäfte;  die  drey  Erstgewählten  nehmen  ihr  Gut- 
achten an,  oder  verwerfen  selbe. 

Art.  76.  Der  Erstgewählte  ist  das  Jahr  vor  seinem  Austritt 
Vorsitzer;  er  unterzeichnet  die  von  den  sechs  Letztgewählten 
vorgeschlagenen,  und  von  den  drey  Erstgewählten  angenommenen 
Beschlüsse. 

Art.  77.    Jedem  der  sechs  Letztgeivählten  wird  ein  besonderes 

Fach  angewiesen,  und  derselbe  ist  für  die  genaue  und  ungesäumte 

Vollziehung  der  in  sein  Fach  einschlagenden  Gesetze  und  Beschlüsse, 

die  er  ebenfalls  unterzeichnet,  verantwortlich;   die  drey  Erstge- 

tvählten  weisen  jedem  der  letztern   sein  zukommendes  Fach  an. 

Art.  78.  Wenn  von  den  über  die  Verfassung  wachenden 
Geschworenen  ein  Ausspruch  erfolgt,  der  Staatsrath  habe  die  Ver- 
fassung verletzt;  so  sind  alle  Plätze  des  Staatsraths  erledigt,  und 
es  muss  sogleich  zu  neuen  Wahlen  geschritten  werden, 

Art,  79,  Das  gerichtliche  Verfahren  gegen  ein  Mitglied  det- 
gesetzgebend en  Räthe  ist  auch  für  die  Staatsräthe  gültig. 

Art.  80.  Kein  Mitglied  des  Staatsraths  darf  sich  während 
seiner  Amtszeit,  noch  im  ersten  Jahre  nach  seinetn  Austritt,  ohne 
Erlaubniss  der  gesetzgebenden  Räthe  über  die  Grenzen  der  Republik 
verfügen. 
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Art,  81,  Der  Staatsrath  hat  eine  eigene  Wache  von  gleicher 
Zahl  eines  der  gesetzgebenden  Bäthe,  und  die  Polizey  im  Umfange 
seiner  Sitzungen. 

Achter  Abschnitt 
Hauptverwaltung. 

Art,  82,  Die  Besorgung  und  Verwaltung  der  Staatsgüter 
und  aller  Finanzsachen  ist  einer  Haupt-  oder  Zentralverwaltung 
anvertraut. 

Art.  83.  Die  Hauptverwaltung  besteht  aus  einem  Mitglied 
von  jedem  Wahlversdmmlungskreise ;  sie  werden  von  den  Wahl- 
versammlungen aus  den  Vorschlagslisten  der  Urversammlungen 
gewählt. 

Art.  84.  Es  tretten  alle  Jahre  drey  Glieder  aus;  worüber 
in  der  ersten  Kehr  das  Loos  entscheidet.  Derjenige,  so  die  ganzen 
sechs  Jahre  im  Amt  gestanden,  ist  erst  nach  einem  Zwischenraum 
von  sechs  Jahren  wieder  wählbar. 

Art.  85.  Sie  bestellen  aus  ihrem  Mittel  drey  Verwalter  des 
Nationalschatzes;  sie  erwählen  die  untergeordneten  Aufseher  und 
Verwalter  in  den  verschiedenen  Theilen  der  Republik  aus  der  Vor- 
schlagsliste der  Urversammlungen. 

Art.  86.  Die  weitere  Einrichtung  'der  Hauptverwaltung,  so 
wie  die  Eintheilung  der  Republik  in  verschiedene  Verwaltungs- 
kreise, soll  das  Gesetz  nähe}*  bestimmen. 

Art.  87.  Die  HauptverivaÜung  giebt  jährlich,  im  ersten 
Monat  des  Zusammentritts  der  gesetzgebenden  Räthe,  denselben 
Rechnung  über  alle  Einnahmen  imd  Ausgaben  des  verflossenen 
Jahres,  und  sie  zeigt  denselben  den  Zustand  des  Nationalschatzes 
an,  Ihre  jährlichen  Rechiungen,  so  wie  jene  über  die  Verwendung 
der  dem  Staatsrathe  ausbezahlten  Gelder,  werden  allemal  durch 
den  Druck  bekannt  gemacht. 

Art,  88,  Die  Hauptverwaltung  giebt  zur  gleichen  Zeit  jähr- 
lich der  Gesetzgebung  einen  Entwurf  über  die  Auflagen  für  das 
künftige  Jahr  ein. 

Neunter  Abschnitt. 
Gerichtliche  Gewalt. 

Art.  89,  In  jedem  Viertheil  oder  Versammlungskreise  ist  ein 
Friedensrichter  und  Friedensgericht. 
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Art.  90,  Der  Friedensrichter  wird  von  der  Urversamtnlung 
aus  dem   Umfang  seines  Ämtsbezirks  gewählt. 

Art.  91.  Um  als  Friedensrirhter  gewählt  zu  werden,  muss 
man  das  dreyssigste  Jahr  erfüllt  haben,  geheyrathet,  oder  es  ge- 
wesen seyn. 

Art.  92.  Der  Friedensrichter  bleibt  ein  Jahr  an  seiner  Stelle  • 
er  kami  allemal  wieder  gewählt  werden. 

Art.  93,  Die  Hauptverrichtung  eines  Friedensrichters  ist  die 
Ausgleichung;  er  spricht,  vereinigt  mit  den  Schiedrichtern,  die  mit 
ihm  das  Friedensgericht  bilden,  über  jene  Streite  ab,  welche  das 
Gesetz  ihrer  Behörde  unterwerfen  wird. 

Art.  94.  In  jedem  Bezirk  ist  ein  Gericht  erster  Instanz, 
welches  aus  neun  Gliedern  besteht. 

Art.  95,  Die  Mitglieder  des  Bezirksgerichts  werden  von  den 
ürversammlungcn  des  Bezirks  erwählt, 

Art,  96.  Jedes  Vieriheil  giebt  zwey  Mitglieder  zum  Bezirks- 
gerichte; der  neunte  Richter  wird  kehrweise  aus  jedem  Viertheil 
gegeben. 

Art.  97.  Alle  Jahr  tritt  ein  Mitglied  des  Bezirksgerichts  aus; 
das  Loos  entscheidet  in  der  ersten  Kehr.  Derjenige,  ivelcher  neun 
Jahre  am  Amte  gestandest,  kann  erst  nach  einem  Zwischenraum 
von  zwey  Jahren  wieder  gewählt  tverden, 

AH,  98,  In  jedem  Versammlungskreise  ist  ein  Gericht  letzter 
Instanz,  welches  aus  eilf  Gliedern  besteht, 

Art,  99,  Die  Mitglieder*  des  Gerichts  von  letzter  Instanz 
werden  durch  die  Wahlversammlungen,  aus  dem  Bezirk,  tvo  sie 
ihr  Amt  ausüben,  erwählt. 

Art.  100,  Jeder  Bezirk  giebt  zwey  Mitglieder  zum  Gericht 
letzter  Instanz;  das  eilfte  wird  kehr  weise  aus  jedem  Bezirk  erwählt, 

AH,  101,  Jedes  Jahr  tritt  ein  Mitglied  des  Gerichts  letzter 
Instanz  aus;  das  Loos  entscheidet  in  der  ersteht  Kehr,  Derjenige, 
welcher  eilf  Jahre  am  Amte  gestanden,  kann  erst  nach  einem 
Zwischenraum  von  zwey  Jahren  tmeder  gewählt  werden, 

AH.  102,  In  peinlichen  Sachen  kann  kein  Urtheil  gefällt 
werden,  wenn  nicht  ein  versainmeües  Geschwornengericht  die  An- 
klage zulässig  erkennt;  nachdem  die  Anklage  statt  hat,  spricht 
ein  zweites  Geschwornengericht  über  die  That,  oder  das  angegebene 
Verbrechen;  es  spricht  auch,  ob  der  Angeklagte  schuldig  sey. 
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Art,  103,  Das  Bezirksgericht  macht  dann  auf  den  vorgelegten 
Fall  die  Anwendung  des  Gesetzes;  das  Gesetz  bestimmt  jene  Fälle, 
in  welchen  ailein  die  Anwendung  des  Gesetzes  vor  das  Gericht 
letzter  Instanz  kann  gebracht  werden. 

Zehnter  Abschnitt. 
Ton  den  Ortsbeamten. 

Art.  104.  Jeder  Bezirk  hat  einen  Statthalter;  er  ivird  von 
dem  StacUsrath  aus  den  Vorschlägen  der  Urversammlungen  gewählt 

Art.  105.  Auf  jeden  Wahlversammlungskreis  vertritt  einer 
die  Stelle  des  ersten  Statthalters;  dieser  steht  mit  dem  Staatsrathe 
in  unmittelbarem  Brief icechsel.  Er  hat  die  Leitung  und  Oberauf- 
sicht über  die  Verrichtungen  der  übrigen  Statthalter  seines  Kreises; 
er  theilt  ihnen  die  Gesetze  zur  Bekanntmachung,  und  die  Beschlüsse 
des  Staatsraths  zur  Vollziehung  mit. 

Art.  106.  Jeder  Statthalter  bleibt  drey  Jahre  im  Amt;  und 
sofern  er  auf  der  Vorschlagsliste  bleibt,  kann  er  immer  wieder- 
gewählt  werden. 

Art.  107.  Jeder  Statthalter  hat  in  jedem  Viertheil  einen 
Ammann,  welchen  er  aus  den  dortigen  Munizipalitäten  wählt; 
dieser  vollstreckt  ifi  seinem  Viertheil  die  Befehle  des  Statthalters; 
er  kann  mir  so  lange  an  seiner  Stelle  bleiben,  als  er  Munizipalbe- 
amter ist;  jeder  neue  Statthalter  hat  das  Recht,  sich  neue  Amtnänner 
zu  wählen. 

Art.  108.  Die  Statthalter'  wachen  für  die  innere  Sicherheit 
und  Ruhe;  sie  können  Niemanden  verhaften,  als  in  den  von  dem 
Gesetz  bestimmten  Fällen,  und  nach  den  von  demselben  vorge- 
schriebenen Formen.  Ihre  fernem  Amtsverrichtungen  tverden  durch 
die  Gesetze  näher  bestimmt  werden. 

Art,  109.  Die  Ortspolizey  wird  durch  die  Munizipalitäten 
besorgt;  das  Gesetz  wird  ihren  Umfang,  die  Zahl  der  Munizipal- 
beamtcHy  und  ihre  verschiedenen  Verrichtungen  bestimmen.  Sie 
werden  von  den  Bürgern  ihres  Kreises  erwählt. 

Eilfter  Abschnitt. 
Von  der  bewaffneten  Macht. 

Art.  110.  In  jedem  Wahlrersammlungskreise  muss  ein  Corps 
Milizen  oder  Nationalgarden  errichtet  seyn,    welche  bereit  sind, 
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die  Ruhe  im  Innern  zu  erhalten,  und  jeden  äussern  Angriff  ab- 
zutreiben, 

AH,  111,  Die  Gesetzgebung  kann,  je  nachdem  es  die  Um- 
stände  erfordern,  Truppen  aufstellen  lassen,  welche  die  Republik 
im  ordentlichen  Sold  hält, 

Art,  112.  Die  bewaffnete  Macht  muss  ledigerdings  die  Be- 
fehle vollziehen;  kein  bewaffnetes  Corps  kann  berathschlagen. 

AH,  113,  Die  militärischen  Vergehen  sind  besondem  Ge- 
setzen, UHheilsförmlichkeiten  und  Gerichten  unterworfen. 

Zwölfter  Abschnitt. 
üeber  die  Yerfas8iiiig  nvacliende  Geschworne. 

Art,  114,  Es  sind  über  die  Verfassung  wachende  Geschworne; 
jede  Wahlversammluyig  wählt  ein  Mitglied  aus  den  Vorschlägen 
der  Vr Versammlungen, 

Art,  115,  Um  als  Mitglied  der  über  die  Verfassung  wachenden 
Gesch warnen  gewählt  zu  werden,  muss  man  das  Alter  von  vierzig 

Jahren  erfällt  haben,  verheyrathet  sein,  oder  es  gewesen  seyn. 
Vom  achten  Jahr  der  Republik  an,  muss  man  Mitglied  eines  der 

gesetzgehenden  Räthe,  oder  des  Staatsraths  gewesen  seyn,  oder  aber 

Mitglied  der  Hauptverwaltung,  Statthalter,  oder  Mitglied  eines 
Wahlversammlungskreis -Gerichts,    oder    Fried  ens^richt  er   gewesen 

seyn,  oder  noch  seyn, 

Art,  116.  Die  über  die  Verfassung  wachenden  Gesch  warnen 
können  sich  nicht  versammeln,  noch  berathschlagen,  wenn  nicht  ein 
Mitglied  mehr  als  der  vieHe  Theil  eines  der  gesetzgebenden  Räthe, 
die  Mehrheit  des  Staatsrathes,  oder  die  Mehrheit  der  Wahlver- 
sammlungskreis-Gerichte eine  schriftliche  und  unterschriebene  Klage 
über  Verfassungsverletzung  eingegeben  haben. 

AH,  117,  Wenn  eine  förmliche  Klage  über  Verletzung  der 
Verfassung  gemacht  wird;  so  muss  sich  das  über  die  Verfassung 
wachende  Geschwornengericht,  vom  Tage  der  empfangenen  Klage 
an,  inner  vierzehn  Tage  versammeln,  und  vom  Tage  des  Zu- 
sammentritts an,  längstens  inner  vier  Wochen,  seinen  Ausspruch 
bekannt  machen, 

Art.  118.  Die  über  die  Verfassung  wachenden  Geschwornen 
können  sich  nicht  näher  als  acht  Stunden  in  Entfernung  des 
Sitzes  der  obersten  Geivalten  versammeln;  sie  haben  aus  dem  Kreise 
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ihres  Versammlungsortes  während  ihrer  Sitzungen  eine  Wache, 
die  mit  jener  eines  der  gesetzgebenden  Räthe,  oder  des  StaatsrathSf 
gleichzählig  ist, 

Art.  119.  Wenn  die  über  die  Verfassung  wachenden  Ge- 
schwornen  einen  Ausspruch  geben^  »die  Verfassung  seg  verletztu; 
so  bedienen  sie  sich  zu  Bekanntmachung  ihrer  Entscheidung  dieser 
Formul:  nDie  über  die  Verfassung  wachenden  Geschwomen,  in 
TfKraft  der  ihnen  durch   die   Verfassung  zukommenden  Gewalt, 

»nachdem  sie  die  ihnen  durch angegebene  Akte 

»der untersucht  haben,   erklären  dieselbe  für  ver- 

nfassungsundrig y  und  vernichten  sie.t* 

Art.  120.  Sobald  die  über  die  Verfassung  wachenden  Ge- 
schwomen ihren  Ausspruch  eröffnet  haben,  gehen  sie  auseinander, 

Art.  121.  Die  über  die  Verfassung  wachenden  Geschwomen 
versammeln  sich  auch,  so  oft  Abänderungen  an  der  Verfassung 
den  Ur versammhingen  vorgelegt  worden,  um  die  Abzahlung  der 
eingegangenen  Stimmen  zu  besorgen,  und  den  Entscheid  davon 
bekannt  zu  machen. 

Zwölfter  (13)  Abschnitt. 
Von  den  Yerfassun^sabändernngen. 

Art.  122.  Der  kleine  Bath  hat  allein  das  Vorschlagsrecht 
zu  Abänderungen  oder  Zusätzen  der  Constitution. 

Art.  123.  Wenn  ein  Mitglied  in  dem  ersten  Monat  der  jähr- 
liehen  Sitzungen  des  kleinen  Raths  eine  Abänderung  vorschlägt, 
und  dieser  Vorschlag  von  dem  Viertheile  und  einem  darüber  der 
Gliedern  des  nehmlichen  Batfis  unterschrieben  ist;  so  muss  er  in 
Berathung  genommen  werden. 

Art.  124.  Ehe  der  Vorschlag  in  Berathung  genommen  wird, 
soll  er  gedruckt,  den  Mitgliedern  des  kleinen  Baths  ausgetheilt, 
und  auf  dem  Canzleytisch  während  vierzehn  Tagen  niedergelegt 
bleiben. 

Art.  125.  Wird  der  Vorschlag  durch  Stimmenmehrheit  vom 
kleinen  Bath  angenomynen,  so  wird  derselbe  sogleich  dem  grossen 
Bath  mitgetheilt. 

Art.  126.  Der  grosse  Bath  tritt  auf  die  erste  Mittheilung 
hin  noch  in  keine  Berathung. 
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AH.  127,  Im  ersten  Monat  der  Sitzungen  des  kleinen  Roths 
im  folgenden  Jahre,  nimmt  der  kleine  Roth  die  vorgeschlagene 
Abänderung  neuerdings  in  Berathung. 

Art,  128.  Wird  die  Abänderung  verworfen;  so  kamt  sie, 
unter  Wiederholung  der  eben  angegebenen  Formen,  neuerdings 
vorgelegt  werden. 

Art.  129.  Wird  sie  hingegen  durch  Stimmenmehrheit  vom 
kleinen  Rath  zum  zweyten  Mahl  angenommen;  so  ist  sie  dadurch 
zu  einem  der  Bestätigung  des  grossen  Raths  unterworfenen  Be- 
schlüsse geworden. 

Art'.  130,  Ist  die  Abänderung  von  den  Räthen  angenommenen 
worden;  so  wird  der  Beschluss  sogleich  durch  den  grossen  Rath 
den  ürversammlungen  zugeschickt,  und  dieM  zusammen  berufen, 
welche  mit  Ja  oder  Nein  über  Annahme  oder  Verwerfung  ab- 
stimmen. 

Art,  131,     Die  Zahl  der  Stimtnen  für  und  wider  in  jeder 
Urversammlung  wird  gezählt,  und  die  Mehrheit  der  zusammen- 
gerechneten Stimmen  aller  ürversammlungen  entscheidet  über  den 
Beschluss. 

Art.  132.  Die  über  die  Verfassung  wachenden  Geschwornen 
versammeln  sich,  eröffnen  die  Verbalprozesse  der  Ürversammlungen 
in  öffentlicher  Sitzung,  und  werden  die  Aufzählung  der  Stimmen 
der   Ürversammlungen  vornehmen. 

Art.  133.  Ein  auf  diese  Weise  angenommener  Vorschlag 
einer  Verfassungsabänderung,  oder  eines  Zusatzes,  wird  dadurch 
zum  VerfassungsaHikel.  Er  wird  sogleich  durch  die  über  die 
Verfassung  wachenden  Geschwornen  öffentlich  proklamirt,  und 
die  Urkunde  der  Staatsverfassung  heygefiigt. 

Art.  134.  Wird  hingegen  der  Vorschlag  durch  die  Mehrheit 
der  Ürversammlungen  verworfen;  so  kann  er  nicht  anders,  als 
unter  neuer  Beobachtung  der  in  diesem  dreijzehuten  Abschnitt  vor- 
geschriebenen Formen  und  Zeitfristen  vorgelegt  werden. 

Der  Präsident  des  Senats 

Hoch. 

Miüelholzer,  Sekr.  Subst. 

Laflechdre,  Sekr.  Subst. 
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Gesetz  *) 

vom  29.  May  1801. 


7.  Terfassunga^Mntwurf 

auf  den  näAihathomtnenden  Herhstmanut  einer 

allgemet/nen  helvetischen  Tagsatzung  zur 

Annahme  vorzulegen. 

Der  gesetzgebende  Rath,  auf  die  Botschaften  des  Vollztehungs- 
rathes  vom  12.,  18.  und  26.  May  1801  und  nach  angehörtem  Be- 
richte seiner  Consiüutionscotnmission, 

verordnet: 

Der  nachfolgende  Verfassungsentwurf  soll  einer  auf  den 
nächstkommenden  Herbstmonat  zusammen  zu  rufenden  allgemeinen 
helvetischen  Tagsatzung  zur  Annahme  vorgelegt  werden. 

Yerfa88iiDg8-Entwiirf. 

Erster  Abscbnitt. 

Die  helvetische  Republik  büdet  Einen  Staat. 
Bern  ist  die  Hauptstadt  Helvetiens. 
Sein  Gebiet  ist  in  Cantone  eingetheilt. 

Diese  Cantone  sind: 

1.  Bern,  in  seinen  alten  Grenzen,  mit  Ausnahme  des  Waadt- 
landes  und  des  Argäus. 

2.  Zürich  in  seilten  alten  Grenzen. 


*)  Anknüpfend  an  die  wiederholte  Erwähnung  des  Aafsatzes  von  Dr. 
Strickler  über  die  Verfassung  (Projekt?)  von  Malmaüon  muss  wiederholt  her- 
vorgehoben werden,  dass  es  nach  dem  Staatsstreich  vom  8.  August  ausser 
Zweifel  stand,  dass  nur  von  fremder,  d.  i.  französischer  Hand  eine  Lösung 
gebracht  werden  könne.  Worauf  sollte  sich  dieselbe  aber  stützen  ?  Zwei  ver- 
schiedene Windzüge  oder  Richtungen  machten  sich  in  Paris  geltend.  Die 
eine  war  die  von  den  Behörden  oder  ihren  Delegirten  vertretene:  Glaire, 
Mitglied  des  Vollziehungsrathes  und  ausserordentlicher  Gesandter  für  be- 
stimmte Missionen:  Stapfer,  ordentlicher  Gesandter  der  helvetischen  Bepu- 
blik: Bengger,  helvetischer  Minister,  auch  ausserordentlich  seit  Anfang 
Januar  1801 ;  —  die  andere  von  Intriguanten  oder  Abgeordneten  der  bemischen 
Aristokratie:  Frisching,  Thormann,  Tschamer.  Die  letztem  waren  ziemlich 
offen  von  dem  Sekretär  der  franz.  Gesandschaft  (Fitte)  begünstigt,  während 
der  Gesandte  (Reinhardt)  seine  Neigungen  hinter  Formalitäten  und  Em- 
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3.  LuzBiti,  eben  so. 

4.  üri,  eben  so. 

5.  Schwyz,  eben  so. 

6.  Unterwaiden,  eben  so. 

7.  Zug,  eben  so. 

8.  Glarus,    vergrössert    durch    die    Vogfeyen    von    Sargans, 
Werdenberg,  Gaster,  TJznach  und  RapperschwyL 

9.  Appenzell,  vergrössert  durch  das  Toggenburg,   St.  Gallen 
und  Rheinthal. 

10.  Solothurn  in  seinen  alten  Grenzen. 

11.  Freyburg,    vergrössert    durch    die    ehemals   gemeinsamen 
Vogteyen  von  Murten  und  Schwär zenburg. 

12.  Basel,  vergrössert  durch  den  untern   Theü  des   Frikthals 
bis  Sekingen. 


pfindlichkeiten  versteckte.  Waren  vom  I.  Konsul  und  Talleyrand  die  Schweizer 
mit  ihrem  Begehren  auf  den  allgemeinen  Friedensschluss  oder  die  Ord- 
nung der  Streitigkeiten  mit  den  übrigen  Mächten  vertröstet  worden,  so 
ist  eben  jener  Friedensschluss  durch  den  Traktat  von  Luneville  am 
9.  Februar  1801  erfolgt,  dessen  Art.  11  eben  auf's  Neue  die  Selbständig- 
keit und  Unabhängigkeit  der  Schweiz  garantirte.  Dieser  Traktat  weckte 
aber  die  Projektmachereien  und  Deuteleien  der  Nationalen  (Freunde  des 
bestehenden  Einheitsstaates)  und  ihrer  Gregner:  Aristokraten  in  Bern, 
Zflrich  und  der  kleinen  Kantone,  die  sich  zwar  den  Namen  Demokraten 
beilegen  liessen,  aufs  Neue.  Nicht  nur  jeder  frühere  Kanton,  selbst  mit 
den  Privilegien  oder  Sonderberechtigungen,  sogar  einzelne  Ort-  und  Land- 
schaften, glaubten  sich  wiederum  besonders  in's  Leben  gerufen.  Trotz  der 
Unabhängigkeit  der  Schweizer  achtete  jedoch  der  J.  Konsul  Bonaparte  sehr 
darnuf,  dajBs  kein  anderer  Einfluss  als  der  französische  sich  geltend  machei^ 
konnte.  Offiziell  als  I.  Konsul  verhielt  er  sich  zwar  zurückhaltend,  persönlich 
war  er  aber  sehr  hartnäckig  für  seine  Gedanken  und  Projekte.  In  mehreren 
Konferenzen  in  den  Monaten  März,  April  und  Mai  wurden  dieselben  be- 
sprochen und  schliesslich  dasjenige  als  Willenserklärung  des  I.  Konsuls 
festgestellt,  welches  als  das  von  Mälmaison  bekannt  geworden  und  im 
«  Tagblatt  der  Gesetze  >  u.  s.  w.,  mit  Datum  vom  29.  Mai,  als  Werk  des  gesetz- 
gebenden Bathes  veröffentlicht  worden  ist.  Trotz  dieser  Veröffentlichung 
wollten  es  aber  Einige  nicht  als  unabänderlich  gelten  lassen,  so  der 
Minister  Bengger  in  einer  von  ihm  zum  Drucke  beförderten  «Meinung«. 
Es  sollten  die  Grundlagen  zu  einem  Verfassungswerke  sein,  an  dem  die 
Schweiz.  Abgeordneten  an  der  helvetischen  Tagsatzung  mehren  oder  min- 
dern konnten,  ähnlich  wie  auch  s.  Z.  Ochs  selber  sein  Elaborat  für  eine 
helvetische  Konstitution  angesehen  hatte.  Das  scheint  schliesslich  aber  doch 
die  Ansicht  der  französischen  Autoritäten  nicht  gewesen  zu  sein;  sie  haben 
ihre  Intri^i^uen  nach  wie  vor  der  Publikation  foiigesetzt.  An  dem  Gedanken 
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13.  Schafhausen,  vereinigt  mit  Thurgäu. 

14.  Äargau,  vereinigt  mit  Beiden  und  dem  oberti  Frikthal. 

15.  Das  Waadtland,  in  seinen  alten  Grefizen. 

16.  Grauhündten. 

17.  Die  italienischen  Vogteyen. 

Derjenige   Theil   des   Wallis,   welcher    nicht  an  Frankreich 

wird  abgetreten  seyn,  soll  einem  benachbarten  Cantan  einverleibt 

iverden.  *) 

Zweyter  Abschnitt. 

Es  soll  eine  gemeinsame  Organisation  der  Republik  für  die 
Ausübung  der  Nationalsouveränität,  und  eine  Cantonalorgani- 
sation  seyn. 

Die  gemeinsame  Organisation  umfasst  das  allgemeine  höhere 
Polizeywesen. 


des  Dualismus  haben  sie  festgehalten;  sie  wollten  jedenfieills  eine  kan- 
tonale Organisation  mit  bestimmten  Berechtigungen,  wenn  sie  auch  die 
Form  der  Einheit  mit  einer  Centralgewalt,  ebenfalls  mit  bestimmten  Berech- 
tigungen, nicht  abschaffen  wollten.  Aber,  dass  die  helvetische  Central- 
gewalt der  Entfaltung  und  Entwicklung  der  franz.  Interessen  nicht  hin- 
derlich werden  konnte,  dafür  war  auch  gesorgt,  und  dieses  scheint  mir  der 
Leitstern  der  französischen  Politik  und  Intriguenfabrikation  gewesen  zu 
sein,  damals  eben  so  gut  wie  bei  der  spätem  Mediation  u.  s.  w. 

In  theilweiser  Abweichung  von  den  Ansichten  Dr.  Stricklers  Uuse  ich 
den  Enttourf  folgen,  wie  er  im  „TaghJatt  der  Gesetze  und  Dekrete*'  (V,  401) 
aufgenommen  ist^  —  ohne  den  Versuch  von  ünterabtheilungen  nach  Artikeln 
eu  mcLchen.  —  Dagegen  lasse  ich  mit  diesen  subsumirten  Unterabtheilungen 
den  framös.  Abdruck  eines  Projektes  einrücken,  das  nach  den  unveränderten 
Vorschlägen  des  I,  Konsuls  Bonaparte  zusammengestellt  sein  soll.  —  Was 
Dr.  Strickler  im  Anhang  zum  erwähnten  Aufsatz  als  Projekt  Malmaison  I 
reproduzirt,  entspricht  bis  avf  wenige  Abweichungen  in  den  Worten  den 
bemeldeten  Vorschlägen;  sein  Projekt  II  entspricht  dem  Gesetz  der  helvet. 
Behörde  mit  Datum  vom  29.  Mai.  Ob  die  weitern  Zusätze  in  den  Vor- 
schlägen wie 

„Dispositions  pour  ^Organisation  generale  et  pour  Vorganisation  cantonale" 
„Dispositions  pour  la  mise  en  activite  de  la  Constitution" 

auch  von  dem  I.  Konsul  selber  herrühren,  ist  mehr  als  zweifelhaft. 

•)  So  ungern  ich  den  Lauf  der  Verfassung  mit  Noten  unterbreche,  muss 
ich  es  des  Verständnisses  wegen  dennoch  thun.  Ich  knüpfe  an  die  eigenthüm- 
liche  Redaktion  in  Betreff  des  Wallis  an,  die  dadurch  veranlasst  ist,  dass 
der  I.Konsul  dieses  Gebiet  wegen  der  Simp  Ion  Strasse  fiir  Frankreich  ge- 
wünscht  hat.    Frankreich  hat  im  Herbste  1800  mit  dem  kunstgerechten 
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Die  bewaffnete  Macht  für  die  innere  und  äussere  Sicherheit 
der  Republik, 

Die  politischen  und  diplomatischen  Verhältnisse  mit  dem 
Auslande. 

Die  gleichförmige  Verwaltung  der  bürgerlichen  und  der  pein- 
lichen Rechtspflege. 

Die  Bestimmung  desjenigen  AntheUs  an  die  Staatsabgaben, 
welchen  jeder  Canton  zu  liefern  hat. 

Die  National -Verwaltung,  Salz,  Posten,  Bergwerke,  Kauf- 
häuser und  Zölle. 

Die  Verfertigung  und  Polizey  der  Münzen. 

Die  Ordnung  und  Polizey  für  den  Handel. 

Die  allgemeinen  und  öffentlichen  Unterrichtsanstalten. 

Die  besondere  Organisation  jedes  Cantons  begreift: 

Die  Erhebung  und  Vertheilung  der  Grundabgaben. 

Die  Festsetzung  der  Bedürfnisse  des  Cantans  und  der  Mittel, 
dieselben  durch  Ortsanlagen  zu  befriedigen. 

Die  Zucht-Polizey. 

Die  Verwaltung  der  Nationalgüter  und  Domänen,  mit  In- 
begriff der  Zehnden  und  Bodenzinse. 

Der  Gottesdienst,  die  Entschädnisse  der  Geistlichen,  die  be- 
sondern Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalten;  zu  Bestreitung  der 

Bau  des  Bergpasses  als  Strasse  begonnen  und  bereits  im  Februar  1801  den 
Wunsch  ausgesprochen,  dass  ihm  dieser  Gebietstheil  der  Schweiz,  der  in 
der  helvetischen  Verfassung  yon  1798  als  Kanton  ausdrücklich  genannt 
ist,  abgetreten  werden  möge.  Dass  es  nicht  geschehen,  trotz  oder  wegen 
der  Vexationen  Frankreichs  (General  Turreau)  in  der  Verfassung  der  hel- 
vetischen Tagsatzung  vom  Oktober  1801  Wallis  wie  ein  anderer  Kanton 
benannt  worden,  was  ein  Grund  der  Erbitterung  des  II.  Konsuls  gewesen 
sei,  soll  aus  der  politischen  Geschichte  bekannt  sein. 

Im  Weitern  ist  der  Entwurf  von  Malmaison  als  eine  Eekonsiruktion  des 
alten  eidgen.  Gebietes  beabsichtigend  anzusehen :  die  XIII  Kantone  mit  einigen 
(nicht  allen)  Namen  der  alten  Landschaften  (St.  Gallen  und  Thurgau  nicht),  was 
dann  in  der  Mediations Verfassung  von  1803  mit  den  XIX  Kantonen 
förmlich  geschehen  resp.  nachgeholt  worden  ist.  Den  Worten  nach  haben 
die  Kantone  Baden  und  Oberland  schon  1801  zu  bestehen  aufgehört; 
in  Wirklichkeit  ist  es  erst  1808  nach  der  Proclamation  der  VerÜEUsung 
geschehen.  —  Im  Innern  der  einzelnen  Kantone  ist  verschiedentlich  vor- 
gegangen worden ;  an  einigen  Orten  ist  mit  den  kantonalen  Organisationen 
und  deren  Ausbau  begonnen  und  fortgeschritten  worden.  Einzelne  St&dte 
und  Ortschaften  haben  sogar  begonnen,  ihre  frühere  korporative  Existenz 
mit  deren  Vermögensrechten  zu  reklamiren. 
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Ausgaben  für  diese  Gegenstände  soll  der  Ertrag  der  Domänen, 
so  wie  jener  der  CanUmalzehnden  und  Bodenzinse  insbesondere 
angewiesen  seyn. 

Dritter  Abschnitt. 

Die  gemeinsame  Organisation  der  Republik  i^  aus  einer 
Tagsatzung  und  einem  Senat  zusammengesetzt, 

Tagsatzung. 

Die  Tagsatzung  besteht  aus  den  vereinigten  Stellvertretern 
aller  Cantone  in  nachstehendem  Verhältnisse: 

Bern 9. 

Zürich 8. 

Waadtland  ....  7. 

Aargau 6. 

Schafhausen        .       .      .  6\ 

Graubündten       .      .      .  6. 

Appenzell      ....  ff. 

Luzern 5. 

Glarus 5. 

Italienische  Vogteyen       .  5. 

Freyburg      .       .       .      ,  ^. 

Ba^el 3. 

Solothum     ....  5. 

Un i. 

Schwyz 1. 

Zug 1. 

Unterwaiden       ,      .      ,  1. 

Zusammen  77. 

Die  Mitglieder  der  Tagsatzung  können  durch  ihre  Cantone 
entschädigt  werden, 

Sie  bleiben  fünf  Jahre  im  Amte. 

Die  Tagsatzung  ist  beauftragt,  die  im  Senat  erledigten  Stellen 
wieder  zu  besetzen.  Sie  nimtnt  die  Rechnungen  des  National' 
Schatzamtes  ab.  Sie  entscheidet  über  die  Klagen  der  Cantone 
gegen  die  Verfügungen  des  Senats. 

Der  Senat  ruft  die  Tagsatzung  zusammen,  so  oft  die  Mehr- 
heit der  Cantone  solches  verlangt. 
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Er  ist  gleichfalls  verpflichtet,  dieselben  zusammen  zu  rufen, 
wenn  von  einem  Cantone  Klage  gegen  ihn  geführt  und  diese  Klage 
durch  vier  andere  Cantone  unterstützt  wird. 

Der  Tagsatzung  kömmt  die  Berathung  und  Annahme  der 
Gesetze  zu,  in  den  Fällen,  wo  einem  vom  Senate  den  Cantonen 
vorgetragenen  Gesetzvorschlag  nicht  zwölf  Cantone  beygestimmt 
haben,  der  Senat  aber  auf  seinem  Vorschlafe  besteht. 

Beym  Anfange  jedes  Zusammentritts  der  Tagsatzung  wird 
der  Senat  die  Dauer  derselben  bestimmen, 

Senat, 

Der  Senat  besteht  aus  zwey  Landammännern  und  drey  und 
zwanzig  Ruthen,  Es  können  darin  nicht  mehr  als  drey  Glieder 
aus  einem  Canton  sitzen. 

Der  Senat  enttvirft  die  Gesetzvorschläge,  und  legt  sie  den 
Cantonen  zur  Annahme  vor. 

Er  beschliesst  alle  Massregeln  und  Verordnungen,  welche  die 
Verwaltung  und  die  allgeineine  Polizey  betreffen. 

Er  erklärt  Krieg,  schliesst  Frieden  und  Bändnisse,  und  be- 
stätigt Verträge, 

Er  entscheidet  in  Streitsachen  zwischen  den  Cantonen, 

Er  zeigt  der  Tagsatzung  die  Cantonalbehörden  an,  tvdche 
sich  Eingriffe  in  die  gemeinsame  Verfassung  zu  Schulden  kommen 
lassen. 

Er  wählt  aus  seiner  Mitte  die  beyden  Landammänner.  Diese 
bleiben  zehn  Jahr  im  Amte;  die  einfachen  Senatoren  fünf  Jahre, 

Die  Landammänner  führen  wechselsweise  den  Vorsitz  i7n 
Senat,  jeder  ein  Jahr  lang. 

Der  Landammann,  der  nicht  den  Vorsitz  führt,  ist  der  Stell- 
vertreter des  andern  in  Fällen  von  Krankheit  oder  Abwesenheit, 

Der  Senat  ernennt  aus  seiner  Mitte  einen  kleinen  Roth, 

Derselbe  besteht  aus  vier  Gliedern;  der  erste  Landammann 
ist  ihr  Vorsitzer, 

Dieser  Rath  ist  mit  der  Vollziehung  der  Gesetze  beauftragt. 

Er  entwirft  die  Verwaltungsbeschlüsse  oder  Verordnungen, 
welche  hernach  durch  den  gesammten  Senat  angenommen  werden. 

Er  wachet  über  ihre  Vollziehung. 

Jedes  der  mer  Glieder  dieses  Rathes  ist  mit  einem  der  nach- 
folgenden Regierungsfächer  beauftragt:  Innere  Angelegenheiten, 
Rechtspflege,  Finanzen  und  Krieg, 
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Alle  Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung  sind  ihm  unterge- 
ordnet, und  werden  mit  Ausnahme  der  Statthalter  von  ihm  ernannt. 

Der  Landammann,  welcher  im  Ami  ist,  bezieht  einen  Gehalt 
von  dreyssig  tausend  Franken. 

Der  zwfiyte  Landammann  und  die  vier  Glieder  des  kleinen 
Baths  beziehen  einen  Gehalt  von  sechs  tausend  Franken. 

Der  Landammann,  der  im  Amt  ist,  ernennt  die  Statthalter 
der  Cantone.    Der  kleine  Rath  ruft  sie  von  ihren  Stellen  ab. 

Dem  Landammann  kömmt  die  Leitung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten zu;  er  hat  unter  sich  einen  Staatssekretär,  der  mit 
diesem  Regiervngsfache  und  mit  der  Correspondenz  beauftrcfgt  ist. 

Er  ernennt  denselben,  und  wählt  ihn  ausser  dem  Senat. 

Er  ernennt  die  diplomatischen  Agenten. 

Der  Senat  kann  sich  vertagen,  jedoch  nicht  für  länger  als 
sechs  Monate. 

Während  dieser  Vertagung  liegt  die  vollziehende  Gewalt  in 
den  Händen  des  kleinen  Raths,  der  sie,  mit  Ausnahme  der  Gesetz- 
vorschläge, in  ihrem  ganzen  Umfange  ausübt. 

Diese  Vertagung  darf  nicht  statt  hohen  während  den  sechs 
Wochen,  welche  dem  Zusammentritt  der  Tagsatzung  zunächst  vor- 
oder  nachgehen. 

Der  Senat  kann  sich  vom  kleinen  Rath  Rechenschaft  seiner 
Geschäftsführung  während  der  Vertagung  geben  lassen.  Er  kann 
ihn  VerhaUungsbefehle  ertheUen. 

Die  einfachen  Mitglieder  des  Senats  beziehen  Entschädigungen 
aus  dem  öffentlichen  Schatze;  sie  dürfen  die  Summe  von  vier 
tausend  Franken  nicht  überschreiten. 

Vierter  Abschnitt. 
Cantonal-Orgaulsation, 

In  jedem  Canton  ist  ein  Statthalter,  der  vom  Landammann 
gewählt  unrd,  und  der  mit  der  Vollziehung  der  allgemeinen 
Gesetze  der  Republik  im  Caftton,  und  mit  der  höhern  Polizey 
beauftragt  ist. 

Jeder  Canton  hat  seine  besondere  VerwaUungsorganisation 
mit  den  oben  bestimmten  Befugnissen;  dieselbe  wird  den  örtlichen 
Erfordernissen  angepasst  seyn. 

Die  Verwaltungsbehörde  jedes  Cantons  berathschlagt  über  die 
Gesetzvorschläge,  die  ihr  votn  Senate  vorgelegt  werden;  sie  nimmt 
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dieselben  an,   oder  verwirft  sie,   und  sie  sendet  ihr  Befinden  an 
den  Senat, 

Fünfter  Abschnitt. 
Wählbarkelts-Bedinge. 

Niemand  darf  zu  den  National-  oder  Cantonal-Aemtern  wählen 
oder  gewählt  werden,  wenn  er  nicht 

1)  Helvetischer  Bärger  ist. 

2)  Ein  Eigenthum  in  Helvetien  besitzt,  oder  einen  unabhängigen 
Beruf  hat. 

3)  Eine  Abgabe  bezahlt,  deren  Betrag  von  jedem  Cantone  wird 
bestimmt  werden. 

Diese  Abgabe  soll  für  Cantonalämter  das  Doppelte  derjenigen 
seyn,  die  für  DistriktssteUen  erfordert  wird;  und  für  National- 
stellen das  Dreyfache  derjenigen,  so  die  Cantonalämter  erheischen. 

Beschlossen  vom  gesetzg.  Rath  den  29.  May  1801. 

Der  V.  R.  beschliesst  etc. 

Bern,  den  29.  May  1801. 

Präsident  Zimmermann. 
General -Sekretär  Mousson. 


(Copie.)  —  Malmaison  II  —  (nadi  Dr,  Strickler.) 

Projet  de  Constitution. 

Titre  It 
DiThlon  des  ponvolrs. 

(Art.  1.) 
La  r^publiqoe  helvätique  est  une. 

(Art.  2.) 
Son  territoire   est  divis^  en  cantons  form^s  des  anciens,  du  pays  de 
Vaud,  des  Grisons  et  des  bailliages  qui  ne  seront  pas  incorpor^  auz  an- 
ciens  cantons.  —  La  d^nomination ,  le  nombre  et  la  circonscription  des 
cantons  de  THelv^tie  sont  regles  ainsi  qu*il  suit: 

(Art.  8.) 
La  lUpubtique  a  une  Organisation  g^n^rale,  et  chaque  canton  a  une 
Organisation  particuli^e  relative  ä  sa  localitö  et  ä  ses  moeurs. 

(Art.  4.) 
L'organisation  generale  comprend  la  defense  exterieure  de  la  Räpu- 
blique,  ses  rapports  politiques  avec  les  ^tats  ^trangers,  une  administration 
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uniforme  de  la  justice  civile  et  criminelle,  1a  d^termination  du  montant  et 
des  diverses  natures  d'impositions  ^^n^rales  et  leur  r^partition  propor- 
tionnelle  sur  chacun  des  cantons,  les  lois  et  les  r^glements  (relatifsV)  au 
commerce  national»  les  etablissements  gön^raux  de  Tinstruction  publique. 

(Art.  5.) 
L'organisation  particuli^re  de  chaque  canton  comprend  Tassiette  et  le 
mode  de  repartition  des  contributions  gen^rales  et  la  nature  et  Tassiette 
des  contributions  locales,  la  police  correctionnelle ,  Tadministration  des 
biens-fonds  appartenant  aux  cantons,  les  Etablissements  particuliers  de 
Vinstruction  publique  (et)  le  culte. 

Türe  IL 

Subordination  des  pooToirs« 

(Art.  1) 
L*organisatioa  generale  de  THelv^tie  se  compose  d*une  di^te,    d'un 
Senat  et  d*un  petit  conseil. 

(Art.  2.) 

La  di^te  est  composee  par  la  r^union  de  cent  deuz  membres  qui  sont 
nomm^  par  les  cantons  dans  ud  rapport  comx'ose  de  leur  population  et 
de  la  part  qn'ils  supportent  dans  les  contributions  gen^rales.  Ce  rapport 
est  d^termine  comme  (il)  suit: 

Le  mode  de  la  nomination  de  ces  deput^s  sera  d^termine  dans  chaque 
canton. 

(Art  3.) 

Les  attributions  de  la  di^te  sont  la  nomination  des  membres  du  s^at 
et  Celle  des  membres  d*un  tribunal  de  Cassation.  De  plus  eile  vote  les 
projets  de  loi  qui  doivent  §tre  discut^  par  le  sEnat  et  proposEs  ensuite  k 
Tacceptation  den  cantons.  L'acceptation  de  12  cantons  sur  17  est  n^cessaire 
pour  Tadoption  des  lois.  Quand  il  y  a  moins  de  12  cantons  adh^rents,  le 
sänat  retire  le  projet  de  loi  proposä,  ou  il  convoque  la  di^te. 

(Art.  4.) 
La  di^te  est  aussi  convoquee  dans  les  cas  suivants: 
l^  Pour  la  nomination  des  membres  du  sänat  et  quand  il  faut  pourvoir 

k  leur  remplacement. 
2*  Quand  la  majoritE  des  cantons  s'adressant  pour  cet  effet  au  sEnat 

demande  la  convocation  de  la  di^te. 
3®  Lorsqu'un  canton  crojant  avoir  des  raisons  de  se  plaindre  du  sEnat, 
le  d^nonce  k  la  di^te,   et  que  sa  dänonciation  est  approuvee  par 
quatre  autres  cantons. 

(Art.  4  a.) 
La  dur^e  des  fonctions  des  membres  de  la  di^te  est  de  cinq  ans. 

(Art.  5.) 
Le  sEnat  est  composä  de  deux  Landammans,  huit  (?)  lieutenants,  et 
quinze  conseillers.     Les  landanmians  präsident  altemativement  le  sEnat, 
chacnn  une  ann^. 
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(Art.  6.) 
La  dur^  des  fonctions  des  landammans  est  de  10  ans,  celle  des  Heute 
nants  de  4,  celle  des  conseillers  de  3. 

(Art.  7.) 
Le  Senat  est  charg^  de  discafcer  les  projets  de  lois  propos^s  par  la 
di^te,  d*arreter  les  mesures  et  rbglements  d^administration  generale  pro- 
pos^  par  le  petit  conseil,  et  de  convoquer  la  di^te  dans  les  cas  qoi  sont 
ci-dessns  indiqu^s;  de  d^noncer  k  la  di^te  les  autorit^s  cantonales  pour  les 
atteintes  qu'elles  pourraient  porter  k  la  Constitution  g^n^rale,  de  juger  les 
difft^rends  survenus  entre  les  divers  cantong.  Enfin  le  senat  d^clare  la  paix 
et  la  guerre,  forme  les  alliances  et  les  trait^s  et  les  ratifie. 

(Art.  8.) 

Le  landamman  comme  les  membres  du  petit  conseil:  ils  doivent  §tre 

pris  dans  le  sänat. 

(Art.  8  a.) 

II  nomme  ^galement  des  präfets  nationauz  qui  sont  ^tablis  dans  chaque 

canton  et  qui  ont  la  Charge  de  veiller  k  l'execution  des  lois  g^n^raJes. 

(Art.  9.) 
Le  s^nat  s'ajoume  quand  il  le  juge  convenable ;  mais  la  duräe  de  son 
ajoumement  ne  peut  Stre  de  plus  de  6  mois. 

(Art.  10.) 

Le  petit  conseil  est  compose  d'un  landammann,  de  2  lieutenants  (et) 

de  trois  conseillers. 

(10  a) 

Le  landammann  (qui?)  pr^ide  le  s^nat  est  toujours  membre  et  Prä- 
sident du  petit  conseil. 

(10  h) 

Les  deux  lieutenants  signent  avec  le  landammann  tous  les  actes  du 

gouvemement. 

(10  c) 

La  duree  de  leur  service  dans  le  petit  conseil  est  de  deux  ans. 

(10  d) 

Les  trois  conseillers  remplissent  les  ministäres  de  la  justice,  des  finances, 

de  la  guerre.   La  duree  de  leur  service  dans  le  petit  conseil  est  k  la  volonte 

du  sänat 

(10  e) 

Un  secretaire  d*etat  pris  hors  du  sänat  et  nommä  par  le  landammann 

est  toujours  cbargä,  sous  la  direction  de  celui-ci,  de  la  correspondance  poli- 

tique.    II  ne  prend  les  ordres  que  du  landammann,    qui  soumet  au  senat, 

quand  il  y  a  Heu,   les  projets  de  guerre  ou  de  traites  de  paix,  d*alliance 

et  de  commerce. 

(Art.  11.) 

Le  petit  conseil   est  chargä  de   proposer  les  projets  de  r^lements 

d'administration  au  sänat,  d'envoyer  aux  canton s  les  projets  de  loi  que  le 

sänat  a  arr^t^,  de  faire  exäcuter  les  rbglements  et  les  lois  genärales. 

(IIa) 
Tous  les  agents  de  Tadministration  lui  sont  subordonn^,  et  tous,  k 
Texception  des  präfets,  sont  k  sa  nomination. 
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(Art.  12.» 

Le  tzaitement  da  landaininaiiii  est  de  cinqiuuite  müle  franca 

il2ai 

Celoi  des  trois  conseillere  ministres  et  du  ^«Givtaire  d^etat  est  de  dix 
aille  francB. 

{\2b) 

Les  aotres  conaeillen  ont  nne  indemnite  qoi  ne  peat  exoeder  cinq 
mille  firancB. 

(12  c) 

Les  membres  du  senat  et  ceux  de  la  diete  n^ont  poiat  de  traitement. 

(Art.  13.) 

Les  cantons  qui  ne  versent  pas  la  quote  part  d'impositions  directes  ^ 
laquelle  ils  sont  taxes,  sont  denonoes  par  le  petit  conseil  au  senat,  qui  leur 
impose  une  augmentation  de  contribution  par  forme  d'amende. 

Tttre  IIL 
Orpanlsation  des  poDToirs« 

(Art  l^) 

La  nomination  des  membres  de  la  diete  sera  faite  avant  le  1**  Yen- 
ddmiaire  prochain. 

(Art.  la) 

Immediatement  apres  sa  nomination  eile  est  convoquee  de  droit  £lle 
proc^e  de  suite  ä  la  nomination  du  senat,  qui  doit  se  reunir  aussitöt,  pour 
nommer  le  petit  conseil. 

Art.  2. 

Aussitöt  apr^  Tadoption  de  la  presente  Constitution  le  petit  conseil 
en  exp^era  une  copie  authentique  au  chef  lieu  de  chacun  des  cantons. 

(    ..    ) 
Les  administrations  actuelles  s'occuperont  immediatement  de  la  con- 

Tocation  des  Notables  ou  Electeurs.  Ceux-ci  nommeront  les  d^putes  charges 

de  former  dans  cfaaque  canton  sa  Constitution  particuli^e. 

(    .  .    ) 
Ces  däputes  nommeront  les  membres  de  la  premi^re  di^te  et  les  membres 

des  diverses  autoritäs  qui  seront  institu^es  par  la  Constitution  de  chaque 

canton. 

Art  3. 

Nul  ne  pourra  §tre  admis  li  nommer  ou  3tre  nomme  aux  fonctions 
nationales  ou  cantonales,  8*il  n^est  habitant  de  THeWetie  depuis  .  .  ans; 
8*il  n*a  une  propri^te  ou  une  profession  independante,  et  s'il  ne  paie  une 
contribution. 

(    ..    ) 

La  part  de  contribution  qu'il  faut  payer  pour  Stre  dlecteur  ou  ^ligible 
dans  les  divers  cantons  est  rägMe  comme  il  suit:     —    —    —    —    —    — 
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8.  Der  Entwurf  der  helvetischen  Tagsatzung.  "*") 

(Angenommen  zu  Bern,  den  24.  Oktober  1801.) 

Die  allgemeine  helvetische  Tagsatzung,  durch  die  Gesetze  vom 
18.  Heumonat  1801  und  2.  Herbstmonat  gleichen  Jahres  in  der 
Getneinde  Berfi  zusammenberufen,  erklärt  folgende  Verfassung 
als  die  Verfassung  der  helvetischen  Nation. 

Erster  Abschnitt.    Oebietseintheilang. 

§  1.  Die  helvetische  Republik  bildet  nur  Einen  Staat,  dessen 
Integrität  durch  die  Verfassung  gesichert  wird.  Es  giebt  mir  Ein 
helvetisches  Staatsbürgerrecht  und  keine  politischen  Kantonsbürger- 
rechte. 

§  2.  Das  Gebiet  der  helvetischen  Republik  ist  in  Kantone 
eingetheiU.    Diese  sind: 


1)  Bern,  in  der  Grembestim- 
mung,  nach  welcher  die  erste 
Kantonstagsatzung  durch 
Gesetz  vom  26.  Brachmonat 
1801  zusammenberufen  wor- 
den; *) 

2)  Zürich  ebenso: 

3)  Luzem  ebenso; 

4)  Vri  ebenso; 

5)  Schtvyz  ebenso; 

6)  Unterwaiden  ebenso; 

7)  Zug  ebenso; 

8)  Glarus  ebenso;^) 

9)  Appenzell  ebenso;*) 
10)  Solothurn  ebenso; 


11)  Freiburg  ebenso; 

12)  Basel  ebenso; 

13)  Schaffhausen,  une  es  sich  vor 
dem  Gesetze  vom  26.  Brach- 
monat  1801  befunden;*) 

14)  Thurgau  ebenso;*) 

15)  Aarau,  in  der  Grenzbestim- 
mung,  nach  welcher  die  erste 
Kantonstagsatzung  versam- 
melt worden;*) 

16)  Waadt  ebenso; 

17)  Bhätien  ebenso; 

18)  Te^in  ebenso; 

19)  Wallis  ebenso.*) 


§  3.    Das  Gesetz  kann  überhaupt  die  Eintheüung  verbessern. 

*)  Man  wolle  bemerken,  dass  dieser  Tagsatzungs-Entwurf  in  Bezug 
auf  die  Gebietseintheilung  sich  so  ziemlich  an  die  Verfassung  von  Mal- 
maison  anlebnt,  aber  in  Mehrerem  eine  bestimmtere  Redaktion  hat:  Bern 
hat  wieder  das  Oberland,  aber  nicht  Schwarzenburg,  ~  Glarus  die  spätem 
st.  gallischen  Bezirke  Sargans  und  den  Seebezirk,  —  Appenzell  die  andern 
st.  gallischen  Bezirke.  Sc  ha  ff  ha  äsen  und  Thurgau  sind  gesondert: 
Aargau  hat  den  Kanton  Baden  mit  den  freien  Aemtem;  von  irgend  einer 
Abtretung  eines  Theiles  des  Kant.  Wallis  will  der  Entwurf  nichts  wissen, 
was  die  franz.  Behörden,  besonders  den  I.  Konsul  Bonaparte  verstimmt 
haben  soll. 
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Zweiter  Abschnitt.   Eirohenwesen. 

§  4.  Die  Religionsübung  des  römisch-katholischen  und  evan- 
gelisch-reformirten  Glaubensbekenntnisses,  sammt  den  Kirchen- 
gütern, stehen  unter  dem  besondern  Schutze  des  Staates.  Die 
geistlichen  GiUer  überhaupt  können  zu  keiner  andern  Bestimmung, 
als  zu  religiösen  und  sittlichen  BildungsanstaUen  verwendet  werden. 
Die  Kantone  sorgen  für  den  Unterhalt  der  Religionslehrer, 

§  5,  Die  allgemeine  Verfügung  über  das  Kirchenwesen  kommt 
der  gemeinsamen  Regierung,  die  besondere  Anwendung  derselben 
aber  den  Kantonsbehörden  zu,  in  so  weit  nämlich  beides  von  der 
weltlichen  Gewalt  abhängt. 

§  6.  Keine  Religionspartei,  deren  Zwecke  der  Sittlichkeit  und 
öffentlichen  Ordnung  nicht  zuwider  laufen,  ist  von  ihrer  Religions- 
Übung  ausgeschlossen. 

Dritter  Abschnitt. 
Attribute  der  gemeinsamen  nnd  Eantonalorganisation. 

§  7.  Es  soll  eine  gemeinsame  Organisation  der  Republik 
für  die  Ausübung  der  Souverainität,  welche  bei  der  Gesammtheit 
des  helvetischen  Volkes  steht,  und  eine  Kantonalorganisa- 
tion  sein. 

§  8.  Die  gemeinsame  Organisation  umfasst:  die  allge- 
meine Verfügung  über  das  Kirchenwesen,  insofern  es  von  de^* 
weltlichen  Gewalt  abhängt. 

§  9.    Das  allgemeine  höhere  Polizeiwesen. 

§  10.  Die  bewaffnete  Macht  für  die  innere  und  äussere 
Siche^'heit  der  Republik. 

§  11.  Die  politischen  und  diplomatischen  VerhäUnisse  mit 
dem  Auslande. 

§  12.  Die  gesetzliche  Bestimmung  des  jährlichen  Beitrages, 
den  jeder  Kanton  zu  den  Staatsbedürfnissen  zu  liefern  hat. 

§  13.  Das  Eigenthum  und  die  gesetzliche  Verfügung  über 
die  Staatsschuld,  Titel,  Nationalgüter  und  Domainen,  unter  Vor- 
behalt der  darauf  haftenden  Verpflichtungen. 

§  14.  Die  Nationalverwaltungen,  une  Salz,  Posten,  Berg- 
werke, Pulver,  Stempelgebühren,  Kaufhäuser  und  Zölle. 

§  15.  Die  Verfertigung  und  Polizei  der  Münzen. 

§  16.  Die  Ordnung  und  allgemeine  Polizei  für  den  Handel. 
Die  Unterhaltung  der  Heerstrassen  und  der  auf  denselben  befind- 
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liehen  Brücken  kommt  dem  Staate  zu,  welcher  alle  betreffenden 
Weggelder  und  Brückenzölle  zu  beziehen  haben  soll. 

§  17.  Die  bürgerlichen  höhern  und  öffentlichen  Unterrichts- 
anstalten  und  die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  hesondern 
Erziehungsanstalten  der  Kantone. 

§  18.  Die  Ertheilung  des  helvetischen  Bürgerrechts,  nach  den 
durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Bedingungen. 

§  19.  Die  Ausgaben,  welche  aus  diesen  Attributen  der  ge- 
meinsamen Organisation  herfliessen,  sind  allgemeine  Staatsausgaben. 

§  20.  Die  besondere  Organisation  jedes  Kantons 
begreift:  die  Vertheilung  und  Erhebung  der  Abgaben. 

§  21.  Die  Festsetzung  der  Bedürfnisse  jedes  Kantons  und 
der  Mittel,  dieselben  durch  Anlagen  zu  befriedigen. 

§  22.    Die  niedere  und  Ortspolizei. 

§  23.  Die  besondere  Aufsicht  über  das  Kirchenwesen  und 
die  Besoldung  der  Geistlichen,  sowie  auch  die  Besetzung  der  Pfarr- 
stellen,  insofern  alles  dieses  der  wdtlichen  Gewalt  und  dem  Staate 
zukommt.  Die  besondern  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten, 
welche  die  Kantonsbehörden  dem  Gesetze  gemäss  leiten.  Die  Auf- 
sicht über  Kirchen-,  Schul-,  Gemeinde-  und  Armengüter  und  das 
öffentliche   Unter  Stützungswesen . 

§  24.  Die  unverzügliche  Liquidation  der  grossen  Zehnten, 
welche  unter  nachfolgenden  Bedingungen  und  allgemeinen  Grund- 
sätzen losgekauft  iverden  sollen: 

1)  der  Zehnten  soll  um  den  Werth  des  dreizehnfachen,  reinen, 
mittlem  Jahresertrages  losgekauft  werden.  Der  mittlere  Er- 
trag und  Marktpreis  der  Jahre  1776  bis  und  mit  1790  soll 
hiefür  zum  Massstab  dienen; 

2)  Die  Partikularen,  Gemeinheiten,  geistliche  und  wohUhätige 
Stiftungen  oder  Korporationen,  welche  grosse  Zehnten  besitzen, 
sollen  mit  dem  zwanzigfachen  Werth  des  reinen,  mittlem 
Jahresertrages,  nach  dem  soeben  aufgestellten  Massstabe  be- 
rechnet, entschädigt  werden; 

3)  Der  Staat  erlässt  zu  diesem  Ende  seine  Ansprache  auf  die 
Loskaufssumme  der  ihm  unmittelbar  zustehenden  Zehnten  zu 
Gunsten  der  Gesammtheit  der  zehntpflicJitigen  Güterbesitzer; 

4)  jeder  Kanton  soll,  nach  Beendigung  seiner  Liquidation,  die 
Rechnung  darüber  der  gemeinsamen  Regierung  einsenden. 
Zugleich  müssen  diejenigen  Kantone,  die  wegen  der  erl-assenen 
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Staatsansprachen,  nach  Befriedigung  der  in  ihrem  Kanton 
zu  entschädigenden  Zehntgläubigen,  einen  Ueberschuss  haben 
werden,  diesen  Ueberschuss  der  gemeinsamen  Regierung  ab- 
liefern, welche  damit  die  Entschädigung  der  Zehntgläubigen 
derjenigen  Kantone  ergänzen  tvird,  deren  Loskaufssumme ^ 
wegen  Mangel  an  unmittelbaren  Staatszehnten,  nicht  hin- 
reicht; 

5)  wenn  nach  dieser  Ergänzung  ein  Best  übrig  bleiben  sollte, 
so  wird  die  gemeinsame  Regierung  denselben  denjenigen 
Kantonen,  welche  Ueberschuss  abgeliefert  haben,  in  dem 
VerhäUniss  dieses  abgelieferten  Ueberschusses,  als  Eigenthum 
des  Kantons  wiederum  zurückzugeben.  Sollte  hingegen  der  ein- 
gelieferte Ueberschuss  zu  dieser  Ergänzung  nicht  hinreichen, 
so  wird  das  Mangelnde,  nach  obigem  Verhältnisse,  auf  An- 
ordnung der  gemeinsamen  Regierung  durch  die  betreffenden 
Kantone  von  den  zehntpflichtigen  Gütern  erhoben  und  ab- 
geliefert; 

6)  der  Loskauf  soll  nach  den  ganzen  Zehntbezirken,  oder  wo 
diese  Eintheilung  nicht  vorhanden  ist,  nach  Gemeindebezirken 
geschehen.  Bis  zur  baaren  Bezahlung  der  Loskaufssumme 
werden  für  jeden  solchen  Bezirk  gleichförmige  Schuldscheine 
gerichtlich  ausgefeHigt.  Die  zehntpflichtigen  Grundstücke 
sind  für  die  Loskaufssumme,  welche  zu  vier  vom  Hundert 
verzinsbar  ist,  mit  Priorität  unterpfändlich  verhaftet.  Zu 
Einziehung  und  Entrichtung  der  Zinsen  soll  dn  gemein- 
schaftlicher Träger  bestimmt  werden.  Das  Kapital  der  Ijos- 
kaufssumme  kann  nur  von  dem  Schuldner,  nie  aber  vom 
Gläubiger  aufgekündet  werden,  so  lange  der  2jins  gehörig 
bezahlt  tvird. 

§  25.  Der  Staat  tritt  ferner  die  bisherigen  unmittelbaren 
Staatsgrundzinsen  den  Kantonen,  worin  sie  gelegen  sind,  eigen- 
fhümlich  ab.  Mit  dem  Beding:  dass  alle  Grundzinsen  überhaupt, 
nach  dem  Gesetz  vom  31.  Jenner  1831,  loskäuflich  bleiben  sollefi; 
dass  ferner  '•die  Besoldungen  der  Geistlichen  und  die  Unkostefi 
für  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalten  y  welche  ehemals  dem 
Staate  oblagen,  von  den  betreffenden  Kantonen  übernommen  und 
hinreichend  bestritten  werden.  Jedoch  ist  für  diesen  Unterhalt 
aus  dem  Ertrag  der  Domänen  beizusetzen,  was  die  ehemaligen 
Regie^'ungen  aus  ihren  Aemtern  und  Schaffnereien  jährlich  mehr 
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abrichteten,  als  der  gesetzliche  Werth  der  an  die  Kantone  abgetretenen 
Staatsgrundzinsen;  ferner  der  Ertrag  des  Loskaufs  Pfarreien 
zustehender  Zehnten,  und  endlich  was  der  allfällige  Rest  beträgt, 
welcher  zufolge  Art,  5  §  24  nach  vollendeter  ZehnÜiquidation  den 
Kantonen  eigenthümlich  zurückfallen  soll,  insofern  nämlich  diese 
Gegenstände  zu  Bestreitung  jener  Unkosten  auf  dem  Fuss,  wie 
sie  vor  dem  Jahre  1798  bestanden  haben,  erweislich  nicht  hin- 
reichen  würden. 

§  26,  Kein  Theil  des  helvetischen  Bodens  kann  mit  einer 
übrigen  unablöslichen  Abgabe  beschwert,  und  kein  liegendes  Gut 
unveräusserlich  erklärt  werden, 

§  27,  Die  Ausgaben,  welche  aus  obigen  Attributen  der  Kan- 
tonalorganisation herfliessen,  sind  Kantonalausgaben. 

Vierter  Abschnitt.   Oemeinsame  Regierung. 

§  28,  Die  gemeinsame  Organisation  der  Republik  ist  aus 
einer  Tagsaizung  und  einem  Senate  zusammengesetzt,  welche  in 
den  verfassungsmässigen  Formen  gewählt  sein  werden. 

Tagsatzung. 

§  29.  Die  Tagsatzung  besteht  aus  den  vereinigten  Stellver- 
tretern der  ganzen  Nation^  welche  in  den  Kantonen  nach  einer 
gleichen  Wahlform  und  in  nachstehendem  Verhältnisse  gewählt 
teer  den: 

Bern  .......  9            Wallis 4 

Zürich 8            Thurgau 4 

Waadt    ......  7           Basel    - 3 

Aargau 6           Solothurn 3 

Rhätien  ......  6»  Schaffhausen    ....  2 

Appenzell 6            Uri 1 

Luzern 5           Schwyz 1 

Glarus 5            Zug 1 

Tessin 5  Unterwaiden    .    .    .    .  1 

Freiburg 4  Zusammen  81 

§  30.  Das  Gesetz  wird  die  Zahl  der  Stellvertreter,  die  in 
jedem  Kantone  zur  allgemeinen  Tagsatzung  gewählt  werden  sauen, 
nach  dem  Maßstäbe  der  Bevölkerung  berichtigen;  doch  so,  dass 
jeder  Kanton  wenigstens  ein  Mitglied  zu  wählen  hat. 
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§  31,  Die  Mitglieder  der  Tagsatzmig  sollen  durch  die  Kan- 
tone, die  sie  gfwählt  haben,  entschädigt  werden. 

§  32.    Sie  bleiben  5  Jahre  im  Amte. 

§  33.  Die  Tagsatzung  vei'sammeü  sich  alljährlich  auf  den 
1.  Brachmonat;  diese  ordentliche  Versammlung  kann  nicht  länger 
als  2  Monate  dauern. 

§  34.  Der  Senat  kann  die  Tagsatzung  aussei'ordenÜich  zu- 
sammenberufen oder  verlängern;  er  bestimmt  in  diesem  Falle  die 
Dauer  ihrer  Versammlung  bei  ihrem  Zusammentritte. 

§  35.  Der  Senat  ist  verpflichtet,  die  Tagsatzung  zusammen  zu 
rufen,  so  oft  es  die  Mehrheit  der  Kantone  fordert ;  ene  solche  ausser- 
ordentliche Versammlung  kann  nicht  länger  als  2  Monate  dauei'n. 

§  36.     Die  Tagsatzung  erieählt  die  Mitglieder  des  Senates. 

§  37.  Sie  untersucht,  genehmigt  oder  verwirft  die  Staatsrech- 
nung, die  nachher  im  Druck  bekannt  gemacht  werden  soll. 

§  38.  Sie  entscheidet  aber  Klagen,  welche  gegen  gesetzwidrige 
Verfügungen  des  Senates  geführt  werden,  und  hebt  dergleichen 
Verfügungen  auf, 

§  39.  Der  Tagsatzung  komfnt,  auf  den  Vorschlag  des  Senates, 
die  Berathung  und  Annahme  des  Gesetzes  zu. 

§  40.  Sie  erklärt,  auf  den  Vorschlag  des  Senates,  den  Krieg, 
bestätigt  Friedensschlüsse,  Bündnisse  und  Staatsverträge. 

§  41.  Sie  bewilligt  alljährlich  die  nöthigen  Geldsummen  für 
die  allgemeinen  Bedürfnisse. 

§  42.  Die  stehenden  Truppen  der  Republik  können  ohne  ihre 
Einwilligung  nicht  vermehrt  werden, 

Senat. 

§  43.  Der  Senat  besteht  aus  2  Landammännern  und  28 
Räthen.  Jeder  Kanton  soll  wenigstens  ein  Mitglied  im  Sediat  haben; 
die  übrigen  werden  so  gewählt,  dass  keinem  Kanton  mehr  als 
3  Mitglieder,  und  denen,  die  nicht  über  40,000  Seelen  enthalten, 
nicht  mehr  als  ein  Mitglied  zukomme, 

§  44.  Der  Senat  entwirft  die  Geselzesvorschläge  und  legt  sie, 
nebst  den  darüber  eingeholten  Bemerkungen  der  Kantone,  der  Tag- 
satzung zur  Annahme  vor. 

§  45.  Er  beschliesst  nach  den  Gesetzen  alle  Maasregeln  und 
Verordnungen,  welche  die  Verwaltung  und  die  allgemeine  Polizei 
betreffen. 
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V. 

Et/ 


§  46,  Er  hat  die  Vorberathung  über  Kriegserklärungen^  Frie- 
densschlüsse, Bündnisse  und  Staatsverträge. 

§  47.  Er  entscheidet  in  Streitsachen,  die  sich  zwischen  den 
Kantonen  erheben  könnten. 

§  48.  Er  zeigt  der  Tagsatzung  die  Kantonalbehörden  an,, 
welche  sich  Eingriffe  in  die  getnei7isame  Verfassung  oder  die  Kan- 
tonalorganisation  zu  Schulden  kommen  lassen,  nachdem  vorläufig 
die  allenfalls  nöthigen  Massregeln  zu  Handhabung  derselben  ge- 
troffen sind^ 

§  49.  Er  wählt  aus  seiner  Mitte  die  beiden  Landammänner. 
Die  Dauer  ihrer  Stelle  üit  6  Jahre, 

§  50.  Die  Mitglieder  des  Senates  bleiben  6  Jahre  im  Amte 
und  treten  zum  Dritiheile  alle  zwei  Jahre  aus. 

§  51.  Die  Landammänner  führen  wechselweise  den  Vorsitz 
im  Senat  während  dem  Jahre,  wo  sie  nicht  m  Amte  sind. 

.   §  52.    Der  Landammann,  der  nicht  im  Amte  ist,  vertritt  die 
Stelle  des  andern  in  Fällen  von  Krankheit  oder  Abwesenheit. 

§  53.  Der  Senat  eimennt  aus  seiner  Mitte  einen  Kleinefi 
Rath  von  vier  Gliedern,  die  6  Jahre  im  Amte  sind.  Der  Land- 
ammann im  Amte  ist  ihr  Vorsitzer. 

§  54.  Dieser  Itath  ist  mit  der  eigentlichen  Vollziehung  der 
Gesetze  beauftragt. 

§  55.  Er  enttvirft  die  Verwaltungsbeschlüsse  oderVerordnungen j 
welche  hernach  durch  den  gesammten  Senat  angenommen  werden, 

§  56.    Er  besorgt  ihre  Vollziehung. 

§57.  Jedes  der  vier  Mitglieder  dieses  Rathes  ist  mit  einem 
der  nachfolgenden  Regierungsfächer  beauftragt:  innere  Angelegen- 
heiten, Rechtspflege,  Finanzen  und  Kriegswesen. 

§  58.  Alle  Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung  sind  ihm 
untergeordnet  und  uerden  von  ihm  ernannt. 

§  59.  Er  wählt  aus  einem  fünffachen  Vorschlag  der  grossen 
kontrollirenden  Kantonsbehörde  die  Statthalter  der  Kantone,  und 
ruft  sie  von  ihrer  Stelle  ab. 

§  60.  Der  Landammann,  welcher  im  Amte  ist,  bezieht  einen 
Gehalt  von  16,000  Frankefi. 

§  61.  Der  Landammann  ausser  Amt  und  die  vier  Glieder 
des  Kleinen  Rathes  beziehen  einen  Gehalt  von  6000  Franken. 

§  62.  Dem  Landammann^  der  im  Amte  ist,  kommt  die  Lei- 
tung der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu;  er  hat  unter  sich  einen 


—    83     - 

Staatssekretär,  der  mit  diesem  £egie^*tmgsfache  und  mit  der  Korre- 
spondenz beauftragt  ist, 

§  63,    Er  ernennt  denselben  und  wählt  ihn  ausser  dem  Senat, 
§  64.     Veber  die  in  diesen  zwei  letzten  Artikeln  enthaltenen 
Gegenstände  hat  der  Landammann,    der  nicht  im  Amte  ist,  eine 
berathsMagende  Stimme. 

§  65.  Die  übrigen  Mitglieder  des  Senates  beziehen  eine  Ent- 
Schädigung  von  4000  Franken. 

Fünfter  Abschnitt.   Kantonalorganisation. 

§  66.  In  jedem  Kanton  ist  ein  Rathsherr,  d^r  vom  Kleinen 
Rathe  auf  die  vorgeschriebene  Weise  gewählt  wird.  Er  ist  mit 
der  eigentlichen  Vollziehung  und  mit  der  allgemeinen  Polizei  im 
Kanton  beaußra(/t.  Er  hat  den  Zutritt  bei  der  Verwaltungs- 
behörde des  Kantons  und  die  besondere  laicht,  über  die  Beob- 
achtung der  allgemeinen  Gesetze  und  Verordnungen  der  Republik 
zu  wachen. 

§  67.  Jeder  Kanton  hat  seine  besondere  Verwaltungsorgani- 
sation  mit  den  oben  bestimmten  Attributen;  dieselbe  wird  den 
örtlichen  Erfordernissen  angepasst  sein. 

§  66.  Die  Verwaltung  der  Nationalgüter  und  Domainen, 
nach  den  Gesetzen  und  Verordnungen;  die  Berathung  und  Fest- 
setzung der  in  den  Kantonen  besonders  nothwendigen  Vollziehungs- 
massregeln der  Gesetze,  die  Aufsicht  und  Kontrolle  über  ihre 
Vollziehung,  und  das  erste  Repressionsrecht  gegen  die  mit  der- 
selben beauftragten  Kantonalbeamteten,  wenn  sie  diese  Vollziehung 
unterlassen,  sind  der  obersten  Verwaltungsbehörde  jedes  Kantons 
gemeinschaftlich  mit  dem  Regierungsstatthalter  aufgetragen. 

§  69.  Die  oberste  Verwaltungsbehörde  jedes  Kantons  ent- 
scheidet ferner  in  streitigen  Administrationsfällen,  und  zwar  ge- 
meinschaftlich mit  dem  Regierungsstatthalter  und  unter  Vorbehalt 
der  allfälligen  Weiterziehung  vor  die  gemeinsame  Regierung,  über 
Gegenstände,  die  in  den  Attributen  dieser  letztern  liegen;  hingegen 
aber  unabhängig  für  sich,  in  Rücksicht  solcher  Gegenstände,  die 
in  den  Attributen  der  Kantonalorganisation  begriffen  sind. 

§  70.  In  allen  übrigen  Fächern  der  besondern  Kantons- 
verwaltung hat  die  Verwaltungsbehörde  allein  zu  verfügen. 

§  71.  Wenn  die  besondere  Verwaltungsorganisation  eines 
Kantons  von  der  allgemeinen    Tagsatzung   durchgesehen   worden 
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und  nichts  darin  enthalten  ist,  das  der  Freiheit  und  politi^schen 
Rechtsgleichheit  der  Burger  oder  der  gemeinsamen  Verfassung 
entgegensteht,  so  soll  sie  durch  Einregistrirung  in  die  Protokolle 
der  Tagsatzung  sanktionirt  und  so  unter  die  Oetvährleistung  der 
Nation  genommen  werden,  dass  ohne  die  Zustimmung  des  Senates 
und  de}'  Tagsatzung  nichts  daran  verändert  icerden  kann. 

Sechster  Abschnitt.    Oerichtswesen. 

§  72.  Das  Justizwesen  gehört  in  Allem  zu  der  gemeinsamen 
Organisation  der  Republik,  was  nicht  ausdrücklich  den  Kantonen 
übertragen  wird. 

§  73.  Es  giebt  Friedensgerichte  in  den  Kantonen,  deren  Ver- 
Achtungen  und  Kompetenzen  das  Gesetz  bestimmen  wird. 

§  74.  Es  giebt  Gerichte  erster  Instanz;  ihre  Verrichtungen 
und  Kompetenzen  wird  gleichfalls  das  Gesetz  bestimmen. 

§  75.  In  jedem  Kanton  ist  ein  Appellationsgericht,  welches 
in  streitigen  Civilfällen  endlich  abspricht,  deren  Gegenstand  die 
Summe  von  3000  Franken  nicht  übersteigt. 

§  76.  Die  Organisation  der  bemeldeten  drei  Gerichtsstellen 
7iach  den  örtlichen  Bedürfnissen,  sowie  die  Bestimmung  der  Zahl 
der  Friedensgerichte  und  Gerichte  erster  Instanz,  der  Wahlart, 
der  Entschädnisse  und  des  Tarifs  über  die  Gebühren  und  Sportein 
bleibt  den  Kantonen  übei'lassen. 

§  77.  Die  Friedensrichter  und  die  Glieder  der  Geinchte  erster 
und  zweiter  Instanz  sollen  durch  die  Kantonsbehörden  ernannt 
werden. 

§  78.  Es  ist  ein  oberster  Gerichtshof,  welcher  bürgerliche 
Streitsachen,  deren  Werth  die  Summe  von  3000  Franken  über- 
steigt, als  höchstes  Appellationsgericht  endlich  beurtheilt.  Er  ist 
das  Kassationsgericht  über  geringere  Krimifialfälle,  und  urtheilt 
endlich  über  höhere  peinliche  Gegenstände,  bis  nach  Einführung 
einer  andern  Prozessform  durch  die  geschwornen  Gerichte. 

§  79.  Er  beurtheilt  nach  den  gesetzlichen  Formen  die  Glieder 
der  Tagsatzung  und  des  Senates. 

f^  80.  Die  Tagsatzung  verweist  die  Kante nsbehöi'de,  welche 
ihr  vom  Senat,  zufolge  Art.  48  der  Verfassung,  angezeigt  worden, 
zur  Beurtheilung  an  den  obersten  Gerichtshof,  wenn  sie  erkannt 
hat,  dass  Anklage  Platz  finde. 
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§  81.  So  oft  der  Staat  in  einem  Civilhandel  steht,  kann  jede 
der  beiden  Parteien  die  Appellation  bis  vor  den  obersten  Gerichts- 
hof ziehen, 

§  82,  Die  vollziehende  Gewalt  zeigt  ihm  die  Richter  und 
Gerichtsstellen  zur  Beurtheilung  an,  welche  ihren  gesetzlichen 
Pflichten  nicht  Genüge  leisten, 

§  83,  Der  oberste  Gerichtshof  besteht  aus  11  Mitgliedern^ 
welche  der  Senat  aus  einem  dreifachen  Vorschlag  der  Tagsatzung 
wählt, 

§  84,  Nach  dem  1,  Jenner  1810  sollen  die  gerichtlichen  Stellen 
stufenweise  besetzt  werden;  so  dass  Niemand  eine  solche  in  einer 
obern  Gerichtsstelle  erhalten  kann,  wenn  er  nicht  vorher  wenigstens 
2  Jahre  lang  eine  untere  Gerichtsstelle  bekleidet  hat,  oder  sonst 
in  einem  höhern  öffentliclien  Amte  gestanden  ist. 

§  85,  Das  Gesetz  kann  fü»  die  peinliche  Rechtspflege  die 
geschwor^ien  Gerichte  einführen.  Indessen  bleibt  die  jetzige  Be- 
uHheilungsweise, 

§  86,  Die  Sitzungen  der  Gerichte  sind  öffentlich;  doch  können 
sie  die  Urtheile  bei  geschlossener  Thure  berathen, 

§  87,  Niemand  kann  ohne  einen  schriftlichen  Befehl,  von 
welchem  ihm  eine  Abschrift  übergeben  werden  muss,  in  Verhaft 
gesetzt  werden.  Damit  ein  solcher  Verhaftsbefehl  vollzogen  teer  den 
dürfe,  muss  er: 

1)  die  Ursache   der    Verhaftnehmung   und   das   Gesetz,    kraft 
dessen  sie  verordnet  wird,  anzeigen; 

2)  von  einem  Beamteten  herrühren,   den  das  Gesetz  ausdrück- 
lich hiezu  bevollmächtigt. 

Diese  Förmlichkeiten  werden  jedoch  nicht  erfordert,  loenn 
Jemand  auf  frischer  That  ergriffen  wird;  ein  solcher  muss  aber 
dem  Polizeibeamten  vorgeführt  werden,  bevor  er  in  eigentlichen 
Verhaft  gebracht  wird, 

§  88,  Der  Beamte,  welcher  die  Verhaftnehmung  vollziehen 
lässt,  ist  gehalten,  dem  kompdirlichen  Richter  in  zwei  Mal  vier 
und  zwanzig  Stunden,  vom  Augenblicke  der  Verhaftnehynung  an, 
darüber  einzuberichten;  auch  soll  der  Verhaftete  gleich  nach  seiner 
Verhaftung  abgehört  werden,  bei  Strafe  der  Verantwortlichkeit 
wegen  willkürlicher  Verhaftung, 

§  89,  Die  Ausübung  der  nchterlichen  Gewalt  ist  unabhängig 
und  abgesondert  von  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden.    Die 
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Richter  kchinen  nur  nach  dem  Gesetze  verantwortlich  gemacht 
werden. 

§  90.  Der  gemeinsamen  Regierung  ist  die  Einrichtung  eines 
allgemeinen  bürgerlichen  und  peinlichen  Gesetzbuches  und  die 
Bestimmung  eines  einförmigen  Rechtsganges  vorbehalten. 

§  91.  Den  Kantonsbehörden  kommt  die  Einrichtung  der 
Advokatur  und  des  Notariats,  sowie  die  erforderlichen  Beschränk- 
ungen dieser  Berufsarten  bis  zu  einem  allgemeinen  Gesetze  zu. 

§  92.  Das  Gesetz  kann  Handelsgerichte  und  für  die  in 
Aktivität  siehenden  Truppen  Kriegsgerichte  organisiren. 

Siebenter  Absohnitt.   Wäblbarkeitsbedinge. 

§  93.  Niemand  darf  zu  National-  oder  Kantonalämtem 
wählen  oder  gewählt  werden,  wenn  er  nicht 

1)  helvetischer  Bürger  ist;     ■ 

2)  ein  Eigenthum  in  Uelvetien  besitzt,  oder  einen  unabhängigen 
Be7'uf  hat,  oder  eine  Abgabe  bezahlt,  deren  Betrag  von  jedem 
Kanton  wird  bestimmt  werden. 

§  94.  Diese  Abgabe  soll  für  Kantonalämter  das  Doppelte 
derjenigen  sein,  die  für  Distriktsstellen  erfordert  wird;  und  für 
Nationalämter  das  Dreifache  derjenigen,  so  die  Kantonalämter 
erheischen. 

§  95.  Jeder  helvetische  Bürger  kann  sein  Aktivbürger- 
recht  an  jedem  Orte  der  helvetischen  Republik  vollständig  aus- 
ilben,  wo  er  sich  länger  als  ein  Jahr  aufgehalten  hat.  *) 


*)  Formell  erfolgt  dieser  Abdruck  nach  Hilty'8  Beilagen  zu  den  «Vor- 
lesungen »  (S.  753  u.  ff.)  —  übrigens  Übereinstimmend  mit  dem  Troxler^schen 
Abdrucke.  —  Materiell  ist  die  Verfassung  selber  eine  natürliche  Folge 
des  obigen  Gesetzes  Nr.  7;  aber  weder  das  Projekt  I  noch  das  Projekt  II 
des  von  Dr.  Strick  1er  veröffentlichten  Aufsatzes  Über  die  Verfassung  von 
Malmaison  sagen  etwas  von  einer  zu  erlassenden  Ver&ssung,  so  dass 
darnach  der  Dolder*sche  Staatsstreich  vom  28.  Oktober  1801  erklärlich 
würde.  Auffallend  ist,  dass  wiederum  das  Gesetz  gleichen  Tages  von  den 
gleichen  Mitgliedern  der  « vollziehenden  Gewalt »  (Dolder  und  Savary) 
unterzeichnet  ist,  welche  bei  der  Auflösung  des  Direktoriums  vom  7.  Januar 
1800  mitgewirkt  haben.  Es  ist  jammerschade,  dass  die  von  Rengger  in 
Aussicht  gestellte  Abhandlung  über  die  Konstitutionsftnderungen  der  hel- 
vetischen Bepublik  sich  nicht  vorfindet;  seine  Betrachtungen  « von  den 
Begierungswechseln  und  den  Veränderungen  im  Begierungssystem  während 
der  Bevolutionszeit »  bilden  nur  tfaeilweisen  Ersatz.  Die  VerflEissung  selber 
hat  die  helvetische  Einheit  aufrecht  erhalten,  und  der  Staatsstreich  vom 
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28.  Oktober  1801  ist  daher  als  einer  der  yerhängnisevollsten  Akte  aus  der 
helvetischen  Periode,  eigentlich  als  Landesverrath  zu  betrachten.  Mit  den 
Trozler'schen  Reflexionen,  die  er  in  folgender  Note  niedergelegt  hat,  kann 
ich  mich  daher  einrerstanden  erklären;  ich  schalte  sie  auch  ein,  um  den 
Lesern  des  Gegenwärtigen  Einblick  in  die  Schreibweise  der  Trozler*schen 
Veröffentlichung  zu  geben:  «Die  vom  Ausland  in*s  Geheim  ermunterte 
Yorrechtspartei,  welche  aus  den  Demagogen  der  kleinen  Kantone  und 
aus  den  Aristokraten  der  grossen  zusammengesetzt  war,  benutzte  den 
Anstoss,  welchen  da  uitd  dort  das  an's  Herkommen  gewöhnte  Volk  an 
der  neuen  Landeseintheilung  nahm  und  pflanzte  schon  alle  nur  möglichen 
Bedenklichkeiten  und  Verwirrungen  in  die  Tag^atzungen,  besonders  yon 
Schwyz  und  Uri.  Jedoch  gab  die  allgemeine  Tngsatzung  einen  grossen 
Beweis  von  rücksichtsloser  Vaterlandsliebe  und  versöhnlichem  Sinn,  indem 
sie  den  erklärtesten  Widersachern  deli  Zotritt  in  die  allgemeine  Tag- 
satzung des  Bundes  nicht  verschloss.  Bei  der  Eröffnung  dieser  Tagsatzung 
zeigte  es  sich,  dass  die  Volkswahlen  in  grosser  Mehrheit  auf  die  demo- 
kratische  Partei  gefallen  waren.  Dieser  Mehrheit,  an  deren  Spitze  Kuhn, 
Usteri  und  andere  R^ublikaner  stunden,  trat  eine  Minderheit  von  etwa 
20  Mitgliedern  entgegen,  die  Aloys  Beding  anftihrte.  In  Frankreich  sah 
man  aber  mit  Misslieben,  dass  die  schweizerische  Tagsatzung  nicht  ein 
blosses  Schattenbild  sei,  sondern  mit  der  Entschiedenheit  einer  volksthQm- 
liehen  und  verfassongsmässigen  Versammlung  zu  handeln  anfing,  und  die 
Integrität  des  helvetischen  Gebietes  zu  behaupten  suchte.  Sowie  nämlich 
früher  Frankreich  dem  Bunde  Bonuio,  Veltlin  und  Cleven  geraubt,  ging 
es  jetzt  mit  dem  Gedanken  um,  Wallis  von  der  Schweiz  abzureissen,  gleich 
Genf,  Neuenbürg  und  Bisthum  Basel.  Daher  legte  der  Gesandte  Veminac 
und  der  General  Montchoisy  eine  grosse  Abneigung  gegen  die  Versamm- 
lung an  den  Tag  und  äusserten  Zweifel  über  den  Fortbestand  des  von  ihr 
befolgten  Systems,  denn  sie  waren  beauftragt,  dem  Zerstückelungsplan  des 
Konsuls  Eingang  zu  verschaffen.  Die  Opponitionspartei  im  Schoosse  der 
Versammlung  ward  dadurch  ermuthigt  zu  Widerspruch  und  Trotz  und 
verliess  endlich  die  Tags&tzung,  geführt  von  Beding,  Vonflue  und  Müller. 
Allein  die  Mehrheit  der  Tagsatzung  Hess  durch  diese  neue  Intrigue  sich 
nicht  irre  machen,  setzte  die  Berathuog  fort  und  beendigte  die  Verfassung, 
welche  die  Nationalstellvertretung  und  jährlich  regelmässig  zusanmien- 
tretenden  Kantonaltagsatzungen  abhängig  machen  wollte. »  —  Die  Beur- 
theilung  des  Geschieh tsschreiben  Meyer  von  Knonau  ist  keine  zu  weit- 
gehende gewesen,  als  er  sagte  (eben&lls  von  Prot.  Dr.  Trozler  veröffent- 
licht) :  «  Unstreitig  war  dieser  Entwurf  in  vollem  Widerspruch  mit  den 
«  Wünschen  der  Föderalisten.  Er  vernichtete  alle  Hofi&iung  auf  Selbstän- 
«  digkeit  der  Kantone.     Die  Loskäuflichkeit  der  Zehnten,  eine  der  wich- 

<  tigsten  Quellen  der  Staatseinkünfte  und  der  Unterhaltung  der  Geistlich- 

<  keit,  war  uicht  nur  erlaubt,  sondern  geboten.  Die  Centralität  des  höhern 
«  Unterrichts  und  die  allgemeine  Toleranz  schreckten  die  für  die  Religion 
«  besorgten  Gemüther.  0$enbar  hatte  aber  der  Entwurf  vom  29.  Mai  durch 
«  diese  neue  Bearbeitung  viele  Verbesserungen  in  wahrhaft  republikanischem 
«  Sinne  erhalten.    Man  kannte  die  allgemeine  Unzufriedenheit  der  durch 
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«  Zahl  und  Einfluss  immer  wichtiger  werdenden  Föderalisten  und  der  Geist- 
« lichkeit.  Mau  wusste ,  dasa  von  Frankreich  mehr  zu  furchten  als  zu 
«hoffen  sei;  aber  man  Hess  sich  doch  nicht  in*e  machen  und  wollte  voll- 
«  enden,  was  man  begonnen  hatte. »  —  Für  die  folgenden  Konstitutions- 
Macbenschaften  kann  man  daher  nur  langsam  und  mit  Vorsicht  vorgehen 
und  es  ist  die  Lektüre  eines  tüchtigen  Geschichtswerkes  durchaus  noth- 
wendig.  Vergl.  z.  B.  A.  v.  Tillier,  Geschichte  der  helvetischen  Republik, 
zweites  und  drittes  Buch,  und  die  Darstellungen  von  Monnard-Müller,  17.  Bd. 


9*1 


9.  Die  Verfassung  der  Föderalisten  '*') 

infolge  des  Staatsstreichs  vom  27.  Oktober  1801  (auch  der  Reding'sohe 
Entwurf,  von  Einigen  „Regierungs-Verfassung"  genannt.) 

(Beschlossen  zu  Bern   durch  den  Senat,   den  27.  Februar  1802,  und 
angenommen  durch  einzelne  kantonale  Tagsatzungen.**) 


Erster  Abschnitt.    Gebietseintheilnng. 

Art.  1,  Die  helvetische  Republik  bildet  nur  Einen  Staat, 
Jeder  helvetische  Bürger  ist  befugt,  sich  überall  in  der  Bepublik 
niederzulassen,  und  an  seinem  Wohnorte  alle  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte  auszuüben,  ohne  andere  Einschränkungen,  als 
welchen  die  Bürger  des  Kantons  selbst  unterworfen  sind. 

2.     Bern  ist  Hauptstadt  Helvetiens. 

*)  Abgedruckt  nach  Hilty's  Beilagen  zu  den  «Vorlesungen  ». 

**)  Zum  bessern  Verständniss  der  nachfolgenden  Verfassung  wäre  es 
noth wendig,  zwischen  die  beiden  Aktenstücke  8.  und  9.  aus  dem  «  Tag- 
blatt  der  Gesetze  und  Dekrete»  das  Gesetz  vom  28.  Weinmonat  1801 
und  die  beiden  Dekrete  vom  27.  und  28.  gl.  Monats  abzudrucken.  Ein 
solcher  Abdruck  würde  in  seinen  Konsequenzen  jedoch  zu  weit  führen  und 
der  Herausgeber  muss  sich  mit  einer  summarischen  Inhaltsangabe  begnügen. 
Durch  das  Gesetz'  ist  mit  der  Erwägung,  dass  sie  ihre  Befugnisse  über- 
schritten habe,  die  helvetische  Tagsatzung  aufgelöst  und  ihre  Arbeiten  als 
nichtig  erklärt  worden.  Im  Weitem  wurde  die  Verfassung  vom  29.  Mai 
1801  in  Betreff  der  Organisation  der  Centralgewalt  in  Vollziehung  gesetzt. 
Zu  dieser  Organisation  gehörte  vorzugsweise  die  Wahl  des  Senates,  dem 
überdies  einige  besondere  Verrichtungen  aufgetragen  worden  sind.  Durch 
das  erste  Dekret  ist  die  vollziehende  Gewalt  den  drei  Mitgliedern  des  Voll- 
ziehungsrathes,  die  nicht  Mitglieder  der  helvetischen  Tagsatzung  waren, 
übertragen  worden.  Diese  drei  Mitglieder  waren  die  Bürger  Dolder, 
Sävary  und  Rüttimann,  welch  letzterer  jedoch  die  Wahl  ausgeschlagen 
hat.    Das  zweite  Dekret  war  eine  Verordnung,   welche  die  Namen  der  25 
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3.    Das  helvetiscJie  xrebiet   ist  in  Kantone  eingetheiü;    diese 
Kantone  sind: 

1)  Bern  in  seinen  alten  Grenzen,  mit  Inbegriff  der  vormaligen 
Vogtei  Schwär zenburg,  und  des  sogenannten  welschen  Saanen- 
lahdes,  mit  Ausnahme  des  WaadÜandes  und  des  Aargaues ; 

2)  Zürich  in  seinen  dermaligen  Grenzen; 

3)  Luzem  ebenso; 

4)  Uri  mit  dem  Livinerthal; 

5)  Schwyz  mit  Einsiedeln,  der  March,  den  Höfen,  Gersau 
und  Küssnacht; 

6)  Unterwaiden  mit  Inbegriff  des  Thaies  Engelberg; 

7)  Zug  in  seinen  alten  Grenzen; 

8)  Glarus  ebenso; 

9)  Solothurn  ebenso; 

10)  Freiburg  ebenso,  mit  der  dermaligen  Vogtei  Murten; 

11)  Basel  in  seinen  alten  Grenzen; 

12)  Schaffhausen  mit  Diessenhofen  und  Stein  am  Rhein; 

13)  Appenzell  in  seinen  alten  Grenzen; 

14)  St.  Gallen,  Stadt  und  Landschaft,  vergrössert  durch  das 
Toggenburg  und  das  Rheinthal,  nebst  Sax,  Gams,  Werden- 
berg, Sargans,  Gaster,   Uznach  und  Rapperschweil; 

15)  Thurgau; 

16)  Aargau; 

17)  Baden  in  seinen  alten  Grenzen; 

gewählten  Senatoren  enthielt.  Aus  der  Erzählung  Troxler^s  kann  folgende 
Darstellung  entnommen  und  abgedruckt  werden:  «  Am  Abend  noch  des- 
«  selben  Tages,  als  die  Tagsatzung,  welche  diese  Verfassung  angenommen, 
« ihre  Wahlen  in  den  Senat  beendigt  hatte,  traten  13  bei  diesen  Wahlen 
« zurückgesetzte  Mitglieder  zusammen  und  beschuldigten  die  Tagsatzung,  sie 
«  habe  ihre  Befugnisse  überschritten.  Unter  Begünstigung  der  französischen 
«  Behörden  übertrugen  sie  die  dem  VoUziehungsrathe  zustehende  Gewalt 
«den  Bürgern  Dolder,  Savary  und  Rüttimann  (letzterer  nahm  aber, 
«in  jener  Zeit  trefftich  wirkend,  die  Stelle  nicht  an).  Die  nächtlichen 
«  Deputirten  verstärkten  sich,  das  Rathhaus  ward  mit  Truppen  besetzt,  die 
c  Tagsatznng  fQr  aufgelöst  erklärt ,  der  Verfassungsentwurf  vom  29.  Mai 
«  wieder  vorgezogen,  eine  neue  Wahl  des  Senats  durch  den  gesetzgebenden 
«  Körper  veranstaltet,  wobei  nach  dem  Plan  des  ersten  Konsuls  eine  Schmelz- 
«  ung  der  verschiedenen  Parteien  beabsichtigt  ward.  Nach  dem  Zosammen- 
«  tritt  dieses  neuen,  grösstentheils  aus  unbedeutenden  Männern  zusammen - 
«  gesetzten  Senats  ward  der  gesetzgebende  Bath  aufgelöst,  und,  wie  es  der 
« französische  Konsul  gewünscht  hatte.  Beding  zum  ersten,  Frisching' 
« zum   zweiten   Landammann  der  Schweiz  ernannt. »  —  Nach  Beding  ist 
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18)  Waadtland  in  seinen  jetzigen  Gh-enzen; 

19)  Bünden  ebenso; 

20)  Tessin; 

21)  Wallis;  faUs  in  Zukunft  noch  andere  Gegenden  mit  Hd- 
vetien  vereinigt  werden,  so  mrd  das  Angemessene  in  Rück- 
sicht auf  ihre  Kantonaleintheilung  verfügt  werden. 

4.  Sollten  in  Ansehung  einzelner  Grenzgemeinden  oder  Höfe, 
rücksichtlich  auf  die  Kantonaleintheilung,  sich  in  Zukunft  An- 
stände ergeben,   so  ivird  der  helvetische  Senat  solche  berichtigefi. 

Zweiter  Abschnitt.   Religion  nnd  Kirolienwesen. 

5.  Die  christliche  Religion,  nach  dem  katholischen  und  refor- 
mirten  Glaubensbekenntnisse,  ist  die  Religion  des  Schweizervolkes 
und  seiner  Regierung,  und  steht  unter  dem  besondern  Schutze  des 
Staates.  Jedoch  ist  keine  Religionspartei,  deren  Lehrsätze  und 
Einrichtungen  der  sittlichen  und  bürgerlichen  Ordnung  nicht  zu- 
tciderläuft,  von  der  Ausübung  ihres  Gottesdienstes  ausgeschlossen, 

6.  Wenn  in  Rücksicht  auf  die  Ausübung  des  Gottesdienstes 
oder  anderer  Verhältnisse  zwischen  beiden  Religionsgesellschaften 
Streitigkeiten  entstehen  würden,  so  hat  der  helvetische  Senat  solche 
zu  entscheiden. 

7.  Den  Kirchen  beider  Glaubensbekenntnisse,  den  geistlichen 
Korporationen,  sowie  allen  wohlthätigen  Stiftungen,  wird  ihr  Eigen- 
thum  durch  die  Verfassung  zugesichert,  mit  Vorbehalt  der  schul- 
digen Abgaben  und  der  weltlichen  Oberaufsiclit  über  die  Verwaltung 
und  Benutzung  desselben. 


diese  Verfiissung  benannt  worden;  obschon  auch  sie  nicht  von  Bestand 
gewesen,  ist  sie  doch  sehr  des  Studiums  werth.  Denn  auch  sie  muss  die 
Konssession  einer  Centralgewalt  machen,  die  in  den  demokratischen  Kan- 
tonen,  gerade  auch  im  Kanton  Schwyz,  so  yerhasst  war.  —  Die  weitere  Be- 
thätigung  Reding*s  zur  Zeit  dieser  Ver&ssung,  u.  A.  in  Paris,  bei  dem 
T.  Konsul  soll  aus  der  allg.  politischen  Geschichte  bekannt  sein.  Es  ist  bei 
den  damaligen  Zeiten  zwar  nicht  anzunehmen,  dass  sich  der  I.  Konsul  viel 
mit  den  Zuständen  Helvetiens  befasst  habe,  allein  nichts  destoweniger  mfisaen 
seine  Zweideutigkeiten,  die  des  Ministers  Talleyrahd,  des  Gesandten  Yerninac 
geradezu  unerhört  genannt  werden.  —  Dass  die  Verfassung  erst  im  Februar 
zu  Stande  gekommen  und  nicht  unmittelbar  nach  dem  Staatsstreich,  beruht 
einerseits  auf  der  Reise  Redings  nach  Paris,  andrerseits  auf  Berathungen 
und  Besprechungen  unter  den  Mitgliedern  der  verschiedenen  StaatskOrper, 
sowie  einigen  dieser  Mitglieder  mit  der  franz.  Gesandtschaft. 
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8.  Alle  geistlichen  Güter  überhaupt  können  nur  allein  zu 
religiösen  und  sittlichen  Büdungs-,  oder  Armen-  und  Kranken- 
anstauen  verwendet  werden. 

9.  lieber  alle  den  Bedürfnissen  der  Zeit  und  der  katholischen 
Religionsgesellschaft  angemessenen  Reformen,  in  Ansehung  der 
OrdensgeseUschaften,  kann  nur  durch  Einverständniss  zwischen 
den  hohem  geisüichefi  Autoritäten  und  der  gemeinsamen  helveti- 
schen Regierung  verfügt  werden. 

Dritter  Absohnitt.   Allgemeine  und  KantonebefugnisBe. 

10.  Es  soU  eine  gemeinsame  Organisation  der  Republik  für 
die  Ausübung  der  Nationcdsouverainität  und  eine  Kantonalwgani- 
sation  sein. 

11.  Die  gemeinsame  Organisation  umfasst: 

1)  die  politischen  und  diplomatischen  Verhältnisse  mit  dem 
Auslände,  auch  in  kirchlichen  Angdegenheiten,  insoweit  es 
von  der  weltlichen  Gewalt  abhängt; 

2)  die  bewaffnete  Macht  für  die  innere  und  äussere  Sicherheit 
der  Republik,  mit  Inbegriff  der  Miliz-  und  Mar^chaussie- 
anstalten,  der  Kriegsvorräthe,  Zeughäuser  und  Festungs- 
werke; 

3)  das  allgemeine  und  höhere  Polizeiwesen,  mithin: 

a.  den  Strassen-  und  Brückenbau  und  gemeinnützige  Kanäle; 

b.  das  Sanitätswesen; 

a  die  Sicherheits-  und  Kriminalpolizei; 

d.  die  Handwerks-  und  Gewerbepolizei; 

e.  das  Zollwesen. 

üeber  alle  diese  Gegenstände  aber  kann  die  Central- 
regierung  nur  klare  und  allgemeine  Verordnungen  auf 
verfassungsmässige  Genehmigung  der  Kantone  entwerfen, 
denen  alsdann  die  Ausführung  obliegt. 

4)  Die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  der  bürgerlichen 
und  peinlichen  Rechtspflege,  nach  Inhalt  des  sechsten  Ab- 
schnittes; 

5)  die  Bestimmung  der  Beiträge  an  die  Staatsausgaben,  welche 
die  Kantone  nöthigenfalls  nach  Massgabe  ihret'  Kräfte  zu 
liefern  haben; 

6)  die  Nationalverwaltung,  Salz-,  Posten-,  Salpeter-  und  Pulver- 
handel, die  bestehenden  oder  noch  zu  eröffnenden  Bergwerke, 


?ii  ■.  •< ' 
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nebst  den  dazu  gehörigen  Waldungen  und  übrigen  Benutz- 
ungsmitteln,  nach  den  nähern  Bestimmungen  eines  besondern 
Gesetzes,  alle  verfassungsmässig  genehmigten  indirekten  Ab- 
gaben und  Ein-  und  Ausfuhrgebühren,  überhaupt  alles  recht- 
mässige Nationaleigenthum ; 

7)  die  Veffertigung  und  Polizei  der  Münzen; 

8)  die  allgemeine  Oberaufsicht  über  den  Handel  und  die  Frei- 
heit des  Verkehrs  im  Innern,  besonders  in  Absicht  auf  die 
ersten  Bedürfnisse,  nebst  der  Oberaufsicht  über  die  gesetzlich 
eingeführtot  Gewichte  und  Maasse; 

9)  die  Oberaufsicht  übet'  den  öffentlichen  Unterricht,  durch 
das  Mittel  der  obersten  Kantonsbehörden.  Die  Errichtung 
einer  Nationaluniversität,  mit  einer  absonderlichen  theo- 
logischen Fakultät,  für  jede  der  beiden  Rdigiomgesell- 
schaften,  nebst  der  diessfälUgen  Oberaufsicht; 

10)   die  Garantie  der  verschiedenen  Kantonsverfassungen. 

12.   Die  besondere  Organisation  jedes  Kantons  begreift: 

1)  die  Erhebung  und  Vertheilung  der  Abgaben  für  die  all- 
gemeinen Staatsbedürfnisse; 

2)  die  Festsetzung  der  Bedürfnisse  des  Kantons  und  das 
Mittel,  dieselben  durch  Anlagen  zu  befriedigen; 

3)  Die  Polizei  und  Rechtspflegen  nach  Inhalt  des  sechsten 
Abschnittes; 

4)  die  Verwaltung  und  Benutzung  der  jedem  Kantone  zu- 
ständigen Güter  und  Domänen,  mit  Inbegriff  der  Zehnten, 
Grund-  oder  Bodenzinse,  und  auch  der  bisherigen  Weg- 
und  Brückengelder  und  Lokalzölle,  unter  VerpflicIUung  der 
gebührenden  Unterhaltung  der  Strassen  und  Brücken; 

5)  der  Gottesdienst,  die  Entschädnisse  der  Geistlichen  und 
Schullehrer,  die  besondern  Erziehungs-,  Unterrichts-  und 
öffentlichen  Armen-  und  Krankenanstalten.  Zur  Bestreitung 
der  Ausgaben  für  diese  Gegenstände  soll  der  Ertrag  der 
Domänen,  sowie  jener  der  Kantonalzehnten  und  Bodenzinse, 
besonders  angewiesen  sein.  Uebrigens  bleiben  Zehnten  und 
Bodenzinse,  nach  ihrem  wahren  Werthe  und  unparteilicher 
Schätzung,  loskäuflich,  worüber  die  Centralregierung  das 
Nöthige  verfügen  wird. 
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Vierter  Abschnitt.   Allgemeine  Verfassung. 

13.  Die  gemeinsame  Organisation  der  Republik  ist  aus  einer 
Tagsatzung  und  einem  Senat  zusammengesetzt, 

Tagsatzung. 

14,  Die  Tagsatzung  besteht  aus  den  vereinigten  Stellvertretern 
aller  Kantone^  und  zwar,  bis  zu  einer  verfassungsmässigen  Ab- 
änderung in  folgendem  Ännäherungsverhältniss  ihrer  Bevölkerung: 

Bern 6  Schaffhausen  ....  1 

Zürich 5  Appenzell 2 

Luzern 3  St.  Gallen      .     .    .    .  4 

TJri 1  Thurgau 2 

Schwyz 2  Aargau 2 

Unterwaiden  .     .     .    .  i  Baden 2 

Zug 1  Waadtland    .     .     .     .  4 

Glarus 1  Bunden 3 

Solothurn 2  Tessin 3 

Freiburg 3  Wallis       2 

Basel 2 

15,  Die  Mitglieder  der  Tagsatzung  sollen  durch  ihre  Kantone 
entschädigt  werden.    Sie  bleiben  5  Jahre  im  Amte. 

16.  Gewöhnlicher  Weise  versammelt  »ich  die  Tagsatzung  all- 
Jährlich  auf  den  1.  März.  Ausserordentlicher  Weise  beruft  sie 
der  Senat  zusammen,  so  oft  die  Mehrheit  der  Kantone  solches 
verlangt,  oder  er  selbst  es  noth  wendig  findet. 

17,  Sie  wird  von  dem  Landammann,  der  nicht  im  Amte  ist, 
präsidirt,  welchem  auch,  im  Falle  gleichgetheilter  Stimmen,  das 
Entscheidungs^'echt  zukommt.  Eine  Deputation  von  4  Senatsgliedern 
wohnt  derselben  hei,  um  an  den  Berathungen  Theil  zu  nehmen, 
jedoch  ohne  ein  Stimmenrecht  dabei  auszuiibeii. 

18,  Die  Tagsatzung  ist  beauftragt,  die  im  Senate  erledigten 
Stellen  wieder  zu  besetzen. 

19.  Sie  untersucht  und  nimint  die  Rechnungen  des  National- 
schatzamtes ab,  toelche  in  zweckmässiger  Form  alljährlich  durch 
den  Druck  bekannt  gemacht  tverden. 

20.  Sie  entscheidet  über  die  Klagen  der  Kantone  gegen  die 
Verfügungen  des  Senats. 
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21.  Der  Tagsatzung  kommt  die  Berathuny  und  unbedingte 
Annahme  oder  Verwerfung  der  Gesetze  zu,  in  den  Fällen,  wo 
einem  vom  Senat  den  Kantonen  zugesandten  Gesetzesvorschlag  nicht 
zwei  Drittheile  der  Kantone  beigestimmt  haben,  der  Senat  aber 
auf  seinem  Vorhaben  besteht. 

22.  Die  Tagsatzung  allein  ist  befugt,  auf  den  VorsckUuf  des 
Senats  den  Krieg  zu  erklären,  Frieden  und  Bändnisse  zu  schliessen 
und  VeHräge  zu  bestätigen. 

23.  Sie  bestimmt  alljährlich  auf  den  Vorschlag  des  Senats 
die  stehende  Truppenmacht  nach  jeiveiligen  Bediirfnissen. 

24.  Beim  Anfang  jedes  Zusammentritts  der  Tagsatzung  wird 
der  Senat  die  Dauer  derselben  bestimynen,  kann  aber  nöthigenfaUs 
solche  auch  verlängern. 

Senat. 

25.  Der  Senat  besteht  aus  2  Landammännern,  2  Statthalte^-n 
und  26  Käthen.  Jeder  Kanton  soll  ein  Mitglied  darin  haben,  zu 
welchem  Ende  die  oberste  Kantonalbehörde  der  Tagsatzung  drei 
Subjekte  zur  Auswahl  vorschlägt.  Die  Uebrigen  iverden  so  ge- 
wählt,  dass  keinem  Kanton  mehr  als  3  Mitglieder  zukommen. 

26.  Der  Senat  entwirft  die  Gesetzesvorschläge  und  legt  sie 
den  Kantonen  vor. 

27.  Er  beschliesHt  alle  Massregeln  und  Verordnungen,  welche 
die  Nationalverwaltung  und  die  allgemeine  Polizei  betreffen. 

28.  Er  unterscheidet  in  politischen  und  administrativen  Streit- 
sachen zwischen  den  Kantonen,  oder  wenn  Streitigkeiten  in  ein- 
zelnen Kantonen  auf  die  Garantie  der  Kantonalverfassungen  Be- 
zug haben. 

29.  Er  zeigt  der  Tagsatzung  die  Kantonalbehörden  an,  welche 
sich  Eingriffe  in  die  gemeinsame  Verfassung  zu  Schulden  kommen 
lassen. 

30.  Er  tvählt  aus  seiner  Mitte  die  beiden  Landammänner 
und  ihre  zwei  Statthalter.  Alle  vier  bleiben  10  Jahre  im  Amte; 
die  übrigen  Senatoren  nur  5  Jahre,  können  aber  wieder  gewählt 
werden.     Die  Art  des  Austrittes  tvird  gesetzlich  bestimmt. 

31.  Die  Landammänner  führen  wechselweise  den  Vorsitz  im 
Senat;  jeder  ein  Jahr  lang.  Der  Statthalter  des  Landammanns, 
der  den  Vorsitz  führt,  ist-  sein  Stellvertreter  in  Fällen  von  Krank- 
heit oder  Abwesenheit.  Beide  Landammänner  können  nicht  von 
gleicher  Religion  sein. 


--TK 
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32.  Der  Senat  ernennt  aus  seiner  Mitte  einen  Kleinen  Rath, 
der  unter  gleichem  Vorsitze  steht,  wie  der  Senat, 

33.  Derselbe  besteht,  nebst  den  beiden  Landatnmännern  und 
ihren  2  Statthaltern,  aus  7  Gliedern.  Unter  diesen  sämmtlichen 
Mitgliedern  können  sich  nicht  mehr  als  zwei  aus  dem  nämlichen 
Kanton  befinden. 

34.  Der  Kleine  Rath  ist  mit  der  Vollziehung  der  Gesetze 
beauftragt. 

35.  Er  entwirft  die  Verwaltungsbeschlüsse  oder  Verordnungen, 
welche  hernach  durch  den  gesammten  Senat  angenommen  werden, 
und  wacht  über  ihre  Vollziehung. 

36.  Er  kann  nach  Vorschrift  eines  organischen  Gesetzes 
unter  seine  Glieder  nachfolgende  Regierungsfächer  abtheilen:  innere 
Angelegenheiten,  Rechtspflege,  Finanzen  und  Krieg. 

37.  Den  Landammännern  und  ihren  beiden  StatthaUernr 
kommt  die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu.  Sie  be- 
dienen sich  eines  Staatssekretärs  zu  diesem  Behufe,  der  von  dem 
Senat  ausser  seiner  Mitte  ernannt  wird.  Die  ordentlichen  diplo- 
matischen Agenten  werden  von  ebendemselben,  auf  gedoppelten 
Vorschlag  der  beiden  Landammänner  und  Statthalter,  ernannt 
und  abgerufen. 

38.  Alle  Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung  sind  dein 
Kleinen  Rathe  untergeordnet,  auf  dessen  dreifachen  Vorschlag  sie 
von  dem  Senate  ernannt  iverden,  welcher  sie  auch  zu  ersetzen  hat. 

39.  Der  Landammann,  der  im  Amte  ist,  bezieht  einen  Gehalt 
von  15,000  Franken.  Der  zweite  Landammann,  die  zwei  Statt- 
halter  und  die  übrigen  Mitglieder  des  Kleinen  Rathes  hezieheti 
einen  Gehalt  von  6000  Franken,  tmd  die  übrigen  Senatsglieder 
von  4000  Franken. 

40.  Der  Senat  kann  sich  veHagen,  jedoch  nicht  für  länger 
als  3  Monate.  Während  dieser  Vertagung  liegt  die  vollziehende 
Gewalt  in  den  Händen  des  Kleinen  Rathes,  der  sie,  mit  Aus- 
nahme der  GesetzesvorscJüäge,  in  ihrem  ganzen  Umfange  ausübt. 
In  ausserordentlichen  Fällen  kann  der  Senat,  vor  Ende  der  Ver- 
tagung, von  dem  Kleinen  Rathe  wieder  zusammenberufen  werden, 

41.  Diese  Vertagung  darf  nicht  Statt  haben  während  der 
3  Wochen,  welche  dem  Zusammentritte  der  Ihgsatzung  zunächst 
vor-  oder  nachgehen. 
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42.  Der  Senat  soll  sich  vom  Kleinen  Rathe  Rechenschaft  von 
seiner  Oeschäftsführung  toährend  der  Vertagung  geben  lassen.  Er 
kann  ihm  Verhaltungsbefehle  ertheüen. 

Fünfter  Abschnitt.   Eantonalorganisation. 

43.  Jeder  Kanton  hat  seine  besondere  VerwaUungsorganisation 
mit  den  oben  bestimmten  Befugnissen;  dieselbe  wird  den  örtlichen 
Erfordernissen  angepasst  sein. 

44.  Die  obersten  Kantonalbehörden  berathschlagen  über  die 
Gesetzesvorschläge,  die  ihnen  vom  Senate  vorgelegt  werden;  sie 
nehmen  dieselben  an  oder  verwerfen  sie,  und  senden  ihr  Befinden 
an  den  Senat. 

45.  Sie  sind  zur  Vollziehung  der  allgemeinen  Gesetze  der 
Republik  unter  ihrer  Verantwortlichkeit  verpflichtet.  Die  Central- 
regierung  ivird  ihre  besondern  Aufträge  an  eine  aus  diesen  Be- 
hörden eigens  gewählte  Magisiratsperson  gelangen,  und,  im  Fall 
sie  nicht  befolgt  würden,  unmittelbar  vollziehen  lassen.  Zur  Aus- 
wahl jener  Magistratsperson  werden  die  obersten  Kantonalbehörden 
ihren  Präsidenten  nebst  2  Mitgliedern  der  Centralregierung  vor- 
schlagen. 

Sechster  Abschnitt.   Rechtspflege. 

46.  Die  Organisation  und  Verwaltung  der  peinlichen  und 
bürgerlichen  Rechtspflege  wird  unter  nachfolgenden  Bestimmungeti 
den  Kantonen  überlassen. 

47.  Die  richterliche  Gewalt  soll  in  allen  Kantonen  von  der 
adminiMrativen  getrennt  werden,  ohne  dass  desswegen  ein  Mitglied 
der  einen  nicht  auch  zugleich  ein  Glied  der  andern  sein  kötine. 
Auch  sollen  in  keinem  Kantone  mehr  ah  zwei  Instanzen  eingeführt 
werden. 

48.  Die  Centralregierung  wird  ein  Kriminalgesetzbuch  und 
eine  Kriminalprozessform  für  ganz  Hehetien  sobald  möglich  der 
verfassungsmässigen  Genehmigung  unterwerfen. 

49.  Ebendie'ielbe  wird  allgemeine  Handehgesetze  und,  gut- 
findenden Falls,  die  Errichtung  besonderer  Handelsgerichte  den 
Kantonen  zur  Genehmigung  vorschlagen. 

50.  Es  soll  ein  oberster  Gerichtshof  von  11  Mitgliedern  er- 
richtet werden,  wovon  nicht  mehr  als  eines  aus  dem  nämlichen 
Ka?iton  sein  kann. 
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51.  Die  Stellen  in  diesetn  Gerichtshof  sind  nach  einmal  er- 
haltener Bestätigung  lebenslänglich. 

52.  Zu  der  ersten  Auswahl  werden  von  dem  Senate  22  Per- 
sonen, und  von  jeder  obersten  Kantonsbehörde  eine  Person  der 
helvetischen  Tagsatzung  vorgeschlagen.  Bei  nachherigen  Erledi- 
gungen schlägt  der  Senat  zwei  und  der  oberste  Gerichtshof  selbst 
zwei  andere  Bürger  der  Tagsatzung  zur  Auswahl  vor. 

53.  Von  den  erstgewählten  11  Oberrichtem  treten  jedes  Jahr 
2  durch  das  Loos  aus,  und  das  sechste  Jahr  der  letzte;  jedoch 
so,  dass  jeder  Ausgelooste  unmittelbar  wieder  den  doppelten  Vor- 
schlägen an  die  Tagsatzung  beigefügt  wird,  die  nach  Inhalt  des 
vorherigen  Artikels  in  allen  Erledigungsfällen  Statt  finden  sollen. 
Auf  die  nämliche  Weise  ist  jeder  im  Laufe  obiger  6  Jahre  oder 
nachwärts  neugewählter  Oberrichter  2  Jahre  nach  seiner  Ernennung 
der  Bestätigung  durch  die  Tagsatzung  unterivorfen. 

54.  Die  Mitglieder  des  obersten  Gerichtshofes  beziehen  den 
gleichen  Gehalt,  wie  die  Glieder  des  Senats. 

55.  An  den  obersten  Gerichtshof  findet  Appellation  in  Civü- 
fällen  statt,  wenn  sie  über  3000  Franken  an  Werth  betragen,  und 
dabei  zugleich  entweder  der  helvetische  Staat  selbst  oder  irgend 
ein  Kanton,  oder  eine  landesfremde  Person,  oder  ein  Bürger  eines 
andern  Kantons  die  eine  Partei  aufmacht. 

56.  Falls  eine  oberste  Kantonsbehörde  dem  Interesse  ihres 
Kantons  angemessen  findet,  dass  auch  in  andern  wichtigen  Streit- 
fällen zunschen  ihren  Kantonsbürgern  Appellation  an  den  obersten 
Gerichtshof  Statt  finden  solle,  so  kann  sie  selbst  die  Kompetenz  in 
Biicksicht  auf  solche  Fälle  bestimmen. 

57.  Alle  Kriminalurtheile,  wodurch  ein  Verbrecher  zum  Tode 
oder  zu  einer  Einsperrung  von  nicht  weniger  als  10  Jahren  ver- 
urtheiU  worden  ist,  können  an  den  obersten  Gerichtshof  appellirt 
werden.  Die  nämliche  Appellation  findet  in  Fällen  Statt,  wo  ein 
helvetischer  Bürger  für  10  oder  mehrere  Jahre  des  Landes  ver- 
wiesen worden  ist. 

58.  Das  Begnadigungsrecht  in  Bezug  auf  alle  solche  Fälle 
kommt  dem  Senate  zu. 

59.  Jeder,  der  wegen  eines  politischen  Vergehens  von  irgend 
einer  richterlichen  Kantonsbehörde  zu  einer  infamirenden  Strafe, 
oder  zu  einer  Busse  von  nicht  weniger  als  500  Franken  verurthettt 
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worden  ist,  kann  an  den  obersten  Gerichtshof,   als  an  die  letzte 
Instanz,  rekurriren. 

60.  Ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Befugnisse  der  Kantone 
in  Bücksicht  auf  Konfiskationen  und  die  damit  verbundenen 
Bussen  bestimmen. 

61.  Alle  Klagen  gegen  öffentliche,  von  der  Centralregierung 
angestellte  Beamte  über  missbrauchte  Gewalt  oder  gethanes  Un- 
recht, können  ebenfalls  vor  den  obersten  Gerichtshof  appeUations- 
weise  gebracht  werdefi. 

62.  Ebenso  kann  jede  Klage  über  Rechtsverweigerung,  Be- 
stechung oder  Missbrauch  der  Gewalt  gegen  irgend  einen  Richter 
an  dieses  Obertribunal  letztinstanzlich  gelangen. 

63.  Dem  obersten  Gerichtshof  liegt  endlich  ob,  das  Betragen 
aller  höhern  und  niedem  Gerichtshöfe  zu  beobachten,  und  die  sich 
etwa  zeigenden  Missbräuche  oder  Unordnungen  der  Centralregierung 
zur  gesetzlichen  Abhälfe  durch  die  Kantonalbehörden  bekannt  zu 
machen. 

64.  Nach  Vorschrift  eines  besondern  organischen  Gesetzes 
werden  die  Mitglieder  des  helvetischen  Senats  oder  des  obersten 
Gerichtshofes,  im  Fall  sie  eines  Staatsverbrechens  angeklagt  werden, 
von  einem  Tribunal  beurtheilt,  welches  aus  den  Präsidenten  der 
obersten  richterlichen  Kantonsbehörden  zu  bilden  ist. 

Siebenter  Abschnitt,   Wählbarkeitsbedinge  etc.  etc. 

65.  Niemand  darf  zu  den  National-  oder  Kantonalämtem 
wählen  oder  gewählt  werden,  wenn  er  nicht 

1)  helvetischer  Bürger  ist; 

2)  das  Alter  von  20  Jahren  zurückgelegt  hat; 

3)  ein  Eigenthum  in  Helvetien  besitzt,  oder  einen  unabhängigen 
Beruf  hat. 

Der  Betrag  dieses  Eigenthums  wird  von  jedem  Kanton  be- 
stimmt werden.  Dasselbe  soll  für  Kantonalämter  das  Doppelte 
desjenigen  sein,  das  für  Distriktsstellen  erfordert  wird,  für  National- 
stellen aber  das  Dreifache  desjenigen,  so  die  Kantonalämter  er- 
heischen. Ueber  die  Erwerbung,  Ausübung,  Einstellung  und  Ver- 
lust des  helvetischen  Bürgerrechts  wird  ein  künftiges  Gesetz  das 
Nähere  bestimmen. 
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10.  Die  zweite  helvetische  Verfassung.*) 

(Angenommen  kq  Bern  von  der  NotabelnTersammlnng**),  den  SO.  Mai  1802  und 
zur  AbBtimmnng  an  das  Volk  ansg^eschrieben  durch  Dekret  des  Kleinen  Rathes 
Tom  26.  Mai  1802,  in  Kraft  erklärt  nach  stattgehabter  Abstimmung  durch  Dekret 
des  Kleinen  Rathes  vom  2.  Jnli  1802.) 


Erster  Titel. 

1.  Die  christliche  Religion,   nach  dem   katholischen   und  evan- 
gelisch-reformirten  GHabensbekenntniss,  ist  die  Beligion  des  Staates. 

Zweiter  Titel.   Oebietseintheiltiiigr. 

2.  Die  helvetische  Republik  bildet  Einen  Staat. 

3.  Ihr  Gebiet  ist  in  Kantone  eingetheilt. 

4.  Diese  sind: 

Appenzell  in  den  gegenwärtigen  Grenzen  des  Kantons  Sentis,  mit 
dem  Distrikt  Neu  St.  Johann. 

Aargau  mit  dem  ganzen  ehemaligen  Amt  Aarburg,  der  ehemaligen 
Vogtei  Baden  und  den  untern  Freiämtem. 

Basel  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 

Bern  in  seinen  diessmaligen  Grenzen,  mit  Ausnahme  der  dem  Kanton 
A  arg  au  einverleibten  Gemeinden  des  vormaligen  Amts  Aarburg, 
vereinigt  mit  dem  Kanton  Oberland. 

Preiburg  in  seinen  diessmaligen  Grenzen,  mit  Ausnahme  der  ehe- 
maligen Vogteien  Avenches  und  Payeme. 

*)  Abgedruckt  nach  Hilty*s  Beilagen  zu  den  «Vorlesungen»  mit  der 
Eingangs-Bemerkung  des  gleichen  Verfassers.  —  Der  Abdruck  ist  nicht  mit 
Kursivschrift  geschehen,  weil  die  Verfassung  als  eine  in  Rechtskraft  be- 
stehende und  als  eine  definitiv  gültige  beti*achtet  wird,  obschon  die  durch- 
gängige Vollziehung  als  eine  sehr  fragliche  anzusehen  ist. 

**)  Wie  die  oben  unter  Nr.  9  abgedruckte  Verfassung  als  die  der 
Föderal-  oder  Staatsstreichpartei  bezeichnet  werden  kann,  so  darf  das  nach- 
stehende Werk  als  das  der  Unitarier,  als  Gegenschlag  zum  Staatsstreich 
vom  27./28.  Oktober  1801,  angesehen  werden.  Es  ist  in  Benutzung  von  Art.  40 
jener  Verfassung,  welche  die  Vertagung  des  Senates  gestattet,  in  Aus- 
führung gebracht  worden.  Die  Sammlung  von  Trox  1er  enthält  nach- 
stehende Note:  «Die  Osterferien  des  Jahres  1802,  während  welcher  sich 
« der  Senat  vertagt  hatte  und  Aloys  Reding  verreiset  war,  wurden  vom 
<  Kleinen  Rath  zu  einer  neuen,  kühnen  Massnahme  benutzt.  Er  versammelte 
«sich  am  17.  April,  und  auf  Kuhn's  Antrag  ward  mit  Stimmenmehrheit 
« beschlossen :  Da  der  Verfassungsentwurf  vom  27.  Februar  von  einigen 
«Kantonen  ganz  verworfen,  und  von  andern  nur  unter  mannigfaltigem 
«Vorbehalt  sei  angenommen  worden,  der  einer  Verwahrung  gleiche,   so 
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Glarns  in  den  diessmaligen  Grenzen  des  Kantons  Linth,  mit  Ans- 
nabme  des  Distrikts  Neu  St.  Johann,  der  March,  Reicbenburg 
und  der  Höfe. 

Luzern  in  seinen  diessmaligen  Grenzen,  mit  Ausnahme  des  Amts 
Meriscb wanden,  vereinigt  mit  dem  Eitzkircbenamt. 

Graubünden  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 

Scbaffbausen  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 

Schwjz,  bestebend  aus  den  diessmaligen  Bezirken  Scbwyz,  Artb 
nnd  Einsiedeln,    nebst  der  March,   den  Höfen  und  Beicbenburg. 

Solotburn  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 

Tessin  in  den  diessmaligen  Grenzen  der  Kantone  Lugano  und  Bel- 
linzona. 

Tburgau  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 

Unterwaiden  in  den  diessmaligen  Grenzen  der  Distrikte  Sarnen 
und  Stanz. 

[Tri  in  den  diessmaligen  Grenzen  der  Distrikte  Altdorf  und  Ander- 
matt. 

Waadt  in  seinen  diessmaligen  Grenzen,  vereinigt  mit  den  ehemaligen 
Landvogteien  Avenches  und  Payerne. 


«  sollen  alle  Massregeln  zur  Einführung  eingestellt  werden.  Dagegen  werden 

<  auf  den  28.  April  Bürger   aus  allen  Kantonen  einberufen,   um  über  den 

<  Verfassungsentwurf  vom  29.  Mai  und  die  etwa  nötbigen  Abänderungen 
«  sich  zu  berathen.  Aller  Gegenwirkung  ungeachtet  ward  dann  auch  wirk- 

<  lieb  am  30.  April  die  Sitzung  der  47  helvetischen  Notabein  der  ange- 
«sebensten  Eidgenossen  aus  allen  Theilen  der  Schweiz  eröffnet.  Mitten 
« unter  den  Umtrieben  der  Oligarchen  und  Ochlokraten  arbeitete  diese 
«  Notabeinversammlung  unerschrocken  und  unverdrossen,  und  schon  am 
«  20.  Mai  reichte  sie  ihren  Bundesentwurf  dem  Kleinen  Rathe  ein,  welcher 
« ihn  annahm  und  ihn  dem  Volke  vorlegte,  um  ihn  durch  Einschreiben  in 

<  Register  zu  genehmigen.  Bei  der  Abstimmung  wurden  72,453  Annehmende 
«  und  92,423  Verwerfende  gezählt.  Mit  den  167,172  Nichtstimmenden  gab 
«  Ersteres  die  Mehrheit.  In  Zürich  stund  die  Annahme  von  fast  11,000  gegen 
€2,78i  Verwerfende.  Am  2.  Juli  erklärte  der  Kleine  Rath  sie  für  das 
«  Staatsgrundgesetz  Helvetiens ;  am  8.  Juli  ward  der  Senat  und  am  5.  der 
«  Vollziehungsrath  eingesetzt.  Seitdem  die  alte  Eidgenossenschaft  unter- 
«  gegangen,  stund  die  Schweiz  niemals  ihrer  eigentlichen  Wiederherstellung, 
«  der  Begründung  ihrer  innem  Freiheit  und  naturgemässen  Stärke  gegen 
«  aussen  näber ;  aber  um  so  eiMger  und  angestrengter  rafften  sich  alle 
«  feindlichen  Kräfte  gegen  sie  auf.  >  —  Es  darf  beigefügt  werden,  dass  auch 
Herr  Prof.  Dr.  Hilty  diese  zweite  helvetische  Verfassung  in  ihren  Grund- 
sätzen für  das  Gedeihen  und  die  Entwicklung  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft 
günstig  beurtheilt. 
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Zngi   bestehend  ans  dem   bisherigen  Bezirk  Zug,   den  obem  Frei- 

Smtem  und  dem  Amt  Merischwanden. 
Zürich  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 

5.  Die  erforderlichen  Grenzberichtigangen  zwischen  den  Kantonen 
sind  dem  Gesetz  überlassen. 

Dritter  Titel.     Politisoher  Stand  der  Bürger. 

6.  Es  giebt  keine  Geburtsvorrechte  unter  den  helvetischen 
Bürgern. 

7.  Keine  Ehrentitel  noch  Vorrang,  als  die  von  öffentlichen  Stellen 
herrühren,  sind  anerkannt. 

8.  Helvetische  Bürger  sind  : 

1)  alle  diejenigen,  die  sich  gegenwärtig  im  Besitz  des  helvetischen 
Staatsbürgerrechts  befinden; 

2)  die  Söhne  der  helvetischen  Bürger; 

3)  die  Fremden,  denen  das  Gesetz  das  Staatsbürgerrecht  ertheilt 

9.  Das  Gesetz  wird  über  die  Ausübnng  des  Staatsbürgerrechts 
verfügen;  es  wird  ebenfalls  die  Art  der  Erwerbung,  sowie  die  Fälle 
des  Ver]us1es  und  der  Einstellung  desselben  festsetzen. 

Vierter  Titel.    Gnmdeigenthnm. 

10.  Kein  Grundstück  kann  für  unverRusserlich  erklärt,  noch 
mit  einer  immerwährenden  Abgabe  belastet  werden. 

11.  Alle  Abgaben  dieser  Art,  welche  gegenwärtig  bestehen 
namentlich  die  Zehnten  und  Grundzinsen,  sind  loskäuflich. 

12.  Die  Art  dieses  Loskaufs  soll  spätestens  bis  zum  1.  Januar 
1803  festgesetzt  werden. 

Fünfter  Titel.     Orondlagen  der  Verfassung. 

13.  Die  allgemeine  Staatsverwaltung  umfasst  alle  Gegenstände  des 
gemeinsamen  Wohls,  und  die  der  Souverainitätsausübung  wesentlich 
angehören,  als:  die  innere  und  äussere  Sicherheit  der  Republik;  die 
freundschaftlichen,  politischen  und  Handelsverhältnisse  mit  den  aus- 
wärtigen Mächten;  die  allgemeinen  Verfugungen  über  das  Kirchen- 
wesen, insoweit  es  von  der  weltlichen  Gewalt  abhängt,  und  über  den 
öffentlichen  Unterricht ;  die  Aufsicht  über  die  B^chtspflege ;  die 
Leitung  des  Strassen-,  Wasser-  und  Brückenbaues,  insoweit  es  von 
allgemeinem  Nutzen  ist;  den  Bergbau;  die  Pulver-  und  Salpeter- 
fabrikation;   die  Verwaltung   der   fUr   allgemeine  Bedürfnisse   ange- 
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wiesenen  Waldungen,  sowie  die  Salz  werke  und  den  Handel  mit  aus. 
wartigem  Salz ;  das  Postwesen ;  die  Verfertigung  und  Polizei  der 
Münzen ;  überhaupt  das  Nationalvermögen,  welches  besonders  zu  den 
allgemeinen  Ausgaben  geeignet  ist;  den  Handel  und  die  Industrie 
in  ihrer  Beziehung  auf  die  Rechte  des  Bürgers  und  den  allgemeinen 
Wohlstand ;  die  Gesundheitspolizei ;  die  Aufsicht  über  das  Forstwesen. 
Die  Gewalt,  über  diese  Gegenstände  zu  verfügen,  ist  einer  Tag- 
satzung, einem  Senate  und  einem  Yollziehungsrathe  über- 
tragen. 

14.  Jeder  Kanton  bestimmt  seine  besondern  Ausgaben,  und  die 
Mittel  zur  Bestreitung  derselben.  £r  liefert  auf  die  ihm  angemessen 
scheinende  Weise  seinen  gesetzlich  bestimmten  Beitrag  zu  den  all- 
gemeinen Ausgaben.  Er  setzt,  unter  den  in  Titel  12  anzuführenden 
Einschränkungen,  die  Einrichtungen  seines  Gerichtswesens  fest.  Er 
hat  die  Besorgung  der  niedern  Polizei.  Er  verwaltet  seine  Liegen- 
schaften, kann  aber  ohne  gesetzliche  Bevollmächtigung  von  Seite  der 
Tagsatzung  dieselben  nicht  veräussern.  Er  verwaltet  seine  Unter- 
richts- und  Unterstützungsanstalten,  sowie  seine  öffentlichen  Stiftungen 
jeder  Art.  Er  sorgt  für  die  Anlegung  und  Unterhaltung  seiner  be- 
sondern Strassen,  Wege,  Brücken  und  übrigen  Werke  solcher  Art. 
Demzufolge  setzt  jeder  Kanton  seine  eigene  Organisation  fest.  Die 
zu  dem  Ende  ausgefertigte  Urkunde  wird  nach  ihrer  Einregistrirung 
in  die  Archive  des  Senats  niedergelegt,  und  bleibt  unter  Gai'antie 
der  Nation. 

Seclister  Titel.     Gesetzgebende  Gewalt. 

15.  Die  Gesetze  werden  durch  den  Senat  vorbereitet  und  ent- 
worfen, und  durch  die  Tagsatzung  beschlossen.  Im  Fall  dieselben 
neue  Auflagen  treffen,  werden  sie  den  Kantonen  vorgeschlagen.  Wenn 
sie  aber  nicht  eine  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen  der  Kantone  er- 
halten, so  kann  der  Senat  dieselben  der  Tagsatzung  vorlegen. 

Siebenter  Titel.     Tagsatzung. 

16.  Die  Tagsatzung  besteht  aus  den  Stellvertretern  aller  Kan- 
tone, die  in  dem  Verhältnisse  von  Einem  auf  25,000  Seelen  gewählt 
werden. 

17.  Jeder  Kanton  hat  wenigstens  Einen  Stellvertreter  in  der 
Tagsatzung. 
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18.  Die  Mitglieder  der  Tagsatzung  werden  auf  folgende  Weise 
ernannt:  In  jedem  Kanton  sind  zwei  Wahlkorps,  von  welchen  das 
eine  den  Vorschlag  und  das  andere  die  Ernennung  hat.  Die  Anzahl 
der  Glieder  des  einen  und  andern  Korps  wird  im  Verhältnisse  zu 
der  Bevölkerung  eines  jeden  Kantons  bestimmt.  In  keinem  Kanton 
kann  ein  Wahlkorps  aus  mehr  als  45  Mitgliedern  bestehen,  um 
Mitglied  von  dem  vorschlagenden  Wahlkorps  zu  werden,  muss  man 
ein  Grundeigenthum  besitzen  von  wenigstens  10,000  Franken  in  den 
grössern  Kantonen,  und  von  wenigstens  2000  Franken  in  den  ge- 
ringern Kantonen.  Im  Fall  einer  Ernennung  wird  ans  dem  vor- 
schlagenden Wahlkorps  ein  Drittheil  durch's  Loos  ausgezogen,  welcher 
aus  den  Listen  von  Wählbaren,  die  im  Verzeichnisse  von  wenigstens 
Einem  auf  hundert  Aktivbttrger  durch  das  Volk  zu  bezeichnen  sind, 
die  für  tüchtig  erachteten  zur  Wahl  vorschlägt.  Das  Loos  bezeichnet 
ebenfalls  ein  Drittheil  des  ernennenden  Wahlkorps,  welcher  aus  den 
Vorgeschlagenen  die  Ernennung  vorzunehmen  hat.  Die  Einrichtung 
beider  Wahlkorps,  sowie  die  Vorschriften  ihres  Verfahrens,  sind  dem 
Gesetz  zu  bestimmen  überlassen.  Beide  Wahlkorps  er^nzen  sich 
selbst  aus  den  vom  Volk  errichteten  Verzeichnissen  von  Wählbaren. 
Die  Mitglieder  derselben  können  nicht  selbst  zu  den  Stellen  gewählt 
werden,  mit  deren  Besetzung  sie  beauftragt  sind.  Ihre  Stellen  sind 
lebenslänglich. 

19.  Die  Tagsatzung  wird  jährlich   zum  fdnften  Theil  erneuert. 

20.  Sie  versammelt  sich  auf  den  1.  Mai.  Ihre  Sitzungen  können 
einen  Monat  lang  dauern.  Sie  versammelt  sich  ausserordentlich  auf 
die  Zusammenberufung  des  Senats,  der  in  diesem  Falle  die  Dauer 
ihrer  Sitzungen  bestimmt ;  auf  das  Verlangen  der  Mehrheit  der  Kan- 
tone wird  sie  ebenfalls  vom  Senat  zusammenberufen. 

21.  Die  Tagsatzung  kann  keine  Berathschlagung  vornehmen, 
wenn  nicht  wenigstens  zwei  Drittheile  ihrer  Mitglieder  gegen- 
wärtig sind. 

22.  Sie  berathscblagt  über  die  ihr  vom  Senat  vorgelegten  Ge- 
setzesentwürfe nnd  nimmt  dieselben  an  oder  verwirft  sie  unter  ge- 
heimer Abstimmung. 

23.  Sie  entscheidet  über  die  Klagen,  welche  von  den  Kantonen 
gegen  Verfügungen  des  Senats  bei  ihr  einlangen. 

24.  Die  Tagsatzung  bestimmt  jährlich  auf  den  Vorschlag  des 
Senats  die  allgemeinen  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Republik. 
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25.     Sie  wählt  aus  ihrer  Mitte  eine  Bechnungskommission  von 

^.  5  Mitgliedern,  die  auf  5  Jahre  ernannt  sind  und  den  Auftrag  haben, 

C  die  Staatsrechnungen  zu  untersuchen  und  der  Tagsatzung  alljährlich 

^;  darüber  Bericht  zu  erstatten. 

r>  26.     Sie  ernennt  die  Mitglieder  des  Senats. 

'v  27.    Die  Sitzungen  der  Tagsatzung  sind  öffentlich. 

^  28.    Die  Mitglieder  derselben  werden  durch  ihre  Kantone  ent* 


J  * 
.1 
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schädigt. 


Achter  Titel.     Senat. 


29.     Der  Senat   besteht  ans  einem  Landammann,  2  Landstatt- 
haltern und  24  Mitgliedern. 
c,  30.    Der  Landammann  führt  bei  dem  Senat  den  Vorsitz. 

f  31.    Aus  jedem  Kanton  soll  1  Mitglied  des  Senats,  aus  keinem 

können  mehr  als  3  Mitglieder  genommen  werden. 

32.  Der  Senat  wird  jährlich  zum  fünften  Tbeil  erneuert.  Die 
austretenden  Mitglieder  sind  wieder  wählbar. 

83.  Der  Senat  kann  keine  Berathschlagung  vornehmen,  wenn 
nicht  wenigstens  zwei  Drittheile  seiner  Mitglieder  gegenwärtig  sind. 

34.  Der  Senat  schlägt  die  Gesetze  vor  und  kann  sowohl  in  die 
Tagsatzung  als  zu  den  Kantonsbehörden  eines  oder  mehrere  seiner 
Mitglieder  abordnen,  um  die  Beweggründe  derselben  zu  entwickeln 
und  zu  unterstützen.  Auch  ist  er  befugt,  die  von  ihm  vorgelegten 
Gesetzesentwürfe  im  Laufe  der  Berathschlagung  wieder  an  sich  zu 
ziehen,  um  sie  entweder  ganz  zurückzubehalten  oder  mit  Abänderungen 
neuerdings  vorzuschlagen. 

35.  Auf  den  Vorschlag  des  Vollziehungsrathes  beschliesst  der 
Senat  die  Verordnungen,  welche  er,  um  die  Vollziehung  der  Gesetze 
zu  sichern,  für  nothwendig  erachtet. 

36.  Der  Senat  schlägt  der  Tagsatzung,  wenn  es  der  Fall  ist, 
Kriegserklärungen  vor.  Er  schliesst  Frieden,  Bündnisse  und  Handels- 
verträge. Die  zufolge  dieser  Befugniss  von  ihm  ausgehenden  Ver- 
handlungen werden  der  Tagsatzung  vorgetragen,  welche  über  die- 
selben, gleich  den  Gesetzesvorschlägen,  zu  berathschlagen  und  sie  zu 
genehmigen  oder  zu  verwerfen  hat. 

37.  Der  Senat  entscheidet  über  die  zwischen  den  Kantonen  ent- 
standenen Streitigkeiten  im  Verwaltungsfache. 

38.  Er  belangt  vor  die  Tagsatzung  diejenigen  Behörden,  die 
sich  Eingriffe  in  die  Verfassung  zu  Schulden  kommen  lassen. 
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39.  Er  erkennt  über  die  Streitfälle,  welche  sieb  auf  die  von 
der  Nation  übernommene  Garantie  der  Kantonalorganisation  bezieben. 

40.  Er  entscheidet  über  die  in  das  Fach  der  allgemeinen  Staats- 
verwaltung einschlagenden  Streitigkeiten. 

41.  Der  Senat  bestimmt  die  Vertheilnng  der  für  die  allgemeinen 
Staatsansgaben  der  Regierung  bewilligten  Summen. 

42.  Er  l^lsst  sich,  so  oft  er  es  für  gut  findet,  über  den  Zustand 
der  Staatsverwaltung  von  dem  Yollziehungsrathe  Rechenschaft  geben. 

43.  Er  hat  das  Recht,  Strafurtheile  zu  mildem  oder  nach- 
zulassen. 

44.  Der  Senat  kann  sich  vertagen;  seine  Vertagung  soll  nicht 
über  3  Monate  nach  einander  dauern,  noch  während  des  der  ordent- 
lichen Zusammenkunft  der  Tagsatzung  zunächst  vorhergehenden  oder 
nachfolgenden  Monats  Statt  haben. 

45.  Der  Senat  ernennt  aus  seiner  Mitte  den  Landanmiann  und 
die  beiden  Landstatthalter.  Er  ernennt  auf  den  Vorschlag  des  Voll- 
ziehungsrathes  die  Staatssekretäre. 

46.  Jedes  Mitglied  des  Senats  bezieht  einen  Gehalt  von  4000 
Franken. 

Neunter  Titel.     VoUsiehungsrath. 

47.  Der  Vollziehungsrath  besteht  aus  dem  Landammann  und 
2  Landstatthaltern ;  er  hat  zur  Vollziehung  seiner  Befehle  5  Staats- 
sekretäre: einen  für  das  Departement  der  Justiz  und  Polizei;  einen 
für  die  Innern  Angelegenheiten;  einen  für  das  Kriegswesen;  einen 
für  die  Finanzen  und  einen  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten. 

48.  Der  Landammann  führt  bei  dem  Vollziehungsrath  den  Vorsitz. 

49.  Die  Mitglieder  des  VoUziehungsrathes  wechseln  alljährlich 
in  Bekleidung  der  Stella  eines  Landanmianns  ab.  Der  abtretende 
Landammann  erhält  den  Titel  eines  Landstatthalters.  In  Fällen  von 
Krankheit  oder  Abwesenheit  des  Landammanns  vertritt  ihn  der  zuletzt 
von  dieser  Stelle  abgegangene  Statthalter.  Beim  Absterben  des  Land- 
ammanns übernimmt  der  Landstatthalter,  der  zu  seinem  ordentlichen 
Nachfolger  bestimmt  ist,  seine  Verrichtungen. 

60.  Die  Mitglieder  des  VoUziehungsrathes  sind  für  9  Jahre 
ernannt  und  hiermit  von  der  Verfugung  des  Art.  82  ausgenommen. 
Alle  3  Jahre  tritt  ein  Mitglied  aus,  ist  aber  sogleich  wieder  wähl- 
bar.    Der  erste  Austritt  geschieht  im  Jahre  1805. 


►  - 
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51.  Der  VoUziehangsrath  ist  mit  der  Vollziehung  der  Gesetze 
und  der  auf  die  allgemeine  Staatsverwaltung  sich  beziehenden  Ver- 
ordnungen beauftragt.  Er  bedient  sich  zu  diesem  entweder  besonders 
aufgestellter  Beamten  oder  Kantonsbehörden. 

52.  Dem  VoUziehungsrathe  sind  die  Befugnisse  des  Senats  während 
seiner  Vertagung  übertragen.  Er  übt  sie,  mit  Ausnahme  der  Ge- 
setzesvorschläge,  in  ihrem  ganzen  Umfange  aus. 

r  53.     Er  leitet  die  bewaffnete  Macht   und   ernennt  die  ihr  vor* 

^  gesetzten  Offiziere. 

/  54.     Die  Akten  des  VoUziehungsrathes  werden  von  den  Staats- 

^  Sekretärs  der  betreffenden  Departements  mit  unterzeichnet. 

:r:  55.     Die  Staatssekretärs   sind   sowohl  für  die  von  ihnen  unter- 

zeichneten Akten  des  VoUziehungsrathes  als  für  die  Nichtvollziehung 
:  seiner  Aufträge  und  für  ihre  eigenen  Verhandlungen  verantwortlich. 

'^^\  56.     Die  Staatssekretärs  haben   sowohl  im  Vollziehungsrath  als 

;;'  in  dem  Senate  rathgebende  Stimme. 

57.  Der  Vollziehungsrath  bat  die  Leitung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten.    Er   ernennt  die   diplomatischen  und  Handelsagenten 

im  Auslande  und  ruft  sie  von  ihren  Stellen  ab. 

1. 

58.  Dem  VoUziehungsrathe  kommt  die  Ernennung  und  Ab- 
berufung aller  Beamten  zu,  die  in  den  verschiedenen  Theilen  der 
Bepublik  zu  Vollziehung  der  allgemeinen  Gesetze  unter  ihnen  an- 
gestellt sind. 

59.  Der  Jahrgehalt  des  Landammanns  ist  von  15,000  Franken 
und  der  eines  Statthalters  von  6000  Franken. 

Zehnter  Titel.    Oottesdienst. 

60.  Ausser  dem  Gottesdienst  der  katholischen  und  reformirten 
Kirche  ist  auch  die  Ausübung  jedes  andern  Gottesdienstes,  der  mit 
der  bürgerlichen  Ordnung  in  üebereinstimmung  ist,  unter  den  durch 
das  Gesetz  zu  bestimmenden  Einschränkungen  gestattet. 

61.  Nur  allein  die  Unterhaltung  des  katholischen  und  reformirten 
Gottesdienstes  fällt  dem  gemeinen  Wesen  zur  Last.  Dem  zufolge 
sorgt  jeder  Kanton  für  die  Unterhaltung  seines  Gottesdienstes  und 
der  Religionslehrer,  vermittelst  des  Ertrags  der  bisher  dem  Staate 
zugehörigen  Zehnten  und  Grandzinsen,  die  ihm  zu  dem  Ende  ab- 
getreten werden,  oder,  in  Ermangelung  derselben,  vermittels  beson- 
derer Anweisung  von  andern  hinreichenden  Einkünften. 

I 
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62.  Die  geistlichen  Güter  können  nur  zur  Unterhaltung  von 
religiösen,  öffentlichen  Unterrichts-  oder  Untersttttzungsanstalten  ver- 
wendet werden. 

63.  Sie  können  ohne  gesetzliche  Bevollmächtigung  von  Seite  der 
Tagsatzung  weder  veräussert,  noch  ihrer  gegenwärtigen  Bestimmung 
entzogen  werden. 

Eilfter  Titel.   Oeffentlicher  Unterricht. 

64.  Es  soll  durch  hesondere  Anstalten  der  katholischen  sowohl 
als  der  reformirten  Religion  für  die  Bildung  der  Geistlichen  gesorgt 
werden. 

65.  Es  soll  eine  allgemeine  Lehranstalt  für  die  höhere  wissen- 
schaftliche Erziehung  errichtet  werden. 

66.  Mit  dieser  Lehranstalt  soll  eine  Stiftung  verbunden  werden 
zu  unentgeltlicher  Unterhaltung  der  Studirenden,  die  sich  in  den 
Unterrichtungsanstalten  der  Kantone  durch  Sittlichkeit,  Fähigkeiten 
und  wissenschaftliche  Fortschritte  ausgezeichnet  haben. 

67.  Bei  Besetzung  dieser  Plätze  soll  die  Volksmenge  der  Kan- 
tone keineswegs  zum  Maassstabe  dienen. 

Zwölfter  TiteL   Gerichtswesen. 

68.  Das  peinliche  Gesetzbuch,  sowie  die  peinliche  Prozessordnung, 
soll  für  die  ganze  Republik  gleichförmig  sein. 

69.  Es  sollen  gleichförmige  Forst-  und  Handelsgesetze  abgefasst 
und  besondere  Handelsgerichte  aufgestellt  werden. 

70.  Es  soll  eine  gleichförmige  bürgerliche  Prozessordnung  ent- 
worfen werden,  die  jedoch  in  keinem  Kantone  ohne  seine  Zustimmung 
eingeftLhrt  werden  kann. 

71.  Es  soll  ein  bürgerliches  Gesetzbuch  entworfen  werden, 
dessen  Einführung  ebenfalls  in  keinem  Kantone  ohne  seine  Ein- 
willigung Statt  haben  kann. 

72.  Keine  Behörde  kann  zugleich  richterliche  und  administrative 
Verrichtungen  ausüben. 

73.  Es  kennen  nicht  mehr  als  2  Instanzen  in  dem  Gerichts- 
wesen der  Kantone  aufgestellt  werden. 

74.  Es  soll  ein  oberster  Gerichtshof  sein,  vor  welchen  appel- 
lationsweise die  bürgerlichen  Streithändel  gezogen  werden  können 
deren  Gegenstand  den  Werth  von  3000  Franken   übersteigt  und  bei 
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denen  zugleich  entweder  die  Regierung  oder  ein  Kanton  oder  ein 
Fremder  oder  Einwohner  verschiedener  Kantone  eine  oder  heide 
Parteien  ausmachen.  Von  diesem  Gerichtshöfe  hat  gleichfalls  die 
Weiterziehung  aller  Urtheilssprücbe  Statt,  welche  Todesstrafe  oder 
zehnjährige  Einsperrung  oder  zehnjllhrige  Landesverweisung,  oder  im 
Falle  politischer  Vergehen,  irgend  eine  entehrende  Strafe  oder  eine 
Geldhusse  von  500  Franken  und  darüber  mit  sich  bringen. 

75.  Der  oberste  Gerichtshof  urtheilt  über  Anklagen,  welche 
gegen  die  Staatssekretärs  in  Bezug  auf  ihre  Verrichtungen  geföhrt 
werden. 

76.  Er  entscheidet  in  letzter  Instanz  über  die  gegen  Beamte 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung  wegen  Pflichtverletzung  erhobenen 
Klagen,  deren  Zulässigkeit  jedoch  vor  Allem  aus  von  dem  Senate 
erkannt  sein  muss;  sowie  über  die  von  bürgerlichen  und  peinlichen 
Richtern  in  ihrer  Amtsverwaltung  begangenen  Vergehen. 

77.  Das  Gesetz  bestimmt  die  Einrichtung  des  obersten  Ge- 
richtshofs. 

Dreizehnter  Titel.    Staatseinkünfte. 

78.  Die  Staatseinkünfte  bestehen  in  dem  Ertrag  des  Salzver- 
kaufs, der  Salzwerke,  der  Posten,  des  Stempels,  der  Bergwerke,  des 
Pulver-  und  Salpeterhandels,  der  zu  den  öffentlichen  Bedürfnissen 
bestimmten  Waldungen,  der  Münzfabrikation,  der  allgemeinen  Zölle, 
üeberhaupt  in  dem  Ertrag  jeder  Art  von  Regalien,  sowie  der  gesetz- 
lich eingeführten,  allgemeinen  indirekten  Abgaben  und  der  besondem 
Beiträge,  die  von  den  Kantonen  nach  Maassgabe  der  in  denselben 
befindlichen  und  ihnen  überlassenen  Nationalgüter  eingefordert  werden. 


I 


S^txtt  erläuternbe  :3fntetcaIarnote. 

SBie,  ungea^tet  be§  eraä^Ienben  Xf^nlti,  ohtn  (auf  €ette  47)  na4  ber  erflen 
^elDettf^en  193erfoffung  eine  erifiuternbe  Sntercalarnote  fUr  noi^toenDtg  geilten  worben 
fo  iß  ^ier  dor  bem  SBeginne  bec  ^ebtaiton8))enobe  ein  (S^Ieic^eS  am  $(a^e. 
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SotDO^l  bie  $(rfa{)ung  Der  etDg.  Srasia^ung  üom  24.  Oft.  1801  al3  bie 
IL  Reiftet.  Gonftitution  (9{ota(eln>$erf.  Dom  20.  3»ai  1802*)  ftnb  ein  9[uSfIug  ber 
6eIbftt^dttQ!ett  ber  nationalen  Sel^örben  getüefen  unb  l^aben  bie  Getbfifinbtg« 
fett  ber  92atton  jum  S^oedfe  gehabt.  Wit  ber  fommenben  Webiaitonäa!te  ift  eS 
»teberum  anberS  tinb  f^ioeijerii^e  9e(5rben  nur  augelaffen  »orben,  toit  e§  bem 
frangbfif^en  Vermittler  gefallen  ^at.  SBie  bie  I.  ^eioet.  Serf äff ung  in  8fr anl« 
rei4  fettig  gefteHt  toorben  ift,  fo  »ar  aud^  bie  !D{ebiationS*9krfaffung,  bie  int  92a4s 
fiel^enben  eingef^altet  werben  toirb,  ein  Sßerf,  ba8  bon  einem  franjöftfc^n  flutor 
abgefaßt  unb  ben  bamaU  no(^  befte^enben  ^eloet.  Se^rben  toie  ein  Wod^t gebot, 
baS  una6änberli(i^  toar,  tote  ber  f.  3-  in  $ariS  fefigeflente  „Snttourf'  einer  (ebet. 
Serfaffung,  übergeben  toorben;  bon  einer  S)i8hiffton  ift  feine  Siebe  me^r  getoefen. 
Siefelbe  l^ai  f^einbar  tofi^renb  ben  Ver^anblungen  einer  donfulta  ftattgefunben ; 
infofern  unb  infotoeit  fann  bon  einem  f^toetjerifc^en  Hinflüge,  ber  mitgemirtt  ^at, 
gef))ro4en  toerben. 

^err  $rof.  $ilt^  ^at  einen  3:]^ei(  ber  Seit  ber  SBirtfamfeit  ober  ber  Un^ 
t^fitiglett  ber  ^el^brben  unter  ber  IL  liebet.  (Sonftitution  bis  jum  beginne  ber 
£tl&tigfeii  ber  SXebtationSafte  baS  Interregnum  genannt;  ber  biegartige  @erau§» 
geber  ber  ft^toeij.  $unbe§oerfa|fungen  fpri^t  bie  ^nftc^t  auS,  ba6  biefer  9{ame  für  bie 
Seit  üon  ber  ^bf^affung  ber  Webiation3berfaffung  bis  gur  Sntftel^ung  beS  SunbeS« 
oertrogeS  oom  15.  ?lug.  1815  betoa^rt  toerben  follte.  —  S)er  gleite  ftcrr  $rof. 
^tltp  (at  in  Den  ^Beilagen  gu  ben  »Vorlefungen'  au4  ben  (Sntiourf  einer  l^er« 
foffung  ber  biplomaiif^en  ü^ommiffion  berSagfa^ungtJonS^to^)  aufgenommen, 
auf  beffen  Vbbrud  ber  Herausgeber  biefer  Sammlung  beraid^tet,  »eil  ber  »(Snttourf" 
nt(^t  bon  einer  !om))etenten,  fonbern  nur  t)on  einer  borberatl^enben  Se^örbe,  einer 
ftommiffion,  (errU^ri.  9[uf  einige  SDorte  beS  ^rn.  ^ilt^  in  ben  berührten  ^ox* 
(efungen  !ann  jebodl)  ni^t  oerjidjitet  toerben.  tBeAÜgtid^  ber  formellen  (Stiften) beS 
SnttDurfeS  fagt  er:  «Das  Eommissionsgutachten  über  die  neue  Eid- 
«  genössische  Verfassung,  das  sich  noch  dermalen  im  Original  im  Schwyzer 
€  Archive  befindeti  gehört  der  Zeit  nach  anter  die  Verfassungsentwürfe  der 
«  helvetischen  Periode.   Dem  Geiste  nach  bildet  es  aber  bereits  den  Ueber- 


*)  Nach  den  Angaben  von  F.  v.  Wyss  in  seiner  Biographie  der  beiden 
«  Bürgermeister  v.  Wyss  »  (I,  413)  soll  jedoch  auch  diese  Verfassung  von 
Eengger  mit  dem  französischen  Gresandten  Verninac  vereinbart  worden  sein 
—  was  übrigens  auch  Trox  1er  schon  sagt  —  und  die  Berathung  der 
Notabein  nur  kurze  Zeit  gefordert  haben.  Bereits  am  19.  Mai  1802  hat  die 
Abstimmung  stattgefunden  und  konnte  die  Ausschreibung  an  das  Volk 
zum  gleichen  Zwecke  geschehen.  Die  Abstimmung  durch  das  Volk  erfolgte 
im  Monat  Juni  g.  J.  Das  Resultat  proclamirte  der  Senat  am  2.  Juli  1802, 
welches  Datum  auch  gewöhnlich  als  das  der  Verfassung  gilt  Aber  auch 
bei  diesem  Verfassungswerk  hatte  sich  die  franz.  Diplomatie  (Gesandtschaft 
und  Ministerium),  die  ja  mehr  zu  D  o  1  d  e  r,  der  ihr  Werkzeug  seit  Langem 
gewesen,  hinneigte,  recht  zweideutig  gezeigt.  Die  Wahrheit  über  ihr  Wirken 
wird  erst  an  den  Tag  kommen,  wenn  es  einmal  möglich  sein  wird,  im 
franz.  National  -  Archiv  Stadien  zu  machen.  Herr  Ch.  Monnard,  der 
Uebersetzer  und  Fortsetzer  von  Job.  MüUer's  Schweizergeschichte  hat  s.  Z. 
sein  Möglichstes  gethan;  allein  es  wäre  noch  Vieles  zu  erforschen. 


1 

;»    . 
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<  gang  aus  dieser  Zeit  in  diejenige  einer  möglichsten  Wiederherstellung  der 
«  alten  Eidgenössischen  Zustände.  Immerhin  hat  dieser  Entwurf  noch  einen 
«  ausserordentlichen  Vorzug  vor  den  älteren  Verhältnissen,  wie  vor  der  Me- 
«  diationsakte  und  dem  späteren  Bundesvertrag  von  1815  voraus.  Er  ist  eine 
«Verfassung,  mit  einer  bleibenden  centralen  Exeliutivbehörde,  und  schon 
«  die  ersten  Eingangsworte  zeigen  deutlich,  dass  es  selbst  im  Schoosse  dieser 
«  Tagsatzung  und  unter  den  Mitgliedern  dieser  Kommission,  welche  alle  von 
«  lebhaftem  Hass  gegen  die  Einheitsform  erfüllt  waren.  Niemanden  gab,  der 

<  nicht  von  der  Ueberzeugung  der  Zweckmässigkeit  und  Nothwendigkeit  eines 
«  solchen  festeren  bundesstaatlichen  Znsammenhangs  durchdrungen  gewesen 
«  wäre.»  —  ^aittizU  lotrb ber  (Sntnurf  tute  folgt  getoürbigt: «  Die  Centralisation»- 
«idee  der  diplomatischen  Kommission  in  Schwyz  beruhte  auf  der  im  All- 
«  gemeinen  vollständig  richtigen  Auffassung,  die  wir  in  keiner  andern  Ver- 
*  fassungsarbeit,  weder  der  helvetischen,  noch  der  späteren  Zeit  in  so  wenigen 
«  Worten  einfach  und  klar  ausgedrückt  finden,  dass  in  der  inneren  Admini- 
«  stration,  den  ökonomischen  und  kirchlichen  Angelegenheiten,  sowie  in  der 
«  Rechtspflege  die  Kantone  möglichst  freie  Hand  behalten  müssen,  dass  da- 
«  gegen  eine  einheitliche  Organisation  daneben  nothwendig  sei :  um  innere 
«  Streitigkeiten  zwischen  ihnen  und  sich  kreuzende  Interessen  auf  gesetz- 
« lichem  Wege  zu  schlichten,  für  «  die  gemeinschaftliche  und  gleichförmige 
«Einrichtung  des  Militärwesens,  deren  Nothwendigkeit  und  Nützlichkeit 
«  Jedermann  sogleich  in  die  Augen  Wlt »,  und  für  die  äussern  Geschäfte, 
«  namentlich  auch  die  wirksame  Aufrechthaltung  der  Neutralität.  «  Aus 
«allen  diesen  Gründen  schliesst  die  Kommission  einmüthig  für  die  Noth- 
wendigkeit, eine  bleibende  gemeinschaftliche  Behörde  unter  dem  Namen; 

«  Eidgenössischer  Rath  aufzustellen. » 


II. 

Die  Periode  der  Mediationsacte.  *) 


1.  (11.)'^*)  Prociamation  des  franz.  I.  Konsuls  Napoleon  Bonaparte 

d.  d.  St.  Cloud  8  vendemiare  (30.  Sept.  1802).  *♦♦} 

Bewohner  Helvetiens,  Ihr  bietet  seit  2  Jahren  ein  betrübendes 
Schauspiel  dar!  Entgegengesetzte  Faktionen  haben  sich,  eine  nach 
der  andern,  der  Gewalt  bemächtigt,  sie  haben  ihre  voriibergehende 
Herrschaft  mit  partheiischen  Systemen  bezeichnet,  welche  Beweise 
ihrer  Untauglichkeit  und  Schwäche  waren.  Die  französische  Re- 
gierung ergriff  diesen  Anlass  gerne,  um  Euere  Unabhängigkeit  zu 
ehren;  allein  bald  nachher  haben  sich  Euere  Partheien  mit  neuer 
Wuth  in  Bewegung  gesetzt;  das  Schweizerblut  ist  von  Schweizer- 
händen  vergossen  worden.  Ihr  habt  Euch  drei  Jahre  gezankt, 
ohne  Euch  zu  verstehen.  Wenn  man  Euch  länger  Euch  Selbsten 
überlässt,  so  werdet  Ihr  Euch  noch  drei  Jahre  morden,  und  Euch 
ebensowenig  verstehen.   Euere  Geschichte  beweist  Euch,  dass  Euere 

*)  Wenn  der  diesortige  Herauegeber  der  Bundesverfassung  in  der  Repro- 
duktion der  Aktenstücke  für  die  Mediationszeit  über  den  Text  der  Ver- 
fassung hinausgegangen,  so  ist  es  aus  dem  Grunde  geschehen,  weil  die  Ver- 
letzung der  Schweiz.  Neutralität  durch  die  alliirten  Mächte  zu  Ende  1813 
u.  A.  mit  dem  Vorwande  gerechtfertigt  worden  ist,  dass  die  Schweiz  kein 
selbständiger  Staat  gewesen  und  Elemente  zur  Stärkung  der  napoleonischen 
Macht  geliefert  habe.  Auch  hat  dem  Herausgeber  vielfach  der  Gedanke 
vorgeschwebt,  dass  die  ft^nz.  Mediation  für  die  Schweiz  kein  so  grosses 
Glück  gewesen  ist,  wie  oft  dargestellt  wird.  Die  Schweiz  hat  allerdings 
eine  gewisse  Ruhe  gehabt  und  sich  der  bürgerlichen  Thätigkeit  hingeben 
können ;  jedoch  ist  der  Becher  dieses  Glückes  und  dieser  Ruhe  vielfach  mit 
bitterem  Wermuth  getrübt  worden;  Napoleon  Bonaparte  hat  bei  den 
schweizerischen  Behörden  zu  stark  seinen  unbedingten  Willen  und  seine 
Herrschsucht  zur  Geltung  gebracht. 

**)  Die  doppelte  Numerotirung  betrifft  die  fortlaufende  Zahl  der  ab- 
gedruckten Aktenstücke. 

*♦*)  Diese  Prociamation  findet  sich  textuell.  aber  in  üebersetzung  in 
Tillier:  «Geschichte  der  helvet.  Republik»  III,  252;  sie  ist  auch  in  das 
<  Tagblatt »  VI,  282  aufgenommen. 
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innm'H  Kriege  nie  anders,  als  durch  die  wirksame  Dazwischen- 
kunß  von  Frankreich  sich  endigen  konnten.  Es  ist  wahr,  ich 
hatte  den  Entschluss  gefasst,  mich  nicht  mehr  in  Euere  Ängdegen- 
heüen  zu  mischen.  Ich  sah  immer  Euere  Regierungen  mich  um 
Rath  fragen,  und  ihn  nicht  befolgen,  mid  einige  Mal  meinen 
Namen  nach  ihren  Interessen  und  Leidenschaften  missbrauchen. 
Allein  ich  kann,  ich  darf  nicht  unempfindlich  bleiben  beim  Un- 
glück, dessen  Raub  Ihr  seid;  ich  komme  über  meinen  Entschluss 
zurück:  Ich  will  der  Vermittler  Eueres  Streites,  und  meine  Ver- 
mittlung wird  wirksam  sein,  wie  es  der  grossen  Völker,  in  deren 
Namen  ich  rede,  würdig  ist.  Fünf  Tage  nach  Eröffnung  dieser 
Proklamation  wird  sich  der  Senat  in  Bern  vereinigen.  Jede 
Magistratur,  die  sich  in  Bern  seit  der  Kapitulation  gebildet  hatte, 
wird  aufgelöst  werden,  und  aufhören  sich  zu  versammeln,  oder 
irgend  ein  Ansehen  auszuüben;  die  Statthalter  werden  sich  auf 
ihre  Posten  begeben.  Alle  Autoritäten,  welche  gebildet  worden, 
werden  aufhören,  sich  zu  versammeln.  Die  bewaffneten  Truppen 
werden  sich  zerstreuen.  Die  erste  und  zweite  helvetische  Halb- 
brigade werden  die  Garnison  von  Bern  ausmachen.  Die  Truppen, 
welche  seit  mehr  als  6  Monaten  auf  den  lüssen  waren,  können 
allein  in  Corps  vereinigt  bleiben.  Endlich  werden  alle  entlassene 
Individuen  der  kriegführenden  Armeen,  die  jetzt  bewaffnet  sind, 
ihre  Waffen  bei  der  Municipalität  ihres  Geburtsortes  niederlegen. 
Der  Senat  wird  drei  Deputirte  nach  Paris  schicken;  jeder  Kanton 
kann  auch  DeputiHe  dahin  schicken.  Alle  Bürger^  welche  seit 
3  Jahren  Landammann  oder  Senatoren  gewesen  sind  und  suc- 
cessiv  Plätze  in  der  Centralregierung  hatten,  können  sich  nach 
Paris  begeben,  um  die  Mittel,  Einigkeit  und  Ruhe  wieder  her- 
zustellenj  und  alle  Partheien  zu  vereinigen,  bekannt  zu  m<ichen. 
Von  meiner  Seite  habe  ich  das  Recht,  zu  erwaHen,  dass  keine 
Stadt,  keine  Gemeinde,  kein  Corps  den  Verfügungen  zuwider 
handeln  werde,  die  ich  Euch  bekannt  mache,  Bewohner  Helvetiens, 
lebet  wieder  auf  zur  Hoffnung!  Euer  Vaterland  ist  an  dem  Rande 
des  Abgrundes,  es  wird  unmittelbar  davon  zurückgezogen  werden. 
Alle  Rechtschaffenen  werden  diese  grossmüthige  Absicht  unter- 
stützen. Allein,  wenn,  was  ich  nicht  denken  kann,  sich  unter 
Euch  eine  beträchtliche  Anzahl  Individuen  befände,  die  entfernt 
genug  von  der  Tugend  ihrer  Väter  wären,  um  nicht  ihre  Leiden- 
schaften und  Vorurtheüe  der  Liebe  des  Vaterlandes  aufzuopfern, 
so  hättet  Ihr,  helvetische  Völker,  sehr  ausser  Art  geschlagen.  Jeder 
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vernünftige  Mann  muss  überzeugt  sein,  dciss  die  Vermittlung,  welche 
ich  über  mich  nehme,  für  Helvetien  eine  WohUhat  derjenigen  Vor- 
sehung ist,  welche  unter  so  vielen  Umstürzungen  und  Stössen  immer 
über  die  Existenz  und  Unabhängigkeit  eurer  Nation  gewacht  hat, 
und  dass  diese  Vermittlung  das  einzige  Mittel  ist,  welches  Euch 
iibrig  bleibt,  um  die  eine  und  andere  zu  retten.  Denn  es  ist  end- 
lich Zeit,  dass  ihr  bedenket,  dass,  wenn  der  Patriotismus  und  die 
Einigkeit  eurer  Voreltern  eure  Republik  gründetefi,  der  schlimme 
Geist  eurer  Faktionen,  wenn  er  fortdauert,  sie  unfehlbar  zu  Grunde 
richtest  wird,  und  der  Gedanke  wäre  kränkend,  dass  zu  der  näm- 
lichen Zeit,  wo  mehrere  neue  Republiken  entstanden  sind,  das 
Schicksal  endlich  das  Ende  einer  der  ältesten  herbeigeführt  habe. 


2.  (12.)  Einleitung  und  Erläuterung  der  Mediationsacte. 

(Nach  Hilty,  Politisches  Jahrbuch  I,  55.) 

f>Die  Mediationsacte  hat  einen  Eingang  und  einen  Schluss, 
worin  der  Vermittler  selbst  in  autoritativer  Weise  diese  Verfassung 
erlässt  und  garantirt,  und  zwei  Anhangstitel  von  13  und  9  Artikeln, 
^ine  Art  von  Uebergangsbestimmungen,  die  ebenfalls  der  VermitÜer 
von  sich  aus  diktirt. 

Das  Mittelstück  enthält  zunächst  in  19  Kapiteln  die  Ver- 
fassung jedes  einzelnen  Kantons,  je  eine  in  einem  Kapitel,  in 
<dphabetischer  Ordnung  (Appenzell  zuerst,  Zürich  zuletzt)*)  und 
sodann  ein  zwanzigstes  Kapitel  mit  der  besondern  Ueberschrift 
n  Acte  fideral  u^  welches  in  drei  Titeln  und  40  Paragraphen  die 
Bundesverfassung  darstellt. 

Dieses  20.  Kapitel  der  Mediationsacte  ist  die  sogenannte 
Mediationsverfassung,   die  uns  jetzt  allein  noch  wesentlich 


*)  So  wenig  es  Aufgabe  dieses  Werkes  ist,  sich  mit  den  Verfassungen 
der  Kantone  zu  befEi^sen,  so  glaubt  doch  der  Herausgeber  des  Gegenwärtigen 
etwas  Nützliches  zu  thun,  wenn  er  Bechtskenner  und  Geschichtsforscher 
anfinerksam  macht,  dass  sie  in  diesen  Aktenstücken  die  Quelle  der  Ab- 
weichung von  der  Gleichheit  der  helvetischen  Verfassung  finden.  Es  kann 
eben  eine  Ungleichheit  (nicht  nur  eine  Verschiedenheit)  der  Bürger  in  den 
kantonalen  Verfassungen  gefunden  werden,  was  da  und  dort  ein  Aufleben 
<der  Vorrechte  und  der  Standesunterschiede  geworden  ist 

8 


f.] 
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interessirt.  Sie  ist  aber,  wie  gesagt,  kein  besonderes  Aktenstück,, 
sondern  bloss  ein  Theil  des  ganzen  Dokumentes,  welches  die 
nMediationsacteu  heisst,« 

Eine  einzige  Stelle  aus   der  Benrtfaeilung  Hilty's   sei    uns    nocb 
erlaubt  anzuführen ,   da   sie   auch   eine  Erläuterung  in  sich  schliesst. 

»Die  Exekutivgewalt  hatte  sich  Napoleon  sehr  klug  eingerichtet. 
Eine  dauernde,  von  den  Kantonen  unabhängige  Bundesbehörde 
für  das  Innere  des  Staatswesens  bestand  nicht.  Die  Leitung  der 
allgemeinen  Angelegenheiten  wechselte  vielmehr  jährlich  zwischen 
sechs  Kantonen:  Freiburg,  Bern,  Solothurn,  Basel,  Zürich  und 
Luzern  —  drei  protestantischen  und  drei  katholischen,  hei  deren 
Auswahl  die  Confession  den  Ausschlag  gegeben  hatte.  Das  je- 
weilige Standestiaupt  dieser  Direktorialkantone  erhielt  eine  beson- 
dere Ehrenstellung  mit  dem  Titel:  »Landammann  der  Schweiz u 
—  etwas  was  höchstens  an  die  Verfassung  der  Bauern  von  Huttwiß 
erinnern  konnte  und  vor  dieser  Revolution  nie  dagewesen  war. 
Dieser  Landammann  hatte  die  diplomatische  Vertretung  nach 
Aussen,  die  Oberaufsicht  über  Strassen,  Brücken,  Flüsse,  und  das 
Siegel,  das  einen  alten  Schweizer  mit  Schild  und  Spiess  darstellte^ 
mit  der  Inschrift  » 19  Kantone  u  und  der  Umschrift  »  Schweizerische 
Eidgenossenschaft  u.  Reelle  Macht  hatte  er  keine,  dagegen  bot  er 
für  Napoleon  eine  sehr  bequeme  Handhaie,  um,  nach  seinen  eigenen 
Worten,  die  Schwierigkeit  zu  vermeiden,  mit  19  souveränen  Kan- 
tonen  offiziell  verkehren  zu  müssen,  wenn  er  etwas  von  der  Eid- 
genossenschaft haben  wolUe.u 
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3.  (13.)  Die  Mediations-Verfassung.*) 


ACTE  DE  MEDIATION 

fait 


Oetfmitttttiigdacte 

bei 


parlepre&ierOoBiQldeUBöpnbllqM  !  (Er|tetiCsvfiiI9brttrlla!if4tnttefnUit 
£FaBQais0,entr»Uiparii8qniaiTi8»nt     steiften  bcn  ^attritii^  in  toelftt  bie 


la  Sniflse. 

BONAPARTB,  premier  Consul 
de  la  Bäpublique,  President  de  la 
R^pabliqae  italienne,  aux  Soisses. 

L'HELVjfeTIE,  en  proie  aax 
dissensions,  etait  menac^e  de  sa 
dissolntion ;  eile  ne  ponvait  trouver 
en  elle-mdme  les  mojens  de  se  re- 
consütner.  L'ancienne  affection  de 
la  nation  fran^aise  pour  ce  peuple 
recommandable,  qn'elle  a  r^cem- 
ment  däfendu  par  ses  armes  et 
fait  reconnaitre  comme  puissance 
par  ses  trait^s;  Pint^rdt  de  la 
France  et  de  la  R^publique  ita- 
lienne,  dont  la  Snisse  couvre  les 
fronti^es;  la  demande  du  s^nat, 
Celle  des  cantons  d^mocratiques, 
le  Yoen  da  peuple  helv^tiqae  tout 
entier,  noos  ont  fait  nn  devoir 
d^nterposer  notre  mediation  entre 
les  partis  qiii  le  diyisent.  Les 
s^natenrs  Barthelemy,  Boeder  er , 
Fauchi  et  DemeunieTf  ont  6te  par 
nons  charg^  de  confdrer  avec 
cinquante  -  six  d^pnt^s  da  sönat 
helvetique,  et  des  villes  et  can- 
tons, r^anis  ä.  Paris.  D^terminer 
si  la  Suisse,  constitn^e  föderale 
par  la  nature,  ponvait  dtre  re- 
tenne  sons  an  gonvernement  cen- 
tral antrement  qne  par  la  force ; 
reconnaitre  le  genre  de  constitu- 


^onapattt,  (Srßet  d^onful  ber  fr&n« 
fifd^en  unt)  ^rftftbent  ber  italtenif^en 
9lepuMtf,  an  bte  Bä^totiitxl 

^elbetien,  ber  Smtitaä^i  preis« 
gegeben,  toat  mit  fetner  ^uflbfuim  be« 
brobt.  ^n  flcb  felbfi  fonnte  e8  bie  miitl 
ni(bt  ftnben,  um  toteber  3U  einer  ber« 
faffungSmfiftigen  Orbnung  gu  gelangen, 
^e  alte  Ö^ewogenbeit  ber  fr&nfif^en 
9{aiton  für  biefed  acbtungSwertbe  ^olf, 
toelcbeS  fte  bor  fur^em  no(b  t)ur(!b  i^re 
SBaffen  Dertbetbtgt  unb  burcb  if^te  !^er« 
trfige  als  unabbfingtge  ^acbt  b^tte  an« 
ertennen  (äffen ;  baS  dntereffe  gfranfreid^S 
unb  ber  ttaltenifcben  Stepubtif,  becen 
(Strengen  bie  6d()n)eia  bebeft;  baS  ^.Sn« 
fu^en  beS  €enatS;  oaS  ber  bemocrati« 
fd^en  jtanione;  ber  ^unfcb  enblt^  beS 
gefantmten  ^elbettfcfien  SBoUeS  f^ahtn  eS 
Uns  aur  $flt(bi  gemacbt,  alS  S^ermiitler 
aufjutreten  gmifd^en  ben  Parteien,  bie  e§ 
trennen. 

3u  bem  @nbe  (oben  9Bir  bie  Sena« 
toren  Sartbelenti^,  IRöberer,  goucb^ 
unb  ^emeunier  beauftragt,  mit  fe(|s 
unb  fünfjig  ^eputtrten  beS  belDetif(ben 
Senats,  ber  Stöbte  unb  j^antone,  in 
Unterrebung  ju  treten.  2)te  ^eantroort« 
ung  ber  graoe:  Ob  bie  Sc^met^,  uon 
ber  92atur  feloft  ju  einem  ^unbeSftaaie 
benimmt,  anberS  als  bucc^  ®ttüali  unter 
einer  @entral'9legterung  erbalten  nierben 
lönnte;  bie  ^udfinbtgmacbung  berfenigen 
SerfaffungSform,  bie  mit  ben  2öünf(ben 
iebeS  Kantons  am  meiften  Ubereinßimmte ; 
bie  ^erauSbebung  beffen,  tt>a8  ben  in  ben 
neuen  ftantonen  entftanbenen  ^Begriffen 
bon  greibeit  unb  2BobIfabrt  am  beften 
entfprftcbe;    enblicb  bann  in  ben  alten 


*)  Es  ist  am  Orte,  die  Be-  und  Verurtheilung  der  napoleonisehen  Me- 
diation durch  den  damaligen  Schweiz.  Gesandten  Stapf  er  in  Paris  anzu- 
führen: „Le  hut  du  premier  consul  est  mcorUestablement  d^annüler  la  Suisse 
poliHquement,  mais  de  procurer  aux  Suiaaes  le  plm  grand  bonheur  possible" 


^ 
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tion  qui  ^tait  le  plus  conforme  au 
voeu  de  cbaque  canton  ;  distinguer 
ce  qui  röpond  le  mieux  aux  idöes 
que  les  cantons  nouveauz  se  sont 
faites  de  la  libertä  et  du  bonheur; 
concilier  dans  les  cantons  anciens 
les  institutions  consacr^es  par  le 
temps  avec  les  droits  restitues  k 
la  masse  des  citoyens :  tels  ötaient 
les  objets  qu'il  fallait  soumettre 
a  rexamen  et  k  la  discussioD.  Leur 
importance  et  leur  difficult6  nous 
ont  döcides  ä.  entendre  nous-m^mes 
dix  döputes  nomm^s  par  les  deux 
partis,  savoir:  les  citoyens  d'Affry, 
Qluts,  Jauch,  Monnoty  Beinhart, 
Sprecher,  Stapfer,  Ustery,  Watte- 
vüle  et  Vonflue;  et  nous  avons 
conförä  le  räsultat  de  leurs  dis- 
cussions,  tant  avec  les  difförents 
projets  pr^sentäs  par  les  d^puta- 
tions  cantonales,  qu'avec  les  rö- 
sultats  des  discussions  qui  ont  eu 
lieu  entre  ces  d^putations  et  les 
s^nateurs  -  commissaires.  Ayant 
ainsi  eroploy^  tous  les  moyens  de 
connaltre  les  int^rdts  et  la  vo- 
lonte des  Suisses,  Nous,  en  qua- 
lit^  de  m^diateur,  sans  autre  vue 
que  Celle  du  bonbeur  des  peuples 
sur  les  intördts  desquels  nous 
avions  ä  prononcer,  et  sans  en- 
tendre nuire  k  Tindöpendance  de 
la  Suisse,   statuons  ce   qui  suit: 

Acte  f^döral. 


TITRE  PREMIER. 

DitpOftitions  gönirales. 

Article  l®*".  Les  dix-neuf  can- 
tons de  la  Suisse,  savoir :  Appen- 
zell, Argovie,  Bftle,  Beme,  Fri- 
boarg,  Glaris,  Grisons,  Lucerne, 
Saint-Gall,  Schaffhouse,  Schwyz, 
Soleure,  Tessin,  Tburgovie,  ünter- 
wald,  üri,  Vaud,  Zoug  et  Zürich, 


i(anton(n  Die  ^ereinborun^  berjeniaen 
(iHnricftiungen,  bie  burd(  bie  3ett  eV* 
iDtttbig  gemorbrn  »aren,  mit  bett  loteber' 
^raefteaten  Sterten  be§  ^olU:  —  S>te§ 
»arcn  bie  (BegenRänbe,  bie  ber  Unter« 
fu^uttfi  unb  ^^erat^f^lagung  untermorfen 
tocrben  mußten. 

a^re  SBi^tigleit  fotoo^l,  al8  ba8 
64n)ieri0e  berfelben,  l^abert  Unt  be« 
roo^tn,  )ebn  ^tulQef^offene  beiber  $ar* 
teien,  nätnli^:  bie  Sfirger  bon  ^tffrt), 
@lit},  3au(b,  ^onob,  Slein^arb, 
Bpxtäftx,  ©tapfer,  Ufteri,  don 
SBattentüpI  unb^onflüe,  in  eigener 
$erfon  üu  bernel^men:  unb  2Bir  l^aben 
baS  fRejuItat  tbrer  ferrat^f^Iogungen 
t^eilS  mit  ben  berfdftiebenen  ^ori^lfigen 
ber  i(antonQNS)eputattonen,  t^eilS  mit 
bemjenigen  sufammen  gebalten,  toaS  ftd( 
aus  ben  Unterrebungen  btefer  ®eputa> 
tionen  mit  ben  committirten  Senatoren 
ergeben  l^atte. 

9la4bem  W\x  auf  biefe  mn\t  aUe 
SRittel  erf(^5pft  ^aben,  um  baS  dntereffe 
unb  ben  SBilIen  ber  f^meigerif^en  IRation 
frnnen  gu  lernen,  fo  »irb  bon  Uns,  in 
ber  6igenf(baft  eineS  IBermittlerS  unb 
o^ne  anbere  ^bfld^t,  als  bie  SBo^Ifabrt 
ber  Sölferfdjaftcnju  eratoelen,  über  bereu 
9[ngelegenbeiten  SBir  abaufpre^en  %aiUn» 
fo  toie  obne  SBerlegung  ber  f^meiierij^en 
Unabl^ängigfeit,   goIgenbeS  fe^gefe)t: 


Vttttliedtieirfiiffuiig« 

erfter  Xitel. 
Kflgnndne  Pevffigitiigett. 

Vlrtifel  1.  2)ie  neungebn  ilantone  ber 
S^toei),  alS:  ^pengell,  ^argau,  9afel, 
SBern,  S^^iburg,  (SlaruS,  ®raubünben, 
Sucern,  6t.  fallen,  S((|aff^auten,  64)01^3, 
6olotbum,  Stcjftn,  X^urgaUfUntermalben, 
Uri,  SBoabt,  3»^  unb  Sürii(  |tnb  unter 
fidb,  gernft^  ben  tn  ibren  befonbern  SBer« 


14 
oft 


faffungen  aufgefteQten  (SrnnbffiMn^  ber« 
bilnbef.  Sie  übernehmen  gegenfeittg  bie 
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sont  conf^d^res  entre  enx  con- 
form^ment  aux  principes  ^tablis 
dans  lenrs  constitationsrespectives. 
11s  86  garantissent  r^ciproquement 
leur  constitation,  leur  territoire, 
lear  liberte  et  lear  ind^pendance, 
soit  contra  les  paissances  ätran- 
g^res,  soit  ooatre  rnsurpation  d'an 
canton  ou  d'nne  faction  parti- 
cnliöre. 

2.  Les  contingents  de  troupes 
oa  d'argent  qni  deyiendraient  ii6- 
cessaires  pour  l'ex4cution  de  cette 
garantie,  seront  foarnis^  par  cha- 
que  canton,  dsns  la  proportion 
suivante : 


Snr   15,203  hommes,   le  con 

tingent 

de  Berne  sera  de 

2292 

celoi  de  Zarich      .     . 

1929 

Vaud   .     .     . 

1482 

St-Gall     . 

.     1315 

Argovie    . 

.     1205 

GrisoDS 

1200 

Tessin       .     . 

902 

Locerne    .     . 

867 

Thnrgovie 

885 

Fribourg  . 

620 

Appenzell 

486 

Soleure     .     . 

452 

Bale     .     .     . 

409 

Schwyz     .     . 

801 

Glaris  .     . 

241 

Schaffhoase 

233 

Unterwald 

191 

Zoog   .     . 

125 

Uri      .     . 

118 

Et  snr  nne  somm 

e  de  490,50 

liyres  de  Soisse,  il  s 

era  paye, 

par  les  Grisons   .     . 

12,000  1. 

Schwyz   .     . 

8,012 

Unterwald    . 

1,907 

Uri     .     .     . 

1,184 

Tessin     .     . 

18,039 

Appenzell 

9,728 

Glaris      .     . 

4,823 

(Betoa^rlri^unQ  füt  il^te  ^erfoffunj;,  t^r 
(Siebtet,  t^re  gretl^ett  unb  Unab^&tiQtdtett, 
f oiDo((  0faen  auStofirttge  ^dd^it  a(S  gegen 
bie  Angriffe  eines  j(Qnton6  ober  einer  be« 
fonbem  $artei. 


2.  i>te  t:ru))pen«  unb  (SelbbeitrSge, 
toelc^e  für  bie  ^oOste^ung  biefec  (^tM^f 
leipung  erforberlici  {ein  motten,  merben 
oon  jebem  ftantone  naä^  folgenbem  $er> 
tfSltniffe  geliefert: 


3u  15,203  HJtann  loirb  betirogen: 


SBern    .    . 
3üri«.    . 
3Baabi 
6i.  hatten 
VargQU 
®raubUnben 
Xeffin  .    . 
Sucern .    . 
Xl^urgau  . 
gfteiburg  . 
^pptn^U . 
©olot^urn 
%afel  .    . 

9Iaru8     . 
Sd^aff  Raufen 
Untertoalben 

8ug     .    . 
Uri.    .    . 


2292 

1929 

1482 

1815 

1205 

1200 

902 

867 

835 

620 

486 

452 

409 

301 

241 

233 

191 

125 

118 


^n  eine  Summe  öon  490,507  Sc^toeiaer« 
franlen  loirb  be)a(Ien: 


®roubünben 

@4ö)9a  •    • 
Untermalben 

Uti   .    .  . 

t:effin    .  . 

^ppenaed  . 

®IaruS  .  . 


12,000 
3,012 
1,907 
1,184 

18,039 
9,728 
4,828 
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1 


ZoQg          .       . 

2,497 

St-Gall    .     . 

39,451 

Lticerne  .     . 

26,016 

Thurgovie    . 

25,052 

Fribourg 

18,591 

Beme      .     . 

91,695 

Zürich     .     . 

77,153 

Vand       .     . 

59,273 

Argovie  .     . 

52,212 

Soleure   .     . 

18,097 

Schaffhonse  . 

9,327 

Bäle    .     .     . 

20,450 

3.  II  n'y  a  plus  en  Sui^se  ni 
pays  snjets,  ni  privilöges  de  lieux, 
de  naissance,  de  personnes  ou  de 
familles. 

4.  Cbaque  citoyen  suisse  a  la 
facultö  de  transporter  8oq  domicile 
dans  un  autre  canton,  et  d'y  exer- 
cer  librement  son  Industrie;  il 
acquiert  les  droits  politiques  con- 
formement  k  la  loi  du  canton  oü 
il  s'etablit ;  mais  il  ne  peut  jouir 
k  la  fois  des  droits  politiques  dans 
deux  cantons. 

5.  Les  anciens  droits  de  traite 
Interieure  et  de  traite  foraine  sont 
abolis.  La  libre  circulation  des 
denr^es,  bestiaux  et  marchandises 
est  garantie.  Aucun  droit  d^octroi, 
d'entr^e,  de  transit  ou  de  douane, 
ne  peut  6tre  etabli  dans  Tintörieur 
de  la  Suisse.  Les  douanes  aux  li- 
mites  extörieures  sont  au  profit  des 
cantons  limitropbes  de  T^tranger ; 
mais  les  tarifs  doivent  ^tre  sou- 
mis  k  Tapprobation   de   la   didte. 

6.  Chaque  canton  conserve  les 
pöages  destin^s  k  la  rr^paration  des 
cbemins,  chaussees  et  berges  des 
riviäres.  Les  tarifs  ont  egalement 
besoin  de  Tapprobation  de  la  diMe. 

7.  Les  monnaies  fabriqu^es  en 
Suisse  ont  un  titre  uniforme,  qui 
est  d^terminö  par  la  di^te. 


3«ö  .       .   • 

.      2,497 

6t.  hatten 

.    39,451 

gucern  .    .    . 

.    26,016 

X^urgau    .    . 

.    25,052 

Sfceiburg    .    . 

.    18,591 

»ern     .    .    . 

.    91,695 

8üri4    .    .    . 

.    77,153 

Sßaabi  .    .    . 

.    59,273 

^orgQu .    .    . 

.    52,212 

@oIot^utn .    . 

.    18.097 

@4aff(iaufen  . 

.      9,327 

SBQJd     .    .    . 

.    20,450 

3.  (S§  gibt  in  ber  64tt)eij  »ebet 
Unieri^anenlanbe  no4  ^orre^tc  ber  Orte, 
ber  Geburt,  ber  $erfonen  ober  Samilten, 


4.  S^eber  ^d^toet^erbttrger  ift  befugt, 
feinen  S^obnfta  in  etnen  anbern  ftanton 
}u  berlegen  unb  fein  ^etterbe  bafelbft 
frei  )u  treiben;  er  !ann  bie  politifdjien 
Siebte,  gemdg  bem  (Sefe^e  be§  J^antonS, 
in  bem  er  ftdj  niebcrlöfetf  erwerben,  aber 
biefelben  ni(!()t  xa  glei^er  Seit  in  gmei 
Rantonen  ausüben. 


5.  2)ie  ebentaligen  3ugS'  unb  9lb' 
jugSred^te  finb  abgef^afft.  $er  freie  SBer» 
!et)r  mit  SebenSmitteln,  $ieb  unb  f^an* 
belsmoaren  ift  gemftb^Ieifiet.  ^m  3nnem 
ber  @(^n)et3  fönnen  teine  örtUd^en  ober 
adoemeinen  (SingangS«,  5&ur4pa6'  ober 
SougebUbren  etngefül^rt  »erben.  5S)ic 
öugern  menifiüt  geböten  ben  an  baS 
^uSlanb  ftogenben  Aantonen ;  iebodji  f  oQen 
bie  Tarife  ber  Sagfo^ung  aur  ®ene^* 
migung  oorgelegt  toerben. 


6.  äeber  ftanton  bebAlt  bie  SfiUt  bei, 
bie  gur  ^uSbefferung  ber  SBege,  ^eer« 
ftra^en  unb  Sflugufer  befttmmt  finb.  ^ie 
Tarife  brbUrf en  ebenfalls  ber  ®enebmtgung 
ber  Xagfo^ung. 

7.  ®te  in  ber  ©db^o^is  berfertigten 
^ttnjen  baben  einen  gleiten  ®ebaU,  ber 
oon  ber  Xagfojung  }u  beflimmen  ift. 


119    — 


8.  Ancun  canton  ne  peut;  don- 
ner  asile  ä  an  criminel  l^galement 
condamnä,  non  plns  qn'ä  un  pr6- 
vena  l^galement  ponrsnivi. 

9.  Le  nombre  de  tronpes  sol- 
dees  que  peut  entretenir  un  can- 
ton, est  bom6  4  deux  cents  bom- 
mes. 

10.  Toute  alliance  d'un  canton 
avec  nn  antre  canton,  ou  avec 
une  puissance  ötrangöre,  est  inter- 
dite. 

11.  Le  gonvernement  ou  le 
Corps  lögislatif  de  tont  canton  qui 
viole  un  d^cret  de  la  diöte,  peut 
^tre  traduit  comme  rebelle  devant 
un  tribunal  compos^  des  pr^i- 
dents  des  tribunaux  criminels  de 
tous  les  autres  cantons. 

12.  Les  cantoDs  jouissent  de 
tous  les  pouYoirs  qui  n'ont  pas 
et^  express^ment  döl^guös  ä  Tau- 
torite  föderale. 


8.  Rtin  Stanton  fann  toeber  einem 
gefesmfigta  t)erurt^ei(ten  SBcrbrec^ec  no4 
einem  IBeflagien,  ber  nad^  ben  gefegti^en 
gormen  belangt  toirb,  eine  greiftott  geben. 

9.  S)ie  finidfjii  befolbeter  Xru^^en, 
bie  ein  ftanion  unterlj^alten  tann,  ifi  auf 
200  aRann  bel^tfinft. 


10.  debeS  9flnbni6  eines  einzelnen 
i(anionS  mit  einem  anbern  Kantone,  ober 
mit  einer  auSmärtigen  !Dlod^t,  ift  oer« 
boten. 

11.  S)ie  9iegierung,  ober  bie  gef  ejgebenbe 
%e^5Tbe  eines  {eben  itantonS,  bie  ein 
S^ecret  ber  jtagfa)una  übertreten  mtlrbe, 
fann  alS  aufrU^rerifdii  oor  ein  ü^erid^t 
gesogen  toerben,  baS  auS  ben  ^rdjtbenten 
ber  peinlidjien  (S^eri(!()tSt)5fe  aQer  anbern 
j^antone  sufammengefejt  merben  {oQ. 


12.  ^ie  Jtantone  üben  alle  @e»alt 
aus,  bie  ni^t  auSbrüdli^  ber  ^unbeS« 
be^örbe  übertragen  ift. 


TITRE  n. 

Du  canton  directeur. 


Sweiter  Xitel. 
Vom  Divectoviat-ltaiiton« 


18.    La  diöte  se  räunit   tour-  |        13.   2)ie  2:agfa^ung  oerfammelt  fi^ 

Ä-tour,  et  d'une  annöe  ä  Tautre,  '  toedJielStocite  oon  einem  3abre  aum  an* 

ä  Fribourg,  Berne,  Soleure,  BAle,  '  ^^i^?J?&?""' ®'^"^*^"^^^ 
Zürich  et  Lucerne. 


3üri4  unb  Qucern. 


14.  Les  cantons  dont  ces  yilles 
sont  les  cbefs-lieux,  deviennent 
successivement  cantons  directeurs; 
Tannäe  du  directorat  commence 
le  1®^  janvier. 

15.  Le  canton  directeur  fournit 
aux  däput^  ä  la  diäte  le  logement 
et  une  garde  d'honneur ;  ii  pour- 
Yoit  aux  frais  des  s^ances. 

16.  L'avoyer  ou  bourguemestre 
du  canton  directeur  Joint  ä  son 
titre  celui  de  landamman  de  la 
Suisse ;  il  a  la  garde  du  sceau  de 
la  R^publique  belvätique;  il  ne 
peut  s'^loigner  de  la   ville.     Le 


14.  2)ie  Rantone,  oon  benen  biefe 
6töbtc  bie  ^auptorte  finb,  »erben  na^ 
ber  Steige  S)irectoriaI*ftontone.  S)a§ 
^irectorialia^r  föngt  mit  bem  erften 
Januar  an. 

15.  Der  2)irectoriaI«Kanton  joV^t  für 
bie  SBo^nung  ber  Deputirten  bet  ber 
2:agfaaung  unb  für  ibre  (S^rentoad^e;  er 
beftreitet  bie  SiaungSfofien. 

16.  2)er  @4ult^ei6  ober  ^Qrgermeifter 
beS  DirectoriaUftantonS  berbinbet  mit 
feinem  Sitel  benjenigen  eineS  Sanbam« 
mannS  ber  Sibtoeij;  er  f)ai  baS  Siegel 
ber  f;elt)etijd!ien  9{e))ubli!  in  Serwabrung; 
er  tann  ft(9  ni^t  auS  ber  @tabt  entfernen. 
Der  groge  9tatb  feines  ftantonS  fegt  i^m 
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grand  conseil  de  son  canton  lui 
accorde  un  traitement  particulier, 
et  fait  payer  les  depenses  extra- 
ordinaires  attach^es  ä  cette  ma- 
gistrature. 

17.  Les  ministres  ötrangers  re- 
mettent  au  landamman  de  la  Suisse 
lenrs  lettres  de  creance  ou  de  rappel, 
et  s*adressent  ä,  Ini  ponr  les  nö- 
gociations.  II  est  rintermödiaire 
des  autres  relations  diplomatiques. 

18.  A  Touverture  des  diötes, 
il  donne  les  renseignements  qui 
Ini  sont  parvenus  ä  Tögard  des 
affaires  int^rieures  et  extörienres 
qui  Interessent  la  fäd^ration. 

19.  Aucun  canton  ne  peat, 
dans  son  sein,  reqn^rir  et  naettre 
en  mouvement  plus  de  cinq  cents 
bommes  de  milices,  qu'aprös  en 
avoir  pr^venu  le  landamman  de 
la  Saisse. 

20.  En  cas  de  revolte  dans 
Tint^rieur  d'un  canton,  ou  de  tout 
autre  besoin  pressant,  il  fait  mar- 
cber  des  troupes  d'un  canton  k 
Tautre;  mais  seulement  sur  la 
demande  du  grand  ou  du  petit 
conseil  du  canton  qui  röclame  du 
secours,  et  aprös  avoir  pris  Tavis 
du  petit  conseil  du  canton  direc- 
teur,  sauf  ä  convoquer  la  di^te 
apr^s  la  r^pression  des  bostilit^s, 
ou  si  le  danger  continue. 

21.  Si  durant  les  vacances  de 
la  diöte,  il  s'^löve  des  contesta- 
tions  entre  deux  ou  plusieurs  can- 
tons,  on  s'adresse  au  landanaman 
de  la  Suisse,  qui,  selon  les  cir- 
constances  plus  ou  moins  pres- 
santes, nomme  des  arbitres  con- 
ciliateurs,  ou  ajourne  la  discussion 
ä  la  prochaine  diMe. 

22.  II  avertit  les  cantons  si 
leur  conduite  int^rieure  compro- 
met  la  tranqnillitä  de  la  Suisse, 
ou  s'il  se  passe  cbez  eux  quelque 


einen  befonbern  ®el()alt  qu6,  unb  befreitet 
bte  mit  btefer  obrigteitli^en  SBürbe  Der:: 
bunbenen  außerorbentli^en  9ltt§gabeii. 


17.  S)te  ftemben  ®e{anbten  übergeben 
bem  liSanbammann  ber  Sc^meia  i^re  €re* 
bitioe  ober  Surttf berufungSfd^reiben,  unb 
menben  {14  für  bie  Unterbanblungen  an 
ttin.  6r  ift  ebenfaa§  bie  3»if4enbebörbe 
für  bie  übrigen  bt^Iomati(di)en  ^er^ftlt* 
nijfe. 

18.  SBei  (SrDffnung  ber  Sagfa^un^ 
mo^t  er  berfelben  amtliche  ^Rtttbeilung 
über  ben  Suftanb  ber  Innern  unb  Supern 
IBunbeSangelegen^eiten. 


19.  ftein  jtanton  fann  in  feinem 
Innern  me^r  als  500  9Rann  Luisen 
aufbieten  unb  in  SetteaunQ  fegen,  ol^ne 
ben  l^anbammann  ber  S^meij  baüon  be« 
na^rtc^tigt  gu  (aben. 


20.  3m  SfaQ  eines  ^ufflanbeS  im 
Innern  eineS  dantonS,  ober  irgenb  etne& 
anbern  bringenben  iBebürfniffeS,  Ifigt  ber 
Sanbammonn  %xnpptn  oon  einem  itan* 
ton  in  ben  anbern  marf^iren,  iebocb  nur 
ouf  SBerlangen  bed  großen  ober  Ileinen 
9}at^8  beS  ^ü(fe  bege^irenbcn  Itanton^ 
unb  auf  ^inlolung  beS  Qutac^tenS  uom 
Ileinen  ^lail^e  beS  ^irectorial-ftantonS; 
mit  bem  $orbe^a(te,  bafi  na4  Unter' 
brüfung  ber  Seinbfeligfeiten,  ober  bei 
fortDauernber  ®efa^r,  bie  3:agfa3ung  t>on 
i(m  gufammenberufen  loerbe. 


21.  SBenn  wfi^renb  ber  Seit,  ba  feine 
Slagfagung  oerfammelt  ift,  @treitigfetten 
gttifdi^en  gioei  ober  mehreren  i^antonen 
entfteben  foHten,  fo  n)enbet  man  ft4  an 
ben  Sanbammann  ber  Bdfiotii,  ber  je 
na«^  ber  grbftern  ober  geringern  5^ring« 
It^teit  brr  UmftSnbe,  entmeber  Sc^iebS« 
ricbter  gum  SBermitteln  ernennt,  oDer  bie 
(Erörterung  bis  gur  nS^ften  ^agfagung 
ausfegt. 

22.  (&x  marnt  bie  i^antone,  toenn  i^r 
inneres  betragen  bie  9^u(e  ber  ©(^meig 
gef darbet,  ober  irgenb  etwas  UnregeU 
mfigtgeS  unb  bem  fBunbeSoertrage  ober 
i^rer    befonbern    Serfaffung    Suniiber» 


f 
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chose  d'irr^gtilier  et  de  contraire, 
soit  h  Pacte  föderal,  soit  ä  leur 
Constitution  particnli^re.  II  peut 
alors  ordonner  la  convocation  da 
grand  conseil,  on  des  landsge- 
meindes  dans  les  lieux,  oü  Tan- 
toritö  snpröme  est  exercöe  im- 
mediatement  par  le  penple. 

23.  Le  landamman  de  la  Snisse 
envoie,  au  besoin,  des  inspecteurs 
cbarg^  de  Texamen  des  routes, 
chemins  et  rivi^res.  II  ordonne, 
sar  ces  objets,  des  trayanx  ur- 
gents,  et,  en  cas  de  n^cessitä,  il 
fait  ex^cnt-er  directement,  et  anx 
frais  de  qui  iL  peut  appartenir, 
cenx  qni  ne  sont  pas  commenc^ 
ou  acbeves  au  temps  prescrit. 

24.  Sa  signature  donne  credit 
et  caract^re  national  aux  actes 
qui  en  sont  revßtus. 

TITRE  III. 

De  la  diMe. 

25.  Cbaque  canton  envoie  k  la 
di^te  un  d6put^,  auquel  on  peut 
adjoindre  un  ou  deux  conseils,  qui 
le  remplacent  en  cas  d'absence  ou 
de  maladie. 

26.  Les  depntös  k  la  diöte  ont 
des  Instructions  et  des  ponvoirs 
limit^s,  et  ils  ne  votent  pas  contre 
leurs  instructions. 

27.  Le  landamman  de  la  Suisse 
est,  de  droit,  döputö  du  canton 
directeur. 

28.  Les  dix-neuf  deput^s  qui 
compo&ent  la  di^te,  forment  vingt- 
einq  voix   dans  les  d^lib^rations. 

Les  deput^s  des  cantons  dont 
la  Population  est  de  plus  de  cent 
mille  habitants,  savoir:  ceux  de 
Beme,  Zürich,  Vaud,  St-Gall,  Ar- 
govie  et  Grisons,  ont  cbacun  deux 
voix. 


laufenbeS  bei  t^nen  flatifinbet.  3n  bte« 
fem  SfaQc  lann  er  bte  Sufatnmenberufung 
be§  gro§en  fRaif^^,  ober  ba,  too  bte  l)ö(6fte 
(S^emalt  unmittelbar  Don  bem  Solfe  qu§< 
geübt  iDtrb,  bie  ber  SanbSgemetnbe  Der« 
orbnen. 


23.  ^er  fianbammann  ber  Sc^mei) 
fann  nSt^igenfaflS  ^uffef^er  )ur  Unter* 
fu4ung  ber  ^eerftragen,  SBege  unb  RlUffe 
abfenben.  6r  orbnet  bringenbe  arbeiten, 
bie  ba^tn  geboren,  an,  unb  Mgt  fie  im 
gafle  ber  9lot]^  unmittelbar  unb  auf 
Kopen  beffen,  bem  eS  julommen  mag^ 
auifü^ren,  »enn  fie  in  ber  üorgef^rie* 
benen  S^i  nic^t  angefangen  ober  ooll« 
enbet  finb. 


24.  ©eine  Unterfc^rift  gibt  ben  bamtt 
befleibeten  Veten  baS  4n{e(^en  unb  ben 
^(aralter  t)on  9lationaIacten. 


2)ritter  Zitel. 

Don  bev  (Tagfasung. 

25.  3eber  i^anton  fenbet  einen  Vb» 
georbneten  jur  Sagfajung,  Dem  ein  ober 
)U)et  9{fitbe  beigeorbnet  werben  fönnen, 
bie  im  gfafle  bon  Vbmefenbeit  ober  ^xanU 
^eit  feine  BUÜt  einnehmen. 

26.  ^ie  Vbgeorbneten  bei  ber  ^ag« 
fajung  "^aUn  befdjiranfte  I^oIIma^ten  unb 
änftructionen ,  benen  jumiber  fie  nic^t 
ffimmen  fönnen. 

j  27.  2)er  Sanbammann  ber  €(btt)ei^  ift 
t)on  9lrd^tS  wegen  ^eputirter  bed  ^irec« 
torial'i^antonS. 

28.  2)ie  neun)ebn  abgeordneten,  auft 
benen  bie  £agfa)ung  befielt,  maditn 
inSaefommt  25  Stimmen  bei  ben  ^e« 
ratQfd)Iagungen  auS. 

S)ie  tlbgeorbneten  brr  ifantone,  beren 
SolfSmenge  100,000  Seelen  ttberfleigt, 
atS  bie  oon  9ern,  Sürtcb,  30aobt,  St. 
dkillen,  Vargau  unb  ®raubUnben,  \)<ibtn 
ieber  imx  Stimmen. 
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Les  d^putes  des  cantons  dont 
la  Population  est  au-dessoos  de 
Cent  mille  ämes,  savoir:  ceux  du 
Tessin,  de  Lucerne,  Thurgovie, 
Fribourg,  Appenzell,  Soleure,  Bale, 
Schwyz,  Glaris,  Schaflfhouse,ünter- 
walden,  Zoug  et  üri,  n'ont  qu'une 
Yoix  chacun. 

29.  La  diete  pr^sidöe  par  le 
landamman  de  la  Suisse,  s*assemble 
le  1®^  lundi  de  jniD,  et  sa  session 
ne  peut  exender  le  terme  d'un 
mois. 

30.  II  y  a  lieu  ä  des  diätes 
extraordinaires, 

1^  Sur  la  demande  d'une  puis- 
sance  limitrophe,  ou  de  Tan  des 
cantons,  accueillie  par  le  grand 
conseil  du  canton  directeur,  qiii 
est  convoqu^  k  cet  effet,  s'il  se 
trouve  en  vacances; 

2<^  Sur  Tavis  du  grand  conseil 
ou  de  la  landsgemeinde  de  clnq 
cantons,  qui  trouvent  fond^e  & 
cet  egard  une  demande  que  le 
canton  directeur  n*a  pas  admise; 

8®  Lorsqu'elles  sont  convoquöes 
par  le  landamman  de  la  Suisse. 

31.  Les  döclarations  de  guerre 
et  les  traitös  de  paix  ou  d*alliance 
^manent  de  la  di^te ;  mais  Taveu 
des  trois  quarts  des  cantons  est 
necessaire. 

32.  Elle  seule  conclut  des  trai- 
tes  de  commerce  et  des  capitu- 
lations  pour  service  etranger.  Elle 
autorise  les  cantons,  s'il  y  a  lieu, 
ä  traiter  particuliärement  sur  d'au- 
tres  objets  avec  une  puissance 
ätrangöre. 

33.  On  ne  peut  sans  son  con- 
sentement,  rec  ruter  dans  aucun 
canton  pour  une  puissance  ^tran- 
göre. 


%xt  Vbgeorbneten  ber  itantone,  beren 
l^oIfSmenge  »entger  als  100  000  Seelen 
beträgt  als  bte  t)on  ^effin,  fiucern,  %fyix* 
aau,  Sf^etburfl,  ^Ippengefl,  Solot^urit, 
93afe(,  64)tt)m,  @laruS,  Sd^aff^aufen, 
Untermalben.  3ufl  unb  Üri,  f^aben  ieber 
nur  eine  Stimme. 


29.  S>te  Stagfosung  t)erfammelt  ft4 
unter  bem  äSorfi^  be6  ^2anbammann§  ber 
Sd^toei)  ben  erflen  Montag  im  3unt; 
ibre  SiaungSjett  fann  fi(^  nid^t  über  einen 
^onat  binauS  erjtrelen. 

80.  ^u^erorbentU^e  3:a0faaungen 
fönnen  ftattfinben: 

1.  ^uf  ba§  Serlangen  einer  angren» 
aenben  ^ad^t  ober  eines  i!antonS, 
»enn  baSfelbe  t)on  bem  großen 
9{at(e  beS  ^irectorial « J^antonS 
unterftüat  toirb,  welker  gu  bem 
d^nbe  gufammenberufen  toirb,  tecnn 
er  gu  ber  3(it  nid^t  t)eriommelt  ift. 

2.  ^fluf  baS  ®uta4ten  beS  großen  9}at^S 
ober  ber  SanbSgemeinbe  t)on  fünf 
itantonen,  toenn  btefelben  ein  oon 
bem  S)irectortaUitanton  ni^t  für 
gulfilftg  erfannteS  ^ege^ren  btefer 
^rt  gegrünbei  finben. 

8.  ^uf  eine  burcb  ben  fianbammann 
ber  S^toeig  gef^e^ene  3ufammen« 
berufung. 

31.  i)ie  RriegSerflfirungen,  griebenS' 
fd^Iü^e  unb  SUnbnijfe  ^e^en  üon  ber 
^agfagung  ouS;  jebocb  ift  bic  Suflim« 
mung  oon  brei  Siert^eilen  ber  ffantone 
bagu  erforberltcb. 

82.  ^te  £ag{agung  allein  f^liegt 
^anbelStractate  unb  $$or!ommnt{fe  über 
ben  auswärtigen  ^ienft  ab.  Sie  be^oH* 
mä^tigt  bie  Kantone,  xotan  eS  ber  SraK 
ift,  mit  einer  fremben  Wac^t  über  anbere 
©egenftfinbe  befonberS  gu  unter{|anbeln. 


88.  ebne  i^re  SintoiEigung  fftnnen 
in  feinem  icantonc  tlnmerbungen  für  eine 
auSmörtige  "SRai^i  ftatt^aben. 


—     123    — 


34.  La  diete  ordonne  le  con- 
tingent  de  tronpes  d^termin^  pour 
chaque  canton  par  rarticle  2 ;  eile 
nomme  le  g^neral  qui  doli  les 
Commander,  et  eile  prend  d^ailleurs 
toutes  les  mesures  nöcessaires  pour 
la  surete  de  la  Suisse  et  pour  Texö- 
cution  des  antres  dispositions  de 
Tarticle  1®^.  Elle  a  le  möme  droit, 
si  des  troubles  survenus  dans  un 
canton,  menacent  le  repos  des 
autres  cantons. 

35.  Elle  nomme  et  envoie  les 
ambassadeurs  extraordinaires. 

36.  Elle  prononce  sur  les  con- 
testations  qui  surviennent  entre 
les  cantons,  si  elles  n'ont  pas  et^ 
termin^es  par  la  voie  de  l'arbi- 
trage.  A  cet  effet,  eile  se  forme 
en  sjndicat,  ä  la  fin  de  ses  tra- 
yanx  ordinaires ;  mais  alors  cbaque 
depute  a  une  voix,  et  il  ne  peut 
loi  dtre  donn^  d'instractions  ä  cet 
ägard. 

37.  Les  proc^s-verbaux  de  la 
di^te  sont  consignes  dans  deux 
registres,  dont  Ton  reste  au  can- 
ton directeur;  et  Tautre,  avec  le 
sceau  de  Tetat,  est,  ä.  la  fin  de 
decembre,  transportö  au  chef-lieu 
du  canton  directeur. 

38.  Un  cbancelier  et  un  greffier 
nommes  par  la  di^te  pour  deux 
ans,  et  pay^s  par  le  canton  direc- 
teur, conform^ment  ä  ce  qui  est 
regio  par  la  di^te,  suivent  tou- 
jours  le  sceau  et  les  registres. 

39.  La  Constitution  de  cbaque 
canton,  äcrite  sur  parcbemin  et 
scellee  du  sceau  du  canton,  est 
d^pos^e  aux  arcbives  de  la  di^te. 

40.  Le  präsent  acte  föderal, 
ainsi  que  les  constitutions  parti- 
culi^res  des  dix  -  neuf  cantons, 
abrogent  toutes  les  dispositions 
ant^rienres  qui  j  seraient  con- 
traires;  et  aucun  droit,  en  ce  qui 


34.  ^e  Slagfaaung  befiel^It  bic  ^itU 
lung  beS  im  stoeiten  %xi\Ui  für  jeben 
i^anton  feflgefejten  Srup^encontingeniS; 
fte  ernennt  ben  ®eneral,  ber  fte  anfütiren 
fofl,  unb  trifft  überbirfi  oQe  nbt^tgen  fßtu 
fü(tun(ien  für  bie  Sici^er^eit  ber  S^toei) 
unb  für  bie  SoDgie^ung  bei  übrigen  $ot« 
{Triften  be§  erfien  ^riifelS.  3)a§  nfint« 
lid^  IRed^t  ftet)t  i^r  lu,  toenn  ber  %uS« 
bru4  bon  Unruhen  in  einem  itanton  bie 
S^u^e  ber  übrigen  Rantone  bebro^t. 


35.  8ie  f^ai  bie  augerotbentlit^en 
^efanbten  ju  ernennen  unb  ab^ufenben. 

36.  Sie  entleibet  über  6treitigfeiten, 
bie  gmifc^en  ben  Kantonen  entfielen,  tDenn 
biefelben  auf  bem  SBege  ber  SBermittlung 
ni(^t  taben  t5nnen  beigelegt  »erben.  3^ 
bem  ^nbe  bilbet  fte  fidd,  na^bem  i^re 
orbentli(i(|en  @efdbafte  abgetl^an  fmb,  in 
ein  S^nbicai,  mobei  jeber  S)eputirte  bann« 
)umal  nur  eine  Stimme  f^ai,  unb  für 
{eine  ba^etigen  Verrichtungen  feine  ^n» 
ßructionen  erhalten  tann. 


37.  2)ie  SBer^anblungen  ber  Xag« 
fajunß  toerben  in  jipei  $rototolle  nieber« 
gefc^rteben,  oon  benen  baS  eine  bem 
i)irectoriaI«J¥anton  berbleibt  unb  baS 
anbere  jugleid;  mit  bem  @taat§fiegel  am 
@nbe  Des  ^ecember  an  ben  ^auptort 
be§  folgenben  S)irectoriaURanlon3  ge< 
braii^t  mirb. 

38.  @in  jtanjier  unb  ein  Staats* 
fc^reiber,  meiere  bie  ^agfajun^  für  gniei 
^a^re  gu  ernennen  ^at  unb  bie  auf  bem 
üon  ibr  feftgefe^ten  guge  bon  bem  i>\xtc* 
totial-Jlanton  befolbet  merben,  folgen 
iebeSmal  bem  StaatSftegel  unb  ben  !ßro« 
tofoüen. 

39.  50te  VerfaffungSurlunbe  iebeS 
J^antonS,  auf  Pergament  gejt^rteben  unb 
mit  bem  i^antonSpegel  berfegen,  toirb  in 
ben  ^rc^iben  ber  Xagfajung  niebergelegt. 

40.  jDurdd  bie  gegentoärtige  Sunber- 
acte,  fo  »ie  burcf)  bie  befonbern  Ser* 
faffungen  ber  neunje^^n  jtantone,  »erben 
aüe  frül^ern  SBerfügungen,  bie  benfelben 
}un)ibeT  laufen  tbnnten,  aufgehoben,  unb 
tn  Mem,  »aS  bie  innere  (Sinri^tung  ber 
Itantone  unb  i^re  gegenfeitigen  Verbölt« 
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üonceme  le  rögime  interiear  des 
cantons  et.  lenr  rapport  entre  enx, 
ne  peut  dtre  fondö  snr  Taiicien 
etat  politique  de  la  Snisse. 


Le  Bepos  de  la  Saisse,  le  sacc^s 
des  nonvelles  institations  qa'il  s'a- 
git  de  former,  demandent  que  les 
Operations  n^cessairespour  les  faire 
snccöder  ä  l'ordre  de  choses  qui 
finit,  et  pour  transmettre  h  de 
nouvelles  magistratures  le  soin  da 
bonhear  pablic,  soient  garanties  de 
rinflaence  des  pa?sions,  exemptes 
de  toat  ce  qui  pourrait  les  animer 
et  les  mettre  aux  prises,  ex^cutees 
avec  moderatioD,  impartialitö,  sa- 
gesse. On  ne  peut  esp^rer  une 
marche  convenable,  que  de  com- 
missaires  nonunös  par  l'acte  de 
mödiation  meme,  et  anim^s  de 
Tesprit  qui  Ta  dict6. 

Par  ces  considtSrations, 

Nous,  en  notre  dite  qnalit^  et 
avec  la  röserve  pr^cedemment  ex- 
prim^e,  statuons  ce  qui  suit: 

Article  1«^.  Pour  Tan  1803, 
le  cantoQ  directeur  est  Fribourg. 

2.  Le  citojen  Louis  d'Affry 
est  landamman  de  la  Suisse  poar 
cette  annee,  et  revötu  de  pouvoirs 
extraordinaires  jusqu*ä  la  räunion 
de  la  diöte. 

3.  L*acte  de  mödiation  en  ori- 
ginal sera  remis  au  landamman 
pour  dtre  par  lui  depos^  aux  ar- 
chives  du  canton  directeur. 

4.  Dans  chaque  canton,  une 
conmiission  de  sept  membres,  dont 
un  choisi  par  nous  et  six  d^signös 
par  les  dix  d^put^s  nomm^s  pour 
conförer  avec  nous,  est  chargöe  de 
mettre  en  activ^  la  Constitution 
et    d'administrer   provisoirement. 

5.  Ces  commissions  sont  compo- 
s^s  pour  les  cantons  ainsi  qu*il  suit : 


ntjfe  betrifft  fönnen  !eine  ^t^it  auf  ben 
((emaltgen  )^olittf  d^en  SuftanD  ber  @4^^^ 
begrünbet  toerben. 


%\t  ^VL%t  ber  ®4met)  unb  ber  (Sr* 
folg  ber  neuen  dtnrid^tungen;  bte  in'8 
SBer!  )u  fe)en  flnb,  erforbern,  bog  Die 
not^toenbtgen  iBorfe^ren,  um  btefelben 
an  bie  Stelle  ber  gu  @nbe  ge^enben  Orb« 
nung  ber  i)inge  treten  m  laffen,  unb 
um  bie  @orge  für  bie  öffentUd^e  Mo%U 
fabrt  neuen  Obrigfeiten  ju  übertragen^ 
Dor  bem  (£infiuf(e  ber  Seibenf^aften  be* 
aal^rt  »erben ;  ba6  ^deS,  maS  fol^e  an« 
retten  unb  aufregen  tann,  baüon  entfernt 
bleibe,  unb  bag  bei  ibrer  l^ofl^ie^ung  mit 
^äftigung,  $arteifoftgfeit  unb  ftlugbeit 
Derfa^ren  »erbe.  @in  angemeffencr  (Bang 
biefeS  ®cf4aft8  Ifigt  fid)  aber  ni^t  an« 
berS  al§  üon  Sommittirten  er»arten, 
beren  Ernennung  bie  $ermittlung§acte 
felbfi  übernimmt  unb  bie  t)on  bem  näm« 
WiS^n  ®ei9e  befeelt  finb,  ber  biefe  9$er« 
mittlung  eingegeben  ^at. 

^uS  biefen  Setra^tungen  »irb  bon 
un§.  in  Der  oben  er»5bnten  ^igenfcbaft^ 
unb  unter  bem  bereits  auSgebrttiten  ^or» 
behalte,  gfolgenbeS  feflgefegt: 

?Irti!eI  1.  gür  baS  ^^a^r  1803  ift 
Sfreiburg  ber  ^irectoriaI>^anton. 

2.  f)er  »arger  2ub» ig  bontffr^- 
ift  Sanbammann  ber  @4»eii  für  biefeS 
3abr,  unb  bis  jur  Sufammentunft  ber 
t^agfasung  mit  au^erorbentlid^en  )8o0« 
matten  berfeben. 

8.  ^e  Originalurlunbe  ber  93ermitt> 
lungS'Vcte  fo0  bem  Sanbammann  ein» 
ge^ftnbigt  »erben,  um  biefelbe  tn  baS> 
«[r4)io  beS  S)irectoriaI*ftanton8  nieberju» 
legen. 

4.  9n  jebem  j^anton  »irb  eine  ^om« 
miffion  oon  fleben  Witgliebcrn,  beren 
eines  Don  unS  ge»ablt  unb  fe^S  Don 
ben  se^n  jur  Hnterl^anblung  auSge« 
{((offenen  S)e))ulirten  be)ei(bnet  »orben 
jlnb,  beauftragt,  bie  Serfaffung  in  9luS« 
Übung  3u  fe^en  unb  ben  ftanton  einft« 
»eilen  ju  oer»alten. 

5.  S)ie{e  €ommi{fionen  finb  gufom« 
mengefeat  »ie  folgt: 


-     125     - 


S)ie  9üraer 
3o()ann    Ulrt«    SBif^offSberger, 

$TS|tbent ; 
^raff,  C^ss9^e^r&fentant; 
^auptli,  ^octor  ber  Webiatn; 
Satob  Xobler  (Don  Speiset); 
S^mib   (bon   lltnfif4),   geio.  Sanb* 

ammann ; 
®4)eu6   (bon   ^eriflau),   fieto.   6iott« 

^ä^ltpU^  (bon  Speiser). 

Pt  ben  ftanton  Vatgau. 

<Oie  ^BUroet 
^olber,  iegigriSanbammann^^rftfibent; 
3)orrer,  ftrjt; 

9{i ngiet'Seel matter  (bon Softngen); 
9tengger,  @$«^imfter; 
9lot$plea#  (S£«Sinon3mtntjiet; 
6uter  (bon  Sofingen); 
Srieberi^  (au8  bem  gridtbal). 

Sfit  ben  fttnton  8afel. 

2)ie  S^ürger 
6  a  T  r  a  { i  n ,  S)e))utirter  bei  6tabt  IBaf el, 

Vrftfibent; 
IBielanb,  6enator; 
Stubolf  etftdlin,  e^em.  6(felmeifler; 
64affeT,  )93ermalter; 
84mibt;  ftriegSminifter ; 
Neugier,  k)on  bet  VppeflationSfammer ; 
^ieronimuS  (!^emufeu§. 

9fo  bcs  Stantnn  Setn. 

2)ie  karger 
$on  aSattentobt.  $rSftbent; 
Jlo4  (bon  Xtiun),  ^rtiaetie-Dffiaier; 
^ttltnen,  So^n; 

Sri{4tng,  ebemaiiger  Sanbammonn; 
$f anbei  (bon  ^elp),  Senatoi; 
!Dlof  er  (bon  (eraogenbudbf^e),  SBermaltei; 
äennei,  ^S'^iniflei  bei  auStoftitigen 
9ngelegenbetten. 

Povr  le  eanton  de  Friboarg. 

Les  citojens 
Louis  d'Äffry,  pr6sident ; 
jyEglise,  senateur; 
Badoux,  ex-s^naieur ; 
Fegudi,  ancien  conseiller; 
TJiarin,  admimstrdteur ; 
Abraham  Herrenschwand,  juge; 
Jean  de  Montenach,   membre  de 
la  mimicipalitö. 


Sttt  ben  ftnntiin  eiamd. 

S)ie  ^ürgei 
3  tD  ei  fei,  Qi*€tmiox,  ^rfiftbent; 
§eer,  @S'8tattbalter ; 
9gna)  ^filier  (oon  92&feld); 
#reuler,  ^ilIt»9tatVi 

SBIumer  (oon  6<bn)anben),  geto.  Unter« 

fkattbalter ; 
Scbinblei,    (Ss-^rfiftbent    ber    Ser* 

maltunggfammer. 

%\it  ben  ftonton  9ranMnben. 

S)ie  SBürger 
Spie<ber,  Senator,  $rfiftbent; 
Slorian  Planta; 
daubena  $Ianta,  6tattbalter; 
Sfran)   ^ttbi   (oon  Cberjas),   Sanb« 

lid^ter ; 
Sieli,  (S£«8enatoi; 
Xb^obor  (Snberlin  (oon  !Dlebenf elb) ; 
®  e  0 1  g  (S  e  n g  e  l,  8ol^n,  (SS'Stattlj^altei. 

91t  ben  ftanttn  Sneein. 

2)ic  Bürger 
Sitttttmann,  i)eputirier  befi  Senate, 

Vrfiftbent ; 
Sitüi,  ebemoltgev  <S(buIt(et6; 
Subtotg  Baltpafar  (bon  Sucern); 
fteller,  6tattbalter; 
«fbffer,  Ober»; 
%f)aimann,  Unterftatt^alter; 
S^tbmer  (oon  Sucern),  ISeimaltei; 

9S(  ben  ftanton  6t  (Knflen. 

5S)te  93argei 
SRüUei-Srtebberg,  ^eputtrtei  beS 

Senats,  $rft(tbent; 
^t%mcx,  Senator: 
Sollt fof er,    $rftftbent   ber    ^Sertoal- 

tunggfammei ; 
93 Ott,  d^S'Stattbaltei ; 
»  tt  1 1  (oon  SBbl) ; 
SB  fl  b  1  e  I ,  Unterftattbalter  bon  9iapperf(b- 

»bl; 
Steinlin,  gemefener  SBttrgermeifiei. 

Sriv  ben  ftnnton  64iff|anfen. 

i)ie  SBUrger 
SRaurer,  AantonSbeputiitei,  $iafibent; 
Stteiltn,  Stattbalter; 
Spleig,  ebematiger  Sefelmeifter; 
Sfbntib  (bon  Stein); 
SBern^arb  SKUllei  (bon  ^apngen); 
Vbtlipp  (Sb^ntann; 
aRflllei,  $rofeifor. 
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Die  Bürger 
Sd^,  ÄQnlonSbcputitter,  ^räribent; 
gdjiueler,  eöetnoügcr  Sanbammonn; 
©nter,  ©tati(;alier; 
Ääilin   (üon   einPebeln),    UntcrPa«. 
l^altet; 

«nbrcaS  «amenjinb  (bon  ©erSau), 

<5j-®cfej8ebcr ; 
örujj,  ©o^in,  ämmann  bon  Sadben; 
etujer  (öon  ÄüSnodJi),  «mmann. 

Sir  htn  Stauten  6ol8t)tttit. 

S)ie  »ütflcr 

®Iuö,  S)e^)utirter  bon  6oIotburn,  Sßrä- 
pbenl; 

Surbccf,  TOumdpamftt8.3Ritöltcb; 
®  r tm m ,  Vröpbent  bc?  ÄontonloencStS : 
Süt^i,  üon  bcr  «emoltunöSfommer; 
«oll,  Statthalter; 
»lodö  (bon  endigen),  9lidjfer; 
STOunsinöer  (bon  Ölten). 

Ponr  le  canton  dn  Tesslo. 

Les  citoyens 

SaccM^  administratenr  de  Bellin- 
zona,  President; 

Maderni  (de  Mendrisio),  juge; 

Jacques  Buonvidni  (de  Lugano), 
ex-pr6fet ; 

Rusconi,  ex-pr^fet; 

Maghetti,  de  la  chambre  admini- 
strative ; 

Franzoni,  prüfet; 

Frasca,  ex-sönateur. 

Sfür  ben  ftanton  !^ttirgatt. 

S)ic  »arger 
Sautcr,  ©tatiftoltcr,  ^Präftbent; 
Sieb  mg,  SjcÄanaler; 
flnbenocrt^i  (oon  SWünfterlingen),  @j- 

©enator; 
ntplx,  «rjt; 
SKorcll,  ©cnator; 
©uljberger,   ^röflbent  ber  9Runici- 

palität  ju  grauenfelb; 
91 000,  Unterftott^alter  3u  grauenfelb. 

8fttt  bttt  ftantott  Untemalbett. 

3)ie  SBür0er 
5Jon  Slüe,  Senator,  ipräjibent; 
^«(fter,  e^iemalioer  ßanbammann; 
©torfmann,  e^>emolt0cr ßanbommann ; 
Äaifer,  ©tott^olter; 


Jaber  SBürfcb  (bon  «mmeten); 
eu0enitt8  TOüller  (oon  «noetteraK 

ÄontonSri*ter ; 
3mfelb,  eJemoUger  ßanbammann  bon 

Obioalben. 

Sfit  htn  Ihmton  Uri. 

5Dte  lBür0er 
^l^^j  ÄantonS.5)eputtrter,  ^rflfibent; 
Xbabböu«  @4mib,  SKunicipalitdt«- 

^räpbent  bon  «Itborf; 
lliüllcr,  0eioefener  flonbammann; 
Sranj  3Raria80ra00cn,  ©iflticts. 

riddter; 

3ofc^5  SKaria  ^langer  (o.SBürßlen); 
Igul^ctm  (bon  Slüelcn),  S)iftrictSri4ter; 
ajleber,  Unterflatt^altet  (bon  Urferen). 

Ponr  le  eanton  de  Tand.*) 

Les  citoyens 
Monod,  prüfet,  prösident; 
Glayrcj  ex-directeur ; 
Bergier,  administratenr; 
Pidou,  sönatenr; 
Carrard  (d'Orbe); 
De  Mellet  le  pöre  (de  Vevey); 
Muret,  ex-s6natenr. 

9ür  ben  üeanton  3nA* 

®ie  SBür0er 
9Rüller,  ©ater,  0en).  «mmann,  fflrfl* 

nbent ; 
Äaifcr,  6tattbalter; 
feefe  (oon  3lc0eri).  ©aubfmann; 
«t  n  b  e  r  m  a  1 1  (bon  S3aar),  Sice-^röftbent 

beS  ftantonSflen^tS; 
©eber  (oon  9Ken3in0en),oetD.?lmmonnr 
5  0  H  a  r  t ,  ^räftben  t  beS  S)tftrici90ert(bt8 ; 
Siebter,  5)iflrict8ri4ter. 

Sfilc  ben  ftanton  äürift- 

S)ie  5Bür0er 
§etnridj   9» elfter,   ©elc^rter,  ^röfi« 
bent; 


ü  e  6 1  i ,  SRitolieb  be§  S3oa3ic^un08rati8 ; 
SKe^cr  (bon  gurit^),  3Kit0lieb  be8  Äan- 

ton8geri4t8; 
SB^ft,  (Sj«Scrn)aUer. 

♦)  3m  Ori0tnat  fielet  baS  öeraei^nlfe 
für  naM  (Vaud)  unmittelbar  I)inter 
bem  filr  2:tiur0au,  b.  %  bor  Unterioalben 
unb  Uri. 
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6.  Le  10  mars  prochain,  le 
gouvemement  central  se  disson- 
dra  aprös  avoir  remis  ses  papiers 
et  archives  an  landamman  de  la 
Snisse. 

7.  Chaque  commission  s'assem- 
blera  le  10  mars  an  chef  lien  dn 
canton,  et  notifiera  anssitöt  sa 
rännion  an  prefet. 

8.  Dans  les  vingt-qnatre  henres 
qni  sniyront  la  notification,  le 
prüfet  remettra  k  la  commission 
les  papiers  de  Tadministration. 

9.  Dans  les  cas  qni  ponrront 
eziger  des  instrnctions  on  antori- 
sations  speciales,  les  commissions 
s*adresseront  an  landamman  de  la 
Snisse. 

10.  Le  15  avril,  la  constitn- 
tion  sera  en  activite;  ponr  le 
1®^  jnin,  chaque  canton  anra 
nomm^  ses  d^pnt^s  ä  la  diäte  et 
r^digö  lenrs  instrnctions;  et  le 
premier  Inndi  de  jnillet  de  la 
präsente  ann^e,  la  diäte  se  rennira. 

11.  Les  affaires  pendantes  an 
tribnnal  suprdme  seront  port^es 
an  tribnnal  d'appel  dn  canton  des 
parties.  Le  tribnnal  snpräme  ces- 
sera  tonte  fonction  le  10  mars. 

12.  Les  tronpes  helv^tiqnes 
anjonrd'hui  ä  la  solde  de  la  Snisse, 
qni  ne  seront  pas  emplojäes  an 
1®^  mai  par  les  cantons,  seront 
prises  an  Service  de  France. 

13.  n  ne  pent  ßtre  dirigä  de 
ponrsnites  ponr  delits  relatifs  k 
la  rÖYolution,  commis  ou  pr^ten- 
dns  commis,  soit  par  des  parti- 
cnliers,  soit  dans  Texercice  de 
qnelqne  fonction  pnbliqne. 


6.  «uf  ben  10.  beS  n&tVffinftiaen 
SRfirsmonaii  »trb  ft4  bie  itnttahwt^ 
gierung  aufl&fen,  nac^bem  fie  boi^er  i(re 
Sd^riften  unb  Vtdbibe  bem  Sonbammann 
ber  @4tt)ft3  einge^finbigt  Ij^aben  toirb. 


7.  9(be  ^otnmtffion  kotrb  ft^  auf  beit 
10.  Tt&xi  am  ^au|)torte  beS  jtanton» 
berfammeln  unb  il^ren  Sufommeniritt 
fogleict  bem  Stegierunge^atl^alter  ht^ 
fannt  ma^en. 

8.  3nner  24  Stunben  nadd  btefer 
^fanntma^ung  mttb  ber  9tegierung8> 
ffattl^Qlter  bie  auf  bie  Sermaliung  93e)ug 
babenben  Schriften  ber  (Sommiffton  über« 
liefern. 

9.  3n  benjenigen  Sollen,  bie  befonbere 
änfiructionen  ober  $olImo(^ien  erforbern 
tonnten,  toerben  fid^  bie  Gommifflonen  an 
ben  Sanbommann  ber  G^koet)  ttenben. 


10.  %uf  ben  15.  9l))ril  ttirb  bie  ^er« 
faffung  in  ^uSübunQ  fem ;  auf  ben  1.  S^uni 
ioÖ  jeber  jtanton  feine  ^bgeorbneten  }ur 
xagfojung  ernannt  unbiljreSnftructionen 
abgefaßt  $aben,  unb  am  erften  Wontag 
im  3uli  bed  gegeniDfirtigen  3af)re8  n)trb 
bie  ^agfa^ung  gufammentreten. 


11.  ®ie  bei  bem  oberften  (ieri^tS* 
l^ofe  an^öngig  gebliebenen  ®ef4afte  ner^ 
ben  bor  ba§  ^pbeQationSgeri^t  beS  ftan« 
tonS  gebradjt  merben,  in  bem  ^^  bie 
Parteien  befinben.  ^er  oberfie  (Seri^tfi« 
bof  n)irb  feine  Serri^tungen  auf  ben 
10.  war)  einftetten. 

12.  ^ie  ^eloeiif^en  STrupben,  bie  fi(^ 
gegentoärtig  im  €olbe  ber  @4llDetj  be« 
ftnoen  unb  auf  ben  1.  Wai  oon  ben 
itantonen  nic^t  »erben  angefteflt  fein, 
foOen  in  ben  ^ienfi  ber  fränfifc^en  flUe« 
publif  angenommen  koerben. 

13.  9{iemanb  lann  für  kDirflidde  ober 
üorgeblidje  9{eboIution8üerbred^en  belangt 
loerben,  eS  mögen  nun  biefelben  im  ^ribat' 
flanbe,  ober  mä^renb  ber  ^Jlu^übung  eine9 
bffentli^en  %mH  begangen  loorben  fein. 
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La  D188OLÜTION  du  gouverne- 
ment  central  et  la  reintögration 
de  la  sonverainete  dans  les  can- 
tons,  ezigeant  qu'il  soit  pourvn  ä 
TacquitteineDt  des  dettes  helv^- 
tiques  et  k  la  disposition  des  biens 
d^clarös  nationaux, 

Nons,  en  notre  sasdite  qualitö 
et  avec  la  r^serve  precedemment 
ezprimäe,  statuons  ce  qui  suit: 

Article  1®"^.  Les  biens  ci-devant 
appartenant  auz  coavents  leur  se- 
ront  restitues,  soit  qne  ces  biens 
soient  situ^s  dans  le  möme  canton 
ou  dans  un  autre. 

2.  L'adminisiration  des  biens 
nationaux  autres  que  cenx  ci-de- 
vant  appartenant  k  Berne  dans  les 
cantons  de  Vand  et  d'Argovie, 
est  provisoirement  remise  aux  can- 
tons auxqaels  ils  ont  appartenn. 
Les  titres  de  cr^ances  de  Berne 
seront  provisoirement  remis  k 
trois  commissaires  nomm^s  par 
les  cantons  de  Berne,  de  Vaud 
et  d^Argovie. 

3.  Dans  cbaque  canton  greve 
de  dettes  ant^rieures  k  la  r^vo- 
lution,  il  sera  assignö  nn  fonds 
pour  leur  hypothöque  ou  leur 
liberation,  sur  ce  qui  restera  du 
bien  ci-devant  appartenant  au 
canton. 

4.  H  sera  reconstituö  pour 
chaque  ville  un  revenu  propor- 
tionne  k  ses  döpenses  municipales. 

5.  La  dette  nationale  sera  li- 
qaid^e,  et  les  cr^ances  constitu^ 
sur  Petranger  au  profit  de  quel- 
ques cantons,  seryiront  d'abord 
au  marc  la  livre  k  son  extinction. 
Si  la  dette  ezc^de  le  montant  des- 
dites  cröances,  l'exc^dant  sera  rö- 
parti  entre  les  cantons,  au  pro* 
rata   de  ce  qui   leur  restera   de 


S)a  bte  VufUiung  ber  (Central« 
9if gierung  unb  bie  äÖtebeit^erftellung  ber 
@ouberAnetdt  in  ben  jtantonen  9)or* 
tet^rungen  3U  Tilgung  Der  ^elbetifc^en 
Sd)ulben  unb  eine  ^Beifügung  über  bie 
als  national  etfiörien  (Seiltet  ert)eii4Kn, 
fo  loirb  üon  Un§,  in  unicrer  oben  tx» 
n)ftinten  (Sigenfc^aft  unb  unter  b:m  bereits 
auSgebrüttcn  ^orbe^alte,  SoIgenbeS  feft« 
öcfest : 


^rtilel  l.  SDie  (SUter,  bie  oormalS 
ben  j{(&f[ern  gugelj^örten ,  foQen  i^nen 
»ieber  gugefteüt  werben,  fei  t9,  bag  biete 
®üter  in  bem  nämli^en  ober  in  einem 
anbern  ftanton  gelegen  feien. 

2.  S)ie  Sermaltung  ber  92ationa(* 
®üter,  mit  ^uSna^me  berjenigen  in  ben 
ftantonen  SBaabt  unb  ^ar^au,  bie  bor« 
matS  SBern  juge^örten,  kotrb  borldufig 
ben  jtantonen  überlaffen,  beren  (Ügentbum 
fte  tearen;  bte  ferner  S^ulbtitel  foQen 
einfttoeilen  breien  bon  ben  ftantonen  Sern, 
SBaabt  unb  ftar^au  ernannten  Sommtf* 
farien  einge^önbigt  toerben. 


3.  3n  iebem  jlanton,  ber  mit  Sc^ulben 
belaftet  ifl,  bie  auS  ber  Seit  bor  ber  !Re- 
bolution  ^erftammen,  foi  auS  bem  ttbrig 
bUibenben  ehemaligen  ftantonal  *  ^tx* 
mögen  }u  i^rrm  Unterpfanbe  ober  für 
i^re  ^bfü^rung  ein  gonb  angeioiefen 
»erben. 


4.  8Ur  lebe  @tabt  foH  ein  mit  ibren 
örtli^en  (^unicibaU)  ^uS^aben  berj^ält* 
nigmfi§ige6  ^infommen  ttteber  errietet 
toerben. 

5.  ^ie  9lationaUS4uIb  f ott  liquibirt, 
unb  bie  bon  einigen  ftantonen  befeffenen 
@4ulbtiiet  auf  baS  ^uSlanb  foUen  bor 
%Oem  aus  unb  nad^  einer  gleid^mdfiigen 
Sert^eilung  ju  i^rer  Tilgung  berioenbet 
toerben.  wnn  bie  64ulb  ben  ^Betrag 
biefer  3:itel  ttberfteigt,  fo  foH  ber  Ueber« 
fd)u6  auf  bie  ftantone  bert^eilt  tt>erben, 
unb  jttar  nact  Vtaaiqdbt  berieni(||en  el^e« 
maligen  unbebieglid^en  (SUter,  bte  na4 
VbfU^rung  ber  bor  ber  9ieboIution  ent« 
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leurs  ci-devant  biens  ünmeubleB 
apr^s  racqniltement  des  dettes 
<;aDtoDales  ant^rieares  k  la  rövo- 
lation,  et  la  recomposition  da 
patrimoiDB  des  yilles. 

6.  Les  biens  menbles  et  im- 
meubles  qui  resteront  apr^s  la 
formation  du  fonds  communal, 
racqaittement  de  la  dette  can- 
tonale  et  nationale,  rentreront 
^ans  la  propri6t6  des  cantons 
aiuqaels  ils  ont  appailenu.  Cenz 
<iai  resteront  dans  les  cantons  de 
Vaud  et  d'Argovie,  lenr  appar- 
tiendront.  Ce  qui  pourra  reater 
des  cr^ances  de  Berne  sera  distri- 
bne  ^galement  entre  les  cantons 
•de  Berne,  de  Vand  et  d'Argovie. 

7.  üne  commission  composee  de 
«inq  merabres,  savoir  des  citoyens 
Stapf  er,  ministre  de  la  Böpubliqne 
helv^ique;  Küster,  ex-ministre  des 
finances;  Baerny,  ancien  chancelier 
de  Fribonrg  et  membre  actuel  de 
lacbambre  administrative;  Sulzer, 
de  Winterthur,  deputö  helvötiqne ; 
Laurent  Mayr,  de  Lncerne,  pre-  | 
sident  de  la  cbambre  administra- 
tive, verifiera  )es  besoins  des  mu- 
nicipalites,  d^terminera  Tötendne 
^e  leurs  besoins  et  les  fonds  nä- 
cessaires  pour  reconstituer  lern* 
revenu,  liquidera  les  dettes  des 
-cantons,  liquidera  la  dette  natio- 
nale, assignera  &  chaque  dette  le 
i'onds  näcessaire  pour  asseoir  Tliy- 
potböque  ou  operer  la  liberation, 
et  däterminera  les  biens  qui  rentre- 
ront dans  la  propriöt^  de  cbaque 
«anton. 

8.  Elle  publiera  son  travail  sur 
les  dettes  le  10  mai,  et  sur  les 
revenus  des  villes  et  patrimoine 
-des  cantons  le  10  juin;  eile  en- 
verra  de  suite  chaque  travail  au 


fianbenen  ftantonaU64uIbni,  unb  na^ 
ber  SBiebererri4tun0  eineS  6igent(|um8 
für  bie  etfibte,  i^nen  flbrig  Metben. 


6.  S)ie  betoeolid^en  unb  unbetoegli^ett 
(Sflter,  bie  nadji  ber  SBieberetri^tung  beS 
(in  ben  obigen  ^[rtüeln  üennelbeten)  ®e« 
meineigenttumS  nnb  na4  ^^ejo^Iung  ber 
ftantonol«  unb  9lottonal8@ Bulben  übrig 
bleiben,  fallen  ben  itanionen,  benen  fte 
ebemolS  }uge^5rt  ^aben,  loieber  anleint. 
^Diejenigen,  bie  in  ben  jtantonen  SBaabt 
unb  Vargau  übrig  bleiben,  füllen  biefen 
ftantonen  )u.  SBaS  t>on  ben  bernifd^en 
e^ulDtiteln  onfäaig  übrig  bleibt,  foO 
gleiddmfigig  unter  bie  ftantone  Sern, 
SBaabt  unb  flargau  bert^etlt  »erben. 


7.  eine  Sommiffton  bon  fünf  Wit« 
gliebern,  nfimli^  ben  bürgern  ®ta|)fer, 
^inifter  ber  (elbetifdjien  9)e4)ubUr ;  (S:  u  ft  e  r, 
getoefenem  ginan^miniper;  Stfimb»  e^e* 
maligcm  ftan^er  Don  greiburg,  unb  gegen« 
loärttgem  SRitgUebe  ber  IBermaltungSs 
tammer;  6ul)er  üon  SBintertl^ur,  %tU 
t)ettf  4em  ^eputtrten,  unb  Sorens^a^r 
t)on  Sucern,  ^räfibent  ber  S^erwaltungS' 
lammer,  —  »irb  bie  SBebürfniffe  ber 
^umci|)alitäien  unterfu^en:  ben  Um* 
fang  berfelben  unb  bie  3ur  SBiebererrid^» 
tung  i^re§  (SinfommenS  nfit^igen  f^onbS 
beflimmen;  bie  ftanional«  unb  9}ationoI' 
84ulben  liquibiren ;  für  {ebe  ©(^ulb  bie 
gu  i^rer  unterpffinbti^en  Sl^erfi^erung 
ober  ju  t^rer  Xitgung  erforberltdden  Sonb« 
antoeifen,  unb  enbli^  entfcl^eiben,  mel^e 
@Uter  iebem  Kantone  »ieber  eigeni^üm« 
li(|)  jufaOen  follen. 


8.  6ie  loitb  ibre  arbeiten  über  bie 
@d)ulben  ben  10.  SSlai,  unb  biejenigen 
über  bie  ^intUnfte  ber  Stfibte  unb  Xia% 
(^igent^um  ber  (Kantone  ben  10.  3unt 
befannt  matten ;  jebe  berfelben  »irb  fic 
foglet4  bem  Sanbammann  ber  €(^tt)ei} 

9 
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premier  landamman  de  la  Snisse 
et  k  cbaque  canton  ponr  en  fsdre 
ex^cuter  les  resultats. 

9.  La  commission  se  r^unira 
au  chef-liea  du  canton  directeur 
et  y  demeurera  jasqu'ä  la  fin  de 
son  travaii. 

Ls  PRÄSENT  ACTE,  r^snltat  de 
longues  Conferences  entre  des 
esprits  sages  et  amis  du  bien, 
noas  a  para  contenir  les  dispo- 
sitions  les  plus  propres  h  assarer 
la  pacification  et  le  bonhear  des 
Snisses.  Anssitöt  qa'«lles  seront 
executöes,  les  troupes  fran9aises 
seront  retir^es. 

Noüs  BEcoNNAissoNS  PHelvätio, 
constitu6e  conformöment  an  pre- 
sent  acte,  comme  puissance  in- 
d^pendante. 

Nous  OARANTissoNS  la  Consti- 
tution föderale,  et  celle  de  chaqne 
canton,  contre  les  ennemis  de  la 
tranquiilittS  de  PHelvetie,  qnels 
qulls  paissent  dtre,  et  nons  pro- 
mettons  de  continuer  les  relations 
de  bienveillance,  qui,  depuis  plu- 
sienrs  siöcles,  ont  uni  les  deuz 
nations. 

Fait  et  donnö  ä  Paris,  le  30 
pluviöse  an  XI  (19  fövrier  1803). 

BONAPARTE. 

Le  aecritaire  d'etat, 
HuGUEs  B.  MARET. 

Le  ministre  des  relations  extirieures, 
Ch.  Maü.  TALLEYRAND. 

Le  ministre  des  relations  extirieures 
de  la  Ripublique  ItaHennf^ 

J.  MARESCALCHI. 


unb  lebem  einzelnen  ftantone  ntttt^eilen, 
um  Deren  9{efuliaie  in  SSoOate^ung  gu 
feaen. 

9.  tixt  Sommiffton  lotrb  an  ~bem 
^avLpioxU  beS  2)irectonaI'ftanion6  )u« 
{ammentreten  unb  bis  ju  ^eenbigung 
t^rer  flrbetien  bafelbft  t)em)eilen. 


®te  gegenmfirtigeVcte,  aUbQ§ 
iRefuUat  einet  langen  Erörterung  jtoifd^en 
tlugen  unb  »oblgejlnnten  Männern,  Mien 
uns  bte  angemeffenflen  SSerfügungen  für 
bie  derfteQung  beS  8frieben§  unb  bie 
(BrUnbung  Der  bffentti^en  SBo^Ifa^rt  in 
ber  €d^tt)ei3  gu  enthalten.  @obalb  bie» 
felben  gur  ^uSfü^rung  gefommen  fein 
»erben,  (öden  bie  frfinlif^en  Xtupptn 
3urü!gegogen  »erben. 

SBir  erlennen  ^eltoetten,  na4  ber 
in  ber  gegentofirtigen  Vcte  aufgefieUten 
9}erfa|{ung,  als  eine  unabhängige  "Staä^t 

20 ir  garantiren  bie  SunbeSDer» 
faffung  unb  bie  eineS  ieben  j^antonS  gegen 
aOe  gfeinbe  ber  SRu^e  QelbetienS,  »er  fte 
immer  audd  fein  mögen,  unb  »ir  Der« 
(eigen,  bte  freunbl^aftlid^en  ISer^AIiniffe^ 
bie  fett  mehreren  Sa^r^unberten  betbe 
^Rationen  Derounben  tiaben,  fernerhin  fort* 
aulejen. 


9(lfoaef4e(en  unb  gegeben  gu  $ari3, 
ben  30.  $Iut)tofe,  im  3a(r  XL  (19.  geb« 
ruar  1803). 

Zonapavte. 

®er  StaatS-Secret&r, 

^Hut»  S.  Sparet 

^er  ^inißer  ber  au8»firitgen 
9lngelegen(eiten, 

S^.  9Rattr*  XaUtt^tani. 

^er  ^inifier  ber  auS»Srtigen  angelegen* 
Reiten  ber  italienif^en  9le|)ubli!, 

3!.  ^att^tatäfu 


t 
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Le  PBtsENT  ACTE  a  ete  remis 
par  les  s^nateurs  commissaires 
sonssign^s  aux  dix  d^pnt^  Snisses 
sonssign^s.  A  Paris,  ce  80  plu- 
viöee  an  XI  (19  föyrier  1803). 


Barthelemy, 
Rcßderer. 
Fauche, 
Dhneunier. 


Louis  d'Affry. 
Pierre  Qlutz. 
Emmanud  Jauch. 
JET.  Monnof. 
Reinhart. 
Sprecher  Bernegg. 
P.  A.  Stapf  er. 
Paul  TJstery. 
B.  de  Wattevüle  de 

Monthenay. 
Ig.  von  Flue. 


S)ie  gegentDartige  %cte  ifl 
t)on  ben  unterget^neien  Senatoren,  als 
(£ommttttricn,  ben  jel^n  unterjet^neten 
@(itDetjer'f)ei)uttrten  etnae^finbigt  loor« 
ben,  |u  $ari8,  ben  80.  ^lubiofe  tm 
Sa^r  XI.  (19.  gebnior  1803). 


■9art{)elem^. 
9i5bereT. 

i)emeunier. 


SubMig  t)on9lffrQ. 
$eter  ®tu). 
dkmanvLtl  daudji. 
Q.  SRonob. 
9tetn^arb. 
Spre^er-^erncgg. 
?.  Ä.  6tQ»)fer. 
Vaul  U^eri. 
9i.  t)on  3Battenn))^I 
bon  ^ontbena^. 
3gna3  Don  gflüe. 


Das  Original  der  Mediationsacte  im  Bundesarchiv  (Pergamentdruk) 
enthält  nur  den  französischen  Text,  Die  hier  gegebene  deutsehe  üehersetung 
ist,  mit  gewissen  Aenderungen,  dem  vom  Landammann  der  Schweiz  beglau- 
bigten Druke  entnommen  worden,  welcher  in  Folioformat  im  Jahr  1803  aus 
der  G.  Stämpflf  sehen  Drukerei  in  Bern  hervorging.  Daneben  bestehen  noch 
andere  Uebersezungen^  die  aber  nur  in  einigen  Worten  und  in  der  Inter- 
punetion  abweichen. 

Es  entspricht  dieser  Ausgabe  der  Bundesverfassungen  des  von 
Dr.  G.  Vogt  (gegenwärtig  Prof.  an  der  Universität  Zürich)  begonnenen 
Handbuches  des  Schweiz.  Bundesrechtes  zu  gedenken  (erschienen  Bern 
1860),  welel^s  das  Handbuch  von  L.  Snell  wesentlich  verbessert  hätte. 
Dasselbe  bespricht  in  der  L  und  einzig  gebliebenen  Lieferung: 

1.  die  Vermittlung sacte  von  1803; 

2.  den  Bundesvertrag  vom  7.  August  1816  mit  der  vorangegangenen 
Uebereinkunft  vom  29.  Dec.  1818; 

3.  in  der  Form  eines  Anhanges  die  Entstehung  obigen  Bundesvertrages 
und  gibt  im  Abdrucke  — 

4.  —  Documente  aus  den  diplomatischen  Verhandlungen  betreff,  die 
politische  Umgestaltung  der  Schweiz  in  der  Bestaurationsperiode. 

Da  dieses  Werklein  besonders  die  Territorialverhältnisse  beleuchtet 
und  die  AusuhM  der  Documente  eine  gute  und  auf  geschichtliche  Studien 
begründet  ist,  so  ist  sie  noch  heutzutage  für  das  positive  Becht  von  anzu- 
erkennendem Werthe.  —  Derartige  Studien  veralten  nie. 
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4.  (14.)  Defensiv-All  ianzvertrag 

zwischen  der  firanzösisohen  Republik  und  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft. 

(Vom  27.  September  1803.) 

Le  premier  Consul  de  la  Ripublique  fran^aise,  au  nom  du 
Peuple  frangais,  et  la  DiHe  hdvitique,  au  nom  des  dix-neuf  Can- 
tons  suisses,  igalement  anim^s  du  disir  de  resserrer  les  liens 
d-amitii  qui  subsiste^it  entre  les  deux  nations  et  de  ritablir  les 
conditions  de  VaUiance  qui  les  a  constamment  unies,  sur  des  bases 
plus  favorables  ä  la  Suisse,  mleux  adapties  ä  son  Organisation 
fidfrale,  et  qui  aient  pour  unique  but  l'utiliti,  la  dSfense  et  la 
süreti  mutuelle,  sans  teiidre  ä  Vojfense  de  qui  que  ce  soü. 

Le  premier  Consul  de  la  Ripublique  frangaise,  au  nom  du 
Peuple  frangais,  a  nommi  pour  nigocier  ei  condure  un  nouveau 
traiti  d'alliance  difensive,  avec  les  diputis  designis  ä  cet  effet  par 
la  Diite  suisse,  le  Ghiiral  Neg,  Ministre  plinipotentiaire  en  Suisse, 
et  ce  Ministre  et  les  deputis  notnmSs  par  la  DiHe,  Louis  d'Affrg, 
Landammann  de  la  Suisse  et  Avoyer  de  Fribourg;  Jean  Rein- 
hard, Bourgue-matlre  de  Zürich  et  d&puti  de  son  Canton;  Frf- 
dSrich  Freudenreich,  Conseiller  d*Etat  de  Berne  et  dipute  de  son 
Canton;  Emanud  Jauch,  Banneret  et  diputi  d^Uri;  Charles 
Müller- Friedberg,  Conseiller  d^Etat  de  St.  Gall  et  dipute  de  son 
Canton;  Jacques  Zellwegtier,  Landaminann  d* Appenzell  et  dipute 
de  son  Canton;  et  Frangois  Antoine  Wursch,  Landammann 
d'  JJnterwald  le  bas  et  Conseiller  de  ligation  de  son  Canton,  aprh 
avoir  ichangi  leurs  pleins-pouvoirs,  sont  convenus  des  articles 
suivants, 

Art.  1.  II  y  aura  ä  lyerpituiti  paix  et  amitii  entre  la  Ri- 
publique frangaise  et  la  Suisse,  et  une  alliatice  difensive  entre  les 
deux  nations  qui  durei'a  cinquante  ans,  La  paix  perpitudle  de 
1516,  itant  la  base  fondamentale  des  aUiances  faites  depuis  cette 
ipoque  entre  les  deux  Etats,  est  rappdie  dans  le  prisent  traiti  de 
la  ^nanihre  la  plus  expresse,  ainsi  que  Vacte  de  midiation  du 
30  Pluvoise  an  11  (19  fivrier  1803). 

Art.  2.  Uun  des  effets  de  cette  alliance  itant  d'empicher 
qiCU  ne  soit  porti  atteinte  ä  V indipendance  et  ä  la  sAreti  de  la 
Suisse,  la  Ripublique  frangaise  promet  d'emploger  constamment 
ses  bons  Offices  pour  hii  procurer  sa  neutralUi,  et  pour  lui 
assurer  la  jouissance  de  ses  droits  envers  les  autres  puissances. 


I 
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La  RipuUique  frangaise  a'engage,  dans  le  cos  oii  la  Suisse  ou 
une  partie  qudconque  de  la  Suisse  serait  attaquie,  de  la  difendre 
et  de  Vaider  de  ses  forces  et  ä  ses  frais,  mais  seulentent  sur  la 
riquisition  formelle  de  la  DUte  helvitique. 

Art.  3.  Si  le  terriioire  conünental  de  la  Ripuhlique  frangaise, 
tel  qu'ü  est  aujourd^hui,  Hait  attaqui  ou  envahi,  et  si  le  Gou- 
vernement frangais  jugeait  qu'il  a  besoin  pour  le  d^endre  d'un 
plus  grand  nombre  de  troupes  suisses  que  Celles  qu'ü  aura  ä  son 
Service,  d'aprks  la  capitulation  conclue  avec  la  DiHe  de  la  Suisse, 
sous  la  date  du  prisent  traiti,  les  Cantons  promettent  et  s'engagent 
d'accorder  dix  jours  aprhs  la  riquisition,  qui  leur  en  sera  faite 
par  le  Gouvernement  frajigais,  une  nouvelle  levee  de  gens  volon- 
taires  et  engagh  de  leur  bon  gri;  le  cas  toutefois  riservS,  ou  ki 
Suisse  seraü  elle-metne  en  guerre,  ou  dans  un  pirü  imminent 
d'äre  attaquie,  Cette  nouvelle  levie,  qui  sera  faite  aux  dipens 
du  Gouvernement  frangais,  ne  pourra  excider  huit  mille  homnies, 
qui  ne  seront  employis  que  pour  la  difense  du  terriioire  Conti- 
nental de  la  Ripublique  frangaise.  Cette  levie  ne  pourra  etre  faite 
dans  le  mSme  moment  que  celle  des  5^^  bataillons  capitulds. 

Art.  4.  Les  huit  mUle  hommes  stipuUs  dans  Varticle  prici- 
dent,  seront  organisis  et  traüis  ä  tous  igards  comme  les  autres 
rigiments  suisses,  qui  serviront  alors  par  capitulatian,  et  ils  joui- 
ront  cofnrne  eux  du  libre  exercice  de  la  religion  et  de  la  justice. 
Aprhs  la  guerre,  ce  corps  de  trouj)es  sera  renvoyi  dans  son  pays, 
et  il  recevra  un  mois  de  solde  ä  compter  du  jour  de  la  rentrie 
en  Suisse. 

Art.  5.  n  ne  sera  accordi  par  Vune  des  deux  puissances 
cofitractantes  aucun  passage  sur  son  terriioire  aux  ennemis  de 
l'autre  puissance.  Elles  s'y  opposeront  meme  ä  main  armie  s*ü 
est  nicessaire.  Ce  prisent  traiti,  absolument  difensif,  ne  doit 
d'aiüeurs  prijudider  ni  diroger  en  rien  ä  la  neutraliti  des  parties. 

Art.  6.  Uune  des  deux  puissances  contractantes  ne  pourra 
pas,  aprh  avoir  requis  les  secours  de  son  alliS,  conclure  de  paix 
ä  son  insu,  et  eile  devra  le  comprendre  dans  ses  traitis  de  trSve 
ou  de  pacification,  dans  le  cas  oü  il  Vaurait  demande. 

Art.  7.  Les  parties  contractantes  s'engagent  ä  ne  faire  aucun 
traiti,  Convention  ou  capitulation  contraires  au  prisent  traiti 
d'dlliance.  Les  capitulations  conclues  ou  ä  conclure  avec  les  Ripu- 
bliques  italienne  et  batave,  ainsi  qu'avec  sa  Majesti  Catholique  et 
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le  Saint  Sihge,  en  les  renfermant  dans   les  clauses  du  prisent 
article,  sont  expressiment  riservies. 

Art.  8.  Pour  Svite7'  ä  l'avenir  toute  discussion  te^Tiioriale, 
il  sera  procidi  ä  une  reciification  de  limites  entre  la  France  et 
les  Cantons  adjacents,  duement  autoris^s  par  la  DiHe,  On  prendra 
pour  base  Vitat  actuel  des  frontüres,  et  pour  les  changements  qui 
seront  trouvh  nicessaires,  afin  de  facUiter  aux  deux  pays  le 
Service  des  douanes,  et  d'assurer  la  libertf^  des  Communications , 
on  cherchera  ä  rendre  les  compensations  aussi  justes  que  con- 
venables. 

Art.  9.  Le  Gouvernement  frangais  accordera  Vextraction  de 
ses  salines  pour  tous  les  sels  dont  la  Stiisse  aura  besoin.  Cette 
extraction  et  les  transports  continueront  ä  Stre  exempts  de  toutes 
espices  d'impdts.  De  son  cdti  la  Suisse  s^engage  ä  prendre  tous 
les  ans  deux  cent  müle  quintaux  de  sei  de  France.  Les  prix  et 
les  condüions  de  livraison,  ainsi  que  le  mode  de  paiement  seront 
fixis  de  gri  ä  gri  entre  les  Cantons  et  la  rigie  des  sels;  tnais  ces 
prix  ne  pourront  jamais  &tre  plus  forts  pour  la  Suisse  que  pour 
les  Frangais  eux-mimes 

Art.  10.  De  mime  il  sera  accordi  depuis  le  douze  Prairial 
jusqu'au  vingt-quatre  Brumaire  de  chaque  annie  (du  P^  juin  au 
15  novembre)  ä  tous  les  habitants  Suisses  des  Cantons  limitrophes 
de  la  France  la  libre  importation  des  denries  provenant  des  bien- 
fonds  dont  ils  seraient  propriitaires  sur  le  territoire  de  la  Bipu- 
blique  frangaise,  ä  une  Heue  des  frontihres  respectives,  et  ricipro- 
quement  en  faveur  des  Frangais  qui  auraient  des  propt^itfs  fon- 
cihres  en  Suisse.  Uexportation  et  Vimportation  de  ces  denrfes 
territoriales  seront  libres  et  exetnptes  de  tous  droits,  lorsque  les 
propriitaires  respectifs  auront  rempli  les  formalitis  exigfes  par 
les  autoritis  cmnpitentes  des  deux  puissances. 

Art.  11.  Pour  faciliter  les  relations  c&mmerdales  des  deux 
puissances,  on  conviendra  des  mesures  nicessaires  pour  äablir  une 
communication  par  eau  depuis  le  lac  de  Genhve  jusqu'au  Rhin, 
et  depuis  Genhe  jusqu'ä  la  partie  du  Rhdne,  qui  est  navigable. 
Les  travaux  pour  cet  effet  seront  entrepris  ä  la  mSme  ipoque. 

Art.  12.  Les  citoyens  des  deux  Ripubliques  seront  respectine- 
ment  traitis,  sous  le  rapport  du  commerce  et  des  droits  d'im- 
portation,  d'expartation  et  de  transü,  sur  le  mhne  pied  que  ceux 
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des  nations  les  plus  favorisies,  et  il  sera  fait  dans  le  plus  court 
dilai  passible  un  riglement  commercial,  qui  sera  ajouti  au  prisetit 
traiti,  en  forme  d'articles  supplSmentaires.  ll  ne  pourra  itre 
exigi  des  Frangais  qui  formeront  un  äablissement  en  Suisse,  ou 
qui  voudraient  y  exercer  un  genre  d'industrie  que  la  loi  permet 
atix  natianaux,  aucun  droit  ou  condition  picuniaire  plus  onSreux 
qu'on  ne  Vexige  pour  V Hablissetnent  des  nationaux  eux-fnitnes. 
Ih  pourront  aller  et  venir  en  Suisse,  munis  de  passeports  en 
fonneSy  et  s'y  itablir,  apris  avoir  produit  ä  la  Ligation  fran* 
qaise  en  Suisse  des  certifieats  de  bonne  conduite  et  moßurs,  ainsi 
que  les  autres  attestations  nicessaires  pour  obtenir  d'etre  immatri- 
cules.  On  suivra  ä  Vigard  de  leurs  personnes  et  de  leurs  pro- 
priitis  les  memes  lois  et  usages  qu'envers  les  nationaux,  Les 
Suisses  jouiront  en  France  des  memes  avantages. 

Art.  13.  Dans  les  affaires  litigieuses,  personnelles  ou  de 
commerce,  qui  ne  pourront  se  terminer  ä  Vamiable,  ou  sans  la 
voie  des  tribunaux,  le  demandeur  sera  obligi  de  poursuivre  son 
action  directement  devant  les  juges  naturels  du  difendeur,  ä  moins 
que  les  parties  ne  soient  präsentes  dans  le  Heu  mime  oii  le  con- 
tract  a  Ü(  stipuli,  ou  qu'elles  ne  fussent  convenues  des  juges,  par 
devant  lesquels  dies  se  seraient  engagies  ä  discuter  leurs  difficultis» 
Dans  les  affaires  litigieuses,  ayant  pour  objet  des  propriitis  fon- 
cihes,  Vaction  sera  suivie  par  devant  le  tribunal  ou  magistrat  du 
Heu  ou  la  dite  propriiti  est  situSe.  —  Les  contestations  qui  pourraient 
s'üever  entre  les  hiritiers  d'un  Frangais  mort  en  Suisse,  ä  raison 
de  sa  succession,  seront  portfes  devant  le  juge  du  domicile  que  le 
Frangais  avait  en  France.  11  en  sera  usi  de  mime  ä  Vigard  des 
contestations  qui  pourraient  s'ilever  entre  les  hiritiers  d'un  Suisse 
mort  en  France. 

Art.  14.  II  ne  sera  exigi  des  Frangais  qui  auraient  ä  pour- 
suivre une  action  en  Suisse,  et  des  Suisses  qui  auraient  une  action 
d  poursuivre  en  France,  aucuns  droits,  caution  ou  dipöt  auxquels 
ne  seraient  pas  soumis  les  nationaux  eux- memes,  confoiiniment 
aux  löis  de  chaque  endroit. 

Art.  15.  Les  jugetnents  difinitifs  en  matiire  civile,  ayant 
force  de  chose  jugie,  rendus  par  les  tribunaux  frangais,  seront 
exicnioires  en  Suisse,  et  riciproquement,  apris  qu'ils  auront  iti 
ligalisis  par  les  Envoyis  respectifs,  ou  a  leur  difaut  par  les  aU' 
torUis  compitentes  de  chaque  pays. 
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Art.  16.  En  cas  de  faülite  ou  de  banquerouie  de  la  pari  de 
Frangais  possidant  des  Mens  en  France,  s^ü  y  a  des  crianciers 
suisses  et  des  crianciers  frangais f  les  crianciers  suisses  qui  se 
seraient  conformis  aux  lois  frangaises  pour  la  süreti  de  leurs 
hypothhqueSy  seront  payis  sur  les  dits  Mens,  comme  les  crianciers^ 
hypothicaires  frangais,  suivant  Vordre  de  leur  hypothhque;  et 
riciproquement,  si  des  Suisses  possidant  des  biens  dann  la  Ripu- 
blique  helvitique  se  trouvaient  avoir  des  crianciers  frangais  et  de^ 
crianciers  suisses,  les  crianciers  frangais  qui  se  seraient  conformes 
aux  lois  suisses  pour  la  süreti  de  leur  hypoihkque  en  Sukse,  seront 
coUoqui^,  Sans  distinction  avec  les  crianciers  suisses,  suivant  Vordre 
de  leur  hypothique,  Quant  aux  simples  crianciers,  ils  seront  aussi 
traitis  igalement,  sans  considirer  ä  laquelle  des  deux  Ripubliques 
ils  appartiennent ;  mais  toujours  conforwiment  aux  lois  de 
chaque  pays, 

Art.  17.  Dans  toutes  les  proccdures  critninelles  pour  dilits 
graves,  dont  Vinstrudion  se  fera  soit  devant  les  tribunaux  fran- 
gais, soit  devant  ceux  de  la  Suisse,  les  timoins  suisses  qui  seront 
citfs  ä  comparaUre  en  personne  en  France,  et  les  timoins  frangais 
qui  seront  dtis  ä  comparaUre  en  personne  en  Suisse,  seront  tenues 
de  se  transporter  pr^  le  tribunal  qui  les  aura  appelis,  sous  le.9 
peines  diterminies  par  les  lois  respedives  des  deux  nations.  Les 
deux  Gouvernements  accorderont  dans  ce  cos  aux  timoins  les 
passeports  nicessaires,  et  ils  se  concerteront  pour  fixer  Vindemniti 
et  Vavance  prialable  qui  seront  dues  ä  raison  de  la  distance  et 
du  sijour;  mais  si  le  timoin  se  trouvait  complice,  il  serait  renvoy^ 
par  devant  son  juge  naturel,  aux  frais  du  Gouvernement  qui 
Vaurait  appeli. 

Art.  18.  Si  les  individus  qui  seraient  diclaris  juridiquement 
coupables  de  crimes  d'Etat,  assassinats,  empoisonnements,  incendies,. 
faux  sur  des  ades  publics,  fabrication  de  fausse  monnaie,  voh 
avec  violence  ou  effradion,  ou  qui  seraient  poursuivis  comme  tels, 
en  vertu  des  mandats  dicernis  par  Vautoriti  ligale,  se  rifugiaient 
d^un  pays  dans  Vautre,  leur  extradition  sera  accordie  ä  la  pre- 
miire  riquisition.  Les  choses  volies  dans  Vun  des  deux  pays,  et 
diposies  dans  Vautre,  seront  fidHement  restituies,  d  chaque  Etat 
supportera  jusqu'aux  frontiires  de  son  territoire  ies  frais  d'ex- 
tradiiion  et  de  transport.  Dans  le  cas  de  dilits  moins  graves, 
mais  qui  peuvent  empörter  peine  afflidive,  chacun  des  deux  Etats 
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^engagcy  indSpendamment  des  restitutions  ä  opirer,  ä  punir  lui- 
mime  le  dilinquant,  et  la  sentence  sera  cotnmuniquh  ä  la  LSgation 
frangaise  en  Suisse,  si  c'est  un  citoyen  frangaiSj  et  respectivement 
ä  VEnvoyi  helvitique  ä  Paris,  ou  ä  son  difaut  au  Landammann 
de  la  Suisse,  si  la  punüion  pesaü  sur  un  citoyen  suisse. 

Art.  19.  Pour  prhenir  les  däits  de  contrebande  et  la  digra- 
dation  des  forHs  voisines  des  frontihres,  les  administrations  des 
douanes  et  les  agences  forestiires  qui  seront  organisies  dans  les 
Cantons  suisses  limitraphes,  se  concerteront  avec  Celles  de  France, 
et  conviendront  sous  V autorisation  de  leurs  Gouvernements  respectifs 
des  mesures  ä  prendre  pour  unir  leurs  moyens  de  surveülance  et 
pour  se  soutenir  rSciproquement, 

Art.  20.  Si  par  la  suite  on  reconnaissait  que  quelques  articles 
du  prisent  traiti  auraient  besoin  d'iclaircissements,  ü  est  expressi- 
ment  convenu,  que  les  parties  contractantes  se  concerteront  pour 
rigler  ä  Vainiable  les  articles  sujets  ä  interpritation. 

Art.  21.  Les  ratifications  du  prisent  traiti  d'alliance  difen- 
me,  ains^i  arreti  et  conclu,  seront  ichangies  ä  Fribourg  d'ici  au 
neuf  Brumaire  an  douze  (P^  novembre  1803)  et  plus  tot  si  faire 
se  peut.  Ce  traiti  a  6ti  ridigi  en  frangais,  et  il  en  a  Üi  fait 
deux  doubles  d'une  meme  forme  et  teneur,  Vun  en  langue  fran- 
gaise et  Vautre  en  langue  aüemande,  En  foi  de  quoi  nous  Ministre 
plSnipotentiaire  de  la  Ripublique  frangaise,  et  les  diputis  nommis 
ä  cet  effet  par  la  Dikte  helvitique,  avons  signS  ä  Fribourg,  le  quatre 
Vendhniaire  an  douze  de  la  Ripublique  frangaise  (vingt-sept  Sep- 
tembre  1803). 

Le  Gineral 
Ney. 
Loüis  d'äffht. 
Jean  Reishard. 
Frederic  Freudenreich, 
(L.  S.)  Emanuel  Jauch. 

Cba  rles  Muller  -Friedberg. 
Jacques  Zellweguer, 

FRANgOlS  ÄN'fOlNE   WuRSCH. 


1 


—     138     — 

5.  (15.)  Die  erste  Militärcapitulatioh  vom  27.  September  1803. 

(Nach  Hilty,  Jahrbuch  I,  S.  408.) 

Le  Premier  Comul  de  la  RSpublique  frangaise  au  nom  du 
Peuple  frangais,  et  la  DiHe  helvitique  au  nom  des  dix-neuf  Can- 
tons  de  la  Suisse,  disirant  renouveler  et  comprendre  dans  une 
capitulation  ginirale,  cell  es  qui  ont  Hi  conclues  antfrieurement 
entre  les  deux  Etats  et  qui  fixaient  V Organisation  des  Rigiments 
suisses  que  la  France  entretenait  ä  son  service.  Le  Premier  Consul 
de  la  Ripublique  frangaise^  au  nom  du  Peuple  frangais,  a  notnmi 
pour  son  pUnipotentiaire  ä  cet  effet  le  Giniral  Ney,  Ambassadeur 
prbs  la  Ripuhlique  helväique.  Et  la  DiHe  helvitique  les  citoyens 
Louis  d'Affry,  Landammann  de  la  Suisse,  premi^r  Avoyer  et 
diputi  de  Fribourg,  Charles  Pfyffer,  diputi  de  Luceme,  Jean- 
Antoine  ff  er  renschwand,  Conseiller  de  ligation  de  Fribourg,  Fran- 
gois-Joseph  Andermatt,  Conseiller  de  ligation  de  Zug,  Amidie  de 
Muralt,  Cotiseüler  de  ligation  de  Berne,  Fridiric  de  RoU,  Con- 
seiller de  ligation  de  Soleure,  et  Paul-Antoine  Toggenburg,  Con- 
seiller de  ligation  du  Canton  des  Grisons.  Lesquels,  en  vertu  de 
leurs  pleins  pouvoirs  et  aprhs  les  avoir  ichangis,  ont  arriti  et 
conclu  enti-^eux  les  articles  suivants: 

Art.  1.  La  Ripublique  frangaise  entretiendra  ä  son  service 
seize  mille  homnies  de  troupes  suisses.  Les  hommes  seront  enrolis 
librement  et  volontairement;  ä  l'expiration  de  leurs  engagement^ 
ils  recevront  leur  congi  absolu,  s'üs  le  demandent. 

Art.  2.  Ces  troupes  seront  divisies  en  quatre  Rigiments  de 
quatre  müle  hommes  chacun,  Dans  le  cas,  oii  le  Gouvernement 
frangais  voudrait  que  ces  quatre  Rigiments  fussent  constamnient 
au  complet,  il  sera  fonni  un  dipöt  de  mille  hommes  pour  chacun 
d'eux,  destini  ä  les  alimenter,  de  maniire  ä  ce  que  leur  effectif 
soit  toujours  de  4000  hommes;  ces  dipdts  seront  riunis  dans  les 
forteresses  limitrophes  de  la  Suisse,  diterminies  pour  cet  effet  par 
le  Gouvernement  frangais. 

Art.  3.  Ces  Rigiments  seront  composis  d'un  EtcU-major  et 
de  quatre  Bataillons.  Chaque  Bataillon  de  neuf  Compagnies,  dont 
une  de  Grenadiers  et  huit  de  Füsiliers,  ainsi  qu'il  suit,  savoir: 

Grand  Etat-major  d'un  Rigiment.  1  Cdonel,  1  Colonel  en 
second,  1  Major,  4  Chefs  de  Bataillon,  4  Adjudants-majors,  dont 
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1  Capitaine  de  2^^  classe,  1  Capitaine  de  3^^  dasse,  1  Lieutenmtt 
de  P^  classe,  1  Lieutenant  de  2*^*  dasse,  4  Quartier-mattres,  dont 
1  Capitaine  de  1^  dasse,  attachi  au  P'  Bataillon,  et  3  Adjoints, 
dont  1  Capitaine  de  2°^^  dasse,  2  Lieutenants  de  i"  dasse,  4  Porte- 
drapeaux,  1  Aumonier,  1  Ministre,  1  Juge,  4  Chirurgiens,  dont 
1  de  P^  dasse,  1  de  2°*«  dasse  et  2  de  3^^  dasse  ==  26. 

Petit  Etat-major  d'un  Regiment.    4  Adjudants  Sousofficiers, 

1  Tambour -major,  4  Caporaux  -tambours,  13  Musiciens,  dont  1 
chef,  4  PrSvdts,  1  Maitre-taüleur,  1  Maitre-cordonnier,  1  Maltre- 
gvitrier,  1  Mattre-armurief*  =  56, 

Compagnie  de  Grenadiers.  1  Capitaine,  1  Lieutenant  en 
premier,  1  Lieutenant  en  second,  1  Sous- Lieutenant  =  4,  1  Ser- 
gent-major,  4  Sergents,  1  Fourrier,  8  Caporaux,   72  Grenadiers, 

2  Tambours  =  92. 

Compagnie  de  Füsiliers.   1  Capitaine,  1  Lieutenant  en  premier, 

1  Lieutenant  en  second,  1  Sous-Lieutenant,  1  Sergent-major,  4 
Sergents,  1  Fourrier,  8  Caporaux,  92  Füsiliers,  2  Tambours  =  112. 

Art.  4.  II  y  aura  quatre  Compagnies  d' Artillerie  ä  pied 
organisies  comme  Celles  de  la  Ripublique  frangaise,  et  composies 
de  la  maniire  suivante,  savoir:  1  Capitaine  en  premier.  1  Capi- 
taine en  second,  1  Lieutenant  en  premier,  1  Lieutenant  en  second 
^=  4,  1  Sergent-major,  4  Sergents,  1  Fourrier,  4  Caporaux,  4 
Artißciers,  12  Canoniers  de  P^  dasse,  36  Canoniers  de  ^®  classe, 

2  Tambours  -  68. 

Ces  Compagnies  seront  attachies  aux  quatre  Rigiments,  sui- 
vant  leur  numiro  1.  2.  3.  et  4.  En  cas  d^augmentation,  VAHillerie 
recevra  la  force  diterminee  pour  le  pied  de  guerre. 

Art.  5.  A  Vexpiration  du  premier  engagement,  il  sera  crH 
huit  appointis  par  chaque  compagnie  de  Grenadiers  et  de  Fü- 
siliers, qui  jouiront  de  la  haute  paye  attribuie  ä  ce  titre  d'an- 
cienneti. 

Art.  6.  La  sdde,  les  appointements  et  les  masses  des  quatre 
Regiments  suisses,  seront  itablis  et  payis  sur  le  meme  pied,  que 
ceux  de  V Infanterie  de  ligne  frangaise.  IjCS  compagnies  de  Ca- 
noniers seront  payies  comme  V  Artillerie  frangaise  ä  pied.  Les 
militaires,  qui  feront  partie  de  ces  corps  de  troupes,  auront  les 
meines  droits  ä  la  pension  de  retraite,  lorsqu'üs  auront  le  temps 
de  Service  däermin4  par  la  loi,  ou  lorsqu'ils  auront  regu  de  bles- 
sures  au  service  de  la  Ripublique  frangaise.    Les  Officiers,  Sous- 
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Offitners  et  Soldats  suisses,  qui  aurant  seroi  soU  en  France,  soit 
en  Piimont,  apris  avoir  düement  justifid  de  leurs  Services  ante- 
rieurs  ä  la  prisente  capUtdation,  en  jauiront  pour  obtenir  la  pen- 
sion  de  retraüe,  Les  uns  et  les  autres  pourront  en  jouir  dans 
leur  pays,  ou  dans  tel  Heu  de  la  France  qu^ils  choisiront  pour 
leur  domicüe. 

Art.  7.    Les  Suisses  qui  seront  admis  dans  ces  Rigimenis, 

devrant  äre  de  Vage  de  18  ä  40  ans,   de  la  taille  de  5  pieds  2 

|:  pouces,   ou  1  mHre  678  millimHres  au  moins,   et  n'avoir  ancune 

infirmiti.  Es  contracteront  Venga^e^nent  de  servir  fidilement  /a 
Ripuhlique  frangaise,  pendant  quatre  ans;  ä  Vexpiration  de  cet 
engagement,  ils  seront  libres  de  se  rengager  pour  2,  4,  6  ou  8  ayis, 
Le  Gouvernement  frangais,  pour  faciliter  la  premihe  levie  des 
hommes  de  recrues,  fera  payer  entre  les  mains  des  Conseih  d'ad- 
ministration  de  chaque  Regiment  suisse,  la  somme  de  quinze  mille 
huit  Cent  quarante  francs,  pour  le  complet  de  chaque  Compagnie 
de  Grenadiers  de  quatre  vingt-huit  hommes,  non  cotnpris  les  offi- 
ciers,  Celle  de  dix-neuf  mille,  quatre  cent  quarante  francs,  pour 
le  complet  de  chaque  Compagnie  de  Füsiliers  de  cent  huit  hommes, 
non  compris  les  officiers.  Celle  d'onze  mille,  cinq  cent  vingt  francs 
pour  le  complet  de  chaque  Compagnie  d' Artillerie  ä  pied  de  soi- 
xante-quatre  hommes,  non  compris  les  officiers.  Et  enfin  edle  de 
clnq-mUle-quatre-cent  francs,  pour  les  trente  hotnmes  du  petit  Etat- 
major  d'un  Regiment,  Les  sommes  ainsi  stipuUes  pour  les  Com- 
pagnies  de  Grenadiers,  de  Füsiliers,  d' Artillerie  ä  pied  et  du 
petit  Etat-major,  seront  payies  par  le  Gouvernement  frangais,  pur 
tiers  et  d^avance,  entre  les  mains  des  ConseUs  d'administration  de 
chaque  Regiment,  savoir:  Le  premier  tiers,  arant  la  formation  des 
Regiments.  Le  second  tiers,  lorsque  les  Capitainen  auront  jusfifii 
par  les  revues  des  Inspecteurs,  qu*ils  ont  le  quart  de  leur  Com- 
pagnie prfsent  sous  les  armes.  Et  le  troisihne  tiers,  lorsque  la 
moitU  de  la  Compagnie  sera  constatie  prisente  et  de  la  meme 
manihre.  Les  Conseils  d'administration,  en  se  conformant  sfric- 
tement  aux  lois,  arretis  et  riglement^  rendus  sur  la  comptabüiti 
des  troupes  frangaises,  däivreront  aux  Capitaines  les  sommes  qu'ils 
jugeront  nScessaires,  pour  payer  V engagement  et  les  frais  d'enröfe- 
ment  et  de  transport  jusqu*ä  Varrivie  des  recrues  au  Heu  de  leur 
destination.  Les  recrues  dateront  pour  leur  Service  du  jour  de 
leur  engagement,  mais  üs  ne  seront  compris  pour  la  solde  que  de 
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celui  de  leur  arrivie  au  dipdt  giniral  de  chaque  Regiment,  dÜer^ 
mini  par  le  Gouvernement  frangais.  Lea  Capüaines  devront,  sur 
le  prix  de  Vengagement  que  le  Conseil  d'administration  aura  jugi 
convenable  de  leur  allouer,  former  ou  compliter  le  sac  de  chaque 
recrue,  pourvu  de  ious  les  effets  de  petU  iquipement  nicessaires  ä 
un  Soldat.  II  sera  aUoui  aux  Capitaines,  pour  chaque  komme 
qui  se  rengagera,  savoir:  Cent  francs  pour  deux  ans,  Deux  cents 
francs  pour  quatre  ans.  Et  trois  cents  francs  pour  six  ans.  Les 
troupes  suisses,  au  nioyen  des  sommes  qui  leur  sont  allouies  pour 
le  rengagemefd,  n'auront  pas  droit  ä  la  haute  paye  accordie  aux 
SoUlats  frangais  en  pareil  cas.  Les  Capitaines  pourront  enrdler 
pour  six  ou  huit  ans,  et  il  sera  accordi  par  le  Gouvernement 
frangais  y  pour  chaque  homme  qui  contractera  Vengagement  de 
servir  six  ans,  la  somme  de  trois  cents  francs  et  quatre  cents 
francs  pour  huit  ans.  En  cas  d-  augmentation,  pour  porter  le^ 
Regitnents  ä  cinq  mille  hommes,  chaque  Regiment  recevra  une  fois 
payi  et  du  jour  que  les  Conseils  d'administration  en  recevront 
Vordre  du  Gouvernement  frangais,  la  somme  de  deux  cents  mille 
francs,  pour  chaque  mille  hommes  destinfs  ä  alimenter  les  Regi- 
ments, sur  le  camptet  de  quatre  mille  hommes. 

Art.  8.  Les  fonds  faits  pmir  la  masse  de  recrutement,  seront 
repartis  entre  les  Capitaines  des  Compagnies  de  Füsiliers,  d'apris 
les  dispositions  des  Conseils  d'administration  Uipulees  dans  Varticle 
ci'dessus.  Ces  Capitaines  devront  toujours  tenir  leurs  Compagnies 
au  complet,  et  lorsqu'un  Füsilier  passera  ä  VEtat-major  ou  aux 
Grenadiers,  le  prix  de  807i  engagement  sera  remis  au  Capitaine 
de  la  Compagnie  d'oii  il  sortira,  pour  qu'il  puisse  le  remplacer. 
Pour  faciliter  le  recrutement,  il  sera  accordi  chaque  annie  six 
congis  de  semestre  aux  Sous-officiers  et  Soldats  de  chaque  Com- 
pagnie et  un  d'Officier. 

Art.  9.  Un  Bataillon  composi  de  quatre  Compagnies  de  Gre- 
nadiers, pris  par  dÜachements  dans  les  diffirents  Regiments  suisses, 
ainsi  que  les  Officiers  d-Etat-major  nicessaires,  pourra  Sire  admis 
ä  faire  partie  de  la  garde  du  Gouvernement,  lorsque  le  Premier 
Consul  aura  düermini  Vipoque  et  les  dispositions  y  relatives. 

Art.  10.  La  place  de  Colanel- Giniral  des  Suisses  est  räablie; 
cet  Officier  supirieur  commandera  les  troupes  suisses  qui  seront 
ä  Paris,  et  ü  aura  la  surveillance  sur  les  autres.  II  sera  nommi 
par  le  Premier  ConsuL    II  y  aura  en  outre  deux  Giniraux  de 
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Brigade  suisses,  pour  surveiller  Vinsti'uction,  le  Service,  l'cidminiS' 
tration  et  la  discipline  des  4  Regiments  capittdis. 

Art.  11.  Les  Giniraux  de  Brigade,  les  Colonds,  les  Colo- 
nels  en  second,  les  Chefs  de  Bataillon  et  Majors,  seront  nommfs 
par  le  Premier  ConsuL  II  disposera  de  ces  emplois  en  faveur  des 
Officiers  suisses,  qu'il  jugera  les  plus  dignes  par  leur  ancienneti 
et  par  leurs  Services. 

Art.  12.  Les  Capitaines,  les  Lieutenants  en  pr emier  et  Lieu- 
tenants en  second,  et  les  Sous-Lieutenants  de  Grenadiers,  seront 
choisis  par  le  Premier  Consul  sur  la  proposition  du  Colonel-GSniral, 
et  la  Präsentation  du  Ministre  de  la  guerre,  parmi  les  officiers  du 
meme  gar  de  des  Rigiments  dont  üs  fönt  partie. 

Art.  13.  Les  Quart ier-nmUr es,  les  Capitaines,  les  Lieutenants 
et  Sous-Lieutenants  des  Compagnies  de  Füsiliers,  seront  igalement 
choisis  par  le  Premier  Consul  pour  la  premUre  fo^'mation  des 
cadres,  sur  la  proposition  des  Gouvernements  cantonaux.  Äpris 
cette  premihre  notnination,  les  emplois  de  Capitaines  et  de  Lieu- 
tenants se  donneront  ä  Vancienneti,  Les  Sous-Lieutenants  seront 
nommes  par  le  Colonel-G6niral  sur  la  prisentation  des  Capitaines 
de  chaque  compagnie;  mais  les  Capitaines  ne  pourront  les  prendre 
pour  cet  emploi,  que  dans  leurs  Cantons  respectifs,  ou  parmi  les 
Sous-officiers  du  Regiment  dont  ils  feront  partie.  Les  Quartiers- 
mattres  seront  igalement  nommis  par  le  Colonel-Giniral,  sur  la 
proposition  des  Capitaines  riunis  et  prisentis  par  le  Ministre  de 
la  guerre. 

Art.  14.  Le  Premier  Consta  nommera  igaleme)ü,  sur  la  pro- 
position du  Colonel  de  chaque  Rigiment,  approuvie  par  le  Colonel- 
Giniral  et  prisentie  par  le  Ministre  ou  le  Directeur  de  Vadminis- 
tration  de  la  guerre,  les  Adjudants-majors,  les  Porte-drapeaux, 
les  Aumoniers,  les  Ministres,  les  Juges  et  Chirurgiens.  Le  Juge 
aura  rang  de  Capitaine.  Les  Porte-drapeaux  seront  pris  parmi 
les  Sous-officiers. 

Art.  15.  Les  Adjudants-Sous-officiers,  le  Tamhour-major,  les 
Caporaux-Tatnbours  et  les  Prevots  de  chaque  Rigiment,  seront 
nommis  par  le  Colonel  sur  la  prisentation  des  Chefs  de  Bataillon. 
Les  Sous-officiers  et  Caporaux  des  Compagnies  seront  igalernent 
nommis  par  le  Colonel  sur  la  proposition  des  Capitaines  et  agriis 
par  les  Chefs  de  Bataillon.  Les  Musiciens  et  Mattres  -  ouvriers 
seront  choisis  par  le  Conseü  d'administration. 
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Art.  16.  Chaque  RSgiment  aura  un  Canseil  d'administration, 
qui  sera  composS  ainsi  qu'il  mit:  du  Colonel  ou  Cohnel  en  second, 
Prisidetit,  de  deux  Chefs  de  Bataillon,  de  quatre  Capitmnes,  et  de 
deux  SouS'officiers.  Le  Conseil  d'administraiion  du  BataiUon  des 
Grenadiers  suisses,  faisant  partie  de  la  garde  du  Gouvernement 
frangais,  sera  composi  du  Chef  de  BataiUon,  President,  d'un 
Capitaine,  d'u7i  Lieutenant,  d'un  Sous-Lieutenant,  et  d'un  Sous- 
officier.  Le  Conseil  d'administration  des  compagnies  d* Artillerie 
ä  pied,  sera  composi  du  Capitaine  en  premier,  President,  du  Lieu- 
tenant en  premier,  et  d'un  Sous-officier,  On  suivra  pour  la  for- 
maiion  de  ces  Conseüs  les  rigles  itablies  sur  le  meyne  objd  dans 
Varmie  frangaise. 

Art.  17.  Uuniforme  de  ces  Regiments  sera  diterminh  par 
le  Gouvernement  frangais. 

Art.  18.  Les  troupes  suisses,  qui  seront  au  Service  de  la 
France,  ne  seront  jamais  employies  que  sur  le  territoire  continental 
de  VEurope, 

Art.  19.  Elles  conserveront  le  libre  exercice  de  leur  rdigion 
et  de  leur  justice.  Les  hommes  qui  en  feront  partie  ne  seront 
judiciables,  dans  aucun  cas,  pour  les  düits  et  pour  les  faits  de 
discipline,  que  des  tribunaux  müitaires  suisses. 

Art.  20.  Les  troupes  suisses  seront  assimüSes  pour  le  rang 
et  le  serpice  ä  faire  aux  mimes  dispositions  et  rhglements  que  ceux 
adoptis  par  les  troupes  francaises,  exceptS  ce  qui  est  stipuU  ä 
Varticle  13. 

Art.  21.  11  pourra  itre  admis,  sur  la  prhentation  du  Land- 
ammann  de  la  Suisse,  vingt  jeunes  gens  de  VHdvitie  ä  Vicole 
pdytechnique  de  France,  apris  avoir  subi  les  examens  prescrits 
par  les  riglements  sur  cette  partie. 

Art.  22.  Les  Officiers  suisses  pourront  parvenir  ä  toutes  les 
charges  et  dignitis  mUitaires  qui  subsistent  en  France. 

Art.  23.  Si  des  circomtances  imprivues  nScessitaient  le  licen- 
dement  des  Bigiments  suisses  en  tout  ou  en  partie,  avant  Vexpi- 
ration  de  la  prisente  capitulation,  et  si  ä  cette  ipoque  le  Gou- 
vernement frangais  se  refusait  de  la  renouvder,  les  Officiers,  Sous- 
officiers  et  Soldats  qui  les  composeront,  recevront  un  traitement 
de  riforme,  proportionnS  aux  annies  de  Service,  et  respectivement 
aux  grades  qu'ils  auront  occupis. 
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Art.  24.     Dans  le  cas  oü  la  Suisse  se  trouveraü,   par  suite 
de  la  guerre,  menacie  d/un  pSril  imminent,  le  Gouvernement  fran- 
3  gaü,  8ur  la  riquisüian  formelle  de  la  DiHe  helvÜique  et  dixjours 

^  apris  qu'ü  Uaura  regue,  s'engage  d'envoyer  au  secours  de  la  Suisse 

f  la  tiwüii  des  Regiments  capüuUs,  ou  la  totcditi  si  les  circonstances 

|/  Vexigeaient  imphieusement,     Dks  cette  Spoque  les  appointeinents 

et  solde,  les  frais  de  route  et  de  transport,  seront  ä  la  charge  de 
la  puissance  requirante, 

jf.  Art.  25.   La  presente  capitulation  müitaire  durera  vingt-cinq 

\:-^  ans,  et  les  puissances  contractantes  pourront  enstiite  la  continuer 

V'.  ou  y  renoncer.    En  foi  de  quoi,    Nous  Ministre  pUnipotentiaire 

j-  de  la  Ripublique  frangaise,   et  Nous  Deputfn  de  la  DiHe  hdvi- 

f'  tique,  avons  signali  la  prisente  capitulation,  dont  les  ratifications 

seront  ichangies  d'ici  au  9  Brumaire  an  12  (1*"^  Novembre  1803) 
et  plus  tot  si  faire  se  peut.  Faxt  ä  double  entre  Nous,  ä  Fribourg 
le  4  VendSmiaire  an  12  de  la  Ripublique  frangaise  (27  Septembre 
1803). 


V' 


Levis  d^Affrt.  Le  Giniral  Nsy, 

:'  Charles  Pfyffkb. 

r  JeaN'Antoink  Herrekscbwaxd. 

V  FjiANgojS'Jos.  Andermatt, 

Amedee  de  Muralt. 
;  Fredkrjc  de  Roll. 

Pavl-äktoise  Togoenburü. 
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6.  (16.)  Die  zweite  Militärcapitulation  vom  28.  März  1812. 

(Nach  Hilty,  Jahrbuch  I,  S.  415.) 

NapoUon,  Empereur  des  Frangais,  Roi  d'Italie,  Protecteur 
de  la  Confidiration  du  Rhin,  Mediateur  de  la  Confidiration  suisse^ 
et  la  Dihte  helvitique,  au  nom  des  XIX  Cantons  de  la  Suisse, 
disirant  Mablir  sur  des  bases  plus  convenables  la  levie  et  Vorgani- 
sation  des  troupes  suisses,  que  la  France  entretient  ä  son  sennce, 
en  vertu  de  la  capitulation  militaire  conclue  le  27  Septembre  1803, 
ont  nommi  pour  leurs  pUnipotentiaires  ä  cet  effet,  savoir:  S,  M. 
VEmpereur  des  Frangais,  Roi  d'Italie,  Son  chambellan  Monsieur 
le  comte  Auguste  de  Talleyrand,  officier  de  la  Ligion  d'honneur, 


i 


—     145    — 

Envoyi  extraordinaire  et  Minidre  plinipotentiaire  de  Sa  Majesti 
en  Suisse;  et  la  DiÜe  de  la  CanfidircUion  suisse:  Messieurs  Ro- 
ddphe  de  Waitevüle,  GinSral  de  la  Confidiration,  ancien  Land- 
ammann de  la  Suisse  et  Ävoyer  du  Canton  de  Beme;  Jean  Conrad 
d^Escher,  Bourgmestre  du  Canton  de  Zürich;  Joachim  Pancrace 
ReuUi,  membre  du  petit  Conseil  du  Canton  de  St-Gaü;  Nicolas 
Heer,  Landammann  du  Canton  de  Glaris;  Auguste  Pidou,  membre 
du  petit  Conseil  du  Canton  de  Vaud;  lesquels,  aprhs  aroir  behänge 
leurs  pleinspouvoirs,  sont  convenus  des  articles  suivants, 

Art,  1.  S,  M.  rSmpereur  des  Francis,  Roi  d^Halie,  con- 
servera  et  entretiendra  ä  son  Service  quatre  Regiments  de  troupes 
suisses,  formant  en  totalitS  douze  mille  hommes,  non  compris  les 
EtatS'inajors, 

Art,  2,  Chaque  RSgiment  sera  composi  d'un  Mat-major,  de 
trois  bataülons  de  guerre,  d'un  demi-bataillon  de  dipot,  et  d'une 
compagnie  d'artiUerie. 

Art.  3.  Chaque  bataillon  de  guerre  comprendra  six  com- 
pagnies  de  cent-quarante  hommes  chacune,  savoir:  une  de  grena- 
diers,  une  de  voltigeurs,  et  qucUre  de  fusüiers.  Chaque  demi- 
bataillon  de  dipöt  sera  composi  de  trois  compagnies  de  fusüiers 
du  mime  notnbre  d'hommes, 

Art,  4,  U Organisation  des  Regiments,  des  bataillons  et  des 
compagnies  sera  la  mSme  que  celle  des  troupes  frangaises. 

Art,  5.  ConformSment  au  pricident  article,  l'Etat-major  de 
chaque  RSgiment  sera  composi  de  la  manih*e  suivante:  J  Colonel, 
1  Major,  3  Chefs  de  bataillon,  4  Adjudants-major,  1  Quartier- 
tnäitre,  1  Officier  payeur,  1  Adjudant-major,  Capitaine  d^habüle- 
ment,  1  Aumdnier,  1  Mini^tre,  1  Juge,  1  Chirurgien -major,  3 
Aide-Chirurgiens,  4  Sous-Aide-Chirurgiens,  8  Adjudants  •  Sous- 
officiers,  1  Tambour-major,  1  Caporal-Tambour,  8  Musiciens,  4 
Priv^s,  1  Mattre  Tailleur,  1  Mattre  Cordonnier,  1  Mattre  Gui- 
trier, 4  Maltres  Armuriers  =  46, 

Chaque  compagnie  sera  organisie  comme  ü  suU:  1  Capitaine, 
1  Lieutenant,  1  Sous- Lieutenant,  1  Sergent  -  major,  4  Sergents, 
1  Caporal-Fourrier,  8  Caporaux,  121  Grenadiers,  voltigeurs  ou 
fusiliers,  2  Tambours  =  140. 

La  compagnie  d'artülerie  attachie  ä  chaque  Rigiment  com- 
prendra :  1  Lieutenant,  1  Sous-Lieutetiant,  3  Sergents,  3  Caporaux, 
20  Canonniers,  2  Ouvriers,  40  Sddats  du  train  =  70, 

10 
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AH.  6,  La  solde,  les  appointetnefUs,  les  masses  des  quatre 
Rigiments  suisses  seront  itablis  et  payis  $ur  le  mSme  pied  que 
ceux  de  Vinfanterie  de  ligne  frangaise.  Les  müüaires  faisant 
partie  de  ces  corps  de  troupes  auront  les  mStnes  droits  ä  Ja  pen- 
sian  de  retraite,  lorsqu'üs  auront  le  temps  de  sermce  ditennini  par 
la  loi,  ou  lorsqu'üs  auront  regu  des  bless^ires  au  Service  de  la 
France,  lls  participeront  ä  tous  les  avantages  qui  pourraietit  Hre 
accordis  par  la  suite  aux  troupes  frangaises,  Les  Services  anti- 
rieurs  ä  la  capitulation  du  27  septembre  1803  seront  comptis  pour 
la  retraite,  lorsqu'ils  auront  iti  rendus  soit  dans  Vancienne  France, 
soit  dans  les  pays  riunis  au  ten'Uoire  de  V Empire.  Les  officiers, 
souS'Officiers  et  sddats  suisses  qui  auront  obtenu  leur  pension  de 
retraite  pourront  en  jouir  en  France  ou  dans  leur  pays. 

Art.  7,  Les  officiers  et  sous-officiers  qui  se  trouveraient  sup- 
primis,  d'apris  la  nouvelle  Organisation  des  quat^-e  Rigiments 
enträenus  au  service  de  France,  conserveront  leur  traitement  jus- 
qu'au  moment  de  leur  remise  en  adiviti.  lls  resteront  ä  la  suite 
des  Corps  et  y  feront  le  sermce  jusqu'ä  ce  qu'ils  soient  rüablis 
Selon  leur  grade  dans  les  premiers  emplois  vacants,  ou  ils  obtien- 
dront  leur  retraite  s'ils  en  ont  le  droit. 

Art.  8.  Les  Suisses  qui  seront  admis  dans  les  RegimentSf 
devront  itre  d'origine  Suisse,  de  Vdge  de  ringt  ä  quarante  ans,  de 
la  taiUe  de  cinq  pieds  deux  pouces  ou  un  mitre  678  miUimUres  au 
moins,  et  n'avoir  aucune  infirmit^;  nianmoins  le  nombre  d'hommes 
nicessaire  aux  compagnies  de  voUigeurs  pourra  etre  pris  au-dessous 
de  cette  taille;  mais  il  devra  avoir  au  moins  celle  de  4  pieds  9 
pouces,  ou  un  mMre  556  millimifres.  Ces  hotnmes  contracteront 
l'engagement  de  servir  avec  pdüiti  pendant  quatre  ans  S.  M. 
rEmpereur  NapoUon  et  ses  successeurs;  ä  Vexpiration  de  cet 
engagement  ils  seront  libres  de  se  rengager  pour  deux,  quatre,  six 
ou  huit  ans.  Les  congis  absolus  seront  düivris  quatre  fois  par 
an,  et  autant  qu'il  sera  possible  dans  le  premier  mois  de  cliaque 
trimestre,  aux  hommes  dont  l'engagement  sera  expiri  dans  le  tri- 
mestre  pricident.  Chaque  hotnme  qui,  ä  Vexpiration  de  son  en- 
gagement, fera  partie  d'une  armie  active^  ne  pourra  cependant  la 
quitter,  et  ü  sera  tenu  de  se  rengager  pour  deux  ans,  ä  moins 
qu'il  ne  veuille  le  faire  pour  un  plus  long  terme;  si  cependant  la 
guerre  se  termine  dans  la  pretnih'e  annie  de  son  rengagement,  il 
recevra  son  congi  ä  la  fin  de  la  campagne,  s'ü  le  demande. 
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Art.  9.  Les  remplacements  d'hommes  dam  les  Rigiments  capi- 
tulis  aurant  lieu  de  la  maniire  suivante:  Ä  dater  du  jour  de  La 
signature  de  la  prisente  capütdaiion,  le  Gouvernement  suüise  sera 
obligi  de  foumir  un  nombre  fixe  de  deux  müle  hotnmes  par  annSe, 
pour  remplacer  les  hommes  qui  seraient  morts  au  Service,  ceux  qui 
oUiendraient  leur  retraüe  pour  cause  de  blessures,  dHnßrmitis 
contracties  ä  la  guerre,  ou  d'ancienneti  de  Service,  et  ceux  qui, 
ä  l'expiration  de  leur  engagement,  recevront  leur  congi  absclu. 
Dans  le  cas  d'une  guerre  en  Italic  au  en  Ällemagne,  il  sera  tenu 
de  fournir  chaque  annie  müle  hommes  de  plus.  Pour  cette  levie 
extraordinaire  de  guerre  la  Stiisse  foumira  tous  les  trois  mois 
250  hommes;  la  premibre  levie  aura  lieu  trois  mois  aprh  que  la 
notification  de  Vitat  de  guerre  aura  iti  communiquie  ä  la  Suisse 
par  le  gouvemement  frangais.  Ces  levies  dureront  jusqu'ä  la 
conclusion  de  la  paix.  Le  gouvernement  suisse  s*engage  ä  faire 
parvenir  aux  dipots  de  recrutement  tous  les  hommes  qu*il  devra 
foumir,  Ces  dSpdts  seront  pla^is  prhs  des  frontih-es  de  la  Suisse. 
Le  Colonel-ghiiral  determinera  dans  quel  corps  ou  dans  quel  ba- 
taiUon  les  recrues  qui  seront  envoyies  annuellement,  devront  etre 
placies.  II  n'est  point  dSrogS  par  les  dispositions  ci-dessus  ä  Ven- 
gagement  que  la  Suisse  avait  contracti  de  fournir  3160  hommes 
le  P^  janvier  1812  et  500  hommes  du  P^  janvier  au  P^  mars 
suivant,  conformiment  ä  la  dftermination  de  la  DiÜe  du  lljuiUet 
1811.  Ceux  de  ces  hommes  qui  n'ont  pas  encore  Üi  fownis,  seront 
incessamment  envoyis  aux  depots  et  employis  ä  porter  les  Rigi- 
ments  suisses  au  complet  fixi  par  la  prisente  capitulation. 

Art.  10.  Le  gouvernement  suisse,  indipendamment  du  nombre 
d'hommes  qu'il  s'engage  ä  fournir  chaque  annie  pour  Ventretien 
des  quatre  Regiments  au  Service  de  France,  s'oblige  ä  remplacer 
ä  ses  frais  les  diserteurs  ä  mesure  qu'Hs  lui  seront  indiquSs.  II 
ne  sera  tenu  de  remplacer  que  ceux  qui  auraient  diserti  dans  les 
deux  premibres  annies  de  leur  arrivie  au  dipöt,  lorsqu'ü  aura 
rempli  Vengagement  exprimi  dans  Varticle  suivant. 

Art.  11.  Le  gouvemement  suisse  s'engage  ä  n'avoir  aucun 
Rigiment  au  Service  d'une  autre  puissance,  ä  rappeler  tous  les 
Suisses  qui  servent  ä  VUranger,  et  ä  faire  usage  pour  les  diter- 
miner  ä  rentrer  dans  leur  pays,  de  tous  les  moyens  de  persuasion 
et  d'autoriti  qui  sont  en  son  pouvoir. 
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Art,  12,  Le  recrutement  sera  faü  par  la  Canfidiratian  suisse. 
Les  officiers,  sous-offiders  et  soldats  pourront  itre  employis  de  gri 
par  les  Gouvernements  cantonaux,  lorsque  ceux-ci  jugeront  que 
leur  concours  peut  itre  utüe  au  succ^  du  recrutement.  Les  semes- 
triers  qu'employeront  les  Gouvernements  cantonaux  seront  sous  ce 
rajrport  ä  leur  disposüion. 

Art.  13.  Pour  acquüter  le  premier  prix  d' engagetnent  et  les 
frais  de  conduite,  soit  des  deux  mUle  homines  que  le  Gouvernement 
suisse  ^engage  ä  fournir  annudlement,  soit  des  mille  hmnmes  de 
plus  qu'il  s*oblige  ä  livrer  en  cos  de  guerre  en  lUdie  ou  en  Alle- 
magne,  alnsi  qu'il  est  dit  ä  Varticle  9,  ü  sera  mis  ä  sa  disposition 
une  somme  de  130  francs  par  komme,  laquelle  sera  prise  sur  la 
masse  de  recrutement  fixSe  ä  ISO  francs. 

La  Suisse  recevra,  par  avance  et  tous  les  quatre  mois,  un  tiers 
de  la  somme  accordie  par  S.  M.  pour  le  recrutement  annuel  des 
troupes  suisses.  Les  fonds  pour  la  levie  extraordinaire  de  guerre 
seront  Sgalement  fournis  par  avance.  Les  50  francs  qui  forment 
le  complSfement  de  cette  masse  seront  riservis  par  la  France  pour 
etre  employis  ä  la  premihre  mise  des  hommes  et  ä  leur  foumüure 
de  petit  Squipement,  suivant  les  rigles  Üablies  pour  les  recrues 
frangaises.  11  ne  sera  rien  alloui  pour  l'engagement  et  les  frais 
de  conduite  des  hommes  que  leurs  inßrmüis  ou  d'autres  motifs 
valables  feraient  refuser  lors  de  leur  arrivie  aux  dipöts,  ou  qui 
n'y  parattraient  pas,  soit  pour  cause  de  disertum,  soit  pour  tout 
autre  motif.  11  ne  sera  rien  alloui  pour  le  remplacement  des 
hommes  qui  auraient  diserti  leurs  drapeaux,  et  le  Gouvernement 
suisse  sera  tenu  d'y  pourvoir  ä  ses  frais.  Les  recrues  daterofU 
pour  leur  service  du  jour  de  leur  engagement,  mais  ils  ne  seront 
compris  pour  la  solde  que  du  jour  de  leur  arrivie  au  dipdt  de 
recrutement.  Les  fonds  pour  les  engagements  continueront  d'Hre 
administris  par  les  Conseüs  des  Rigiments.  Ce^  rengagements  ne 
fönt  point  partie  du  nombre  d'hommes  que  la  Suisse  s'engage  ä 
fournir  annuellement  par  Varticle  8  de  la  prisente  capitulation. 
ß  sera  alloui  ä  ces  Conseils  pour  chaque  komme  qui  se  rengagera, 
savoir:  Cent  francs  pour  deux  ans,  deux  cents  francs  pour  quatre  ans, 
trois  Cents  francs  pour  six  ans,  quatre  cents  francs  pour  kuit  ans. 

Art.  14.  II  sera  accordi  par  annie  deux  congis  de  semestre 
aux  souS'Officiers  ou  soldats  de  ckaque  compagnie,  et  un  congi  de 
semestre  d'officier. 
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Art.  15.  Vn  bataiUon  composi  de  quatre  compagnies  de  gre- 
7iadier8j  pris  par  ditachement  dans  les  diffirents  Regiments  suisses, 
ainsi  que  les  offieiers  d^EtaUmajor  nicessaires,  pourra  itre  admis 
ä  faire  partie  de  la  garde  impiriale,  lorsque  S,  M.  aura  dHer- 
mini  l'ipaque  et  les  dispositions  qui  y  sont  relatives. 

Art.  16.  La  place  de  Colonel  -  geniral  des  Suisses  est  con- 
servie.  Cet  officier  supirieiir  commandera  les  troupes  suisses  qui 
seront  ä  Paris  et  il  aura  la  surveillance  sur  les  autres;  ü  est 
noTMni  par  S.  M.  l'Empereur.  Le  ColoneUgeniral  regoit  les  rbgle- 
ments  d'administratian,  de  service,  de  cotnptabiliti,  et  en  fait  exi- 
cuter  toutes  les  dispositions.  11  y  aura  en  outre  deux  Ginirau^ 
de  brigade  suisses,  pour  »urveiller  Vinstruction,  le  service,  Vadmi- 
nistration  et  la  discipline  des  quatre  Regiments  capituUs. 

Art.  17.  Les  trois  bataillons  de  guerre  de  chaque  Regiment 
seront  commandis  par  le  Colonel;  le  demi-bataUlon  de  dipöt  sera 
coinmandi  par  le  major. 

Art.  18.  Les  Giniraux  de  brigade,  les  colonels,  les  chefs  de 
hataillon  et  majors  seront  nommis  par  S.  M.  VEmpereur.  II  dis- 
posera  de  ces  emplois  en  faveur  des  offieiers  suisses  qu'il  en  jugera 
les  plus  dignes  par  leur  ancienneti  et  par  leurs  Services. 

Art.  19.  Les  capitaines,  lieutenants  et  sous-lieutenants  de 
grenadiers  seront  choisis  par  S.  M.  VEmpereur,  sur  la  proposifion 
du  Colonel-glniral,  parmi  les  offieiers  du  mime  grade  des  Rigi- 
ments  dont  ils  fönt  partie. 

Art.  20.  Uavancement  aux  grades  de  capitaine  et  de  Heu- 
tenant  aura  lieu  dans  les  Regiments  oü  ces  emplois  seront  vacants; 
ils  seront  donnis  ä  Vancienneti  par  8.  M.  sur  la  proposition  du 
Colond-ginSral.  Les  sous-lieutenants  seront  nommis  par  VEm- 
pereur  sur  la  proposition  du  Colonel-gSniral;  la  moitii  sera  pri- 
sentie  au  Colonei-ginSral  par  les  capitaines  de  chaque  compagnie, 
et  ceuX'Ci  les  choisiront  parmi  les  sous-officiers  du  Regiment  dont 
ils  fönt  partie.  Lautre  moitii  sera  prise  dans  les  Cantons  qui 
n'auront  pas  un  nombre  d'officiers  proportionni  ä  celui  des  sei- 
dats  qu^äs  doivent  fournir,  et  eile  sera  prisentie  au  Cdonel-giniral 
par  le  Gouvernement  suisse  au  nom  des  Gouvernements  cantonaux. 
Les  quartier-mattres  seront  igalement  nommis  par  VEmpereur, 
sur  la  proposition  du  (kionel-giniral  et  sur  la  prisentation  des 
capitaines  riunis. 
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Art.  21.  S,  M.  VEmpereur  nommera  egalepnenf  sur  la  pro- 
Position  du  colonel  de  cluique  Regiment,  approuvie  et  prisentie 
jjar  le  Colonel-ghiiral,  les  adjudanta-majors,  les  porie-drapeaux, 
les  aumdniers,  les  ministres,  les  juges  et  les  chirurgiens.  Le  juge 
a  rang  de  capifaine;  les  porte-drapeaux  sont  pris  parmi  les  saus- 
officiers, 

Art.  22.  Les  adjudants-sous-officiers,  le  tambour-major,  l^ 
caparauX'tambours  et  prhots  de  chaque  Rigimefit  seront  nomniis 
par  le  colonel ,  su7'  la  Präsentation  des  chefs  de  bataillon.  Les 
sous'Officiers  et  caporatix  des  compagnies  seront  Sgalement  nomm/s 
par  lui,  sur  la  j^roposition  des  capitaines,  agreee  par  les  chefs 
de  bataillon.  Les  musiciens  et  maUreS'OuV'riers  sont  choisis  par 
le  conseil  d^adrninistration. 

Art.  23.  Le  conseil  d' (Administration  de  chaque  RfgUnent  et 
celui  du  bataillofi  de  grenadiers  suisses  qui  feront  partie  de  la 
garde  imperiale,  seront  composSs  d'aprks  les  rhgles  itablies  sur  le 
meme  objet  dans  Varmie  frangaise. 

AH.  24.  Les  troupes  suisses  au  service  de  France  ne  seront 
employies  qu'en  Europe  et  da^is  les  Ues  qui  en  fönt  partie. 

Art.  25.  Elles  conserveront  le  libre  exei'cice  de  leur  justice, 
et  les  hommes  qui  en  fönt  partie,  ne  seront  justidables  dans  au- 
cun  cas,  pour  les  dilits  et  les  faits  de  discipline,  que  des  tribunuux 
militaires  suisses.  Nianmoins  ceux  qui  voyagerai^it  ou  sijour- 
neraient  en  Suisse,  peuvent  Mre  jugis  par  les  tribunaux  du  pays 
pour  les  delits  qu'ils  y  commätraient  contre  les  autoritis  locales 
et  contre  Vordre  public. 

Art.  26.  Les  troupes  suisses  seront  assimüies  pour  le  rang 
et  le  sert^ice  ä  faire  aux  mSmes  di^ositions  et  riglements  que  ceux 
qui  sont  adoptis  pour  les  troupes  frangaises,  excepti  ce  qui  est 
stipuli  par  l'aHicle  24. 

Art.  27.  II  pourra  Stre  admis  sur  la  presentation  du  Land- 
amman  de  la  Suisse  vingt  jeunes  gens  $uisses  ä  l'icole  polytech- 
nique  de  France.,  aprh  avoir  subi  les  examens  prescrits  par  les 
riglements.  .  .         .  . 

Art.  28.  Les  officiers  suisses  pomront  parvenir  ä  toutes  les 
charges  et  dignitis  müitaires  qüi  subsistent  en  France. 

Art.  29.  Les  Regiments  suisses  prendront  rang  apris  les 
Regiments  frangais.     Leur  rang  parmi  les  Regiments  Strangers 


r 
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qui  mnt  au  nervice  et  ä  la  solde  de  la  France,  sera  rigli  d'apris 
leur  dafe  d'ancienneti. 

Art.  30.  Si  des  circonstances  imprSvues  rendaient  nicesaaire 
Je  licenciement  des  Regiments  suisses  en  tout  ou  en  partie,  avant 
Vexpiration  de  la  prSsente  capitulation,  ou  si  ä  cette  ipoque  le 
Gouvernement  frangais  se  refusetit  ä  la  renouveler,  les  offiders, 
sous-officiers  et  soldats  qui  les  composent,  recevront  un  traitement 
de  reforme  proportionni  ä  leurs  annSes  de  sei'vice  et  au  grade 
que  chacun  d'eux  aura  occupS. 

Art.  Hl.  Dans  le  cas  oii  la  Suisse  se  trouveraU  par  suüe 
de  guerre  menach  d*un  pirü  imminent,  S.  M.  UEmpereur  s'engage 
ä  envoyer  au  secours  de  la  Suisse,  sur  la  r^quisition  formelle  de 
la  DiMe  helvetique,  et  dix  jours  aprh  cette  riquisition,  la  moiU^ 
des  Regiments  capiiuUs,  ou  la  totaliti,  si  les  drconstances  l'exi- 
geaient  impMeusement ;  dis  cette  epoque  les  appointements  et  sdde, 
les  frais  de  route  et  le  transpori  seraient  ä  la  charge  de  lapuis- 
sance  requSrante. 

Art.  3*2.  La  capitulation  militaire  de  1803  est  abrog^e  par 
la  prisente  capitulation;  ceUe-ci  durera  vingt-cinq  ans  et  les  puis- 
sances  contractantes  pourront  ensuiie  la  continuer  ou  y  renoncer. 
En  foi  de  quoi  Nous  Envoye  extraordinaire  et  Ministre  pUni- 
potentiaire  de  S.  M.  l'Empereur  des  Frangais,  Roi  d'Italie,  Pro- 
tecteur  de  la  ConfMiration  du  Rhin.  MSdiateur  de  la  Suisse,  et 
Nous  Commissaires  plinipotentiaires  de  la  DiUe  de  la  Confidi- 
ration  suisse,  avons  signi  la  prisente  capitulation,  dont  les  rati- 
fications  seront  4changhs  ä  Paris  dans  Vespace  de  vingt  jours 
ou  plus  tot  »i  faire  se  peut. 

Fait  double  entre  nous  ä  Berne  le  28  mars  1812. 
R.  DE  Wattevillk.  Comte  Auguste  de  Talleykasd. 

J.    C.    Ü^EsCBEH. 

J.  Pancrace  Rbvttl  Par  le  Ministre, 

Xjcolas  Heeh.  le  Secritaire  de  Ugation, 

A.    PlDOU.  Fs.    ROUYKR. 


III 


Die  Periode  der  Rekonstruktion. 


Vorbemerkung. 

Der  Redaktor  dieser  Sammlung  betrachtet,  wa«  nach  dem  Sturze 
Napoleons  I.  und  der  dadurch  bedingten  Abschaffung  der  Mediations- 
verfassung geschehen,  unter  dem  Standpunkte  der  Wiedererschaffung 
der  Eidgenossenschaft.  Das  1798  gestürzte  Gebilde  der  alten  Eidgenossen- 
schaft hat  dafür  den  Namen,  aber  so  ziemlich  nur  diesen  gegeben.  Sie  wurde 
zunächst  eine  Wiedervereinigung  der  Kantone,  der  Kantone  der 
alten  Eidgenossenschaft  mit  solchen  neuerer  Formation.  Die  «  Orte  »  sind 
nicht  und  nie  mehr  geworden,  was  sie  gewesen  sind.  In  allen  Metamor- 
phosen von  1813—1815  hat  immer  der  Grundgedanke  gelegen,  dass  sich  eine 
Eidgenossenschaft  wiederum  bilden  müsse,  sei  es  auch  mit  lockerer m  oder 
festerm  Gefüge  und  einer  beschränkten  Centralgewalt.  —  Zur  Berich- 
tigung  der  im  Eingang  berührten  und  vieler  gleichartiger  Irrthümer,  welche 
in  der  Schweiz  Eingang  gefunden  haben,  muss  nachgetragen  werden,  dass 
die  Abschaffung  der  Mediationsverfas^ung  von  keiner  eidgen.  Behörde  be- 
schlossen worden;  dieselbe  war  eine  Fiction  der  vereinigten  Mächte 
und  ihrer  ausserordentlichen  Gesandten  in  der  Schweiz.  Die  in  Bern 
unter  den  Einflüssen  des  von  Mettemich  gebrauchten  Agenten  Senfft-Pitsach 
beschlossene  Aufhebung  kann  nicht  hieher  gezählt  werden.  —  Mit  dieser 
Einleitung  lassen  wir  die  rekonstruirenden  und  konstituirenden 
Aktenstücke  folgen. 


1.  (17.)  Uebereinkunft. 

(Vom  29.  Dezember  1813.) 

T«fps.  Absch.  (gedr.  Au»g.)  p.  b».  —  Bd.  iO  (R),  f.  0. 

Die  in  Zürich  versammelten  Gesandten  der  alteidgenössischen 
Stände  üry,  Schwyz,  Luzern,  Zürich,  Glarus,  Zug,  Freyburg, 
Basel,  Schaffhausen  und  Appenzell  beider  Rhoden  hohen,  bei 
reifer  Berathung  über  die  dermalige  bedenkliche  Lage  des  gemein- 
samen Vaterlandes,  sich  einmüthig  überzeugt,  dass  von  Aussen  her 
und  nach  den  im  Innern  der  Schweiz  vorgefallenen  Ereignissen 
die  gegenwärtige  Bundesverfassung,  so  wie  sie  in  der  Mediations- 
akte  enthatten  ist,  keinen  weitern  Bestand  haben  könne;  dass  (es)  aber 


—     153    — 

für  die  Wohlfahrt  des  Vaterlandes  hohe  NothwendigkeU  set/,  den 
aUen  eidgenössischen  Verband  nicht  nur  beizubehalten,  sondern  neu 
zu  befestigen;  zu  welchem  Ende  ihren  sätntlichen  Kommittenten 
folgende  Uebereinkunft  zu  möglichst  beschleunigter  Ratifikation 
vorgeschlagen  wird: 

1)  Die  beitretenden  Kantone  sichern  sich  im  Geiste  der  alten 
Bünde  und  der  seit  Jahrhunderten  unter  den  Eidgenossen  bestan- 
denen glücklichen  Verhältnisse  brüderlichen  Roth,  Unterstützung 
und  treue  Hülfe  neuerdings  zu, 

2)  Sowohl  die  übrigen  alteidgenössischen  Stände  als  auch  die- 
jenigen, welche  bereits  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  Bundes- 
glieder  gewesen  sind,  werden  zu  diesem  erneuerten  Verband  förm- 
lich eingeladen. 

3)  Zur  Beibehaltung  der  Eintracht  und  Ruhe  im  Vaterlande 
vereinigen  sich  die  beitretenden  Kantone  zu  dem  Grundsätze,  dass 
keine  mit  den  Rechten  eines  freien  Volkes  unverträglichen  TJntei- 
thanenverhältnisse  hergestellt  werden  sollen. 

4)  Bis  die  Verhältnisse  der  Stände  unter  sich  und  die  Leitung 
der  allgemeinen  Bundesangelegenheiten  näher  und  fester  bestimmt 
sind,  ist  das  alieidgenössische  Vorort  Zürich  ersucht,  diese  Leitung 
zu  besorgen. 

5)  Im  Gefühl  der  Dringlichkeit,  auf  die  Erklärungen  der 
Hohen  alliirten  Mächte  vom  20.  Dezember  dieses  Jahres,  welche 
auf  die  Stellung  der  Schweiz  bis  zu  einem  allgemeinen  Frieden 
Bezug  haben,  eine  angemessene  Antwort  zu  ertheilen,  sind  die 
beistimmenden  Stände  bereit,  hierüber  in  Unterhandlungen  zu 
treten. 

Actum  in  Zürich,  den  29.  Dezember  1813. 

Gemeineidgenössische  Kanzlei. 
Vom  31.  Dezember  1813  bis  20.  Januar  1814  durch  14  Stände  ratifiziert. 
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2.  (18.)  Entwürfe. 


A.  1.*) 

Bases  prinoipales 

d'nne  nonvelle  Constitution 

f6d6rale. 


§  1.  Les  Cantons  de  la  Con- 
fidiration  suisse,  savair  N,  N., 
se  garantisscnt  rfciproquement, 
d'apris  lesprincipes  du  nouveau 
pacte  fidiralf  leur  liberti  et  leur 
indipendance,  leur  terrüoire  et 
Ifiurs  constitutions  (aussitdt  que 
les  demOres  auront  äi  difini- 
tivement  statuies),  soU  contre  les 
puissances  Mrangires,  soit  contre 
Vagression  d'un  Canton  ou  d'nne 
faction  particuHire, 

§  2,  Les  contingents  de  troupes 
et  d'argerft  nicessaires  pour  l'exe- 
cution  de  cette  garantie  rici- 
proque  seront  fournispar  chaque 
Canton  dans  la  proportion  diß 
Hablie  et  ohservie  jusques  ici, 
sauf  toutefois  les  changements 
qui  pourraient  risulter  ä  cet 
4gard  du  ritablissement  des  an- 
ciennes  frontiires  de  la  Suisse, 
ainsi  que  de  la  rectification  des 
inigalitis  frappantes  qui   exis- 


k»  2. 

Grundlinien  eines  eidg^enössischen 
BundesvereinSy  sowie  dieselben 
von  der  eidgen.  Versammlung  lu 
Zürich  in  ihren  Sitanngen  vom 
5.,  7.,  8.y  9.  und  10.  Februar  1814 
berathen  worden  sind. 

Art.  1.  Die  Kantone  der 
Schweiz  ....  garantireti  sich 
wechselseitig,  nach  den  Beding- 
ungen des  neuen  Bundesvertrags, 
ihre  Freiheit  und  Unabhängig- 
keit, ihr  Gebiet  und  ihre  Ver- 
fassungen (sobald  solche  gehörig 
werden  festgesetzt  sein)  gegen 
fremde  Mächte  sowohl  als  gegen 
gewaltsame  Angriffe  einzelner 
Kantone  oder  Faktiotien. 

Art.  2.  Für  diese  wechsel- 
seitige Garantie  und  für  die 
Aufrechthaltung  des  Bundes 
stehen  die  Kantone  mit  allen 
ihren  Kräften  einander  bei;  die 
hiezu  erforderlichen  Truppen- 
und  Geldkontingente  wird  jeder 
Kanton  nach  dem  bereits  be- 
stehenden und  beobachteten  Mass- 
stab liefern,  mit  Vorbehalt: 
a)  derjenigen  Abänderungen, 
welche  die  Herstellung  der 


*)  Die  Protokolle  und  Akten  sind  deutsch ;  ausnahmsweise  findet  sich 
—  in  den  Akten  der  Kommission  —  eine  französische  Ohersetzung  des 
Enttourfes  der  «  Grundlinien  » ;  es  wird  nun  diese  hier  anfgenommen,  um 
den  Antrag  der  Kommission  zu  repräsentiren ;  der  deutsche  Text  (A.  2) 
gibt  die  von  der  Konferenz  adoptirte  und  den  Ständen  zur  Prüfung  mit- 
getheilte  Fassung.  Die  Abweichungen  sind  im  Verfolg  bemerkt  und  leicht 
erkennbar. 
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tent  entre  les  canüngenis  d'argent 
des  Cantons  les  plus  fortement 
imposis. 


§  3.  Dans  le  cos  d^un  danger 
pressant,  le  Canton  menaci  au 
dehors  ou  dans  son  intirieur 
peut  requSrir  le  secours  des  Can- 
tons les  plus  voisins;  si  le  danger 
continue,  et  surfout  dans  le  cas 
d'une  agression  Mrang^e,  Vau- 
torite  fSdirale  prend  les  düer- 
minatians  et  fait  les  disposUions 
uUirieures  qüe  lä  sürete  de  la 
pcUrie  exige. 

§  4.  Toute  (üliance  d'uri  Can- 
ton ou  de  quelques  Cantons  avec 
ufie  püissance  äran^h-e  est  inter- 


alten    Schweizergrenzen    in 
Hinsicht  auf  die  Truppen- 
und  Geldkontingente  erfor- 
dern könnte,  und 
h)  einer   billigen  Remedur  in 
Bezug  auf  einige  auffallende 
Ungleichheiten  unter  d^n  be- 
stehenden stärkern  Geldbei- 
trägen. 
*)Art.  3.  Sobald  durch  einen 
erfolgenden  FriedensscMuss  die 
künftige  Ausdehnung  der  Schwei- 
zergrenzen hinlänglich  bekannt 
sein   ivird,   soll  die  Tagsatzung 
ausserordentlich  versammelt  wer- 
den; sie  wird  alsdann  die  Bun- 
desverhältnisse der  Eidgenossen- 
schaft mit  denjenigen  Ländern 
förmlich  festsetzen,  die  nach  den 
so  bestimmten  und  grossmüthigen 
Versicheru7igen  der  hohen  ver- 
bündeten  Mächte    der   Schweiz 
zurückgegeben  oder  mit  ihr  ver- 
einigt werden  sollen. 

Art.  4.  In  Fällen,  wo  irgeml 
ein  von  aussen  oder  in  seinem 
Innern  bedrohter  Kanton  einer 
schnellen  Hälfe  bedürfen  würde, 
kann  er  die  nächstgelegenen  Kan- 
tone hierzu  aufmahnen.  Nähere 
Bestimmungen  und  Verfügungen 
hingegen  in  Bezug  auf  fortdau- 
ernde Hülfsleistung,  besonders  bei 
einem  äussern  Angriffe,  trifft  die 
gemeinsame  Bundesbehörde. 

Art.  5.  Jede  Allianz  oder 
Bündnis  eines  einzelnen  oder 
metirei'er  Kantone  mit  einer  frem- 


^)  Neu,  d.  h.  Zuaatz  infolge  der  Berathung. 
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dite.  Les  Cantons  peuvent  traiter 
en  particulier  pour  les  capitu- 
lations  miUtaires  ou  pour  des 
objets  inoins  importants,  icono- 
miques  ou  autres.  Mais  ces  trai- 
tis  doivent  itre  pttrUs  ä  la  con- 
naissance  de  la  DiHe^  afin 
quelle  puisse  s'assurer  quHls  ne 
contiennent  rien  de  contraire  au 
pacte  fediral,  aux  alliances  7ia- 
tionales  et  aux  droits  constitu- 
tio?inels  des  Cantons, 


§  5.  Pour  juf/er  les  contesta- 
tions  qui  s^ilheraient  entre  les 
Cantons  sur  des  questions  de 
territoire  ou  autres,  fanden  droit 
confidhal  est  ritabli  de  la  ma- 
niere  suivante  Les  parties  liti- 
(jantes  se  choisissent  des  arhüres  \ 
midiateurs,  et  ceux-ci,  dans  le 
cas  oü  ils  ne  pourraient  tomber 
d'accord,  nomment  un  aur-ar- 
bitre,  pour  dicider  la  difficultS. 
Dans  le  cas  oü  la  nomination 
d'un  sur-arbitre  ne  pourraü  itre 
convenue  ä  Vamiable,  il  appar- 
tient  ä  la  DiÜe  de  le  disigner. 

§  6.  Les  Cantons  entre  les- 
quels  il  s'est  üevi  un  diffirend 
ne  doivent  dans  aucun  cas  re- 
courir  aux  voies  de  fait  et  en- 
core  moins  aux  armes,  mais  ils 
suivront  exactement  la  voie  U- 
gale  indiquie  d-dessus. 

§  7.  Pour  assurer  la  trän- 
quilliti  et  Vunion  de  la  patrie, 


den  Macht  ist  untersagt.  Militär- 
kapittilationen  hingegen  und  Ver- 
träge über  mmder  ivichti^e,  (iko- 
nomische  oder  andere  Gegen- 
stände mögen  wohl  von  einzelnen 
Kantonen  geschlossen,  solleti  aber 
zur  Kenntnis  der  Tagsatzung 
gebracht  iverden,  damit  man  sich 
überzeugen  könne,  dass  solche 
weder  mit  dem  Bundesverein 
noch  mit  den  bestehenden  Bünd- 
nissen oder  mit  den  verfassungs- 
mässigen Hechten  anderer  Kan- 
tone in  einigem  Widerspruche 
stehen, 

Art.  6.  In  Riiksicht  auf  Terri- 
torial- oder  andere  Streitigkeiten, 
die  zwischen  den  Kantonen  selbst 
sich  ereignen  könnten,  wird  die 
aUeidgenössische  Rechtsform  auf 
folgende  Weise  hergestellt:  Die 
streitetiden  Theile  wählen  sich 
vermittelnde  Schiedsrichter,  und 
diese  letztern,  wenn  sie  zu  keinem 
Spruch  sich  vereinigen  können, 
wählen  einen  Obmann  zum  Ent- 
scheid des  Streites;  findet  auch 
die  Ernennung  eines  Obmanns 
Anstand,  so  kommt  dieselbe  der 
eidg.  Tagsatzung  zu. 

Art.  7.  Bei  allen  vorfallenden 
Streitigkeiten  sollen  die  betreffen- 
den Stände  sich  jeder  gewalt- 
samen Massregel  oder  sogar  Be- 
waffnung enthalten  und  den  vor- 
gezeichneten Rechtspfad  genau 
befolgen. 

Art.  8.  Zu  Beibehaltung  der 
Eintracht  und  Ruhe  im  Vater- 
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le  pacte  ßdercU  consacre  le  prin- 
cipe qu'ü  ne  pourra  Üre  ritabli 
en  Suisse  aucun  rapport  de  su- 
jition  incompatible  avec  les  droits 
d'un  peuple  libre. 

^^*  8.  Les  droits  de  traue  in- 
tirieure  et  de  traue  foraive  de- 
meurent  abolis,  comtne  contraires 
avx  relaOons  d'amüii  et  d'itroite 
fidiration  qui  existent  entre  les 
Cantons, 

§  9,  La  libre  circulation  des 
denries,  des  marchandises  et 
du  büaü  est  garantie,  sauf  les 
dMerminations  nicessaires  pour 
prhenir  le  monopole  usuraire  et 
l'accaparement. 

§  10.  Les  piages,  droits  de 
route  et  de  pontenage  actueUe- 
ment  existants  sont  conservis. 
Mais  aucun  Canton  ne  pourra, 
Sans  rapprobcUion  formelle  de 
la  DiHe,  ni  en  itablir  de  nou- 
veaux,  ni  hausser  ceux  qui  exis- 
tent, ni  en  prolonger  la  durie, 
b^ils  ont  üi  accordis  pour  un 
certain  nombre  d'annies. 

De  la  Dihte  et  du 
Canton  Dir ecteur. 

§  IL  La  DiUe  confidirale 
se  riunit  chaque  annie  ä  Zürich, 
le  premier  lundi  du  mois  de 
Juillet,  et  prolonge  sa  Session 
autant  que  les  circonstances 
Vexigent, 

§  12,  Le  vote  de  chaque 
Canton  est  inoncS  en  DiHe  par 
un  seul  dSputi;  mais  le  gouver- 


land  sollen  keine  mit  den  Rechten 
eines  freien  Volkes  unverträg- 
lichen Unterthanenverhältnisse  in 
der  Schweiz  hergestellt  werden. 

Art.  9.  Den  freundeidgenös- 
sischen Verhältnissen  gemäss  sol- 
len alle  Abzugsrechte  im  Innern 
der  Schweiz  abgeschafft  bleiben. 


Art.  10.  Die  freie  Zirkulation 
der  Landesprodukte,  Lebens- 
mittel ^  Kaufmannswaaren  und 
des  Viehs  bleibt  gesichert,  mit 
Vorbehalt  nothwendiger  Bestim- 
mungen in  Bezug  auf  Wucher 
und  schädlichen   Vorkauf. 

Art.  11.  Alle  dermaligen 
Zolle,  Weg-  und  Brückengelder 
in  der  Schweiz  verbleiben  in 
ihrem  Bestand.  Es  können  aber, 
ohne  förmliche  Zustimmung  der 
Tagsatzung,  weder  neue  errichtet 
noch  die  bestehenden  erhöht,  noch 
ihr  Bezug,  wenn  er  auf  bestimmte 
Jahre  beschränkt  war,  verlängert 
werden. 

Von  der  Tagsatzung  und 
dem   Vorort. 

Art.  12.  Die  eidgenössische 
Tagsatzung  versammelt  sich  all- 
jährlich in  Zürich  am  ersten 
Montag  im  Juli  (cU.  Heumonat) 
und  setzt  ihre  Sitzungen  nach 
Bedürfnis  fo^'t. 

Art.  13.  Von  jedem  Stand  hat 
nur  ein  Gesandter  die  Stimme 
seines  Kantons  in  der  Tagsatzung 
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nement  cantoncd  peut  lui  ad- 
joindre  autant  de  conseillers  et 
de  retnplagants  qu'ü  le  juge 
convenable. 

§  13.  lyaprhs  Vopinion  de 
quelques  membres  de  la  Com- 
mission  le  campte  des  votes  de- 
vraü  etre  simple,  c'est-ä-dire, 
que  chaque  Canton  n'aurait 
qu'une  seule  voix;  Vautrepartie 
de  la  commission  estime  qu'ü 
faudrait  accordef^  un  double 
vote  aux  deux  Cantons  les  plus 
populeux  seulefnent.  Quelque 
principe  que  Von  etablisse  ä  cet 
igard,  la  majoriti  absolue  des 
voix  dicidera,  sauf  les  cos  inon- 
eis  dans  les  §§  14  et  15, 


§  14,  Les  diclarations  de 
guerre  et  les  traitis  de  paix 
hnanent  de  la  Düte;  mais  l'assen- 
timent  des  trois  quarts  des  Can- 
tons est  nicessaire, 

§  15,  Les  alliances  et  les 
traitis  que  la  DiHe  concltU 
exigent  igalemetit  Vaveu  de 
trois  quarts  des  Cantons;  mais 
Us  ne  sont  pas  obligatoires  pour 
ceux  qui  n'y  ont  pas  concouru. 


§  16.    La  Diite  ordonne  le 
contingent  de  troupes  ditermini 


instruktionsmässig  zu  führen;  je- 
doch kann  die  Kantonsbehörde 
demselben  Deputirte  in  beliebiger 
Anzafd  beiordnen, 

Art.  14.  Es  wurde  lediglich 
der  doppelte  Kommis^ionsantrag 
in  den  Enttvurf  aufgenommen: 

Bei  Abstimmung  in  der  Tag- 
satzung sollte,  nach  der  Atisicht 
einiger  Kommissionsglieder,  jeder 
Kanton  eine  einfache  Stimme 
haben.  Nach  dem  Befinden 
einiger  anderer  Kommissions- 
glieder sollte  einzig  noch  den 
zioei  volkreichsten  Kantanen  ein 
gedoppeltes  Stimmrecht  einge- 
räumt werden. 

Bei  der  einen  oder  der  an- 
dern Zählungsweise  entscheidet 
die  absolute  Stimmenmehrheit, 
mit  Ausnahme  der  in  den  Ar- 
tikeln 15  und  16  angeführten 
Fälle. 

Art.  15.  Die  Kriegserklär- 
ungen und  Friedensschlüsse  gehen 
von  der  Tagsatzung  aus;  jedoch 
ist  die  Genehmigung  von  drei 
Vierttheilen  der  Kantone  erfor- 
derlich, 

Art.  16.  Zu  den  gleichmässig 
durch  die  Tagsatzung  zu  schlies- 
senden  Bündnissen  ist  ebenfalls 
die  Genehmigung  von  drei  Viert- 
theilen der  Kantone  vonnöthen; 
dieselben  sind  aber  unverbind- 
lich für  Kantone  die  nicht  bei- 
treten wollen. 

Art.  17.  Die  Tagsatzung  ver- 
fügt über  das  Truppenkontingent, 
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pamr  ckaque  Canton  par  Vari,  2 
et  prend  {FaUleurs  touies  les 
mesures  neeessaires  pour  la  su- 
reU  de  la  Suisse  et  pour  Fexf- 
cuiicn  des  dispcsüions  contenues 
dans  Vart,  P\  Elle  a  le  mime 
droäj  si  des  troubles  survenus 
dans  un  Canion  menacent  le 
repos  des  autres  Cantons. 

§  17.  II  appafiient  ä  la  DiHe 
de  nommer  et  rSvoquer  les  en- 
voyis  de  la  ConfidSration  au- 
pris  des  puissances   itranghres. 

§  18,  Des  Diites  extraordi- 
naires  sont  convoquies,  P  lorsque 
le  CatUan  directeur  le  juge  ni- 
cessaire ;  2^  sur  la  demande  ex- 
presse  de  cinq  Cantons, 


§  19.  Les  fonctions  du  Direc- 
toire  fidircd  sont  confiies  au 
Canton  de  Zürich, 

§  20.  Le  Directoire  avertü 
les  Cantons,  si  leur  conduite  les 
uns  envers  les  autres  compromet 
le  repos  de  la  Suisse,  ou  s*il  se 
passe  dans  leur  intirieur  quel- 
que  chose  d'irrigulier  et  de  con- 
traire  soit  au  pacte  fidiral,  soit 
aux  constitutions  cantonales  pla- 
des  sous  sa  garantie. 

§  21.  Le  Bourgtnestre  en 
Charge  du  Canton  directeur  est 
en  mime  temps  President  de  la 
Confidiration  et  de  la  Didte.  II 
dirige  la  correspondance  jour- 
nalüre    et    les   autres   affaires. 


^Tfidkes  jeder  Kantom  laut  Art.  2 
zu  stMem  hat,  uml  mmmU  alle 
für  die  SicherMi  der  Scktreic 
und  für  die  Au^üki^ng  der  im 
Art,  1  enthaUeneH  Verfügungen 
Höthigen  Massregeln.  Das  näm- 
liche Beckt  hat  sie^  yrenn  in  einem 
Kantone  Unruhen  e9Uständen. 
wodurch  die  Buhe  der  üln^igen 
bedroht  icürde, 

Art.  18.  Der  Tag$at:zunij 
kommt  die  Abordnung  und  Zu- 
rückherufung  gemeineidgenössi- 
scher Gesandten  zu, 

Art.  19.  Ausserordentliche 
Tagsatzungen  werden  zusammen- 
berufen : 

a)  trenn    der    Vorort    solches 
nothtrendig  findet; 

b)  a uf  bestimtntes  Begeh ren  von 
fünf  Kantonen. 

Art.  20.  Die  Stelle  eines  eid- 
genössischen Vororts  ist  dem  Kan- 
ton Zürich  aufgetragen. 

Art.  21.  Der  Vorort  warnt 
die  Kantone,  wenn  ihr  Betragen 
gegen  einander  die  Buhe  der 
Schweiz  in  Gefahr  setzen  könnte ^ 
oder  wenn  in  ihrem  Innetm  etwas 
Unregelmässiges,  dem  Bundes- 
vereine oder  den  garantirten 
Kantonalverfassungen  Zuwider- 
laufendes vorgehen  würde, 

Art.  22.  Der  Amtsbürger- 
meister des  Vororts  ist  zugleich 
Präsident  des  eidgenössischen 
Bundes  und  der  Tagsatzung, 
Er  leitet  die  täglich  vorfallende 
Korrespondenz  und  andere  Ge- 
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Les  ministres  des  puissances 
4trangires  lui  remettent  leurs 
lettres  de  creance  et  de  rappel 
^t  s^adressent  ä  lui  pour  toutes 
les  nSgociations. 

§  22,  Les  affaires  fidiraUs 
qui  exigent,  sott  une  dilibirafion 
plus  approfondie,  soit  des  dis- 
positions  pr^aratoires ,  seront 
communiquies  par  le  President 
de  la  Confidiration  ä  l'autorüi 
que  le  gouvernement  du  CarUan 
directeur  aura  disignie  ä  cet 
effet,  Dans  les  cas  d'une  hatUe 
importance  on  appellera  aussi 
aux  düibirations  des  Conseillers 
fidSraux,  dont  la  Diite  se  ri- 
serve  la  nomination. 


§  23.  Pour  refnplir  les  fonc- 
lions  que  la  Constitution  lui  aitri" 
bue,  le  Canton  directeur  aura 
ä   ses   ordres   une  Chancellerie 


Schäfte.  Ihm  übergeben  die  Mi- 
nister der  fremden  Mächte  ihre 
BeglaubigungS'  und  Zurückbe- 
rufungsschreiben und  wendeti 
sich  an  ihn  in  allen  Unterhand- 
lungen. 

Art.  23.    Doppelte    Fassung: 

Erster  Vorschlag :  Eidge- 
nössische Angelegenheiten^  welche 
eine  nähere  Berathung  oder  Ein- 
leitung erfordern,  werden  von 
dem  Bundespräsidenten  derjeni- 
gen Behörde  vorgetragen,  welche 
der  Vorort  hiezu  bestimmen  wird; 
in  besonders  wichtigen  Fällen 
aber  sollen  zu  diesen  Berathungen 
eidgenössische  Bundesräthe  ein- 
berufen und  zugezogen  werden, 
deren  Ernennung  die  Tagsatzung 
sich  vorbehält. 

*) Zweiter  Vorschlag:  Die  di- 
plomatischen Geschäfte,  die  kei- 
nen Grad  von  Reife  erreicht 
haben,  um  der  Tagsatzung  vor- 
gelegt zu  werden,  besorgt  der 
Bun  despräsident.  Demselben 
wird  ein  eidgenössischer  Rath 
von  drei  Personen  durch  die 
Tagsatzung  beigeordnet.  Die  Ge- 
genstände und  Vorschläge  für 
die  Tagsatzung  werden  dem  Vor- 
ort zu  weiterer  Berathung  und 
Mittheilung  an  die  Kantone  vor- 
gelegt. 

Art.  24.  Dem  Vorort  ist  zu 
Erfüllung  seiner  verfassungs- 
mässigen Pflichten  eine  eidge- 
nössische Kanzlei  zugegeben,  die 


*)  Neu,  d.  h.  Zusatz  infolfj^e  der  Berathung. 


r— ^ 
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conf Mirale,  nommie  et  payie 
parlaDiUe,  sehn  les  disposüions 
qui  seront  itablies  dans  un  rhgle- 
ment  particulier,  Le  chef  de 
cette  chanceUerie  porte  le  titre  de 
Chancelier  de  la  Confidiratian 
et  est  placi  aupris  du  Prisident 
de  la  Confidiratian  comme  Con- 
seÜler  permanent, 

§  24.  Les  concordats  fidi- 
raux  et  les  arrStis  rendus  par 
les  Diites  depuis  1803,  lesquds 
ne  sont  pas  contraires  aux  prin- 
cipes  du  nouveau  pacte  fidiral, 
conservent  force  de  loi  jusques 
ä  ce  qu'üs  aient  iti  formellement 
rivoquis.  On  les  riunira  dans 
une  coUection,  qui  sera  prisentie 
incessamment  ä  la  revision  de  la 
Diite. 

§  25.  Soit  la  Constitution  fidi- 
rale,  soit  les  constitutions  parti- 
culiires  des  Cantons,  nouvelle- 
ment  revues  et  munies  du  sceau 
de  la  garantie  nationale,  seront 
diposies  dans  l'archive  de  la 
Confidiration. 

Bd.  20  (B),  f.  169—71. 


von  der  Tagsatzung,  nach  Vor- 
schrift eines  künftigen  Regle- 
ments, periodisch  ernannt  und 
besoldet  wird.  Der  Vorsteher 
dieser  Kanzlei  führt  den  Namen 
eines  Kanzlers  der  Eidgenossen- 
schaft, wird  auf  drei  Jahre  ge- 
wählt und  ist  dem  Bundespräsi- 
denten als  beständiger  Bath  zu- 
geordnet. 

Art.  25.  Alle  eidgenössischen 
Konkordate  und  Verkommnisse, 
sowie  die  Beschlüsse  der  Tag- 
satzungen seit  dem  Jahr  1803, 
die  den  Grundsätzen  der  neuen 
Bundesverfassung  nicht  entgegen 
sind,  verbleiben  bis  zur  förm- 
lichen Abänderung  in  gesetzlicher 
Kraft,  und  soll  die  Sammlung 
derselben  der  Tagsatzung  mit 
möglichster  Beförderung  zur  Re- 
vision vorgelegt  werden. 

Art.  26.  Sowohl  die  Bundes- 
verfassung als  die  neu  revidirte^t 
Kantonalverfassungen,  sobald  sie 
unter  die  Nationalgarantie  ge- 
nommen sind,  sollen  in  das  ge- 
meineidgenössische Archiv  nieder- 
gelegt werden. 

Bd.  137  (H)y  Beil.  B. 


B  (1.  2.).  (gnttoitrfe  toom  10.  nnb  31.  aRai. 

^(S  B  1  beaet^net  man  (ier  ben  $OTf(!^lQQ  ber  i^ommijfton  (infolge  einer  SBe« 

ratl^ung  b.  14.  bi§  26.  ^prtl),  al8  B  2  baS  @r0ebni§  ber  gefolgten  I9erat^ungen. 

gür  ben  %x\xd  xoxtb  bie  erße  Sfaffung  gu  ®cunbe  getegt  unb  baS  ^bgeftnberte 

xt\p.  ^tnaugetommene  in  9loten  bemerlt. 

%tx  %\Ul  ber  3»eiten  gfaffung  mag  l^ier  eingerflcft  merben: 
(EnttDurf  einer  ^unbeSoerfaffung  jiDtfc^en  \itn  XIX  ftanionen 

ber  S^toei).  —  (9{ad()  ben  bieSf&Qigen  Verätzungen  ber  augeroibentlt^en  eibge« 

11 
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nö|fif4en  Stagfa^ung  bom  10.  bis  ben  28.  JRax  1814  unb  nadft  bei  buri^  bte  pto» 
btfotif((e  fton^Iri  ber  StbQenoffen|(i(aft  beglaubigten  unb  ben  81.  ^ai  unb  4.  Crad^* 
monat  beSfelben  3a(re8  bur(!^  bte  Xagfa^ung  an  bte  etbgen&ffl|4en  @tdnbe  ber* 
fenbeten  amilt<ten  ^itt(etlung.) 

tBeibe  liegen  ni^i  MoS  ^onbf^rifiUit,  fonbern  aud^  im  S)ru(ie  bor,  bte  erfle 
Mo8  in  Sfolio  (6  6.),  bie  jteeite  au4  in  Ouart  (9b.  139,  I.  p.  62  a;  U.  70;  11 
Seilen). 


Entwurf  einer  Bundesverfassung  unter  den  XIX  Kantonen  der  Schweiz, 
von  der  am  6.  April  1814  niedergesetzten  diplomatischen 
Kommission  bearbeitet  und  der  eidgenössischen  Tagsatzung 
den  10.  Mai  desselben  Jahres  vorgelegt. 


Errichtung  des  Bundesvertrags  und  Gewährleistung 

der  Bundesglieder. 

Art.  1,  Die  XIX  souveränen  Kantone  der  Eidgenossenschaft, 
als  Uri,  Schwyz,  Vnterwalden,  Luzern,  Zürich,  Gla- 
ruSy  Zug,  Bern,  Freiburg ,  Solothurn,  Basel,  Schaff- 
hausen.  Appenzell  heider  Roden,  St.  Gallen,  Orau- 
banden,  Aargau,  Thurgau,  Tessinund  Waat,  verbinden 
sich  unter  einander  zur  Behauptung  ihrer  Freiheit,  Unabhängig- 
keit und  Sicherheit  gegen  alle  Angriffe  fremder  Mächte  sowohl 
als  für  die  Handhabung  der  Ruhe  itn  Innern. 

Sie  gewährleisten  sich  wechselseitig  ihre  Verfassungen,  so  wie 
dieselben  von  den  obersten  Behörden  jedes  Kantons  angenommen 
und  von  der  Tagsatzung  werden  anerkannt  werden. 

Sie  gewährleisten  sich  gegenseitig  ihr  Gebiet,  mit  Vorbehalt 
der  Berichtigungen  für  einzelne  Landestheile,  welche  unter  den 
Kantonen  einverstanden  und  von  der  lagsatzung  bestätigt  werden 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  2.  Jeder  Schweizer  ist  Soldat;  aus  der  waffenfähigen 
Mannschaft  wird  ein  Kontingent  von  30,006  Mann  gezogen,  aus- 
gerüstet und  organisirt. 

Die  übrige  waffenfähige  Mannschaft  soll  ebenfalls  in  den 
Waffen  geübt  und  so  organisirt  werden,  dass  das  Kontingent  in 
gleichem  Verhältnis  ergänzt  und  verstärkt  werden  kann. 
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Die  Truppen  zum  ersten  Kontingent  tcerden  von  den  Kan- 
tonen in  folgendein  Verhältnis  geliefert*) 

Art.  3.  Die  Geldbeiträge  zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  wer- 
den von  den  Kantonen  nach  folgendem  Verhältnis  entrichtet.**)  — 

Diese  Skala  ist  für  die  ersten  fünf***)  Jahre  unabänderlich 
festgesetzt;  nach  Verfluss  derselben  und  wenn  offenbare  Missver- 
häUnisse  zwischen  den  Beiträgen  einzelner  Kantone  vorhanden  sind, 
wird  die  Tagsatzung  eine  Revision  vofmehmen.  Eine  ähnliche 
Bevi^n  soll  späterhin  von  fünfzehn  zu  fünfzehn  Jahren  staUhaben. 

Die  Beiträge  für  die  von  der  Tagsatzung  festgesetzten  Ausgaben 
der  Bundeskasse  werden  ebenfalls  nach  der  obigen  Skala  geliefert. 

Art.  4.  Bei  Ausscheidung  der  Verhältnisse  mit  denjenigen 
Ländern,  welche  der  Schweiz  zurückgegeben  und  mit  ihr  ver- 
einigt werden  sollen,  werden  auch  die  von  denselben  zu  leistenden 
MannschaftS'  und  Geldbeiträge  bestimmt  werden. 

Art.  5.f)  Zur  Unterstützung  der  Geldbeiträge  der  Kantone 
soll  eine  Kriegskasse  gebildet  tcerden. 


*)  Der  BaumeniparDis  wegen  wird  die  blos  vorläufig  adoptirte  Skala 
hier  nicht  aufgenommen.  Za  bemerken  ist  dabei,  dass  die  oben  in  Ab- 
schnitt IL  Nr.  3  (13)  gegebenen  Zahlen  zu  Grunde  gelegt  sind;  mit  Aus- 
nahme von  Graubdnden,  das  nur  auf  2000  Mann  erhöht  wurde,  sind  nämlich 
alle  früheren  Ansätze  verdoppelt;  so  ergab  sich  als  neues  Total  30,006  Mann. 

**)  Auch  diese  Skala  wird  nicht  abgedruckt.  Man  beachte  übrigens, 
dass  dieselbe,  von  der  Reihenfolge  der  Stände  abgesehen,  schlechthin  die- 
jenige der  Mediationsakte  ist. 

***)  Abänderung:  drei. 

t)  Abgeändert  wie  folgt: 

Art,  5.  Zu  nachdrücklicher  Handhabung  der  Neutralität  der  Schweiz 
und  su(r)  Unterstützung  der  erforderlichen  Veriheidigungsmassnahmen  wird 
eine  gemeineidgenössische  Kriegskasse  angeordnet^  deren  Gehalt  bis  auf  den 
Betrag  eines  doppelten  Geldkontingentes  anw€Uihsen  soll. 

Diese  Kriegskasse  soll  ausschliesslich  nur  zu  Militärkosten  hei  eidge- 
nössischen Auszügen  angewendet  und  in  sich  ergebenden  Fällen  die  eine 
Hälfte  der  Ausgaben  durch  Einziehung  eines  Geldkontingentes  nach  der 
Skala  bestritten  und  die  andere  Hälfte  aus  der  Kriegskasse  bezahlt  werden. 

Zu  Bildung  dieser  Kriegskasse  soll  eine  Eingangsgebühr  auf  Waaren 
gelegt  werden,  die  nicht  zu  den  nothwendigsten  Bedürfnissen  gehören. 

Diese  Gebühren  werden  die  Gränzkantone  beziehen  ur^  der  Tagsatzung 
darüber  alljährlich  Rechnung  vorlegen. 

Der  Tagsatzung  wird  überlassen,  sotcohl  den  Tarif  dieser  Eingangs- 
gebühr  festzusetzen,  als  auch  die  Art  der  Rechnungsführung  darüber  und 
die  Massnahmen  zur  Verwahrung  der  bezogenen  Gelder  zu  bestimmen. 
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Zu  diesem  Ende  tvird  eine  Einfuhrgebühr  auf  diejenigen 
Waaren  gelegt,  die  nicht  allgemeines  Bedürfnis  sind  und  in  der 
Schiveiz  verbraucht  werden. 

Der  Ertrag  der  Kriegskasse  soll  zu  keinen  andern  Ausgaben 
als  zur  Bestreitung  von  Kriegskosten,  im  Fall  eidgenössischer  Aus- 
züge, verwendet  werden . 

Die  Tagsatzung  wird  den  Tarif,  die  Art  der  Erhebung  durch 
die  Zollstätten  der  Gränzkantone  und  die  Rechnungsablage  be- 
stimmen. 

Sie  wird  endlich  die  Summe  bestimmen,  nach  deren  Erreichung 
der  Bezug  eingestellt  werden  solle,  tvenn  durch  eine  Reihe  ruhiger 
Jahre  keine  Verwendung  des  Vorrathes  erforderlich  wäre. 

Art.  6.  Im  Fall  äusserer  oder  innerer  Gefahr  hat  jeder  Kan- 
ton das  Recht,  die  Mitstände  zu  getreuen  Aufsehen  aufzufordern. 

Wenn  in  einem  Kanton  Unruhen  ausbrechen,  so  mag  die 
Regierung  andere  Kantone  zur  Hülfe  mahnen;  doch  soll  sogleich 
der  Vorort  davon  benachrichtigt  werden;  bei  fortdauernder  Ge- 
fahr tcird  die  Tagsatzung  die  weitern  Massregeln  treffen. 

Im  lall  einer  plötzlichen  Gefahr  von  aussen  mag  zwar  der 
bedrohte  Kanton  andere  Kantone  zur  Hülfe  mahnen,  doch  soll 
sogleich  der  Vorort  davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden;  diesem 
liegt  ob,  die  Tagsatzung  zu  versammeln,  welcher  alle  Verfügungen^ 
zur  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  zustehen. 

Der  oder  die  gemahnten  Kantone  haben  die  Pflicht,  dem 
Mahnenden  Hülfe  zu  leisten. 

Im  Fall  äusserer  Gefahr  werdefi  die  Kosten  von  der  Eid- 
genossenschaft getragen;  bei  imiern  Unruhen  liegen  dieselben  auf 
dem  mahnenden  Kanton,  es  wäre  denn  Sache,  dass  die  Tagsatzung 
wegen  besonderer  Umstände  eine  andere  Bestimmung  treffen  würde. 

Art.  7.  Das  eidgenössische  Recht  in  Streitsachen  zwischen 
einzelnen  Kantonen  über  alle  Gegenstände,  die  nicht  durch  den 
Buyidesvertrag  gewährleistet  sind,  tvird  folgendermassen  festgesetzt. 

Jeder  der  zwei  streitenden  Kantone  tvähU  aus  den  Magistrats- 
personen anderer  Kantone  zwei,  oder,  tvenn  die  Kantone  darüber 
einig  fallen,  einen  Schiedsrichter. 

Wenn  die  Streitsache  zwischen  mehr  als  zwei  Kantonen  ob- 
waltet, so  wird  die  bestimmte  Zahl  von  jeder  Partei  gewählt. 

Diese  Schiedsrichter  vereint  trachten  den  Streit  in  der  Minne 
und  auf  dem  Pfad  der  Vermiftltmg  beizulegen. 
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Kann  dieses  nicht  erreicht  werden,  so  wählen  die  Schieds- 
richter einen  Obmann  aus  den  Magistratspersonen  eines  in  der 
Sache  unjyarteiischen  Kantons,  und  aus  welchem  nicht  bereits 
einer  der  Schiedsrichter  gezogen  ist. 

Sollten  die  Schiedsrichter  über  die  Wahl  des  Obmanns  beharr- 
lich verfallen,  und  einer  der  Kantone  darüber  Beschwerde  führen, 
so  wird  der  Obmann  von  der  Tagsatzung  gesetzt,  wobei  aber  die 
im  Streit  stehenden  Kantone  kein  Stimmrecht  Jiaben, 

De7'  Obmann  und  die  Schiedsrichter  versuchen  nochmals,  den 
Streit  durch  Vermittlung  auszugleichen,  oder  entscheiden  im  Fall 
allseitiger  Uebergabe  durch  Kompromissspruch.  Geschieht  abet' 
keines  von  beiden,  so  sprechen  sie  über  die  Streitsache  nach  deti 
Hechten  endlich  ab. 

Dei'  Spruch  kann  nicht  weiter  gezogen  werden  und  wird 
erforderlichen  Falls  durch  Verfügung  der  Tagsatzung  in  Voll- 
ziehung gesetzt. 

Zu  gleicher  Zeit  mit  der  Hauptsache  soll  auch  über  die  Kosten, 
bestehend  in  den  Auslagen  der  Schiedsrichter  und  des  Ohrmnns, 
entschieden  werden. 

Die  nach  obigen  Bestimmungen  gewählten  Obmänner  und 
Schiedsrichter  werden  von  ihren  Regierungen  des  Eides  für  ihren 
Kanton  in  der  obwaltenden  Streitsache  entlassen. 

Bei  allen  vorfallenden  Streitigkeiten  sollen  die  betreffenden 
Kantone  sich  jeder  gewaltsamen  Massregel  oder  sogar  Bewaffnung 
enthalten,  den  in  diesem  Artikel  festgesetzten  Rechtspfad  genau 
befolgen  und  dem  Spruch  in  allen  Theilen  Statt  thun. 

Art.  8.  Bündnisse  mit  freynden  Staaten  werden  von  gemeiner 
Eidgenossenschaft  geschlossen.  Jedes  Bündnis  eines  einzelnen  oder 
mehrerer  Kantone  mit  einer  fremden  Macht  ist  untersagt. 

Militärkapitulationen  und  Verträge  über  ökonomische  und 
Polizeigegenstände  mögen  von  einzelnen  Kantonen  mit  auswärtigen 
Staaten  geschlossen  werden;  sie  sollen  aber  weder  dem  Bundes- 
verein,  noch  bestehenden  Bändnissen,  noch  verfassungstnässigen 
Rechten  anderer  Kantone  zuwider  sein  und  zu  diesem  Ende  zur 
Kenntnis  de^'  Tagsatzung  gebracht  werden. 

*)  Art,  9.  Verträge  zwischen  einzelnen  Kantonen  für  gegen- 
seitige bewaffnete  Unterstützung  sind  aufgehoben.  Es  sollen  unter 


*)  Art.  9  und  10  wurden  in  der  Berathung  umgestellt. 
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denselben  keine  dem  Bundesverein  oder  den  Rechten  anderer  Kan- 
tone nachtheilige  Verbindungen  geschlossen  werden. 

Art  10.  Handdsverträge  mit  auswärtigen  Staaten  werden 
von  gesamter  Eidgenossenschaft  geschlossen. 

Art.  IL  Alle  Abzugsrechte  von  Kanton  zu  Kanton  sind 
abgeschafft. 

Die  Bestimmungen  über  Niederlassung,  Ankauf  von  Liegen- 
schaften und  deren  Zug  stehen  der  Kantonsgesetzgebung  zu.  Die 
Kantone  schliessen  darüber  mit  einander  besondere  Konkordate. 

Es  können  aber  keine  rückwirkenden  Verfügungen  in  Bezug 
auf  Liegenschaften  genommen  werden^  die  bis  anhin  angekauft  oder 
erworben  worden  sind. 

Art.  12.  Für  Lebensmittel,  Landeserzeugnisse,  Vieh  und 
Kaufmannswaaren  ist  der  freie  Kauf,  die  Aus-  und  Durchfuhr 
von  einem  Kanton  zum  andern  gesichert,  mit  Vorbehalt  der  er- 
forderlichen Polizeiverfügungen  gegen  Wucher  und  schädlichen 
Vorkauf. 

Diese  Polizeiverfügungen  sollen  für  die  eigenen  Kantonsbürger 
und  die  Einwohner  anderer  Kantone  gleich  bestimmt  werden. 

Art.  13.  Die  dermalen  bestehenden  ^  von  der  Tagsatzung 
genehmigten  Zölle,  Weg-  und  Brückengelder  verbleiben  in  ihrem 
Bestand.  Es  können  aber  ohne  Genehmigung  der  Tagsatzung 
weder  neue  errichtet,  noch  die  bestehenden  erhöht,  noch  ihr  Bezug, 
wenn  er  auf  bestimmte  Jahre  beschränkt  war,  verlängert  werden. 

Art.  14.  Es  soll  in  der  Schweiz  keine  Unterthanenlande 
geben,  und  keine  Klasse  der  Kantonsbürger  von  dem  Genuss  der 
politischen  Rechte  ausgeschlossen  sein. 

Rechte  und  Befugnisse  der  Tagsatzung. 

Art.  15.  Die  souveränen  Kantone  übertragen  die  in  den 
nachfolgenden  Artikeln  festgesetzten  Rechte  und  Befugnisse  einer 
Tagsatzung,  welche  die  oberste  Bundesbehörde  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  ist. 

Art.  16.  Die  Tagsatzung  trifft  aUe  für  die  Sicherheit  der 
Schweiz  und  die  Behauptung  der  Neutralität  erforderlichen  Mass- 
regeln. Sie  verfügt  zu  diesem  Zweck  über  das  Truppenkontingent, 
dessen  Ergänzung  und  Verstärkung. 
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Sie  bestimmt,  tvie  die  Inspektion  des  Kontingents  vorgenommen 
werden  soll*) 

Der  General  und  der  Generalstab,  sowie  die  eidgenössischen 
Obersten,  werden  von  der  Tagsatzung  ernatmt  und  nach  Mass- 
gäbe  des  Bedürfnisses  in  Dienst  gerufen.**) 

Art.  17,  Sie  verfügt  über  die  im  Artikel  3  bestimmten  Geld- 
beiträge, 

Sie  setzt  die  jährlichen  Beiträge  in  die  Bundeskasse  fest  und 
prüft  die  Rechnung  über  deren  Verwendung, 

AH,  18,  Sie  entscheidet  über  Verwaltung  und  Verwendung 
der  Kriegskasse  nach  den  in  Art,  5  enthaltenen  Grundlagen, 

Art,  19,  Sie  trifft***)  die  erforderlichen  Verfügungen  im 
FaU  fortdauernder  Unruhen  in  einem  Kanton,  oder  wenn  die- 
selben die  Buhe  anderer  Kantone  gefährden. 

Art,  20,  Kriegserklärungen,  Friedensschlüsse  und  Bündnisse 
gehen  von  der  Tagsatzung  am;  doch  ist  die  Genehmigung  von 
drei  Viertheilen  der  Kantone  erforderlich. 

Art.  21.  Sie  schliesst  Handelsverträge  mit  auswärtigen  Staaten, 

Art,  22,  Der  Tagsatzung  kmnmt  die  Abordnung  und  Zurück- 
berufung aller  eidgenössischen  Gesandten  zu. 

Art,  23,  Sie  hat  endlich  diejenigen  Attribute,  welche  ihr  in 
dem  Artikel  7  vom  eidgenössischen  Becht  und  im  Artikel  13  über 
Zolle,  Weg-  und  Brückengelder  vorbehalten  sind. 

Organisation  der  Tagsatznng. 

Art.  24.  Die  Tagsatzung  besteht  aus  den  Gesandten  der 
XIX  Kantone,  welche  nachf)  den  Instruktionen  ihrer  Begierungen 
stimmen. 


*)  Gestrichen. 

**)  Zusatz:  Art.  16,  (h  8):  Die  Tagsatzung  bestimmt  eine  Oberauf. 
sieht  über  die  Ausrüstung  und  Büdung  der  von  den  Kantonen  zu  stellen- 
den Truppenkontingente;  sie  lässt  sich  äUjährlich  einen  Bericht  sowohl 
über  den  Zustand  der  Mannschaft  derselben  als  der  erforderlichen  Armatur- 
und  Kriegsbedürfnisse  vorlegen.  Sie  wacht  darüber,  dass  diese  Kontingents- 
truppen  sich  stets  in  brauchbarem  und  dem  Zweck  entsprechendem  Zu- 
stande befinden, 

***)  Einschaltung-,  nach  Anleitung  des  Art.  6,  .  .  . 

f)  Einschaltung:  den  Vorschriften  der  Bundesverfassung  und  . .  . 
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Art,  25,  Die  Tagsatzung  versammelt  sich  ordenüicherweise 
alljährlich  den  ersten  Montag  im  Heumonat  und  setzt  ihre  Ver- 
richtungen nach  Bedürfnis  fort, 

Art.  26,  Ausserordentlichertveise  wird  die  Tagsatzung  ver- 
sammelt, entweder  wenn  der  Vorort  eine  solche  nothwendig  er- 
achtet, oder  auf  bestimmtes  Begehren  von  fünf  Kantonen, 

Art,  27,  Die  näcJistkommende  Tagsatzung  wird  einen  so  viel 
möglich  im  Mittelpunkte  der  Schweiz  liegenden  Ort,  der  nicht 
Kantonshauptort  ist,  festsetzen,  an  weichein  künftig  die  getvohnten 
jährlichen  Tagsatzungen  versammelt  werden  sollen, 

De^'  erste  Gesandte  des  Kantons  Zürich,  als  Vorort,  führt 
den  Vorsitz, 

Aussero7'dentliche  Tagsatzungen  werden  nach  Zeit  und  Um- 
ständen an  einen  schicklichen  Ort  ausgeschrieben, 

Art.  28,  Von  jedem  Stand  hat  nur  ein  Gesandter  die  Stimme 
des  Kantons  zu  führen;  doch  kann  der  Kanton  Deputierte  in 
beliebiger  Zahl  beiordnen. 

Wenn  bei  den  Kantonen  Unterwaiden  und  Appenzell,  welche 
in  ganz  gesonderte  Theile  getheilt  sind,  die  Instruktionen  verschieden 
sind,  so  (*  inrd  die  Kantonsstimme  nicht  gezählt;  die  Gesandten 
mögen  aber'^)   ihre  Instruktionen  in's  Protokoll  eintragen  lassen, 

Art,  29.  Bei  dem  Abstimmen  ivird  jede  Kantonsstimme  ein- 
fach gezählt,  und  bei  allen  Verfügungen  und  Beschlüssen^  die  in 
die  Befugnisse  der  Tagsatzung  gelegt  sini,  entscheidet  die  absolute 
Mehrheit,  und  soll  die  Minderheit  der  Mehrheit  folgen;  Kriegs- 
erklärungen, Friedensschlüsse  und  Bündnisse  jedoch  können  nur, 
nach  dem  Artikel  20,  von  drei  Viertheilen  der  Kantone  erkannt 
und  geschlossen  iverden, 

Art,  30,  Das  Protokoll  und  die  Akten  der  Tagsatzung  sollen 
in  deutscher  Sprache  verfasst  werden, 

Leitung  der  Bundesgeschäfte.*'^)   Kanzlei.**)  Sohlnssbestimmungen. 

AH.  31.  Die  Leitung  der  Geschäfte,  wenn  die  Tagsatzung 
nicht  versammelt  ist,  wird  durch  gegenwärtigen  Bundesvertrag  dem 
Kanton  Zürich  übertragen.  Die  Regierung  dieses  Kantons  wird 
diese  Leitung  mit  den  ehemaligen  bis  zum  Jahre  1798  bestandenen 
Befugjxissen  besorgen, 

*)  Abänderung:  mögen  die  Gesandten  .  .  . 
**;  Einschaltung:  Eidgenössischei'  Roth,  Eidgenössische  (Kanzlei). 


r^- 
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Art.  32.  Ihr  übe^'gebm  zu  Händen  der  übrigen  Stände  die 
Minister  der  fremden  Mächte  ihre  Beglaubigungs-  und  Zurück- 
berufungsschreiben und  andere  an  die  Eidgenossenschaft  gerichtete 
Mittheilungen. 

Art.  33.  Der  Vorort  hat  die  Obliegenheit,  die  Kantone  zu 
warnen,  wenn  ihr  Betragen  die  Buhe  der  Schweiz  in  Gefahr 
setzt,  oder  in  ihrem  Innern  etwas  dem  Bundesverein  Zuwider- 
laufendes vorgeht 

Art.  34.  Der  VoroH  wird  die  alljährlichen  Tagsatzungen  aus- 
schreiben und  die  Berathungsgegenstände  anzeigen;  die  Kantone 
können  ihre  besondern  Anträge  durch  den  Vorort  oder  durch 
eigene  Kreisschreiben  den  Ständen  mittheüen. 

Art.  35.  Der  Vorort  hat  das  Recht,  nach  Bestimmung  des 
Artikels  26,  ausserordentliche  Tagsatzungen  auszuschreiben. 

Art.  36.  Bei  ausserordentlichen  Umständen  und  wenn  die 
Tagsatzung  nicht  fortdauernd  versammelt  bleiben  kann,  wird  die 
Besorgung  der  Bundesangelegenheiten  einem  Roth  von  eidgenössi- 
schen Repräsentanten  übertragen. 

Der  Fall  ist  vorhanden: 

a)  ivenn  die  Schweiz  in  einen  Krieg  verwickelt  wird; 

b)  wenn  ein  auswärtiger  Krieg  ihre  Neutralität  bedroht f 

c)  wenn  die  Gränzen  der  Schweiz  besetzt  werden  müssen; 

d)  wenn  innere  Unruhen  den  Bundesverein  gefährden; 

e)  oder  wenn   endlich    wichtige   Angelegenheiten   der   Eid- 
genossenschaft mit  auswärtigen  Staaten  zu  erörtern  sind 

Die  Tagsatzung  entscheidet,  ob  de^'  eidgenössische  Rath  zu- 
sammenberufen werden  soll ;  sie  bestimmt  die  Dauer  seiner  Amts- 
venvaÜung  und  ertheilt  demselben  die  erforderlichen  Instruktionen. 

Mit  der  Eröffnung  der  gewöhnlichen  oder  einer  ausserordent- 
lichen Tagsatzung  hören  in  jedem  Fall  seine  Verrichtungen  auf, 
und  er  legt  über  seine  Geschäftsverwaltung  Rechenschaft  ab. 

Art.  37.  Der  eidgenössische  Rath  besteht  aus  sieben  Reprä- 
sentanten oder  Mitgliedern;  der  Vorort  Zürich  hat  in  dmiselben 
stets  ein  Mitglied,  das  den  Vorsitz  führt. 

Für  die  Wahl  der  übrigen  sechs  Mitglieder  sind  die  Kantone 
in  folgende  sechs  Klassen  getheiU: 

1)  Bern,  Luzern; 

2)  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden; 
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3)  Glarus,  Zug,  Schaffhausen,  ÄppmzeU;*) 

4)  Freiburg,  Solothum,  Bdsd; 

5)  St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau; 

6)  Thurgau,  Tessin,  Waat. 

Die  mit  der  Schweiz  zu  vereinigenden  Kantone  werden  obigen 
Klassen  beigefügt;  die  alljährliche  Kehrordnung  der  Kantone 
einer  Klasse  wird  bestimmt  werden,  wenn  diese  Vereinigung  neuer 
Kantone  festgesetzt  sein  wird. 

Art.  38.  Die  Mitglieder  des  eidgenössischen  Käthes  werden 
von  den  Kantonsregierungen  aus  den  ersten  Magistratspersone7i 
gewählt. 

Die  Kantone  einer  jeden  Klasse  wechseln  unter  sich  nach 
Ablauf  eines  Jahres,  welches  den  1.  Heumonat  anfängt  und  den 
JiO.  Brachmonat  des  folgenden  Jahres  endet. 

Wenn  aber  der  eidgenössische  Roth  in  dieser  Jahresfrist  nicht 
versammelt  worden  ist,  so  bleibt  die  Wahl  bei  den  gleichen  Kan- 
tonen, die  in  letzterm  Jahr  an  der  Kehr  waren. 

Art.  39.  Die  Kosten  der  Reise  und  des  Aufenthaltes  der 
eidgenössischen  Repräsentanten  tverden  aus  der  Bundeskasse  ver- 
gütet; die  Tagsatzung  wird  ihren  Gehalt  bestimmen. 

Art.  40.**)  Die  eidgenössische  Kanzlei  zur  Besorgung  der 
Geschäfte  bei  der  Tagsatzung,  dem  eidgenössischen  Roth,  wenn 
derselbe  versammelt  ist,  und  dem  Vorort  besteht  aus  einem  Kanzler 
und  einem  Staatsschreiber,  die  von  der  Tagsatzung  durch  absolute 
Mehrheit  auf  vier  Jahre  gewählt  werden,  nach  dieser  Zeit  aber 
wieder  wählbar  sind.  —  (44.) 

Die  Tagsatzung  wird  deren  GehaU,  welcher  aus  der  Bundes- 
kasse  bestritten  wird,  festsetzen. 


*)  Um  Stellungen:  Appenzell  vor  Schoffhausen ;  —  Basel  vor  Solo- 
thum; —  Graubünden  vor  St.  Gallen;  —   Waat,  Thurgau,  Tessin. 

**)  In  diesen  letzten  §§  fanden  in  den  Originalakten  Umstellungen 
statt;  hier  genfigt  es,  die  veränderten  Nummern  anzugeben. 

Neue  Artikel: 

41.  Die  Nationahchuld,  so  wie  derselben  Betrag  unterm  1.  November 
1H04  mit  3,118,336  Schweizerfranken  festgesetzt  worden,  bleibt  anerkannt. 

42.  Der  kanonische  Fortbettand  der  Klöster  und  Kapitel  und  die 
Sicherheit  ihres  Eigenthums,  soweit  es  von  den  Kantonsregierungen  abhfingt, 
sind  gewährleistet ;  ihr  Vermögen  ist,  gleich  anderm  Privatgot,  den  Steuern 
und  Abgaben  unterworfen. 
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Sie  wird  ferner  ihre  Verhältnisse  zum  Vorort  und  die  Ge- 
Schäftsbesorgung  durch  ein  eigenes  Reglement  bestimmen. 

Art.  41.  Das  Siegel  der  Eidgenossenschaft  ist  das  Feldzeichen 
der  alten  Schweizer:  ein  weisses,  freistehendes  Kreuz  im  rothen 
leide,  samt  der  Umschrift:  Schweizerische  Eidgenossen- 
schaft. —  (45.) 

Art.  42.  AUe  eidgenössischen  Konkordate  und  Verkommnisse, 
sowie  die  Beschlüsse  der  Tagsatzung  seit  dem  Jahr  1803,  die  den 
Grundsätzen  des  gegenwärtigen  Bundesvertrags  nicht  entgegen  sind, 
verbleiben  bis  zur  förmlichen  Abänderung  in  ihrern  bisherigen 
Bestand,  und  soll  die  Sammlung  derselben  der  Tagsatzung  zur 
Revision  vorgelegt  wei'den.  —  (40.) 

Art.  43.    Sowohl  gegenwärtiger  Bundesoertrag  als  auch  die 

Kantonalverfassungen,  sobald  sie  von  der  obersten  Bundesbehörde 

anerkannt  sind,  sollen  in  das  eidgenössische  Archiv  niedergelegt 

werden. 

Absch.  (Bd.  140),  Beil.  G,  K. 


C.  Entwurf  vom  8.  August. 

Auf  Grund  des  Entwurfes  B  2  hatten  am  18.  Juli  n«iue  Verhandlungen 
in  der  Tagsatztuig  begonnen,  die  bis  6.  August  fortgesetzt  wurden.  Am 
8.  August  legte  die  Gesandtschaft  von  Luzern  einen  Gegenvorschlag  ein,  der 
von  einigen  Gesandten  im  Stillen  vereinbart  worden  war,  und  empfahl 
denselben  angelegentlich  behufs  baldiger  Einigung  aller  Stände.  Die  weitern 
Berathungen  über  die  Entwürfe  fanden  nun  in  «  Konferenzen  >  statt. 


Z  Die  XIX  souveränen  Kantone  der  Schweiz,  als , 

vereinigen  sich  durch  den  gegenwärtigen  Bund  zur  Behauptung 
ihrer  Freiheit,  Unabhängigkeit  und  Sicherheit  gegen  alle  Angriffe 
fremder  Mächte  und  zur  Handhabung  der  Ruhe  und  Ordnung 
im  Innern.  Sie  gewährleisten  sich  gegenseitig  ihre  Verfassungen 
und  ihr  Gebiet,  so  wie  dasselbe  theils  dermalen  besteht,  theUs  in 
Bezug  auf  die  angesprochenen  Landestheile  nach  dem  Beschluss 
vom  1.  August  1814  auf  dem  schiedsrichterlichen  Pfade  wird  aus- 
gemitteU  und  bestimmt  icerden. 

II.  Zur  Handhabung   dieser   Gewährleistung  wird   aus  der 
waffenfähigen  Mannschaft  eines  jedefi  Kantons,   nach  dem  Ver- 
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hciltnis  von  2  Mann  auf  100  Seelen  Bevölkerung,  ein  Kontingent 
gebildet.  Die  Truppen  werden  von  den  Kantonen  geliefert  wie  folgt: 

(Skala :  fehü.) 

Diese  Skala  ist  auf  ein  Jahr  festgesetzt  und  soll  von  der 
TagsatzuJtg  des  Jahres  1815  durchgesehen  und  nach  obigem  Grund- 
satz berichtigt  werden. 

111  Die  Geldbeiträge  zu  Bestreitung  der  Kriegskosten  teer- 
den  von  den  Kantonen  nach  folgenden  Verhältnissen  entrichtet: 

(Skala:  fehlt.) 

Die  übrigen  Ausgäbest  des  gesamten  Bundes  teer  den  auf  gleiche 
Weise  unter  den  Kantonen  vertheilt. 

Diese  Vertheilung  der  Geldbeiträge  ist  ebenfalls  für  ein  Jahr 
güüuj  und  soll  durch  die  Tagsatzung  vom  Jahr  1815  durchgesehen, 
berichtigt  und  den  Beschwerden  einiger  Kantone  (die)  mögliche 
Abhülfe  verschafft  werden. 

Zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  soll  überdies  eine  Kriegs- 
kasse errichtet  'und  zu  diesem  Zwecke  eine  Gebühr  auf  Kauf- 
mannswaaren,  die  nicht  zu  den  ersten  Bedürfnissen  gehören,  be- 
zogen werden. 

Die  Tagsatzung  bestimmt  den  Tarif  und  verfügt  über  dei'en 
Erhebung,  Rechnungsablage  und  Aufbewahrung. 

IV.  Die  Tagsatzung  besorgt  die  Angelegenheiten  des  Bundes. 
Sie  besteht  aus  den  Gesandten  der  XIX  Kantone,  welche  nach 
den  Instruktionen  ihrer  Regierungen  stimmen.  Jeder  Kanton  hat 
eine  Stimme.  Sie  versammelt  sich  in  der  Hauptstadt  des  jeweiligen 
Vorortes :  ordentlicherweise  alle  Jahre  am  ersten  Montage  im  Heu- 
monat, —  ausserordentlicherweise,  wenn  der  Vormi  dieselbe  aus- 
schreibt, oder  auf  das  Begehren  von  fünf  Kantonen. 

Der  im  Amt  stehende  Bürgermeister  oder  SchuÜheiss  des 
Vorortes  führt  den  Vorsitz. 

Die  Tagsatzung  erklärt  Krieg  und  schliesst  Frieden;  sie 
allein  errichtet  Bündnisse  mit  auswäHigen  Staaten;  doch  sind  für 
diese  wichtigen  Unterhandlungen  drei  Vierttheile  der  Kantons- 
stimmen erforde^iich.  In  allen  übrigen  Verfügungen,  die  durch 
den  gegenwärtigen  Bund  der  Tagsatzung  übertrageti  sind,  ent- 
scheidet die  absolute  Mehrheit. 

Handelsverträge  tcerden  von  der  Tagsatzung  geschlossen. 

Militärkapitulationen  und  Verträge  über  ökonomische  und 
Polizeigegenstände  mögen  von  einzelnen  Kantonen  mit  auswärtigen 
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Stauten  geschlossen  werden;  sie  sollen  aber  weder  dem  Bundes- 
verein  noch  verfassungstnässigen  Rechten  anderer  Kantone  zu- 
wider sein. 

Eidgenössische  Gesandte,  wenn  deren  Abordnung  nothwendig 
erachtet  wird,  werden  von  der  Tagsatzung  ernannt  und  abberufen. 

Die  Tagsatzung  trifft  alle  erforderlichen  Massregeln  für  die 
äussere  und  innere  Sicherheit  der  Eidgenossenschuft.  Sie  ordnet 
im  Einverständnis  mit  den  Kantonsregierungen  eine  Aufsicht  über 
die  Bildung  und  Ausrüstung  der  Kontingentstruppen  an,  bestimmt 
ihre  Organisation  und  verfügt  über  deren  Verwendung  und  Ge- 
brauch. Sie  ernennt  auch  den  General  und  die  eidgenössischen 
Obersten. 

Die  Tagsatzung  hat  die  Befugnis,  bei  wichtigen  Umständen 
und  wenn  sie  nicht  fortdauernd  versammelt  bleiben  kann,  eine 
Kommission  zu  Besorgung  besonderer  Bundesgeschäfte  zu  ernennen; 
jedoch  sind  dafür  drei  Vierttheile  der  Kantonsstimmen  e^'f order- 
lich. Die  Tagsatzung  ertheilt  derselben  die  erforderliche  Instruktion 
und  bestimmt  ihre  Dauer.  In  jedem  Fall  hört  die  Kommission  mit 
dein   Wiederzusammentritt  der  Tagsatzung  auf. 

V.  Die  Leitung  der  Bundesangelegenheiten,  wenn  die  Tag- 
satzung nicht  versammelt  ist,  wird  einem   Vorort  übertragtn. 

Der  Vorort  wechselt  unter  den  Kantonen  Zürich,  Bern  und 
Luzern  je  zu  zwei  Jahren  um,  welche  Kehrordnung  mit  dem 
1.  Januar  1815  ihren  Anfang  nimmt. 

Dem  Vorort  ist  eine  eidgenössische  Kanzlei  beigeordnet;  die- 
selbe besteht  aus  einem  Kanzler  und  einem  Staatsschreiber,  die 
von  der  Tagsatzung  gewählt  werden. 

VI.  Alle  Ansprüche  und  Streitsachen  zwischen  den  Kantonen 
über  Gegenstände,  die  nicht  durch  den  Bundesvertrag  gewähr- 
leistet  sind,  werden  an  das  eidgenössische  Recht  gewiesen.  Die 
Tagsatzung  wird  den  Gang  und  die  Formen  dieser  Rechtshand- 
lung festsetzen. 

VII.  Für  Lebensmittel,  Landeserzeugnisse  und  Kaufmanns- 
waaren  ist  der  freie  Kauf,  die  Aus-  und  Durchfuhr  von  einem 
Kanton  zum  andern  gesichert,  mit  Vorbehalt  der  erforderlichen 
Polizeiverfügungen  gegen  Wucher  und  schädlichen  Vorkauf.  Diese 
Verfügungen  sollen  für  die  eigenen  Kantonsbürger  und  die  Ein- 
wohner anderer  Kantone  gleich  bestimmt  werden. 
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Die  dermalen  begehenden,  von  der  Tagsatzung  genehmigten 
Zolle,  Weg-  und  Brückengelder  verbleihen  in  ihrem  Bestand.  Es 
können  aber  ohne  Genehmigung  der  Tagsatzung  weder  neue  er- 
richtet noch  die  bestehenden  erhöht,  noch  ihr  Bezug,  wenn  er  auf 
bestimmte  Jahre  beschränkt  war,  verlängert  werden. 

Die  Abzugsrechte  von  Kanton  zu  Kanton  sind  abgeschafft. 

VIIL  Der  Fortbestand  der  Klöster  und  Kapitel,  die  Sicher- 
heit ihres  Eigenthums  und  ihre  Gleichstellung  mit  allem  andern 
Privatgut  bei  Steuern  und  Abgaben  ist  gewährleistet. 

IX.  Die  helvetische  Nationalschuld,  deren  Betrag  im  November 
1804  auf  3,118,336  Franken  festgesetzt  worden,  bleibt  anerkannt, 

X.  Alle  eidgenössischen  Konkordate  und  Verkommnisse^  so- 
ivie  die  Beschlüsse  der  Tagsatzung  seit  dem  Jahr  1803,  die  den 
Grundsätzen  des  gegenicärtigen  Bundes  nicht  entgegen  sind,  ver- 
bleiben bis  zur  förmlichen  Abänderung  in  ihrem  bisherigen  Bestand, 
und  (es)  soll  die  Sammlung  derselben  der  Tagsatzung  vom  Jahre 
1815  zur  Revision  vorgelegt  werden. 

Abschied  (Bd.  J40),  p.  149—50, 


Z  wlsclienbemerkangreu  • 

I. 

Es  mag  als  eine  chronologische  Unregelmässigkeit  erscheinen,  dass 
obigen  Entwürfen  der  Bundesvertrag  vom  7.  August  1815  folgt;  diese  An- 
ordnung rechtfertigt  pich  aber  damit,  dass  die  Vertreter  der  Koalitions- 
mächte mit  einer  Note  vom  18.  August  den  Abschluss  einer  Bundesverfassung 
dringend  verlangten,  infolge  dessen  die  Verhandlungen  darüber  beschleunigt 
wurden,  am  8.  September  eine  vorläufige  Einigung  der  Mehrheit  wirklich 
stattfand,  und  der  unter  diesem  Datum  vereinbarte  Text  mit  demjenigen 
von  1815  fast  durchaus  wörtlich  Übereinstimmt. 

Die  Abweichungen  des  am  16.  August  resp.  8.  September  festgesetzten 
Wortlautes  werden  hienach  in  Fussnoten  angezeigt 

In  §§  II  und  III  werden  aber  auch  die  Anno  1816—17  getroffenen 
Änderungen  aufgenommen  —  als  zweite  Reihe,  um  dafür  keine  besondere 
Nummer  einschalten  zu  müssen.  —  Zu  den  Geldkontingenten  eei  noch  be- 
merkt, dass  darüber  eine  Tabelle  besteht,  welche  dieselben  auch  in  Brucb- 
theilen  bis  auf  '/s  herab  bestimmt.  (Vgl.  Offiz.  Samml.  1.  47.  48,  49.  Recueil 
off.  I.  57.  58,  59.) 

Pro  Memoria  wird  noch  ein  vom  4.  Oktober  1814  datirter  Vorschlag 
der  ürkantone  erwähnt,  dessen  Hauptinhalt  die  Bestimmungen  über  schieds- 
gerichtliches Verfahren  wiederholt. 
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IL 

Am  8.  September  wurde  der  Bundesvertrag  durch  13  und  2  halbe 
Stände,  die  als  zugehörig  erklärte  üehereinkunft  vom  16.  August  —  über  das 
Yer&hren  zur  Erledigung  der  von  einigen  Kantonen  erhobenen  Gebiets- 
nnd  Rechtsansprachen  —  von  14  Kantonen  und  2  Halbkantonen  förmlich 
angenommen,  unter  dem  19.  eine  bezügliche  Urkunde  genehmigt  und  eine 
Eidesformel  bestellt,  etc. 

Der  Urkunde  sind  folgende  Beschlüsse  zu  entheben : 

«  1)  Der  Bundesvertrag  zwischen  den  XIX  Kantonen  der  Schweiz, 
dessen  Inhalt  folgt,  wird  als  eine  wirkliche  eidgenössische  Verhandlung 
nach  der  bisher  für  die  Akten  der  Tagsatzung  üblichen  Form  unterschrieben 
und  besiegelt. 

«  2)  Die  besondere  Übereinkunft  vom  16.  August  1814  soll  dem  Bun- 
desverbrag  als  Zusatzartikel  beigerückt  und  mit  demselben  ausgefertigt 
werden.*) 

cS)  Die  beitretenden  Kantone  konstituiren  sich  als  schweizerische 
Eidgenossenschaft;  sie  erklären,  dass  sie  frei  und  ungezwungen  in  diesen 
Bund  treten,  denselben  im  Glück  wie  im  Unglück  als  Brüder  und  Eidge- 
nossen getreulich  halten,  insonders  aber  dass  sie  von  nun  an  alle  daraus 
entstehenden  Pflichten  und  Verbindlichkeiten  gegenseitig  erfüllen  wollen, 
und  damit  eine  für  das  Wohl  des  gesamten  Vaterlandes  so  wichtige  Hand- 
lung, nach  der  Sitte  der  Väter,  eine  heilige  Gewährschaft  erhalte,  so  ver- 
sprechen die  beitretenden  Kantone,  dass  sie  noch  im  Lauf  der  gegenwärti- 
gen Tagsatzung  diesen  ihren  Bund  nicht  allein  durch  die  bevollmächtigten 
Gesandten  eines  jeden  Standes  unterzeichnen  und  besiegeln  lassen,  sondern 
noch  durch  einen  theuren  Eid  zu  Gott  dem  Allmächtigen  beschwören  und 
bekräftigen  werden».**) 

Der  Wortlaut  des  geleisteten  Eides  und  die  Namen  der  45  Kantons- 
gesandten werden  hier  nicht  abgedruckt. 


•)  Dieser  Beschluss  —  samt  der  «  Übereinkunft »  —  verlor  durch  die 
nachfolgende  Entscheidung  des  Wiener  Kongresses  seine  Bedeutung. 

♦*)  Am  7.  August  1815  wurde  der  Schlusssatz  mit  Rücksicht  auf  die 
eben  vollzogene  Beschwörung  in  etlichen  Worten  abgeändert. 
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3.  (19.)  Bundes -Vertrag  zwischen  den  XXII  Kantonen  der  Schweiz. 

(Vom  7.  August  1815.) 
Offiz.  Sammlff.  I.  3-17.  Recueil  oflf.  I.  8—20.  Abschied  (I.)  158— 6L  (IIL)  Bell.  E. 


Im  Namen  öottes  des  Allmächtigen! 

§1.*) 

Die  XXII. ßouverainen  Kantone  der  Schweiz,  als  Zürich, 
Bern,  Luzern,  üri,  Schwyz,  ünterwalden,  Glarus, 
Zug,  Freiburg,  Solothurn,  Basel,  Schaffhausen, 
Appenzell  beider  Roden,  St.  Gallen,  Graubünden, 
Aargau,  Thurgau,  Tessin,  Waat,  Wallis,  Neuen- 
burg und  Genf,  vereinigen  sich  durch  den  gegenwärtigen 
Bund  zur  Behauptung  ihrer  Freiheit ,  Unabhängigkeit  und 
Sicherheit  gegen  alle  Angriffe  fremder  Mächte  und  zur  Hand- 
habung der  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern.  Sie  gewährleisten 
sich  gegenseitig  ihre  Verfassungen,  so  wie  dieselben  von  den 
obersten  Behörden  jedes  Kantons,  in  Uebereinstimmung  mit 
den  Grundsätzen  des  Bundes -Vertrags,  werden  angenommen 
worden  sein.    Sie  gewährleisten  sich  gegenseitig  ihr  Gebiet. 

§  II.**) 

Zu  Handhabung  dieser  Gewährleistung  und  zu  Behauptung 
der  Neutralität  der  Schweiz  wird  aus  der  waffenfähigen  Mann- 
schaft eines  jeden  Cantons,  nach  dem  Verhältnis  von  2  Mann 
auf  100  Seelen  Bevölkerung,  ein  Kontingent  gebildet.  Die 
Truppen  werden  von  den  Kantonen  geliefert  wie  folgt : 


♦)  §  I.  Statt  XXII:  XIX;  Wallis,  Neuenburg  und  Genf  mcht  genannt 
Am  Schluss :  <  wit  Ausnahme  jedoch  der  angesprochenen  Landestheile, 
so  lange  die  darauf  haftenden  Ansprüche  nicht  ausgetragen  und  beseitigt 
sind.»  —  Am  8.  September  getilgt, 

**)  §  IL  Reihenfolge  nach  der  Stärke  der  Kontingente;  daher  Bern 
voraus.  Total  30,006  Mann. 

Schlusssatz :  «  Diese  Skala  ist  auf  ein  Jahr  festgesetzt  und  soll  von 
der  Tagsatzung  des  Jahres  1815  durchgesehen  und  nach  obigem  Grundsatze 
berichtigt  werden  ». 
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berichtigt : 

Zürich 3858  Mann 

3700 

Bern 

4584       » 

5824 

Luzern . 

1734       » 

Uri  .... 

236       » 

— 

Schwyz 

»02       > 

— 

ünterwalden 

382       » 

-*) 

Glarus  . 

482       » 

Zug 

250       » 

— 

Freiburg 

.1240       » 

— 

Solothurn    . 

904       » 

Basel    . 

818       > 

— 

Schaffhausen 

466       » 

— 

Appenzell  . 

972       > 

**) 

St.  Gallen  . 

.     2630       » 

Graubünden 

.     2000       » 

1600 

Aargau 

.     2410       » 

Thurgau 

.     1670       » 

1520 

Tessin  . 

.1804       » 

— 

Waat    .      . 

.     2964       » 

-^ 

Wallis .      . 

.1280      » 

Neuenburg 

.     1000       » 

960 

Genf     . 

600       » 

880 

Total : 

.  32886  Mann 

33758 

Jk 


J 


■^ 


Diese  vorläufig  angenommene  Skala  soll  von  der  nächst 
bevorstehenden  ordentlichen  Tagsatzung  durchgesehen  und 
nach  obigem  Grundsatz  berichtiget  werden. 


§  in.***) 

Die  Geldbeiträge  zu  Bestreitung  der  Eriegskosten  und 
anderer  Ausgaben  des  Bundes  werden  von  den  Kantonen  nach 
folgendem  Verhältnis  entrichtet: 


*)  Spezifizirt:  Ob  dem  Wald  221;  Nid  dem  Wald  161. 
*♦)  unterschieden:  A.  R.  772;  I.  R.  200. 
•♦•)  Andere  Ordnung  der  Skala.  Total  490,507  Frk. 
Schlusssatz :  «  Diese  Yertheilung  der  Geldbeiträge  ist  ebenfalls  für  ein 
Jahr  gültig  und  soll  durch  die  Tagsatzung  yom  Jahr  1815  durchgesehen  » 
.  .  .  (werden).  —  Das  Obrige  gleich. 

12 
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berichtigt : 

Zürich  .      .      .      . 

.    Franken    77 1 53 

74000 

Bern     .      .      .      . 

»           91695 

104080 

Luzern 

»            26016 

26010 

üri      ...      . 

»              1184 

1180 

Schwyz 

»              3012 

3010 

Unterwaiden    . 

»              1907 

1910*) 

Glarus .      .      .      . 

*             4823 

3615 

Zug      .      .      . 

»              2497 

1250 

Freiburg 

*            18591 

18600 

Solothurn  . 

»             18097 

13560 

Basel   .      .      .      . 

>            20450 

22950 

Schaffhausen    . 

»              9327 

9320 

Appenzell  . 

»              9728 

9220**) 

St.  Gallen .      .      . 

»            39451 

39450 

Graubünden 

»            1 2000 

Aargau 

>            52212 

48200 

Thurgau 

»            25052 

22800 

Tessin  . 

»            18039 

18040 

Waat   .      .      . 

»            59273 

59280 

Wallis.      ,      . 

»              9600 

Neuenburg 

>            25000 

19200 

Genf     .      .      .      . 

»            15000 

22000 
539275 

Total 

l:  Franken  540107 

Diese  Yertheilung  der  Geldbeiträge  soll  ebenfalls  durch 
die  nächst  bevorstehende  ordentliche  Tagsatzung  durchgesehen 
und  mit  Rücksicht  auf  die  Beschwerden  einiger  Kantone  be- 
richtiget werden.  Eine  ähnliche  Revision  soll  späterhin,  wie 
für  die  Mannschafts-Kontingente,  von  20  zu  20  Jahren  statt- 
haben. 

Zu  Bestreitung  der  Kriegskosten  soll  überdies  eine  ge- 
meineidgenössische Kriegs-Kassa  errichtet  werden,  deren  Gehalt 
bis  auf  den  Betrag  eines  doppelten  Geld  -  Kontingents  an- 
wachsen soll. 

Diese  Kriegs -Kassa  soll  ausschliesslich  nur  zu  Militär- 
Kosten  bei  eidgenössischen  Auszügen  angewendet,  und  in  sich 


*)  Gesondert:  Ob  dem  Wald  11U5;  Nid  dem  Wald  805. 
♦♦)  Geschieden:  A.  R.  7720;  I.  R.  1500. 
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ergebenden  Fällen  die  eine  Hälfte  der  Ausgaben  durch  Ein- 
ziehung eines  Oeld-Kontingents  nach  der  Skala  bestritten  und 
die  andere  Hälfte  aus  der  Kriegs-Eassa  bezahlt  werden. 

Zu  Bildung  dieser  Kriegs-Kassa  soll  eine  Eingangsgebühr 
auf  Waaren  gelegt  werden,  die  nicht  zu  den  nothwendigsten 
Bedürfhissen  gehören. 

Diese  Gebühren  werden  die  Grenz-Kantone  beziehen  und 
der  Tagsatzung  alljährlich  darüber  Rechnung  ablegen. 

Der  Tagsatzung  wird  überlassen,  sowohl  den  Tarif  dieser 
Eingangsgebühr  festzusetzen,  als  auch  die  Art  der  Rechnungs- 
führung darüber  und  die  Massnahmen  zur  Verwahrung  der 
bezogenen  Gelder  zu  bestimmen. 

§IV. 

Im  Fall  äusserer  oder  innerer  Gefahr  hat  jeder  Kanton 
das  Recht,  die  Mitstände  zu  getreuem  Aufsehen  aufzufordern. 
Wenn  in  einem  Kanton  Unruhen  ausbrechen,  so  mag  die  Re- 
gierung andere  Kantone  zur  Hülfe  mahnen ;  doch  soll  sogleich 
das  (al.  der)  Vorort  davon  benachrichtigt  werden;  bei  fort- 
dauernder Gefahr  wird  die  Tagsatzung,  auf  Ansuchen  der  Re- 
gierung, die  weitem  Massregeln  treffen. 

Im  Fall  einer  plötzlichen  Gefahr  von  aussen  mag  zwar 
der  bedrohte  Kanton  andere  Kantone  zur  Hülfe  mahnen ;  doch 
soll  sogleich  das  Vorort  davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden; 
diesem  liegt  ob,  die  Tagsatzung  zu  versammeln,  welcher  alle 
Verfügungen  zur  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  zustehen. 

Der  oder  die  gemahnten  Kantone  haben  die  Pflicht,  dem 
Mahnenden  Hülfe  zu  leisten. 

Im  Fall  äusserer  Gefahr  werden  die  Kosten  von  der  Eid- 
genossenschaft getragen ;  bei  innern  Unruhen  liegen  dieselben 
auf  dem  mahnenden  Kanton,  es  wäre  denn  Sache,  dass  die 
Tagsatzung,  wegen  besondem  Umständen,  eine  andere  Be- 
stimmung treffen  würde. 

§  V.*) 

Alle  Ansprüche  und  Streitigkeiten  zwischen  den  Kantonen 
über  Gegenstände,   die  nicht  durch  den  Bundes -Vertrag  ge- 


*)  §  5,  sechster  Absatz :  statt  <  sich  nicht  vereinigen  können  »  :  beharr- 
lich verÜEillen. 
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währleistet  sind,  werden  an  das  eidgenössische  Recht  gewiesen. 
Der  öäng  und  die  Form  dieser  Rechtshandlung  sind  folgender- 
massen  festgesetzt: 

Jeder  der  zwei  streitenden  Kantone  wählt  aus  den  Ma- 
gistratspersonen anderer  Kantone  zwei,  oder,  wenn  die  Kan- 
tone darüber  einig  fallen,  einen  Schiedsrichter. 

Wenn  die  Streitsache  zwischen  mehr  als  zwei  Kantonen 
obwaltet,  so  wird  die  bestimmte  Zahl  von  jeder  Partei  ge- 
wählt. 

Diese  Schiedsrichter  vereint  trachten  den  Streit  in  der 
Minne  und  auf  dem  Pfad  der  Vermittlung  beizulegen. 

Kann  dieses  nicht  erreicht  werden,  so  wählen  die  Schieds- 
richter einen  Obmann  aus  den  Magistratspersonen  eines  in 
der  Sache  unparteiischen  Kantons,  und  aus  welchem  nicht 
bereits  einer  der  Schiedsrichter  gezogen  ist. 

Sollten  die  Schiedsrichter  sich  über  die  Wahl  des  Ob- 
manns nicht  vereinigen  können  und  einer  der  Kantone  darüber 
Beschwerde  führen,  so  wird  der  Obmann  von  der  Tagsatzung 
gesetzt,  wobei  aber  die  im  Streit  stehenden  Kantone  kein 
Stimmrecht  haben.  Der  Obmann  und  die  Schiedsrichter  ver- 
suchen nochmals,  den  Streit  durch  Vermittlung  auszugleichen, 
oder  entscheiden,  im  Fall  allseitiger  Uebergabe,  durch  Kom- 
promiss-Spruch;  geschieht  aber  keines  von  beiden,  so  sprechen 
sie  über  die  Streitsache,  nach  den  Rechten,  endlich  ab. 

Der  Spruch  kann  nicht  weiter  gezogen  werden  und  wird 
erforderlichen  Falls  durch  Verfügung  der  Tagsatzung  in  Voll- 
ziehung gesetzt. 

Zu  gleicher  Zeit  mit  der  Hauptsache  soll  auch  über  die 
Kosten,  bestehend  in  den  Auslagen  der  Schiedsrichter  und 
des  Obmanns,  entschieden  werden. 

Die  nach  obigen  Bestimmungen  gewählten  Schiedsrichter 
und  Obmänner  werden  von  ihren  Regierungen  des  Eides  für 
ihrei)  Kanton,  in  der  obwaltenden  Streitsache,  entlassen. 

Bei  allen  vorfallenden  Streitigkeiten  sollen  die  betreffen- 
den Kantone  sich  jeder  gewaltsamen  Massregel  oder  sogar 
Bewaffnung  enthalten,  den  in  diesem  Artikel  festgesetzten 
Rechtspfad  genau  befolgen  und  dem  Spruch  in  allen  Theilen 
Statt  thun. 
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Es  sollen  unter  den  einzelnen  Kantonen  keine  dem  all- 
gemeinen Bund  oder  den  Rechten  anderer  Kantone  nach- 
theilige Verbindungen  geschlossen  werden. 

§  VII.*) 

Die  Eidgenossenschaft  huldigt  dem  Grundsatz,  dass  so 
wie  es,  nach  Anerkennung  der  XXII  Kantone,  keine  Ünter- 
thanenlande  mehr  in  der  Schweiz  giebt,  so  könne  auch  der 
Genuss  der  politischen  Rechte  nie  das  ausschliessliche  Privi- 
legium einer  Klasse  der  Kantonsbürger  sein. 

§  VIII.**) 

Die  Tagsatzung  besorgt,  nach  den  Vorschriften  des  Bundes- 
Vertrags,  die  ihr  von  den  souverainen  Ständen  übertrjagenen 
Angelegenheiten  des  Bundes.  Sie  besteht  aus  den  Gesandten 
der  XXII  Cantone,  welche  nach  ihren  Instruktionen  stimmen. 
Jeder  Kanton  hat  eine  Stimme,  welche  von  einem  Gesandten 
eröffnet  wird.  Sie  versammelt  sich  in  der  Hauptstadt  des 
jeweiligen  Vororts,  ordentlicher  Weise  alle  Jahre  am  ersten 
Montag  im  Heumonat,  ausserordentlicher  Weise,  wenn  das 
(al.  der)  Vorort  dieselbe  ausschreibt,  oder  auf  das  Begehren 
von  fünf  Kantonen. 

Der  im  Amte  stehende  Bürgermeister  oder  Schultheiss  des 
Vororts  führt  den  Vorsitz. 

Die  Tagsatzung  erklärt  Krieg  und  schliesst  Frieden;  sie 
allein  errichtet  Bündnisse  mit  auswärtigen  Staaten ;  doch  sind 
für  diese  wichtigen  Verhandlungen  drei  Vierttheile  der  Kantons- 
Stimmen  erforderlich.  In  allen  übrigen  Verfügungen,  die  durch 
den  gegenwärtigen  Bund  der  Tagsatzung  übertragen  sind,  ent- 
scheidet die  absolute  Mehrheit. 

Handelsverträge  mit  auswärtigen  Staaten  werden  von  der 
Tagsatzung  geschlossen. 

Militär-Kapitulationen  und  Verträge  über  ökonomische  und 
Polizei-Gegenstände  mögen  von  einzelnen  Kantonen  mit  aus- 
wärtigen Staaten  geschlossen  werden.    Sie  sollen  aber  weder 


•)  §  VII :  8t.  XXII :  XIX. 
*♦)  §  VIII:  9t.  XXII:  XIX. 
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dem  Bundesverein  noch  bestehenden  Bündnissen  noch  ver- 
fassungsmässigen Rechten  anderer  Kantone  zuwider  sein,  und 
zu  diesem  Ende  zur  Kenntnis  der  Tagsatzung  gebracht  werden. 

Eidgenössische  Gesandte,  wenn  deren  Abordnung  noth- 
wendig  erachtet  wird,  werden  von  der  Tagsatzung  ernannt 
und  abberufen. 

Die  Tagsatzung  trifft  alle  erforderlichen  Massregeln  für 
die  äussere  und  innere  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft.  Sie 
bestimmt  die  Organisation  der  Kontingents-Truppen,  verfügt 
über  derselben  Aufstellung  und  Gebrauch,  ernennt  den  General, 
den  Generalstab  und  die  eidgenössischen  Obersten.  Sie  ordnet,, 
im  Einverständnis  mit  den  Kantons-Regierungen,  die  Aufsicht 
über  die  Bildung  und  Ausrüstung  des  Militair-Kontingents  an. 

§  IX.*) 

Bei  ausserordentlichen  Umständen,  und  wenn  sie  nicht 
fortdauernd  versammelt  bleiben  kann,  hat  die  Tagsatzung  die 
Befugnis,  dem  Vorort  besondere  Vollmachten  zu  ertheilen. 
Sie  kann  auch  derjenigen  Behörde  des  Vororts,  welche  mit 
der  eidgenössischen  Geschäftsführung  beauftragt  ist,  zu  Be- 
sorgung wichtiger  Bundesangelegenheiten  eidgenössische  Re- 
präsentanten beiordnen ;  in  beiden  Fällen  sind  zwei  Dritttheile 
der  Stimmen  erforderlich. 

Die  eidgenössischen  Repräsentanten  werden  von  den  Kan- 
tonen gewählt,  welche  hiefür  unter  sich  in  folgenden  sechs 
Klassen  wechseln. 

Den  ersten  eidgenössischen  Repräsentanten  geben  abwech- 
selnd die  zwei  Direktorial-Orte,  die  nicht  im  Amte  stehen. 

Den  2ten  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden. 
Den  3ten  Glarus,  Zug,  Appenzell,  Schaffhausen. 
Den  4ten  Freiburg,  Basel,  Solothurn,  Wallis. 
Den  5ten  Graubünden,  St.  Gallen,  Aargau,  Neuen- 
burg. 

Den  6ten  Waat,  Thurgau,  Tessin,  Genf. 

Die  Tagsatzung  ertheilt  den  eidgenössischen  Repräsen- 
tanten die  erforderlichen  Instruktionen  und  bestimmt  die  Dauer 
ihrer  Verrichtungen.    In  jedem  Fall  hören  letztere  mit  dem 

*)  8  IX :  beim  4 ,  5.  und  6.  Repräs.  beizufügen :  Wallis  resp.  Neuen- 
burg oder  Genf, 
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Wiederzusammentritt  der  Tageatzung  auf.  Die  eidgenöBsischen 
Repräsentanten  werden  aus  der  Bundes-Eassa  entschädigt. 

Die  Leitung  der  Bundesangelegenheiten,  wenn  die  Tag- 
satzung nicht  versammelt  ist,  wird  einem  Vorort,  mit  den  bis 
zum  Jahr  1798  ausgeübten  Befugnissen,  übertragen. 

Das  Vorort  wechselt  unter  den  Kantonen  Zürich,  Bern 
und  Luzern,  je  zu  zwei  Jahren  um,  welche  Eehrordnung  mit 
dem  ersten  Januar  1815  ihren  Anfang  genommen  hat. 

Dem  Vorort  ist  eine  eidgenössische  Kanzlei  beigeordnet; 
dieselbe  besteht  aus  einem  Kanzler  und  einem  Staatsschreiber, 
die  von  der  Tagsatzung  gewählt  werden. 

§XI. 

Für  Lebensmittel ,  Landeserzeugnisse  und  Kaufmanas- 
waaren  ist  der  freie  Kauf,  und  für  diese  Gegenstände,  sowie 
auch  für  das  Vieh,  die  ungehinderte  Aus-  und  Durchfuhr  von 
einem  Kanton  zum  andern  gesichert,  mit  Vorbehalt  der  erfor- 
derlichen Polizei- Verfügungen  gegen  Wucher  und  schädlichen 
Vorkauf. 

Diese  Polizei- Verfügungen  sollen  für  die  eigenen  Kantons- 
bürger und  die  Bewohner  anderer  Kantone  gleich  bestimmt 
werden. 

Die  dermalen  bestehenden,  von  der  Tagsatzung  geneh- 
migten Zölle,  Weg-  und  Brückengelder  verbleiben  in  ihrem 
Bestand.  Es  können  aber  ohne  Genehmigung  der  Tagsatzung 
weder  neue  errichtet,  noch  die  bestehenden  erhöht,  noch  ihr 
Bezug,  wenn  er  auf  bestimmte  Jahre  beschränkt  war,  ver- 
längert werden. 

Die  Abzugsrechte  von  Kanton  zu  Kanton  sind  abgeschafft. 

§XII. 

Der  Fortbestand  der  Klöster  und  Kapitel  und  die  Sicher- 
heit ihres  Eigenthums,  soweit  es  von  den  Kantons-Regierungen 
abhängt,  sind  gewährleistet ;  ihr  Vermögen  ist,  gleich  anderm 
Privatgut,  den  Steuern  und  Abgaben  unterworfen. 


*)  Absatz  2,  Schluss :  st.  genommen  hat :  nimmt. 
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§  XIII. 

Die  helvetische  Nationalschuld,  deren  Betrag  den  Iten 
November  1804  auf  drei  Millionen,  einmalhundert  achtzehn- 
tausend, dreihundert  sechs  und  dreissig  Franken  festgesetzt 
worden,  bleibt  anerkannt. 

§  XIV.*) 

Alle  eidgenössischen  Konkordate  und  Verkommnisse  seit 
dem  Jahr  1803,  die  den  Grundsätzen  des  gegenwärtigen  Bundes 
nicht  entgegen  sind,  verbleiben  in  ihrem  bisherigen  Bestand; 
die  Sammlung  der  in  dem  gleichen  Zeitraum  erlassenen  Tag- 
satzungs-Beschlüsse  soll  der  Tagsatzung  des  Jahres  1816  zur 
Revision  vorgelegt  werden,  und  diese  wird  entscheiden,  welche 
von  denselben  ferner  verbindlich  sein  sollen. 

§  XV. 

Sowohl  gegenwärtiger  Bundesvertrag  als  auch  die  Kan- 
tonalverfassungen sollen  in  das  eidgenössische  Archiv  nieder- 
gelegt werden. 


4.  (20.)  Bestimmungen  des  ersten  Pariser  Friedens 
zu  Gunsten  der  Schweiz.**) 

Articles  concemant  la   Suisse, 

extraits  du  traitä  de  paix  entre  TAutriche,  la  Russie»  TAngleterre,  la  Prusse 
et  leurs  AUi^  d*une  pari,  et  la  France  d'autre  part,  conclu  et  sign^  ä 
Paris  le  30  Mai  1814. 

Off.  81g.  I.  100-1.  (101—2.)  —  Rec.  off.  I.  94,  »5. 

Art.  3. 

§  6.  Dans  le  d^partement  du  Doubs,  la  frontiäre  sera  rectifi^e 
de  maniäre  k  ce  qu'elle  commence  au-dessus  de  la  Ran9onniere,  pr^s 
de  Locle,  et  suive  la  cröte  du  Jura,   entre  le  Cerneux-P6quignot  et 


♦)  Statt  1816 :  1815. 

**)  Die  hier  (Nr.  4.  5.  7.)  folgenden  diplomatischen  Akten  werden  iin 
Urtext  gegeben.  Die  deutsche  Übersetzung  findet  sich  in  der  Offiz 
Sammlg.  an  den  bezeichneten  Stellen,  ferner  in  L'steri,  Snell,  Vogt  etc. 
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le  village  de  Fontenelles,  jusqu'ä  une  cime  du  Jura  siiuee  ä  environ 
sept  ou  huit  mille  pieds  au  nord-ouest  du  village  de  la  Brövine,  oü 
«lle  retombera  dans  raacionne  lirnite  de  la  France. 

§  7.  Dans  le  departement  du  Leman,  les  tVonti^res  entre  le 
territoire  fran^ais,  le  Pays-de-Vaud  et  les  differentes  portions  du 
territoire  de  la  republique  de  Gen^ve  (qui  fera  partie  de  la  Suisse) 
restent  les  mömes  qu'elles  dtaient  avant  Tincorporation  de  Geneve 
ä  la  France. 

Art.  4. 

Pour  assurer  les  Communications  de  la  ville  de  Geneve  avec 
d'autres  parties  du  territoire  de  la  Suisse  situees  sur  le  lac,  la  France 
consent  k  ce  que  l'usage  de  la  route  par  Versoj  soit  commun  aux 
deux  pays.  Les  Gouvernements  respectifs  s'entendront  ä  Tamiable 
sur  les  moyens  de  prövenir  la  contrebande  et  de  regier  le  cours  des 
postes  et  Tentretien  de  la  route. 

Art.  6. 

La  Suisse,  independante,  continuera  de  se  gouverner  par  elle- 
möme. 


5.  (21.)  a.  Erklärung  des  Wiener  Kongresses 

über  die 

Angelegenheiten  der  Schweiz. 


DSclaration  du  Congr^s  de  Vienne 

concemant 
les  Affaires  de  la  Suisse. 

(Du  20  Mars  1815.) 

Offiz.  Sammlg.  I.  TjO— fiö.  (öö-öS.)  —  Recueil  off.  1.  60-78.  —  Abseh.  lU.  l;)— 17.  40—46.*) 

Les  Puissances  appelöes  ä  intervenir  dans  l'arrangement  des 
affaires  de  la  Suisse,  pour  Texecution  de  Tartiele  6  du  trait^  de 
Paris,  du  30  Mai  1814,  ayant  reconnu  qne  Tintöröt  gön^ral  reclame 
en  faveur  du  Corps  helvölique  Pavantage  d'une  neutralite  perpe- 
tuelle,  et  voulant  par  des  restitutions  territoriales  et  des  cessions  lui 

*)  Zu  bemerken  ist  als  vermuthlich  erste  Druckausgabe  eine 
zweisprachige,  welche  Mousson  am  3.  April  1815  beglaubigte  (7  S.  Fol.). 
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fonrnir   les    mojens    d*assurer    son    indäpendance    et    maintenir    sa 
nentralit^ ; 

Aprös  avoir  recaeilli  toutes  les  informations  sur  les  iat^röts  des 
difförents  Cantons  et  pris  en  considäration  les  demancles  qui  leur  ont 
et^  adressöes  par  la  lögation  belv^tique, 

didarent  : 

Qne  dös  qua  la  Diöte  helv^tique  aura  donnö  son  accession  en 
bonne  et  dae  forme  aox  stipulations  renfermöes  clans  la  präsente 
transaction,  il  sera  fait  an  acte  portant  la  reconnaissance  et  la  ga- 
rantie  de  la  part  de  toutes  les  Puissances,  de  la  neutraliti§  perpetu- 
elle  de  la  Saisse  dans  ses  nouvelles  frontiöres,  lequel  acte  fera  partie 
de  celui  qui,  en  execation  de  l'article  32  du  busdit  traitö  de  Paiis 
du  80  Mai,  doit  completer  les  dispositions  de  ce  traite. 

Transaction. 
Art.  1.  (LXXIV.)*) 

LMnt^gritö  des  XIX  Cantons,  tels  qu'ils  existaient  en  corps  poli- 
tique  ä  Töpoque  de  la  Convention  da  29  D^cembre  181 ),  est  reconnue 
pour  base  du  Systeme  helvätique. 

Art.  2.  (LXXV.) 

Le  Valais,  le  territoire  de  Gendve,  la  principaut^  de  NeucbAtel 
sont  reunis  ä  la  Saisse  et  formeronfc  trois  nouveaux  Cantons.  La 
yall^e  des  Dappes,  ayant  fait  partie  du  Canton  de  Vaud,  lui  est 
rendue. 

Art.  3.  (LXXVI.) 

La  Confed^ration  helvetique  ayant  t^moigne  le  d^sir  que  Töv^cbe 
de  B&le  lui  füt  reuni,  et  les  puissances  intervenantes  voulant  regier 
d^finitivement  le  sort  de  ce  payi,  le  dit  ^vöcbä  et  la  ville  et  terri- 
toire de  Bienne  feront  k  Pavenir  partie  du  Canton  de  Berne. 

On  n*exepte  que  les  districts  suivants: 

1)  Un  district  d'environ  3  lieues  carrees  d'^tendue,  renfermant 
les  communes  d'Allschweiler ,  Schönbucb,  Oberweiler,  Terweiler, 
Ettingen,  Fürstenstein,  Platten,  Pfeffingen,  Aescb,  Brück,  Reinacb, 
Ariesheim,  lequel  distiict  sera  reuni  au  Canton  de  Bäle. 

*)  Die  lateinischen  Ziffern  bezeichnen  die  Nummern  des  Hauptver- 
trags, wie  Absch.  IIL  13  ss.  sie  enth&lt  (nach  der  definitiven  Ausfertigung). 


—     187    — 

2)  Une  petite  enclare  situ^^  pr^s  da  village  neuchätelois  de 
Ligni^res  et  laquelle  etant  aujourd'faai,  qaant  k  la  juridiction  civile^ 
sous  la  dependance  du  Canton  de  Neachfttel  et  quant  ä  la  juridiction 
criminelle  sous  celle  de  Tevöche  de  Bäle,  appartinndra  en  loute  soa- 
veraiiiet^  ä  la  principaute  de  Neuchätel. 

Art.  4.  (LXXVII.) 

1)  Le3  habitants  de  Tt^vöch^  de  Bäle  et  ceux  de  Hienne  reunis 
aux  Oantons  de  Berne  et  de  Bäle  jouiront  a  tous  egards,  sans  dif- 
förence  de  religion  (qui  sera  conservee  dans  T^tat  present)  des  mömes 
droits  politiqaes  et  civils  dont  joai$sent  et  pourront  jouir  les  habi- 
tants des  anciennes  parties  des  dits  Cantons.  En  consequence  ils  oon- 
courront  avec  eux  auz  places  de  Repr^entants  et  aux  autres  fonctions 
suiyant  les  constitntions  cantonales.  II  sera  conserve  k  la  yille  de 
Bienne  et  aux  villages  ayant  forma  sa  juridiction  les  privilöges  mu- 
nicipaux  compatibles  avec  la  Constitution  et  les  r^glements  genöraux 
du  Canton  de  Berne. 

2)  La  vent«  des  domaines  naiionanx  sera  maintenue  et  les  renie- 
feodales  et  les  dimed  ne  pourront  point  ötre  retablies. 

3)  Les  actes  respectifs  de  röunion  serout  dresse^',  contbrmäment 
aux  principes  ci-dessus  enonc^s,  par  des  commissions  composees  d'un 
uombre  ^gal  de  d^put^s  de  chaque  partie  int^ressee.  Cenx  de  Tävöche 
de  B&le  seront  choisis  par  le  Canton  directeur  parmi  les  citojens 
les  plus  notables  du  pays. 

Les  dits  actes  seront  garantis  par  la  ConiM^ration  suisse.  Tous 
les  point s  sur  lesquels  les  parties  ne  pourront  s'entendre,  seront  de- 
cides  par  un  arbitre  nomme  par  la  Di^te. 

4.*)  Les  revenus  ordinaires  du  pays  seront  per^us  pour  le 
compte  de  l'administration  actuelle,  jusqu'au  jour  de  Taccession  de  la 
Didte  helv^tique  ä  la  pr^ente  transaction.  II  en  sera  de  möme  pour 
Tarrierö  des  dits  revenus;  ceux  levös  extraordinairement  et  qui  ne 
seraient  point  encore  entres  en  caisse  cesseront  d*ötre  per9us. 

5)  Le  ci-devant  Prince-Gv^que  de  Bäle  n*ayant  re^u  ni  indem- 
nite  ni  pension  pour  la  quote-part  de  Tevöchö  qui  autrefois  iaisait 
partie  de  la  Suisse,  le  recte  de  P  Empire  germanique  de  1803  n*ayant 
stipulä  qu*en  raison  des  pays  qui  ont  fait  partie  intögrante  du  dit 
Empire,  les  Cantons  de  Berne  et  de  Bäle  se  Chargen t  de  lui  payer 
en  angmentation  de  la  dite  pension  viagöre  la  somme  de  12,000  flo- 


♦)  Die  §§  4-6  fehlen  im  Absch.  HI.  14. 
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rins  d' Empire,  ä  dater  de  la  rüuDion  de  T^vöchö  de  Bäle  aux  Cantons 
de  Berne  et  de  Bäle.  La  cinquidme  partie  de  cette  somme  sera  em- 
ploy^e  et  restera  affectäe  ä  la  sustentation  des  chanoines  de  rancienne 
catb^drale  de  Bäle,  ponr  compl^ter  la  rente  viag^re  qui  a  ^t^  stipnl^ 
par  le  dit  recäs  de  T  Empire  germanique. 

6)  La  Di^te  helv^tiqne  decidera,  s'il  est  besoin  de  conserver  un 
evdche  dans  cette  partie  de  la  Suisse,  ou  si  ce  dioctee  peut  ötre 
r^uni  ä  celui  qui,  par  suite  des  nouvelles  dispositions,  sera  form^ 
des  territoires  soisses  qui  avaient  fait  partie  da  dioc^se  de  Constance. 

En  cas  que  Tevöchö  de  BA.le  düt  dtre  conserve,  le  Canton  de 
Berne  fournira  dans  la  proportion  des  autres  pays  qui  k  Tavenir 
seroDt  sous  Tadministration  spirituelle  de  TEv^que,  les  sommes  ne- 
cessaires  ä  Tentretien  de  ce  prölat,  de  son  chapitre  et  de  son  s^minaire. 

Art.  5.  (LXXIX.*) 

Pour  assurer  les  Communications  commerciales  et-  militaires  de 
Genöve  avec  le  Canton  de  Vaud  et  le  reste  de  la  Suisse,  et  pour 
complöter  b.  cet  egard  Particle  4  du  traite  de  Paris,  Sa  Majeste  trös- 
chrätienne  consent  ä  faire  placer  la  Hgne  de  douanes  de  maniöre  a 
ce  que  la  route  qui  conduit  de  Gönfeve  par  Versoy  en  Suisse,  soit 
en  tout  temps  libre,  et  que  qi  les  postes,  ni  les  voyageurs,  ni  les 
transports  de  marcbandises,  n'y  soient  inqui^t^s  par  aucune  visite 
des  douanes,  ni  soumis  ä  aucun  droit. 

II  est  egalement  entendu  que  le  passage  des  troupes  suisses  ne 
pouiTa  y  ötre  aucunäment  entrav6. 

Dans  les  r^glements  additionnels  ä  faire  ä  ce  sujet  on  assurera 
de  la  mani^re  la  plus  avantageuse  aux  Genevois  Tex^cution  des  traite 
relatifs  ä  leurs  libres  Communications  entre  la  ville  de  Gen^ve  et  le 
Mandement  de  Peney.  Sa  Majeste  tr6s-cbr6tienne  consent  en  outre 
k  ce  que  la  gendarmerie  et  les  milices  du  Canton  de  Gen^ve  passent 
par  la  grande  route  du  Meyrin  du  dit  mandement  k  la  ville  de  Ge- 

•)  In  Absch.  III.  14   folgt  als  Art.  LXXVUI: 

« La  cession  qui  avait  4t4  faite  par  Tart.  III  du  traitd  de  Vienne  du 
14  Octobre  1809,  de  la  seigneurie  de  Razuns,  enclavee  dans  le  pays  des 
Grisohs,  etant  venue  a  cesser,  et  Sa  Majeste  TEmpereur  d*Ä.utriche,  se 
trouvant  rätablie  dans  tous  les  droits  attach^  k  la  dite  possession,  oon- 
firme  la  disposition  qu'il  en  a  faite  par  d^claration  du  20  Mars  1815  en 
faveur  du  Canton  des  Grisons. »  —  Hiezu  vgl.  Abscb.  III.  p.  48,  Note  b,  u. 
a.  den  Verzicht  auf  Räzüns  erklärend. 
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n^ve,  et  röciproquement.  aprös   en   avoir   prevenu   le   poste  militaire 
de  la  gendarmerie  fian^aise  le  plus  voisin. 

♦)Lies  Pnissances  intervenantfs  interposeront  de  plus  leurs  bons 
Offices  pour  taire  obtenir  k  la  ville  de  Gen^ve  un  arrondissement 
convenable  du  cöte  de  la  Savoie.  **) 

Art.  6.  (LXXXI.) 

Pour  ctablir  des  compensitions  mutuelles,  les  Cantons  d'Argovie^ 
de  Vaud,  du  Tessin  et  de  Öt.  Gall  fourniront  aux  anciens  Cantons 
de  Schwytz,  ünterwalden,  üri,  Glaris,  Zeug  et  Appenzell  (Rodos  in- 
terieiues)  une  somme  qui  sera  appliquee  ä  rinstruclion  publique  et 
aux  frais  d'alininistralion  generale,  (mais  principalement  au  premier 
objet)  dans  les  dits  Cantons.  La  quotite,  le  inode  de  payement  et  la 
r^partition  de  cette  compensation  pecuniaire  sont  fixes  ainsi  qu*il  suit 

1)  Les  Cantons  d'Argovie,  de  Vaud  et  de  St.  Gall  foarniront 
aux  Cantons  de  Schwytz,  ünterwalden,  Uli,  Zoug,  Glaris  et  Appen- 
zell (Kodes  int^rieures)  un  fond  de  cinq  cent  mille  livres  de  Suisse. 

2)  Chacun  des  premieis  payera  l'intör^t  de  sa  quote-part  ii 
raison  de  cinq  pour  cent  par  an,  ou  retnboursera  le  capiUil,  seit  en 
argent,  soit  en  biens-fonds  ä  son  choix. 

3)  La  repartition,  soit  pour  le  payement,  soit  pour  la  recette 
de  ces  fonds,  se  fera  dans  les  proportions  de  l'echelle  de  contribution 
rögl^e  pour  subvenir  aux  d^peni^es  federales. 

4)  Le  Canton  du  Tissin  payera  chaque  annee  au  Canton  d'Üri  la 
moitie  du  produit  des  peages  dans  la  valUe  Leventine. 

üne  comrnission  nommöe  par  la  Di^te  veillera  a  l'exeeution  des- 
dispositions  preeedentes. 

Art.  7.  (LXXXFL) 

Pour  mettre  an  terme  aux  discussions  qui  se  sont  elevees  par 
rapport  aux  fonds  places  en  Angleterre  par  les  Cantons  de  Zürich 
et  de  Berne,  11  est  statu  e: 

1)  Que  les  Cantons  de  Berne  et  de  Zürich  conserveront  la  pro- 
pri^tö  du  fond  capital,  tel  qu'il  existait  en  180:]  ä  Fepoque  de  la 
dissolution  du  gouvernement  helv6tique,  et  jouiront  ä  dater  du  l*"" 
Janvier  1815  des  interöts  ä  echoir. 


*)  Dieser  Satz  fehlt  in  den  Abschieden  111.  14. 

**)  Als  Art.  LXXX  folgt  in  Abseh.  III.  14,  15  die  Stipulation  betreifend 
die  bewilligten  Abtretungen  des  Königs  von  Sardinien  für  den  Kanton  Genf. 
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2)  Que  les  interöts  6chns  et  accamnlö^  «lepuis  Pannee  1798, 
jusques  et  j  compris  Tannt^e  1814,  seront  affectös  au  pajement  dn 
capital  restant  de  la  dette  nationale,  d4<ign6e  sous  la  d^nomination 
de  dette  belv^tique. 

3)  Que  le  surplns  de  la  dette  helv^tique  restera  k  ]a  Charge 
des  autres  Cantons,  cenx  de  Berne  et  de  Zurieh  etant  exon^r^s  par 
la  disposiiion  ci-dessus.  La  quote-part  de  chacun  des  Cantons  qni 
restent  charg^s  de  ce  surplus,  sera  calcul^  et  fourui  dans  la  pro^ 
portion  fix^e  pour  les  contributions  destinees  au  payement  des  de- 
penses  fSd^rales.  Les  pays  incorpor^s  ä  la  Saisse  depais  1813  ne 
ponrront  pas  ötre  imposes  en  raison  de  TancieDue  dette  helv^tique. 
S'il  arrivait  apr^  le  payement  de  la  dette  susdite,  qu'il  y  eüt  nn 
exc^dent  d'intt^röt,  eet  exc^dent  sera  r^parti  enire  les  Cantons  de 
Berne  et  de  Zürich,  dans  la  proportion  de  leors  capitanx  resi^ectifs. 

4)  Les  mömes  dippositions  seront  snivies  k  Tegard  de  quelques 
autres  cr^nees,  dont  les  titres  sont  deposes  sous  la  garde  du  Pre- 
sident de  la  Di^te. 

Art.  8.  (LXXXIIL) 

Les  puissances  intervenantes,  voulant  concilier  les  eontestations 
^lev^es  k  Tögard  des  Lands  abolis  sans  indemnite,  statuent  qu'une 
indemnit^  sera  pay^e  anx  particuliers  proprietaires  de  Laudd. 

Afin  d'^viter  tout  diffi^rend  ult^rieur  k  ce  sujet  entre  les  Cantons 
de  Berne  et  de  Vaud,  ce  dernier  payera  au  gouvernement  de  Berne 
la  somme  de  trois  cent  mille  livres  de  Suisse,  pour  dtre  ensuite  re- 
partie  entre  les  ressortissants  bernois  proprietaires  de  Lands. 

Les  payements  se  feront  k  raison  d'un  cinqui^me  pnr  an,  k 
commencer  du  premier  Janvier  mil  huit  cent  seize. 

Art.  9.*) 

Les  Puissances  intervenantes,  reconnaissant  qu'il  est  juste  d'as- 
surer  au  Prince-Abb^  de  St.  Gall  une  exisience  honorable  et  inde- 
pendante,  statuent  que  le  Canton  de  St.  Gall  lui  fournira  une  pension 
viag^re  de  six  roille  florins  d'Empire,  et  k  ses  employ^s  une  pension 
viag^re  de  deux  mille.  Ces  pens^ons  seront  vers^  k  dater  du  premier 
Janvier   mil    huit    cent  quinze,    par   trimestre,  dans    les   mains  du 


•)  Fehlt  in  Absch.  III.  16.  Dagegen  folgen  dort  als  Art.  XCI  und  XCII 
Bestimmungen  betreffend  die  Abtretungen  an  Genf  und  die  Neutralisirung 
von  Nord-Savoyen. 
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Oanton   directeur,    qni   les   remetti*a   respectivement   k  la  disposition 
du  Prince-AbbiS  de  St.  Gall  et  de  ses  employes. 


Les  Puissances  intervenanies  dans  les  affaires  de  la  Saisse  donnent 
par  la  d^claration  ci-dessus  une  preuve  manifeste  de  leur  d^sir  d'as- 
sorer  la  paix  int^rieure  de  la  Conf^däration.  EUes  se  fönt  ^galement 
nn   devöir  de  ne  rien  negliger  qni  puisse  en  bftter  raccomplisserfient. 

En  cons6quence  elles  s'attendent  k  ce  que  les  Cantons,  sacrifiant 
an  bien  gt^n^ral  toute  eonsideration  secondaire,  ne  tarderont  plus  ä 
adb^rer  an  Pacte  fedöral  librement  arrdtö  par  la  grande  majorit^  de 
lenrs  co^tats,  Vint^röt  commun  exigeant  imp^rieusement  qne  toutes 
les  parties  de  la  Saisse  se  reanissent  le  plus  tot  possible  sous  la  mdme 
Constitution  f^d^rative. 

La  Convention  dn  16  Aoüt  1814,  annex^  an  Pacte  föderal,  ne 
saurait  plus  retarder  reite  rennion.  Son  but  ätant  ddjä  rempli  par 
la  declaration  des  Puissances,  eile  devient  par  le  fait  comme  non 
avenue. 

Ponr  consolider  de  plus  en  plus  le  repos  de  la  Suisse,  les  Puis- 
sances desirent  qu'une  amnistie  generale  soit  accord^e  h  tous  les 
indiyidus  qui,  Indults  en  erreur  par  une  ^poque  d'incertitude  et  d'ir- 
ritation,  ont  pu  agir,  de  quelque  mani^re  que  ce  soit,  contre  Pordre 
existant;  loin  d*affaiblir  l'autorit^  legitime  des  Gouvernements,  cet 
acte  de  cl^mence  leur  donnera  de  nouveaux  titres  k  exercer  cette 
sev^rit^  salutaire  contre  quiconque  oserait  k  Vavenir  susciter  des 
troubles  dans  le  pays. 

Enfin  les  Puissances  intervenantes  aiment  k  se  persuader  que  le 
patriotisme  et  le  bon  jugement  des  Suisses  leur  prescriront  la  con- 
venance  ainsi  que  la  n^cessitö  de  se  sacrifier  mutuellement  le  Sou- 
venir des  diff^rends  qui  les  ont  divises,  et  de  consolider  Toeuvre  de 
leur  r^organisation  en  travaiilant  k  la  perfectionner  dans  un  esprit 
conforme  au  bien  de  tous,  i^ans  aucun  retour  sur  le  pass6. 

La  presente  declaration  a  et^  ins^ree  au  Protocole  du  Congr^s 
reuni  k  Vienne  dans  la  söance  du  19  Mars  1815. 

Fait  et  certifi^  vöritable  par  les  plenipotentiaires  des  buit  Puis- 
sances signataires  du  traitä  de  Paris. 

A  Vienne,  le  20  Mars  1815. 
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Salvent  les  gignatures  dans  Tordre  alpbabötiquo  des  Cours: 

Aufriche: 


Espagne : 
France ; 


Grande  Bretagne: 


Portugal  : 


Prusse : 


Russie : 


Sudde 


Le  Prince  de  Metternich. 

Le  Baron  de  Wessenbüig. 

S.  GoiffBz  Labrador. 

Le  Prince  de  Talleyrand. 

Le  Duc  de  Dalberg. 

Le  Comte  de  Latour-du-Pik. 

Le  Comte  Alexis  de  Noailles. 

Wellington. 

Clancarty. 

Cathcart. 

Stewart. 

Palmella. 

Saldanha. 

LOBO. 

Le  Prince  de  Hardenberg 
Le  Baron  de  Humboldt. 
Le  Comte  de  Stagkelberg. 
Le  Comte  de  Kasoümoffsky. 
Le  Comte  de  Nesselrodb. 
Le  Comte  de  Loewenhielm. 


5.  (21.)  b.  Beitrittserklärung  der  schweizerischen  Tagsatzung 
zu  vorstehender  Erldärung  des  Wiener  Kongresses. 


Acte  d*€icc€88ion  de  la  ConfidSration  miisse  ä  la  dSdareitian 

du  Congr^  de  Vienne* 

(27  Mai  1815.) 

Off.  8.  I.  69—71.  (71—74.)  —  Rec.  Off.  I.  78—77.  —  Absch.  IIL  76—77. 

La  Di^te  de  la  Conföderation  snisse,  röanie  ä  Znrich  en  Session 
extraordinaire,  ayant  re^u  dans  sa  säance  da  8  Ayril  1815,  par 
rinterm^diaire  des  ministres  accredit^s  anprds  de  la  Confed^ration, 
savoir : 

Monsienr  de  Schraut,  Ministre  d*Autriche,  au  nom  de  Sa  Majest^ 
imperiale  rojale  «postolique,  comme  aussi,  en  vertu  d'un  pouvoir 
special,  an  nom  de  S.  A.  R.  le  Prince-R^gent  de  Portugal; 
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Monsieur  8traifard''Cannmg,  an  nom  de  S.  M.  le  roi  du  royaume 
uni  de  la  Grande-Bretagne  et  d'Irlande; 

Monsieur  le  comte  Anguste  de  Talleyrand,  au  nom  de  8.  M. 
trös-chr^tienne  le  roi  de  France,  conune  aussi,  en  vertu  d*un  pou- 
voir  spödal,  au  nom  de  8.  M.  le  roi  d'Espagne  et  des  Indes; 

Monsieur  le  baron  de  Ohambrier,  d'Oleyres,  au  nom  de  8.  M.  le 
roi  de  Prusse; 

Monsieur  le  baron  de  Krudener,  charg^  d'afifaires,  au  nom  de 
S.  M.  Tempereur  de  Russie; 

La  döclaration  relative  aux  affaires  de  la  Suisse  ins^r6e  au  pro- 
tocole  du  Congrös  de  Vienne  le  19  et  sign^e  le  20  Mars  1815  par 
las  plänipotentiaires  des  huit  Puissances  signataires  du  trait^  de 
Paris  du  30  Mai  1814; 

S'est  empress^e  de  communiquer  cet  acte  au  dix-neuf  Cantons 
conf^d^räs,  en  les  invitant  k  mettre,  par  leur  suffrage,  la  Diäte  en 
^tat  de  döclarer  en  bonne  et  due  forme  Taccession  generale  de  la 
Suisse  aux  stipulations  renfermäes  dans  la  dite  transaction. 

Les  autorit^s  souveraines  de  chaque  Ganton  ayant  pris  en  müre 
d^liböration  Tobjet  de  ce  r^ferö  et  fait  connaltre  saccessivement  k 
l'autoritä  fedörale  leur  r^solution  definitive ; 

La  Diäte  de  la  Confödöration  suisse,  en  vertu  des  actes  d^pos^s 
dans  son  archive  et  des  declarations  ins^räes  dans  son  protocole, 
d'oü  il  resulte  qu'un  nombre  de  Gantons  excödant  celui  que  le  Pacte 
fedöral  prescrit  pour  Tacceptation  des  r^solutions  les  plus  importantes 
du  Gorps  helv6tique,  a  prononce  un  vote  affirmatif,  lequel,  aux  termes 
de  la  Constitution,  devient  par  lä-m6me  celui  de  la  Gonfödäration 
entiere, 

a  pris  Varriti  dont  la  tenenr  suit: 

1)  La  Diäte  accäde  au  nom  de  la  Gonfäd^ration  suisse  ä  la 
döclaration  des  Puissances  röunies  au  Gongräs  de  Vienne,  en  date 
du  20  Mars  1815,  et  promet  que  les  stipulations  de  la  transaction 
insöräes  dans  cet  acte  seront   fidälement  et  religieusement  observ^. 

2)  La  Diäte  exprime  la  gratitnde  eternelle  de  la  nation  suisse 
envers  les  Hautes  Puissances  qui,  par  la  d^olaration  susdite,  lui 
rendent,  avec  une  dt^marcution  plus  favorable,  d'anciennes  frontiäres 
importantes,  räunissent  trois  nouveaux  Gantons  k  son  alllance  et 
promettent  solennellement  de  reconnaltre  et  de  garantir  la  neutralitä 
pei-p^tuelle,  que  Tiatärät  gäneral  de  TEurope  reclame  en  faveur  du 
Gorps  belvätique.  Elle  t^moigne  les  mämes  sentimentsd  e  reconnaisaance 

18 
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pour  la  bienveillance  soutenue  avec  laquelle  les  aagustes  Souverains 
se  sont  occup^s  de  la  conciliation  den  differends  qui  s'etaient  eleves 
entre  les  Cantons. 

3)  Ensuite  du  präsent  acte  d'accession  et  de  la  note  adressee 
aux  envoyäs  suisses  k  Vienne,  le  20  Mars  1815,  par  le  Prince  de 
Metternicby  Präsident  des  conförences  des  huit  Puissances,  la  Diöte 
exprime  le  voeu  que  les  Ministres  de  LL.  MM.  r^sidents  en  Suisse 
veuillent,  en  vertu  des  instructions  et  des  pouvoirs  qu'ils  ont  re^us, 
donner  suite  anx  dispositions  de  la  declaration  du  20  Mars  et  com- 
pläter  Texäcution  des  engagements  qui  y  sont  ^nonces. 

En  foi  de  quoi  les  presentes  ont  6te  signäes  et  scelläes  h  Zürich 
le  27  Mai  1815. 

Au  nom  de  la  Diöte  de  la  Conf^deration  Suisse: 
Le  Bourgmestre  en  charge  du  Canton  de  Zuricii, 

President: 
(L.  S.)  de   Wt/ss. 

Le  chancelier  de  la  Confederation : 

3lou83on. 


5.  (21.)  c.  Beitrittserklärung  der  schweizerischen  Tagsatzung 
zu  den  Beschlüssen  des  Wiener  Kongresses  vom  29.  März  1815, 

den  Kanton  Genf  betreffend.*) 


Acte  d*€u:ces8iGn  de  la  Stiisse  avx  actes  du  Congr^s  de  Vienne 
du  29  Mars  18 lö,  concernaftt  le  Canton  de  Gen^*e. 

Du  12  Aoüt  1815. 

Off.  81g.  I.  W— 96.  (97—99.)  —  Rec.  off.  I.  90—91.  —  Absch.  III.  113—11. 

Les  Puissances  reunies  au  Congres  ayant  fait  remettre  ä  la  Diete, 
par  leurs  ministres  rösidents  k  Zürich,  deux  actes  originaux,  ap- 
prouyäs  et  signes  par  le  Congres  dans  la  söance  du  29  Mars  1815, 
dont  le  Premier,  intitulö  JProtocole,  reunit  au  Canton  de  Gen^ve  une 
partie   du   territoire   de  la   Savoie,   mis  ä  la   disposition   des   hautes 


*)  Die  erwähnten  Akten  (v.  26.  März,  vom  Eongress  am  29.  bestätigt) 
werden  hier  nicht  aufgenommen,  weil  sie  blos  einen  Kanton  betreffen  und 
in  der  Annahmsurkunde  wenigstens  theilweise  rekapitulirb  sind.  Deren  Text 
findet  sich  in  Off.  Slg.  I.  75—93  und  Rec.  off.  I.  77-90. 
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Pnissances  alli^ea  par  S.  M.  le  roi  de  Sardaigne,  et  dont  le  second, 
qui  est  un  appendice  du  premier,  contieut: 

1)  la  siiptdation,  que  las  provinces  de  Chablais  et  de  Faucigny 
et  le  territoire  au  nord  d'Ügine,  appartenants  ä  S.  M.  Sarde,  feront 
partie  de  la  neutralit^  de  la  Saisse,  garantie  par  toutes  les  Pais- 
sances^  en  sorte  que  toutes  les  fois  que  les  Etats  voisins  de  la  Suisse 
seront  en  6tat  d'hostilites  ouvertes  ou  imminentes,  les  troupes  de  S. 
M.  le  roi  de  Sardaigne  qui  se  trouveraient  dans  ces  provinces  pour- 
ront  s'en  retirer  en  passant  par  le  Valais,  si  cela  est  necessaire,  et 
qu'aucunes  troupes  arm^es  d*aucune  puissance  ne  pourront  j  sta- 
tionner, ni  les  traverser,  sauf  Celles  que  la  Confedäration  suisse  ju- 
gerait  convenable  d'y  placer;  2)  la  proposUion  d*accorder  exemption 
de  droit  de  transit  pour  les  marcbandises  qui,  venant  des  Etats  de 
S.  M.  Sarde  et  du  port  franc  de  Gönes,  trayerserai»nt  les  Cantons 
de  Valais  et  de  Gen^ve,  et  r^ciproquement,  la  möme  exemption  pour 
les  marcbandises  qui  passen t  en  transit  par  la  partie  du  Cbablais 
situee  entre  ces  deux  Cantons. 

La  Di^te  de  la  Confedöration  suisse,  ensuite  de  Taquiescement 
donne  par  les  Goavernements  des  Ri^publiques  du  Valais  et  de  Ge- 
neve  aux  conditions  änoncees  dans  les  deux  actes  susdits,  et  de  Tau- 
torisation  formelle  des  Cantons«  qui  ont  reconnu  dans  ces  dispositions 
du  Congr^  une  nouvelle  preuve  de  la  bienveillance  des  hautes  Puis- 
sances  envers  la  Suisse, 

dSclare: 

1. 

Les  actes  du  Congr^s  de  Vienne  du  29  Mars  1815,  en  ce  qui 
regarde  le  Ca n ton  de  Genäve  et  la  neutralisation  du  Cbablais  et  du 
Faucigny,  sont  acceptes  avec  reconnaissance  par  la  Conf^d^ration 
suisse,  et  le  territoire  dösignö  comme  de  van  t  faire  partie  du  Canton 
^e  Gen^e  est  placö  sous  la  garantie  ^noncee  k  l'article  1"'  du  Pacte 
föderal. 

2. 

Eu  egard  ä  la  stipulation  de  neuti*alite  perpetuelle  consentie  par 
toutes  les  Puissances  en  faveur  des  provinces  de  Chablais  et  de  Fau- 
<signy,  la  Suisse  accordera,  si  cela  est  nöcessaire,  sous  la  r^serve  qu'il 
n'en  resulte  aucun  prejudice  pour  sa  neutralitö,  le  passage  pour  la 
retraite  des  troupes  de  S.  M.  Sarde  de  ces  provinces,  et  si  la  Con- 
f^däration  (ainsi  que  Tacte  du  Congräs  lui  en  laisse  la  facult^)  jugeait 
■alors  convenable  d'y  placer  des  troupes,   de  la  mani^re   et  aux  con- 


^ 
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ditions  qni  pourraient  ötre  däterminöeB  par  des  Conventions  partiou- 
li^res,  la  Suisse  promet  en  oatre  qn'nne  teile  ooeapation  müitaire 
momentan^  ne  portera  ancan  pr^judice  k  Tadministration  stabile 
par  S.  M.  Saide  dans  les  dites  provinces. 

3. 

La  Suisse  acoordera  Texemption  de  droit  de  transit  r^rt^e 
dans  le  second  artiole  du  mdme  acte  ponr  les  marchandises  provenant 
des  Etats  de  S.  M.  le  roi  de  Sardaigne,  qni  traversent  par  la  ronte 
dn  Simploü  le  Valais  et  le  Canton  de  Genöve.  Tontefois  il  est  ex- 
press^ment  entendn  que  sons  cette  dönomination  ne  sont  pas  compris 
les  droits  de  ronte,  de  p^age  et  de  barri^re,  et  qne  les  arrangements 
nlt^rienrs  relativement  k  cet  objet  seront  reglos  entre  S.  M.  Sarde 
et  les  Cantons  intöressös  par  des  Conventions  particuli^res. 

4. 

Le  prdsent  acte  d'accession  anx  actes  dn  Congr^s  du  29  Mars 
1815  sera  remis  aux  Ministres  des  augustes  Cours  alli^es  residant  en 
Suisse. 

En  foi  de  quoi  les  präsentes  ont  öte  signöes  et  scellees  ä  Zurieb  ^ 
le  12  Aoüt  1815. 

Au  nom  de  la  Di^te  de  la  Confäd^ration  suisse, 
Le  Bourgmestre  du  Canton  de  Zürich, 
President  de  la  Diäte: 
(L.  S.)  de  Wyss. 

Le  Cbancelier  de  la  Confi§deration : 

Mousson, 


6.  (22.)  a.  Aufnahme  von  Neuenburg  als  Kanton. 

(19.  Mai  1815.) 

Off.  Slpf.  I.  20—25.  —  Reo.  off.  1.  28-80.  —  Absch.  III.  663—64.  668—70. 


Wir  die  Gesandten  der  Kantone  der  Schweiz,  auf  der  eidge- 
nössischen Tagsatzung  in  unserer  Bundesstadt  Zürich  ausserordentlich 
versammelt,  thun  kund  und  zu  wissen  hiemit: 
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Dass,  nachdem  ä.&r  zwischen  der  eidgenössischen  Tagsatzung  und 
dem  Staatsrath  von  Nettenburg  wegen  endlicher  Vereinigaug  dieses 
Staats  mit  der  Schweiz  und  dessen  förmlicher  Aufnahme  in  den  eid- 
genössischen. Bund  errichtete  Vertrag,  welcher  von  Wort  za  Wort 
also  lautet: 


Sa  bte  Xaofatttufi  bet  t4i8et)erif<|eii 
(Iibgenf>f{enf4aft  bereits  unieim  12.^ecb{b 
inonai  1814  befd||loffen  l^at,.  in  baft  8e' 
deuten  bei  fouoerflnen  @taatS  9leuen« 
bürg  einittmiOtgen  unb  benfelben  als  Stan» 
ton  in  ben  S^toet^erbunb  aufzunehmen, 
unb  für  noi^tDenbtg  ero^tet,  biefe  'enb* 
Mäie  IBeretnigunfl  nt^t  langer  aufjut 
fitteben,  toüd^t  ]ai  beibe  ^tbeile  glri^ 
bort^eil^aft  unb  geeignet  ift,  bie  fett 
Sa^rbunberten  grgenfeitig  beftanbenen 
freunbf4aftli4en  ISecbaitniffe  bur4  eine 
t>5nige  (Bemelnfd^aft  bet  ^^idfole  unb 
dntaeffen  immer  mt^x  lu  befefiigen; 


@o  b(itbiebt))Iomaiif(i^e@ommtf|ton 
im  9{anien  unb  aui  ^tuftrog  ber  5tag« 
fa|ung  bie  ()o4gea4ieten  ^rten 

!Rif(attS  griebri^  bon  ^Rttlinen, 
6dju1tbet(  ber  @tabt  ;inb  tRrpublif  Sern 
unb  ®efanbter  biefeS  StanbeS  auf  ber 
gemeineibgcnd|fi{4en  Xagfa^ung,  unb 

$in)enii  bon  IRüttimann,  Sd^ultteift 
ber  ^tabt  unb  9{epubUl  Sujent  unb 
^efanbter  biefeS  Stanbel  auf  ber  gemein* 
cibgenfiffifften  Slogfo^ung,  be^ei^net, 

unb  ber  fouberftne  @tanb  9{euen« 
bürg  ben  ^o^gea^teten  ^errn  bon 
6attbo)«jRoQiVr  @>toat9Totb  unb  ®efonb* 
ter  biefef  Gtanbe&  auf  ber  gemetneib* 
gen5ffi{4en  Xagfa^ung, 

toeld^e  bierottf  benjenigen  Sereini^ 
anngSaft  abgefc^Ioffen  unb  untec^i^net 
9aben,  beffen  anmalt  ^ier  folgt: 

Sri.  1. 

%tt  foubetfln«  Staat  S^euen^urg  i 
ttirb  aU  itanton  in  bie  fc^toeiaerifcbe 
(übgenoffenf^afi  aufgenommen.  ®ie|e 
Vufna^me  finbct  unter  ber  ousbrUcfücben 
9$ebin(^ung  ftatti  bofe  bie  Erfüllung  aOer 
^erpflt^tungen,  toelc^e  bem  6taat  9{eu> 


Aote  de  rjunion. 

La  Diäte  de  la  Confed^ration 
suisse  ayant  däjä  le  12  Septembre 
1814  r^lu  d'acquiescer  ä  la 
demande  de  PEtat  souverain  de 
Neuchätel  d'dtre  re^u  comme 
Canton  dans  la  Confödäration,  et 
jugeant  convenable  de  ne  pas 
diff^rer  plus  longtemps  cette  reu- 
nion  d^Enitive,  avantageuse  aux 
deux  parties  et  faite  pour  ren- 
forcer  par  une  entiäre  commu- 
nautä  de  destinees  et  d*int^rdts 
les  sentiments  d'afiPection  qui  les 
unissent  depuis  des  siäcles ; 

La  Commission  diplomatique, 
de  la  part  et  au  nom  de  la  Diäte, 
a  designö  Messieurs 

Nicolas-Frederic  de  Mulinen, 
Avoyer  de  la  Ville  et  R6publique 
de  Berne  et  Däputö  de  cet  Etat 
k  la  Diäte  suisse,  et 

Vincent  de  Ruttimann,  Avojer 
de  la  Yille  et  R^publique  de 
Lucerne  et  Döputä  de  cet  Etat 
k  la  Diäte  suisse, 

et  TEtat  souverain  de  Neu- 
ch&tel 

Monsieur  de  Sandoz- RolHn, 
Conseiller  d*Etat  et  D^putö  de  ce 
Canton  k  la  Diäte  suisse, 

lesquels  ont  conclu  et  signä 
l'acte  de  röunion  dont  la  teneur 
suit : 

Art.  1. 

L*Etat  souverain  de  Neuchätel 
est  admis  dans  la  Confäd^ration 
saisse  en  qualitä  de  Canton.  Cette 
admission  a  lieu  sous  la  condition 
ezpresse  que  Paccomplissement  de 


^ 
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enburg  als  ®(teb  ber  (iibgenoffenj^Qft 
obliegen,  Die  S^eilnabme  biefeS  SlanbeS 
an  ber  ^eratbung  ber  ollQemetnen  %n« 
gelegenbeiien  ber  @4^^9'  ^^^  9iatiflIaiion 
unb  ^oUgte^unQ  ber  9e|4Iü|fe  ber  Stag* 
fa^ung  QuSj^tieglid^  ble  in  ^teuenburg 
leflbtrenbe  ^Regierung  beireffen  merbe,  o^ne 
baft  bofUr  eine  toetterc  ^anftion  ober 
©enedmigting  erforberlidd  fei. 


«rt.  2. 

Ser  j^anton  IReuenburg  tritt  allen 
Qeflimmungen  be§  SunbeS*$ertrageS 
bei,  ben  er  gleid^  ben  übrigen  Stönben 
ber  @4U}ei3  )u  befd^toSren  l^at. 


9lrt.  3. 

@r  liefert  fein  j^ontingent  )ur  eib« 
gen5f filmen  ^rmee  in  bem  für  alle  an« 
beren  6tänbe  angenommenen  S^erbfiltniS 
oon  stoei  ^ann  auf  ^unbeit  Seelen 
ber  ganzen  lBeo5lterunp,  na4  toel^em 
'SRüWaht  auf  50,000  Seelen  bad  j^on- 
tingent  taufenb  ^ann  betragen  fott. 


?lrt.  4. 

@ein  ©elbfontingcnt,  nad»  bem 
gleiten  SBerb&ltni9  toie  jeneS  Der  StSnbe 
tBafel  unb  ®enf  beregnet,  ift  auf  fünf« 
unb^U)an.)igtaufenb  ©t^mei^erfranfen  feft« 
gefegt.  i)uxä^  biefe  33eftimmung  unb 
burdb  jene  im  bor^rgel^enben  Urtifel  foll 
inbe^  ber  bur4  ben  8.  tlrtifel  be§  Sun« 
beS'^ertrogeS  borbe^altenen  tReoifion 
ber  Seitrage  an  ^annf(!^aft  unb  ®elb 
ni(^t  borgegriffen  fein. 


«rt.  5. 

Der  Staat  9leuenburg  tft  ber  ein« 
unbitoansigße  i^anton  ber  ©djtoeij.  itx 
nimmt  feinen  {Rang  in  ber  Xagfa^ung 
unmittelbar  na4  ber  Stepublif  SBafliS. 


«rt.  6. 

Durd^  bie  9iatifitation  be9  gegen« 
toArtigen  ^IteS  foQ  bie  Sereinigung  ooI< 


tous  les  engagements  que  TEtat 
de  Neucbätel  contracte  comme 
membre  de  la  Conföd^ration,  la 
participation  de  cet  Etat  k  la 
d^liböration  des  affaires  genärales 
de  la  Suisse,  la  ratification  et 
rexöcution  des  arrßt^s  de  la  Diöte, 
concerneront  exclusivement  le  gou- 
vernement  residant  ä  Nenchätel, 
Sans  exiger  aucune  ratification  ni 
sanction  ulterieure. 

Art.  2. 

Le  Canton  de  Neuchatel  accMe 
ä  toutes  les  dispositions  da  Pacte 
föderal,  qu'il  sera  appele  k  jurer 
k  l'inslar  des  autres  Etats  de  la 
Suisse. 

Art.  3. 

H  fournit  ä  rarmde  federale 
son  contingent  dans  la  proportion 
adoptöe  pour  tous  les  autres  Can- 
ton&i,  ä  raison  de  deux  hommes 
sur  Cent  ämes  de  populatiou  to- 
tale, ce  qui  fait  sar  50,000  ämes 
un  contingent  de   mille   hommes. 

Aft.  4. 

Son  contingent  en  argent, 
calcult^  d'aprös  la  möme  propor- 
tion que  ceux  des  Cantons  de 
Bäle  et  de  Gen^ve,  est  fixe  k 
vingt-cinq  mille  fi-ancs  de  Suisse. 
Par  cette  di.>position  et  par  celle 
de  Particle  präcedent  il  n'est 
toutefois  pas  prt^juge  ä  la  revision 
des  contingents  r^er?öe  par  l'ar- 
ticle  3  du  Pacte  ted^ral. 

Art.  5. 

L'Etat  de  Neucb&tel  est  le 
vingt-unidme  des  Cantons  de  la 
Suisse;  il  prend  rang  ea  Diäte 
imm^diatement   apräs    le    Valais. 

Art,  6. 

Par  la  ratification  du  präsent 
acte  la  reunion  sera  achev^e  et 
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Icnbet  unb  befinitiö  ouf  etoige  Seiten  ab*      definitivement    arrßtäe    ä    perp6- 


gef^loffen  fein. 


tuite. 


9lUo  Qef(^eben  unb  «nierseidjn^t  in  ;  a-     •  r  -i.     a     •      '    jw    rr     •  i. 

3üri*  ben  19.  3Roi  1815.  ^^^^s^  ^^^^  ^^  signe   ä   Zuiich 

L.  S.   ing.)    92inou3   f^riebri^   t)on 


^ültnen,  e^uttl^ei^  ber  ©tobt  unb  !Re 
publi!  Sern  unb  ®e)anbter  an  ber  eibge* 
n5fftf(^en  XaflfQ^unfl. 

L.  S.  (sig.)  Sßin^en)  IRüHimann, 
@4ulttiei6  bet  6tabt  unb  9le))ubltf  Su- 
pern unb  (Sefanbter  an  ber  eibgepöjftidtl<n 
Xagjaöung. 


le  19  mal  1815. 

(L.  S.)  (sign.)  Henri- Alpbonse  de 
Sandoz  -  Rollin  ,  Conseiller 
d'Etat  de  Neucb&tel  et  06- 
putö  k  la  Di^te. 


die  Genehmigung  beider  kontrabirenden  Theile,  nämlich  auf  der 
einen  Seite    diejenige    der    hohen  Regierungen    und    souveränen  Be- 
hörden der  XIX  Stände  der  Schweiz,  als  Zürich,  Bern,  Lnzern,  üri, 
Schwyz,  Unter walden   ob    dem  Wald,  Glarus,   Zug,   Freiburg,   Solo- 
thurn,  Basel,  Schaffbaus.?n,  Appenzell-Ausser-Roden,  St.  Gallen,  Grau- 
btinden,   Aargau,    Thurgau,    Tessin  und  Waat,    laut    ihren    im  Pro- 
tokoll   der   eidgenössischen  Tagsatzung   enthaltenen  Erklärungen,    — 
und   auf   der    anderen    diejenige    des    hochlöblichen  Staatsraths  von 
Neuenburg,  nach  dessen  amtlicher  Anzeige  vom  10.  April  1815,  er- 
halten hat,   wir  zum  Beweis  dass  gedachter  Vereinigungs-Akt  unbe- 
dingt ratifizirt  worden  sei,  dass  er  gewissenhaft  erfüllt  und  aufrecht  er- 
halten werden,  und  die  dadurch  erzielte  Aufnahme  des  schweizerischen 
Kantons  Neuenbürg    in    den  eidgenössischen  Bund    auf  einer  festen 
unabänderlichen    Grundlage    auf    ewige    Zeiten    beruhen    solle,    — 
gegenwärtige  Urkunde  in  duplo  haben  ausfertigen  und  mit  den  Un- 
terschriften   unsers   Präsidenten    und    des    eidgenössischen   Kanzlers, 
sowie   auch   mit    dem    bisherigen    schweizerischen  Staats -Siegel  ver- 
sehen   lassen,    in  Zürich    den    neunzehnten  May  im  Jahr  eintausend 
achthundert  und  fünfzehn  (19.  Mai  1815). 

Im  Namen  der  eidgenössischen  Tagsatzung  unterzeichnet 
Der  Bürgermeister  des  Kantons  Zürich, 
Der  Präsident  derselben: 
(L.  S.)  (sig.)  David  von  Wyss. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
(sig.)  Mottsson. 
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6.  (22.)  b.  Aufnaimie  Genfs  als  Kanton. 

(19.  Mai  1815.) 

Off.  Big.  I.  26"-30.  —  Bec.  off.  I.  31—85.  —  Abftch.  III.  671—72.  678—71. 


Wir  die  Gesandten  der  Kantone  der  Schweiz,  auf  der  eidge- 
nössischen Tagsatzung  in  unserer  Bundesstadt  ausserordentlich  ver- 
sammelt, thun  kund  und  zu  wissen  hiemit : 

Dass,  nachdem  der  zwischen  der  eidgenössischen  Tagsatzung  und 
den  Syndics  und  Bäthen  der  Republik  Genf  wegen  endlicher  Ver- 
einigung dieses  Freistaats  mit  der  Schweiz  und  dessen  förmlicher 
Aufnahme  in  den  eidgenössischen  Bund  errichtete  Vertrag,  welcher 
von  Wort  zu  Wort  also  laatet: 


SBereitii0nng«'9IIte. 

S)a  bie  2:aa{a^ng  bet  f^metjerifcben 
(Sibgenoffenf^aft  Bereits  unterm  12.$erbft« 
tnonot  1814  befd^Ioffen  ^üt,  in  baS  f&f 
gellten  ber  Stabt  unb  Stepublil  Q^enf 
einsumilligen  unb  btefelbe  alS  Danton  in 
ben  ®4meijerbunb  oufpnel^men,  unb  füt 
not^menbtfl  cra^tet,  biefe  enblt^e  Ser« 
etnigungnid^t  länger  aufjuf^ieben,  loeld^e 
fflr  (etbe  Steile  glet4  bort^eill^oft  unb 
geeignet  ift,  bie  feit  Sa^rbunberten 
gegenfeittg  befianbenen  freunb{4aftltd|en 
S^erl^aitniffe  burd)  eine  böllige  ®emein« 
{4aft  ber  @d^i(ff ale  unb  3ntereffen  immer 
mel^r  ^u  befefligen, 


@o  l^at  bie  biplomatif^e  j^ommiffion 
im  mamen  unb  auS  ^luftrog  ber  Sag« 
(a^ung  bie  (o^gead^teten  ^enen 

9^il(au8  gfriebrid^  bon  ^DlUIinen, 
64ua^ei6  ber  @tabt  unb  Ste^ubltf  9ern 
unb  ®eianbtec  biefeS  ©ianbeS  auf  ber 
gemeineibgenöffijd^en  Slagfa^ung,  unb 

zBincen)  bon  9lüttimann,  S^ult« 
(etg  ber  Stobt  unb  9tet)ub(i{  Supern  unb 
Oefanbier  bie|eS  @tanbeS  ouf  ber  gemein« 
eibgen5|rif4en  Sagfa^ung,  begeid^net, 

unb  bie  9{e)>ublil  0enf  bie  (M^ge» 
Qdjiteten  C^errrn  S^nbic  beS  ^rtd  unb 
Staatsrat!  €(|mtbtme^er,  <Befanbter  bie« 
Ui  StanbeS  auf  ber  gemetneibgendfftfd^en 
logfaftung, 


Acte  de  reunion. 

La  Diöte  de  la  Conf^döration 
suisse  ayant  d^j&  le  12  Septembre 
1814  resolu  d'acquiescer  k  la 
demande  de  la  Ville  et  R^publique 
de  Genftve  d'ötre  re9ue  comme 
Canton  dans  la  Conf§döration,  et 
jugeant  convenable  de  ne  pas 
diff^rer  plus  longtemps  cette  reu- 
nion definitive,  avantageuse  aux 
deux  parties  et  faite  pour  ren- 
forcer  par  une  entiöre  commu- 
naute  de  destin^es  et  d^int^röts 
les  sentiments  d'affection  qai  les 
unissent  depuis  des  siäcles; 

La  Commission  diplomatique, 
de  la  part  et  au  nom  de  la  Diete, 
a  dösignä  Messieurs 

Nicolas -Fr6d6ric  de  Mulinen, 
Avoyer  de  la  Ville  et  Röpublique 
de  Berne  et  Döput^  de  cet  Etat 
h.  la  Diöte  suisse,  et 

Vincent  de  Ruttimann,  Avoyer 
de  la  Ville  et  Republique  de 
Lucerne  et  Döputä  de  cet  Etat 
k  la  Di^te  suisse, 

et  la  Röpublique  de  Gen^ve 
Messieurs  le  Syndic  Des  Arts  et 
le  Conseiller  Schmidtmeyer,  De- 
putäs  de  cet  Etat  ä  la  Diäte  suisse, 
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tD(I(4e  (ierauf  benjeniflen  Sereinigf 
ungB-^ti  abgefil^foffen  unb  unierget^tiet 
i^ahtn,  beffeti  ^tifydi  l^ier  folgt: 

«rt.  1. 

^te  9ieJ|)uMi(  0enf  loixb  als  iTantoit 
in  bie  fii^tDeUeriid^e  diDgenoRenf^aft  auf» 
genommen.  €te  nimmt  ibren  tRang  na4 
9leuen6urg  unb  ifi  ber  XXII.  I^anton  ber 
64tDcij. 


«tt.  2. 

S)eT  Kanton  ®enf  tritt  allen  ^f 
^mmungen  beS  9unbc§«$ertTagB  bei  unb 
toirb  biefen  Vertrag  gleid^  anbern  @tän« 
ben  ber  S^aeij  be|4»5ren  Reifen. 


«rt.  3. 

@r  Peflt  fein  ftontinaent  jur  eibges 
nöfltj^en  Krmee  in  bem  für  aQe  übrigen 
Stfinbe  angenommenen  IBerl^ftltnii  bon 
jttet  ^ann  auf  (unDeit  Seelen  ber  gan» 
)en  tBeDölterung,  na^  »eifern  SRaftftab 
auf  breifttgtaufenb  Seelen  ba^  Kontingent 
fe4§(unoert  ÜJlann  betragen   foQ. 


«rt.  4. 

Sein®eIb*Kontingent,  nac^bem  glei« 
eben  SerbfiltniS  toie  jene  ber  Konione 
^afel  unb  9{euenburg  beregnet,  ift  auf 
fttnf}et)ntaufenb  @4tt)ei}erfranten  feft* 
gefegt. 


«rt.  5. 

3m  Qfall  ber  Kanton  (Sknf  eine  de« 
bietf'dnoeiterung  erbalten  follte,  |o  »itb 
|ein9Rannf(!baft3t  unbiBelbbeitrag  in  glei« 
cbem  S^erbältniS  et^ö^t  »erben.  i)ur(b 
btefe  Se^immungen  unb  jene  ber  itoti 
t)orl^erge(enben  lÖrtifel  ttirb  inbe(  ber 
bur4  ben  3.  «rtitel  befl  9unbeg«9$ertrag§ 
oorbe^altenen  IReoifion  ber  Beiträge  an 
9Rannf4aft  unb  ®e(b  leinefitoegS  oorge« 
griffen. 


«rt.  6. 

S)ttr4  bie  IRattfifation  beS  gegentt>fir> 
tigen  filUi  {oll  bie  Bereinigung  ooQenbet 


lesquels  ont  conclu  et  sign^ 
l'acte  de  reunion  dont  la  tenea^ 
suit: 

Art.  1. 

La  Rdpnblique  de  Gendre  est 
re9ue  daDS  la  ConfSd^ration  soisse 
en  qualite  de  Ganton.  Elle  prend 
rang  aprds  Neuchätel  et  est  le 
XX 11"^*  des  Cantons  de  la  Saisse. 

Art.  2. 

Le  Oanton  de  Gen^ye  acc^de 
h,  toutes  ]e3  dispositions  da  Pacte 
föderal,  qa41  sera  appelö  ä  jarer 
&  rinstar  des  antres  Etats  de  la 
Saisse. 

Art.  3. 

II  foamit  tk  Parm^e  fSd^rale 
son  contingent  dans  la  proportion 
adoptee  poar  toas  les  Cantons ,  ä 
raison  de  deax  hommes  snr  cent 
ämes  de  popalation,  ce  qai  fait 
snr  trente  mille  ämes  nn  contin- 
gent de  six  Cent  hommes. 

Art.  4. 

Son  contingent  en  argent,  cal- 
cale  d'apräs  la  möme  proportion 
que  celai  des  Cantons  de  ßäle  et 
Neachätel,  est  fixä  ä  quinze  mille 
francs  de  Saisse. 

Art.  5. 

Gendve  genant  k  acqaörir  une 
aagmentation  de  territoire,  son 
contingent  en  hommes  et  en  ar- 
gent sera  aagmentö  dans  la  m6me 
proportion.  Par  ces  dispositions 
et  Celles  des  deax  articles  pr6cä- 
dents  il  n^est  toatefois  nollement 
pr^jag^  k  la  revision  des  contin- 
gents  röservöe  k  Tarticle  3™«  da 
Pacte  föderal. 

Art.  6. 

Par  la  ratification  da  präsent 
acte  la  r^anion  sera  achevöe  et 
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unb  befinitto  auf  etoiße  Seilen  übgeWof«      d6finitivement    arrötee    ä    perp6 


fen  {ein. 

^tfo  gefd^el^en  unb  unierjet^nei  in 
3art4  ben  19.  Ttai  1815. 

(L.S.)  (fifln.)  9{inau3  fjfrtebridft  bon 
aRülinen,  Bdiuimi  ber  etabt 
unb  9iepu6U!  Sern  unb  ®efanbter 
an  ber  eibQenöiftfc^en  Xagfa^ung. 

(L.S.)  (fifln.)  Sßinccna  Küttlmonn, 
@4ultl^ei6  ber  @tabi  unD  tRepublit 
fiuaern  unb  ®e{anbter  auf  ber  etb- 
genölPidiien  Xogfo^ung; 


tait^. 

Ainßi   fait   et   sign^  k  Zürich 
le  19  Mai  1815. 

(L.S.)  (sign.)  Joseph  des  Arts, 
Syndic,  D^putö  du  Canton 
de  Geneve. 

(L.  S.)  (sign.)  Jean  Pierre  Schmidt- 
meyer,  Conseiller,  Döpute  du 
Canton  de  Geneve. 


die  Genehmigung  beider  kontrahirenden  Theile,  nämlich  anf 
der  einen  Seite  diejenige  der  hohen  Regierungen  und  souveränen 
Behörden  der  XIX  Stände  der  Schweiz,  als  Zürich,  Bern,  Luzern, 
Üri,  Schwyz,  Unter walden  ob  dem  Wald,  Glarus,  Zug,  Freiburg, 
Solothurn,  Basel,  Schaflfhausen,  Appenzell-Ausserroden,  St.  Gallen, 
Graubünden,  Aargau,  Thurgau,  Tessin  und  Waat,  laut  ihren  im 
Protokoll  der  eidgenössischen  Tag>atzung  enthaltenen  Erklärungen, 
—  und  auf  der  andern  diejenige  der  Syndics  und  Bäthe  der  Be- 
publik Genf  nach  deren  amtlichen  Anzeige  vom  17.  April  1815,  er- 
halten hat,  —  Wir  zum  Beweis,  dass  gedachter  Vereinigungs-Akt 
unbedingt  ratifizirt  worden  sei,  dass  er  gewissenhaft  erfüllt  und 
aufrecht  erbalten  werden,  und  die  dadurch  erzielte  Aufnahme  des 
schweizerischen  Kantons  Genf  in  den  eidgenössischen  Bund  auf  einer 
festen  unabänderlichen  Grundlage  auf  ewige  Zeiten  beruhen  solle, 
gegenwärtige  Urkunde  in  duplo  haben  ausfertigen  und  mit  den 
Unterschriften  unsers  Präsidenten  und  des  eidgenössischen  Kanzlers, 
sowie  auch  mit  dem  bisherigen  schweizerischen  Staats -Siegel  versehen 
lassen,  in  Zürich  den  neunzehnten  Mai,  —  im  Jahr  eintausend 
achthundert  und  fünfzehn  (19.  Mai  1815). 

Im  Namen  der  eidgenössischen  Tagsatzung  unterzeichnet, 
Der  Bürgermeister  des  Kantons  Zürich, 
Präsident  derselben: 
(L.  S.)  David  von  Wyss, 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
Motisson. 
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6.  (22.)  c.  Aufnahme  von  Wallis  als  Kanton. 

(4.  August  1815.) 

Off.  Slg.  T.  31-36.  —  Rec.  off.  I.  36-40.  —  Absch.  11^  650—5*.  657—59. 


Wir  die  Gesandten  der  Kantone  der  Schweiz,  auf  der  eidge- 
nössischen Tagsatzang  in  unserer  Bundesstadt  Zürich  au^-serordentlich 
versAmmelt,  thun  kund  und  zu  wissen  hiermit:  Dass,  nachdem  der 
zwischen  der  eidgenossischen  Tagsatzung  und  dem  Landrath  der 
Repuhlik  Wallis  wegen  endlicher  Vereinigung  dieses  Freistaats  mit 
der  Schweiz  und  dessen  förmlicher  Aufnahme  in  den  eidgenössischen 
Bund  errichtete  Vertrag,  welcher  von  Wort  zu  Wort  also  lautet: 


^a  bie  ^ogfat^uttg  ber  f^meijerif^en 
(Sit>aeneffen)d)atl  bereits  unlerm  12. 
^eroßmonat  beft^Ioflen  t^ai,  in  baS  '43e« 
ge^ren  ber  9{tpublif  'iBaÄtS  einjuiDidtgen 
unX>  biefelbe  als  J?anton  in  ben  @4roei' 
3erbunb  aufzunehmen,  unb  für  not^' 
roenbig  trankt,  biefe  (nblt^e  Vereint' 
gung  ntdjt  lAngec  Qu(3ufd)tcben;  wel^e 
tfir  beibe  X^rlle  gleid)  tJori^eilljQft  unb 
geeignet  ifl;  Die  feit  Sobr^unberten  gegen« 
feitig  beflanbenen  freunbf^aftli^en  SBet* 
^ftltniffe  burc^  eine  toQige  (Senietnfc^aft 
ber  ®4i<tfale  unb  änterejfen  immer 
me^r  ju  befefligen; 


So  (aben.bie  beibfeitigen  $et)olI 
mäc^tigten;  nömli^: 

9m  Flomen  ber  Sagfa^ung  ber  \ä)tDn* 
Senfciben  6ibgenoffenf4a|t  bie  ^oc^geoc^te« 
ten  Ferren 

9^i{lQu§  Snebrt4  t^on  ^Dlülinen, 
84ult()ei6  ber  6tabt  unb  9le|)ublif  ^4Bern 
unb  (S^efanbter  btefeS  StanbeS  auf  ber 
gemeinetdgenöfftfc^en  Xagfa^ung,  unb 

SBincenj  t)on  ^lüttimann,  @4ult« 
(ei§  ber  6tabt  unb  IRepublit  Viuaern 
unb  (Sefanbter  biefe§  6tanbe§  auf  ber 
gemeineibgenofftf^en  Sagfa^ung, 

unb  im  9lamen  ber  IRepubUl  SBal' 
li§  bie  t|o4gea(^teten  ^erren 

Saron  (^afpar  (Sugen  t)on  Biod» 
alptr,  gemefener  SanbS^auptmann,  unb 


Acte  de  reunioa. 

La  Di^te  de  la  Coufed^ration 
suisse,  ayant  d^jä  le  12  Septembre 
1814  resolu  d'acquiescer  k  la 
demande  de  la  Höpublique  du 
Valais  d'etre  rei^ue  comme  Can- 
ton  dans  la  Confederation,  et 
jugeant  convenable  de  ne  pas 
differer  plus  longtemp:^  cette  reu- 
nion  definitive,  avantageuse  aux 
deux  parties  et  faite  pour  ren- 
forcer  par  une  entiöre  commu- 
nautö  de  destin^es  et  d'interöts 
les  sentiments  d*afifection  qui  les 
unissent  depuis  des  si^cles; 

Les  fondes  de  pouvoirs  res- 
pectifs,  savoir : 

Au  nom  de  la  Diete  de  la 
Confederation  suisse,  Messieurs 

Nicolas- Fredöric  de  Mulinen, 
Avoyer  de  la  Ville  et  Rt^publique 
de  Herne  et  Depute  dö  cet  Etat 
k  la  Diete  sui&se,  et 

Vincent  de  Euttimann,  Avoyer 
de  la  Ville  et  Republique  de 
Lucerne  et  Depute  de  cet  Etat 
a  la  Di^te  suisse, 

et  au  nom  de  la  Röpublique 
du  Valais,  Messieurs: 

Le  Baron  Gaspard-Eugäne  de 
Stockalper,   ancien  Grand- Bai Uif, 
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9Rl4ae(  ^ufour,  gemefcner  Staats« 
rai(  unb  mittlic^er  ®roin(^ter  beim 
oberflen  ^tnä^i, 

beniettigen  Sereim^ngf^Vft  abge« 
f4To{fm  unb  unter}ei4net,  befreit  Sn^alt 
^iec  folgt: 

«rt.  1. 

S)te  9le))ubUf  maUiS  mirb  0(8  Stau-- 
ton  in  bie  {ddioeiaerifdl^e  (Stbgencfjenfc^aft 
aufgenommen.  Sie  nimmt  il^ren  Stang 
naO)  bem  Ranion  äBaat  unb  ift  ber 
Smanjigpe  Stanb  ber  8(^toetj. 


«rt.  2. 

^er  j^anton  SOaniS  tritt  aUtn  Se« 
ftimmungen  DeS  99unbe§«®ertra0§  bei 
unb  mirb  benfelben  (ilei^  anberen  StfiU' 
ben  ber  Sc^meig  befd^toSren  Reifen. 


*art.  3. 

@r  fteSt  fein  i^ontingent  jur  eibge« 
n5frtf4en  Srmee  in  bem  ffir  oSe  übri« 
gen  Stfinbe  angenommenen  IBerbftItniS 
bon  imi  Wlann  auf  ^unbert  Seelen  ber 
aanjen  SeDölferung,  nadt  »eitlem  ^ag« 
ftab,  auf  Dierunbjrc^Sgigtaufenb  Seelen, 
baS  Kontingent  gmblfltiunbertunbQ^tsig 
aillann  betragen  foU. 


«tt.  4. 

3n  SRüdfid^t  ber  bef^rfinlten  blono« 
mif((en  Sage  beS  lffiaaifer-)9loIfe9  unb 
bed  bielfa^en  UnglUd«,  »el^eS  im  da^r 
1798  unb  feitber  baSfelbe  betroffen  ^at, 
willigt  bie  f^teeijerif^e  @ibgenoffen|4aft 
ein,  ba6  fein  (Selbfontingent  na(i)  einem 
^iltelfug  jmif^en  ben  Äantonen  erfter 
unb  jmeiter  i^Iaffe  bered)net  unb  auf 
neuntaufenb|edi)8tlunbettS4»eipfranfett 
beftimmt  ttcrbe.  2)ur4  biefe  ^efHmmung 
unb  bur^  iene  im  borberge^enben  9lrti» 
lel  f oO  inbel  ber  bur^  ben  3.  Slrtifel  be3 
9unbeS-Sertragft  borbe^attenen  IReDiflon 
ber  beitrage  an  ^Rannf^aft  unb  i^elb 
ni^t  borgegriffen  fein. 


et  Michel  Dufour,  ancien  Gon- 
seiller  d'Etat,  Grand  Jage  actael 
au  Tribunal  supröme, 

ont  conclu  et  sign^  Tacte  de 
reunion  dont  la  tenenr  snit: 

Art.  1. 

La  Republique  du  Valais  est 
re^ue  dans  la  Conf^deration  suisse 
en  qualitö  de  Canton.  Elle  prend 
rang  apr^s  le  Canton  de  Vaud  et 
est  le  vingtidme  des  Etats  de  la 
Saisse. 

Art.  2. 

Le  Canton  de  Valais  acc^de 
k  toutes  les  dispositions  da  Pacte 
födöral,  qu'il  sera  appelä  k  jurer 
ä  rinstar  des  autres  Etats  de  la 
Suisse. 

Art.  3. 

II  fournit  ä,  Tarm^e  fSd^rale 
son  contingent  dans  la  proportion 
adopt^e  pour  tous  les  Cantons, 
ä  raison  de  deuz  hommes  sur  cent 
&mes  de  population,  ce  qui  fait 
sur  soixante-quatre  mille  ämes 
un  contingent  de  mille  deux  cent 
quatre-vingt  hommes. 

Art.  4.- 

La  Conföd^ration  suisse,  ayant 
^gard  k  la  Situation  äconomique 
peu  aisee  du  peuple  du  Valais  et 
auz  maux  qui  ont  pesä  sur  lui  en 
1798  et  dt^s  lors,  consent  k  regier 
son  contingent  en  argent  k  un 
taux  mojen  entre  ceuz  des  Can- 
tons de  la  premiöre  et  de  la  se- 
conde  classe  et  k  le  fixer  k  neuf 
mille   six   cent  francs   de  Saisse. 

Par  cette  disposition  et  par 
Celle  de  Tarticle  pröc^dent  il  n'est 
toatetbis  pas  pröjuge  k  la  revision 
des  contingents  r^serv^e  par  Tar- 
ticle  3">«  du  Pacte  föderal. 
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«rt.  5. 


S)ur4  )>ie  Slaiifitation  U9  gegenioars 
ttgen  Iftflefi  foU  bie  SBereintguno  DoHeit' 
bet  unb  beftnitib  auf  emige  S^ten  «bgc 
f^Ioffeit  fein. 

^(fo  gefd^cl^en  unb  unteraetd^net  in 
3üri4  ben  4.  ^ugftmonat  im  3al)r  ein« 
tautenba^t^unbertunbfftnfaetin  (1815). 

(L.S.)  (fign).  !RtflQu8  S;riebri4  b on  Sßü- 
linen,  e^ult^eig  bet  Stobt  4inb 
Seepttblil  Sem. 

(L.S.)  (fign.)  l^incens  IRüttimann, 
Sd^uUlieig  bet  Stabt  unb  Sle^ublit 
Sttjern. 


Art.  5. 

Par  la  ratiBcation  dn  pr^ent 
traitö  la  r^union  sera  acher^e  et 
d^fmitivement  arrdtäe  k  perpö- 
tait^. 

Ainsi  fait  et  sign^  ä  Zürich 
le  4  AoAt  de  Tan  mil  holt  cent 
quinze  (1815). 

(L.  S.)  (sign.)  Caspar  Eugen  Stach- 
dlper,  Gesandter  von  Wallis. 

(L.  S.)  (sign.)  Michel  Dufour,  De- 
pate  da  Valais. 


die  Genehmigung  beider  kontrahirenden  Theile,  nämlich  auf  der  einen 
Seite  diejenige  der  hohen  Regierungen  und  souveränen  Behörden 
der  XXI  Stände  der  Schweiz,  als  Zürich,  Bern,  Luzern,  üri,  Schwyz, 
Ünterwalden  ob  dem  Wald,  Glarus,  Zug,  Freiburg,  Solothurn,  Ba- 
sel, Schaffhaaseo,  Appenzell  beider  Roden,  St.  Gallen,  Graubünden, 
Aargau,  Thurgau,  Tessin,  Waat,  Neuenburg  und  Genf,  laut  ihren 
im  Protokoll  der  eidgenössischen  Tagsatzung  enthaltenen  Erklär- 
ungen, —  und  auf  der  andern  diejenige  des  Landraths  der  Repu- 
blik Wallis,  nach  der  amtlichen  Anzeige  des  Staatsraths  vom  8.  Juli 
1815,  erhalten  hat,  wir  zum  Beweis,  dass  gedachter  Yereinigungs- 
Akt  unbedingt  ratifizirt  worden  sei,  dass  er  gewissenhaft  erfüllt  und 
aufrecht  erhalten  werden  und  die  dadurch  erzielte  Aufnahme  des 
schweizerischen  Kantons  Wallis  in  den  eidgenössischen  Bund  auf 
einer  festen  und  unabänderlichen  Grundlage  auf  ewige  Zeiten  be- 
ruhen solle,  gegenwärtige  Urkunde  in  duplo  haben  ausfertigen  und 
mit  den  Unterschriften  unsers  Präsidenten  und  des  eidgenössischen 
Kanzlers,  sowie  auch  mit  dem  bisherigen  schweizerischen  Staats- 
Siegel  versehen  lassen,  in  Zürich  den  vierten  August  im  Jahre 
eintausend  achthundert  und  fünfzehn  (4.  August  1815). 

Im  Namen  der  eidgenössischen  Tagsatzung  unterzeichnet. 
Der  Bürgermeister  des  Kantons  Zürich, 
Präsident  derselben  : 
(L.  S.)  David  von  Wyss. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft : 

Mousson. 
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6.  (22.)  d.  Verbal-Prozess  über  die  Wiederaufnahme 
von  Unterwaiden  nid  dem  Wald  in  den  eidgenitssischen  Bund. 

(30.  August  1815.) 

Off.  Big.  I.  18,  19.*)  —  Roc.  off.  I.  28—25.  —  Absch.  III.  186—87. 

Nachdem  Landammann,  Landrath  und  gemeine  Landleute  von 
Unterwaiden  nid  dem  Wald  durch  einen  einmüthigen  Beschluss 
vom  24.  Augast  1815  dem  neuen  Bundes -Vertrag  unter  den  zwei- 
undzwanzig Ständen  der  Schweiz  beigetreten  sind,  und  die  hochge- 
achteten Herren  Landammann  Ludwig  Kaiser  und  Landammann 
Stanislaus  Ackermann  zu  ihren  Deputirten  auf  die  eidgenössische 
Tagsatzung  ernannt  haben,  welche  auch  wirklich  in  Zürich  erschie- 
nen sind,  um  die  Aufnahme  ihres  Standes  in  den  Bund,  und  sie. 
als  Gesandte  Nidwaldens,  den  Zutritt  in  die  Tagsatzung  zu  begehren, 
so  hat  die  eidgenössische  Tagsatzung  solches  einmüthig  genehmigt 
und  Nidwaiden  als  Stand  der  Eidgenossenschaft  und  als  Thoil  des 
Kantons  Unterwaiden  wieder  auf-  und  angenommen,  mit  den  näm- 
lichen Vortheilen  und  Verpflichtungen  und  unter  den  gleichen  Ver- 
hältnissen, welche  durch  den  Bundes  vertrag  für  alle  eidgenössischen 
Stände  festgesetzt  sind. 

In  Folge  dessen  haben  die  obbenannten  Gesandten  des  Kantons 
Unterwaiden  nid  dem  Wald  gegenwärtiges  Original- Instrument  des 
neuen  Bundesvertrages  eigenhändig  unterzeichnet,  mit  ihrem  Fa- 
milienwappen besiegelt  und  auf  die  gleiche  Art  beschworen,  wie  es 
alle  eidgenössischen  Gesandtschaften  am  7.  August  gethan  haben. 

Also  geschehen  in  Zürich  den  dreissigsten  des  Monats  August, 
im  Jahr  nach  Christi  Geburt  eintausend  achthundert  und  fünfzehn 
(30.  August  1815). 

(L.  S.)  (s^g)  Ludwig  Kaiser,  Landammann. 

(L.  S.)  (sig-)  Stanislaus  Äckermann,  Landammann. 

Wir  der  Burgermeister  des  Kantons  Zürich,  Präsident  der  eidg. 
Tagsatzung,  und  wir,  der  Kanzler  und  der  Staatsschreiber  der  Eidge- 
nossenschaft, im  Namen  und  aus  Auftrag  der  eidg.  Tagsatzung,  be- 
urkunden  durch    unsere   Unterschriften   und    Siegel    diese  Verhand- 


*)  Note  der  offis.  Sammlung :  Dieser  Verbal-Prozess  ist  am  30.  August 
1815  dem  Original-Instrument  des  Bundesvertrages  vom  7.  August  1815  bei- 
gefügt worden. 
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Inng,  wodurch  üntcrwa'den  nid  dem  Wald  als  Stand  d«r  Eid^i^ 
noäsenschaft  nnd  als  Tbeil  des  Kantons  Unt«rwald«B  in  den  Band 
aa^enommoi  worden  ist. 

Datum  ut  snpra. 

Der  Bürgermeister  des  Kantons  Zürich, 
Präsident  der  eidg.  Tagsatzung: 
(L.  S.)  fsig.)  David  rom  ITi^ss. 

Der  Kanzler  und  der  Staatsschreiber  der  Eadgenossenschatt : 
^L.  S.)  MoussoH.        (L.  S.)  rofi  Häuser. 


7.  (23.)  a.  Auszug  des  Konferenzprotokolls  der  Botschaften  der 
verbOndeten  undite,  zum  zweiten  Pariser  Frieden. 


ExiraU  du  Broiocoie  de  ia  Conference  des  MinUtrts  des 
Puissances  aüiies,  temie  ä  Baris 

le  8  Novembre  1815. 

Off.  8.  L  10J^— 4.  (IW— ö.)  —  Rec  off.  I.  96—99. 

DisposUions  rdatives  aux  cessions  ä  faire  par  la  France, 

Art.  4. 

Confideration  helvetique.  Versoj,  avec  la  portion  du  Pays  de 
Gex  qui  sera  c^d^e  par  la  France,  sera  röuni  ä  la  Soisse,  ponr  faire 
partie  da  Canton  de  Geneve.  La  commune  de  St. -Julien,  de  la  partie 
fran9aise  de  la  Savoie,  sera  egalement  reunie  au  Canton  de  Geneve. 

La  neutralitö  de  la  Saisse  sera  ötendue  au  territoire  qui  se 
trouve  au  nord  d'une  ligne  k  tirer  depuis  ügine  (y  compris  cette 
ville),  au  midi  du  lac  d'Ann^cj,  et  de  lä  au  lac  du  Bourget  jasqu'au 
Rhone,  de  la  mdme  mani^re  qu'elle  a  ^t^  ötendae  aux  provinces  de 
Chablais  et  de  Faucignj  par  Tarticle  92  de  Tacte  final  du  Congr^s 
de  Vienne. 

Art.  5. 

Sardaigne:  Pour  faire  participer  S.  M.  le  roi  de  Sardaigne  dans 
une  juste  proportion  aux  avantages  qui  resultent  des  arrangements 
presents  avec  la  France,  il  est  convenu  que  la  partie  de  la  Savoie 
qui  etait  restee  ä  la  France  en  vertu  du  trait^  de  Paris  du  80  Mai 
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1814,  sera  retmi«  anx  Etats  de  Sa  dite  Majeste,  &  l'exception  de  la 
commnne  de  St.-Jnlien,  qui  sera  remise  an  Canton  de  Gen^ve. 

Les  cabinets  des  Cours  rexinies  emplojeront  lenrs  bons  offioes 
pour  disposer  8.  M.  Sarde  ä  c^der  au  Canton  de  Gendve  les  com- 
mnnes  de  Ghöne-Thonex  et  quelques  autres,  nöcessaires  pour  d^sen- 
claver  le  territoire  suisse  de  Jussy,  confre  la  r^trocession,  de  la  part 
du  Canton  de  Genäve,  du  territoire  situ6  entre  la  route  d*Evian  et 
le  lac,  qui  avait  ^tä  cädä  par  S.  M.  Sarde  dans  Tacte  du  29  Mars  1815. 

Le  Gouvernement  fran^ais  ajrant  consenti  k  reculer  ses  lignes 
de  douanes  des  irontiöres  de  la  Suisse  du  cöt^  du  Jura,  les  cabinets 
des  Cours  röunies  employeront  leurs  bons  Offices  pour  engager  S.  M. 
Sarde  h  les  faire  reculer  ^galement  du  cötö  de  la  Savoie,  au  moins 
au-del&  d'une  lieue  de  la  frontiöre  suisse  et  en  dehors  des  Yoirons, 
de  Sal^ye  et  des  monts  de  Sion  et  de  Vuacbe.*) 


7.  (23.)  b.  Die  die  Schweiz  betreffenden  Artikel  des  zweiten 

Pariser  Friedens. 


Articles  cancemant  la  CanfSd^oHan  suisse,  extraits  du  traiU 

definitif  entre  VAutriehe,  la  Bussie,  VAngleterre,  la  Prusse 

et  leurs  AUi&s  d^une  part,  et  la  France  d'autre  part, 

condu  et  signS  ä  Paris» 

20  Novembre  1815. 

Oflf.  8.  I.  106—8.  (108—10.)  —  Rec.  off.  1.  99-101.**) 

Art.  1. 

Les  frontiöres  de  la  France  seront  telles  qu'elles  ötaient  en  1790, 
sauf  les  modifications  de  part  et  d'autre  qui  se  trouvent  indiquees 
dans  Tarticle  präsent. 


*)  Der  hiezu  gehörige  Vertrag  von  Turin,  vom  16.  März  1816,  mit  dem 
eidg.  Gewäbrieistungsakt  vom  25.  Juli  1817,  und  die  Urkunden  betreffend 
die  Abtretung  eines  Theils  der  Landschaft  Gex  an  Genf,  vom  4.  Juli  und 
20.  August  1816,  sind  hier  blos  zu  erwähnen.  Die  Originaltexte  nebst  Über- 
setzungen enthält  die  Offiz.  Slg.  I.  153—206.  Zu  bemerken  ist  namentlich 
der  Missionsbericht  von  Pictet  de  Kochemont,  Absch.  1816,  Anhang 
K.  (134  S.  fol.  mit  2  Karten.) 

**)  Zu  bemerken  ist  eine  Ausgabe  des  ganzen  Vertrags,  französisch  und 
deutsch  getrennt,  von  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien:  TnUti 
difinitif  etc.  (D^nitiv-Tractat  etc.);  80  resp.  64  S.  4». 
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2)  A  partir  de  Tembonchare  de  la  Lanier,  le  long  des  d^par- 
tements  dn  Bas-Rhin,  dn  Hant-Rhin,  dn  Donbs  et  dn  Jnra  jnsqn^au 
Ganton  de  Vand,  les  frontidres  resteront  comme  elles  ont  ötö  fiz6es 
par  le  traitö  de  Paris.*) 

3)  Ponr  ätablir  nne  conunnnication  directe  entre  le  Canton  de 
Gen^ye  et  la  Snisse,  la  partie  dn  pays  de  6ex,  bornäe  k  TEst  par 
le  lac  L^man,  an  Midi  par  le  territoire  dn  Canton  de  Gendye,  an 
Nord  par  celni  dn  Canton  de  Vand,  ä,  POnest  par  le  öonrs  de  la 
Yersoj  et  par  nne  ligne  qni  renferme  les  commnnes  de  CoUez-Bossj 
et  Mejrin,  en  laissant  la  commnne  de  Ferney  k  la  France,  sera  cöd^e 
ä  la  ConfMäration  helv^tiqne,  ponr  dtre  reanie  an  Canton  de  Gendve. 
La  ligne  des  donanes  fran^aises  sera  plac^  k  POnest  dn  Jnra,  de 
mani^re  qne  tont  le  Pays  de  Gex  se  tronve  bors  de  cette  ligne. 

6)  Les  bantes  parties  contractantes  nommeront,  dans  le  d^lai 
de  trois  mois  apr^s  la  signatnre  dn  präsent  traitä,  des  Commissaires 
ponr  regier  tont  ce  qni  a  rapport  k  la  d^limitation  des  pays  de 
part  et  d'antre,  et  anssitöt  qne  le  travail  de  ces  Commissaires  sera 
termin^,  il  sera  dress^  des  cartes  et  placö  des  poteanz  qni  consta- 
teront  les  limites  respectives. 

Art.  2. 

Les  places  et  les  districts  qni,  selon  l'article  präcödent,  ne  doivent 
plns  faire  partie  dn  territoire  fran9ais  seront  remis  k  la  disposition 
des  Pnissances  alli^s,  dans  les  termes  fix^s  par  Tarticle  IX  de  la 
Convention  militaire  annex^  an  präsent  trait^,  et  S.  M.  le  roi  de 
France  renonce  k  perp6tuitö  ponr  Elle,  ses  bäritiers  et  snccessenrs, 
anx  droits  de  sonverainetä  et  de  propriötö  qn*Elle  a  exercäs  jnsqn'ici 
snr  les  dites  places  et  districts. 

Art.  8. 

Les  fortifications  d'Hnningne  ayant  6tö  constainment  nn  objet 
d'inqnietnde  ponr  la  ville  de  B&le,  les  bantes  Parties  contractantes, 
ponr  donner  k  la  Confädöration  belv^tiqne  nne  nonvelle  prenve  de 
lenr  bienveillance  et  de  lenr  sollicitnde,   sont   convennes  entre  Elles 


*)  Zu  bemerken  sind  hier  die  Vereinigungsverträge  für  die  respektiven 
Gebietstbeile  mit  den  Kantonen  Bern  (23.  No7.  1815)  und  Basel  (6.  De- 
zember 1815)  und  deren  eidgen.  Ratifikation  vom  18.  Mai  1816.  Vgl.  Off. 
Sammig.  I.  117—38,  und  Abscb.  1816,  Anhang  G. 

U 
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de  faii*6  d^molir  les  fortificatioziB  d'Huningue,  et  le  Gk)ayemBment 
fran^aifl  s'engage,  par  le  mdme  motif,  k  ne  les  r^tablir  dans  aiumn 
temps  et  k  ne  point  lee  remplacer  par  d'autres  fortifieations  k  une 
distance  moindre  qae  trois  lienes  de  la  yille  de  B41e. 

La  neutralit^  de  la  Snisse  sera  ätendae  an  territoire  qai  se  troave 
aa  Nord  d'une  ligne  ä  tirer  depnis  Ugiiie,  y  compris  cette  viUe,  aa 
Midi  du  lac  d*Annecy,  par  Faverge  ju6qa'&  L^heraine,  et  de  Ik  au 
lao  de  Bourget  jusqu'au  Bhöne,  de  la  mdme  manidre  qn'elle  a  ^t6 
^tendue  aus  provinces  de  Chablais  et  de  Faacignj  par  Tarticle  92 
de  Tacte  final  du  Congr^  de  Yienne. 


7.  (23.)  c.  Anerkennung  der  ewigen  Neutralität  der  Schweiz. 


Acte  portant  recannaissance  et  garantie  de  la  neutraUtS  per- 
pHueUe  de  la  Suisse  et  de  IHnvidahilitS  de  son  territaire. 

20  Novembre  1815. 

Off.  81g.  I.  lU— 14.  (114— le.)  —  Rec.  off.  I.  102—7.  Abseh.  1816,  p.  92.*) 

L'accession  de  la  Snisse  ä  la  d^clai*ation  donn^e  k  Yienne  le 
yingt  Mars  mil  huit  cent  qninze  par  les  Puissances  signataires  du 
trait^  de  Paris,  ajant  etä  düment  notifi^e  anx  Ministres  des  Gonrs 
imperiales  et  royales,  par  l'acte  de  la  Di^te  helvätique  dn  yingt-sept 
Mai  snivant,  rien  ne  s'opposait  k  ce  qne  Tacte  de  la  reconnaissance 
et  de  la  garantie  de  la  nentralit^  perp^tnelle  de  la  Snisse  dans  ses 
nonvelles  frontiöres  füt  fait  conformäment  k  la  d^claration  snsdite. 
Mais  les  Puissances  ont  jug6  convenable  de  suspendre  jnsqu'ä  ce 
jour  la  signature  de  cet  acte,  k  cause  des  changements  que  les  ^v^- 
nements  de  la  guerre  et  les  arrangements  qui  devaient  en  dtre  la 
suite,  pouvaient  apporter  aux  limites  de  la  Suisse,  et  des  modifi- 
cations  qui  pouvaient  aussi  en  resulter  dans  les  dispositions  relatives 
au  territoire  associ^  au  bienfait  de  la  neutralitä  du  Corps  helv^tique. 

Ces  changements  se  trouvant  d^termin^s  par  les  stipulations  da 
traitö  de  Paris  de  ce  jour,   les   Puissances  signataires   de  la  d^cla- 


•)  Zugehörige  Akten  ebendort  in  Anhang  H. 
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ration  de  Vienne  da  vingt  Mars  fönt,  par  le  präsent  acte,  nne  re- 
connaissaiice  formelle  et  authentique  de  la  neutralit^  perp^tnelle  de  la 
Soisse,  et  EUes  lai  garantissent  rint^grit^  et  rinviolabilitä  de  son 
territoire  dans  ses  noayelles  limites,  telles  qu'elles  sont  fizöes,  tant 
par  l'acte  dn  Congr^  de  Vienne  que  par  le  trait^  de  Paris  de  ce 
jour,  et  telles  qu'elles  le  seront  nlt^rieorement,  conformöment  ä  la 
disposition  da  protocole  da  3  Novembre  ci-joint  en  extrait,  qai  sti« 
pale  en  favear  da  Corps  helvetiqae  an  noavel  accroissement  de  ter- 
ritoire k  prendre  sar  la  Savoie,  poar  arrondir  et  dösenclayer  le 
Canton  de  Genöve. 

Les  Paissances  reconnaissent  et  garantissent  ägalement  la  nea- 
tralit6  des  parties  de  la  Savoie  design^es  par  Tacte  da  Congr^s  de 
Vienne  da  29  Mars  mil  hait  cent  qainze  et  par  le  traitö  de  Paris 
de  ce  joar,  comme  deyant  joair  de  la  neatralit^  de  la  Saisse  de  la 
mdme  maniöre  qae  si  elles  appartenaient  h  celle-ci. 

Les  Paissances  signataires  de  la  d^claration  da  vingt  Mars  re- 
connaissent aathentiqaement,  par  le  präsent  acte,  qae  la  neatralit^ 
et  rinviolabilitö  de  la  Saisse  et  son  independance  de  tonte  infiaence 
ötrangdre  sont  dans  les  yrais  intöröts  de  la  politiqae  de  l'Earope 
entiäre. 

Elles  d^clarent  qa*aacane  indaction  döfayorable  aaz  droits  de 
la  Saisse,  relatiyement  k  sa  neatralit^  et  k  l'inyiolabilit<^  de  son  ter- 
ritoire, ne  peat  ni  ne  doit  dtre  tir^e  des  ^yenements  qai  ont  amen^ 
le  passage  des  troapes  alli^es  sar  ane  partie  da  sol  helyötiqae.  Ge 
passage,  librement  consenti  par  les  Cantons  dans  la  conyention  da 
yingt  Mai,  a  etä  le  räsaltat  n^essaire  de  l'adb^sion  franche  de  la 
Saisse  aax  principes  manifestes  par  les  Paissances  signataires  da 
traite  d'alliance  da  25  Mars. 

Les  Paissances  se  plaisent  k  reconnaltre  qae  la  condaite  de  la 
Saisse,  dans  cette  circonstance  d'öpreaye,  a  montr^  qa*elle  sayait 
faire  de  grands  sacrifices  an  bien  genäral  et  an  soatien  d'ane  caase 
qae  toates  les  Paissances  de  TEarope  ont  däfendae,  et  qa*enfin  la 
Saisse  ^tait  digne  d*obtenir  les  ayantages  qui  lai  sont  assar^,  soit 
par  les  dispositions  du  Congrös  de  Vienne,  soit  par  le  trait^  de  Paris 
de  ce  jour,  soit  par  le  present  acte,  aaqael  toates  les  Paissances  de 
l'Earope  sont  inyit^s  k  accöder. 

En  foi  de  qaoi  la  präsente  döclaration  a  ^t^  faite  et  sign^e  k 
Paris  le  20  Noyembre  de  Tan  de  gräce  mil  hait  cent  qainze. 


■^3 


<  ^ 
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Soivent  les  eignatares  dans  Pordfe  alphabötiqne  des  Conrs: 


Autriche: 

France: 

Grande  Bretagne: 

Portugal: 
Prusse: 


Bussie: 


Le  Prince  de  Mettebnioh. 

Le  ßaron  de  Wessenbebg. 

Richelieu. 

Castlereagh. 

Wellington. 

Le  Comte  de  Palmella. 

D.  Joachim  Lobo  da  Silteiea. 

Le  Piince  de  Habdekbebg. 

Le  Baron  de  Hümbold. 

Le  Prince  de  Rasoümoffsky. 

Le  Comte  Gapo  d'IsTRiA. 


Note. 

Toutes  les  Puissances  signataires  de  Tacte  du  Congrbs  dd  Yienne  du 
20  Mars  1815  et  -  du  traite  de  Paris  du  20  Noyembre  de  la  mdme  ann^e, 
savoir  TAutriche,  TEspagne,  la  France,  la  Grande-Bretagne,  le  Portugal,  la 
Prusse,  la  Russie  et  la  SuMe,  ont  fait  remettre  ä  la  Conföd^ration  suisse 
des  exp^tions  anthentiqnes  de  Tacte  ci-dessus  portant  reconnaissance  de 
la  neutralit^  perp^tuelle  de  la  Suisse  et  de  Tinviolabilite  de  son  territoire. 
Les  documents  sont  conserv^s  dans  Tarchive  föderale. 


j 


IV. 


Die  Periode  der  Regeneration. 


In  der  Vorbemerknng  zu  AbschDitt  III  ist  ein  wesentliches  Moment 
nicht  berührt:  die  Absicht  der  leitenden  Staatsmänner,  die  Kantonsver- 
fassungen  rückwärts  umzugestalten,  die  denn  auch  überall  durchgesetzt 
wurde.  In  den  letzten  Jähren  vor  der  Julirevolution  erhob  sich  nun  aber 
in  mehreren  Kantonen  eine  Opposition  gegen  das  herrschende  System,  und 
die  Ereignisse  in  Frankreich  trugen,  wie  bekannt,  zur  Beschleunigung 
dieser  Bewegung  bei;  zunächst  galt  dieselbe  eben  dem  allzuknappen  Schnitt 
der  kantonalen  Verfassungen.  Noch  vor  dem  Zusammentritt  der  auf  28.  Dez. 
berufenen  Tagsatzung  waren  eilf  StAnde  in  einer  freiheitlichen  Umbildung 
begriffen,  die  sich  nicht  mehr  aufhalten  liess,  aber  auch  schon  Wünsche 
für  eine  Verbesserung  de«  Bundes  Vertrages  laut  geworden.  Da  die  Ver- 
theidiger  der  Restaurations-Ordnung  in  beiden  Richtungen  Widerstand 
leisteten,  so  verflochten  sich  einstweilen  die  fortschrittlichen  Tendenzen  in 
Kundgebungen,  welche  blos  provisorische  Wirkungen  äussern  konnten;  als 
Ausdruck  der  Zeitlage  werden  sie  dennoch  mitgetheilt  (Nr.  la,  h). 


1.  (24.)  a.  Tagsatzungsbeschluss  Über  die  Zulässigkeit 
kantonaler  Verfassungsinderungen. 

27.  Dezember  1830. 

Absch.  1880  81,  8.  99.  —  Snell  I,  711. 

L  Die  Tagsatzung  huldigt  einmiUhig  dem  Grundsatz,  dass 
es  jedem  eidgenössischen  Stand,  kraß  seiner  Souveränetät,  frei- 
stehej  die  von  ihm  nothwendig  und  zweckmässig  erachteten  Ab- 
änderungen  in  der  Kantonsverfassung  vorzunehmen,  sobald  die- 
selben dem  Bundesvertrag  nicht  zuwider  sind.  Es  wird  sich 
demnach  die  Tagsatzung  auf  keine  Weise  in  solche,  bereits  voll- 
brachte oder  noch  vorzunehmende,  konstitutionelle  Beformen  ein- 
mischen. 

2.  Die  Tagsatzung  steht  ferner  in  der  lieber zeugung,  dass 
der  im  Art,  IV  der  Bundesakte  bezeichnete  Fall  eines  eidgenössi- 
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sehen  Einschreitens  nicht  vorhanden  sei,  sie  giebt  sich  aiich  der 
zuvet sichtlichen  Hoffnung  hin,  dass  die  Verfassungsarbeiten  in 
den  einzelnen  Kantonen  auf  gesetzlichem  Wege  und  ohne  Gefähr- 
dung der  öffentlichen  Buhe  werden  zu  Ende  geführt  werden,  und 
sieht  demnach  im  ersten  Abschnitt  des  vorörüichen  Kreisschreibens'*) 
keinen  Grund  zu  einer  weitern  Berathung. 


1.  (24.)  b.  Das  Siebner-KonkordaL 

17.  März  1832. 

Snell  I.  ö8«-87.  —  Vosrt  (I.)  58,  60.  —  Repertor.  d.  Abech.  I.  406— ?.•) 

Die  unterzeichneten,  aus  Anlass  der  ausserordentlichen  Tagsatzang 
in  Luzern  anwesenden  Standesgesandtscbaften  haben  in  mflndlicher 
Besprechung  die  Wünschbarkeit  näherer  Bestimmungen  über  umfang 
und  Folgen  der  Garantie  der  Verfassungen  zu  erörtern  sich  bewogen 
gefunden  und  in  der  üeberzeugung,  dass  ein  brüderliches  Einver- 
ständnis über  diesen  wichtigen  Gegenstand  zweckgemäss,  sowohl  für 
Behauptung  und  Förderung  innerer  Wohlfiahrt  ihrer  respektiven 
Stände,  als  im  Interesse  des  gemeinsamen  Vaterlandes  getroffen  wer- 
den könnte,  sich  zum  nachfolgenden  Entwarf  eines  Konkordats  ver- 
einigt, den  sie,  bei  allseitigem  Abgang  von  Aufträgen  oder  Voll 
machten,  in  treuer  Ergebenheit  ihren  Kommittenten  einfach  zur  Be- 
rathung  und  Genehmigung  vorlegen  und  empfehlen. 

Entwurf  eines  Konkordats  über  die  Garantie 

der  Verfassungen» 

In  Ermangelung  näherer  Bestimmungen  des  Bundesvertrages 
über  Umfang  und  Folgen  einer  Gewährleistung  der  Verfassungen 
und  in  der  durch  den  §  6  des  Bundesvertrages  begründeten  Be- 
rechtigung, haben  die  eidgenössischen  Stände  Luzern,  Zürich, 


*)  Es  ist  ohne  Zweifel  dasjenige  vom  7.  Dezember  1830  gemeint,  durch 
welches  die  ausserordentliche  Tagsateung  einberufen  trurd«.  Als  erster  Haupt- 
zweck derselben  war  die  Wiederherstellung  der  Ruhe  und  Ordnung  im  In- 
nem  —  im  Sinne  der  Urheber  des  Bundesvertrages  —  bezeichnet, 

*)  In  den  Abschieden  seibat,  sowie  in  den  Original- Beilagen  zu  dem 
TagsatzuDgsprotokolI  findet  sich  weder  ein  handschriftliches  Exemplar  noch 
ein  Abdruck. 
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Bern,  Solothurn,   St  Gallen,  Aargau  und   Thurgau 
folgendes  Konkordat  unter  sich  geschlossen: 

Art.  1.  Indem  die  vorgenannten  dem  gegenwärtigen  Kon- 
kordat beitretenden  Stände  ihre  auf  dem  Grundsatze  der  Volks- 
souveränetät  beruhenden^  in  das  eidgenössische  Archiv  niedergelegten 
Verfassungen  gegenseitig  geivährleisten,  verheissen  sie  hierdurch  so- 
wohl die  dem  Volke  jedes  Kantons  nach  seiner  Verfassung  zu- 
stehenden Rechte  und  Freiheiten  als  die  verfassungsgemäss  aufge- 
stellten Behörden  jedes  Kantons  und  ihre-  verfassungsmässigen 
Befugnisse  aufrecht  zu  erhalten,  Sie  gewährleisten  sich  ferner, 
dass  Aenderungen  dieser  Verfassungen  einzig  in  der  durch  jede 
Verfassung  selbst  festgesetzten  Weise  vorgenommen  werden  können. 

Art.  2.  Wenn  in  einem  der  beitretenden  Kantone  wegen 
Verfassungsverletzung  Zerwürfnisse  entstehen,  welche  die  allgemeine 
Ruhe  desselben  gefährden,  so  üben,  nach  fruchtlos  versuchter  Ver- 
mittlung, die  übrigen  im  Konkordat  begriffenen  Kantone  ins- 
gesamt das  Schiedsrichteramt  aus. 

Die  Schiedsrichter  haben  streng  nach  dem  Sinn  der  bestehen- 
den Verfassung  zu  urtheilen  und  können  in  derselben  keinerlei 
Veränderungen  vornehmen, 

Art.  3.  Zu  Bildung  des  Schiedsgerichts  sendet  jeder  der  bei- 
tretenden Stände  (mit  Ausschluss  des  selbst  betheäigten  Kantons) 
einen  von  seiner  obersten  Kantonsbehörde  gewählten  Schiedsrichter. 
Diese  Schiedsrichter  sind  an  keine  Instruktion  gebunden. 

Art.  4.  Der  betheiligte  Stand  ist  pflichtig,  sich  dem  Spruch 
zu  unterziehen,  den  die  konkordirenden  Kantone  nöthigenfaUs 
vollstrecken, 

Art.  5,  Durch  die  verheissene  Garantie  anerkennen  die  bei- 
tretenden Stände  ihr  Recht  und  ihre  Pflicht,  einander  Schutz 
und  Schirm  zu  leisten  und,  unter  Anzeige  an  den  Vorort,  ein- 
ander selbst  mit  bewaffneter  Macht  einzeln  oder  in  Gemeinschaft 
zu  Hülfe  zu  ziehen,  um  Ruhe,  Ordnung  und  Verfassung^  wo  diese 
gefährdet  sein  sollten^  aufrecht  zu  erhalten. 

Art.  6.  Gegenwärtiges  Konkordat  wird  mit  ausdrücklichem 
Vorbehalt  aller  aus  dem  bestehenden  Bundesvertrag  hervorgehen- 
den Rechte  und  Pflichten  der  beitretenden  Kantone  sowohl  gegen 
die  gesamte  Eidgenossenschaft  als  gegen  die  einzelnen  übrigen 
Stände  abgeschlossen. 
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Sobald  der  Bundesvertrag  der  Eidgenossen  revidirt  und  in  den- 
selben die  angemessenen  Bestimmungen  über  Umfang  und  Wir- 
kung der  Garantie  der  Verfassungen  aufgenommen  werden,  tritt 
dieses  Konkordat  als  erloschen  ausser  Kraft  und  Wirksamkeit, 

Luzern,  den  17.  März  1832. 

Die  Namen  der  Gesandten  lässt  man  hier  weg,  zumal  sie  leickt 
aus  dem  Abschiede-Repertorium  ersehen  werden  können.  Das  zugehörige 
Protokoll  vom  21.  März  —  in  Snell  I.  538-39  —  kann  ebenfalb  über- 
gangen werden;  es  genügt  eine  Andeutung  des  Inhalts.  Der  Originalentwarf 
wurde  in  Luzern  hinterlegt  und  den  sechs  übrigen  Ständen  je  eine  Abschrift 
zugestellt.  Naeh  Eingang  der  Ratifikationen  hatte  Luzern  die  Ausfertigung 
etc.  zu  besorgen.  Den  andern  Bundesgliedern  war  der  Beitritt  vorbehalten. 

Die  Ratifikationen  erfolgten  vom  81.  März  bis  16,  Juni. 


2.  (25.)  a,  b.  Bundesverfassungs-EntwQrfe  von  1832  und  1833. 

Bd.  11,  18,  18  (R).  —  Absch.  Repert.  II.  lOi-H.*) 


Ä. 

Bttndesurkande 

der 

schweizer.  Eidgenossenschaft; 

entworfen  von  der  am  17.  Heu- 
monat 1832  durch  die  Tagsatzung 
ernannten  Revisionskommission. 


Im  Namen 
Gottes   des  Allmächtigen! 

Die  zwei  und  zwanzig  sou- 
veränen Kantone  der  Schweiz, 
als:  Zürich,  Bern,  Luzern,  Uii, 
Schwjz,  Ünterwalden  (ob  und  nid 


B. 

Entwurf 

einer 

reyidxrten  Bundesnrkunde, 

von  der  am  15.  März  1833  nieder- 
gesetzten Ta^isatzungskommission, 
mit  Rücksicht  auf  die  eröffneten 
Standesinstruktionen  umgearbeitet 
und  von  der  ausserordentlichen 
Tagraatzung  am  13.,  14.  und  15.  Mai 
18^  berathen. 


Im  Namen 
Gottes  des  Allmächtigen! 

Die  souveränen  Kantone  der 
Schweiz,  von  dem  Wunsche  be- 
seelt, den  Bund  der  Eidgenossen 
zu    befestigen    und    durch    seine 


*)  Im  Bundesarchiv  und  in  andern  Sammlungen  finden  sich  Separat- 
abdrücke, zum  Theil  mit  dem  von  Bossi  gefertigten  «Bericht»  zu  dem 
ersten  Entwurf  verbunden,  in  allen  drei  Sprachen. 

Als  a  wird  hier  der  Entwurf  vom  15.  Dezember  1832,  als  b  deijenige 
vom  Mai  1833  bezeichnet. 

Aus  typographischen  Gründen  werden  nur  die  Abweichungen  der 
Texte,  namentlich  in  b,  in  Kursiv  gegeben. 
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dem  Wald),  Glarus,  Zag,  Frei- 
barg, Solothorn,  Basel  (Stadttheil 
und  Landtheil,  Wiederyereinigang 
vorbehalten),  Schaffbansen,  Ap- 
penzell (beider  Boden),  8t.  Gal- 
len, Graabünden,  Aargau,  Thnr- 
gan,  Tessin,  Waat,  Wallis,  Nenen- 
bnrg  and  Genf, 

vom  Wnnsche  beseelt,  den 
Band  der  Eidgenossen  za  befesti- 
gen und  durch  seine  zeitgemässe 
Entwicklung  des  Vaterlandes  Kraft 
und  Ehre  zu  erhalten  und  zu 
fördern,  haben  den  Bundesvertrag 
vom  7.  Augast  1815  einer  all- 
gemeinen Revision  unterworfen 
und  in  Folge  derselben  nach- 
stehende Bundesurkunde  als 
Grundgesetz  angenommen: 

Bundesurkunde 

der 

schweizerischen  Eidgenossenschaft. 

Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  durch  diesen  Bund 
vereinigten  Kantone  bilden  in 
ihrer  Gesamtheit  einen  unauf- 
löslichen Bundesstaat:  die 
schweizerische  Eidgenossenschaft. 

2.  Die  Kantone  sind  sou- 
verän und  üben  als  solche  alle 
Bechte  aus,  die  nicht  ausdrück- 
lich der  Bundesgewalt  übertragen 
sind.  Hinsichtlich  dessen,  was  dem 
Bund  übertragen  worden,  wird 
die  oberste  Gewalt  durch  die 
Kantonsmehren  oder  durch  die 
Bundesbehörden,  nach  Vorschrift 
dergegenwärtigenBundesurkunde, 
ausgeübt. 

8.  Der  eidgenössische  Bund 
hat  zum  Zweck :  Beförderung  der 
gemeinsamen  Wohlfahrt  der  Eid- 
genossen ,  Schutz  ihrer  Rechte 
und   Freiheiten,    Erhaltung   der 


zeitgemässe  Entwicklung  des  Va- 
terlandes Kraft  und  Ehre  zu  er- 
halten und  zu  fördern,  haben  den 
Bundesvertrag  vom  7.  August 
1815  einer  allgemeinen  Revision 
unterworfen  und  in  Folge  der- 
selben nachstehende  Bundesur- 
kunde als  Grundgesetz  angenom- 
men: 


Bundesurhunde 

der 

schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  durch  diesen 
Bund  vereinigten  Kantone  bilden 
in  ihrer  Gesamtheit  die  schwei- 
zerische Eidgenossenschaft. 

2.  Die  Kantone  sind  souverän 
und  üben  als  solche  alle  Rechte 
aus,  die  nicht  ausdrücklich  der 
Bundesgewalt  übertragen  sind. 
Hinsichtlich  dessen,  was  dem  Bund 
übertragen  worden ,  wird  die 
oberste  Gewalt  nach  Vorschrift 
der  gegenwärtigen  Bundesarkunde 
ausgeübt. 


3.  Der  eidgenössische  Bund 
hat  zum  Zweck:  Behauptung  der 
Unabhängigkeit  und  Erhaltung  der 
Neutralität  des  Vaterlandes,  Schutz 
der  Freiheit  und  der  Bechte  der 
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Unabhängigkeit    und  Nentralitöt 
des  Vaterlandes* 

4.  Die  Kantone  verheissen  sich 
gegenseitig  für  diesen  Zweck  Bat 
und  Beistand,  Hülfe  und  Schutz 
gegen  alle  Angriffe  von  Aussen, 
Einer  fttr  Alle  und  Alle  für  Einen. 

5.  Der  Bund  gewährleistet  den 
Kantonen  ihr  Gebiet,  ihre  Sou- 
YerUnetät  und  Unabhängigkeit 
inner  den  Schranken  des  Art.  2, 
die  Aufrechthaltung  der  öffent- 
lichen Ordnung  in  ihrem  Innern, 
ihre  Verfassungen  und,  nach  In- 
halt derselben,  die  flechte  und 
Freiheiten  des  Volkes  gleich 
den  Bechten  und  Befugnissen  der 
Behörden. 

6.  Zu  diesem  Ende  sind  die 
Kantone  verpflichtet,  ihre  Ver- 
fassungen der  Bundesbehörde  zur 
Einsicht  vorzulegen.  Der  Bund 
tibernimmt  ihre  Gewährleistung 
unter  folgenden  Bedingungen : 

a)  dass  sie  nichts  den  Vor- 
schriften der  Bundesarkunde  Zu- 
widerlaufendes enthalten; 

b)  dass  sie  die  Ausübung  der 
politischen  Rechte  nach  repräsen- 
tativen oder  demokratischen  For- 
men sichern,  dieselbe  keiner  Bür- 
gerklasse ausschliesslich  zuwenden 
und  keine  Unterthanenverhält- 
nisse  zwischen  einzelnen  Theilen 
des  Kantons  dulden; 


c)    und    gegen   Nachweisnng, 
dass    und    wie    bie    nach   verfas- 


Eiägenossen     und    Beförderung 
ihrer  gemeinsamen  Wohlfahrt. 

4.  Die  Kantone  verheissen  sich 
gegenseitig  für  diesen  Zweck  Raih 
und  Beistand,  Hülfe  und  Schutz 
gegen  alle  Angriffe  von  Aussen, 
Einer  für  Alle  und  Alle  für  Einen. 

5.  Der  Bund  gewährleistet  den 
Kantonen  ihr  Gebiet,  ihre  Sou- 
verfinetät  und  Unabhängigkeit 
inner  den  Schranken  des  Art.  2, 
die  Aufrechthaltung  der  öffent- 
lichen Ordnung  in  ihrem  Innern, 
ihre  Verfassungen  und,  nach  In- 
halt derselben,  die  Freiheit  und 
die  Rechte  des  Volkes  gleich  den 
Rechten  und  Befugnissen  der  Be- 
hörden. 

6.  Zu  diesem  Ende  sind  die 
Kantone  verpflichtet,  ihre  Ver- 
fassungen der  obersten  Bundesbe- 
hörde zur  Einsicht  vorzulegen. 
Der  Bund  Übernimmt  ihre  Ge- 
währleistung, insofern  — 

a)  sie  nichts  den  Vorschriften 
der  Bundesurkunde  Zuwiderlau- 
fendes enthalten; 

b)  sie  dem  Grundsatz  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz  huldi- 
gen und  die  Ausübung  der  politi- 
schen Rechte  nach  repräsentati- 
ven oder  demokratischen  FoiTuen 
sichern,  so  dass  einerseits  die 
Uftterthanenverhältnisse  jeder  Art 
zwischen  einzelnen  Theilen  des 
Kantons  untersagt^  anderseits  alle 
Staatsbürger,  welche  die  durch 
das  Gesetz  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen erfüllen,  die  politischen 
Rechte  auszuüben  befugt  seien, 
und  diese  Ausübung  nie  zu  einer 
unabänderlichen  Ortsberechtigung 
oder  zu  einem  Vorrecht  der  Ge- 
burt, von  Personen  oder  Familien 
werden  könne; 

c)  die  Nachweisung  erfolgt, 
dass   und   wie    sie    nach   verfas- 
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snngsmässigen  und  gesetzlichen 
Beetimmiuigen  revidirt  werden 
können. 

Durch  die  Eriüllang  dieser  Be- 
dingungen erhält  die  Gewähr- 
leistung noch  die  besondere  Folge, 
dass  die  Verfassung  eines  Kantons 
einzig  auf  dem  bezeichneten  Wege 
der  Revision  geändert  werden  darf. 

7.  Die  Kantone  sind  verpflich- 
tet, wenn  Streitigkeiten  unter 
ihnen  vorfallen,  sich  jeder  Selbst- 
hülfe so  wie  jeder  Bewaffnung  zu 
enthalten;  dagegen  den  in  gegen- 
wärtiger Bundesurkunde  ange- 
wiesenen Rechtspfad  zu  befolgen 
und  dem  Spruch  in  allen  Theilen 
Genüge  zu  leisten. 

8.  Besondere  Bündnisse  und 
Verträge  politischen  Inhalts  unter 
sich  zu  schliessen  ist  den  Kan- 
tonen untersagt.  Gehen  die  Kan- 
tone aber  Yerkommnisse  unter 
einander  ein  über  Gegenstände  der 
Gesetzgebung,  des  Gerichtswesens 
und  der  Verwaltung,  so  haben 
sie  solche  der  Bandesbehörde  vor- 
zulegen. Die  benannten  Verkomm- 
nisse dürfen  nur  dann  vollzogen 
werden,  wenn  sie  nichts  der 
Bundesurkunde  und  den  Rechten 
der  andern  Kantone  Zuwiderlau- 
fendes enthalten.  In  diesem  Fall 
sind  die  Kantone  berechtigt,  zur 
Vollziehung  die  Mitwirkung  der 
Bundesbehörde  anzusprechen. 


9.  Kein  Kanton  darf  ohne  Be- 
willigung des  Bundes  mehr  denn 
300  Mann  stehender  Truppen  hal- 
ten, die  Landjägerkorps  (Gen- 
darmerie) nicht  einbegriffen. 


sungsmtfssigen  oder  gesetzlichen 
Bestimmungen  revidirt  werden 
können. 

Durch  die  ErltUlung  dieser 
Erfordernisse  erhält  die  Gewähr- 
leistung noch  die  besondere  Folge, 
dass  die  Verfassung  eines  Kan- 
tons einzig  auf  dem  bezeichneten 
Wege  der  Revision  geändert  wer- 
den darf. 

7.  Die  Kantone  sind  verpflich- 
tet, wenn  Streitigkeiten  unter 
ihnen  vorfallen,  sich  jeder  Selbst- 
hülfe sowie  jeder  Bewaffnung  zu 
enthalten,  dagegen  den  in  gegen- 
wäi-tiger  Bundesurkunde  ange- 
wiesenen Rechtspfad  zu  befolgen 
und  dem  Spruch  in  allen  Theilen 
Genüge  zu  leisten. 

8.  Besondere  Bündnisse  und 
Verträge  politischen  Inhalts  zwi* 
sehen  den  Kantonen  sind  untersagt. 

Dagegen  steht  ihnen  das  Recht 
zu,  Verkommnisse  über  Gegen- 
stände der  Gesetzgebung ,  des 
Gerichtswesens  und  der  Verwal- 
tung mit  einander  abzuschliessen; 
jedoch  haben  sie  dieselben  der 
obersten  Bundesbehörde  zur  Ein- 
sieht  vorzulegen,  welche,  wenn 
diese  Verkonunnisse  etwas  der 
Bundesurkunde  oder  den  Rechten 
anderer  Kantone  Zuwiderlaufen- 
des enthalten,  deren  Vollziehung 
eu  hindern  befugt  ist.  Im  ent- 
gegengeseteien  Fall  sind  die  be- 
treffenden Kantone  berechtigt,  zur 
Vollziehung  die  Mitwirkung  der 
Bundesbehörde  anzusprechen  (Art. 
77,  c,), 

9.  Der  Bund  ist  nicht  be- 
rechtigt,  stellende  Truppen  zu 
halten;  jedoch  soll  durch  diese 
Bestimmung  den  für  die  Instruk- 
tion des  Bundesheeres  erforder- 
lichen EinriciUungen  auf  keine 
Weise  vorgegriffen  sein. 
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10.  Im  Falle  plötzlicher  Ge- 
fahr von  Anssen  ist  die  oberste 
Vollziehungsbebörde  jedes  Kan- 
tons berechtigt,  die  benachbarten 
Kantone  zar  Hülfe  za  mahnen, 
unter  gleichzeitiger  Anzeige  an 
die  Bundesbehörde  und  unvor- 
greiflich  ihren  spätem  Verfü- 
gungen. Der  oder  die  gemahnten 
Kantone  sind  zum  Zuzüge  ver- 
pflichtet. Die  Kosten  trägt  die 
Eidgenossenschaft. 

Gleiches  Recht  und  gleiche 
Pflicht  haben  die  Kantone  bei  ge- 
störter Ordnung  in  ihrem  Innern. 
Die  Kosten  des  Zuzugs  trägt 
der  mahnende  Kanton. 


11.  Dem  Bund  allein  steht 
das  Becht  zu:  Krieg  zu  erklären 
und  Frieden  zu  schliessen,  Bünd- 
nisse und  Staatsverträge,  worunter 
auch  Zoll-  und  Handelsverträge 
verstanden  sind,  mit  dem  Aus- 
land einzugehen. 

12.  Die  Kantone  sind  berech- 
tigt, alle  Verträge  mit  dem  Aus- 
land, deren  Abschluss  durch  den 
vorhergehenden  Artikel  dem  Bund 
nicht  ausdrücklich  vorbehalten 
ist,   von  sich  aus  abzuschliessen ; 


Ohne  Bewilligung  der  libersien 
Bundesbehörde  darl;  kein  Kanton 
mehr  als  800  Mann,  und  in  ge- 
theüten  Kantonen  kein  LandestheU 
mehr  als  150  Mann  stehender 
Truppen  halten,  die  Landjäger- 
korps  (Gendarmerie)  nicht  einbe- 
griffen. 

10.  Im  Falle  plötzlicher  Ge- 
fahr  von  Aussen  ist  die  oberste 
Vollziehungsbehörde  jedes  Kan- 
tons verpflichtet,  die  benachbar- 
ten Kantone  zu  Hülfe  zu  mahnen, 
unter  gleichzeitiger  Anzeige  an  die 
Bundesbehörde  und  unvorgreif- 
lich  ihren  spätem  Verfügungen. 
Der  oder  die  gemahnten  Kantone 
sind  zum  Zuzüge  verpflichtet.  Die 
Kosten  trägt  die  Eidgenossen- 
schaft. 

Bei  gestörter  Ordnung  im  In- 
nern ist  die  gesetzgebende  Be- 
hörde des  betreffenden  Kantons 
und,  wenn  diese  nicht  berathen 
werden  konnte,  die  oberste  VM- 
zieliungsbehörde  desselben  befugt, 
die  nämliche  Hülfe  anzurufen, 
und  der  oder  die  gemahnten  Kan^ 
tone  sind  zur  Hülfeleistung  ver- 
pflichtet.  Die  Kosten  trägt  der 
mahnende  Kanton,  e^  wäre  denn, 
dass  die  oberste  Bundesbeshörde 
wegen  besonderer  Umstände  eine 
andere  Bestimmung  treffen  würde. 

11.  Dem  Bund  allein  steht 
das  Recht  zu,  Krieg  zu  erklären 
und  Frieden  zu  schliessen,  Bünd- 
nisse und  Staatsverträge,  nament- 
lieh  Zoll-  und  Handelsverträge, 
mit  dem  Ausland  einzugehen. 

12.  Dagegen  bleibt  den  Kan- 
tonen die  Befugnis,  Verträge  Über 
Gegenstände  der  Oekonomie,  des 
nachbarlichen  Verkehrs  und  der 
Polizei  von  sich  aus  mit  dem 
Ausland   abzuschliessen ;    jedoch 
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jedoch  sollen  solche  Verträge,  vor 
der  Batifikation,  der  Bnndesbe- 
hörde  Yorgelegt  werden,  damit 
diese  zn  benrtheilen  im  Fall  sei, 
ob  sie  nichts  den  Rechten  des 
Bandes  oder  einzelner  Kantone 
Widersprechendes  enthalten.  Hie- 
Yon  sind  die  Verträge  für  Liefe- 
rung Ton  Salz  und  Getreide  gegen 
rein  ökonomische  Leistungen  aus- 
genonunen;  indessen  hat  die  Ban- 
desbehörde die  Befugniss,  die  Vor- 
legong  derselben  im  einzelnen 
FaJl  zu  verlangen. 


13.  Sind  Kantone  im  Fall, 
über  eigenthümliche  Verhältnisse, 
inner  den  Schranken  des  vorher- 
gehenden Artikels,  mit  dem  Aus- 
land Unterhandlungen  zu  pflegen, 
so  können  sie  hiefÜr  die  Dazwi- 
schenkunft  der  Bandesbehörde 
nachsuchen. 

14.  Für  Lebensmittel,  Landes- 
und Industrieerzengnisse ,  Vieh 
und  Kaafmannswaaren,  sind  freier 
Kauf  and  Verkauf,  freie  Ein-, 
Aus-  und  Durchfuhr  von  einem 
Kanton  in  den  andern  gewähr- 
leistet.   Vorbehalten  sind  einzig: 

a)  Polizeiverfügungen  gegen 
Wacher  und  schädlichen  Vorkaaf ; 
diese  sollen  jedoch  für  die  eige- 
nen Kantonsbürger  und  die  Ein- 
wohner anderer  Kantone  gleich 
bestimmt  werden  und  dürfen  nie 
in  Sperranstalten  ausarten; 


dürfen  solche  Verträge  nichts 
dem  Bunde,  den  Rechten  an- 
derer Kantone  oder  bestehenden 
Bündnissen  Zuwiderlaufendes 
entJiolten  und  sind  bu  diesfäUi' 
ger  Beurtheilung,  vor  Auswechs- 
lung der  Ratifikationen  9  der 
obersten  Bundesbehörde  vorzu- 
legen. Nur  bei  Postverträgen 
und  bei  Verträgen  für  Liefe- 
rung von  Salz  und  Getreide 
gegen  rein  ökonomische  Leistun- 
gen kann  die  Vorlegung  unter- 
bleiben; jedoch  hat  die  Bundes- 
behörde das  Recht,  dieselbe  im 
einzelnen  Falle  zu  verlangen. 

18.  Sind  Kantone  im  Fall, 
über  eigenthümliche  Verhältnisse 
inner  den  Schranken  des  vorher- 
gehenden Artikels  mit  dem  Aus- 
land Unterhandlungen  zu  pflegen, 
so  können  sie  hiefür  die  Dazwi- 
schenkunft  der  Bundesbehörde 
nachsuchen. 

14.  Für  Lebensmittel,  Vieh 
und  Kaafmannswaaren,  Landes- 
and Industrieerzeugnisse  jeder 
Art  sind  freier  Kauf  and  Verkauf, 
freie  Ein-,  Aus-  and  Durchfuhr 
von  einem  Kanton  in  den  andern 
gewährleistet.  Vorhehalten  sind 
einzig : 

a)  Die  Kantondlgesetze^  wel- 
che rein  polizeiliche  Verfügungen 
und  die  Gewerbebesteuerung  be- 
treffen; jedoch  sollen  diese  Ge- 
setze tür  die  eigenen  Kantonsbür- 
ger und  die  Einwohner  anderer 
Kantone  die  nämlichen  sein  und 
dürfen  nie  in  Sperranstalten  oder 
Beschränkungen  des  freien  Ver- 
kehrs ausarten. 

Die  Bundesbehörde  hat  bei 
sich  ergebenden  Klagen  das 
Rechte  Einsicht  der  diesfäUigen 
Gesetze  zu  verlangen,  sowie  Ab- 
hülfe gegen   Verfugungen,   die 
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b)  die  bundesmässigen  Zölle 
nach  Vorschrift  der  Artikel  15 
bis  28; 

c)  die  Verbrauchssteuern  der 
Kantone,  insoweit  sie  darch  die 
Bnndesiirkande  als  znlftssig  erklärt 
sind  (Art.  24). 


15.    Dem    Band    allein    steht 
das  Recht  der  Zollbewilligung  zu. 


16.  Die  Zolle  sind: 

a)  die  schweizerischen  Gränz- 
gebübren ; 

b)  die  Strassengelder  der  Kan- 
tone, mit  Inbegriff  der  Brücken- 
gelder   und  Niederlagsgebühren; 

c)  die  Zölle  auf  den  Wasser- 
strassen. 


dem  Bunde  und  den  Rechten 
anderer  Kantone  zuwiderlaufen 
würden,  zu  bescMiessen, 

b)  Die   schweizer*    Gränz* 
gdnihren  (Art.  15). 

c)  Die   Zolle  ^    Weg-   und 
Brückengelder  (Art  16  und  17), 


d)  Die  Verbrauchssteuern 
der  Kantone  (Art  18), 

15.  Die  Schweißer.  Cträne-- 
gebühren  werden  bezogen  von 
den  in  die  Schweiß  eingehenden 
Waaren,  welche  nicht  zu  den 
nothwendigsten  Bedürfnissen  ge- 
hören. 

Der  gegenwärtige  Ansatz 
der  (jrränzgebahren  darf  nicht 
erhöht  werden. 

16.  Der  Bund  aüein  besitzt 
das  Recht  der  Zollbewilligung. 
—  Vgl.  A,  15. 

Die  dermalen  bestehenden, 
von  der  Tagsatßung  genehmigten 
ZÖUe,  Weg-  und  Brückengäder 
verbleibeti  in  ihrem  Bestand. 
Es  darf  aber  unter  keinem  Vor- 
tvand  ohne  Genehmigung  der 
Tagsatzung  in  irgend  einem 
Kanton  der  Transit  durch  Ein- 
führung neuer,  oder  durch  Er- 
höhung der  bestehenden  ZöUe, 
Weg-  und  Brückengelder  er- 
schwert,  noch  deren  Beßug^ 
wenn  er  auf  bestimmte  2ieit  be- 
schränkt war,  verlängert  werden. 

Durch  die  in  diesem  und 
dem  vorhergehenden  Artikel  ent- 
haltenen Bestimmungen  soU  dem 
Rechte  des  Bundes  in  Bezie- 
hung auf  den  Abschluss  von 
Zoll-  und  Handelsverträgen  kei- 
nerlei Eintrag  geschehen.  Wer- 
den in  Folge  eines  solchen  Ver- 
trags   ZoÜberecJUigungen    ein- 
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17.  Die  schweizeriscben  Gränz- 
gebühren  werden  bezogen  von  den 
in  die  Schweiz  eingehenden  Waa- 
ren,  welche  nicht  zu  den  noth- 
wendigsten  Lebensbedürfnissen  ge« 
hören. 

Der  gegenwärtige  Ansatz  der 
Gränzgebübren  darf  nicht  erhöht 
werden. 

18.  Die  Strassengelder  der 
Kantone  werden  bewilligt  nach 
dem  Massstab  von  Gewicht  und 
Entfernung,  Zahl  und  Bespannung, 
von  Waaren,  Wagen,  Beisenden 
und  Vieh,  die  von  einem  Ort  zum 
andern  in  dem  gleichen  Kanton, 
oder  von  einem  Kanton  in  den 
andern,  oder  durch  die  Schweiz 
gehen,  mit  Berücksichtigung  der 
Bau-  und  Unterhaltungskosten  der 
Strassen,  Brücken  und  Nieder- 
lagsstätten. 

19.  An  der  ersten  ordentlichen 
Versammlung  der  Tagsatzung  nach 
Annahme  der  gegenwärtigen  Bun- 
desurkunde soll,  mit  Beobachtung 
der  vorstehenden  Grundlagen,  eine 
allgemeine  Revision  des  ZoU- 
wesens  in  allen  Kantonen  einge- 
leitet werden.  Hiebei  sind  folgende 
Bestimmungen  in  Anwendung  zu 
bringen : . 

a)  Es  wird  eine  allgemeine 
üebersicht  sämtlicher  schweize- 
rischer Handelsstrassen  gefertiget. 

b)  Die  Strassen  werden  in 
Stationen  abgetheilt.  Die  Tag- 
satzung bestimmt  das  Maximum 
des  Strassengelds  für  die  Stationen 
der  verschiedenen  Strassenzüge. 
Für  jede  Station  auf  demselben 
Strassenzüge  wird  der  gleiche  An- 


adner  Kantone  aufgehoben  oder 
herabgesetzt,  so  hat  sich  der 
Bund  mit  denselben  über  eine 
biüige  Entschädigung  su  ver- 
ständigen. 

17.  Um  die  Gewissheit  bu 
erlangen,  dass  in  den  Kantonen 
keine  Zolle,  Weg-  und  Brücken- 
gelder, welche  nicht  von  der 
Tagsatzung  genehmigt  worden 
sind,  bezogen  werden,  ist  von 
Bundes  wegen  eine  Untersuchung 
der  bestehenden  Zölle,  Weg- 
und  Brückengelder  anzuordnen. 

18.  Den  Kantonen  steht  das 
Recht  zu,  auf  ihrem  Gebiet 
Verbrauchssteuern  zu  beziehen; 

jedoch  solh  deren  Bezug  ohne 
alle  Hemmung  des  Transits 
geschehen, 

(Vgl.  A.  24.) 


19.  Die  Bundesbehörden  wer- 
den auf  geeignete  Weise  dahin 
einwirken  j  dass  die  Kantone 
durch  gegenseitige  freiwillige 
Vorkommnisse  den  Handel  über- 
haupt und  vorzüglich  den  Tran- 
sit durch  die  Schweiz  möglichst 
befördern  und  erleichtem. 
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satz  gemacht.  Die  Last  der  An- 
lage und  die  Schwierigkeit  des 
Unterhalts  einer  Strasse  werden 
dadurch  ausgeglichen,  dass  dem 
betreffenden  Kanton  eine  verhält- 
nismässige Vermehmng  der  An- 
zahl der  Stationen  bewilligt  wird. 

c)  Für  den  Gebrauch  der 
Brücken  und  der  Niederlagsstätten 
wird  eine  Zusatzgebühr  zu  den 
Strassengeldern  bewilligt. 

d)  Ausser  dem  bewilligten  An- 
satz des  Strassengelds  und  der 
Zusatzgebühr,  dürfen  unter  keinem 
Titel  und  Vorwand  andere  Ge- 
bühren irgend  einer  Art  bezogen 
werden. 

e)  Für  Zollgebühren  auf  Waa- 
ren,  die  aus  dem  Ausland  durch 
einen  Kanton  nach  dem  Ausland 
gehen,  ohne  einen  zweiten  Kanton 
zu  berühren,  finden  die  auf  die 
Revision  bezüglichen  Vorschriften 
keine  Anwendung.  Durch  diese 
Bestimmung  soll  indessen  dem 
Rechte  des  Bundes,  Zoll-  und 
Handelsverträge  einzugehen,  kei- 
nerlei Eintrag  geschehen. 

20.  Einer  gleichen  Revision, 
zum  Zweck  der  Erhaltung  und 
Aeufnung  des  Waarentransits, 
sollen  auch  die  einzelnen  Wasser- 
zölle unterworfen  werden. 

21.  Zollgebühren,  die  urkund- 
lich Einzelnen  oder  Korporationen 
als  Privatrechte  gehören,  dürfen  bei 
dieser  Revision  nur  gegen  Entschä- 
digung von  Seite  des  Bundes  auf- 
gehoben oder  herabgesetzt  werden. 

22.  Ist  die  Revision  auf  einem 
Strassenzug  beendigt,  so  verlieren 
auf  demselben  die  dermaligen 
Tarife  und  die  Zollprivilegien 
jeder  Art  ihre  Gültigkeit. 

23.  Der  Bezug  der  Zölle  ist 
so  anzuordnen,  dass  keine  Ladung 
ohne  Noth  aufgehalten  werde. 


.1 
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24.  Die  Kantone  sind  befagt, 
auf  ihrem  Gebiete  Verbrauchs- 
steuern  zu  beziehen.  Bei  Aus- 
übung dieses  Rechtes  sind  sie  an 
folgende  Bestimmungen  gewiesen : 

a)  Die  Verbrauchssteuern  dür- 
fen nur  von  Getrunken,  Lebens- 
mitteln und  rohen  Landespro- 
dukten erhoben  werden ;  jedoch 
steht  den  Gränzkantonen  die  Be- 
fugnis zu,  ausländische  Indnstrie- 
erzeugnisse  ebenfalls  einer  Ver- 
brauchssteuer zu  unterwerfen, 
wenn  solche  unmittelbar  vom  Aus- 
lande her  in  den  Gränzkanton  ein- 
geführt worden  sind,  um  daselbst 
verbraucht  zu  werden.  Durch 
diese  Bestimmung  soll  indessen 
dem  Rechte  des  Bundes,  Zoll-  und 
Handelsverträge  einzugehen,  kei« 
nerlei  Eintrag  geschehen  und  dem- 
selben  unbenonmien  bleiben,  durch 
Verträge  der  Art  die  Industrie- 
erzeagnisse  eines  fremden  Staates 
von  der  darauf  lastenden  Ver- 
brauchssteuer zu  befreien. 

b)  Ihr  Bezug  soll  ohne  alle 
Hemmung  des  Transits  geschehen. 

c)  Von  den  eigenen  Erzeug- 
nissen des  Kantons  soll  die  gleiche 
Gebühr  bezogen  werden  wie  von 
denjenigen  anderer  Kantone. 

d)  Die  Abgabe  von  schweize- 
rischen Erzeugnissen  darf  drei 
Viertheile  der  auf  die  ausländi- 
schen Erzeugnisse  gelegten  nicht 
übersteigen. 

e)  Die  Bezugsweise  bleibt 
zwar  den  Kantonen  überlassen; 
allein  dem  Bunde  kommt  die  Ein- 
sicht der  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  den  Bezug  der  Ver- 
brauchssteuern zu,  zm*  Verhinde- 
rung von  Widerhandlungen  gegen 
vorstehende  Grundsätze. 

25.  Der  Bond  übt  das  Recht 
der  Aufsicht   über   den   Zustand 


:^ 
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aller   Strassen    aus,    auf  welchen 
Zollgebühren  bezogen  werden. 

26.  Das  Postwesen  im  Um- 
fang der  ganzen  Eidgenossenschaft 
wird  vom  Band  Übernommen, 
unter  folgenden  Vorschriften : 

a)  Die  Postverbindungen  dür- 
fen in  keinem  Kanton  im  Allge- 
meinen unter  den  jetzigen  Bestand 
herabsinken. 

b)  Es  soll  die  Unverletzbarkeit 
des  Postgeheimnisses  zu  jeder  Zeit 
und  unter  allen  Umständen  ge- 
sichert sein. 

Die  Tarife  werden  in  allen 
Theilen  der  Eidgenossenschaft 
nach  den  gleichen  Grundsätzen 
bestimmt. 

d)  Für  die  Abtretung  des 
Postregals  leistet  der  Bund  Ent- 
schädigung, und  zwar : 

1)  Die  Kantone  erhalten  drei 
Viertheile  des  reinen  Ertrages 
der  Postbedienung  im  Um- 
fang ihres  Gebiets. 

2)  Privaten,  welche  Posteigen- 
thümer  sind,  erhalten  aus  der 
Bundeskasse  gleichfalls  drei 
Viertheile  des  reinen  Ertrags. 
Für  weitere  Forderungen 
steht  ihnen,  wo  es  der  Fall 
sein  sollte,  der  Rekurs  gegen 
die  Betreffenden  zu. 

3)  Bei  allen  nach  Ziffer  1  und 
2  aus  der  Bundeskasse  zu 
leistenden  Entschädigungen 
werden  die  Ergebnisse  der 
Verwaltung  des  Jahres  1832 
als    Massstab     angenommen. 

4)  Die  Entschädigung  geschieht 
durch  jährliche  Leistung  der 
nach  vorstehenden  Bestim- 
mungen schuldigen  Summe, 
die  jedoch  mittelst  des  fünf- 
undzwanzigfachen Betrages 
in  theilweisen  Katen  oder  in 


20.  Dem  Bunde  steht  die 
Beaufsichtigung  des  Postwesens 
in  der  Eidgenossenschaft  zu. 
Ein  Bundesgesetz  wird  deren 
Umfang  bestimmen. 

Zu  einer  allfälligen  Zentrali- 
sation des  Fostwesens^  besonders 
hinsichtlich  der  Verbindungen 
mit  dem  Auslände^  soll  auf  dem 
Wege  des  Konkordats  das  Wei- 
tere eingeleitet  werden. 
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einer  Zahlnng  losgekauft  wer- 
den kann. 
5)  Die  in  Ziffer  2  bezeichneten 
Privaten  haben  das  Recht  auf 
Tilgung  in  vier  Jahresraten. 

e)  Die  allföllige  üebernahme 
von  vorhandenem  Materiell  (!)  und 
die  Benutzung  von  Gebäulich- 
keiten  ist  Sache  gütlichen  Ein- 
verständnisses zwischen  der  eid- 
genössischen Postverwaltung  und 
den  Eigen thümern. 

27.  Alle  im  Münzregale  be- 
griffenen Bechte  übt  von  nun  an 
der  Bund,  nach  folgenden  Grund- 
sätzen, aus: 

a)  Es  wird  ein  schweizerischer 
Münzfass  festgesetzt,  dessen  Ein- 
heit derjenigen  des  französischen 
Deziroalmünzfusses    gleichkommt. 


b)  Die  Münzprägung  durch 
die  Kantone  hört  anf  und  geht  ein- 
zig von  den  Bundesbehörden  aus. 

c)  Die  auszuprägenden  groben 
Sorten  müssen  in  ihrem  wirkli- 
chen Werthe  die  argenommene 
Münzeinheit  genau  so  oft  reprä- 
sentiren,  als  es  ihr  Nennwerth 
bezeichnet. 


21.  Alle  im  Münzregale  be- 
griffenen Rechte  übt  der  Bund 
nach  folgenden  Grandsätzen  aus: 

a)  Es  wird  ein  schweizerischer 
Münzfuss  aufgestellt,  dessen  Ein- 
heit der  Schweizerfrariken  ist 
Der  Schweieerf ranken  theilt  sich 
in  10  Batzen,  der  Batzen  in  10 
Rappen. 

Der  innere  Gehalt  des  Schwei- 
zer frankens  ist  zu  121  franzö- 
sischen Gran  feinen  Silbers  fest- 
gesetzt,*) 

b)  Die  Münzprägung  durch  die 
Kantone  hört  auf  und  geht  einzig 
von  dem  Bunde  aus. 

c)  Die  auszuprägenden  Bun- 
desmünzen sind: 

Schw/rk,  Bt3.      Bp, 

1.  Goldmünzen  zu    28    —    — 

U    —    - 


ff 


2.  Grobe     Silber- 
münzen zu  .    . 


ff 
ff 
ff 


5    — 


5.  Silber  scheide- 
münzen  zu  . 


ff 


4 
3 

2     -     - 
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5 
3 


♦)  In  Folge  dessen  kommt  der  gegenwärtige  französische  Fünffranken- 
thdler  3^,'t,  der  gegenwärtige  Brabanterihdler  4  Schweizerfranken  gleich. 


Jf; 


'.  I, 
-'l 
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d)  Scheidemünze  darf  nie  in 
grösserer  Menge  geprägt  werden, 
als  der  tägliche  Verkehr  es  er- 
heischt; ein  Bundesgesetz  wird 
das  Verhältnis  ihres  wirklichen 
Werthes  zum  Nennwerthe  be- 
stimmen. 


e)  Für  den  Kurs  der  groben 
MUnzsorten  von  ausländischem 
und  schweizerischem  Gepräge,  wird 
ein  allgemein  verbindlicher  Tarif 
festgesetzt.  Die  Tarifirung  ge- 
schieht nach  dem  Verhältnis  ihres 
wirklichen  Werthes  zu  der  schwei- 
zerischen Münzeinheit.  Kein  Kan- 
ton  darf  diesen  Tarif  abändern. 


f)  Der  Bund  wird  den  Kurs 
der  vorhandenen  Ejintonalscheide- 
münzen,  in  gerechter  Berücksichti- 
gung ihres  gegenseitigen  Verhält- 
nisses, festsetzen. 


4.  Kupferscheide- 
mümen  zu  .    . 


ff 


Sehw/rk,  BU,     Mp. 
-  1      — 

—    -     i 


d)  Die  auszuprägenden  Gold- 
müneen  sollen  genau,  entweder 
dem  achtfachen,  oder  dem  vier- 
fachen  innem  Werth  des  SV«- 
Frankenstücks  aleichkommen, 
und  die  groben  Subermümsen  in 
ihrem  innern  Gehalt  die  ange- 
nommene Münzeinheit  so  oft 
repräsentiren,  als  es  ihr  Nenn- 
werth  bezeichnet, 

e)  Ein  Bundesgesetz  wird 
theils  das  Quantum  der  von 
Seite  des  Bundes  auszuprägen- 
den Silber-  und  Kupferscheide- 
münze im  Verhältnis  der  Be- 
völkerung bestimmen,,  wobei  die 
Bedürfnisse  des  täglichen  Ver- 
kehrs nicht  überschritten  werden 
sollen,  theils  das  Verhältnis  des 
innem  Gehalts  dieser  Scheide- 
münzen zu  ihrem  Nennwerth 
festsetzen. 

f)  Es  sollen  alle  dermaligen 
schweizerischen  Münzsorten  un- 
ter dem  Schweizerfranken  ein- 
gelost, ausser  Kurs  gesetzt  und 
an  deren  Statt  neue  Bundes- 
münzen  ausg^rägt  werden. 

Für  die  erste  Einlösung  und 
Umprägung  tritt  folgendes  Ver- 
fahren ein: 

Durch  das  Bundesgesetz  unrd 
bestimmt ,  welches  Quantum 
Münze  jeder  Kanton  nach  Ver- 
hältnis seiner  Bevölkerung  an 
die  eidgenössische  Münzstätte 
abzuliefern  hat. 

Dieses  Quantum  soU  jährlich 
wenigstens  zum  zehnten  Theil 
eingeliefert  werden.  Das  Einge- 
lieferte wird  auf  Gewinn  und 
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g)  Jeder  Kanton  ist  pflichtig, 
seine  Scheidemünzen  im  Laufe 
von  dreissig  Jahren,  vom  Zeit- 
punkt obiger  Tarifirung  an,  in 
gleichmässigen  jährlichen  Raten, 
einzulösen  und  auf  eigene  Kosten 
zu  tilgen. 


Verlust  des  betreffenden  Kan- 
tons eingeschmolzen  und  umge- 
prägt. Dieser  erhält  dagegen 
ein  Quantum  Bundesmünze,  des- 
sen innerer  Gehalt  dem  innern 
Gehalt  des  Quantums  einge- 
lieferter Kantonsmünee ,  nach 
Abzug  der  Einschmelzungs-  und 
Umprägekosten ,  gleichkommt. 
Die  daherige  Zahlung  geschieht^ 
gegen  Silberscheidemünze  zur 
einen  Hälfte  in  Silberscheide- 
münzBy  zur  andern  in  Kupfer- 
scheidemünze ;  gegen  Kupfer- 
scheidemünze in  Kupfer  Scheide- 
münze, 

Der  Gesamtbetrag  der  je- 
dem Kanton  auf  solche  Weise 
zuzustellenden  Bundesmünze 
darf  die  demselben  nach  dem 
Bundesgesetz  zukommende  Bata 
(litt,  e)  nicht  übersteigen. 

Hat  ein  Kanton  weniger 
als  sein  Betreffnis  eingeliefert, 
so  geschieht  für  den  jRest  die 
Ausmünzung  auf  Gewinn  und 
Verlust  des  Bundes. 

g)  Während  der  für  die  Ein- 
lieferung  und  Umprägung  er- 
forderlichen Zeithaben  die  gegen- 
wärtigen Kantonal-  oder  Kon- 
kordatsscheidemünzen jeweilen 
nur  in  den  Kantonen,  welche 
dieselben  ausgegeben  haben,  ver- 
bindlichen Kurs,  und  es  sind 
dieselben  verpflichtet,  die  be- 
nannten  Scheidemünzen  bis  zu 
deren  Einziehung  theils  zum  No- 
minalwerth  anzunehmen,  theils 
auf  ihrem  Gebiete  zirkuliren  zu 
lassen. 

Bleibt  hingegen  einem  Kan- 
ton,  nach  Ablieferung  des  von 
ihm  einzuziehenden  Münzquan- 
tums (also  jedenfalls  nach  Ver- 
fluss  von  zehn  Jahren,  oder, 
wenn  die  Ablieferung  in  einer 
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1i)  Nach  Verlauf  der  bezeich- 
neten Frist  sind  diese  Scheide- 
mÜDzen  von  Bundes  wegen  ausser 
Umlauf  gesetzt. 


28.  Dem  Bunde  steht  das  Becht 
zu,  für  den  Umfang  der  Eidge- 
nossenschaft gleiches  Mass  und 
Gewicht  einzufahren. 

Die  schweizerischen  Masse  und 
Gewichte  sollen  nach  einem  Dezi- 
malsystem bestimmt  werden,  das 
mit  den  durch  andere  Staaten 
eingeführten  Dezimalsystemen  in 
genauem  und  leicht  anwendbarem 
Verhältnis  stehe. 

Den  Kantonen  liegt  ob,  die 
neuen  schweizerischen  Masse  und 
Gewichte,  nach  vollzogener  An- 
wendung derselben  in  der  Bundes- 
verwaltung, auch  in  ihrem  In- 
nern einzuführen. 

29.  Die  Fabrikation  und  der 
Verkauf  des  Schiesspulvers  im 
Umfange  der  Eidgenossenschaft 
stehen  ausschliesslich  dem  Bunde 
zu. 

80.  Jeder  Schweizer  ist  Soldat. 

31.  Wehrpflichtig  sind  auch 
die  angesessenen  Fremden,  mit 
Ausnahme  der  anerkannten  An- 
gehörigen    solcher     Staaten,     in 


kurzem  Zeit  fr  ist  geschehen  istj 
nach  Verlauf  derselben)  ein 
Ueberschuss  eigener  Münzen^  so 
werden  diese  für  den  Umfang 
der  ganzen  Schweiz,  also  auch 
des  eigenen  Kantons .  ausser 
Kurs  erklärt,  und  der  Kanton 
hat  sie  auf  seine  Kosten  einzu- 
lösen und  zu  tilgen, 

h)  Für  den  Kurs  der  groben 
Münzsorten  von  ausländischem 
und  schweizerischem  Gepräge 
wird  ein  allgemein  verbindlicher 
Tarif  festgesetzt.  Die  Tarifirung 
geschieht  nach  dem  Verhältnis 
ihres  innern  Gehalts  zu  der 
schtveiz  erisch  en  Mün  zeinheit. 
Kein  Kanton  darf  diesen  Tarif 
abändern. 

22.  Dem  Bunde  steht  das 
Becht  zu,  für  den  Umfang  der 
Eidgenossenschaft  gleiches  Mass 
und  Gewicht  eiozuführen. 

Die  schweizeiischen  Masse  und 
Gewichte  sollen  nach  dem  Dezi- 
malsystem angeordnet  und  ihre 
Grösse  so  bestimmt  werden,  dass 
sie  mit  den  durch  andere  Staaten 
eingeführten  Dezimalsystemen  in 
möglichst  einfachem  Verhältnisse 
stehen. 

Eifi  Bundesgesetz  wird  be- 
stimmen, in  welcher  Zeit  die 
neuen  schweizerischen  Masse 
und  Gemchte  jeder  Art  im  In- 
nern der  Kantone  eingeführt 
toerden  sollen. 

23.  Der  Bund  ist  befugt, 
Schiesspulver  soivohl  für  seinen 
eigenen  Bedarf  als  zu  allfälligcm 
Verkauf  an  die  Pulververwaltun- 
gen der  Kantone  zu  verfertigen. 

24.  Jeder  Schweizer  ist  Soliat. 
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welcher  die  Schweizer  der  Wehr- 
pflicht nicht  unterworfen  sind. 

32.  Die  Bandesmacht,  aas  den 
Kontingenten  der  Kantone  ge- 
bildet, besteht  in  Auszug,  Land- 
wehr and  Landsturm. 


Die  Kantone  liefern  die  Mann- 
schaft nach  dem  Massstab  der 
Bevölkerung. 

Bis  zur  Revision  der  Mann- 
schaftsskala haben  zum  Auszug 
zu  stellen  :  Mann 

Zürich 7,400 

Bern 11,648 

Luzern 3,468 

Uri 472 


Schwyz 

Unterwaiden  o.  d.  Wald  4i2   ) 
ünterwalden  n.  d.  Wald  322  / 

Glarus 

Zug 

Freiburg 

Solothurn 


Basel 


Schafifhaasen      .     .     . 
Appenzell  Auuer-Roden  1,544 
Appenzell  Inner-Roden    400 
St.  Gallen     .... 
Graubünden  .... 

Aargau 

Thurgau 

Tessin.     .     .     .     .     . 

Waat 

Wallis 

Neuenburg    .... 
Genf 


1,204 

764 

964 

500 

2,480 

1,808 

1,836 

932 

1,944 

5,260 
3,200 
4,820 
8,040 
3,608 
5,928 
2,560 
1,920 
1,760 


Total  67,516 


25.  Bas  Bundesheer,  aus  den 
Kontingenten  der  Kantone  ge- 
bildet, besteht : 

a)  aus  dem  Bundesauszug 
von  67,516  Mann  (ArL  26) ; 

b)  aus  der  Landwehr,  deren 
Bestand  die  Hälfte  des  Bundes- 
auszuges beträgt. 

In  Zeiten  von  Gefahr  kann 
die  Tagsatzung  auch  über  die 
übrigen  Streitkräfte  eines  jeden 
Kantons  zur  Vertheidigung  des 
Vaterlandes  verfügen, 

26.  Die  Kantone  stellen  die 
Mannschaft  nach  dem  Massstab 
der  Bevölkerung. 

Bis  zur  Revision  der  Mann- 
schaftsskala haben  zum  Auszug 
zu  stellen:  Mann 

Zürich 7,400 

Bern 11,648 

Luzern 3,468 

472 


1,204 

764 

964 
500 


Uri 

Schwyz,  Inneres  Land  .     . . 
Schwyz,  Aensseres  Land 
Unterwaiden  o.  d.  Wald  4i2 
ünterwalden  n.  d.  Wald  322 

Glaius 

Zug 

Freiburg 2,480 

Solothurn 1,808 

Basel-Stadttheil       .     . . 
Basel- Landschaft     .     .  . 
Schaffhausen       .     .     . 
Appenzell  Aai^aer-Roden  1,514 
Appenzell  Inner-Boden     400 

St.  Gallen 5,260 

Graubünden 3,200 

Aargau 4,820 

Thurgau 8,040 

Tessin 3,608 

Waat 5,928 

Wallis 2,560 

Neuenburg 1,920 

Genf 1,760 

Total:  67,516 


1,836 

932 

1,944 


vT 


■•5 
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Die  Revision  dieser  Skala  ist 
an  der  ersten  ordentlichen  Tag- 
satzung nach  Annahme  der  gegen- 
wärtigen Bundesnrkunde ,  und 
zwar  nach  aufzustellenden  gleich- 
förmigen Grundsätzen,  einzuleiten ; 
zu  diesem  Behuf  sollen  in  allen 
Kantonen,  Gemeinde  für  Gemeinde, 
Yon  Staats  wegen  BevÖlkerungs- 
tabellen  abgefasst  und  der  Bun- 
desbehörde eingegeben  werden. 


Die  Eevision  der  Skala  wird 

in  Zukunft   auf  ähnliche  Weise 

von   zwanzig  zu  zwanzig  Jahren 
stattfinden. 

33.  Um  in  dem  Bundesheer 
die  erforderliche  Einheit  und 
Dienstfähigkeit  zu  erzielen,  wer- 
den folgende  Grundsätze  festge- 
gestellt : 

a)  Der  Bund  bestimmt  die 
allgemeine  Organisation  des  Bun- 
deshenres. 

h)  Er  übernimmt  ausschliess- 
lich für  alle  Waffengattungen : 

1.  den  höhern  Militärunterricht, 
wozu  er  namentlich  befugt 
ist  bleibende  Militärschulen 
zu  errichten  und  Zusammen- 
ztige  von  Truppenkorps  in 
Lagern  anzuordnen; 

2.  die  Instruktion  der  Offiziere 
und  Unteroffiziere  (Cadres) 
des  Bundesheeres. 

8.  die  erste  Instruktion  der  Re- 
kruten. 

c)  Dem  Bunde  steht  die  Auf- 
sicht über  die  Anschaffung  und 
Erhaltung  des  Eriegszeugs  der 
Kantone  zu. 


Die  Revision  dieser  Skala  soll 
spätestens  ßwei  Jahre  nach  An- 
nahme der  gegenwärtigen  Bundes- 
urkande  durch  die  Tagsatzung 
vorgenommen  werden,  und  zwar 
nach  aufzustellenden  gleichförmi- 
gen Grundsätzen.  Zu  diesem  Be- 
hufs sollen  in  allen  Kantonen, 
Gemeinde  für  Gemeinde,  von 
Staats  wegen  nanienÜiche  Be- 
völkerungstabellen abgefasst  und 
deren  Ergebnis  der  Bundesbe- 
hörde eingegeben  werden. 

Die  Revision  der  Skala  wird 
in  Zukunft  auf  ähnliche  Weise 
von  zwanzig  zu  zwanzig  Jahren 
stattfinden. 

27.  Um  in  dem  Bundesheer 
die  erforderliche  Gleichförmig- 
keit und  Dienstföhigkeit  zu  er- 
zielen, werden  folgende  Grundsätze 
festgesetzt : 

a)  Ein  Bundesgesetz  be- 
stimmt die  allgemeine  Organisa- 
tion des  Bundesheeres. 

h)  Der  Bund  übernimmt  für 
alle  Waffengattungen: 

1.  den  höhern  MilitÄrunterricht, 
wozu  er  namentlich  Militär- 
schulen errichtet  und  Zusam- 
menzüge von  Truppenkorps 
anordnet; 

2.  die  Instruktion  der  Offiziere 
und  Unteroffiziere  (Cadres) 
des  Bundesauszugs. 


c)  Der  Bund  beaufsichtigt: 

1.  den  Militärunterricht  der 
Kontingente  in  den  Kan- 
tonen ; 

2.  die  Anschaffung,  den  Bau 
und  den  Unterhalt  des 
Kriegszeugs,  welches  die  Kan- 
tone zum  Bundesheer  zu 
liefern  hohen. 
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d)  Die  Militärverordnungen 
der  Kantone  sollen  der  allgemei- 
nen Militärorganisation  unterge- 
ordnet sein  und  bedürfen  der  Ge- 
nehmigung des  Bundesrathes. 


e)  Alle  AbtheiluDgen  des  Bun- 
desheeres führen  ausschliesslich 
die  eidgenössische  Fahne  und  eid- 
genössische Feldzeichen. 

f)  Für  jede  Waflfengattung 
des  Bundesheeres  wird  eine  ein- 
fache, gleichförmige  Bekleidung 
angeordnet,  deren  Einführung  je- 
doch nur  allmälig  und  mit  Bei- 
behaltung des  bereits  Angeschaff- 
ten geschehen  soll. 

34.  Zur  Bestreitung  der  Be- 
dürfnisse des  Bundes  wird  eine 
Bundeskasse  errichtet;  die  der- 
maligen   eidgenössischen    Kriegs- 


Durch  diese  Beaufsichti- 
gung soll  der  Bund  die 
Gewissheit  erlangen^  dass 
das  Kriegszeug  nach  Vor- 
schrift der  eidgenössischen 
Eeglemente  ausgerüstet  ist. 

Zu  Erleichterung  der  reg- 
lementarischen  Anschaffun- 
gen soll  von  Bundes  wegen 
ein  Vorrath  von  ordonnanz- 
mässigen  Waffen j  Munition 
und  anderm  Kriegs£:eug 
angelegt  und  unterhalten 
werden^  aus  welchem  sodann 
die  Kantone  ihren  Bedarf 
an  solchen  Gegenständen 
isu  den  Ankaufspreisen  be- 
ziehen "können. 

d)  Die  Militärverordnungen 
der  Kantone  dürfen  hinsichtlich 
der  Kontingentstruppen  nichts 
der  allgemeinen  Organisation 
des  Bundesheeres  Widerspre- 
chendes enthalten  und  müssen 
zu  diesfälUger  Prüfung  dem 
Bundesraihe   vorgelegt    werden. 

Führt  der  betreffende  Kan- 
ton über  einen  vom  Bundesraih 
in  Folge  dieser  Vorlegung  ge- 
fasste^i  Beschluss  Beschwerde, 
so  steht  der  Entscheid  der  Tag- 
satzung HU, 

e)  Alle  Tinippenabtheilungen 
im  eidgenössischen  Dienst  füh- 
ren ausschliesslich  die  eidgenössi- 
sche Fahne. 


28.  Zur  Bestreitung  der  Be- 
dürfnisse des  Bandes  wird  eine 
Bundeskasse  errichtet.  Die  der- 
maligen   eidgenössischen    Kriegs- 
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gelder  werden  als  Kapitalfond 
dieser  Bundeskasse  einverleibt ; 
es  darf  aber  derselbe  nur  im  Fall 
eines  Krieges  angegriffen  werden. 
Die  jährlichen  Ausgaben  werden 
durch  ein  allgemeines  Budget  zum 
voraus  bestimmt. 

35.  Die  Ausgaben  des  Bundes 
werden  ordentlicherweise  be- 
stritten : 

a)  aus  den  Zinsen  des  Kapital- 
fonds ; 

b)  aus  dem  Ertrag  der  schwei- 
zerischen Gränzgebühren ; 

c)  aus  dem  Ertrag  der  Post- 
verwaltung; 

d)  aus  den  Einkünften  der 
Pulververwaltung. 


Sofern  die  ordentlichen  Ein- 
nahmen nicht  zureichen,  treten 
die  unmittelbaren  Beiträge  der 
Stände  nach  folgender  Skala  ein : 


Franken 

Zürich 74,000 

Bern 104,080 

Luzern 26,010 

üri 1,180 

Schwyz 3,010 

ünterwaldeno.d.Wal(]l,lö51       i  oin 
Unterwaiden  n.d.  Wald  805  f       ^'^^ 


üebertrng:  Franken  210,190 


gelder  werden  als  Kapitalfond 
dieser  Bundeskasse  einverleibt ; 
es  darf  aber  derselbe  nur  im  Fall 
eines  Krieges  angegriffen  werden. 
Die  jährlichen  Ausgaben  wer- 
den durch  einen  allgemeinen  Vor- 
anschlug  (Budget)  zum  voraus 
bestimmt. 

29.  Die  jährlichen  Ausgaben 
des  Bundes  werden  ordentlicher- 
weise bestritten : 

a)  aus  den  Zinsen  des  Kapital- 
fonds ; 

b)  aus  dem  Ertrag  der  schwei- 
zerischen Gränzgebühren ; 

c)  aus  dem  Ertrag  der  Pul- 
ververwaltung ; 

d)  aus  den  unmittelbareti 
Beiträgen  der  Kantone  bis  auf 
den  sechsten  Theil  des  shala- 
massigen  Geldkontingents. 

Insofern  diese  ordentliche» 
Einnahmen  nicht  zureichen,  sitid 
die  Kantone,  bei  welchen  die  Post- 
Verwaltung  ein  Staatsregal  bildet, 
gehalten,  ans  dem  Ertrag  dersel- 
ben einen  Beitrag  zu  leisten,  der 
jedoch  den  jeweiligen  vierten 
Thf'il  des  reinen  Ertrags  des 
Postregals  vom  vorhergehenden 
Jahr  nicht  übersteigen  darf, 

Reichen  die  Einnahmen  auch 
dann  nicht  hin,  so  treten  die 
fernem  unmittelbaren  Beiträge 
der  Kantoiie  ein. 

Die  Kantonalbeiträge  ge- 
schehen nach  folgender  SJccda: 

Franken 

Zürich 74,000 

Bern 104,080 

Luzern 26,010 

üri 1,180 

Schwyz,  Inneres  Land     .     I       «  ^^^ 
Schwyz,  Aensseres  Land  .     [         ' 
ünterwaldeno.d. Wald  1,105 \       i  qia 
ünterwaldenn-d.Wald  805/ __^ 

Uebertrag:  Franken  210,190 
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Glaru3  . 
Zug  .  . 
Freiburg 
Solothurn 

Basel .     . 


Schaff  haasen 
Appenzell  Ansser 
Appenzell  looer- 
St.  Gallen    . 
Gr  anbanden 
Aargau  . 
Thurgau 
Tessin     . 
Waat      . 
Wallis    . 
Neuenbürg 
Genf  .     . 

Total 


Franken 
üebertrag  210,190 

3,615 

1,250 

18,600 

13,560 

22,950 

9,820 

9,220 

39,450 
12,000 
48,200 
22.800 
18,040 
59,280 
9,600 
19,200 
22,000 


Roden  7,720 
RodoB  1,500 


Franken  539,275 

Durch  die  erste  ordentliche 
Tagbatzung  nach  Annahme  der 
gegenwärtigen  Bundesurkunde  soll 
eine  Revision  dieser  Geldskala 
eingeleitet  werden. 

Eine  ähnliche  Revision  wird 
in  Zukunft  von  zwanzig  zu  zwanzig 
Jahren  stattfinden. 


36.  Der  Bund  gewährleistet 
allen  Schweizern  das  Recht  der 
freien  Niederlassung  im  ganzen 
Umfange  der  Eidgenossenschaft. 
Vorgeschrieben  wird  zu  diesem 
Ende  : 

a)  Keinem  Schweizer  kann  die 
Niederiassong  in  irgend  einem 
Kanton  verweigert  werden,  der 
einen  Heimat-  oder  Angehörig- 
keitsschein,  ein  Zeugnis  sittlicher 
Aufführung  und  eine  Bescheini- 
gung, dass  er  eigenen  Rechtes  sei, 
beibringt. 


22,950 
9,320 
9,220 


Franken 

üebertrag  210,190 

Glarus 3,615 

Zug 1,250 

Freiburg 18,600 

Solothurn 13,560 

Basel-Stadttbeil    .     .     j 
Basel-Landschaft  .     .     j 
Schaff  hausen    .... 
Appenzell  Aauer-Roden  7,720 
Appenzell  hoer-Rodea  1,500 

St.  Gallen    .     .     .     .     ;  39,450 

Graubündea      ....  12,000 

Aargau 48,200 

Thurgau 22,800 

Tessin 18,040 

Waat 59,280 

Wallis 9,600 

Neuenburg 19,200 

Genf _2^,000 

Total:  Franken  53^,275 

Die  Revision  dieser  Skala 
soll  spätestens  zwei  Jahre  nach 
Annahme  der  gegenwärtigen  Ban- 
desurkunde, und  zwar  mit  ge- 
rechter Berücksichtigung  der 
ökonomischen  Verhältnisse  der 
Kantone,  darch  die  Tagsatzung 
vorgenommen  werden. 

Auf  ähnliche  Weise  wird  sie 
in  Zukunft  von  zwanzig  zu  zwan- 
zig Jahren  stattfinden. 

30.  Der  Bund  gewährleistet 
unter  den  nachstehenden  Bestim- 
mungen allen  Schweizern  das 
Recht  der  freien  Niederlassung 
im  ganzen  Umfang  der  Eidge- 
nossenschaft : 

a)  Keinem  Schweizer  kann  die 
Niederlassung  in  irgend  einem 
Kanton  verweigert  werden,  wenn 
er  folgende,  gehörig  beglaubigte 
Ausweisschr^ten  beibringt : 

1.  einen    Heimat-    oder    Ange- 
hörigkeitsschein ; 

2.  ein   Zeugnis    sittlicher  Auf- 
führung ; 


236    — 


h)  Von  der  BundesbehÖrde 
wird  ein  Maximum  der  zu  ent- 
richtenden Kanzleigebühr  festge- 
setzt, welche  weitere  G-ebtihren 
oder  Bürgschaften  ausschliesst. 

c)  Der  Niedergelassene  tritt 
in  alle  Buchte  der  Bürger  des 
Kantons  ein,  in  welchem  er  sich 
niedergelassen  hat,  die  politischen 
Eechte  und  den  Mitantheil  an  6e- 
meinds-  und  Korporationsgütern 
ausgenommen.  Insbesondere  wird 
ihm  freie  Gewerbsausübung  und 
das  Recht  der  Erwerbung  und 
VerHusserung  von  Liegenschaften 
zugesichert,  nach  Massgabe  der 
Gesetze  und  Verordnungen  des 
Kantons,  die  in  allen  diesen  Be- 
ziehungen den  Niedergelassenen 
dem  eigenen  Bürger  gleich  halten 
sollen. 

d)  Den  niedergelassenen  Bür- 
gern anderer  Kantone  können  von 
b'eite  der  Gemeinden  keine  grossem 
Leistungen  auferlegt  werden  als 
den  niedergelassenen  Bürgern  des 
eigenen  Kantons. 

e)  Der  Niedergelassene  kann 
in  seine  Heimat  zurückgewiesen 
werden,  wenn  er  durch  gericht- 
liches ürtheil  dazu  verfällt  wird, 
oder  sich  erweislich  gegen  die 
Gesetze  und  Verordnungen  über 
die  Sitten-  und  Armenpolizei  Ver- 
stössen hat. 


8.  eine  Bescheinigung  dass  er 
in  bürgerlichen  Ehren  und 
Rechten  stehe. 

h)  Der  Niedergelassene  darf 
von  Seite  des  die  Niederlassung 
gestattenden  Kantons  mit  keiner 
Bürgschaft  und  keinen  andern 
besondern  Lasten  behufs  der 
Niederlassung  belegt  werden. 

c)  Ein  Bundesgesetz  wird 
die  Dauer  der  Niederlassungs- 
bewüligung  sowie  das  Maximum 
der  zu  Erlangung  derselben  an 
den  Kanton  zu  entrichtenden 
Kanzleigebühr  bestimmen. 

d)  Der  Niedergelassene  tritt 
in  alle  Bechte  der  Bürger  des 
Kantons  ein,  in  welchem  er  sich 
niedergelassen  hat,  die  politischen 
Rechte  und  den  Mitantheil  an  Ge- 
meinds-  und  Korporationsgtttern 
ausgenonmien.  Insbesondere  wird 
ihm  freie  Gewerbsausübung  und 
das  Recht  der  Erwerbung  und 
Veräussernng  von  Liegenschaften 
zugesichert,  nach  Massgabe  der 
Gesetze  und  Verordnungen  des 
Kantons,  die  in  allen  diesen  Be- 
ziehungen den  Niedergelassenen 
dem  eigenen  Bürger  gleich  halten 
sollen. 

e)  Den  Niedergelassenen  an- 
derer Kantone  können  von  Seite 
der  Gemeinden  keine  grossem 
Leistungen  an  Gemeindslasten 
auferlegt  werden,  als  den  Nieder* 
gelassenen  des  eigenen  Kantons. 

f)  Der  Niedergelassene  kann 
in  seine  Heimat  gewiesen  werden : 

1)  durch  gerichtliches  Straf- 
urtheil; 

2)  durch  Vetfugung  der  Poli- 
zeibehörden, wenn  die  Kan- 
tonalgesetzgebung  den  letz- 
tern eine  solche  Kompetenz 
überträgt:  wegen  Verletzung 
der  Gesetze  über  die  Sitten- 
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37.  Die  Schweizer  geniessen 
das  Recht  zu  Petitionen  an  die 
Bnndeshehörden  über  alle  Gegen- 
stände, welche  dem  Bund  über- 
tragen sind. 


38.  Alle  Abzngsrechte  im  In- 
nern der  Schweiz  sind  abgeschafft. 


39.  Gegen  die  auswärtigen 
Staaten  besteht  allgemeine  Frei- 
zügigkeit, unter  Vorbehalt  des 
Gegenrechts. 

40.  Sämtliche  Kantone  haben 
die  gegenseitige  Verpflichtung: 

a)  die  Angehörigen  der  andern 
Kantone  den  eigenen  Angehörigen 
gleich  zu  halten  in  Bezug  auf 
Steuern,  Schuld-  und  Konkurs- 
sachen, Erbverhältnisse  und  in 
Betreff  des  gerichtlichen  Verfah- 
rens überhaupt; 

b)  den  aufirechtstehenden 
schweizerischen  Schuldner  einzig 
vor  dem  Bichter  seines  Wohn- 
ortes belangen  zu  lassen. 

41.  Bundesgesetze  werden: 

a)  über  Auslieferung  der  Ver- 
brecher von  einem  Kanton  an 
den  andern  allgemein  verbindliche 
Bestimmungen  aufstellen; 

b)  die  Fälle  festsetzen,  in  wel- 
chen Kantone  ihre  eigenen  Ange- 


und  die  Ärmenpolizeu  toe- 
gen  Verurtheilung  zu  einer 
nicht  rein  polizeilichen 
Strafe  und  wegen  Verlustes 
der  bürgerlichen  Ehren  und 
Rechte. 

31.  Die  Schweizer  haben  das 
Becht  der  Petition  an  die  Bun- 
desbehörden über  alle  Gegenstände, 
welche  dem  Bund  übertragen  sind. 

32.  Die  Fresse  steht  aus- 
schliesslich unter  der  Kantonal" 
gesetzgebung ;  der  Bund  kann 
weder  die  Fressfreiheit  aufheben 
oder  beschränken^  noch  die  Zen- 
sur einführen, 

33.  Alle  Abzugsrechte  im  In- 
nern der  Schweiz ,  sowie  die 
Zugrechte  von  Angehörigen  des 
einen  Kantons^  als  solchen^  gegen 
Angehörige  anderer  Kantone, 
sind  abgeschafft. 

34.  Gegen  die  auswärtigen 
Staaten  besteht  Freizügigkeit,  un- 
ter Vorbehalt   des    Gegenrechtes. 

35.  Sämtliche  Kantone  ver- 
pflichten sich,  die  Angehörigen 
der  andern  Kantone  in  Absicht 
auf  Gesetzgebung  und  gericht- 
liches Verfahren  den  Angehöri- 
gen des  eigenen  Kantons  gleich- 
zuhalten. 

Der  sesshafte,  aufrechtste- 
hende schweizerische  Schuldner 
muss  für  persönliche  Anspra- 
chen vor  dem  Richter  seines  Wohn- 
orts gesucht  werden. 

36.  Ein  Bundesgesetz  wird 
über  die  Auslieferung  der  Ver- 
brecher Yoa  einem  Kanton  an  den 
andern  allgemein  verbindliche  Be- 
stimmungen aufstellen ;  jedoch 
kann  die  Auslieferung  weder 
für  politische    Vergehen    noch 
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hörigen   in  die   übrigen  Kantone 
zu  verbaDnen  befugt  sind. 

42.  Es  wird  ein  Bandesgesetz 
erlassen  zur  Ausmittlnng  von  An- 
gehörigkeitsrechten  für  Heimat- 
lose, die  gegenwärtig  nicht  ein- 
getheilt  sind,  und  zur  Verhinde- 
rung der  Entstehung  neuer  Hei- 
matloser. 


Zweiter  Abschnitt. 

Bundesbehörden. 

A.  TagsaUung, 

43.  Die  oberste  Bandesbehörde 
ist  die  Tagsatzung,  in  welcher 
die  Kantone  gleiches  Stimmrecht 
ausüben. 

44.  Die  Tagsatzung  besteht 
aus  vier  und  vierzig  Mitgliedern. 


45.  Sie  wird  durch  den  Land- 
ammann der  Schweiz,  und  im 
Verhinderungsfalle  durch  dessen 
Stellvertreter  im  Bundesrath,  prä- 
sidirt. 

46.  Jeder  Kanton  wählt  zwei 
Abgeordnete,  in  den  get heilten 
Kantonen  jeder  Landestheil  einen 
Abgeordneten. 

47.  Den  Kantonen  steht  es 
frei,  den  Abgeordneten  Ersatz- 
männer beizugeben.  Diese  treten 
jedoch  nur  im  Falle  der  Verhin- 
derung eines  Abgeordneten  ein, 
unter  vorläußger  Anzeige  an  den 
Präsidenten  der  Tagsatzung. 


für    Pressvergehen    verbindlich 
gemacht  weraen. 

37.  Es  wird  ein  Bundesgesetz 
erlassen  zur  Ausmittlung  von  An- 
gehörigkeitsrechten  •  für  Heimat- 
lose, die  gegenwärtig  nicht  ein- 
getbeilt  sind,  und  zur  Verhinde- 
rung der  Entstehung  neuer  Hei- 
matloser. 

38.  Die  Beschlüsse  der  Tag- 
Satzung  und  die  einzelnen  Kon- 
JcordatCy  insoweit  deren  Inhalt 
nicht  der  gegenwärtigen  Bun- 
desurkunde  widerspricht,  bleiben 
bis  zur  erfolgender  Aufhebung 
oder  Abänderung  in  Kraft. 


Zweiter  Abschnitt. 

Bund  esbehörden. 

A.  Tagsatzung. 

39.  Die  oberste  Bundesbehörde 
ist  die  Tagsatzung,  in  welcher 
die  Kantone  gleiches  Stimmrecht 
ausüben. 

40.  Die  Tagsatzung  besteht 
aus  den  Abgeordneten  der  Kan-^ 
tone.  Jeder  Kanton  wählt  zwei 
Abgeordnete,  in  den  getheiltcn 
Kantonen  jeder  LandesthM 
einen  Abgeordneten. 

41.  Sie  wird  durch  den  Land- 
ammann der  Schweiz  und  im 
Verhinderungsfalle  durch  dessen 
Stellvertreter  im  Bundesrath  prä- 
sidirt. 


42.  Den  Kantonen  steht  es 
frei,  den  Abgeordneten  Ertatz- 
männer  beizugeben.  Diese  treten 
jedoch  nur  im  Falle  der  Verhin» 
derung  eines  Abgeordneten  ein, 
unter  vorläufiger  Anzeige  an  den 
Präsidenten  der  Tagsatzung. 
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48.  Die  Tagsatzung  versam- 
melt sich  ordentlicber  Weise  jähr- 
lich am  ersten  Montag  im  Heu- 
monat; ausserordentlich  auf  Ein- 
ladung des  Bundesraths  oder  auf 
Begehren  von  füof  Kantonen. 

Jeder  Kanton  ist  pflichtig, 
durch  Abgeordnete  an  der  Tag- 
satzung Theil  zu  nehmen,  sie  mag 
ordentlich  oder  ausserordentlich 
einberufen  sein. 

49.  Die  Sitzungen  der  Tag- 
satzung sind  öffentlich.  Wie  in 
einzelnen  Fällen  eine  Ausnahme 
stattfinden  kann,  ist  dem  Regle- 
ment anzugeben  vorbehalten. 

50.  In  allgemeiner  Beziehung 
sind  die  Verrichtungen  der  Tag- 
satzung folgende : 

a)  Sie  hat,  in  Uebereinstim- 
mung  mit  der  Bundesurkunde,  die 
zu  ihrer  Vollziehung  erforderlichen 
Bundesgesetze  zu  erlassen. 


b)  Sie  erlässt  insbesondere  ein 
Bundesgesetz,  wie  bei  Vollziehung 
rechtskräftiger  Beschlüsse  zu  ver- 
fahren ist,  wenn  ein  oder  mehrere 
Bundesglieder  denselben  Folge  zu 
leisten  sich  weigern. 

c)  Sie  entscheidet  über  die 
Kompetenz  der  Bundesbehörden, 
wenn  diese  bestritten  wird,  und 
erläutert  die  Bestimmungen  der 
Bundesurkunde^  wo  es  nöthig. 


43.  Die  Tagsatzung  versam- 
melt sich  ordentlicherweise  jähr- 
lich am  ersten  Montag  im  Heu- 
monat ,  a,xisseroTdeni\icherweise 
auf  Einladung  des  Bundesraths 
oder  auf  Begehren  von  ftinf  Kan- 
tonen. 

Jeder  Kanton  ist  pflichtig, 
durch  Abgeordnete  an  der  Tag- 
satzung Theil  zu  nehmen,  sie  mag 
ordentlich  oder  ausserordentlich 
einberufen  sein. 

44.  Die  Sitzungen  der  Tag- 
satzung sind  öffentlich.  Wie  in 
einzelnen  Füllen  eine  Ausnahme 
stattfinden  kann,  ist  dem  Eegle- 
ment  anzugeben  vorbehalten. 

45.  In  allgemeiner  Beziehung 
sind  die  Verrichtungen  der  Tag- 
satzang  folgende: 

a)  Sie  hat  in  üebereinstim- 
mung  mit  der  Bundesurkunde  die 
zu  Vollziehung  derselben  erfor- 
derlichen Bundesgesetze  zu  er- 
lassen. 

Drin glichkeitsf  alle  aufgenom- 
men^ soll  Icein  Gesetzesentwurf 
ohne  dessen  vorherige  Mitthei- 
luvg  an  die  Kantone  in  Be- 
rathung  genommen  werden, 

b)  Sie  erlässt  insbesondere  ein 
Bundesgesetz,  wie  bei  Vollziehung 
rechtskräftiger  Beschlüsse  zu  ver- 
fahren ist,  wenn  ein  oder  mehrere 
Bundesglieder  denselben  Folge  zu 
leisten  sich  weigern. 

c)  Sie  entscheidet  Kompetena- 
Streitigkeiten  j  sowohl  zwischen 
den  verschiedenen  Bundesbehör^ 
den^  als  zwischen  einzelnen  Bun- 
desbehörden  und  Kantonen, 

d)  Sie  ist  befugt^  Streitig^ 
keiten  zwischen  dem  Bundesrath 
und  einem  Kanton  an  das  Bun- 
desgericht  zu  überweisen  (Art, 
97,  b). 
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d)  Sie  wacht  über  die  Erfül- 
lung der  Verbindlichkeiten,  welche 
die  Bandesglieder  gegenseitig 
übernehmen. 

e)  Sie  wählt  die  Bundesbeam- 
ten, gemäss  der  Bundesurkunde 
und  der  einschlagenden  Gesetze 
oder  Beschlüsse. 

f)  Sie  hat  das  Recht  der  Auf- 
sicht über  die  Pflichterfüllung  der 
Bundesbeamten  und  kann  solche 
für  Verletzung  ihrer  Pflichten  in 
Anklagestand  erkennen,  nach  den 
Bestimmungen  und  Formen  eines 
diesfalls  zu  erlassenden  Bundes- 
gesetzes. 

51.  Die  Pflichten  und  Befug- 
nisse der  Tagsatzung  in  besonderer 
Hinsicht  auf  auswärtige  Verhält- 
nisse sind: 

a)  Als  Organ  des  Bundes 
wahret  sie  die  Interessen  der  Eid- 
genossenschaft nach  Aussen. 

h)  Sie  hat  für  Erhaltung  der 
friedlichen  und  freundschaftlichen 
Verhältnisse  mit  auswärtigen  Staa- 
ten und  für  gegenseitige  Erfül- 
lung bestehender  Traktate  zu 
sorgen. 

c)  Sie  trifft  die  erforderlichen 
Verfügungen  zur  Sicherstellung 
der  Unabhängigkeit  und  Neutrali- 
tät der  Eidgenossenschaft,  im 
Sinne  ihrer  unbedingten  Hand- 
habung und  mit  Vermeidung  alles 
dessen,  was  dieser  Grundlage  des 
Bundes  Eintrag  thun  könnte. 

d)  Sie  beschliesst  Krieg  und 
Frieden. 


e)  Sie  giebt  nöthigenfaüs  die 
Auslegung  einzelner  Artikel  der 
Bundesurkunde, 

f)  Sie  verfährt  bei  einer  aU- 
fälligen  Bundesrevision  nach 
Vorschrift  der  Art,  106  bis  und 
mit  110. 

g)  Sie  wacht  über  die  Erfül- 
lung der  Verbindlichkeiten,  welche 
die  Bundesglieder  gegenseitig 
übernehmen. 

h)  Sie  wählt  die  Bundesbeam- 
ten, gemäss  der  Bundesurkunde 
und  den  einschlagenden  Gesetzen 
oder  Beschlüssen. 

i)  Sie  hat  die  Aufsicht  über 
die  Pflichterfüllung  der  Bundes- 
beamten und  kann  solche  für 
Verletzung  ihrer  Pflichten  in  An- 
klagestand erkennen,  nach  den 
Bestimmungen  und  Formen  des 
diessfalls  zu  erlassenden  Bundes- 
gesetzes. 

46.  Die  Pflichten  und  Befug- 
nisse der  Tagsatzung  in  besonderer 
Hinsicht  auf  auswärtige  Verhält- 
nisse sind: 

a)  Als  Organ  des  Bandes 
wahrt  sie  die  Interessen  der  Eid- 
genossenschaft nach  Aussen. 

b)  Sie  hat  für  Erhaltung  der 
friedlichen  und  freundschaftlichen 
Verhältnisse  mit  auswärtigen  Staa- 
ten und  für  gegenseitige  Erfül- 
lung bestehender  Traktate  zu 
sorgen. 

c)  Sie  trifft  die  erforderlichen 
Massnahmen  zu  Behauptung  der 
Unabhängigkeit  und  Erhaltung 
der  Neutralität  der  Eidgenossen- 
schaft. 


d)    Sie    erklärt   Krieg    und 
schliesst  Frieden. 
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e)  Sie  scbliesst  Bündnisse  und 
Verträge,  nacb  Massgabe  des 
Art.  11. 


f)  Sie  hat  das  Recht,  die  An- 
erkennung auswärtiger  Staaten 
und  Begierungen  Namens  der  Eid- 
genossenschaft auszusprechen. 

g)  Sie  erwählt  die  diplomati- 
schen Agenten  der  Eidgenossen- 
schaft und  deren  Handelskonsuln 
im  Ausland. 

h)  Sie  prüft  und  genehmigt 
die  Verträge,  welche  die  Kantone 
nach  Art.  12  von  sich  aus  mit  dem 
Auslande  zu  schliessen  berechtigt 
sind. 


52.  In  Bezug  auf  das  Innere 
bat  die  Tagsatzung: 

a)  den  freien  Verkehr  nach 
den  Bestimmungen  der  ßundes- 
urkunde  zu  schützen; 


e)  Sie  geht,  Namens  des 
Bundes,  Bündnisse  und  Staats- 
vertrage,  namentlich  Zoll-  und 
Handelsverträge,  mit  defn  Aus- 
lände ein  (Art.  11), 

f)  Sie  spricht  die  Anerken- 
nung auswärtiger  Staaten  und 
Eegierungen  Namens  der  Eidge- 
nossenschaft aus. 

g)  Sie  erwählt  die  diplomati- 
schen Agenten  der  Eidgenossen- 
schaft und  deren  Handelskonsuln 
im  Auslande. 

h)  Sie  prüft,  ob  die  Verträge, 
welche  die  Kantone  nach  Art.  12 
von  sich  aus  mit  dem  Auslande 
oftzMSchliessen  befugt  sind,  nichts 
dem  Bunde,  den  Rechten  an- 
derer  Kantone  oder  bestehenden 
Bündnissen  Zuwiderlaufendes 
enthalten,  und  verlangt,  wenn 
sie  es  nothwendig  erachtet,  die 
Vorlegung  selbst  solcher  Ver- 
träge, tvelche  ohnedies  der  Vor- 
legung enthoben  wären, 

47.  In  Bezug  auf  das  Innere 
hat  die  Tagsatzung  folgende 
Pflichten  und  Befugnisse: 

a)  Sie  schützt  den  freien  Ver- 
kehr nach  Art.  14  und  wacht 
darüber,  dass  die  Kantonal- 
gesetze, welche  rein  polizeiliche 
Verfügungen  in  Bezug  auf  freien 
Kauf  und  Verkauf,  auf  freie 
Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  von 
einem  Kanton  in  den  andern, 
sowie  die  Oewerbsbesteurung  be- 
treffen, für  den  eigenen  Kan- 
tonsbürger und  die  Einwohner 
der  andern  Kantone  die  näm- 
lichen seien  und  nicht  in  Sperr- 
anstalten oder  Beschränkungen 
des  freien  Verkehrs  ausarten. 
Bei  sich  ergebenden  Klagen  ver- 
fährt die  Tagsatzung  nach 
Art  14,  a. 

16 


^ 
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6j  die  Strassengelder,  Brücken- 
gelder, Niederlagfisgebühren  und 
Wasserzölle  nach  Vorschrift  der 
Art.  18  bis  23  za  bestimmen; 


c)  zu  wachen,  dass  die  Ver- 
branchssteuern einzig  innert  den 
Schranken  des  Art.  24  bezogen 
werden ; 

d)  das  Becht  der  Aufsicht 
über  die  Polizeiverfügungen,  wel- 
che die  Kantone  gegen  Wucher 
und  Vorkauf  erlassen,  und  das 
Recht  der  Verhinderung,  wo  solche 
den  freien  Verkehr  hemmen  und  in 
Sperranstalten   ausarten   würden. 

e)  Sie  erlässt  die  erforderlichen 
Verfügungen  zur  Beaufsichtigung 
der  Strassen  (Art.  25). 


f)  Sie  erlässt  Bundesgesetze 
über  Mass  und  Gewicht  (Art.  28). 

g)  Sie  bestimmt  die  Kanzlei- 
gebühr bei  Niederlassungen  (Art. 
36,  b). 


k)  Sie  hat  das  Recht,  gesund- 
heitspolizeiliche Verordnungen  ge- 
gen allgemeine  Seuchen  zu  treffen. 

i)  Sie  unterstützt,  nach  Mass- 
gabe der  vorhandenen  ordentli- 
chen Einnahmen  des  Bundes,  Ün- 
t^^rnehmungen  der  Gemeinnützig- 
keit, Wissenschaft  und  Kunst,  deren 
Au^ifUhrung  den  einzelnen  Kan-^ 
tonen  nicht  möglich  wäre. 


b)  Sie  bewilligt  die  Sjölle, 
Weg-  und  Brückengelder  (Art 
16),  und  hat  zu  verhüten,  dass 
in  den  Kantonen  heine  von  der 
Taasatzung  nickt  genehmigten 
Zolle,  Weg-  und  Brückengelder 
bezogen  werden,  zu  welchem 
Ende  sie  die  im  Art.  17  vor- 
geschriebene  Untersuchung  an- 
ordnet, 

c)  Sie  wacht  darüber,  dass 
der  Bezug  der  den  Kantonen 
zustehenden  Verbrauchssteuern 
ohne  alle  Hemmung  des  Tran- 
sits geschehe  (Art.  18). 


d)  Sie  beaufsichtigt  das  Post- 
wesen in  der  Eidgenossenschaft 
nach  dem  diesfalls  zu  erlassen- 
den Bundesgesctz  (Art.  20). 

e)  Sie  erlässt  die  Bundesge- 
setze über  Mass  und  Gewicht 
(Art.  22). 

f)  Sie  bestimmt  die  Dauer 
der  Niederlassungsbewilligung, 
sowie  das  Maximum  der  zu  ent- 
richtenden Kanislcigebühr  (Art. 
30,  c). 

g)  Sie  hat  das  Recht,  gesund- 
heitspolizeiliche Verordnungen  ge- 
gen allgemeine  Seuchen  zu  erlassen. 
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h)  Die  Tagsatzung  spricht, 
nach  genommener  Einsicht,  die 
Gutheissung  über  Verträge  aus, 
welche  die  Kantone  unter  sich 
schliessen  (Art.  8). 


l)  Sie  prüft  die  Verfassungen 
der  Kantone  und  spricht  ihre 
Gewährleistung  aus  (Art.  5  und 
6);  sie  verfügt  bei  Beschwerden 
über  Veränderung  dieser  Verfas- 
sungen auf  anderm  als  dem  ge- 
setzlichen Wege. 

m)  Die  Tagsatzung  handhabt 
die  Ordnung  im  Innern. 

Zu  diesem  Ende  schreitet  sie 
unbedingt  ein  auf  das  Begehren 
der  obersten  Vollziehungsbehörde 
des  betreffenden  Kantons. 


Sie  schreitet  aber  auch  ohne 
Begehren  derselben  ein,  in  folgen- 
den Fällen : 

1)  bei  gemeingefährlichen  Un- 
ruhen, die  der  Kanton  nicht 
selbst  zu  heben  vermag; 

2)  bei  gewaltthätigem  Umsturz 
einer  Kantonsregierung,  oder 
wenn  diese  überhaupt  ausser 
Stand  ist,  die  Hilfe  des  I3un- 
des  anzusprechen ; 

3)  wenn  sich  die  Unruhen  über 
zwei  oder  mehrere  Kantone 
verbreiten. 

Im  Fall  bewaffneten  Einschrei- 
tens in  die  An^^elegenlieiten  eines 
i^antons,  soll  die  oberste  Behörde 
desselben  sofort  einberufen  wer- 
den. 

Nach  vorangegangener  Her- 
stellung der  gesetzlichen  Ordnung 
wird    von    Seite    des   Bundes   ein 


h)  Sie  ist  befugt,  die  Voll- 
Ziehung  von  Verkommnissen, 
welche  Kantone  unter  einander 
abgeschlossen  haben,  zu  verhin- 
dern^ wenn  dieselben  etwas  der 
Bundesurkunde  oder  den  Rechten 
anderer  Kantone  Zuwiderlau- 
fendes enthalten  (Art.  8). 

i)  Sie  spricht  die  Gewähr- 
leistung der  Kantonsverfassungen 
aus  (Art.  5  und  6),  und  verfügt 
bei  Beschwerden  über  Verände- 
rung dieser  Verfassungen,  wenn 
eine  solche  auf  anderm  als  dem 
bezeichneten  Wege  der  Itevision 
stattgefunden  hat. 

k)  Sie  handhabt  die  Ordnung 
im  Inoern. 

Zu  diesem  Ende  schreitet  die 
Tagsatzung  unbedingt  ein  auf  Be- 
gehren der  gesetzgebenden  Be- 
hörde des  betreffenden  Kantons 
und^  wenn  diese  nicht  berathen 
werden  könnt e^  auf  Begehren 
der  obersten  Vollziehungsbehörde. 

Sie  schreitet  aber  auch  ohne 
Begehren  derselben  ein  in  folgen- 
den Fällen: 

1)  bei  gemeingefährlichen  Un- 
ruhen, die  der  Kanton  nicht 
selbst  zu  heben  vermag; 

2)  bei  gewaltthUtigem  Umsturz 
einer  Kantonsregierung,  oder 
wenn  diese  überhaupt  ausser 
Stand  ist,  die  Hülfe  des  Bun- 
des anzusprechen; 

3)  wenn  sich  die  Unruhen  über 
zwei  oder  mehrere  Kantone 
verbreiten. 

Im  Fall  bewaffneten  E.nschrei- 
tens  in  die  Angelegenheiten  eines 
Kantons  soll  die  oberste  Behörde 
desselben  sofort  einberufen  wer- 
den. 

Nach  vorangegangener  Her- 
stellung der  öffentlichen  Ruhe 
und  Ordnung  wird  von  Seite  des 
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Untersuch  über  Veranlassung  und 
Ursache  der  Unruhen  vorgenom- 
men werden.  Kann  durch  eidge- 
nössische Vermittlung  keine  güt- 
liche Beilegung  der  obwaltenden 
Anstände  erzielt  werden,  so  ver- 
fugt die  Tagsatzung,  mit  Beach- 
tung der  Art.  5  und  6,  und  weiset 
das  nach  Art.  102,  c,  und  103, 
e,  in  die  gerichtliche  Kompetenz 
Einschlagende  zum  Entscheid  an 
das  Bundesgericht. 

Die  Kosten  der  eidgenössischen 
Dazwischenkunft  bezahlt  in  jedem 
Fall  der  betheiligte  Kanton.  Der 
Tagsat zung  steht  aber  das  Eecht 
zu,  wenn  sie  die  Intervention  un- 
angerufen  angeordnet  hat,  einen 
Nachlass  zu  bewilligen. 

n)  Die  Tagsatzung  Übt,  nach 
einem  zu  erlassenden  Bundesgesetz, 
das  Recht  der  Begnadigung  bei 
Strafurtheilen  aus ,  welche  das 
Bundesgericht  gefüllt  hat. 


53.  Die  Verrichtungen  der 
Tagsatzung  in  Bezug  auf  die 
Wehranstalten  sind: 

a)  Sie  bestimmt  die  Organi- 
sation des  Bundesheeres,  erlässt 
die  Militärgesetze  des  Bundes  und 
trifft  alle  weitern  zur  Vollziehung 
der  Art.  30  bis  38  erforderlichen 
Massnahmen. 

b)  Sie  beschliesst  die  Aufstel- 
lung des  Bundesheeresi. 


c)  Sie  ernennt  den  Oberbefehls- 
haber, den  Oberstkriegskommissttr 


I  Bundes  eine  üntersuchuM^  über 
Veranlassung  und  Ursache  der 
Unruhen  vorgenommen  und  eine 
Ausgleichung  versucht.  Kann 
keine  gütliche  Beilegung  der  ob- 
waltenden Anstände  erzielt  wer- 
den, so  verfügt  die  Tagsatzung 
mit  Beachtung  der  Art.  5,  6  und 
7j  und  weiset  das  nach  Art.  97 
c  und  98  ß  in  die  gerichtliche 
Kompetenz  Einschlagende  zum 
Entscheid  an  das  Bundesgericht. 
Die  Kosten  des  eidgenössischen 
Einschreitens  trägt  der  bethei- 
ligte Kanton,  es  wäre  denn,  dass 
die  Tagsatenng  wegen  beson- 
derer Umstände  eine  andere 
Bestimmung  treffen  würde, 

l)  Sie  übt,  unbeschadet  der 
ihr  durch  Art.  98  e  vorbehal- 
tenen  Befugnis  der  Amnestirung, 
das  Recht  der  Begnadigung  bei 
Strafurtheilen  aus,  welche  das 
Bundesgericht  gefällt  hat. 

m)  Sie  behandelt  die  an  sie 
gerichteten  Bittschriften,  nach 
Anleitung  eines  hiefür  festzu- 
setzenden Reglements. 

48.  Die  Verrichtungen  der 
Tagsat zung  in  Bezug  auf  die 
Wehranstalten  sind : 

a)  Sie  bestimmt  durch  Bun- 
desgesetze sowohl  die  Organisa- 
tion des  Bundesheeres  cds  alle 
weitern  zur  Vollziehung  des  Art. 
24  bis  und  mit  27  erforderlichen 
Voricehrungen, 

b)  Sie  beschliesst  die  Aufstel- 
lung des  Bundesheeres  oder  eines 
Theils  desselben^  und  trifft  alle 
zu  Behauptung  der  Unabhän-, 
gigheit  und  Erhaltung  der  Neu- 
tralität der  Eidgenossenschaft 
erforderlichen  Massnahmen, 

c)  Sie  ernennt  den  Oberbefehls- 
haber des  Bundesheeres  und  die* 
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und  den  Oberstqua^tiermei^ter  des 
Bundesheeres. 


54.  Die  Tagsatznng  ordnet 
nnd  beaufsichtigt  das  Finanz- 
wesen des  Bundes: 

a)  Sie  wacht  über  die  Erhal- 
tung des  Kapitalfonds  der  Bun- 
deskasse. 


b)  Sie  bestimmt  den  jährlichen 
Voranschlag  (Budget)  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  des  Bundes. 


c)  Sie  nimmt  die  Rechnungen 
ab  über  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  Bundeskasse  und  über  deren 
Kapitalfond,  und  erlässt  die  da- 
herigen  Regulative. 


d)  Sie  bestimmt  den  Tarif  der 
schweizerischen  Gränzgebühren 
und  ihre  Bezugs  weise  (nach  Art. 
17). 

e)  Sie  trifft  die  erforderlichen 
Anstalten  zu  zweckmässiger  Ver- 
waltung des  Postregals  und  er- 
iHsst  die  daherigen  Bundesgesetze 
(Art.  26). 

f)  Sie  verfügt  über  Ausübung 
des  Münzregals,  nach  Anleitung 
von  Art.  27. 


jenigen  hohem  Militärbeamten, 
deren  Wahl  durch  die  Bundes- 
gesetze  über  die  Organisation 
des  Bundesheeres  der  Tag- 
Satzung  wird  vorbehalten  sein. 

49.  Die  Tagsatzung  ordnet 
und  beaufsichtigt  das  Finanz- 
wesen des  Bundes : 

a)  Sie  wacht  über  die  Erhal- 
tung des  Kapitaltonds  der  Bun- 
deskasse und  wird  in  einem  Bun- 
desgesetz die  diesfalls  erforder- 
lichen Bestimmungen  festsetzen. 

6)  Sie  bestimmt  den  jährlichen 
Voranschlag  (Budget)  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  des  Bundes, 
und  beschliesst  die  Erhebung  der 
unmittelbaren  Geldbeiträge  der 
Kantone. 

In  den  Voranschlag  dürfen 
nur  solche  Ausgaben  aufgenom- 
men werden^  welche  sich  ent- 
weder auf  Bundesgesetze  oder 
besondere  Beschlüsse  der  Tag- 
satzung gründen. 

c)  Sie  nimmt  die  Rechnungen 
ab  über  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Bundeskasse,  sowie  über 
deren  Kapitalfond,  und  erlässt  die 
daherigen  Regulative. 

d)  Sie  bewilligt  ausserordent- 
liche Kredite. 

e)  Sie  bestimmt  die  Gehalte 
der  Bundesbeamten  und  Be- 
diensteten. 

f)  Sie  bestimmt  den  Tarif  der 
schweizerischen  Gränzgebühren 
und  ihre  Bezugsweise  (nach  Art. 
15). 


< 


g)  Sie  sorgt  für  die  Ausübung 
des  Münzregals,  nach  Anleitung 
des  Art.  21. 
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g)  Sie  verordnet  über  die  Fa- 
brikation und  den  Verkauf  des 
Schiesspulvers  (Art.  29). 


55.  Für  die  Anbahnung  der 
Geschäfte  der  Tagsatzung  üben 
das  Vorschlagsrecht  aus  : 

a)  der  Bundesrath; 

h)  die  Kantone; 

c)  die  Mitglieder  der  Tag- 
satzung. 

Das  Reglement  hat  das  Ver- 
fahren zu  bestimmen. 

56.  Die  Geschäfte  der  Tag- 
Satzung  zerfallen  in  Bezug  auf 
die  Berathung  und  Abstimmung 
in  drei  Abtheilungen  : 

a)  Die  erste  Abtheilung  be- 
greift solche  Geschäfte,  für  welche 
die  Kantone  Instruktionen  er- 
theilen. 

h)  Die  zweite  Abtheilung  be- 
greift diejenigen,  für  welche  keine 
Instruktionen  gegeben  werden, 
aber,  nach  ertolgter  Schlussnahme, 
die  Genehmigung  der  Kantone 
erforderlich  ist; 

c)  die  dritte  Abtheiiung  solche, 
die  weder  der  Instruktionserth ei- 
lung noch  der  Genehmigung  der 
Kantone     unterliegen. 

57.  In  die  erste  Abtheilung 
gehören : 

a)  Bündnisse  und  Verträge 
über  politische  Gegenstände  mit 
dem  Auslande; 

b)  Kriegserklärungen  und  Frie- 
densschlüsse ; 

c)  Anerkennung  auswärtiger 
Staaten  und  Hegierungen; 


h)  Sie  üht  hinsichtlich  der 
Verfertigung  und  des  Verkaufs 
des  Schiesspulvers  die  ihr  im 
Art.  23  vorbehaüenen  Befug- 
nisse aus. 

i)  Sie  revidirt  die  Skala  der 
unmittelbaren  Geldbeiträge  der 
Kantone  (Art.  29). 

Art.  50.  Für  die  Anbahnung 
der  Geschäfte  der  Tagsatzung  üben 
das  Vorschlagsrecht  aus : 

a)  die  Kantone; 

b)  der  Bundesrath. 

Das  Reglement  hat  das  Ver- 
fahren zu  bestimmen. 


51.  Die  Geschäfte  der  Tag- 
i^atzung  zerfallen  in  Bezug  auf 
die  Berathung  und  die  Abstim- 
mung in  drei  Abtheilungen : 

a)  Die  erste  Abtheilung  be- 
greift solche  Geschäfte,  für  welche 
die  Kantone  Instruktionen  er- 
theilen. 

b)  Die  zweite  Abtheilung  die- 
jenigen, welche  ohne  Instruktio- 
nen berathen  werden,  und  wor- 
über die  Tagsatzung  von  sich 
aus  erledigende  Beschlüsse  fassU 

c)  Die  dritte  Abtheilung 
solche,  worüber  zwar  ohne  In- 
struktion berathen,  aber  blos  mit 
Vorbehalt  der  Genehmigung  der 
Kantone  verfügt  wird. 

52.  In  die  erste  Abtheilung 
gehören : 

a)  Bündnisse  und  StaatsYer- 
träge  mit  dem  Auslande  (Art.  11) ; 

b)  Kriegserklärungen  und  Frie- 
densschlüsse ; 

c)  Anerkennung  auswärtiger 
Staaten  und  Regierungen: 

d)  Aufhellung  des  Bundes- 
heeres oder  eines  Theils  desselben^ 
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d)  bewaffnetes  Einschreiten, 
ohne  Begehren  des  betreffenden 
KaDtoDS  (Art.  52,  m\\ 


e)  Schlussnahmen  über  die 
Kompetenz  der  Bandesbehörden, 
wenn  diese  bestritten  wird,  und 
Erläuterungen  über  einzelne  Ar- 
tikel der  Bandesurkande ; 


f)  Bestimmung  und  Revision 
der  Mannschaft  8-  und  Geldkon- 
tingente ; 

g)  Revision  der  Bundesurkunde 
(nach  Art.  111  und  116). 


58.  In  die  zweite  Abtheilung 
fallen : 

a)  alle  Verträge  mit  dem  Aus- 
lande, die  unter  Art.  57,  a,  nicht 
begriffen  sind; 


und  edle  zu  Behauptung  der 
Unabhängigkeit  und  Erhaltung 
der  Neutralität  der  Eidgenossen- 
schaß  erforderlichen  Massnah- 
men; 

e)  bewaffnetes  Einschreiten 
ohne  Begehren  des  betreffenden 
Kantons  (Art.  47,  k),  wenn  nicht 
der  im  Art  77,  a  vorgesehene 
Fall  eingetreten  ist, 

f)  Nachlass  von  Interven- 
tionskosten,  wo  ein  solcher  nach 
Art,  47,  k  zulässig  ist; 

g)  Entscheid  von  Kompetenz- 
streitigkeiten, sowohl  zwischen 
den  verschiedenen  Bundesbehör- 
den ^  als  zwischen  einzelnen  Bun- 
deshörden  und  Kantonen; 

h)  Auslegung  einzelner  Ar- 
tikel der  Bundesurkunde; 

i)  Revision  der  Bundesurkunde 
(nach  Art.  106  und  109); 

k)  Revision  der  Skala  der 
Mannschafts-  und  Geldkontin- 
gente ; 

l)  die  Erlassung  und  all- 
fällige Abänderung  des  Bundes- 
gesetzes  über  die  Beaufsichtigung 
des  Postwesens  in  der  Eidge^ 
nossenschaft  (Art.  20) ; 

m)  Errichtung  oder  Aufhe- 
hebuvg  bleibender  Bundesbeam- 
tungcn  im  Innern; 

n)  Entscheid  von  Beschwer' 
den  Hier  Veränderung  gewähr- 
leisteter Verfassungen,  wenn  eine 
solche  auf  anderm  als  auf  dem 
bezeichneten  Wege  der  Revision 
stattgefunden  hat  (Art.  47  i). 

53.  Zur  zweiten  Abtbeilung 
werden  gerechnet: 

a)  die  in  Anwendung  beste- 
hender Bundesgesetze  erforder- 
lichen speziellen  Verfügungen, 
welche  durch  jene  Gesetze  der 
Tagsatzung  ausdrücklich  vorbe- 
halten sind; 
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b)    die    Gewährleisinng    der 
KantonsverfassuDgen ; 


c)  die  zur  Ausführung  der  Bun- 
desurkunde erforderlichen  Bundes- 
gesetze,  ihre  Abänderung  und  Auf- 
hebung ; 

d)  die  Errichtung  und  Auf- 
hebung bleibender  Beamtungen 
des  Bundes  im  Innern  und  diplo- 
matischer Agentschaften  im  Aus- 
land : 


e)  der  Nachlass  von  Tnter ven- 
tionskosten,  wo  ein  solcher  nach 
Art.  52,  m,  zulHssig  ist. 


b)  Aufstellung  des  Bundes- 
heeres  oder  eines  Theüs  desselben 
und  alle  zu  Behauptung  der 
Unabhängigkeit  und  Erhaltung 
der  Neutralität  der  Eidgenossen- 
schaft erforderlichen  Massnah- 
men, wenn  im  Falle  plötzlicher 
Gefahr  von  Aussen  die  Dring- 
lichkeit von  Seite  der  Tagsatzung 
erklärt  worden  i^t; 

c)  üeberweisung  an  das  Bun- 
desgericht von  Streitigkeiten  ztvi- 
schen  dem  Bundesrath  und  einem 
Kanton  (Art.  97  b); 

d)  eidgenössisches  Einschrei- 
ten auf  Begehren  des  beireffen- 
den Kantons,  sowie  aüe  Mass- 
nahmen^ die  als  Folge  eines 
ohne  ein  solches  Begehren  durch 
die  Tagsatzung  beschlossenen 
Einschreitens  (Art.  52  e)  noth- 
wendig  werden  könnten; 

e)  All  fällige  Verhinderung 
der  Vollziehung  von  Verkomm- 
nissen, welche  Kantone  unter 
einander  abgeschlossen  haben 
(Art.  8) ; 

f)  Prüfung  der  von  Kan- 
tonen mit  dem  Ausland  abge- 
schlossenen Verträge,  und  all- 
fälliges Begehren  um  Vorlegung 
selbst  solcher  Verträge,  welche 
ohne  dies  der  Vorlegung  ent- 
hoben wären  (Art  12); 

g)  Bestimmung  des  jährlichen 
Voranschlags  (Budget); 

h)  Untersuchung  und  Passa- 
tion der  Bundesrechnungen  und 
alle  damit  verbundenen  Verfü- 
gungen ; 

i)  Bestimmung  der  Grehalte 
aller  nicht  durch  die  Bundes- 
urkunde oder  durch  Bundes- 
geselle  aufgestellten  Beainten 
und  Bediensteten; 

k)  alle  Wahlen,  die  der  Tag- 
satzung zustehen; 


59.  Alle  in  den  vorstehenden 
zwei  Artikeln  nicht  bezeichneten 
Geschäfte  werden  zur  dritten  Ab- 
theilung gerechnet 


60.  Für  flie  Gegenstände  der 
ersten  Abtheilung  (Art.  57)  sind 
die  Kantone  verpflichtet,  den  Ab- 
geordneten bestimmte  Instruktio- 
nen oder  Vollmachten  zu  erthei- 
len.  Für  jeden  Kanton  nimmt  nur 
ein  Abgeordneter  an  der  Be- 
rathung  und  Abstimmung  Antheil. 

Zwölf  Stimmen  bilden  die  ver- 
bindliche Mehrheit. 
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l)  Schlussnahmen,  um  Bun-- 
desbeamte  in  Avklagezustand 
zu  versetzen; 

m)  Ausübung  des  Rechts  der 
Amnestie  und  der  Begnadigung 
in  den  durch  Art  98  und  99  d 
vorgesehenen  Fällen; 

n)  Behandlung  der  an  die 
Tagsatzung  gerichtefeten  Bitt- 
schriften. 

54.  In  die  dritte  Abtheilung 
gehören: 

a)  Gewährleistung  der  Kan- 
tonsverfassungen ; 

b)  die  zur  Ausführung  der 
Bundesurhunde  erforderlichen 
Bundesgesetze,  ihre  Auslegung,, 
Abänderung  und  Aufhebung; 

c)  Errichtung  und  Aufhe- 
bung diplomatischer  Agentschaf- 
ten im  Ausland; 

d)  Bewilligung  ausserordent- 
licher Kredite; 

e)  Bestimmung  der  Gehalte 
aller  durch  die  Bundesurhunde 
oder  durch  Bundesgesetze  auf- 
gestellten Beamten; 

f)  alle  Übrigen  weder  in  der 
ersten  noch  in  der  zweiten  Ab- 
theiiung  (Art,  52  und  53)  be- 
griffenen Geschäfte, 

55.  Für  die  Gegenstände  der 
ersten  Abtheilung  (Art.  52)  sind 
die  K>intone  verpflichtet,  den  Ab- 
geordneten bestimmte  Instruktio- 
nen oder  Vollmachten  zu  erthei- 
len.  Für  jeden  Kanton  nimmt  nur 
ein  Abgeordneter  an  der  Be- 
rathung  und  Abstimmung  Antheil. 

Zu  einem  verbindlichen  Be- 
schlüsse ist  die  absolute  Mehr- 
heit der  Kanton^stimmen  erfor- 
derlich. 

Ausnahmsweise  muss  eine 
Mehrheit  von  zwei  Drittheilen 
der  Kantonsstimmen  vorhanden 
sein : 


-    V 
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61.  Wenn  bei  Abstimnmng 
nach  vorstehendem  Artikel  die 
Stimmen  eines  oder  mehierer  Kan- 
tone nicht  gezählt  werden  können, 
«ntweder  wegen  Abwesenheit  oder 
wegen  Unterlassung  der  Stimm- 
gebung,  oder  wegen  Nichtüberein- 
stimmung zweier  halben  Kantone, 
der  Beschluss  jedoch  die  Mehrheit 
der  Stimmenden  erhält,  so  wird 
derselbe  in  gleicher  Weise  zur 
Annahme  oder  Verwerfung  an 
die  Stände  gebracht,  wie  die  Be- 
schlüsse über  Gegenslände  der 
zweiten  Abtheilnng  (Art.  62). 


62.  An  der  Berathung  und 
Abstimmung  über  Gegenstände 
der  zweiten  Abtheilung  (Art.  58) 
nehmen  sämtliche  Abgeordnete 
der  Kantone,  nach  eigener  üeber- 
zeugnng,  Antheil.  Die  Entschei- 
dung in  der  Tagsatzung  geschieht 
durch  die  Ddehrbeit  der  Stimmen- 
den. Der  Beschluss  erhält  je- 
doch er&t  Gültigkeit,  nachdem  er 


a)  für  Bündnisse  und  Staats- 
vertrage  politischen  Inhalts  mit 
dem  Auslande; 

h)  für  Kriegserklärungen 
und  Friedensschlüsse: 

c)  für  Auslegung  einzelner 
Artikel  der  Bundesurkunde; 

d)  um  die  Vamahtne  einer 
allgemeinen  Bundesrevision  zu 
beschliessen  (Art.  107)  und  da- 
mit eine  revidirte  Bundesur- 
kunde in  Kraft  erwachsen  könne 
(Art.  110) ; 

e)  für  Erlassung  und  aU- 
fällige  Abänderung  des  Bundes- 
gesetzes  über  die  Beaufsichti- 
gung des  Postwesens  in  der  Eid- 
genossenschaft. (Art.  20). 

56.  Wenn  bei  Abstimmung«»? 
nach  vorstehendem  Artikel  die 
Stimmen  eines  oder  mehrerer  Kan- 
tone nicht  gezählt  werden  können, 
entweder  wegen  Abwesenheit  oder 
wegen  Unterlassung  der  Stimm- 
gebung  oder  wegen  Nichtüberein- 
stimmung zweier  halben  Kantons- 
stimmen,  und  der  Beschluss  zwar 
nicht  die  zu  einer  verbindlichen 
Mehrheit  erforderliche  Anzahl 
von  Kantonsstimmen,  wohl  abei' 
die  Mehrheit  der  Stimmenden  er- 
hält, so  wird  derselbe  in  gleicher 
Weise  zur  Annahme  oder  Ver- 
werfung an  die  Kantone  gebracht, 
wie  die  Beschlüsse  über  Gegen- 
stände der  dritten  Abtheilung 
(Art.  58). 

57.  Bei  Gegenständen,  welche 
we'üer  der  Instruktionsertheilung 
noch  der  Genehmigang  der  Kan- 
tone unterliegen  (Art.  53),  neh- 
men sämtliche  Abgeordnete  an 
der  Berathung  und  Abstimmung 
nach  eigener  Ueberzeugung  An- 
theil. Zur  Gültigkeit  des  Be- 
schlusses ist  die  absolute  Mehr- 
heit der  Stimmenden  erforderlich. 
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durch  zwölf  Knntone  geDehmigt 
worden. 

Jeder  Kanton  ist  pflichtig, 
binnen  sechs  Monaten  nach  er- 
haltener amtlicher  Mittheilung  des 
Beschlusses  sich  einfach  über  An- 
nahme oder  Verwertung  desselben 
auszusprechen.  In  dringenden  Fäl- 
len kann  die  Tagsatzung  aus- 
nahmsweise einen  kdrzern  Termin 
ansetzen. 

Die  Kantone ,  welche  sich 
binnen  der  festgesetzten  Frist 
nicht  ablehnend  aussprechen,  wer- 
den zu  den  annehmenden  gezählt. 

68.  Bei  Gegenständen,  welche 
weder  der  Instraktionsertheilung 
noch  der  Genehmigung  der  Kan- 
tone unterliegen  (Art.  59).  neh- 
men siimtliche  Abgeordnete  an 
der  Berathung  und  Abstimmung, 
nach  eigener  üeberzeuguog.  An- 
thei'.  Zur  Gültigkeit  des  Be- 
schlusses ist  die  Mehrheit  der 
Stimmenden  erforderlich. 

64.  Bei  Gegenständen,  die  der 
Instruktion  sertheilung  oder  der 
Genehmigung  der  Kantone  (Art. 
60  und  62)  bedürfen,  werden  die 
halben  Stimmen  eines  getheilten 
Kantons  nur  dann  gezählt,  wenn 
sie  übereinstimmen. 


58.  An  der  Berathung  und 
Abstimmung  über  Gegenstände 
der  dritten  Abtheilung  (Art.  54) 
nehmen  sämtliche  Abgeordnete 
der  Kantone  nach  eigener  Ueber- 
zeugung  Antheil.  Die  Entschei- 
dung in  der  Tagsatzung  geschieht 
durch  die  absolute  Mehrheit  der 
Stimmenden.  Der  Beschlus^  erhält 
jedoch  erst  Gültigkeit,  nachdem  er 
durch  die  absolute  Mehrheit  der 
Kantone  genehmigt  worden. 

Jeder  Kanton  ist  pflichtig, 
binnen  sechs  Monaten  nach  der 
amtlichen  Mittheilung  des  Be- 
schlusses sich  einfach  über  An- 
nahme oder  Verwerfung  desselben 
auszusprechen.  In  dringenden  Fäl- 
len kann  die  Tagsatzung  aus- 
nahmsweise einen  kurzem,  jeden- 
falls aber  hinlänglichen  Termin 
ansetzen. 

Die  Kantone ,  welche  sich 
binnen  der  festgesetzten  Frist 
nicht  ablehnend  aussprechen,  wer- 
den zu  den  annehmenden  gezählt. 

59.  Bei  Beschlüssen,  die  ver- 
möge Instruktionen  oder  Voll- 
machten gefasst  werden,  oder 
hei  Genehmigung  der  über  Ge- 
genstände der  dritten  Abtheilung 
gef aasten  Beschlüsse j  wählen  die 
halben  Stimmen  eines  getheilten 
Kantons  nur  dann,  wenn  sie 
übereinstimmen.  Sollte  jedoch 
der  eine  Kantonstheil  sich  den 
eidgenössischen  Verhandlungen 
entziehen^  so  hat  der  andere 
Kantonstheil  so  lange  eine  ganze 
Stimme,  bis  beidr  wieder  an 
denselben  theilnehmen. 

60.  Um  über  Gegenstände 
der  zweiten  und  dritten  Abthei- 
lung berathen  und  abstimmen 
zu  lönnen,  mu$s  wenigstens  so- 
wohl die  absolute  Mehrlieit  der 
Kantone  vertreten  als  die  ab- 
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65.  Die  Abgeordneten  leisten 
den  Eid  auf  treue  Handhabung 
der  Bimdesurkunde.  Sie  sind  für 
ihre  Verrichtungen  gegen  ihre 
Kflntone  nur  in  dem  Fall  ver- 
antwortlich, wo  sie  nach  Instruk- 
tionen za  stimmen  haben. 

66.  Ein  Bundesgesetz  wird  be- 
stimmen, wie  und  von  wem  die 
Ab>/eordneten  der  Kantone  ent- 
schädigt werden  sollen. 

67.  Die  Tagsatzung  wird  sich 
selbst  ihr  Reglement  geben. 


Dasselbe  wird  über  den  Zuzug 
der  Mitglieder  des  Bundesratbs 
zu  den  Sitzungen  der  Tagsatzung 
das  Angemessene  festsetzen. 

B.  Bundesrath. 

68.  Ein  Bundesrath  ist  die 
leitende  und  vollziehende  Behörde 
der  Eidgenossenschaft. 


69.  Der  Bundesrath  besteht 
aus  dem  Landammann  der  Schweiz 
und  vier  Bundesräthen. 

70.  Der  Landammann  ist  Prä- 
sident d(  s  Bundesrath». 

Sein  Stellvertreter  wird  vom 
Bundesrath  aus  seiner  Mitte  ge- 
wählt. 

71.  Der  Landammann  wird 
durch  die  Kantone  erwählt. 

Jeder  Kanton  wird  zwei  Per- 
sonen aus  verschiedenen  Kantonen 
bezeichnen. 

Von  den  Bezeichneten  ist  der- 
jenige gewählt,  welcher  die  grösste 
Anzahl  von  Kantonsstimmen,  we-^ 
nigstens  aber  die  absolute  Mehr- 


solute  Mehrheit  der   Abgeord- 
neten, anwesend  sein. 

61.  Die  Abgeordneten  leisten 
den  Eid  auf  treue  Handhabung 
der  Bundesurkunde. 


62.  Das  Reglement  der  Tag- 
Satzung  wird  auf  dem  Wege 
der  Bundesgesetzgebung  erlassen 
werden. 

Dasselbe  wird  über  den  Zuzug 
der  Mitgliede."  des  Bundesratbs 
zu  den  Sitzungen  der  Tagsatzung 
das  Angemessene  festsetzen. 

B.  Bundesrath, 

63.  Ein  Bundesrath  ist  die 
oberste  vollziehende  ««rf,  in  Ab- 
wesenheit der  Tagsatzung,  die 
leitende  Behörde  der  Eidgenossen- 
schaft. 

64.  Der  Bundesrath  besteht 
aus  dem  Landammann  der  Schweiz 
und  vier  Bundesräthen. 

65.  Der  L'\ndammann  führt 
den   Vorsitz  im  Bundesrath. 

Sein  Stellvertreter  wird  durch 
die  Tagsatzung  aus  der  Mitte 
des  Bundesratbs  gewählt. 

66.  Für  die  Wahl  des  Land- 
ammanns tritt  folgendes  Ver- 
fahrt n  ein: 

Jeder  Kanton  wird  zwei  Per- 
sonen aus  verschiedenen  Kantonen 
bezeichnen. 

Von  den  Bezeichneten  ist  der- 
jenige gewählt,  welcher  die  grösste 
Anzahl  von  Kantonsstimmen,  we- 
nigstens aber  die  absolute  Mehr- 
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heit  derselben,  auf  sieb  vereinigt 
baben  wird. 

Erhalten  mehrere  Personen 
gleich  viel  Kantonsstimmen,  we- 
nigstens aber  die  absolute  Mehr- 
heit derselben,  so  wählt  aus  ihnen 
die  Tagsatzung  den  Landarumann. 

Hat  sich  keine  absolute  Mehr- 
heit ergeben,  so  wäblt  die  Tag- 
SHtzung  den  Landammann  unter 
den  fänf  Personen,  welche  die 
meisten  Kantonsstimmen  auf  sich 
vereinigt  haben,  und  wenn  die 
Zahl  der  Bezeichneten  unter  fünf 
steht,  aus  dieser  Zahl. 


Lehnt  der  Gewählte  ab,  so 
nimmt  die  Tagsatzung  die  Wahl 
unter  den  fünf  Personen  vor,  auf 
welche  nacb  ihm  die  meisten  Kan- 
tonsstimmen gefallen  sind,  es  sei 
denn,  dass  bereits  eine  Person 
wenigstens  die  absolute  Mehrheit 
der  Kantonsstimmen  erlangt  hätte, 
in  welchem  Fall  sie  als  ernannt 
zu  betrachten  ist. 

72.  Die  Bundesräthe  werden, 
unter  Bezeichnung  des  jedem  der- 
Felben  nach  Art.  79  anzuweisen- 
den Departement«,  frei  aus  allen 
Schweizern  von  der  Tagsatzung 
ernannt ;  jedoch  darf  von  den 
Mitgliedern  des  Bundesraths,  den 
Landammaun  einbegriffen ,  nie 
mehr  als  eines  aus  dem  nämlichen 
Kanton  genommen  werden. 


73.  Die  Amtsdauer  des  Land- 
nmmanns  und  der  Bundesräthe 
ist  auf  vier  Jahre  angesetzt,  der 
Amtsantritt    auf    den    1.  Wein- 


heit  derselben  auf  sich  vereinigt 
haben  wird. 

Erhalten  mehrere  Personen 
gleich  viel  Kantonsstimmen,  we- 
nigstens aber  die  absolute  Mehr- 
heit derselben,  so  wählt  aus  ihnen 
die  Tagsatzung  den  Landammann. 

Hat  sich  keine  absolute  Mehr^ 
heit  ergeben,  so  ernennt  die  Tag- 
satzung den  Landammann  aus 
den  fünf  Personen,  welche  die 
meisten  Kantonsstimmen  auf  sich 
vereinigt  haben,  mit  Zuzug  der- 
jenigen unter  den  Bezeichneten, 
denen  allenfalls  gleich  viel  Kan- 
tonsstimmen  wieder  letzten  unter 
jenen  fünf  Personen  zu  Theil 
geworden  sind. 

Lehnt  der  Gewählte  ab,  so 
wird  die  Wahl  unter  denjenigen 
vorgenommen^  auf  welche  nach 
ihm  die  meisten  Kantonsstimmen 
gefallen  sind,  es  sei  denn,  dass 
bereits  einer  derWaldhandidaten 
dllein  wenigstens  die  absolute 
Mehrheit  der  Kantonsstimmen  er- 
langt hätte. 

67.  Die  Bundesräthe  werden, 
unter  Bezeichnung  des  jedem  der- 
selben nach  Art.  74  anzuweisen- 
den Departements,  fiei  aus  allen 
Schweizern  vt»n  der  Tagsatzung 
ernannt ;  jedoch  darf  von  den 
Mitgliedern  des  Bundesraths,  den 
Landammann  einbegriffen ,  nie 
mehr  als  eines  aus  dem  nämlichen 
Kanton  genommen  werden. 

Ein  Bundesgesetz  wird  he- 
stimmen^  in  welchen  Verwandt- 
schaftsverhältnissen die  fünf 
Mitglieder  des  Bundesraths  un- 
ter sich  nicht  stehen  dürfen, 

68.  Die  Amtsdauer  des  Land- 
ammanns und  der  Bundesräthe  ist 
auf  vier  Jahre,  deren  Amtsantritt 
auf  den  1.  Weinmonat  angesezt. 
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monat.  Nach  erfüllter  Amtsdauer 
findet  Gesamterneuerung  statt. 
Die  Bundesräthe  sind  stets  wieder 
wählbar ;  der  Landammann  aber 
nach  einer  Amtsdauer  nar  noch 
für  die  zweite.  Nach  Abfluss  der- 
selben ist  er  für  eine  Amtsdauer 
von  der  Wahl  ausgeschlossen. 


74.  Die  in  der  Zwischenzeit 
abgehenden  Mitglieder  des  Bun- 
desraths  werden  nur  für  ihre  noch 
übrige  Amtsdauer  ersetzt. 

75.  Wird  die  Stelle  des  Land- 
ammanns  vor  Ablauf  der  gesetz- 
lichen Ämtsdauer  erledigt,  so 
kann  die  Tagsatznng  zu  neuer 
Wahl,  inwieweit  diese  ihr  zusteht, 
ausserordentlich  einberufen  wer- 
den, wenn  die  ordentliche  Ver- 
sammlung erst  nach  Abfluss  von 
vier  Monaten  stattfände. 


76.  Kein  Mitglied  des  Bundes- 
raths  kann  irgend  ein  Amt  in 
eiLcm  Kanton  bekleiden. 


77.  Die  Mitglieder  des  Bun- 
desraths  dürfen  vom  Auslande 
weder  Pensionen,  nach  Titel,  noch 
Ordenszeichen  annehmen. 


Nach  Erfüllung  einer  vollefi 
Amtsdauer  ist  der  abtretende 
Landammann  in  dieser  Eigeh- 
schaft  für  die  nächsten  vier 
Jahre  nicht  wieder  wählbar. 

Die  Bundesräthe  werden  je 
zu  zwei  Jahren  zur  Hälfte  er- 
neuert. Für  die  erste  Erneue- 
rungswahl  treten  die  zwei  zuletzt 
ernannten  aus.  Die  austreten- 
den Bundesräthe  sind  stets  tvie- 
der  wählbar. 

69.  Die  in  der  Zwischenzeit 
abgehenden  Mitglieder  des  Bun- 
desraths  werden  nur  für  ihre  noch 
übrige  Amtsdan  er  ersetzt. 

70.  Wird  die  Stelle  des  Land- 
ammanns  vor  Ablauf  der  gesetz- 
lichen Amtsdauer  erledigt,  so 
kann  die  Tagsatzung  zu  reuer 
Wahl,  insoweit  diese  ihr  zusteht, 
ausserordentlich  einberufen  wer- 
den, wenn  die  ordentliche  Ver- 
sammlung erst  nach  Abfluss  von 
vier  Monaten  stattfände. 

Der  in  einem  solchen  Fall 
erwählte  Landammann  ist,  nach- 
dem er  die  Amtsdauer  seines 
Vorgängers  vollendet  hat,  für 
die  nächste  Amtsdauer  noch 
wählbar. 

71.  Die  Mitglieder  des  Bun- 
desraths  dürfen  keine  andere^ 
weder  bürgerliche  noch  militä- 
rische Stelle  oder  Beamtung^  sei 
es  im  Dienste  der  Eidgenossen- 
schaft, sei  es  in  einem  Kanton 
bekleiden,  noch  können  sie  als 
Abgeordnete  auf  die  Tagsatzuvg 
gewählt  werden. 

72.  Die  Mitglieder  des  Bun- 
desraths  dürt>n  vom  Auslande 
weder  Pensionen  oder  Gehalle, 
noch  Titel,  Geschenke  oder  Or- 
den annehmen 

Smd  sie  bereits  im  Besitz 
von  PensiondVy  Titeln  oder  Or- 
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78.  Der  Landaminann  und  die 
Bundesräthe  bezieben  als  solcbe 
einen  jährlicben  Gehalt  aus  der 
Bnndeskasse,  welcher  durch  ein 
Bundesgesetz  bestimmt  werden 
soll. 

79.  Die  Geschäfte  des  Bun- 
desratbs  zerfallen  in  die  vier  De- 
partemente: des  Aeussern^  des  In- 
nern, des  Militärs  und  der  Fi- 
nanzen. 


Bleibende  eidgenössische  Kom- 
missionen (mit  Ausnahme  der 
Linthpolizeikommission,  die  jedoch 
unmittelbar  dem  Bundesrath  unter- 
geordnet ist)  hören  auf;  indessen 
ist  der  Bundesrath  befugt,  für 
einzelne  Fälle  besondere  Kom- 
missionen oder  Sachkundige  zu 
bestellen. 

80.  Die  Befugnisse  und  Ob- 
liegenheiten des  Bundesratbs  sind 
im  Allgemeinen  folgende: 

a)  Er  ist  Stellvertreter  der 
Tagsatzung. 


bj  Er  schlägt  der  Tagsatzung 
die  Bundesgesetze  und  Beschlüsse 
vor,  die  er  angemessen  hält,  und 
begutachtet  die  Anträge,  die  von 
der  Tagsatzung  oder  den  Kan- 
tonen an  ihn  gelangen. 


den,  so  haben  sie  für  ihre  Amts- 
dauer auf  den  Genuss  der  Pen- 
sionen und  auf  das  Tragen  der 
Titel  und  Orden  au  verzichten. 

73.  Der  Landammann  und  die 
Bundesräthe  beziehen  als  solche 
einen  jährlichen  Gehalt  aus  der 
Bundeskasse,  welcher  durch  ein 
Bundesgeset^.  bestimmt  werden 
soll. 

74.  Die  Geschäfte  des  Bun- 
desratbs zerfallen  in  vier  Depar- 
temente: diejenigen  des  Aeussern, 
des  Innern,  des  Militärs  und  der 
Finanzen. 

Diese  Eintheilung  hat  einzig 
zum  Zweck j  die  Prüfung  und 
Ausfertigung  der  Geschäfte  zu 
erleichtern;  der  jeweilige  Ent- 
scheid geht  von  dem  bundes- 
räthe als  Behörde  aus. 

Bleibende  eidgenössische  Kom- 
missionen (mit  Ausnahme  der 
Linthpolizeikommission,  die  jedoch 
unmittelbar  dem  Bundesrath  unter- 
geordnet ist)  hören  auf;  indessen 
ist  der  Bundesrath  befugt,  für 
einzelne  Fälle  Sachkundige  beizu- 
ziehen. 

75.  Die  Befugnisse  und  Ob- 
liegenheiten des  Bundesratbs  sind 
im  Allgemeinen  folgende: 

a)  Er  leitet  die  eidgenössi- 
schen Angelegenheiten  in  Ge- 
mässheit  der  bestehenden  Bun- 
desgesetze und  Tagsatzungshe- 
schlüsse  und  innerhalb  der 
Schranken,  welche  ihm  in  der 
Bundesurkunde  angewiesen  sind. 

b)  Er  schlägt  der  Tagsatzung 
die  bundesgesetze  und  Bescblü^^se 
vor,  in  Gemässheit  der  Art.  45  a 
und  54  bj  und  begutachtet  die 
Anträge,  die  von  der  Tagsatzung 
oder  den  Kantonen  an  ihn  ge- 
langen. 
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c)  Er  sorgt  fUr  die  VoUzie- 
bung  der  Bnndesgesetze  und  der 
Descblüsse  der  Tagsatzung. 

d)  Er  vollstreckt  Vergleiche, 
•scbiedsi  ichterliche  b'prüche  und 
die  ürtheile   des   Bundesgerichts. 


e)  Er  erwählt  die  eidgenössi- 
schen l^eamten  und  Bediensteten, 
•deren  Wahl  nicht  der  Tagsatzung 
oder  eidgenössischen  Verwaltun- 
gen zusteht. 

f)  Er  erstattet  der  Tagsatzung 
jeweileu  bei  ihrem  ordentlichen 
Zusammentritte  Rechenschaft  über 
seine  Verrichtungen,  sowie  Bericht 
über  den  Zustand  der  Eidgenos- 
senschaft, und  wird  ihrer  Auf- 
merksamkeit diejenigen  Mass- 
regeln empfehlen,  welche  er  für 
Erhaltung  und  Beförderung  ge- 
meinsamer Wohlfahrt  dienlich  er- 
achtet. 

81.  Die  Pflichten  des  Bundes- 
rathes  in  besonderer  Hinsicht  auf 
auswärtige  Verhältnisse  sind : 

a)  Er  ist  verbunden,  fär  Auf- 
rechthaltung der  schweizerischen 
Selbständigkeit  und  Neutralität 
zu  sorgen,  und  berechtigt,  wo 
diese  bedroht  und  Gefahr  im  Ver- 
zug wäre,  von  s-ich  aus  ein  Auf- 
gebot von  Truppen  zu  erlassen 
und  über  solche  zu  vei fügen,  mit 
der  Verpflichtung  unverzüglicher 
Einberufung  der  Tagsatzung. 


b)  Er  führt  die  Korrespondenz 
xnit  dem  Ausland  und  mit  den 
Agenten  der  Eidgenosse oscbaft, 
*und  beglaubigt  dieselben. 


c)  Er  sorgt  für  die  Vollzie- 
hung der  Bundesgesetze  und  der 
Beschlüsse  der  Tagsatzung. 

d)  Er  vollstreckt  Vergleiche, 
welche  unter  eidgenössischerVer- 
miülung  stattgefunden  haben, 
schiedsrichterliche  Sprüche  über 
Streitigkeiten  zivischen  Kanto- 
nen^ sowie  die  Ürtheile  des  Ban- 
desgerichts. 

e)  Er  erwählt  die  eidgenössi- 
schen Beamten  und  Bediensteten, 
deren  Wahl  nicht  der  Tagsatzung, 
dem  Bundesgericht  oder  eidgenös- 
sischen Verwaltungen  zusteht. 

f)  Er  erstattet  der  Tagsatzung 
jeweilen  bei  ihrem  ordentlichen 
Zusammentritte  Rechenschaft  über 
seine  Verrichtungen,  sowie  Bericht 
über  den  Zustand  der  Eidgenos- 
senschaft, und  wird  ihrer  Auf- 
merksamkeit diejenigen  Mass- 
regeln empfehlen,  welche  er  für 
Erhaltung  und  Beförderung  ge- 
meinsamer Wohlfahrt  dienlich  er- 
achtet. 

76.  Die  Pflichten  des  Bundes- 
raths  in  besonderer  Beziehung  auf 
auswärtige  Verhältnisse  sind: 

a)  Er  ist  verbunden,  für  Be- 
hauptung der  ünabhängiglceit 
und  Erhaltung  der  Neutralität 
der  Eidgenossenschaft  zu  sorgen, 
und  befugt,  im  Fall  plötzlicher 
und  dringender  Gefahr  von 
Aussen,  aas  Bundesheer  oder 
einen  Theil  desselben  aufzustellen 
und  alle  zu  dem  angegebenen 
Zweck  erforderlichen  Massnah- 
men  zu  treffen,  mit  der  Verpflich- 
tung unverzüglicher  Einberufung 
der  Ta^sat/.ung. 

b)  Er  führt  die  Korrespondenz 
mit  dem  Auslande  und  mit  den 
Agenten  der  Eidgenossenschaft 
und  beglaubigt  dieselben. 
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c)  Er  empföngt  die  fremden 
Gesandten ,  ihre  Kreditive  und 
Bekreditive. 

d)  Er  pflegt  ünterhandlnngen 
für  einzelne  Kantone,  wenn  sie 
solches  wünschen  (Art.  13). 

82.  Seine  Verrichtungen  in 
innern  Angelegenheiten  sind : 

o)  Er  hat  für  die  Aufrecht- 
haltung der  Bundesurkunde  zu 
wachen ,  und  nötbigenfalls  fQr 
Handhahnng  der  öffentlichen  Ord- 
nung in  den  Kantonen,  sowie  ihrer 
gewährleisteten  Verfassungen  mit- 
zuwirken. 

Sowohl  für  Aufrechthaltung 
der  Bundesurkunde  als  in  den 
durch  Art.  52  m  hezeichneten 
Fällen  ist  er  befugt,  wo  Gefahr 
im  Verzug  wäre,  von  sich  aus  die 
erforderliche  Truppenzahl  aufzu- 
bieten und  über  solche  zu  verfügen, 
unter  Vorbehalt  unverzüglicher 
Einberufung  der  Tagsatzung,  so- 
fern die  aufgebotenen  Truppen 
tausend  Mann  Übersteigen,  und 
das  Aufgebot  länger  als  vierzehn 
Tage  dauert. 


b)  Er  führt  die  Korrespondenz 
mit  den  Kantonen. 

c)  Er  unterstützt  sie  nötbigen- 
falls in  Vollziehung  von  Verträgen, 
die  sie  unter  sich  geschlossen  ha- 
ben (Art.  8). 

d)  Er  beaufsichtigt,  nach  Vor- 
schrift der  Bundesgesetze,  den 
Zollbezug  zur  Verhinderung  bun- 
deswidriger Belästigung  des  freien 
Handels  und  Verkehrs. 

e)  Er  besorgt  die  angeordnete 
Aufsicht  der  Strassen. 


f)  Er   vollzieht   die    Bnndes- 
gesetze  über  Maasse  und  Gewichte. 


c)  Er  empfängt  die  fremden 
Gesandten,  ihre  Beglaubigungs- 
und  Äbberufungsschreiben. 

d)  Er  pflegt  Unterhandlungen 
für  einzelne  Kantone,  wenn  sie 
solches  wünschen  (Art.  13). 

77.  Seine  Verrichtungen  in 
innern  Angel^enheiten  sind: 

a)  Er  hat  für  die  Aufrecht- 
haltung der  Bundesurkunde  zu 
wachen  und  nötbigenfalls  für 
Handhabung  der  öffentlichen  Ord- 
nung in  den  Kantonen  sowie 
ihrer  gewährleisteten  Verfassungen 
mitzuwirken. 

Sowohl  für  Aufrechthaltung 
der  Bundesurkunde  als  in  den 
durch  Art.  47  Je  bezeichneten 
Fällen  ist  er  befugt,  wo  Gefahr 
im  Verzug  wäre,  von  sich  aus  die 
erforderliche  Truppenzahl  aufzu- 
bieten und  über  solche  zu  verfügen, 
unter  Vorbehalt  unverzüglicher 
Anzeige  an  die  Tagsatzung,  wenn 
diese  bereits  versammelt  ist^  oder 
unverzüglicher  Einberufung  der- 
selben, falls  die  aufgebotenen 
Truppen  tausend  Mann  überstei- 
gen, oder  das  Aufgebot  länger 
als  vierzehn  Tage  dauert. 

b)  Er  führt  die  Korrespondenz 
mit  den  Kantonen. 

c)  Er  unterstützt  dieselben 
nötbigenfalls  in  Vollziehung  von 
VerJcommnissen,  die  sie  unter  ein- 
ander geschlossen  haben  (Art.  8). 

d)  Er  wacht  darüber: 

1)  dass  der  Bezug  der  ZöUe, 
Weg-  und  Brückengelder 
nicht  auf  eine  bundesm- 
drige,  den  freien  Verkehr 
hemmende  Weise  stattfinde; 
2)  dass  die  Bezugsart  derVer- 
brauchssteuern  nicht  den 
Transit  hemme  (Art.  18). 

e)  Er  beaufsichtigt  die  von 
den  Kantonsregierungen  anzu- 

17 
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83.  Hinsichtlich  des  MiUtär- 
wesens : 

a)  vollzieht  der  Bundesrath 
die  Bandesgesetze  und  Beschlüsse 
üher  Leitung  und  Beaufsichti- 
gung des  Militärwesens,  und  ins- 
besondere über  den  Unterricht 
der  Trappen  (Art.  38). 


b)  Er  beaufsichtigt  den  Bau 
und  Unterhalt  der  eidgenössischen 
Festungswerke. 


c)  Er  prüft  die  Militärverord- 
nungen der  Kantone  und  verfügt 
darüber  nach  Art.  33  d. 


d)  Er  ernennt  die  Offiziere 
des  eidgenössischen  Generalstabs, 
mit  Ausnahme  derjenigen,  deren 
Wahl  der  Tagsatzung  vorbehalten 
worden. 

84.  Der  Geschäftskreis  des 
Bandesraths  in  Finanzsachen  um- 
fasst : 

a)  die  Verwaltung  des  eidge- 
nössischen Kapitalfonds  und  der 
Bundeskasse ; 

h)  den  Bezug  der  Gränzge- 
bühren ; 

c)  die  Verwaltung  der  Posten ; 

d)  die  Fabrikation  und  den 
Verkauf  des  Schiesspolvers ; 


e)  die  Verwaltung  des  Münz- 
wesens ; 

/)  die  Entwerfung  des  Bud- 
gets;   in  das  Budget  dürfen  nur 


ordnende  Vollziehung  der  Bun- 
desgesetee  über  Maasse  und  Ge- 
wichte (Art.  22). 

78.  Hinsichtlich  des  Militär- 
wesens : 

a)  sorgt  der  Bandesrath  für 
die  Vollziehung  aller  daheri^en 
Bundesgesetze  und  derjenigemns- 
besondere,  welche  sich  auf  die 
vom  Bunde  übernommenen  Zwei- 
ge des  Militärunterrichts  und 
auf  die  demselben  obliegende 
Beaufsichtigung  beziehen  (Art. 
27  b  und  c). 

b)  Er  beaufsichtigt  in  Frie- 
denszeiten  den  Bau  und  den 
Unterhalt  der  auf  eidgenössische 
Kosten  angelegten  oder  anzu- 
legenden Befestigungen  jeder 
Art. 

c)  Er  prüft  die  Militärverord- 
nungen der  Kantone,  insoweit  sie 
die  Kontingentstruppen  betreffen, 
und  fasst  die  Beschlüsse^  welche 
dieselben  nothwendig  machen 
können  (Art.  27  d). 

d)  Er  ernennt  die  Offiziere 
des  Generalstabs,  deren  Wahl 
der  Tagsatzung  nicht  vorbehalten 
ist  (Art.  48  c). 

79.  Der  Geschäfbskreis  des 
Bundesraths  in  Finanzsachen  um- 
fasst: 

a)  die  Verwaltung  des  eidge- 
nössischen Kapitalfonds  und  der 
Bundeskasse ; 

6)  den  Bezug  der  Einnahmen 
des  nundes  und  insbesondere  der 
eidgenössischen   Gränzgebühren ; 

c)  die  Verfertigung  und  den 
Verkauf  des  Schiesspulvers  inner 
den  Schranken  des  Art.  23; 

d)  die  Verwaltung  des  Münz- 
wesens ; 

e)  die  Entwerfung  des  Vor- 
anschlags  (Budget); 


._..j 
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solche  Ausgaben  aufgenommen 
werden,  welche  sich  entweder  auf 
Bundeegesetze  oder  besondere  Be- 
schlüsse der  Tagsatznng  gründen ; 
g)  die  Stellung  der  Rechnun- 
gen über  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Bundes. 


85.  Die  Mitglieder  des  Bun- 
desraths  sind  für  ihre  Verrich- 
tungen verantwortlich. 


86.  Die  Tagsatzang  wird  eine 
Geschäftsordnung  iür  den  Bun- 
desrath  erlassen. 

G.  Bundeskamlei. 

87.  Eine  Bundeskanzlei  besorgt 
die  Eanzleigeschäfte  bei  der  Tag- 
satzung und  dem  Bundesrath. 

88.  Sie  besteht  aus  dem  Eanz-. 
ler,  dem  Vizekanzler  und  dem 
Archivar,  die  von  der  Tagsatzung 
gewählt  werden. 


89.  Ein  Reglement  wird  deren 
Verrichtungen  und  die  Organi- 
sation der  Kanzlei  festsetzen. 


D.  Bundesgericht. 

90.  Zur  Ausübung  der  Rechts- 
pflege in  Bundessachen  wird  ein 
Bundesgericht  aufgestellt. 


f)  die  Stellung  der  ßeolmiili» 
gen  über  die  Einnahmen  unA  Aus- 
gaben des  Bundes. 

80.  Die  in  den  Artikeln  76 
bis  und  mit  79  aufgestellte  Ge- 
schäftsahtheilung  des  Bundes- 
raths  Jcann  durch  ein  Bundes- 
gesetz  abgeärgert  werden. 

81.  Die  Mitglieder  des  Bun- 
desraths  sind  itlr  ihre  Verrich- 
tungen verantwortlich.  Ein  Bun- 
desgesetz wird  alles,  was  auf 
diese  Verantwortlichkeit  Bezug 
hat,  näher  bestimmen, 

82.  Die  Tagsatzung  wird  eine 
Geschäftsordnung  für  den  Bun- 
desrath erlassen. 

G.  Bundeska/nzlei. 

83.  Eine  Bundeskanzlei  besorgt 
die  Kanzleigeschäfte  bei  der  Tag- 
satzung und  dem  Bundesrath. 

84.  Die  hohem  Kanzleibe- 
amten, nämlich  der  Kanzler, 
der  Vizekanzler  und  der  Archi- 
var, werden  von  der  Tagsatzung 
ernannt.  Sie  dürfen  gleicheeitig 
keine  andern  Stellen  oder  Be- 
amtungen  im  Dienste  der  Eid-* 
genossenschaft  oder  in  den  Kan- 
tonen bekleiden. 

85.  Ein  Bundesgesetz  wird 
die  Verrichtungen  xmd  die  nähere 
Organisation  der  Bundeskanzlei 
sowie  die  Wahlart,  Amtsdauer 
und  Verantwortlichkeit  der  hö- 
hern Kanzleibeamten,  bestim- 
men, 

D.  Bundesgericht. 

86.  Zur  Ausübung  der  Rechts- 
pflege in  Bundessachen  wird  ein 
Bundesgericht  aufgestellt. 
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91.  Da8  Bnndesgerieht  besteht 
ans  einem  Pi^denten,  acht  Bich- 
tem  und  vier  ErBatzmlnneni. 

92.  Ffir  die  Wahl  des  Bnn- 
defigerichts  hat  jeder  Kanton  zwei 
Personen,  die  eine  ans  dem  eige- 
nen, die  andere  ans  einem  andern 
Kanton  Torznschlagen. 

Ans  den  Vorgnchlagenen  er- 
nennt die  Tagsatznng  die  nenn 
Mitglieder  des  finndesgerichts  nnd 
die  Tier  Ersatzmänner ;  jedoch  darf 
nie  mehr  als  eine  Person  ans  dem 
nämlichen  Kanton  erwählt  werden. 

93.  Von  der  Wählbarkeit  sind 
ausgeschlossen :  die  Mitglieder  des 
Bnndesraths,  sowie  die  übrigen 
Bnndesbeamten. 


94.  Die  Amtsdauer  der  Mit- 
glieder und  Ersatzmänner  des  Ban- 
desgerichts ist  aaf  sechs  Jahre 
festgesetzt. 

95.  Von  sechs  zu  sechs  Jahren 
findet  eine  Gesamtemenerang  des 
Bnndesgerichts  statt.  Die  austre- 
tenden Mitglieder  sind  stets  wie- 
der wählbar. 


96.  Die  in  der  Zwischenzeit 
abgehenden  Mitglieder  des  ßundes- 
gerichfs  werden  nur  für  die  noch 
übrige  Amtsdauer  ersetzt.  Für 
Vorschlag  und  Wahl  gelten  auch 
in  diesen  Fällen  die  Vorschriften 
von  Art.  92. 

97.  Der  Präsident  des  Bandes- 
gerichts wird  von  der  Tagsatzung 
aus  dessen  Mitgliedern  gewählt. 
Seine  Amtsdaaer  ist  auf  sechs 
Jahre  bestimmt.  Der  abtretende 
Präsident  ist  stets  wieder  wählbar. 

98.  Das  Bandesgericht  wählt 
aus  seiner  Mitte  den  Vizepräsi- 
denten  und  bestellt  die  Kanzlei. 


87.  Das  Bandesgericht  besteht 
ans  einem  Prtsidenten  und  acht 
Biehtem  mä  vier  Ersatzmännern. 

88.  Für  die  Wahl  des  Ban- 
desgerichts hat  jeder  Kanton  zwei 
Personen,  die  eine  ans  dem  eige- 
nen, die  andere  aas  einem  ändern 
Kanton  vorzaschlagen. 

Ans  den  Vorgeschlagenen  er- 
nennt die  Tagsatznng  die  nenn 
Mitglieder  des  Bandesgerichts  und 
die  vier  Ersatzmänner;  jedoch  darf 
nie  mehr  als  eine  Person  ans  dem 
nämlichen  Kanton  erwählt  werden. 

89.  Von  der  Wählbarkeit  sind 
an^geschlossen :  die  Mitglieder  des 
Bundesraths  sowie  die  übrigen 
Bnndesbeamten . 

Andere  Aussehlussgründe 
wirdein  Bundesgesete  besHmmen. 

90.  Die  Amtsdaner  der  Mit- 
glieder und  der  Ersatzmänner  des 
Bundesgerichts  ist  auf  sechs  Jahre 
festgesetzt. 

91.  Die  Mitglieder  des  Bun- 
desgerichts  werden  je  bu  drei 
Jahren  eur  Hälfte  erneuert  Die 
austretenden  Mitglieder  sind  stets 
wieder  wählbar.  Für  Vorschlag 
und  Wahl  ist  nach  Art.  88  zu 
verfahren, 

92.  Die  in  der  Zwischenzeit 
abgehenden  Mitglieder  des  Bundes- 
gerichts werden  nnr  für  die  noch 
übrige  Amtsdauer  ersetzt.  Für 
Vorschlag  und  Wahl  gelten  auch 
in  diesen  Fällen  die  Vorschriften 
des  Art.  88. 

93.  Der  Präsident  des  Bundes- 
gerichts wird  von  der  Tagsatzung 
aus  dessen  Mitgliedern  gewählt. 
Seine  Amtsdaaer  ist  auf  drei 
Jahre  bestimmt.  Der  abtretende 
Präsident  ist  stets  wieder  wählbar. 

94.  Das  Bundesgericht  wählt 
aus  seiner  Mitte  den  Vizepräsi- 
denten und  bestellt  die  Kanzlei. 
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99.  Das  Bundesgericht  yersam- 
melt  sich  zur  Erledigung  vorhan- 
dener Geschäfte  ordentlicherweise 
jährlich  in  bestimmten  Fristen, 
ausserordentlicherweise  infolge  be- 
sonderer Einberufung  durch  sei- 
nen Präsidenten,  auf  Einladung 
des  Bundesraths. 

100.  Die  Mitglieder  des  Bun- 
desgerichts beziehen  keinen  Ge- 
halt, sondern  werden  ftlr  ihre  Ver- 
richtungen durch  Taggelder  aus 
der  Bundeskasse  entschädigt. 

101.  Die  Verrichtungen  des 
Staatsanwalts  bei  dem  Bundes- 
gerichte werden  im  einzelnen 
Falle  Tom  Bundesrath  einem  be- 
sonders Bevollmächtigten  über- 
tragen. 

102.  Das  Bundesgericht  ent- 
scheidet als  Zivilgericht: 

a)  üeber  Streitigkeiten  zwi- 
schen Kantonen. 

Dem  gerichtlichen  Verfahren 
soll  indessen  jederzeit  ein  Ver- 
mittlungsversuch vorangehen,  zu 
welchem  Ende  jeder  der  streiten- 
den Theile  einen  Vermittler  aus 
einem  nicht  betheiligten  Kanton 
zu  wählen  hat;  auch  steht  den 
streitenden  Kantonen  immerhin 
zu,  sich  über  ein  Schiedsgericht 
zu  verständigen. 

Wird  der  Rechtsstreit  nicht 
auf  einem  der  vorbezeichneten 
Wege  erlediget,  so  folgt  üeber- 
wei^ung  durch  den  Bundesrath 
an  das  Bundesgericht. 

Das  Bundesgericht  kann  von 
jeder  Kantonsregierung  auch  im 
Interesse  von  Privatpersonen  und 
Korporationen  gegen  die  Regie- 
rung eines  andern  Kantons  wegen 
Verweigerung  oder  Verletzung 
bundesmässiger  Rechte  angerufen 
werden. 


95.  Das  Bundesgericht  versam- 
melt sich  zur  Erledigung  vorhan- 
dener Geschäfte  ordentlicherweise 
jährlich  in  bestimmten  Fristen, 
ausserordentlicherweise  infolge  be- 
sonderer Einberufung  durch  sei- 
nen Präsidenten,  auf  Einladung 
des  Bundesraths  oder  auf  Wei- 
sung der  Tagsatzung. 

96.  Die  Mitglieder  des  Bun- 
desgerichts beziehen  keinen  Ge- 
halt, sondern  werden  für  ihre  Ver- 
richtungen durch  Taggelder  aus 
der  Bundeskasse  entschädigt. 


97.  Das  Bundesgericht  urtheilt 
als  Zivilgericht: 

a)  Ueber  Streitigkeiten  zwi- 
schen Kantonen. 


.  Das  ßundesgericht  kann  von 
jeder  Kantonsregierung  auch  im 
Interesse  von  Privatpersonen  und 
Korporationen  des  eigenen  Kan- 
tons gegen  die  Regierung  eines 
andern  Kantons  wegen  Verweige- 
rung oder  Verletzung  bundesmässi- 
ger Rechte  angerufen  werden. 
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h)  lieber  Streitigkeiten  zwi- 
schen dem  Bundesrath  und  einem 
Kanton,  anf  üeberweisung  d^r 
Tagsatzung. 

c)  Bei  bewaffneter  Dazwischen- 
knnft  des  Bandes  (Art.  52  m), 
und  zwar  ausschliesslich  infolge 
einer  üeberweisung  durch  den 
Bundesrath  mit  Ermächtigung  der 
Tagsatzung,  über  Fälle  von  Miss- 
brauch der  Amtsgewalt,  welche, 
mit  Verletzung  der  Käntpnsver- 
fassung  von  Seite  der  Behörden 
des  betreffenden  Kantons,  statt- 
gefunden haben. 

In  solchen  Fällen  verordnet 
das  Bundesgericht  theils  Herstel- 
lung des  verfassungsmässigen  Zu- 
standes,  theils  Entschädigung  an 
den  verletzten  Theil  durch  den 
Kanton  oder  dessen  verantwort- 
liche Amtspersonen. 

d)  Ueber  Streitigkeiten  in 
Bezug  auf  Heimatlosigkeit  (Art. 
42). 

103.  Das  Bundesgericht  ur- 
theilt  als  Kriminalgericht : 

a)  in  Fällen,  wo  die  Tagsatzung 
Mitglieder  des  Bundesraths  oder 
andere  eidgenössische  Beamte  in 
Anklagestand  versetzt; 

b)  über  Fälle  von  Hochver- 
rath  gegen  die  Eidgenossenschaft, 
von  Aufruhr  und  (jrewaltthat  ge- 
gen die  Bundesbehörden; 

c)  über  Verletzungen  der  völ- 
kerrechtlichen Stellung  der  Schweiz 
gegen  auswärtige  Staaten; 

d)  über  Verbrechen  von  Mili- 
tärpersonen  im  Fall  von  Krieg 
oder  bewaffneter  Neutralität,  in- 
sofern  als  die  Beurtheilung  sol- 
cher Verbrechen  durch  das  künf- 
tige Strafgesetzbuch  für  das  Bun- 
desheer dem  Bundesgericht  aus- 
drücklich wird  übertragen  wor- 
den sein; 


b)  üeber  Streitigkeiten  zwi- 
schen dem  Bundesrath  und  einem 
Kanton,  auf  Üeberweisung  der 
Tagsatzung. 

c)  Bei  bewaffnetem  Einschrei- 
ten des  Bundes  (Art.  47  i),  and 
zwar  ausschliesslich  infolge  einer 
mit  Eimächtigung  der  Tagsatzung 
geschehenen  Üeberweisung  des 
Bundesraths,  über  Fälle  von  Ver- 
letzung der  Kantonsverfassung 
durch  die  Behörden  des  betreffen- 
den Kantons. 


d)  üeber  Streitigkeiten  in 
Bezug  auf  Heimatlosigkeit  (Art. 
37). 

98.  Das  Bundesgericht  urtheilt 
als  Kriminalgericht: 

a)  in  Fällen,  wo  die  Tagsatzung 
Mitglieder  des  Bundesraths  oder 
andere  eidgenössische  Beamte  in 
Anklagrstand  versetzt; 

b)  über  Fälle  von  Hochverrath 
gegen  die  Eidgenossenschaft,  von 
Aufruhr  und  Gewaltthat  gegen 
die  Bundesbehörden; 

c)  über  Verbrechen  gegen 
das  Völkerrecht; 

d)  über  Verbrechen  von  Mili- 
tärpersonen im  Fall  von  Aufstel- 
lung eidgenössischer  Truppen, 
insofern  als  die  Beurtheilung  sol- 
cher Verbrechen  durch  das  künf- 
tige Strafgesetzbuch  für  das  Bun- 
desheer dem  Bundesgericht  aus- 
drücklich wird  übertragen  wor- 
den sein; 
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e)  über  die  während  der  Un- 
raheo,  welche  eidgenössische  Da- 
zwischenkunft  veranlasst  haben, 
verübten  Verbrechen,  wenn  näm- 
lich die  Tagsatznng  aaf  den  An- 
trag des  Bundesraths  erachtet: 

1)  dass  es  nicht  der  Fall  sei, 
Amnestie  eintreten  zu  lassen ; 

2)  dass  im  Interesse  des  Rechts 
und  der  öffentlichen  Ordnung 
Untersuchung  nnd  Beurthei- 
lung  den  Kanton  algerichten 
entzogen  werden  soll. 


104.  Bundesgesetze  werden,  in 
Beobachtung  vorstehender  Grund- 
sätze, bestimmen : 

a)  die  Geschäftsordnung  des 
Bundesgerichts ; 


h)  das  gesamte  Bechts verfah- 
ren sowie  insbesondere  die  für 
den  beklagten  Theil  erforderlichen 
Garantien ; 


e)  ^her  politische  Verbrechen, 
die  Ursache  oder  Folge  der- 
jenigen Unruhen  sind,  durch 
welche  das  eidgenössische  Ein- 
schreiten veranlasst  worden  ist, 
insofern  nämlich  die  jener  Ver- 
brechen beklagten  Individuen  die 
üeberweisung  an  das  Bundes- 
gericht  verlangen;  in  diesem 
Fall  wird  das  Öericht  die  Straf- 
gesetze des  Kantons  anwenden, 
wo  die  Verbrechen  verübt  wor- 
den sind. 

Der  Tagsatzung  steht  das 
Hecht  zu,  hinsichtlich  aller  jener 
Verbrechen  eine  Amnestie  Na^ 
mens  der  Eidgenossenschaft  aus- 
zusprechen, 

Ist  indessen  die  Amnestie 
eidgenössischer  Seits  nicht  er- 
folgt^ so  haben  die  Behörden 
des  Kantons,  wo  die  Verbre- 
chen verübt  worden  sind,  den- 
noch und  unter  allen  Um- 
ständen das  Recht,  zu  Gun- 
sten der  Urheber  der  erwähnten 
Verbrechen  eine  Amnestie  zu 
erlassen  und  diejenigen  unter 
ihnen  zu  begnadigen ,  welche  vom 
Bundesgericht  verurtheilt  wor- 
den sind, 

99.  Bondesgesetze  werden,  in 
Ausführung  der  Art.  95,  97  und 
98,  bestimmen : 

a)  die  Geschäftsordnung  des 
ßundesgerichts ; 

b)  die  Aufstellung  eines 
Staatsanwalts  bei  eintretenden 
Fällen  und  dessen  Vorrich- 
tungen ; 

c)  das  gesamte  Rech  tsverfah- 
ren sowie  insbesondere  die  für 
den  beklagten  Theil  erforderlichen 
Garantien ;  zu  diesen  gehören 
nothwendig  das  mündliche  und 
öffentliche  Verfahren  und  das 
Recht  freier  Vertheidigung ; 


c)  die  eiDzelnen  Vergehen  and 
Verbrechen,  deren  Benrtbeilnng 
dem  Bnndesgericht  zasteht,  sowie 
die  Strafen ; 


d)  die  Gerichtsgebübren ,  zu 
Händen  der  Bandeskasse. 

E.  Sitz  der  Bwiättbehöräen. 

105.  Die  Tagsatzang  Tersam- 
melt  sieb  in  Lnzern,  bIs  der  Bun- 
desstadt.  An  gleichem  Orte  hat 
der  Bandesrath  seinen  bleiben- 
den Sitz. 

Bei  eintretender  (ieRlhrduDg 
kann  der  Sitz  der  Bundesbehör- 
den dnrch  einen  Bescbluss  der 
Tagsatznng,  oder,  wenn  sie  nicht 
verBammell  ist,  dnrch  den  Bondes- 
rath  provisorisch  verlegt  werden. 

106.  In  der  Bandesstadt  Ln- 
zern sind  nach  den  diesfalls  za 
erlassenden  reglementari scheu  Be- 
stdmmaugen,  ohne  Kosten  für  den 
Bnnd,  anzuweisen  nnd  zu  unter- 
halten : 

a)  ein  angemessener  Saal  für 
die  Sitznngen  d«r  Tagsatzung  i 

b)  ein  Lokal  für  die  Sitznngen 
des  Bnndesraths  und  alllälliger 
Kommissionen ; 

c)  die  erforderlichen  Gebäu- 
lichkeiten  für  die  eidgenössische 
Kanzlei    nnd    das    Bnndesarchiv ; 

d)  die  Wohnungen  der  zwei 
ersten  eidgenössischen  Kanzlei- 
beamten nnd  des  Archivars. 

107.  Der  Kanton  Lnzern  Über- 
nimmt die  Verpttichtung,  auf  seine 
Kosten  das  lür  den  Wachdienst 
oder  für  feierliche  Anlasse  erfor- 
derliche Militär  zur  VerAlgung  des 
Landammanns,  des  Bandesraths 
nnd    der  TagGatzung    zu   stellen. 


d)  die  einzelnen  Verbrechen, 
deren  Benrtbeilnng  dem  Bondea- 
gericht  zusteht,  die  Strafen  und 
den  von  Seite  der  Fehlbaren 
aUfäüig  zu  leistende»  Schaden- 
ersatz ; 

e)  die  Gerichtsgebüfaren  za 
Händen  der  Bnndeskasse. 

E.  Sttt  der  Bmtdetbthörden. 

100.  Die  Tf^jsatznng  versam- 
mtslt  sich  in  Lnzern,  als  der  Bna- 
desstadt.  Am  gleichen  Orte  hat 
der  Bundesratb  seinen  bleiben- 
den Sitz. 

Bei  eintretender  Oefährdnog 
kann  der  Sitz  der  Bandesbehör- 
den  dnrch  einen  Beschlnss  der 
Tagsatzung,  oder,  wenn  sie  nicht 
versammelt  ist,  durch  den  Bnndes- 
rath  provisorisch  verlegt  werden. 

101.  In  der  Bnndesstadt  Ln- 
zern sind  nach  den  dies&lls  za 
erlassenden  reglementarischen  Be- 
stimmungen, ohne  Kosten  fdr  den 
Bund,  anzuweisen  und  zu  unter- 
halten, sowie  gehörig  mit  Feue- 
rung und  Licnt  zu  versehen: 

a)  ein  angemessener  Saal  för 
die  Sitznngen  der  Tagsatznng; 

b)  ein  Lokal  für  die  Sitznngen 
des  Bnndesraths  und  allfälhger 
Kommissionen ; 

c)  die  erforderlichen  Gebän- 
lichkeiten  fUr  die  eidgenössische 
Kanzlei    nnd    das    Bundesarchiv; 

d)  die  Wohnungen  der  drei 
hohem  eidgenössischen  Kanzlei- 
beamten. 

102.  Der  Kanton  Lazern  über- 
nimmt die  Verpflichtung,  auf  seine 
Kosten  das  für  den  Wachdienst 
oder  fUr  feierliche  Anlässe  erfor- 
derliche Uilit&r  zur  Verfügung  des 
Landammanns,  des  Bnndesraths 
nnd    der   Tagsatznng  zu  stellen. 
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Diese  Trappen  stehen  nnter  dem 
Befehl  der  Bnndesbehörde. 


108.  Das  Bundesgericht  darf 
nicht  im  nämlichen  Kanton  Sitz 
halten,  wo  die  übrigen  Bandes- 
behörden sich  beßnden. 


Dritter  Abschnitt. 
Revision  der  Bundesnrkande. 

109.  Die  Bandesarknnde  kann 
einer  Revision  unterworfen  wer- 
den. Es  ist  aber  kein  Antrag  auf 
Revision,  vor  Ablauf  von  zwölf 
Jahren,  von  der  Annahme  der 
Bundesurkunde  an  gerechnet,  zu- 
lässig. 

110.  Ein  Antrag  äaf  Revision 
muss  von  wenigstens  fünf  Kan- 
tonen gestellt  sein. 


111.  Er  muss  auf  einer  or- 
dentlichen Tagsatzung  angekün- 
digt, dann  an  der  nächsten  ordent- 
lichen Tagsatzung  behandelt  wer- 
den. Die  letztere  soll  mit  In- 
struktionen versehen  sein. 

112.  Die  Vornahme  der  Re- 
vision kann  mit  der  Mehrheit  von 
zwölf  Kantonsstimmen  beschlossen 
werden. 


Diese  Truppen  stehen  unter  dem 
Befehl  der  Bundesbehörde. 

Das  Nähere  wird  ein  Regle- 
metU  bestimmen, 

103.  Das  Bandesgericht  darf 
nicht  im  nämlichen  Kanton  Sitz 
halten,  wo  die  übrigen  Bundes- 
behörden sich  befinden. 

Der  betreffende  Kanton  hat 
auf  seine  Kosten  für  Anweisung^ 
Unterhalt,  Heizung  und  Be- 
leuchtung der  dem  BundesgericJU 
nothwendigen  Lokale  zu  sorgen. 


Dritter  Abschnitt. 
Revision  der  Bundesurkunde. 

104.  Die  Bundesurkunde  kann 
einer  theilweisen  oder  einer  all- 
gemeinen Revision  unterworfen 
werden.  Es  ist  aber  kein  Antrag 
auf  Revision  vor  Ablauf  von  sechs 
Jahren,'  von  der  Annahme  der 
Bundesurkunde  an  gerechnet,  zu- 
lässig. 

105.  Ein  Antrag  auf  Revision 
kann  von  einem  oder  mehrem 
Kantonen  gestellt  werden.  Um 
aber  in  Berathung  kommen  zu 
dürfen,  müssen  sich,  wenn  der 
Antrag  auf  theüweise  Revision 
hingeht,  wenigstens  fünf  Kan- 
tone, —  wenn  er  eine  allgemeine 
Revision  bezweckt,  wenigstens 
acht  Kantone,  —  mit  Angabe 
der  Gründe  für  denselben  er- 
klären, 

106.  Der  Antrag  muss  auf 
einer  ordentlichen  Tagsatzung  ge- 
stellt, dann  an  einer  folgenden 
Tagsatzung  nach  Instnäctionen 
behandelt  werden. 

107.  Um  die  Vornahme  einer 
Revision  zu  beschliessen,  sind 
bei  der  theilweisen  Revision  die 
absolute  Mehrheit,  bei  der  allge- 
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118.  Ist  die  Bevision  ausge- 
sprochen, so  wird  die  Tagsatzung 
die  Frage  entscheiden,  ob  sie  eine 
allgemeine  oder  eine  blos  theil- 
weise  sein  soll. 

114.  Die  Vorarbeiten  werden 
einer  Kommission  überwiesen, 
welche  die  Tagsatzung  frei,  inner 
oder  ausser  ihrer  Mitte,  erwählt. 


115.  Die  Kommission  wird,  je 
nach  Anordnung  der  Tagsatzung, 
einer  ordentlichen  oder  einer  aus- 
serordentlichen Tagsatzung  ihren 
Bericht  erstatten.  Diese  wird  so- 
dann den  Entwurf  ohne  Instruk- 
tionen in  Berathung  ziehen. 


116.  Das  Ergebniss  dieser  freien 
Tagsatzungsverhandlung  ist  den 
Kantonen  mitzutheilen.  Die  Be- 
rathung und  Abstimmung  über 
dasselbe  findet  auf  einer  folgen- 
den Tagsatzung  nach  Instruktio- 
nen statt. 

117.  Die  auf  solche  Weise  re- 
vidirte  Bundesurkunde  wird  je- 
doch erst  in  Kraft  treten,  wann 
sie  die  Sanktion  von  wenigstens 
fünfzehn  Kantonen   erhalten  hat. 


ScMuasbestimmungen. 

118.  Die  Abstimmung  über 
gegenwärtige  Bundesurkunde  ge- 
schieht in  den  einzelnen  Kantonen 
nach  den  von   den   obersten  Be- 


meinen  Revision  ewei  Dritttheile 
der  Kantonsstimmen  erforderlich. 


108.  Die  Vorarbeiten  werden 
einer  Kommission  überwiesen, 
welche  die  Tagsatzung  frei,  in 
oder  ausser  ihrer  Mitte^  erwählt. 

Diese  Kommission  soll,  falls 
"keine  allgemeine  Revision  be- 
schlossen worden  ist^  nur  die  ur- 
sprünglich zur  Revision  vorge- 
schlagenen und  die  mit  denselben 
in  nothwendiqer  Verbindung  ste- 
henden Artikel  untersuchen, 

109.  Die  Kommissionalar- 
beit  wird  von  einer  ordentlichen 
oder  ausserordentlichen  Tag- 
Satzung  ohne  Instruktionen  in 
Berathung  gezogen^  das  Ergeb- 
nis dieser  Verhandlung  den 
Kantonen  mitgetheilt,  und  über 
dasselbe  auf  einer  folgenden 
Tagsatzung  nach  Instruktionen 
berathen  und  abgestimmt 


110.  Die  auf  solche  Weise 
revidirte  Bundesurkunde  kann 
für  die  beitretenden  Kantone 
erst  dann  in  Kraft  erwachsen^ 
wenn  sie  die  Sanktion  von  zwei 
Dritttheilen  der  Kantone  erhal- 
ten hat. 


—    267 


börden    derselben    selbst    festzu- 
setzenden Bestimmangen. 

119.  Nacb  erfolgter  Annahme 
beroft  der  Vorort  die  Tagsatzung, 
wo  dann  die  vereinten  Abgeord* 
neten  die  Bnndesnrkande  nnler- 
zeichnen ,  besiegeln  und  be- 
schwören. 

120.  Die  Beschlüsse  der  Tag- 
satzung und  die  einzelnen  Kon- 
kordate, insoweit  deren  Inbalt 
nicht  der  gegenwärtigen  Bnndes- 
urkunde  widerspricht,  bleiben  bis 
zu  erfolgender  Aufhebung  oder 
Abänderung  in  Kraft. 


Die  nacbbenannten  XXII  Kan- 
tone erneuern  mittelst  gegenwär- 
tiger Urkunde  den  Bund  schwei- 
zerischer Eidgenossenschaft.  Sie 
erklären,  denselben  nacb  der  Väter 
Sitte,  in  steter  Erfüllung  aller 
Pflichten  gegen  das  gemeinsame 
theure  Vaterland,  in  Glück  und 
Unglück,  als  Brüder  und  Eidge- 
nossen treu  und  wahr  zu  halten. 

Also  in  Kraft  habender  Voll- 
machten unterzeichnet,'  besiegelt 
und  beschworen  etc.  etc.*) 


**)  Die  nachbenannten  Kan- 
tone erneuern  mittelst  gegenwär- 
tiger Urkunde  den  Bund  schwei- 
zerischer Eidgenossenschaft.  Sie 
erklären,  denselben  nach  der  Väter 
Sitte,  in  steter  Erfüllung  aller 
Pflichten  gegen  das  gemeinsame 
theure  Vaterland,  in  Glück  und 
Unglück,  als  Brüder  und  Eidge- 
nossen treu  und  wahr  zu  halten. 

Also  in  Kraft  habender  Voll- 
machten unterzeichnet,  besiegelt 
und  beschworen  etc.  etc. 

Uehergangabestimmungen. 

1.  Der  Bundesentwurff  wie 
er  van  der  auf  den  11.  März 
1833  nach  Zürich  ausserordent- 
lich einberufenen  Tagsatzung  re- 
vidirt  und  berathen  ist,  soll  un- 
verweilt,  sowie  das  Protokoll 
der  diesjfälligen  Verhandlungen^ 
durch  den  Vorort  den  Kantons- 
regierungen zugesendet  werden. 

2.  Die  Kantone  sind  einge- 
laden^ ihre  Berathung  über  Än- 


♦)  In  A  folgt  eine  Erklärung  der  Kommission  mit  Aufzählung  der 
Mitglieder. 

*•)  In  Ä  nach  Art  120  gestellt 
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nähme  und  Vollziehung  des  Bun- 
desentwurfs  seinem  ganzen  In- 
halte nach  so  zu  veranstalten, 
dass  ihre  endliche  Entschlies- 
sung  längstens  bis  auf  den  L 
des  künftigen  Augstmonats  er- 
folge. 

3.  Der  Vorort  ist  beauftragt^ 
die  Stände  auf  geeignete  Weise 
aufmerksam  zu  machen  auf  den 
dermaligen  Zustand  der  Schweiz, 
sowie  auf  die  dringende  Noth- 
wendigkeit^  sich  so  schnell  als 
möglich  um  einen  Orundvertrag 
zu  vereinigen,  bei  dessen  Be- 
raihung  das  allseitige  Streben 
einzig  dahin  gerichtet  war,  die 
Forderungen  des  gemeinsamen 
Vaterlanaes  mit  den  Rechten^ 
Bedürfnissen  und  Ansichten  der 
verschiedenen  Stände  bestmög- 
lieh  auszugleichen  und  zu  ver- 
einbaren. 

4.  Die  Abstimmung  über  die 
Annahme  des  Bundes  ist  in  je- 
dem Kanton  nach  den  von  der 
ol^ersten  Behörde  desselben  selbst 
festzusetzenden  Bestimmungen  an- 
zuordnen, 

5.  Die  Stände,  die  sich  nach 
Art.  3  für  die  Annahme  des 
Bundes  erklären,  haben  dieses 
Ergebnis  soaleich  sowohl  dem 
Vorort  als  den  sämtlichen  Mit- 
ständen zur  Kenntnis  zu  bringen 
und  gleichzeitig  ihre  Abgeord- 
neten mit  den  erforderlichen  In- 
struktionen und  Vollmachten  zu 
versehen: 

a)  um  die  Bundesurkunde  zu 
unterzeichnen,  zu  besiegeln 
und  zu  beschwören; 

b)  um  als  Tagsatzung  in  Kraft 
und  nach  Vorschrift  des 
neuen  Bundes  sich  zu  kon- 
stituiren^  und  diesem  zu- 
folge sowohl  die  betreffen- 


I 

fr 
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den  Wahlen  vorzunehmen 
als  jene  Bundesgesetze,  Reg- 
lemente  und  Massregeln  zu 
beseUiessen^  welche,  um  den 
neuen  Bund  in  Vollziehung 
und  Wirksamkeit  zu  setzen^ 
erforderlich  sind; 

c)  um  einstweilen  ncu^  An- 
leitung des  in  Luzem  ent- 
worfenen und  den  Ständen 
bereits  mitaetheilten  Tag- 
satzunasreglements  bis  zur 
BercUhung  und  Annahme 
eines  neuen  zu  handeln  und 
zu  berathen; 

d)  um  den  Vorort  Zürich  bis 
zur  Einsetzung  des  Bundes^ 
raths  zur  fernem  Leitung 
der  Bundesangelegenheiten 
und  zum  Vorsitz  in  der 
Tagsat^^ung  zu  ermächtigen. 


3.  (26.)  Das  SonderbUndnis  von  sieben  katholischen  Ständen  *). 

10.  Dezember  1845. 

Bd.  189:  Abscb.  (R),  p.  106—9.  —  Repertor.  d.  Absch.  1.459.  —  Vofct,  p.  70,  71.  — 

ülriiA,  BOrgerkrieg,  p.  188. 

1.  Die  Kantone  Luzern,  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden 
(ob  und  nid  dem  Wald),  Zug,  Freiburg  und  Wallis  ver- 

*)  Das  Motiv  der  Aufnahme  des  «  Sonderbondes »  in  diese  Sammlung 
liegt  einerseits  in  der  versuchten  Anpassung  desselben  an  den  darin  ange- 
rufenen  Bundesvertrag,  anderseits  in  den  durch  diese  Verbindung  und  die 
zu  ihrer  Festhaltung  betriebenen  Schritte  herbeigeführten  Folgen,  zu  schwei- 
gen von  den  in  und  ausser  der  Schweiz  daran  geknüpften  staatsrechtlichen 
und  geschichtlichen  Erörterungen. 

Die  Voraussetzungen  sind  in  zahlreichen  Werken  aller  Art  behandelt. 
(Vgl.  u.  a.  Ulrich,  der  Bürgerkrieg  etc.,  8.  184—87;  Beilagen  p.  18—26.) 
Zur  öffentlichen  Kenntnis  gelangte  das  Bündnis  im  Juni  1846;  in  der 
nächsten  Session  der  Tagsatzung  beschäftigte  es  die  Eidgenossenschaft  vom 
81.  August  bis  4.  September.  An  letzterem  Tage  fand  eine  Abstimmung 
darüber  statt;  für  die  Auflösung  sprachen  sich  folgende  Stände  aus:  Zürich» 
Bern,  Glarus,  Solothurn,  Schaffhausen,  Graubünden,  Aargau,  Thurgau, 
Tessin,  Waat,  Basel-Landschaft  und  Appenzell  A.  R.    Später  kamen  St. 
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pflichten  sich,  sowie  einer  oder  mehrere  von  (ah  a^ls^  ihnen 
angegriffen  würden,  zur  Wahrung  ihrer  SouveränitätS"  und 
Territorialrechte  den  Angriff  gemäss  dem  Bundesvertrage  vom 
7.  August  (al.  Augstmonat)  1815,  sowie  gemäss  den  alten  Büfiden, 
gemeinschaftlich  mit  allen  eu  Gebote  stehenden  Mitteln  abzu- 
wehren. 

2.  Die  Kantone  werden  sich  Ober  die  isweckmässigste  Weise, 
sich  gegenseitig  in  Kenntnis  von  allen  Vorfällen  zu  erhalten,  ver- 
ständigen. Sowie  ein  Kanton  von  einem  bevorstehenden  oder  er- 
folgten Angriffe  sichere  Kenntnis  erhalt,  ist  er  bereits  als  bundes- 
gemäss  aufgemahnt  anzusehen  und  verpflichtet,  die  nach  Umständen 
erforderliche  waffenfähige  Mannschaft  aufzubieten,  ohne  geradezu 
die  offizielle  Mahnung  des  betreffenden  Kantons  abzuwarten. 

3.  Ein  Kriegsrath,  bestehend  aus  einem  Abgeordneten  aus 
jedem  der  ob [en] genannten  Stände,  mit  allgemeinen  und  soviel 
möglich  ausgedehnten  Vollmachten  von  der  (al.  den)  Regierung(en) 
versehen,  hat  die  oberste  Leitung  des  Kriegs  zu  besorgen.  Er  wird 
bei  einem  bevorstehenden  oder  erfolgten  Angriffe  zusammentreten. 

4.  Der  Kriegsrath  mit  den  (al.  der)  ihm  ertheüten  Voll- 
machtfenj  hat  im  Falle  der  Noth  alle  zur  Vertheidigung  der 
betreffenden  Kantone  erforderlichen  Massregeln  zu  treffen.  Wo 
die  Gefahr  nicht  so  dringender  Natur  ist,  wird  er  (sich)  mit  den 
Regierungen  dieser  Kantone  (in)  Rücksprache  nehmen  (setzen). 

5.  In  Beziehung  auf  Bestreitung  der  durch  solche  Truppen-- 
aufgebote  erwachsen(d)en  Kosten  [so]  wird  als  Regel  angenommen, 
dass  der  mahnende  Kanton  die  Kosten  der  (al.  des)  von  ihm  ver- 
langten Truppenaufgebote(s)  zu  bestreiten  hat.  Vorbehalten  bleiben 
(hiemit)  jedoch  solche  Fälle  y  wo  besondere  Gründe  vorfanden 
sind,  dass  ein  besonderer  Massstab  der  Vertheilung  einzutreten 
habe.  Andere  Kosten,  die  im  gemeinschaftlichen  Interesse  dem 
einen  oder  andern  Kanton  erwachsen  sind,  sollen  von  allen  sie-- 
ben  (al.  Eingangs  benannten)  Kantonen  nach  der  eidgenössischen 
(Geld-)Skala  getragen  werden. 

Die  vermerkten  Varianten  bedttrfen  keiner  Erläuterung. 


Gallen  uod  Genf  hinzu,  worauf  am  20.  Juli  1847  der  Auflösungsbeschluss 
mit  der  erforderlichen  Mehrheit  von  12  ganzen  Kantonsstimmen  gefasst 
werden  konnte.  (Abschiede  1847,  1.  S.  96,  97.) 


V. 


Periode  des  Bundesstaats. 


1.  (27.)  Bundesverfassung  vom  12.  September  1848. 

198  (R) :  Absch.  ISIT,  IV  (Bellagen).  —  M^g.  Geeetsesflammlg.  (ä.  8.)  I.  &.— 85. 

Separat-Ansgaben. 


Bnndesveifassung  der  sohweizerischen  Eidgenossensohaft 

vom  12.  Herbstmonat  1848'*'). 

Im  Namen  Gottes  des  Allmächtigen! 

Die  schweizerische  Eidgenossenschaft,*) 

in  der  Absicht,  den  Bund  der  Eidgenossen  zu  befestigen, 
^die  Einheit,  Kraft  und  Ehre  der  schweizerischen  Nation  zu 
erhalten  und  zu  fördern,*  hat  nachstehende  Bundesverfassung 
angenommen : 

Bnndesverfassting  der  sohweizerischen  Eidgenossenschaft. 

Erster  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  durch  gegenwärtigen  Bund  vereinigten  Völker- 
schaften der  zweiundzwanzig  souveränen  Kantone,  als:  Zürich» 


*)  Um  den  Übergang  von  den  A.  1832—33  entstandenen  Entwürfen 
und  damit  zugleich  die  Arbeit  der  Revisionskommission  von  18i7  erkennbar 
zu  machen,  werden  hier  in  durchlaufend  numerirten  Noten  die  Abwei- 
chungen des  Entwurfs  vom  8.  April  1848  verzeichnet;  dadurch 
treten  auch  die  in  der  Tagsatzungssession  vom  Mai  und  Juni  1848  ange- 
brachten Änderungen  ins  Licht.  Die  am  27.  Juni  abgeschlossene  Redak- 
tion bildet  im  amtlichen  Druck  eine  Broschüre  von  43  Seiten  8o.  Die 
nach  dem  12.  September  erstellte  eidg.  Ausgabe  stimmt  mit  der  vorerwähn- 
ten auch  im  Inhalt  der  einzelnen  Seiten  völlig  überein. 

>)  Nation. 

*)  und  zeitgemäss  zu  entwickeln. 
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Bern,  Luzern,  Uri,  Schwyz,  ünterwalden  (ob  und 
nid  dem  Wald),  Glarus,  Zug,  Freiburg,  Solothurn, 
Basel  (Stadt  und  Land),  Schaffbausen,  Appenzell  (bei- 
der Koden),  St.  6allen,  Oraubünden,  Aargau,  Thur- 
gau,  TesBin,  Waat,  Wallis,  Neuenburg  und  Genf, 
bilden  in  ihrer  Gesamtheit  die  schweizerische  Eidge - 
nossenschaft. 

2.  Der  Bund  hat  zum  Zweck :  Behauptung  und  Unab- 
hängigkeit des  Vaterlandes  gegen  Aussen,  Handhabung  von 
Ruhe  und  Ordnung  im  Innern,  Schutz  der  Freiheit  und  der 
Rechte  der  Eidgenossen  und  Beförderung  ihrer  gemeinsamen 
Wohlfahrt. 

3.  Die  Eantone  sind  souverän,  soweit  ihre  Souverilnetät 
nicht  durch  die  Bundesverfassung  beschränkt  ist,  und  üben 
als  solche  alle  Rechte  aus,  welche  nicht  der  Bundesgewalt 
Übertragen  sind. 

4.  Alle  Schweizer  sind  vor  dem  Gesetze  gleich.  Es  gibt 
in  der  Schweiz  keine  Unterthanenverhältnisse ,  keine  Vor- 
rechte des  Orts,  der  Geburt,  der  Familien  oder  Personen. 

5.  Der  Bund  gewährleistet  den  Kantonen  ihr  Gebiet,  ihre 
Souveränetät  inner  den  Schranken  des  Artikels  3,  ihre  Ver- 
fassungen, die  Freiheit,  *die  Rechte  des  Volkes  und  die  ver- 
fassungsmässigen Rechte  der  Bürger  gleich  den  Rechten  und' 
Befugnissen,  welche  das  Volk  den  Behörden  übertragen  hat. 

6.  '  Die  Eantone  sind  verpflichtet,  für  ihre  Verfassungen 
die  Gewährleistung  des  Bundes  nachzusuchen. 

Der  Bund  übernimmt  diese  Gewährleistung  insofern: 

a)  sie  nichts  den  Vorschriften  der  Bundesverfassung  Zu- 
widerlaufendes enthalten; 

b)  sie  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  nach  republi- 
kanischen —  repräsentativen  oder  demokratischen  —  For- 
men sichern; 

c)  'sie  vom  Volke  angenommen  worden  sind  und'  revi- 
dirt  werden  können,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der' 
Bürger  es  verlangt. 

■)  tind  d.  B.  d.  V.  gleich  den  Eechten  uad  den  .  .  . 
')  Zu  diesem  Eode  sind  die  Eantone  .  .  . 
*)  die  Nachweisunf;  erfolgt,  dus  sie  .  .  , 
*)  stimmberechtigten  .  .  . 
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7.  Besondere  Bündnisse  und  Verträge  politischen  Inhalts 
zwischen  den  Kantonen  sind  untersagt. 

Dagegen  steht  ihnen  das  Recht  zu,  Verkommnisse  über 
Gegenstände  der  Gesetzgebung,  des  Gerichtswesens  und  der 
Verwaltung  unter  sich  abzuschliessen ;  jedoch  haben  sie  die- 
selben der  Bundesbehörde  zur  Einsicht  vorzulegen,  welche, 
wenn  diese  Vorkommnisse  etwas  'dem  Bunde  oder  den  Rech- 
ten'  anderer  Kantone  Zuwiderlaufendes  enthalten,  deren  Voll- 
ziehung zu  hindern  befugt  ist.  Im  entgegengesetzten  Falle 
sind  die  betreffenden  Kantone  berechtigt,  zur  Vollziehung  die 
Mitwirkung  der  Bundesbehörden  anzusprechen. 

8.  Dem  Bunde  allein  steht  das  Recht  zu,  Krieg  zu  er- 
klären und  Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  und  Staatsver- 
träge, namentlich  Zoll-  und  Handelsverträge,  mit  dem  Aus- 
lande einzugehen. 

9.  ®  Ausnahmsweise  bleibt  den  Kantonen  die  Befugnis, 
Verträge  über  Gegenstände  der  Staatswirthschaft,®  des  nach- 
barlichen Verkehrs  und  der  Polizei  mit  dem  Auslande  abzu- 
schliessen; jedoch  dürfen  dieselben  nichts  dem  Bunde  oder 
den  Rechten  anderer  Kantone  Zuwiderlaufendes  enthalten. 

10.  Der  amtliche  Verkehr  zwischen  Kantonen  und  aus- 
wärtigen Staatsregierungen,  ^® sowie  ihren  Stellvertretern,*® 
findet  durch  Vermittlung  des  Bundesrathes  statt. 

üeber  die  in  Art.  9  bezeichneten  Gegenstände  können 
jedoch  die  Kantone  mit  den  untergeordneten  Behörden  und 
Beamten  eines  auswärtigen  Staates  "in  unmittelbaren  Ver- 
kehr" treten. 

11.  Es  dürfen  keine  Militärkapitulationen  *^  abgeschlossen 
werden. 

12.  Die  Mitglieder  der  Bundesbehörden,  die  eidgenössischen 
Zivil-  und  Militärbeamten  und  die  eidgenössischen  Repräsen- 
tanten oder  Kommissarien  dürfen  "von  auswärtigen  Regie- 


7)  den  Hechten  des  Bundes  oder  .  .  . 
*)  Den  Kantonen  bleibt  die  .  .  . 
•j  Oekonomie. 
*<>)  Fehlt. 

i<)  direkte  in  Korrespondenz  .  .  . 
**)  Zusatz:  mit  auswärtigen  Staaten. 
»')  vom  Auslande. 

18 
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• 

rungen*^  weder  Pensionen  oder  Gehalte,  noch  Titel,  Geschenke 
oder  Orden  annehmen. 

Sind  sie  bereits  im  Besitze  von  Pensionen,  Titeln  oder 
Orden,  so  haben  sie  für  ihre  Amtsdauer  auf  den  Genuss  der 
Pensionen  und  das  Tragen  der  Titel  und  Orden  zu  verzichten. 

Untergeordneten-  Beamten  und  Angestellten  kann  jedoch 
vom  Bundesrath  der  Fortbezug  von  Pensionen  bewilligt  werden. 

13.  Der  Bund  ist  nicht  berechtigt,  stehende  Truppen  zu 
halten.^* 

Ohne  Bewilligung  der  Bundesbehörde  darf  kein  Kanton 
oder  in  getheilten  Kantonen  kein  Landestheil  mehr  als  300 
Mann  stehende  Truppen  halten,  die  Landjägerkorps **  nicht 
inbegriffen. 

14.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  wenn  Streitigkeiten 
unter  ihnen  vorfallen,  sich  jeder  Selbsthülfe  sowie  jeder  Be- 
waffnung zu  enthalten  und  sich  der  bundesmässigen  Entschei- 
dung*" zu  unterziehen. 

15.  Wenn  einem  Kanton  vom  Auslande  plötzlich  Gefahr 
droht,  so  ist  die  Regierung^'  des  bedrohten  Kantons  ver- 
pflichtet, andere  Kantone  zur  Hülfe  zu  mahnen,  unter  gleich- 
zeitiger Anzeige  an  die  Bundesbehörde  und  unvorgreiflich  den 
spätem  Verfügungen  dieser  letztern.  Die  gemahnten  Kantoae 
sind  zum  Zuzüge  verpflichtet.  Die  Kosten  trägt  die  Eidge- 
nossenschaft. 

16.  Bei  gestörter  Ordnung  im  Innern,  oder  wenn  von 
einem  andern  Kantone  Gefahr  droht,  *®hat  die  Regierung  des 
bedrohten  Kantons  dem  Bundesrathe  sogleich  Kenntnis  zu 
geben,  damit  dieser*®  inner  den  Schranken  seiner  Kompetenz 
(Art.  90,  Nr.  3,  10  und  11)  die  erforderlichen  Massregeln  treffen 


*')  vom  Aaslande. 

^*)  Zusatz:  jedoch  soll  durch  diese  Bestimmung  den  für  die  Instruk- 
tion des  Bundesheeres  erforderlichea  Einrichtungen  auf  keine  Weise  vor- 
gegriffen sein. 

**)  Einschaltung:  (Gendarmerie). 

*•)  Einschaltung:  derselben. 

")  die  oberste  Vollziehungsbehörde  .  .  . 

*»)  ist  die  Reg.  d.  betreffenden  Kantons  befugt,  andere  Kantone  zur 
Hülfe  zu  mahnen,  und  die  gemahnten  Stände  sind  zur  Hülfeleistung  vei-- 
pflichtet.  Der  Bundesrath  ist  aber  sogleich  hievon  in  Kenntnis  zu  setzen, 
damit  er  .  .  . 
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oder  die  Bundesversammlung  einberufen  kann.  *®In  dringen- 
den Fällen  ist  die  betreffende  Regierung  befugt,  unter  sofor- 
tiger Anzeige  an  den  Bundesrath,  andere  Kantone  zur  Hülfe 
zu  mahnen,  und  die  gemahnten  Stände  sind  zur  Hülfeleistung 
verpflichtet.*® 

Wenn  die  Kantonsregierung  ausser  Stand  ist,  Hülfe  an- 
zusprechen, '^^so  kann,  und^®  wenn  die  Sicherheit  der  Schweiz 
gefährdet  wird,  so  soll^^  die  kompetente  Bundesbehörde  von 
sich  aus  einschreiten. 

In  Fällen  eidgenössischer  Intervention  sorgen  die  Bundes- 
behörden für  Beachtung  der  Vorschriften  von  Art.  5. 

Die  Kosten  trägt  der  mahnende  oder  die  eidgenössische 
Intervention  veranlassende  Kanton,  wenn  nicht  die  Bundes- 
versammlung wegen  besonderer  Umstände  etwas  Anderes 
beschliesst. 

17.  In  den  durch  Art.  15  und  16  bezeichneten  Fällen  ist 
jeder  Kanton  verpflichtet,  den  Truppen  freien  Durchzug  zu 
gestatten.  Diese  sind  sofort  unter  eidgenössische  Leitung  zu 
stellen. 

18.  Jeder  Schweizer  ist  wehrpflichtig.^^ 

19.  Das  Bundesheer,  welches  aus  den  Kontingenten  der 
Kantone  gebildet  wird,  besteht: 

a)  aus  dem^^  Bundesauszug,  wozu  jeder  Kanton  auf  100  Seelen 
schweizerischer  Bevölkerung  3  Mann  zu  stellen  hat; 

h)  aus  der  Reserve,  deren  Bestand  die  Hälfte  des  Bundes- 
auszuges beträgt. 

In  Zeiten  der**  Gefahr  kann  der  Bund  auch  über  die 
übrigen  Streitkräfte  (die  Landwehr)  eines  jeden  Kantons 
verfügen.^^ 

Die  Mannschaftsskala,  welche  nach  dem  bezeichneten 
Massstabe  das  Kontingent  für  jeden  Kanton  festsetzt,  ist  alle 
zwanzig  Jahre  einer  Revision  zu  unterwerfen. 


9)  Fehlt;  (n.  b.  im  Vorigen  verarbeitet). 
•)  oder  .  .  . 

)  kann  .  .  . 

)  militärpflichtif?« 
")  einem  .  .  . 
'*)  von  .  .  . 
'^)  Landwehr  an  den  Schliiss  geatellt. 
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20.  Um  in  dem  Bundesheere  die  erforderliche  Gleichmäesig- 
keit  **und  Dienstfähigkeit**  zu  erzielen,  werden  folgende 
Grundsätze  festgesetzt: 

1)  Ein  Bundesgesetz  bestimmt  die  allgemeine  Organisation 


2)  Der  Bund  übernimmt: 

a)  *'den  Unterricht  der  Genietruppen,  der  Artillerie  und 
der  Kavallerie,  wobei  jedoch  den  Kantonen,  welche  diese 
Waffengattungen  zu  stellen  haben,  die  Lieferung  der 
Pferde  obliegt;" 

b)  '*die  Bildung  der  Instruktoren  für  die  übrigen  Waffen- 
gattungen ;  ** 

c)  für  alle  Waffengattungen  den  höhern**  Militärunterricht, 
wozu  er  namentlich  Uilitärschnlen  errichtet  und  Zusam- 
menzUge  von  Truppen*"  anordnet; 

d)  die  Lieferung  eines  Theiles  des  Kriegsmaterials. 

"Die  Zentralisation  des  Militärunterrichts  kann  nöthigen- 
falls  durch  die  Bundesgesetzgebung  weiter  entwickelt  werden. 

3)  Der  Bund  überwacht  den  Militärunterricht  der  Infanterie 
und  der  Scharfschützen,  sowie  die  AnschafTung,  den  Bau  und 
Unterhalt  des  Kriegszeugs,  welches  die  Kantone  zum  Bundes- 
heere zu  liefern  haben. 

4)  Die  Militärverordnungen  ** der  Kantone**  dürfen  nichts 
enthalten,  was  der  eidgenössischen  Militärorganisation  und 
den  den  Kantonen  obliegenden  bundesmässigen  Verpflichtungen 
entgegen  ist,  und  müssen  zu  diesfälliger  Prüfung  dem  Bun- 
desrathe  vorgelegt  werden. 

6)  Alle  Truppenabtheilungen  im  eidgenössischen  Dienste 
führen  ausschliesslich  die  eidgenössische  Fahne. 

••)  Fehlt. 

")  Fehlt ;  Tgl.  cj. 

»')  Fehlt. 

»J  höhern  fehlt 

")  TruppeokorpB. 

b)  -  dj. 

")  Der  finnd  beanfsichtigt  die  Anschaffang,  den  Bau  und  den  Unter- 
halt dea  Kriegszeuges,  welches  die  Kantone  zum  Bundeaheere  eu  lierern 
haben.  Vgl.  L.  3. 

")  Fehlt, 
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21.  Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  im  Interesse  der 
Eidgenossenschaft  oder  eines  grossen  Theiles  derselben  auf 
Kosten  der  Eidgenossenschaft  öffentliche  Werke  zu  errichten 
oder  die  Errichtung  derselben  zu  unterstützen. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  er  auch  befugt,  gegen  volle  Ent- 
schädigung das  Recht  der  Expropriation  geltend  zu  machen. 
Die  nähern  Bestimmungen  hierüber  bleiben  der  Bundesgesetz- 
gebung vorbehalten. 

Die  Bundesversammlung  kann  die  Errichtung  öfiFentlicher 
Werke  untersagen,  welche  die  militärischen  Interessen  der 
Eidgenossenschaft  verletzen. 

22.  '*  Der  Bund  ist  befugt,  eine  Universität  und  eine  poly- 
technische Schule  zu  errichten." 

23.  Das  Zollwesen  ist  Sache  des  Bundes. 

24.  Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  die  von  der  Tag- 
satzung bewilligten  oder  anerkannten  Land-  und  Wasserzölle,'^ 
Weg-  und  Brückengelder,  verbindliche  Kaufhaus-  und  andere 
Gebühren  dieser  Art,  mögen  dieselben  von  Kantonen,  Gemein- 
den, Korporationen  oder  Privaten  bezogen  werden,  gegen 
Entschädigung  ganz  oder  theilweise  aufzuheben.*'  Diejenigen 
Zölle  und  Weggelder,  welche  auf  dem  Transit  lasten,  sollen 
jedenfalls  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  und 
zwar  gleichzeitig  eingelöst  werden.** 

*'Die  Eidgenossenschaft  hat  das  Recht,  an  der  schweize- 
rischen Grenze  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangszölle  zu 
erheben. 

'®Sie  ist  berechtigt,  gegenwärtig  für  das  Zollwesen  be- 
stimmte Gebäulichkeiten  an  der  schweizerischen  Grenze  gegen 
Entschädigung  entweder  als  Eigenthum  oder  miethweise  zur 
Benutzung  zu  übernehmen. 


'')  Die  Eidgenossanschaft  wird  für  Errichtung  einer  schweizerischen 
Universität,  einer  polytechnischen  Schule  nnd  für  Lehrerseminnrien  sorgen. 

Die  Organisation  dieser  Anstalten  sowie  die  Leistungen  der  Kantone, 
in  welche  sie  verlegt  werden,  sind  durch  Bundesgesetze  zu  bestimmen. 

**)  Eingeschaltet:  Geleit-,  .  .  . 

>^)  Zusatz:  und  dagegen  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangszölle 
zu  beziehen.  —  (S.  hienach.) 

»•)  Dieser  Satz  fehlt. 

*^)  Fehlt  als  besonderer  Absatz.  YgL  N.  35. 

•»)  Fehlt  gänzlich. 
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25,  Bei  Erhebung  der  Zölle  sollen  folgende  Grundsätze  be- 
achtet werden: 

])  Eingangsgebühren'*: 

a)  Die  für  die  inländische  Industrie  erforderlichen  Stoffe 
sind  im  Zolltarif  möglichst  gering  zu  taxiren. 

b)  Ebenso*"  die  zum  nothwendigen  Lebensbedarf  erforder- 
lichen Gegenstände. 

c)  Die  Gegenstände  des  Luxus  unterliegen  der  höchsten 
Taxe. 

*'  2)  Durchgangsgebuhren,  und  in  der  Kegel  auch  die  Aus- 
gangsgebUhren,  sind  möglichst  massig  festzusetzen. 

"3)  Durch  die  Zollgesetzgebung  sind  zur  Sicherung  des 
Grenz-  und  Marktverkehrs  geeignete  Bestimmungen  zu  treffen. 

*'Dem  Bunde  bleibt  immerhin  das  Recht  vorbehalten, 
unter  ausserordentlichen  Umständen,  in  Abweichung  von  vor- 
stehenden Bestimmungen,  vorübergehend  besondere  Massnah- 
men zu  treffen. 

26.  Der  Ertrag  der  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangs- 
zölle wird  folgendennassen  verwendet: 

a)  Jeder  Kanton**  erhält  4  Batzen**  auf  den  Kopf  nach 
dem  Massstab  der  Gesamtbevölkerung,  welche  nach  der 
Volkszählung  von  1838  berechnet  wird. 

b)  Wenn  ein  Kanton  hierdurch  für  die  nach  Art.  24  auf- 
gehobenen Gebühren*'  nicht  hinlänglich  gedeckt  wird,  so 
hat  er  noch  so  viel"  zu  beziehen,  als  erforderlich  ist,  um 
ihn  für  *** dieselben  Gebühren  nach  dem  Durchschnitt  des 

»)  Diese  Zeile  fehlt. 

")  Ein^schaltet :  in  der  Regel  .  .  . 

«')  dj  DurchfjanftsgebQbren  .  .  .  AusgaagsgebÜbren  dürfen  nur  mit  den 
massigsten  Ansätzen  bel^t  werden. 

■")  Als  f)  beieicbnet. 

*■)  Auf  diese  Vorschriften  gegründet  ist  der  Zolltarif  so  festzustellen, 
daaa  durcb  die  neuen  Zolle,  ohne  Einbusae  lür  die  BundeskiUSe,  die  Ver- 
gütungen nach  den  Vorschriften  des  nächstfolgenden  Artikels  geleistet 
werden  kOnnen. 

")  Eingeschaltet;  dessen  (icbUbren  ganz  oder  theilweise  aufgehoben 
worden  sind,  .  .  . 

")  3  Batzen  per  Kopf  .  .  . 

**)  Eingeschaltet ;  noch  .  .  .  ist,  .  .  . 

-")  Einschaltung:  aus  dem  Ertrag  der  Grenzzölle  .  .  . 

"')  die  aufgehobenen  Gebühren  vollständig  zu  entschädigen.  (Art.  24.) 
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Reinertrages  der  fünf  Jahre   1842  bis  und  mit  1846  zu 
entschädigen.^® 
c)  Die  ^^Mehreinnahme  fällt  in  die  Bundeskasse. 

27.  30  Wenn  Zölle,  Weg-  und  Brückengelder  für  Tilgung 
eines  Baukapitals  oder  eines  Theiles  desselben  bewilligt  wor- 
den sind,  so  hört  der  Bezug  derselben  oder  die  Entschädigung 
auf,  sobald  das  Kapital  oder  der  betrefiFende  Theil  nebst  Zinsen 
gedeckt  ist. 

28.  Den  in  bereits  abgeschlossenen  Eisenbahnverträgen 
über  Transitgebühren  enthaltenen  Verfügungen  soll  durch  ge- 
genwärtige Bestimmungen  kein  Abbruch  geschehen.  Dagegen 
tritt  der  Bund  in  die  durch  solche  Verträge  den  Kantonen  in 
Beziehung  auf  die  Transitgebühren  vorbehaltenen  Rechte.*^ 

29.  *^Für  Lebensmittel,  Vieh  und  Kaufmannswaaren,  Lan- 
des- und  Gewerbserzeugnisse  jeder  Art "  sind  freier  Kauf  und 
Verkauf,  freie  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  von  einem  Kanton 
in  den  andern  gewährleistet. 

Vorbehalten  sind: 

a)  •'In  Beziehung  auf  Kauf  und  Verkauf  das  Salz-  und 
Pulverregal. 

b)  Polizeiliche^*  Verfügungen  der  Kantone  über  die  Aus- 
übung von  Handel  und  Gewerbe  und  über  die  **  Benutzung 
der  Strassen." 

c)  Verfügungen  gegen  ••  schädlichen  Vorkauf. 

d)  *')  Vorübergehende  sanitätspolizeiliche  Massregeln  bei 
Seuchen. 


«)  Einjjreschaltet :  allfällige  .  .  . 

^)  Art.  27.  Über  alle  Aüstände,  die  sich  zwischen  dem  Band  und 
den  Betheiligten  über  die  Vergütungen  nach  Art.  24  und  26  erheben,  ent- 
scheidet das  Bundesgericht. 

^')  Art.  29.  Ausser  den  nach  vorstehenden  Bestimmungen  zu  erheben- 
den Zöllen  werden  schweizerische  Grenzgebühren  bezogen.  Der  Bundesgesetz- 
gebung bleibt  die  Festsetzung  der  Tarife  sowie  eine  alltällige  Vereinigung 
der  Grenzgebühren  mit  den  neu  einzuführenden  Grenzzöllen  vorbehalten. 

(Von  hier  ab  Differenz  der  Nummern.) 

^*)  Im  ganzen  Umfang  der  Eidgenossenschaft  .  .  . 

*»)  und  ")  fehlt. 

*^)  Strassenpolizei. 

*•)  Eingeschaltet:  Wucher  und  .  .  . 

")  Fehlt. 
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Die*^  in  Litt,  b  und  c  bezeichneten  Verfügungen  mU: 
die  Kantonsbürger  und  die  Schweizerbürger "  and 
Kantone  gleich  behandeln.'"  Sie  sind  dem  Bundesn 
zur  Prüfung  vorzulegen  und  dürfen  nicht  vollzogen  i 
den,  ehe  sie  die  Genehmigung  desselben  erhalten  ha 

e)  Die  von  der  Tagsatzung  bewilligten  *'oder  anerkf 
ten"  Gebühren,  welche  der  Bund  nicht  aufgehoben 
(Art.  24  und  31). 

f)  Die  KonsumogebUhren  '*auf  Wein  und  andern  geisti 
Getränken,'*  nach  Vorschrift  von  Art.  32. 

30.  "  Der  Bundesgenetzgebung  bleibt  vorbehalten,  hinsii 
lieh  der  Abschaffung  bestehender  Vorrechte  in  Bezug 
Transport  von  Personen  und  Waaren  jeder  Art  zwischen 
Kantonen  und  im  Innern  derselben  auf  dem  Wasser  und 
dem  Lande  die  nöthigen  Verfügungen  zu  treffen,  soweit 
Eidgenossenschaft  hiebei  ein  Interesse  hat. 

31.  "Der  Bezug  der  im  Art.  29  Litt,  e  bezeichneten 
bühren  steht "'  unter  der  Aufsicht  des  Bundesrathes.  ' 
dürfen  nicht  erhöht  und  der  Bezug  derselben  darf  ohne 
nehmigung  der  Bundesversammlung,  wenn  er  auf  eine 
stimmte  Zeit  beschränkt  war,  nicht  verlängert  werden." 

'"Die  Kantone  dürfen  weder  Zölle,  Weg-  noch  BrQcl 
gelder  unter  irgend  welchem  Namen  neu  einführen.  Von 
Bundesversammlung  können  jedoch  auf  bestimmte  Zeit  so 
Gebühren  bewilligt  werden,  um  die  Errichtung  öfTentlii 
Werke  zu  unterstützen,  welche  im  Sinne  des  Art.  21  von 
gemeinem  Interesse  für  den  Verkehr  sind  und  ohne  so 
Bewilligung  nicht  zu  Stande  kommen  könnten. 

*")  Diese  .  .  . 

")  Schweizetbilrger  .  .  . 

")  UDd  sind  der  BundesbehOrde  zar  Prüfung  vorzulegen. 

•I)  und  •')  fehlt. 

••)  Art  30  fehlt. 

")  Die  in  Art.  30  litt,  c  bezeichneteii  Gebühren  stehen  .  .  . 

*))  Ka  können  ohne  Genehmigung  der  Bundeeversammlang  weder 
unter  irgend  welchem  Namen  neu  eingeführt  noch  die  bettehenden  erl 
noch  ihr  Bezug,  wenn  er  auf  bestimmte  Jahre  beschränkt  war,  verlfti 
werden. 

"j  Dieaer  Absatz  fehlt. 
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32.  Die  Kantone  sind  befugt,  ausser  den  nach  Art.  29 
Litt,  e  vorbehaltenen  Berechtigungen ,  von  "'  Wein  und  an- 
deren*' geistigen  Getränken  Konsumogebühren  zu  erheben, 
jedoch  unter  folgenden  Beschränkungen: 

a)  Bei  dem  Bezug  derselben  soll  ®®der  Transit  in  keiner 
Weise  belästigt  und*®  der  Verkehr  überhaupt •*  so  wenig 
als  möglich  gehemmt  und  mit  keinen  andern  Gebühren 
belegt  werden. 

b)  Werden  die  '^für  den  Verbrauch'*^  eingeführten  Gegen- 
stände wieder  aus  dem  Kanton  ausgeführt,  so  sind  die 
bezahlten  Konsumogebühren  ohne  weitere  Belästigung 
zurückzuerstatten. 

'^e)  Die  Erzeugnisse  schweizerischen  Ursprungs  sind  mit 
niedrigem  Gebühren  zu  belegen  als  diejenigen  des  Aus- 
landes. 

^^d)  Konsumogebühren  auf  Wein  und  andern  geistigen  Ge- 
tränken schweizerischen  Ursprungs  dürfen  da,  wo  solche 
schon  bestehen,  nicht  erhöht,  und  in  Kantonen,  welche 
noch  keine  beziehen,  nicht  eingeführt  werden. 

e)  Die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kantone  über  den 
Bezug   der   Konsumogebühren    sind   der  Bundesbehörde 
"  vor  Vollziehung  derselben  zur  Gutheissung  vorzulegen, 
damit  die  Nichtbeachtung  vorstehender  Grundsätze  ver- 
hindert werden  kann. 

33.  Das  Postwesen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossen- 
schaft wird  vom  Bunde  übernommen  unter  folgenden  Vor- 
schriften : 

1)  Die  gegenwärtig  bestehenden  Postverbindungen  dürfen 
im  Ganzen '»  ohne  Zustimmung  der  betheiligten  Kantone  nicht 
vermindert  werden. 

2)  Die  Tarife  werden  im  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossen- 
schaft nach  den  gleichen  '* möglichst  billigen'^  Grundsätzen 
bestimmt. 


"l  •«),  •'),  ^^)  fehlt. 

"),  »«)  Litt,  c  und  d  fehlen. 

'*)  Allgemeinen  .  .  , 

'*)  Fehlt  in  der  Textausgabe,  erst  im  «  Bericht »  nachgebracht. 
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3)  Die  Unverletzbarkeit   des   Postgeheimnisses  "ist   ge- 
währleistet.''* 

4)  Für  Abtretung  des  Postregals  leistet  der  Bund  Ent- 
schädigung, und  zwar  nach  folgenden  nähern  Bestimmungen: 

a)  Die  Kantone  erhalten  jährlich  die  Durchschnittssumme 
des  reinen  Ertrages,  den  sie  in  den  drei  Jahren  '•1844, 
1845  und  1846,'*  vom  Postwesen  "auf  ihrem  Kantonal- 
gebiete" bezogen  haben. 

'®Wenn  jedoch  der  reine  Ertrag,  welchen  der  Bund 
vom  Postwesen  bezieht,  für  Bestreitung  dieser  Entschä- 
digung nicht  hinreicht,  so  wird  den  Kantonen  das  Man- 
gelnde nach  Verhältnis  der  festgesetzten  Durchschnitts- 
summen in  Abzug  gebracht. 

'%)  Wenn  ein  Kanton  vom  Postwesen  unmittelbar  noch  gar 
nichts,  oder  infolge  eines  mit  einem  andern  Kanton  ab- 
geschlossenen Pachtvertrags  bedeutend  weniger  bezogen 
hat,  als  die  Ausübung  des  Postregals  auf  seinem  Ge- 
biete demjenigen  Kanton,  der  dasselbe  gepachtet  hatte, 
erweislichermassen  rein  ertragen  hat,  so  sollen  solche 
Verhältnisse  bei  Ausmittlung  der  Entschädigungssumme 
billige  Berücksichtigung  finden. 

^^c)  Wo  die  Ausübung  des  Postregals  an  Privaten  shgetthten 
worden  ist,  übernimmt  der  Bund  die  diesfällige  Ent- 
schädigung. — ®^ 


")  Im  «Bericht»  nachgetragen:  soll  zu  jeder  Zeit  und  unter 
allen  Umständen  gesichert  sein. 

7«)  1845,  1846  und  1847. 

")  Fehlt. 

^8)  Dieser  Absatz  fehlt. 

^')  Wenn  infolge  bestehender  Verträge  ein  Kanton  vom  Postwesen 
bedeutend  weniger  bezogen  bat,  als  die  Ausübung  des  Postregals  auf 
seinem  Gebiete  erweislichermassen  rein  ertragen  bat,  oder  wenn  durch  mit 
auswärtigen  Staaten  abgeschlossene  Verträge  ein  bedeutender  Mehrertrag 
filr  die  Zukunft  gesichert' ist,  so  soll  bei  Ausmittlung  der  Entschädigungs- 
summe auf  solche  Verhältnisse  noch  besonders  Rücksicht  genommen  werden. 

80)  L.  c  fehlt. 

81)  Als  c  folgt:  Die  Entschädigung  geschieht  durch  jährliche  Bezahlung 
der  nach  vorstehenden  Bestimmungen  ausgemittelten  Entschädigungssumme, 
die  jedoch  mittelst  des  fünfuudzwanzigfachen  Betrages  in  theilweisen  Haten 
oder  in  Einer  Zahlung  losgekauft  werden  kann. 
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d)  Der  Bund  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  das  zum  Post- 
wesen gehörige  Material,**^  soweit  dasselbe  zum  Gebrauche 
tauglich  und  erforderlich  ist,"  gegen  eine  den  Eigen- 
thümern  abzureichende  billige®'  Entschädigung  zu  über- 
nehmen. 

c/*  Die  eidgenössische  Verwaltung  ist  berechtigt,  die  gegen- 
wärtig für  das  Postwesen  bestimmten  Gebäulichkeiten  ■* 
gegen  Entschädigung  entweder  als  Eigenthum  oder  aber 
nur  miethweise  zur  Benutzung  zu  übernehmen.  —  ®* 

34.  ®"  Bei  der  Verwaltung  des  Zoll-  und  Postwesens  sind 
die  Angestellten  grösstentheils  aus  den  Einwohnern  derjenigen 
Kantone  zu  wählen,  für  welche  sie  bestimmt  sind. 

35.  ®'Der  Bund  übt  die  Oberaufsicht  über  die  Strassen 
und  Brücken,  an  deren  Erhaltung  die  Eidgenossenschaft  ein 
Interesse  hat. 

Die  nach  Artikel  26  und  33  den  Kantonen  für  Zölle  und 
Posten  zukommenden  Summen  werden  von  der  Bundesbehörde 
zurückbehalten,  wenn  diese  Strassen  und  Brücken  von  den 
betreffenden  Kantonen,  Korporationen  oder  Privaten  nicht  in 
gehörigem  Zustand  unterhalten  werden. 

36.  Dem  Bunde  steht  die  Ausübung  aller  im  Münzregale 
begriflfenen  Rechte  zu. 

Die  Münzprägung  durch  die  Kantone  hört  auf  und  geht 
einzig  vom  Bunde  aus. 

Es  ist  Sache  der  Bundesgesetzgebung,  den^  Münzfuss 
festzusetzen,  die  vorhandenen  Münzsorten  zu  tarifiren  und  die 
nähern  Bestimmungen  zu  treffen,  nach  welchen  die  Kantone 
verpflichtet  sind,  von  den  von  ihnen  geprägten  Münzen  ein- 
schmelzen und  umprägen  zu  lassen. 


««),  »»;  Fehlt. 

"j  Gebäulicbkeiten  kann  die  eidg.  Postverwaltung .  .  .  (übernehmen). 

**)  Folgt  als  f) :  Wenn  eich  die  eidg.  Postverwaltung  und  diejenigen 
welche  £nt«cbädigung  zu  fordern  berechtig  sind  über  die  nach  vorstehen- 
den Bestimmungen  zu  leistende  Entschädigung  nicht  verständigen  können, 
so  entscheidet  das  Bundesgericht. 

")  Fehlt. 

*')  Desgleichen. 

**)  einen  schweizeriechen  .  .  . 
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37.  "'Der  Bund  wird  auf  die  Grundlagen  des  bestehenden 
eidgenössischen  Konkordates  für  die  ganze  Eidgenossenschaft 
gleiches  Mass  und  Gewicht  einführen. 

38.  Fabrikation  und  Verkauf  des  Schiesspulvers  im  Um- 
fange der  Eidgenossenschaft  stehen  ausschliesslich  demBunde  zu. 

39.  Die  Ausgaben  des  Bundes  werden  bestritten: 
a)  aus  den  Zinsen  der  eidgenössischen '"  Eriegsfonds; 
h)  aus  dem  Ertrag  der  schweizerischen  Grenzzölle*'; 

c)  aus  dem  Ertrag  der  Postverwaltung;  — " 

d)  aus  dem  Ertrag  der  Pulververwaltung; 

e)  "'aus  Beiträgen  der  Kantone,  welche  jedoch  nur  infolge 
von  Beschlüssen  der  Bundesversammlung  erhoben  werden 
können. 

Solche  Beiträge  sind  von  den  Kantonen  nach  Verhältnis 
der  Geldskala  zu  leisten,  welche  alle  zwanzig  Jahre  einer 
Revision  zu  unterwerfen  ist.  •'  Bei  einer  solchen  Revision 
sollen  theila  die  Bevölkerung,  theils  die  Vermögens-  und  Er- 
werbsverhältnisse der  Kantone  zur  Grundlage  dienen.** 

40.  Es  soll  jederzeit  wenigstens  der  Betrag  des  doppelten 
Geldkontingent-es  fiär  Bestreitung  von  Militärkosten  bei  eid- 
genössischen Aufgeboten  haar  in  der  Bundeskasse  liegen. 

41.  Der  Bund  gewährleistet  allen  Schweizern,  welche 
einer  der  christlichen  Konfessionen  angehören,  das  Recht  der 
freien  Kiederlaesung  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossen- 
schaft, nach  folgenden  nähern  Bestimmungen: 

1)  Keinem  Schweizer,  der  einer  der  christlichen  Kon- 
fessionen angehört,  kann  die  Niederlassung  in  irgend  einem 
Kanton  verweigert  werden,  wenn  er  folgende  Ausweispapiere 
besitzt : 

u)  einen  Heimatschein  oder  eine  andere  gleichbedeutende 

Ausweisschrift ; 
h)  ein  Zeugnis  sittlicher  AufFOhrung; 

")  Der  Bund  iat  berechtigt,  fUr  die  ganze  Eidgenossen eclicift  gleiches 
Maas  und  Gewicht  eimufilhreD. 
'")  Fehlt 

")  Zusatz  r  nnd  Grenzgebflhrcn 
")  Folgt  als  d);  aus  dem  Ertrag  des  Münzregala. 
•')  Unmittelbare  Beitrfige  der  Kantone  können  nur  . . .  erhoben  werden. 
•')  Fehlt. 
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c)  eine  Bescheinigung,  dass  er  in  bürgerlichen  Rechten  und 
Ehren  stehe; 

und  wenn  er  "*auf  Verlangen®*  sich  ausweisen  kann, 
dass  er  durch  Vermögen,  Beruf  oder  Gewerbe  sich  und 
seine  Familie  zu  ernähren  im  Stande  sei. 

Naturalisirte  Schweizer  müssen  überdies  die  Be- 
scheinigung beibringen,  dass  sie  wenigstens  fünf  Jahre 
lang  im  Besitze  eines  Kantonsbürgerrechtes  sich  befinden. 

2)  Der  Niedergelassene  darf  von  Seite  des  die  Nieder- 
lassung gestattenden  Kantons  mit  keiner  Bürgschaft  und  mit 
keinen  andern  besondern  Lasten  behufs  der  Niederlassung 
belegt  werden. 

3)  Ein  Bundesgesetz  wird  die  Dauer  der  Niederlassungs- 
bewilligung, sowie  das  Maximum  der  zu  Erlangung  derselben 
an  den  Kanton  zu  entrichtenden  Kanzleigebühren  bestimmen. 

4)  Der  Niedergelassene  geniesst  alle  Rechte  der  Bürger 
des  Kantons,  in  welchem  er  sich  niedergelassen  hat,  '^mit 
Ausnahme  des  Stimmrechts  in  Gemeindeangelegenheiten  und 
des  Mitantheiles  an  Gemeinde-  und  Korporationsgütern.  ^  Ins- 
besondere wird  ihm  freie  Gewerbsausübung  und  das  Recht  der 
Erwerbung  und  Veräusserung  von  Liegenschaften  zugesichert, 
nach  Massgabe  der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Kantons, 
die  in  allen  diesen  Beziehungen  den  Niedergelassenen  dem 
eigenen  Bürger  gleich  halten  sollen. 

5)  Den  Niedergelassenen  anderer  Kantone  können  von  Seite 
der  Gemeinden  keine  grössern  Leistungen  an  Gemeindelasten 
auferlegt  werden,  als  den  Niedergelassenen  des  eigenen  Kantons. 

6)  Der  Niedergelassene  kann  ®^  aus  dem  Kanton,  in  welchem 
er  niedergelassen  ist,  weggewiesen "^  werden: 

a)  durch  gerichtliches  Strafurtheil ; 

b)  durch  Verfügung  der  Polizeibehörden,  wenn  er  die  bürger- 
lichen Rechte  und  Ehren  verloren  hat,  oder  sich  eines 
unsittlichen  Lebenswandels  schuldig  macht;  oder  durch 
Verarmung  ^  zur  Last  fällt,  oder  schon  oft  wegen  Ueber- 
tretutig  polizeilicher  Vorschriften  bestraft  werden  musste. 


•»)  Fehlt. 

^)  den  Mitantheil  an  Gemeinde-  und  Korporationsgütem  ausgenommen. 

•^)  in  seine  Heimat  gewiesen  .  .  . 

'^)  Einschaltung:  der  Gemeinde  oder  dem  Kanton  .  .  . 


:i 
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42.  Jeder  Kantonsbürger  ist  Schweizerbürger.  Als  solcher 
kann  er  ^"  in  eidgenössischen  und  kantonalen  Angelegenheiten 
die  politischen  Rechte  in  jedem  Kanton  ausüben,  in  welchem 
er  niedergelassen  ist.°®  Er  kann  aber  diese  Rechte  nur  unter 
den  nämlichen  Bedingungen  ausüben,  wie  die  Bürger  des 
Kantons  und  in  Beziehung  auf  die  kantonalen  Angelegenheiten 
erst  nach  einem  längern  Aufenthalte,  dessen  Dauer  durch  die 
Kantonalgesetzgebung  bestimmt  wird,  jedoch  nicht  über  zwei 


'  Jahre  ausgedehnt  werden  darf. 


Niemand  darf  in  mehr  als  einem  Kanton  politische  Rechte 
ausüben. 

43.  Kein  Kanton  darf  einen  Bürger  des  Bürgerrechtes 
verlustig  erklären. 

^^  Ausländern  darf  kein  Kanton  das  Bürgerrecht  ertheilen, 
wenn  sie  nicht  aus  dem  frühern  Staatsverband  entlassen  werden. 

44.  Die  freie  Ausübung,  *®*des  Gottesdienstes  ist  den"* 
anerkannten  christlichen  Konfessionen  im  ganzen  Umfange  der 
Eidgenossenschaft  gewährleistet. 

Den  Kantonen,  sowie  dem  Bunde,  bleibt  vorbehalten,  für 
Handhabung  der  öiBfentlichen  Ordnung  und  des  Friedens  unter 
den  Konfessionen  die  geeigneten  Massnahmen  zu  treffen. 

45.  Die  Pressfreiheit  ist  gewährleistet. 

Ueber  den  Missbrauch  derselben  trifft  die  Kantonalgesetz- 
gebung die  erforderlichen  Bestimmungen,"*  welche  jedoch  der 
Genehmigung  des  Bundesrathes  bedürfen. 

Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  Strafbestimmungen  gegen 
den  Missbrauch  der  Presse  zu  erlassen,  der  gegen  die  Eid- 
genossenschaft und  ihre  Behörden  gerichtet  ist. 

46.  ^^'Die  Bürger  haben  das  Recht,  Vereine  zu  bilden, 
sofern  solche  weder  in  ihrem  Zweck  noch  in  den  dafür  be- 
stimmten Mitteln  rechtswidrig  oder  staatsgefährlich  sind. 
Ueber  den  Missbrauch  dieses  Rechtes  trifft  die  Kantonalgesetz- 
gebung die  erforderlichen  Bestimmungen. 


®')  die  politischen  Rechte  in  jedem  Kanton  ausüben,  in  welchem  er 
seinen  Wohnsitz  hat.  — -  (Das  Übrige  fehlt.) 
»00)  Fehlt. 
»0«)  der  .  .  . 

*"*)  StrafiDestimmungen.  (Alles  Übrige  fehlt.) 
'«»j  Kehlt. 


■;';:.•  ^■:rV^:^*m 
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47.  *^*Das  Petitionsrecht  ist  gewährleistet. 

48.  Sämtliche  Kantone  sind  verpflichtet,  alle  Schweizer- 
bürger ^"^christlicher  Konfession  '®*  in  der  Gesetzgebung  sowohl 
als  im  gerichtlichen  Verfahren  den  Bürgern  des  eigenen  Kan- 
tons gleich  zu  halten. 

49.  ""Die  rechtskräftigen  Civilurtheile,  die  in  einem 
Kanton  gefallt  sind,  sollen  in  der  ganzen  Schweiz  vollzogen 
werden  können. 

50.  Der  *°' aufrechtstehende  schweizerische  Schuldner, 
welcher  einen  festen  Wohnsitz  hat,*®'  muss  für  persönliche 
Ansprachen  vor  dem  Richter  seines  Wohnortes  gesucht,  und 
es  darf  daher  für  Forderungen  auf  das  Vermögen  eines  solchen 
*"®  ausser  dem  Kanton,  in  welchem  er  wohnt,***®  kein  Arrest 
gelegt  werden. 

51.  Alle  Abzugsrechte  im  Innern  der  Schweiz,  sowie  die 
Zugrechte  von  Bürgera  des  einen  Kantons  gegen  Bürger  anderer 
Kantone  sind  abgeschafft. 

52.  Gegen  die  auswärtigen  Staaten  besteht  Freizügigkeit, 
unter  Vorbehalt  des  Gegenrechtes. 

^"'53.  Niemand  darf  seinem  verfassungsmässigen  Gerichts- 
stand entzogen,  und  es  dürfen  daher  keine  Ausnahmsgerichte 
eingeführt  werden. 

"**54.  Wegen  politischer  Vergehen  darf  kein  Todesurtheil 
gefallt  werden. 

55.  Ein  Bundesgesetz  wird  über  die  Auslieferung  der 
Angeklagten*^^  von  einem  Kanton  an  den  andern  **^ Bestim- 
mungen treffen  **^ ;  die  Auslieferung  kann  jedoch  für  politische 
Vergehen  und  für  Pressvergehen  nicht  verbindlich  gemacht 
werden. 


>*^*)  Art.  44 :  Die  Schweizer  haben  das  Recht,  an  die  Bundeabehörden 
Petitionen  ku  richten. 

"»)  Fehlt. 

^°*)  Art.  46.  Den  rechtskräftigen  Zivilurtheilen  eines  Kantons  ist  in 
jedem  andern  Kanton  Vollziehung  zu  geben. 

^^)  sesshafte  aufrechtstehende  Schweiz.  Schuldner  .  .  . 

'^;,  >o»),  iioj  fehlt. 

*»*)  Verbrecher. 

**<)  allgemein  verbindliche  Bestimmungen  aufstellen. 


«Kl 
'1*1 


.V' 


«2 


-c' 


'^ 
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56.  Die  Ausmittlung  von  Bürgerrechten  für  Heimatlose 
und  die  Massregeln  zur  Verhinderung  der  Entstehung  neuer 
Heimatlosen  sind  Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung. 

57.  Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  Fremde  welche  die 
innere  oder  äussere  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  gefährden, 
aus  dem  schweizerischen  Gebiete  wegzuweisen. 

^*'58.  Der  Orden  der  Jesuiten  und  die  ihm  affiliirten 
Gesellschaften  dürfen  in  keinem  Theile  der  Schweiz  Aufnahme 
finden. 

59.  Die  Bundesbehörden  sind  befugt,  bei  gemeingefähr- 
lichen^^^ Seuchen  gesundheitspolizeiliche  Vei*fügungen  zu  er- 
lassen. — ^^* 

I 

Zweiter  Abschnitt. 

Bun  desbehörden . 

I.    Bundesversammlung. 

60.  Die  oberste  Gewalt  des  Bundes  wird  durch  die 
Bundesversammlung  ausgeübt,  welche  aus  zwei  Abtheilungen 
besteht : 

A.  aus  dem  Nationalrath, 

B.  aus  dem  Ständerath. 

A.   Nationalrath. 

61.  Der  Nationalrath  wird  aus  Abgeordneten  des  schwei- 
zerischen Volkes  gebildet.  Auf  je  20,000  Seelen  der  Gesamt- 
bevölkerung wird  ein  Mitglied  gewählt. 

Eine  Bruchzahl  über  10,000  Seelen  wird  für  20,000  Seelen 
berechnet. 

Jeder  Kanton  und  bei  getheilten  Kantonen  jeder  der  beiden 
Landestheile  hat  wenigstens  ein  Mitglied  zu  wählen. 

62.  Die  Wahlen  für  den  Nationalrath  >*'sind  direkte. 
Sie"*  finden  in  eidgenössischen  Wahlkreisen  statt,  welche 
*^' jedoch  nicht  aus  Theilen  verschiedener  Kantone  gebildet 
werden  können.**' 


"«)  Fehlt. 

*=*)  allgemeineQ  .  .  . 

**^)  Art.  54:  (Gleich  Übergangsbestimmungen,  Art.  6.) 

«»•)  Fehlt. 

1*')  in  den  Kantonen  gebildet  werden. 
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63.  Stimmberechtigt  ist  jeder  Schweizer,  der  das  zwan- 
zigste Altersjahr  zurückgelegt  hat  und  im  Uebrigen  nach  der 
Gesetzgebung  des  Kantons,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz 
hat,  nicht  vom  Aktivbürgerrecht  ausgeschlossen  ist. 

64.  Wahlfähig  als  Mitglied  des  Nationalrathes  ist  jeder 
stimmberechtigte  Schweizerbürger  weltlichen  Standes. 

Naturalisirte  Schweizerbürger  müssen  seit  wenigstens  fünf 
Jahren  das  erworbene  Bürgerrecht  besitzen,  um  wahlfähig 
zu  sein. 

65.  Der  Nationalrath  wird  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
gewählt,  **®und  es*^^  findet  jeweilen  Gesamterneuerung  statt. 

66.  Die  Mitglieder  des  Ständerathes,  des  Bundesrathes 
und  von  letzterem  gewählte  Beamte  können  nicht  zugleich 
Mitglieder  des  Nationalrathes  sein. 

67.  Der  Nationalrath  wählt  aus  seiner  Mitte  für  jede 
ordentliche  oder  ausserordentliche  Sitzung  einen  Präsidenten 
und  Vizepräsidenten. 

"•Dasjenige  Mitglied,  welches  während  einer  ordentlichen 
Sitzung  die  Stelle  eines  Präsidenten  bekleidete,  ist  für  die 
nächstfolgende  ordentliche  Sitzung  weder  als  Präsident  noch 
als  Vizepräsident  wählbar.**"  Das  gleiche*'®  Mitglied  kann 
nicht  während  zwei  unmittelbar  auf  einander  folgenden  ordent- 
lichen Sitzungen  *'*  Vizepräsident  sein.**' 

Der  Präsident  hat  bei  gleich  getheilten  Stimmen  *'*zu 
entscheiden'**;  bei  Wahlen  übt  er  das  Stimmrecht  aus  wie 
jedes  Mitglied. 

68.  Die  Mitglieder  des  Nationalrathes  werden  aus  der 
Bundeskasse  entschädigt. 

B.   Ständerath. 

69.  Der  Ständerath  besteht  aus  44  Abgeordneten  der 
Kantone.  Jeder  Kanton  wählt  zwei  Abgeordnete;  in  den  ge- 
theilten Kantonen  jeder  Landestheil  einen  Abgeordneten. 


*»8)  Nach  Ablauf  dieses  Zeitraums 

»19)  Fehlt. 

«")  Dasselbe  .  .  . 

'**)  die  gleiche  Stelle  bekleiden. 

"*)  die  entscheidende  Stimme. 


19 
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70.  Die  Mitglieder  des  Nationalrathes  und  des  Bundes- 
rathes  können  nicht  zugleich  Mitglieder  des  Ständerathes  sein. 

71.  Der  Ständerath  wählt  für  jede  ordentliche  oder  ausser- 
ordentliche Sitzung  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und 
Vizepräsidenten. 

'*^Aus  den  Gesandten  desjenigen  Kantons,  aus  welchen 
für  eine  ordentliche  Sitzung  der  Präsident  gewählt  worden 
ist,  kann  für  die  nächstfolgende  ordentliche  Sitzung  weder  der 
Präsident,  noch  der  Vizepräsident  gewählt  werden. 

Gesandte  des  gleichen  Kantons  können  nicht  während 
zwei  unmittelbar  auf  einander  folgenden  ordentlichen  Sitzungen 
die  *'* Stelle  eines  Vizepräsidenten***  bekleiden. 

Der  Präsident  hat  bei  gleich  getheilten  Stimmen  zu  ent- 
scheiden^**; bei  Wahlen  übt  er  das  Stimmrecht  aus  wie  jedes 
Mitglied. 

72.  Die  Mitglieder  des  Ständerathes  werden  von  den 
Kantonen  entschädigt. 

C.   Befugnisse  der  Bundesversammlung. 

73.  Der  Nationalrath  und  der  Ständerath  haben  alle 
Gegenstände  zu  behandeln,  welche  nach  Inhalt  der  gegen- 
wärtigen Verfassung  in  die  Kompetenz  des  Bundes  gehören 
und  nicht  einer  andern  Bundesbehörde  zugeschieden  sind. 

74.  Die  Gegenstände,  welche  in  den  Geschäftskreis  beider 
Räthe  fallen  sind  insbesondere  folgende: 

"•  1)  Gesetze  und  Beschlüsse  zur  Ausführung  der  Bundes- 
verfassung, wie  namentlich  Gesetze  über  Bildung  der  Wahl- 
kreise, über  Wahlart,  über  Organisation  und  Geschäftsgang 
der  Bundesbehörden  und  Bildung  der  Schwurgerichte. 

2)  *'^  Besoldung  und  Entschädigung  der  Mitglieder  der 
Bundesbehörden  und  der  Bundeskanzlei*'';  Errichtung  bleiben- 
der Beamtungen  und  Bestimmung  ihrer  Gehalte. 


'")  Fehlt. 

«")  gleiche  Stelle  .  .  . 

"»)  wie  in  »»»). 

"•)  Gesetze  und  Verordnungen  Kur  Ausführung  der  Bundesverfasaung. 
(Das  Übrige  fehlt ) 
«")  Fehlt. 
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3)  Wahl  des  Bundesrathes,  des  Bundesgerichtes,  ''^des 
Kanzlers,^*^  des  Generals,  des  Chefs  des  Stabes  und  eid- 
genössischer Repräsentanten. 

4)  Anerkennung  auswärtiger  Staaten  und  Regierungen. 

5)  Bündnisse  und  Verträge  mit  dem  Auslande,  sowie  die 
Gutheissung  von  Verträgen  der  Kantone  unter  sich  oder  mit 
dem  Auslande.  **•  Solche  Verträge  der  Kantone  gelangen 
jedoch  nur  dann  an  die  Bundesversammlung,  wenn  vom  Bundes- 
rath  oder  einem   andern  Kanton  Einsprache  erhoben  wird.*^® 

6)  Massregeln  für  die  äussere  Sicherheit,  für  Behauptung 
der  Unabhängigkeit  und  Neutralität  der  Schweiz,  Kriegs- 
erklärungen und  Friedensschlüsse. 

7)  Garantie  der  Verfassungen  und  des  Gebietes  der  Kantone; 
Intervention  infolge  der  Garantie;  Massregeln  für  die  innere 
Sicherheit,  für  Handhabung  von  Ruhe  und  Ordnung;  Amnestie 
und  Begnadigung. 

8)  Massregeln,  welche  die  Handhabung  der  Bundesver- 
fassung, die  Garantie  der  Kantonalverfassungen,  die  Erfüllung 
der  bundesmässigen  Verpflichtungen  und  den  Schutz  der  durch 
den  Bund  gewährleisteten  Rechte  zum  Zwecke  haben. 

9)  Gesetzliche  Bestimmungen  über  Organisation  des  eid- 
genössischen Militärwesens,  über  Unterricht  der  Truppen  und 
über  Leistungen  der  Kantone ;  Verfügungen  über  das  Bundesheer. 

10)  Festsetzung  der  eidgenössischen  Mannschafts-  und 
Geldskala ;  gesetzliche  Bestimmungen  über  Verwaltung  und  Ver- 
wendung der  eidgenössischen  Kriegsfonds;  Erhebung  direkter 
Beiträge  der  Kantone;  Anleihen;  Voranschlag"^  und  Rech- 
nungen. 

11)  *^* Gesetze  und  Beschlüsse"*  über  Zölle,  Postwesen, 
Münzen,  Mass  und  Gewicht,  Fabrikation  und  Verkauf  von 
Schiesspulver,  Waffen  und  Munition. 

12)  Errichtung  öffentlicher  Anstalten  und  Werke  und 
hierauf  bezügliche  Expropriationen. 

13)  Gesetzliche  Verfügungen  über  Niederlassungsverhält- 
nisse; über  Heimatlose,  Fremdenpolizei  und  Sanitätswesen. 


»w),  »«•)  Fehlt. 
«»•)  Budget  .  .  . 
"*)  Gesetzliche  Verfügungen  .  .  . 


■     l 
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14)  Die  Oberaufsicht  über  die  eidgenössische  Verwaltung 
und  Rechtspflege. 

r  *'**  15)  Beschwerden  von  Kantonen  oder  Bürgern  über  Ver- 

^  fügungen  des  Bundesrathes. 

*^^16)  Streitigkeiten  unter  den  Kantonen,  welche  staats- 
rechtlicher Natur  sind. 

17)  Kompetenzstreitigkeiten,  insbesondere  darüber: 

a)  ob  ein  Gegenstand  in  den  Bereich  des  Bundes  oder  der 
Kantonalsouveränetät  gehöre ; 

b)  ob  eine  Frage  in  die  Kompetenz  des  Bundesrathes  oder 
des  Bundesgerichtes  falle. 

18)  Revision  der  Bundesverfassung. 

75.  Die  beiden  Räthe  versammeln  sich  jährlich  einmal 
zur  ordentlichen  Sitzung  an  einem  durch  das  Reglement  fest- 
zusetzenden Tage. 

Sie  werden  ausserordentlich  einberufen  durch  Beschluss 
des  Bundesrathes,  oder  wenn  ein  Vierttheil  der  Mitglieder  des 
Nationalrathes  oder  fünf  Kantone  es  verlangen. 

76.  Um  gültig  verhandeln  zu  können,  ist  die  Anwesenheit 
der  absoluten  Mehrheit  der  Mitglieder  des  betreffenden  Ratbes 
erforderlich. 

77.  Im  Nationalrath  und  im  Ständerath  entscheidet  die 
*'*  Mehrheit  der  Stimmenden. 

78.  Für  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse  ist  die  Zu- 
stimmung beider  Räthe  erforderlich. 

79.  Die  Mitglieder  beider  Räthe  stimmen  ohne  Instruk- 
tionen. 

80.  Jeder  Rath  verhandelt  abgesondert.  Bei  Wahlen 
(Art.  74,  Nr.  3),  bei  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  und 
für  Entscheidung  von  Kompetenzstreitigkeiten  vereinigen  sich 
jedoch  beide  Räthe  unter  der  Leitung  des  Präsidenten  des 
Nationalrathes  zu  einer  gemeinschaftlichen  Verhandlung,  sodass 
die  absolute  Mehrheit  der  stimmenden  Mitglieder  beider  Räthe 
entscheidet. 


»»«),  »»•)  Fehlt. 

"*)  Eingeschaltet:  absolute  .  .  . 
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81.  Jedem  der  beiden  Räthe  und  jedem  Mitglied  derselben 
steht  das  Vorschlagsrecht  (die  Initiative)  zu. 

Das  gleiche  Recht  können  die  Kantone  durch  Korrespon- 
denz ausüben. 

82.  Die  Sitzungen  der  beiden  Räthe  sind  in  der  Regel 
öffentlich. 

IL   Bundesrath. 

83.  Die  oberste  vollziehende  und  leitende  Behörde  der 
Eidgenossenschaft  ist  ein  Bundesrath,  welcher  aus  sieben"* 
Mitgliedern  besteht. 

84.  Die  Mitglieder  des  Bundesrathes  werden  von  der 
Bundesversammlung  aus  allen  Schweizerbürgern,  welche  als 
Mitglieder  des  Nationalrathes  wählbar  sind,  auf  die  Dauer  von 
drei  Jahren  ernannt.  **"Es  darf  jedoch  nicht  mehr  als  ein 
Mitglied  aus  dem  nämlichen  Kanton  gewählt  werden.^*® 

Nach  jeder  Gesamterneuerung  des  Nationalrathes  findet 
auch  eine  Gesamterneuerung  des  Bundesrathes  statt. 

Die  in  der  Zwischenzeit  ledig  gewordenen  Stellen  werden 
bei  der  nächstfolgenden  Sitzung  der  Bundesversammlung  für 
den  Rest  der  Amtsdauer  wieder  besetzt. 

85.  Die  Mitglieder  des  Bundesrathes  dürfen  keine  andere 
Beamtung,  sei  es  im  Dienste  der  Eidgenossenschaft,  sei  es  in 
einem  Kantone,  bekleiden,  noch  irgend  einen  andern  Beruf 
oder  Gewerbe  treiben.**'' 

86.  Den  Vorsitz  im  Bundesrath  führt  der  Bundespräsident, 
welcher,  sowie  auch  der  Vizepräsident,  von  den  vereinigten 
Räthen  aus  den  Mitgliedern  desselben  für  die  Dauer  eines 
Jahres  gewählt  wird. 

**®Der  abtretende  Präsident  ist  für  das  nächstfolgende 
Jahr  weder  als  Präsident  noch  als  Vizepräsident  wählbar. 
Das  gleiche  Mitglied  kann  nicht  während  zwei  unmittelbar 
auf  einander  folgenden  Jahren  die  Stelle  eiaeß  Vizepräsidenten 
bekleiden.**** 


"»)  fünf  .  .  . 
»w)  Fehlt 
^")  betreiben. 

»w)  Der  Pr&sident  und  der  Vizepräsident  des   Bundesrathes  sind  für 
das  nächstfolgende  Jahr  in  gleicher  Eigenschaft  nicht  wieder  wählbar. 


—    294    — 

87.  Der  Bundespräsident  und  die  übrigen  Mitglieder  des 
Bundesrathes  beziehen  einen  jährlichen  Gehalt  aus  der  Bundes- 
kasse. 

88.  um  gültig  verhandeln  zu  können,  müssen  wenigstens 
vier*'"  Mitglieder  ***^des  Bundesrathes**®  anwesend  sein. 

89.  Die  Mitglieder  des  Bundesratlies  haben  bei  den  Ver- 
handlungen der  beiden  Abtheilungen  der  Bundesversammlung 
berathende  Stimme  und  auch  das  Recht,  über  einen  in  Be- 
rathung  liegenden  Gegenstand  Anträge  zu  stellen. 

"*90.  Der  Bundesrath  hat  inner  den  Schranken  der 
gegenwärtigen  Verfassung  vorzüglich  folgende  Befugnisse  und 
Obliegenheiten : 

1)  Er  leitet  die  eidgenössischen  Angelegenheiten,  gemäss 
der  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse. 

2)  Er  hat  für  Beobachtung  der  Verfassung,  der  Gesetze 
und  Beschlüsse  des  Bundes,  sowie  der  Vorschriften  eid- 
genössischer Konkordate  zu  wachen;  **'er  trifft  zu  Hand- 
habung derselben  von  sich  aus  oder  auf  eingegangene  Be- 
schwerde die  erforderlichen  Verfügungen.*^* 

3)  Er  wacht  für  die  Garantie  der  Kantonal  Verfassungen. 

4)  Er  schlägt  der  Bundesversammlung  Gesetze  und  Be- 
schlüsse vor  und  begutachtet  die  Anträge,  welche  von  den 
Käthen  des  Bundes  oder  von  den  Kantonen  an  ihn  gelangen. 

5)  Er  vollzieht  die  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse,  die 
ürtheile  des  Bundesgerichtes,  sowie  die  Vergleiche  oder  schieds- 
richterlichen Sprüche  über  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen. 

6)  Er  hat  diejenigen  Wahlen  zu  treffen,  welche  nicht 
durch  die  Verfassung  der  Bundesversammlung  und  dem  Bundes- 
gericht oder  durch  die  Gesetzgebung  einer  andern  untergeord- 
neten Behörde  übertragen  werden. 

Er  ernennt  Kommissarien  für  Sendungen  im  Innern  oder 
nach  Aussen. 

"*7)  Er  prüft  die  Verträge  der  Kantone  unter  sich  oder 
mit  dem  Auslande  und  genehmigt  dieselben,  sofern  sie  zulässig 
sind.    (Art.  74,  Nr.  5.) 

«»)  drei  .  .  . 

••»»)  Kehlt. 

^*^)  Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  des  Bundesrathes  sind  folgende: 

««),  "•)  Fehlt. 


—     295     — 

8)  Er  wahrt  die  Interessen  der  Eidgenossenschaft  nach 
Aussen,*^*  wie  namentlich  ihre  völkerrechtlichen  Beziehungen,*^* 
und  besorgt  die  auswärtigen  Angelegenheiten  überhaupt. 

9)  Er  wacht  für  die  äussere  Sicherheit,  für  die  Behauptung 
der  Unabhängigkeit  und  Neutralität  der  Schweiz. 

10)  Er  sorgt  für  die  innere  Sicherheit  der  Eidgenossen- 
schaft, für  Handhabung  von  Ruhe  und  Ordnung. 

11)  In  FäHen  von  Dringlichkeit  ist  der  Bundesrath  befugt, 
sofern  die  Räthe  nicht  versammelt  sind,  '*'die  erforderliche 
Truppenzahl  aufzubieten  und  über  solche  zu  verfügen,  unter 
Vorbehalt  unverzüglicher  Einberufung  der  Bundesversammlung, 
sofern  die  aufgebotenen  Truppen  zweitausend  Mann  übersteigen 
oder  das  Aufgebot  länger  als  drei  Wochen  dauert. 

12)  Er  besorgt  das  eidgenössische  Militärwesen  und  alle 
**"  Zweige  der  Verwaltung,  welche  dem  Bunde  angehören. 

"M3)  Er  prüft  die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kantone 
welche  seiner  Genehmigung  bedürfen ;  er  überwacht  diejenigen 
Zweige  der  Kantonalverwaltung,  welche  durch  den  Bund  seiner 
Aufsicht  unterstellt  sind,  wie  das  Militärwesen,  Zölle,  Strassen 
und  Brücken. 

14)  Er  sorgt  für  die  Verwaltung  der  Finanzen  des  Bundes, 
für  die  Entwerfung  des  Voranschlages  **®  und  die  Stellung  der 
Rechnungen  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Bundes. 

15)  Er  hat  die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  aller 
Beamten  und  Angestellten  der  eidgenössischen  Verwaltung. 

16)  Er  erstattet  der  Bundesversammlung  jeweilen  bei  ihrer 
ordentlichen  Sitzung  Rechenschaft  über  seine  Verrichtungen, 
sowie  Bericht  über  den  Zustand  der  Eidgenossenschaft^*"  im 
Innern  sowohl  als  nach  Aussen,"®  und  wird  ihrer  Aufmerksam- 
keit diejenigen  Massregeln  empfehlen,  welche  er  **®  zur  **•  Be- 
förderung gemeinsamer  Wohlfahrt  für  dienlich  erachtet. 

Er  hat  auch  besondere  Berichte  zu  erstatten,  wenn  die 
Bundesversammlung  oder  eine  Abtheilung  derselben  es  verlangt. 


«**)  Fehlt. 

*^*)  Einbehaltung:  von  sich  aus 

^^*)  Eingeschaltet:  übrigen  .  .  . 

««)  Fehlt. 

«")  Einschaltung:  (Budget)  .  .  . 

"•)  Fehlt. 

»»•)  für  Erhaltung  und  .  .  . 


—     296    — 

91.  Die  Geschäfte  des  Bundesrathes  worden  nach  Depar- 
tementen unter  die  einzelnen  Mitglieder  vertheilt.  Diese  Ein- 
theilung  hat  aber  einzig  zum  Zweck,  die  Prüfung  und  Be- 
sorgung der  Geschäfte  zu  fördern ;  der  jeweilige  Entscheid  geht 
von  dem  Bundesrathe  als  Behörde  aus. 

92.  Der  Bundesrath  und  seine  Departemente  sind  befugt, 
für  besondere  ^*^  Geschäfte  Sachkundige  beizuziehen.  — *** 

III.  Bundeskanzlei. 

93.  Eine  Bundeskanzlei,  welcher  ein  Kanzler  vorsteht, 
besorgt  die  Eanzleigeschäfte  bei  der  Bundesversammlung  und 
beim    *  Bundesrath. 

*"Der  Kanzler  wird  von  der  Bundesversammlung  auf  die 
Dauer  von  drei  Jahren  jeweilen  gleichzeitig  mit  dem  Bundes- 
rath gewählt. 

Die  Bundeskanzlei"*  steht  unter  der  besondern  Aufsicht 
des  Bundesrathes. 

Die  nähere  Organisation  der  Bundeskanzlei  bleibt  der 
Bundesgesetzgebung  vorbehalten. 

IV.  Bundesgericht. 

94.  Zur  Ausübung  der  Rechtspflege,  soweit  dieselbe  in 
den  Bereich  des  Bundes  fallt,  wird  ein  Bundesgericht  aufgestellt. 

Für  Beurtheilung  von  Straffällen  werden  Schwurgerichte 
(Jury)  gebildet. 

95.  Das  Bundesgericht  besteht  aus  elf  Mitgliedern  "'  nebst 
Ersatzmännern,  deren  Anzahl  durch  die  Bundesgesetzgebung 
bestimmt  wird.^*' 

96.  Die  Mitglieder  des  Bundesgerichtes  und  die  Ersatz- 
männer werden  von  der  Bundesversammlung  gewählt.  Ihre 
Amtsdauer  ist  drei  Jahre.    Nach  der  Gesamterneuerung  des 


"*)  einzelne  .  .  , 

*5*)  Art.  88:  Die  Mitglieder  des  Bundesrathes  sind  für  ihre  Verrich- 
tungen verantwortlich.  Ein  Bundesgesetz  wird  diese  Verantwortlichkeit 
näher  bestimmen. 

•**)  bei  dem  ... 

»*<)  Fehlt. 

>»5)  Dieselbe  .  .  . 

!&•)  mit  itinf  Ersatzmännern. 
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Natianalrathes  findet  auch  eine  Gesamterneaerung  des  Bundes- 
gerichtes statt. 

Die  in  der  Zwischenzeit  ledig  gewordenen  Stellen  werden 
bei  der  nächstfolgenden  Sitzung  der  Bundesversammlung  für 
den  Best  der  Amtsdauer  wieder  besetzt. 

97.  In  das  Bundesgericht  kann  jeder  Schweizerbürger 
ernannt  werden,  der  in  den  Nationalrath  wählbar  ist. 

^"Die  Mitglieder  des  Bundesrathes  und  die  von  ihm  ge- 
wählten Beamten  können  nicht  zugleich  Mitglieder  des  Bundes- 
gerichtes sein. 

98.  ***Der  Präsident  und  der  Vizepräsident  des  Bundes- 
gerichtes werden  von  der  Bundesversammlung  aus  den  Mit- 
gliedern desselben  jeweilen  auf  ein  Jahr  gewählt. 

99.  Die  Mitglieder  des  Bundesgerichtes  werden  aus  der 
Bundeskasse  durch  Taggelder  >  entschädigt. 

100.  Das  Bundesgericht  bestellt  seine  Kanzlei. 

101.  Das  Bundesgericht  urtheilt  als  Zivil gericht *": 
])  über    Streitigkeiten,    welche    nicht    staatsrechtlicher 

Natur  sind: 

a)  zwischen  Kantonen  unter  sich; 

b)  zwischen  dem  Bund  ^^''und  einem  Kanton*®^; 

*•'  2)  über  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bund  einerseits 
und  Korporationen  oder  Privaten  anderseits,  wenn  diese  Kor- 
porationen oder  Privaten  Kläger  sind  und  der  Streitgegenstand 
von  einem  beträchtlichen,  durch  die  Bundesgesetzgebung  zu 
bestimmenden  Werthe  ist; 

^•^3)  über  Streitigkeiten   in  Bezug   auf  Heimatlosigkeit. 

In  den  unter  ***Nr.  1,"*  Litt.  a.  und  b,  bezeichneten  Fällen 
geschieht  die  Ueberweisung  an  das  Bundesgericht  durch  den 


*'^)  Von  der  Wählbarkeit  sind  jedoch  ausgeschlossen  die  Mitglieder 
des  Bundesrathes  und  die  von  ihm  gewählten  Beamten. 

<^B)  Der  Präsident  des  Bundesgerichts  wird  von  der  Bundesversamm- 
lung, der  Vizepräsident  vom  Bundesgericht  selbst,  beide  jeweilen  für  drei 
Jahre  ernannt. 

1^®)  Zusatz :  über  Streitigkeiten,  welche  nicht  politischer  Natur  sind : 

>*<*)  einerseits  und  Kantonen,  Korporationen  oder  Privaten  anderseits. 
-  (Vgl.  L.  2.) 

"»)  fehlt  grösstentheils. 

"«)  Litt.  c). 

»")  Fehlt. 


•>. 
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Bundesrath.  Wenn  dieser  die  Frage,  ob  ein  Gegenstand  vor 
das  ßundesgericht  gehöre,***  verneinend  beantwortet,  so  ent- 
scheidet hierüber  die  Bundesversammlung. 

102.  Das  Bundesgericht  ist  verpflichtet,  auch  die  Be- 
urtheilung  anderer  Fälle  zu  übernehmen,  wenn  dasselbe  von 
*®*  beiden  Parteien  angerufen  wird  und  der  Streitgegenstand 
von  einem  beträchtlichen,  durch  die  Bundesgesetzgebung  fest- 
zusetzenden Werthe  ist.**^*  Dabei  fallen  jedoch  die  Kosten 
ausschliesslich  auf  Rechnung  der  Parteien. 

103.  ^^^'Die  Mitwirkung  des  Bundesgerichtes  bei  Be- 
urtheilung  von  Straffällen  wird  durch  die  Bundesgesetzgebung 
bestimmt,  welche  über  Versetzung  in  Anklagezustand,  über 
Bildung  des  Assisen-  und  Kassationsgerichts  das  Nähere  fest- 
setzen wird. 

104.  Das  Assisengericht,  mit  Zuziehung  von  Geschwornen, 
welche  über  die  Thatfrage  absprechen,  urtheilt: 

a)  in  Fällen,  wo  von  einer  Bundesbehörde  die  von  ihr  er- 
nannten Beamten  zur  strafrechtlichen  Beurtheilung  über- 
wiesen werden; 

b)  über  Fälle  von  Hochverrath  gegen  die  Eidgenossenschaft, 
von  Aufruhr  und  Gewaltthat  gegen  die  Bundesbehörden; 

c)  über  Verbrechen  *"'und  Vergehen"'  gegen  das  Völker- 
recht ; 

d)  über  politische  Verbrechen  *°*  und  Vergehen,  *•**  die  Ur- 
sache oder  Folge  derjenigen  Unruhen  sind,  durch  welche 
eine  bewaffnete  eidgenössische  Intervention  veranlasst 
worden  ist. 

Der  Bundesversammlung  steht  das  Recht  zu,  hinsichtlich 
solcher  Verbrechen  *®^und  Vergehen  **•  Amnestie  oder  Be- 
gnadigung auszusprechen. 

*'®  105.  Das  Bundesgericht  urtheilt  im  fernem  über  Ver- 
letzung der  durch   die  Bundesverfassung  garantirten  Rechte, 


*•♦)  Einschaltung:  zweifelhaft  findet  oder  .  .  , 

*•*)  den  streitenden  Parteien  als  Schiedsgericht  angerufen  wird,  {wor 
bei  jedoch  die  Kosten  .  .  .  fallen). 

*••*)  Zur  Beurtheilung  von  Straffällen  theilt  sich  das  Bundesgericht 
in  Sektionen  fdr  Bildung  der  Anklagekammer,  des  Assisen-  und  des  Kassa- 
tionsgerichtes. 

187)^  169),  1.9),  170^  Fehlt. 


—    299    — 

wenn  hierauf  bezügliche  Klagen  von  der  Bundesversammlung 
an  dasselbe  gewiesen  werden. 

106.  Es  bleibt  der  Bundesgesetzgebung  überlassen,  ausser 
den  in  Art.  101,  104  und  105  bezeichneten  Gegenständen  auch 
noch  andere  Fälle  in  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  zu 
legen. 

"^107.  Die  Bundesgesötzgebung  wird  das  Nähere  be- 
stimmen: 

a)  über  Aufstellung  eines  Staatsanwaltes ; 

b)  über  die  Verbrechen  *''und  Vergehen,"^  welche  in  die 
Kompetenz  des  Bundesgerichtes  fallen,  und  über  die  Straf- 
gesetze, welche  anzuwenden  sind; 

c)  über  das  Verfahren,  ^'*  welches  mündlich  und  öffentlich 
sein  soU;*'^ 

d)  über  die  Gerichtskosten. 

V.    ^'^ Verschiedene  Bestimmungen.*'* 

*'*108.  Alles,  was  sich  auf  den  Sitz  der  Bundesbehörden 
bezieht,  ist  Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung. 

^'^  109.  Die  drei  Hauptsprachen  der  Schweiz,  die  deutsche, 
französische  und  italienische,  sind  Nationalsprachen  des  Bundes. 

^"  1 10.  Die  Beamten  der  Eidgenossenschaft  sind  für  ihre 
Geschäftsführung  verantwortlich.  Bin  Bundesgesetz  wird  diese 
Verantwortlichkeit  näher  bestimmen. 


"*)  Versetzt  unter  Abschnitt  Vir  Gemeinschaftliche  Bestim- 
mungen für  die  verschiedenen  Bundesbehörden.   (Art.  103.) 

a)  über  Bildung  der  Wahlkreise,  über  Wahlart,  über  Organisation  und 
Geschäftsgang  der  Bundesversammlung  und  des  Bundesrathes,  über 
Organisation  des  Bundesgerichtes  und  Bildung  der  Schwurgerichte. 

b)  über  Besoldung  und  Entschädigung  der  Mitglieder  der  BundesbehOrden 
und  der  Bundeskauzlei;  —  folgen  c) — p. 

«")  Fehlt. 

*'•)  e)  vor  dem  Bundesgericht,  vor  welchem  in  Zivil-  wie  in  StraflUllen 
mündlich  und  öffentlich  verhandelt  wird. 

''^)  Sitz  der  Bundesbehörden. 

*^*)  Art.  10*2:  Der  Sitz  der  Bundesbehörden  wird  durch,  ein  Bundes- 
gesetz bestimmt. 

Über  die  Leistungen,  welche  der  betreffende  Ort  zu  übernehmen  hat, 
wird  die  Bundesgesetzgebung  das  Nähere  verfügen. 

»'•)  Fehlt 

»'7)  Fehlt.  —  (Vgl.  N.  152.) 
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Dritter  Abschnitt. 
Eevision  der  Bundesverfassung, 

111.  Die  Bundesverfassung  kann  jederzeit  revidirt  werden. 

112.  Die  Revision  geschieht  auf  dem  Wege  der  Bundes- 
gesetzgebung. 

113.  Wenn  eine  Abtheilung  der  Bundesversammlung  die 
Revision  beschliesst  und  die  andere  nicht  zustimmt,  oder  wenn 
fünfzigtausend  stimmberechtigte  Schweizerbürger  die  Revision 
der  Bundesverfassung  verlangen,*'*^  so  muss  im  einen  wie  im 
andern  Falle  die  Frage,  ob  eine  Revision  stattfinden  soll  oder 
nicht,  dem  schweizerischen  Volke  zur  Abstimmung  vorgelegt 
werden. 

Sofern  in  einem  dieser  Fälle  die  Mehrheit  der  stimmenden 
Schweizerbürger  über  die  Frage  sich  bejahend  ausspricht,  so 
sind  beide  Räthe  ^'•neu*''  zu  wählen,  um  die  Revision  zur 
Hand  zu  nehmen. 

114.  Die  revidirte  Bundesverfassung  tritt  in  Kraft,  wenn 
sie  von  der  Mehrheit  der  stimmenden  Schweizerbürger  und 
von  der  Mehrheit  der  Kantone  angenommen  ist. 

Uebergangsbestimmangen. 

Art.  1.  Ueber  die  Annahme  gegenwärtiger  Bundesver- 
fassung haben  sich  die  Kantone  auf  die  durch  die  Kantonal- 
verfassungen vorgeschriebene,  oder  —  wo  die  Verfassung 
hierüber  keine  Bestimmung  enthält  —  auf  die  durch  die 
oberste  Behörde  des  betreffenden  Kantons  festzusetzende  Weise 
auszusprechen. 

2.  Die  Ergebnisse  der  Abstimmung  sind  dem  Vororte  zu 
Händen  der  Tagsatzung  mitzutheilen,  welche  entscheidet,  ob 
die  neue  Bundesverfassung  angenommen  sei. 

3.  Wenn  die  Tagsatzung  die  Bundesverfassung  als  an- 
genommen erklärt  hat,  so  trifft  sie  unmittelbar  zur  Einführung 
derselben  die  erforderlichen  Bestimmungen. 

Die  Verrichtungen  des  eidgenössischen  Kriegsrathes  und 
des  Verwaltungsrathes  für  die  eidgenössischen  Kriegsfonds 
gehen  auf  den  Bundesrath  über. 


*^B)  Einschaltung:  und  die  beiden  Räthe  die  Revision  ablehnen,  .  .  . 
1^')  aufzulösen  und  neue  ... 
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**'^4.  Die  im  Eingange  und  in  Litt,  c  des  Art.  6  der  gegen- 
wärtigen Bundesverfassung  enthaltenen  Bestimmungen  finden 
auf  die  schon  in  Kraft  bestehenden  Verfassungen  der  Kantone 
keine  Anwendung. 

^^'Diejenigen  Vorschriften  der  Kantonalverfassungen,  welche 
mit  den  übrigen  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  im  Wider- 
spruche stehen,  sind  vom  Tage  an,  mit  welchem  diese  letztere 
als  angenommen  erklärt  wird,  aufgehoben. 

***  5.  Der  Bezug  der  schweizerischen  Grenzgebühren  dauert 
so  lange  fort,  bis  die  Tarife  der  neu  einzuführenden  Grenz- 
zone ihre  Vollziehung  finden. 

**•  6.  Die  Beschlüsse  der  Tagsatzung  und  die  Konkordate 
bleiben  bis  zu  ihrer  Aufhebung  oder  Abänderung  in  Kraft, 
soweit  sie  nicht  dieser  Bundesverfassung  widersprechen. 

**^  Dagegen  verlieren  diejenigen  Konkordate  ihre  Gültig- 
keit, deren  Inhalt  als  Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung 
erklärt  wurde,  und  zwar  von  der  Zeit  an,  in  welcher  die 
letztere  in's  Leben  tritt. 

7.  Sobald  die  Bundesversammlung  und  der  Bundesrath 
konstituirt  sein  werden,  tritt  der  Bundesvertrag  vom  7.  August 
1815  ausser  Kraft.  —  ^»* 


><? 


Beschluss 

betreffend 

die  feierliche  Erklärung  über  die  Annahme  der  neuen  Bundes- 
verfassung der  schweizerischen  Eidgenossenschaft. 


v-i 


Die  eidgenössische  Tagsatzung, 

Nach  Prüfung  der  Verbalprozesse  und  der  übrigen  Akten, 
welche  in  Betreff  der  Abstimmung  über  die  Bundesverfassung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  wie  dieselbe  aus  den 
Berathungen   der  Tagsatzung  vom  15.  Mai  bis  und  mit  dem 


leo)^  181)^  iM)^  t88)^  184)  Fehlen. 

^•*)  Schliisssatz:  Entworfen  durch  die  am  16.  August  1847  von 
der  Tagsatzung  ernannte  Revisionskommission.  —  Bern,  den  8.  April  1848.  — 
(Folgt  Verzeichnis  der  23  Mitglieder.) 


—     302    — 

27.  Bracfamonat  1848  hervorging,  aus  sämtlichen  Kantonen  an 
den  Vorort  eingesandt  worden  sind; 

Erwägend  dass  zufolge  dieser  amtlichen  Mittheilungen 
sich  sämtliche  Kantone  über  die  Annahme  oder  Verwerfung 
der  erwähnten  Bundesverfassung  in  der  Weise  ausgesprochen 
haben,  wie  solches  im  Art.  1  der  ihr  angehängten  üebergangs- 
bestimmungeu  ausdrücklich  vorgeschrieben  erscheint; 

Erwägend  dass  aus  der  vorgenommenen  genauen  Prüfung 
sämtlicher  Verbalprozesse  über  die  in  allen  Kantonen  statt- 
gehabte Abstimmung  hervorgeht,  es  sei  die  in  Frage  liegende 
Bundesverfassung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  von 
fünfzehn  ganzen  Kantonen  und  einem  halben  Kanton,  welche 
zusammen  eine  Bevölkerung  von  1,897,887  Seelen,  also  die 
überwiegende  Mehrheit  der  schweizerischen  Bevölkerung  und 
der  Kantone  repräsentiren,  angenommen  worden; 

In  Vollziehung  des  Art.  2  der  erwähnten  Uebergangsbe- 
stimmungen,  kraft  welchen  der  Tagsatzung  obliegt,  nach 
Prüfung  der  Abstimmungsergebnisse  zu  entscheiden,  ob  die 
neue  Bundesverfassung  angenommen  sei  oder  nicht, 

beschliessi : 

Art.  1.  Die  Bundesverfassung  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft, wie  solche  aus  den  Berathungen  der  Tagsatzung 
vom  15.  Mai  bis  und  mit  dem  27.  Brachmonat  1843  hervor- 
gegangen und  nach  Massgabe  des  Art.  l  der  ihr  angehängten 
Uebergangsbestimmungen  in  sämtlichen  Kantonen  der  Ab- 
stimmung unterstellt  worden  ist,  ist  anmit  feierlich  ange- 
nommen und  wird  als  Grundgesetz  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft erklärt. 

Art.  2.  Gegenwärtige  urkundliche  Erklärung  soll  in  Ver- 
bindung mit  der  angenommenen  Bundesverfassung  in  urschrift- 
licher Fertigung  in  das  eidgenössische  Archiv  niedergelegt, 
überdies  in  einer  hinreichenden  Anzahl  von  Exemplaren  ge- 
druckt und  durch  den  Vorort  sämtlichen  Kantonsregierungen 
zu  allgemeiner  Bekanntmachung  unverzüglich  mitgetheilt 
werden. 

Art.  3.  Die  Tagsatzung  wird  die  zu  Einführung  der 
Bundesverfassung  erforderlichen  Bestimmungen  sofort  von 
sich  aus  treffen. 
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Also  gegeben  in  Bern,   den  zwölften  Herbstnionat  des 
Jahres  achtzehnhundertvierzigundacht. 

Die  eidgenössische  Tagsatzung: 

Namens  derselben 

Der  Präsident  des  Regierungsrathes  des 

Kantons  Bern, 
als  eidgenössischer  Vorort, 
Präsident  der  Tagsatzung: 
(L.  S.)  Alex.  Funk. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Schicss. 


2.  (28.)  Partialrevision  vom  14.  Januar  1866. 

Art.  41  und  48.*) 

Eid».  Gesctzessammlungr  (ä-  S.).  VIII.  7Ö0-52.  —  Recneil  off.  etc.  VIIL  680—82.  — 

Prot,  der  Verhandlungen  etc.  p.  VI. 

41.  Der  Bund  gewährleistet  allen  Schweizern  [welche  einer 
der  christlichen  Konfessionen  angehören]  das  Recht  der  freien 
Niederlassung  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft,  nach 
folgenden  nähern  Bestimmungen : 

1)  Keinem  Schweizer  [der  einer  der  christlichen  Konfessio- 
nen angehört]  kann  die  Niederlassung  in  irgend  einem  Kanton 
verweigert  werden,  wenn  er  folgende  Ausweisschriften  besitzt: 

a)  Einen  Heimatschein  oder  eine  andere  gleichbedeutende 
Ausweisschrift ; 

b)  ein  Zeugnis  sittlicher  Aufführung ; 

c)  eine  Bescheinigung,  dass  er  in  bürgerlichen  Rechten  und 
Ehren  stehe,  [und  wenn  er  auf  Verlangen  sich  ausweisen 
kann,  dass  er  durch  Vermögen,  Beruf  oder  Gewerbe  sich 
und  seine  Familien  zu  ernähren  im  Stande  sei]. 

[Naturalisirte  Schweizer  müssen  überdies  die  Bescheini- 
gung beibringen,  dass  sie  wenigstens  fünf  Jahre  im  Besitze 
eines  Kantonsbürgerrechts  sich  befinden.] 

(Ziffern  2—6  bleiben  unberührt.) 

*)  Um  das  Bleibende  wie  die  Abcmdemngen  deutlicher  zu  machen, 
wird  das  durch  letztere  Beseitigte  in  Klammern  gesetzt. 
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48.  Sämtliche  Kantone  sind  verpflichtet,  alle  Schweizer- 
bürger [christlicher  Konfession]  in  der  Gesetzgebung  sowohl 
als  im  gerichtlichen  Verfahren  den  Bürgern  des  eigenen  Kan- 
tons gleich  zu  halten. 


3.  (29.)  Revisionsvorschlag  vom  5.  Mirz  1872*). 

Protokoll  der  Verhandinngen  etc.  p.  618—41.  —  Sep.  Aasgaben. 

Art.  18.  Absatz  8  und  4  fehlen. 

Art.  19.  Absatz  1  und  2:  Das  Bundesbeer  besteht  aus  der  ge- 
samten nach  der  eidg.  Gesetzgebung  dienstpflichtigen  Mannschaft. 

In  Zeiten  der  Gefahr  kann  der  Bund  auch  über  die  nicht  zum 
Bundesheer  gehörende  Mannschaft  und  über  die  übrigen  Streitmittel 
der  Kantone  verfügen. 

(Abs.  3  =  Abs.  5  von  1874.) 

Art.  20  (21,  22).  Die  Organisation  des  Bundesheeres  ist  Gegen- 
stand der  BundesgesetzgebuDg. 

Abs.  2  =  Art.  21,  Abs.  1  von  1874. 

Die  Kosten  des  Unterrichts,  der  Bewaffnung,  Bekleidung  und 
Ausrüstung  des  Bundesheeres  trägt  der  Bund. 

Das  Kriegsmaterial  der  Kantone,  in  demjenigen  Bestände,  welcher 
nach  den  bisherigen  Gesetzen  vorgeschrieben  ist,  geht  auf  den 
Bund  über. 

Immerbin  bleibt  das  Verfügungsrecht  der  Kantone,  nach  Mass- 
gabe von  Art.  19,  Lemma  3,  vorbehalten. 

Der  Bund  ist  berechtigt,  die  Waffenplätze  und  die  zu  militäri- 
schen Zwecken  dienenden  Gebäude,  welche  in  den  Kantonen  vor- 
handen sind,  zur  Benutzung  oder  als  Eigenthum  zu  übernehmen. 
Die  nähern  Bedingungen  der  Uebernabme  werden  durch  die  Bundes- 
gesetzgebung geregelt.  —  (Vgl.  1874,  Art.  22.) 

Die  Ausführung  des  Militärgesetzes  in  den  Kantonen  geschiebt 
durch  die  Kantonsbehörden  in  den  durch  die  Bundesgesetzgebung 
festgesetzten  Grenzen. 

(Von  hier  weg  Differenz  der  Numerirung.) 


*)  Mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  dieser  Vorlage  wird  dieselbe  mit 
eigener  Nummer  gegeben,  textuell  jedoch  nur  in  den  Artikeln,  Sätzen  etc., 
welche  von  der  Verfassung  von  1874  abtceichen. 


—     305     — 

26  (—  23  T.  1872).  Der  Band  ist  b«fiigf,  gesetzlicl: 
mnngen  zum  Schatze  der  für  die  Land-  und  Forstwirthgcl 
liehen  Vögel,  sowie  über  die  AnsUbiuig  der  Fischerei  i 
namentlich  zar  Grhaltnng  des  Hochwildes,  xa  treffen. 

27  (25).  Der  Bund  ist  befü^  eine  Universität,  eine 
nische  Schale  und  andere   höhere  üsterrichtsanstalten   zu 

Die  Kantone  sorgen  fttr  obligatoriacheu  nnd  nneni 
PH  m  arnnterricht. 

Der  Band  kann  über  das  Minirnnm  der  Anforderan 
Primarschnle  gesetzliche  Bestimmongen  erl&ssen. 

(Alles  Übrige  fehlt.) 

28  (27).  Nach  1  c:  Diese  Grandsiltze  sind  anch  bei  Abs 
von  Handelsverträgen  mit  dem  Aaslande  za  befolgen. 

(Das  Übrige  gleich.) 

30  (28).     Abs.  8 ;  Für  Uri  Fr.  70,000. 

31  (29).  Abs.  2a  .  .  .  Wein  and  geistigen  Geträi 
[Alles  Übrige  gleich.) 

36  (31).  Abs.  2:  Die  zur  Zeit  bestehenden  Spielhäosi 
binnen  einer  Frist  von  fUnf  Jahren,  vom  Tage  der  Ann 
gegenwärtigen  Verfossang  an  gerechnet,  geschlossen  werde 

34  (32).  Abs.  1 :  Der  Band  ist  beftigt,  zam  Schatze  de 
gegen  Gesundheit  und  Sicherheit  gefährdenden  Gewerbebe 
heitliche  Bestimmungen  au&nstellen  und  die  Verwendang 
dem  in  den  Fabriken  gesetzlich  zu  regeln. 

32(33).  Schlussabsatz:  Nach  Abl&nf  einer  Frist  toi 
Jahren   .  .  . 

36  (V.  1872)  =  A.  34  v.  1848;  1874  unterdrückt. 

37  (36),  Abs.  2:  .  .  .  Kantonen  mit  Rücksicht  auf  il 
nationalen  .  .  . 

38  (37),  Abs.  3 :  Ea  ist  Sache  der  Bandesgesetzgebung,  den  Uünz- 
fuBB  zu  bestimmen  und  allfällige  Vorschriften  hinsichtlich  der  Tari- 
fimug  fremder  Mttnzaorton  za  treffen. 

39  (88),  Abs.  1,  Scblusswort:  zu  erlassen. 

Abs.  2  fehlt. 
42  (41):  e)  aas  dem  Ertrag  der  Militärpliiclitersatzsteaem. 
f)  (Stenerkraft  der)  letztem  .  .  . 
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43  (42),  Abs.  4:  Der  Niedergelassene  geniesst  .  .  .  6e- 
meindsbürger,  mit  Ausnahme  des  Mitantheils  an  Bürger-  und  Korpo- 
ratioDSgtttern. 

Abs.  5,  zweiter  Satz:  Das  Stimmrecht  in  Gemeindeangelegen- 
heiten erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  Verwaltung  derjenigen 
Güter,  an  welchen  der  Niedergelassene  keinen  Antheil  hat. 

Abs.  6 :  .  .  (Gemeinden)  sind  dem  Bundesrathe  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

46  (44),  Abs.  2 :  Ausnahmsweise  kann  die  Niederlassung  ver- 
weigert oder  entzogen  werden  : 

1)  Denjenigen,  welche  infolge  eines  strafgerichtlichen  ürtheils 
nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  sind ; 

2)  denjenigen ,  welche  dauernd  der  öffentlichen  Wohlthätigkeit 
zur  Last  fallen,  und  deren  Heimatgemeinde  beziehungsweise 
Heimatkanton  eine  angemessene  Unterstützung  trotz  amtlicher 
Aufforderung  nicht  gewährt. 

Abs.  4  und  5  fehlen. 

Abs.  6 :  Der  Niedergelassene  .  .  . 

49  (48),  Abs.  2  :  Niemand  darf  in  der  Ausübung  der  bürgerlichen 
oder  politischen  Rechte  um  der  Glaubensansichten  willen  beschränkt 
oder  znr  Vornahme  einer  religiösen  Handlung  angehalten  oder  wegen 
Unterlassung  einer  solchen  mit  Strafen  belegt  werden. 

Abs.  8 :  Niemand  ist  gehalten,  Steuern  zu  bezahlen,  welche 
speziell  für  eigentliche  Kultuszwecke  einer  Konfession  oder  Religions- 
genossenschaft, der  er  nicht  angehört,  aufgelegt  werden.  —  (Vgl. 
1874,  Abs.  6.) 

Die  Glaubensansichten  etc. 

(Das  Übrige  fehlt). 

60  (49),  Abs.  2  :  .  .  .  (Handhabung)  der  öffentlichen  Ordnung 
und  des  Friedens  unter  den  Konfessionen  •  •  . 

Abs.  3  und  4  fehlen. 

61  (65),  Absatz  2  fehlt. 
52:  fehlt. 

53:  fehlt. 

54  (50),  Abs.  2 :  Dieses  Recht  darf  nicht  (aus  kirchl.  o.  ökon. 
Rücksichten)  oder  (wegen)  .  .  . 

Abs,  3  :  So  lange  nicht  die  Bundesgesetzgebung  über  die  Er- 
fordernisse zur  Eingehung  der  Ehe  besondere  Vorschriften  aufgestellt 
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hat,  soll    die    in    einem   Kanton   oder  im   Auslande   nach   der  dort 
geltenden  Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe   im   Gebiete  der  Eidge- 
Bossenschaft  als  Ehe  anerkannt  werden. 
(Das  Obrige  gleich.) 

68  (60),  Abs.  2:  Anch  kann  Niemand  angehalten  werden,  sich 
in  Eheangelegenheiten  einer  geistlichen  Gerichtsbarkeit  zu  unterziehen. 

69  (57),  Abs.  1 :  Der  aufrechtstehende  schweizerische  Schuldner, 
welcher  einen  festen  Wohnsitz  hat,  .  .  . 

Abs.  2  fehlt. 

64  (55) :  Die  Gesetzgebung  über  das  Zivilrecht,  mit  Inbegriff 
des  Verfahrens,  ist  Bundessacbe;  jedoch  bleibt,  bis  zum  Erlass  be- 
züglicher Bundesgesetze,  das  Gesetzgebungsrecht  der  Kantone  vor- 
behalten. 

Der  Bund  ist  überdies  befugt,  seine  Gesetzgebung  auch  auf  das 
Strafrecht  und  den  Prozess  auszudehnen.  Dabei  kann  jedoch  das  In- 
stitut der  Schwurgerichte  (Jury)  in  denjenigen  Kantonen,  in  welchen 
dasselbe  bereits  besteht,  durch  Bundesgesetzgebung  nicht  abgeschafifl 
werden. 

Absatz  3  (die  Rechtsprechung  .  .  .)  gleich« 

66  (61),  Abs.  2 :  .  .  .  (jedoch)  vorbehalten. 

66:  fehlt. 

75  (71)  fehlt  die  Bestimmung  weltlichen  Standes. 

82  (78),  Abs.  2  und  3:  st.  Abgeordnete(n) :  Gesandte (n)  .  .  . 

86  (81),  §  4 :  (Kanzlers)  und  seines  Stellvertreters,  .  .  . 
Der  zweite  Satz  fehlt. 

§  12:  (Beschwerden)  ...  in  den  ihm  nach  Art.  110  zuge- 
wiesenen .  .  . 

88  (84) :  fehlt  «  absolute  >   .  .  . 

89  (85),  Abs.  2 :  Bundesgesetze  sowie  Bundesbeschlüsse  .... 
von  50,000  ....  (oder  von)  acht  (Kantonen)  .  .  . 

89  (1872):  Wenn  50,000  stimmberechtigte  Bürger  oder  fünf  (!) 
Kantone  die  Abänderung  oder  Aufhebung  eines  bestehenden  Bundes- 
gesetzes oder  eines  Bundesbeschlusses,  oder  über  eine  bestimmte 
Materie  die  Erlassung  eines  neuen  Bundesgesetzes  oder  Bundes- 
beschlusses anbegehren,  und  diesem  Begehren  nicht  vertragsrechtliche 
Verpflichtungen  des  Bundes  entgegenstehen,  so  haben  die  beiden  Räthe, 
wenn  sie  dem  Begehren  zustimmen,  den  einschlägigen  neuen  Gesetz- 
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oder  ßeschiussvorschlag  zu  yereinbaren  and  dem  Volk  zur  Annahme 
oder  Verwerfting  vorzulegen. 

Stimmen  nicht  beide  ßäthe  dem  Begehren  zu,  so  ist  dasselbe 
der  Abstimmung  des  Volkes  zu  unterstellen,  und  wenn  die  Mehrheit 
der  stimmenden  Bürger  dafür  sich,  ausspricht,  so  haben  die  Räthe 
einen  entsprechenden  Gesetz-  oder  ßeschiussvorschlag  aufzustellen 
und  dem  Volke  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzulegen. 

90  (90) :  (Fristen  der)  Volksbegehren  und  (der)  .  .  . 

102  (99),  §  6:  .  .  .  (welche  nicht)   durch   die  Verfassung  (der 
Bundesvers.)  .  .  .  (oder)  durch  die  Gesetzgebung  (einer)  .  .  . 
§  13  =  1848. 

106  (102),  Abs.  2 :  (Der  Kanzler)  und  sein  Stellvertreter  wer- 
den .  .  . 

108  (105),  Abs.  3:  Auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung 
können  auch  andere  Beamtungen  und  ßerufsarten  als  mit  der  Stelle 
eines  Bundesrichters  unvereinbar  erklärt  werden. 


»'<' 


Übergangsbestimmaiigen. 

Art.  1,  Abs.  3  fehlt. 

Art.  3 :  Bis  zur  Aufstellung  des  Organisationsgesetzes  für  das 
Bundesgericht  wird  die  jetzige  Zahl  der  Mitglieder  dieser  Behörde 
beibehalten. 


r 


fr 


Nach  der  Abstimmung  vom  12.  Mai  veranstaltete  die  Bundeskanzlei 
eine  fünfsprachige  Ausgabe  des  gefallenen  Projektes,  die  an  die  Kantons- 
archive vertheilt  wurde.  Ein  Exemplar  dieses  Druckwerkes  überlieas  das 
Drucksachenbureau  der  Redaktion  d.  B.  in  gefölliger  Weise  zur  Benutzung. 
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4  (30).  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  *). 

Eidg.  Gesetzsaiuml.  (n.  F.)  I.  1—37.  (88-41.)  —  Recueil  off.  I.  1—86.  (37  ss.). 

Separ.  Ansgff. 


3m  Spanien  ®otted  bed 
ailmä^ttgen! 

Sie  i^wAia.  2ibfleno0enf(^aft, 

in  ber  «bftc^t,  ben  Sunb  ber  Sib- 
genoffen  ju  befefitgeit,  bte  Sinl^ett, 
ftraft  unb  (S^re  ber  fc^tDetjerifd^en 
Station  gu  erholten  unb  j^u  fftrbern, 
f^at  noc^fiel^enbe  eunbefloetfaffung 
angenommen : 


Srfler  %mnitt. 

Slßgemeine  Beftimmungen. 

Srt.  1.  ^ie  burd^  gegenio&rtigen 
8unb  oereinigten  Sölferfc^aften  ber 
jmeiunb^Dangig  fouoeränen  ftantone, 
a(8  S^xidi,  Sern,  Sujern^ 
Uri,  @4m9),  Untertoalben 
(ob  unb  nib  bem  Salb),  ®  I  a  r  u  d , 
Sug,  e^reibnrg,  ®otot^urn, 
SBafel  (@tabt  unb  Sanbfd^oft), 
@(^af f bauf en,  Vppenjetl 
(betber  9ioben),  ®t.  ©allen, 
(Braubünben,  Slargau,  Xf^nX' 
gau,  Sefftn,  2Baat,  äßaUt«, 
9leuenburg  unb  @enf,  bUben 
in  i^rer  (Sefamtl^eit  bte  ((^loeije' 
rifc^e  (Sibgenoffenfd^aft. 

fixt.  2.  3)ei  Sunb  bat  ^nm 
Smä:  Sebauptung  ber  Unabl^Sngig* 
fett  bed  Saterlonbed  gegen  äugen, 
^anbl^abung  oon  JRube  unb  Orb' 
nung  im  3nnern,  @c^u^  ber  f^rei« 
l^eit  unb  ber  9le(bie  ber  Sibgenoffen 


Au   nom  de  Dieu  Toutpuissant ! 

Iia  Conföderation  suisse, 

Voulant  afifermir  Talliance  des 
Gonf(§döres,  maintenir  et  accroltre 
Punitö,  la  force  et  l'honneur  de 
la  Nation  saisse,  a  adopt^  la 
Constitution  f^d^rale  suivante: 

CONSTITDTION  F^DtRALE 

DE  LA 

CONF^D^RATION  SUISSE. 


Chapitre  premür. 
DispoBitions  K^nerales. 

Article  1®'.  Les  peuples  des 
vingt-deuz  Cantons  souveraiDS  de 
la  Suisse,  unis  par  la  pr^nte 
alliance,  savoir:  Zürich^  Beme, 
Lueeme,  Uri,  Schwyfz,  Unter- 
walden  (Le  Haut  et  le  Bas),  Glaris, 
Zoug,  Fribourg,  Soleure,  Bäle 
(Ville  et  Campagne),  Schaff house, 
Appenzell  (les  deuz  Rodes), 
St  Gcdl,  Grisons,  Argovie,  Thur- 
govie,  Tessin,  Vaud,  Valais, 
Neachäiel  et  Genhve^  forment 
dans  leur   ensemble   la  Conf^dA- 

BATION    SUISSE. 

Art.  2.  La  Confed^ration  a 
pour  but  d*assurer  Tindöpendance 
de  la  patrie  contre  Tötranger,  de 
maintenir  la  tranqtdllit^  et  Vordre 
&  rint^rieur,  de  protöger  la  liberte 
et  les    droits    des   Confedöres   et 


*)  Es  wird  hier  lediglich  der  Wortlaut  von  1874  gegeben,  aber  durch 
Beifügung  von  Sternchen  bei  dem  deutschen  Texte  bemerkt,  was  der 
Verfassung  von  1848  gegenüber  neu  ist. 
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unb  SBeförberung  tl^rer  gemeinfotnen 
äOBo^Ifal^tt. 

Vrt.  3.  2)ie  Jlantone  finb  fou« 
Derän,  fooett  il^re  ©ouoer&nität  ntc^t 
burd^bieSunbedüerfaffung  befc^ränlt 
'\%  unb  üben  aü  folc^e  aOe  Steckte 
ani,  mel^e  ni^t  ber  Sunbedgeioalt 
fibertrogen  finb. 

Uli.  4.  %Ut  @^mei}et  flnb  dov 
bem  ©efe^e  gteic^.  (£i^  gibt  in  ber 
Sd^meij  feine  Untett^anenDerl^ält« 
niffe,  feine  Sotcec^te  bc8  Dxii,  bei 
(Sebutt,  ber  ^oniUien  ober  ^erfonen. 

«rt.  5.  !Z)er  Qunb  gew&^tleifiet 
ben  ffantonen  i^r  ®ebtet,  t^re  @ou« 
Deränitftt  innert  ben  ©c^ranfen  bed 
ärt.  3,  il^re  Berfojfungen,  bie  fjrei« 
l^eit,  bie  Sfec^te  bed  SoUed  unb  bie 
üerfoffungdmSgigen  Siedete  ber  Sttr« 
ger  gteid)  ben  9tecbten  unb  Qefug» 
ntffen,  metdie  bo8  Solf  ben  Sel^5r« 
ben  übertragen  ^at. 

Xrt.  6.  2)te  ftantone  ftnb  ver- 
pflichtet, für  i^re  Serfaffungen  bie 
©emä^rleipung  bed  Sunbed  nac^* 
^ufu^en. 

3)er  83unb  übernimmt  biefe  &t» 
mäl^rleißung,  infofern: 

a)  fie  nic^tiS  ben  S$orfc(riften  ber 

SuitbeSoerfaffung  3u^ib^^(<^U' 
fenbed  entl^atten; 

b)  fte  bie  Kudübung  ber  f}oUtif(i^en 
Siedete  nad^  re))ubUfanif(ben 
(repräfentotiüen  ober  bemofra« 
tif^en)  formen  fiebern; 

c)  \xt  Dom  Solfe  angenommen 
morben  finb  unb  reoibirt  mer« 
ben  tonnen,  »enn  bie  abfotute 
9Re^rl{|eit  ber  iSBttrger  ed  Der« 
langt. 

9lrt.  7.    Sefonbere   »ünbniffe 
unb   Serträge    poUtifc^en    3n^altd 
iDif(^en  ben  itantonen  ftnb  unter» 
agt. 


f. 


d'acoroltre    leur   prosperit^   com- 
mune. 

Art.  3.  Les  Cantons  sont 
souverains  en  tant  que  leur 
souverainetö  n^est  pas  limit^  par 
la  Constitution  föderale,  et,  comme 
tels,  ils  exercent  tous  les  droits 
qui  ne  sont  pas  del^guäs  au  pou- 
voir  föderal. 

Art.  4.  Tous  les  Suisses  sont 
^gauz  devant  la  loi.  II  n'j  a  en 
Suisse  ni  sujets,  ni  privil^ges  de 
lieu,  de  naissance,  de  personnes 
ou  de  familles. 

Art.  5.  La  Confederation 
garantit  aux  Cantons  leur  fem- 
toire,  leur  souverainetö  dans  les 
limites  fixees  par  Particle  3,  leurs 
constitutions ,  la  liberte  et  les 
droits  du  peuple,  les  droits  cons- 
titutionnels  des  citoyens,  ainsi  que 
les  droits  et  les  attributions  que 
le  peuple  a  cont'äres  aux  autorites. 

Art.  6.  Les  Cantons  sont  tenus 
de  demander  ä  la  Conföderation 
la  garantie  de  leurs  constitutions. 

Cette  garantie  est  accord^e, 
pourvu : 

a.  Que  ces  constitutions  ne  ren- 
ferment  rien  de  contraire  aux 
dispositions  de  la  Constitution 
fed^rale ; 

6.  Qu'elles  assurent  Texercice 
des  droits  politiques  d'apr^ 
des  forraes  r^publicaines,  — 
repräsentatives  ou  dömo- 
cratiques; 

c.  Qu'elles  aient  öte  acceptees 
par  le  peuple  et  qu'elles 
puissent  ötre  rövisöes  lorsquo 
la  majorit^  absolue  des 
citoyens  le  demande. 

Art.  7.  Toute  alliance  parti- 
culi^re  et  tout  traitö  d'une  nature 
politique  entre  Cantons  sont  inter- 

dits. 
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2)agegen  fte^t  i^nen  bad  Ke^t 
lu,  Sertominntffe  über  0egcnflftnbe 
bct  (Sefej^gebung ,  bed  (Sertc^tS» 
mefenS  nnb  ber  Setmaltung  unter 
fld^  ab)uf(i^(iegen ;  j[ebi>(^  ^aben  fie 
biefe(ben  ber  VunbeSbel^drbe  }Qr 
(Einfielt  Dor^ulegen,  toeld^e,  toenn 
btefe  8etfonimnt{fe  titoai  bem 
Sunbe  ober  ben  Steckten  anberer 
ftantone  3ttB>il>^i(flufenbed  entl^alteti, 
beren  QoD;|te^ung  gu  ^tnbern  be« 
fugt  iß.  3m  entgegengefe^ten  Saue 
flnb  bie  betreffenben  ffantone  be« 
re(^ttgt  nur  SoQ^ie^ung  bie  SRit' 
mirfung  ber  Sunbedbe^örben  anju* 
fpre^en. 

%rt.  8.  3)em  Sunbe  aDein  ftif^i 
bad  Stecht  )u,  Krieg  }tt  etflSren  unb 
trieben  gu  festlegen,  Sünbniffe  unb 
®toatdDertr&ge,  nontentttc^  Qoü' 
unb  $anbcteDerttäge  mit  bem  Vud« 
(anbe  einjuge^en. 

art.  9.  SluSno^mSmeife  bleibt 
ben  ftantonen  bie  SefugniS,  Ser* 
träge  ä6et  ®egenf)änbe  ber  ©taotd' 
mittbfd^oft,  bed  nac^bartid^en  Ser* 
fel^rd  unb  ber  $o(i}ei  mit  bem  Sud« 
(anbe  abjuf erliegen ;  jeboc^  bttrfen 
biefelben  nichts  bem  Sunbe  ober 
ben  ^fte^ten  anberer  ffantone  Sn» 
miberlaufenbed  enthalten. 

Srt.  10.  !S)er  amtliche  Scrfe^r 
gwifc^en  fiontonen  unb  audm&rtigen 
Staatdregierungen,  fomie  il^ren  @teQ« 
oertretern,  ftnbet  burc^  Sermitttung 
beft  8unbedratl^d  fiatt. 

lieber  bie  im  %rt.  9  bezeichneten 
(Segenfiänbe  fönnen  jeboc^  bie  fton« 
tone  mit  ben  untergeotbneten  Se« 
amten  eine9  auSmfirtigen  @taate0  in 
unmittelbaren  Serfe^r  treten. 

«rt.  11.  (Ed  bfirfen  feine  SRiü« 
t&ifopitutationen  abgef  (^(off  en  »erben. 


En  revanche,  les  Cantons  ont 
le  droit  de  conclure  entre  eux 
des  Conventions  sur  des  objets 
de  legislation,  d'administration  ou 
de  justice;  toutefois,  ils  doivent 
les  porter  k  la  connaissance  de 
rantorit^  f^dörale,  laquelle,  si  ces 
Conventions  renferment  quelqne 
chose  de  contraire  h  la  Conföd^- 
ration  ou  aux  droits  des  autres 
Cantons,  est  autorisee  ä  en  em- 
p^her  l'ex^cution.  Dans  le  cas 
contraire,  les  Gantons  contractants 
sont  autoris^s  ä  r^clamer  pour 
l'exöcution  la  Cooperation  des 
autorites  föderales. 

Art.  8.  La  Cont*öd^ration  a 
seule  le  droit  de  däclarer  la  guerre 
et  de  conclure  la  paix,  ainsi  que 
de  faire  avec  les  Etats  ötrangers 
des  alliances  et  des  trait^s,  notam- 
ment'  des  traitäs  de  peage  (dou- 
anes)  et  de  commerce. 

Art.  9.  Exceptionnellement, 
les  Gantons  conservent  le  droit 
de  conclure  avec  les  Etats  e^tran- 
gers  des  trait^s  sur  des  objets 
concernant  Teeonomie  publique, 
les  rapports*  de  voisinage  et  de 
police;  n^anmoins  ces  trait^s  ne 
doivent  rien  contenir  de  contraire 
k  la  Con Föderation  ou  aux  droits 
d'autres  Gantons. 

Art.  10.  Les  rapports  officiels 
entre  les  Gantons  et  les  goaverne- 
ments  ^trangers  ou  leurs  repre- 
sentants  ont  lieu  par  Tiatermö- 
diaire  du  Gonseil  föderal. 

Toutefois,  les  Cantons  peuvent 
correspondre  directement  avec  les 
autorites  infärieures  et  les  em- 
ployes  d*un  Etat  etranger,  lors- 
qu'il  s'agit  des  objets  mentionnes 
ä  Tarticle  precädent. 

Art.  11.  II  ne  peut  etre  conclu 
de  capitulations  militaires. 
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Wct  12.  3>ie  aßttglieber  ber 
)93unbeSbe^5rben,  bte  eibgenäfftfd^^n 
QmU  unb  SRititfirbeamten  unb  bte 
etbg.  9leprftfentanten  ober  ftom* 
mtfavten  bürfen  oon  auSm&rtigen 
Slegietungen  meber  ^enflonen  ober 
®e|a{te,  no^  ZiUl,  (Sef^ente  ober 
Drben  annel^men. 

®tnb  fie  bereite  im  SBefi^e  üon 
^enfionen,  £tte(n  ober  Orben,  fo 
l^abeti  fie  für  ibre  Smtdbauer  auf 
ben  @enu|  ber  ^enflonen  unb  ba9 
fragen  ber  Xxttl  unb  Orben  )u 
oer^ic^ten. 

Untergeorbneten  Oeamten  unb 
9ngefieDten  fann  ieboc^  Dom  Sun« 
bedratb  ber  f^ortbegug  Don  ^enpo« 
nen  betoilligt  metben. 

*  3m  f  c^roet^ertf  (^en  ^eere  bürfen 
meber  Orben  getragen,  nod^  Don 
autoäitigen  ^Regierungen  oertiel^ene 
3:ite(  geltenb  gemad^t  »erben. 

*^a^  Snnebmen  fold^er  9lud* 
}eid)nungen  tfl  aQen  Offizieren,  Un» 
teroffijieren  unb  Solbaten  unterfagt. 

«rt.  13.  ®er  «unb  ifl  nic^t 
berecbtigt,  ftel^enbe  Gruppen  ju  galten. 

Ol^ne  ÜBemiQigung  ber  Sunbed' 
be^i^rbe  barf  fein  Jtanton  ober  in 
getbei(ten  jlantonen  fein  Sanbedt^eil 
mel^r  ali  300  9Rann  fle^enber 
Struppen  l^alten,  bie  Sanbjägerforpd 
nid^t  inbegiiffen. 

Vrt.  14.  3)ie  ftantone  flnb  oer« 
pflid^tet,  menn  ©treitigfeiten  unter 
i^nen  oorfaQen,  fic^  jeber  (Selbflt^ilfe 
fowie  ieber  SSemaffnung  gu  enthalten 
unb  ficb  ber  bunbedmägtgen  dnU 
fc^eibung  gu  untergieben. 

Srt.  15.  9Benn  einem  Danton 
oom  Sludtanbe  plö^Ucb  ®efa^r  brot}t, 
fo  ift  bie  Stegietung  bed  bebrobten 
Jtantond    oerpflicbtet;   anbere   ftan» 


Art.  12.  Les  membres  des 
autorit^s  f(§d^rales,  les  fonctiou- 
naires  civils  et  miütaires  de  la 
Conf^däration  et  les  repr^sentants 
ou  les  commissaires  f^d^ranx  ne 
penvent  recevoir  d'un  gouverne- 
ment  ätranger  ni  pensions  oa 
traitements,  ni  titres,  pr^sents  oa 
d^corations. 

S'ils  sont  d6}ä  en  posse&sion 
de  pensions,  de  titres  ou  de  d6- 
corations,  ils  devront  renoncer  ä 
jouir  de  lenrs  pensions  et  ä  porter 
leurs  titres  et  lenrs  decorations 
pendant  la  duree  de  leurs  fonc- 
tions. 

Toutefois  les  emplojös  infä- 
rieurs  peuvent  dtre  autorises  par 
le  Conseil  federal  k  recevoir  leurs 
pensions. 

On  ne  peut,  dans  Parm^e 
f^d^rale,  porter  ni  decoration  ni 
titre  accord^s  par  un  gouverne- 
ment  etranger. 

II  est  interdit  k  tont  officier, 
sons-officier  ou  soldat,  d'accepter 
des  distinctions  de  ce  genre. 

Art.  13.  La  Contederation  n'a 
pas  le  droit  d'entretenir  des 
troupes  permanentes. 

Nul  Ganton  ou  deini-Canton 
ne  pent  avoir  plus  de  300  hommes 
de  troupes  permanentes,  saus 
Tautorisation  dn  pouvoir  federal : 
la  gendarmerie  n'est  pas  comprise 
dans  ce  nombre. 

Art.  14.  Des  difförends  venant 
k  s^elever  entre  Cantons,  les  Etats 
s'abstiendront  de  tonte  voie  de 
fait  et  de  tont  armement.  Ils  se 
sonmettront  k  la  d^cision  qni  sera 
prise  snr  ces  diffi^rends  conform^- 
ment  anx  prescriptions   fed^rales. 

Art.  15.  Dans  le  cas  d'nn 
danger  snbit  provenant  dn  de- 
bors,  le  Gouvernement  dn  Canton 
menace    doit   requerir   le   seconrs 
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tone  }ur  i^i(fe  gts  mol^nen,  unter 
gteic^gettiger  Xnjetge  an  bie  0unc 
bedbei^örbe  unb  unt)orgretf[i(4  ben 
fp&tern  Setfügungen  biefet  le^tern. 
SDie  gemo^nten  Kantone  finb  ;ium 
3u)nge  oerpfIi(4tet.  2)ie  ftoßen  trägt 
bte  Sibgenoffenfc&aft. 

Srt.  16.  ÜBei  geftörter  Drbnung 
im  3nnern,  ober  menn  oon  einem 
anbern  ftantone  ®efa^r  bro^t,  ^at 
bie  9ie.qierung  bed  bebro^ten  ftan* 
tonS  bem  SunbeSrat^e  fogletc^ 
itenntnid  an  geben,  bamit  biefer 
innert  ben  ®4ranfen  feiner  Aom« 
petena  («rt.  102,  3iffer  3,  10  unb 
11)  bie  erforberlic^en  SRa^regetn 
treffen  ober  bre  QunDeSoerfammtang 
einberufen  fann.  3n  bringenben 
ffäHen  if!  bie  betrcffenbe  ^Regierung 
befugt,  unter  fofortiger  Snjetge  an 
ben  OunbeSrat^,  anbere  ftantone 
)ur  ^Ufe  au  mahnen,  unb  bie  ge- 
mannten ®tänbe  finb  jur  ^ilfe« 
(eiflung  oerpflic^tet. 

2Benn  bie  ttantondregierung 
au^er  ®tanbe  if),  ^tüe  anjufprec^en, 
fo  fann,  unb  menn  bie  ©ic^er^eit 
ber  @(i^mci}  geffibtbet  mirb,  fo  fot( 
bie  fompetente  Sunbedbe^örbe  oon 
fic^  an9  einfd^reiten. 

3n  0&aen  eibgenöfflfc^er  ^nter* 
oention  forgen  bie  SunbeSbe^örben 
für  Sead^tung  ber  Sorfc^riften  oon 
«rt.  5. 

2)ie  Sofien  trügt  ber  mal^nenbe 
ober  bie  eibgenöffifcfie  Snteroention 
oeranloffenbe  Jtanton,  menn  nic^t 
bie  Sunbefioerfommtung  megen  be* 
fonberer  Umßünbe  etmad  «nbereS 
bef  (fliegt. 

9rt.  17.  3n  ben  burc^  bie 
«rt.  15  unb  16  bejeid^neten  ^äOen 
ifl  jeber  ftanton  oerpflic^tet,  ben 
Struppen  freien  3)ar^)ug  ju  ^e- 
fiatten.  2)iefe  finb  fofort  unter  etb« 
gendffifd^e  Seitnng  ju  {!eQen. 


des  Etats  confedörös  et  en  aviser 
immediatement  Tautoritö  föderale, 
le  toat  Sans  pr^judice  des  dispo- 
sitions  qa'elle  poarra  prendre. 
Les  Cantons  requis  sont  tenas 
de  prdter  secours.  Les  trais  sont 
Supportes    par    la    Confed^ration. 

Art.  16.  Kn  cas  de  troubles 
k  l'interieiir,  oa  lorsque  le  danger 
provient  d*un  autre  Canfon,  ie 
(jouvernement  da  Canton  menac^ 
doit  en  aviser  immediatement  le 
Gonseil  fed^ral,  afin  qu'il  pnisse 
prendre  les  mesares  n^cessaires 
dans  les  limites  de  sa  öompetence 
(article  102,  chiflFres  3,  10  et  11) 
ou  coQvoquer  TAssemblöe  föderale. 
Lorsqu'il  y  a  urgence.  le  Gou- 
vernement est  autoris^,  en  aver- 
tissant  immediatement  le  Gonseil 
föderal,  a  requörir  le  secours 
d^antres  Etats  conföd^r^s ,  qui 
sont  tenas  de  le  prdter. 

[iorsqae  le  Gouvernement  est 
hors  d'6tat  d^invoquer  le  secours» 
Tautorit^  föderale  compätente  peut 
inter^enir  sans  r^quisition;  eile 
est  tenae  de  le  faire,  lorsque  les 
troubles  compromettent  la  süret^ 
de  la  Suisse. 

En  cas  d*intervention ,  les 
autorites  föderales  veillent  ä 
Pobservation  des  dispositions  pres- 
crites  ä  Tarticle  5. 

Les  frais  sont  Supportes  par 
le  Canton  qui  a  requis  Passistance 
ou  occasionnö  Tintervention,  ä 
moins  que  PAssembföe  föderale 
n'en  d^cide  autrement,  en  considö- 
ration  de  circonstances  parti- 
culi^res. 

Art.  17.  Dans  les  cas  mention- 
n^s  aux  deux  articles  prec^dents, 
chaque  Canton  est  tenu  d*accorder 
libre  passage  aux  troupes.  Celles- 
ci  seront  immediatement  placees 
sous  le  commandement  föderal. 
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Srt.  18.  Ofeber  Sc^metjier  ift 
toe^rpfli^tig. 

*  9Be|nnänner ,  toetc^e  infolge 
bed  eibc)enöfßf(4en  TOtlttärbienßed 
il^r  Scben  üertteren  ober  bouernben 
6(^aben  an  i^rer  ©efunbl^eit  erlei* 
ben,  l^oben  ffir  fid^  ober  i^re  ^a* 
mtUen  im  f^aOe  be8  Sebttrfniffed 
Xnfpruc^  auf  Unlerfla^ung  bed 
OunbeS 

*Ütte  äße^rmänner  foOen  il^re 
erfte  VuSrüfiung,  Seffeibung  unb 
Oemaffnung  unentgelttid^  erhalten. 
3)ie  Söffe  bleibt  unter  ben  burc^ 
bie  Sunbedgefe^gebung  aufjupeDen* 
ben  Qebingungen  in  ben  ^änben 
bed  SBe^rmanned. 

*Der  ©unb  »itb  fiber  ben 
aRifitärpftic^tetfae  einl^eitüc^e  ©e« 
ßimmungen  auffleQen. 

Ätt.  19.  *!Ca8  ©unbeft^eer 
befielet : 

a)  Qu8  ben  Siruppenförpern  ber 
Jfantone; 

b)  QuS  oQen  ©c^u^eiAern,  roefc^e 
\XQQX  nic^t  ^u  biefen  Gruppen* 
förpern  gehören,  aber  nid^td* 
befiomeniger  mititäTpflid^ttg  flnb. 

*'$>\t  Seifügung  über  tad  Oun^ 
bedl^eer  mit  ^fnbeqriff  be3  gefegUc^ 
ba;(u  gehörigen  Jtrtegdmatetiald  fielet 
ber  (£ibgenoffenf((aft  ^u. 

*  3"  3^^^^"  ^^^  ©efa^r  l^ot  ber 
©unb  bod  au§f4(ie§lt(^e  unb  un« 
mittelbare  ©erfügungSred^t  oud^  über 
bie  nic^t  in  baS  ©unbedl^eer  einge^^ 
tbeiüe  Wannfc^aft  unb  aQe  übrigen 
@treitmitte(  ber  ]fantone. 

*!I)ie  ffantonc  Derfügen  über 
bie  SBe^rfroft  i^rea  ®'ebiet«,  fomeit 
fie  ntd)t  burc^  oeifaflungSmägige 
ober  gefe^Iicbe  tTnorbnungen  bed 
©unbeS  befc^ränft  finb. 


Art.  18.  Tout  Saisse  est  tenu 
au  seryice  militaire. 

Les  militaires  qui^  par  le 
fait  da  Service  federal,  perdent  la 
vie  ou  voient  leur  santö  altert^e 
d'une  maniäre  permanente,  ont 
droit  ä  des  secours  de  la  Confede- 
ratioD,  pour  eux  oii  pour  leur 
famille,   s'ils  sont  dans  le  besoin. 

Chaque  soldat  re9oit  gratuite- 
ment  ses  premiers  effets  d'arme- 
ment,  d'equipement  et  d'habille- 
ment.  L*arme  reste  en  mains  du 
Soldat  aux  conditions  qui  seront 
fixäes  par  la   l^gislation  federal^. 

La  Conf^döralioQ  ädictera  des 
prescriptions  uniformes  sur  la  faxe 
dVxemption  du  Service  militaire. 

Art.  19.  L'armöe  fedörale  est 
composee : 

n.  des    Corps    de    troupes     des 

Cantons ; 
b.  de     tous     les     Suisses     qui, 

n*appartenant  pas  k  ces  corps, 

sont  neanmoins   astreints  au 

Service  militaire. 

Le  droit  de  disposer  de  Tarmee, 
ainsi  que  du  materiel  de  gaerre 
pr^vu  par  la  loi,  appartient  k  la 
Confedäration. 

En  cas  de  danger,  la  Conft^de- 
ration  a  aussi  le  droit  de  disposer 
exclu&ivement  et  directement  des 
hommes  non  incorpores  dans 
Tarmee  föderale  et  de  touies  les 
autres  ressources  militaires  des 
Cantons. 

Les  Cantons  disposent  des 
fbrces  militaires  de  leur  teiritoire, 
pour  autant  que  ce  droit  n*est 
pas  limite  par  la  Constitution  ou 
les  lois  föderales 


%tt.  20.  '*'2)ie  ©efe^gebnngüber  I         Art.  20.  Les  lois  sur  Torgani- 
bad  ^eermefen  ift  @ad)e  bed  ©un«  I  sation  de  Tarmee   ömanent  de  la 
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be9.  3)te  9udffi^rung  bet  6ejfiglt4icn 
©efefte  in  ben  Jfatitonen  scfc^iel^t 
itineil^atb  ber  burc^  bte  Sunbed» 
gefe^gebntig  fefljiufe^enben  ®ren;(en 
unb  unter  Suffic^t  bed  Sunbcd 
bnrift  bte  fantonalen  Se^örben. 

*I)er  gefamte  äßtlitärunterric^t 
unb  ebenfo  bie  Semaffnung  iß  ©ad^e 
bed  Sunbe«. 

*  J>'\z  9ef ^offung  ber  Sefleibung 
unb  9uerüf)ung  unb  bie  @orge  für 
beren  Unteil^alt  ifl  ©oc^e  btr  San» 
tone;  bte  boJ^erigen  Itoflen  merben 
][ebo4  ben  ftantonen  Dom  Sunbe 
nod^  einer  oon  i^m  aufgußeUenben 
9}orm  Dergfitet. 

art.  21.  «Someit  ni(^t  ntiti- 
tärtfcte  ®ranbe  entgegengehen,  foUen 
bie  Sruppenförpcr  and  ber  3)}ann« 
f^aft  bedfe(6en  ftantone  gebilbet 
»etben. 

*  3)ie  3ulatnnienFe6ung  biefer 
SErupJpenförper,  bte  Srflrfcrge  für  bie 
(Erhaltung  il^red  9ef)anb(d  unb  bie 
(Srnennung  unb  Oeförberung  il^rer 
Offiziere  iß,  unter  Sead)tung  ber 
burcl  ben  99unb  ouf^ufiedenben  aQ« 
gemeinen  Soifc^riften,  <Sa(^e  ber 
Kantone. 

iltt.  22.  *  3)er  »unb  l^at  bad 
Stecht,  bie  in  ben  Rantonrn  oor^an« 
benen  äBaffenplä^e  unb  bie  gu  mi(t« 
tärifd^en  S^tdtn  beßimmten  ®e« 
bäube  fomt  3ugel^ören  gegen  biQige 
(Sntf^äbigung  }ur  SenuQung  ober 
a(d  Sigent^um  ju  übernebmen. 

*2)ie  Stotmen  für  bie  ba^erige 
Sntfc^äbigung  merben  burd^  bie 
Sunbedgefe^gebung  geregelt. 

«Tt.  23.  3)em  Sunbe  ße^t  bad 
SRecbt  )u,  im  ^ntereffe  ber  Sibge« 
noffenf^oft  ober  eined  gtogen  Zl^tM 
berfelben^   auf   jtoffen   ber   Sibge« 


Confed^ration.  L'ex^ention  des 
lois  militaires  dans  les  Oantons  a 
lieu  par  les  antorit^  cantonales, 
dans  les  limites  qui  seront  fixäes 
par  la  lägislation  f^därale  et  sons 
la  snrveillance  de  la  Cont^dä- 
ration. 

L'in&tiaetion  militaire  dans 
son  ensemble  appartient  ä  la 
Confedäration ;  11  en  est  de  mdme 
de  rarmement. 

La  foorniture  et  Pentretien 
de  rhabillement  et  de  reqxdpe- 
ment  resteut  dans  la  competence 
cantonale;  tonte fois,  les  d^penses 
qni  en  r^snltent  sont  bonifi^es 
anx  Oantons  par  la  Confed^ ration, 
d'apräs  une  r^gle  ä  ätablir  par 
la  legislation  fed^rale. 

Art.  21.  A  moins  que  des 
consid^rations  militaires  ne  s'j 
opposent,  les  corps  doivent  6tre 
form^s  de  troupes  d'un  mdme 
Ganton. 

La  composition  de  ces  corps 
de  troupes,  le  soin  du  maintien 
de  leur  efifectif,  la  nomination  et 
la  promotion  des  officiers  de  ces 
corps  appartiennent  anx  Oantons 
sons  röserve  des  prescriptions 
gäoerales  qui  leur  seront  trans- 
mises  par  la  Oonf^deration. 

Art.  22.  Moyennant  une  in- 
demnit^  äquitable,  la  Oonf^deration 
a  le  droit  de  se  servir  ou  de 
devenir  propriötaire  des  places 
d'armes  et  des  bUtiments  ayant 
une  destinaiion  militaire  qni 
exieteot  dans  les  Oantons,  ainsi 
que  de  leurs  accessoires. 

Les  conditions  de  Tindemnitä 
seront  röglees  par  la  legislation 
f^d^rale. 

Art.  23.  La  Oonfed6ration  pent 
ordonner  ä  ses  frais  ou  encou- 
rager  par  des  subsides  les  Iravaux 
publics  qni   Interessent   la  Suisse 
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noffenfd^aft  öffentü^e  äßerfe  ju  er« 
richten  ober  bie  (Srrid^tung  berfelben 
)u  nnterfili^en. 

3u  biefetn  Qwtdt  ifl  er  auc^  be* 
fugt,  gegen  DoUe  (Sntfc^äbtgtsng  bad 
9lecbt  ber  (Sirpropriation  ge(tenb  gu 
snad^en.  3>ie  näl^ern  Qefltmmungen 
hierüber  bleiben  ber  SunbeSgefe^* 
gebung  Dorbe^aÜen. 

2)ie  SunbeSoerfammlung  tann 
bie  (Srri^tung  öffentKd^er  2Ber!e 
unterfogen,  wel^e  bie  miütftrifc^en 
Sntereffen  ber  @ibgenoffenf(^aft  Der« 
le^en. 

art.  24.  *  2)er  Qunb  f^at  bad 
9le4t  ber  Oberoufflc^t  Aber  bie 
äBafferbau«  unb  f^orflpoUget  im 
Hochgebirge. 

*(Er  toirb  bie  ftorreftion  unb 
Serbauung  ber  SBUbioaffer,  fomie 
bie  9uffor]^ttng  il^rei  DueOengebiete 
unterteilen  unb  bie  nOtl^igen  fc^fi^en« 
ben  Seftimmungen  gur  Srl^altung 
biefer  äBerfe  unb  ber  fc^on  DorJ^aU' 
benen  SBalbungen  aufhellen. 

«rt.  25.  »Der  Sunb  ip  befugt, 
gefe^li(^e  Oeftintmungen  über  bie 
Itudflbung  ber  ^ifc^eret  unb  3agb, 
namentlicb  üur  (Erl|altung  bed  ^od^' 
oilbeS,  fotDie  }unt  @d)u(e  ber  für 
bie  8anb'  unb  [fornmirt^fc^aft  nü^* 
(ic^en  Sdgel  )u  treffen. 


9lrt.  26.  *  2)ie  ©efe^gebung  über 
ben  Sau  unb  Setrieb  ber  Sifen» 
bol^nen  ifl  SunbeSfac^e. 

«rt.  27.  *Der  »unb  ifi  befugt, 
au^er  ber  befle^enben  pol^tec^nijc^en 
®4u(e,  eine  Unioerfltät  unb  anbere 
Ijldl^ere  Unterric^tSanßalten  gu  er« 
richten  ober  \oldit  9nfia(ten  gu 
unterlaufen. 


ou    nne    parte     consid^rable    du 
pays. 

Dans  ce  but,  eile  peut  ordonner 
Texpropriation  moyennant  une 
juste  indemnit^.  La  legislation 
föderale  statuera  les  dispositions 
ult^rieures  sur  cotte  mati^re. 


L'Assemblee  föderale  peut 
interdire  les  constructions  publi- 
ques  qui  porteraient  atteinte  aux 
int^röts  militaires  de  la  .Gonfede- 
ration. 

Art.  24.  La  Oonfölördtion  a 
le  droit  de  haute  surveillance  sur 
la  police  des  endigaements  et  des 
fordts  dans  les  r^gions  ^levöes. 

Elle  concourra  ä  la  correction 
et  k  Tendiguement  des  torrents, 
ainsi  qu'au  reboisement  des  re- 
gions  oü  ils  prennent  leur  source. 
Elle  döcr^tera  les  mesures  neces- 
saires  pour  assurer  Tentretien  de 
ces  ouvrages  et  la  conservation 
des  foröts  existantes. 

Art.  25.  La  Conföd^ration  a 
le  droit  de  statuer  des  dispositions 
legislatives  pour  rögler  Texercice 
de  la  pöche  et  de  la  chasse, 
principalement  en  vue  de  la  con- 
servation du  gros  gibier  dans  les 
montagned,  ainsi  que  pour  prot^- 
ger  les  oiseaux  utiles  ä  Tagri- 
culture  et  ä  la  sylviculture. 

Art.  26.  La  legislation  sur  la 
construction  et  Texploitation  des 
cbemins  de  fer  est  du  domaine 
de  la  Coaföderation. 

Art.  27.  La  Conföderation  a 
le  droit  de  creer,  outre  TEcole 
polytechnique  existante,  une  Uni- 
versite  fed^rale  et  d'autres  eta- 
blissemeatsd'instruction  superieure 
ou  de  subventionner  des  Etablisse- 
ments de  ce  genre. 
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*X\t  ffantone  forden  für  ge^ 
xifigenben  ^Ytinorunterticbt,  »eichet 
oudfc^Iicgüt^  unter  flaattid^er  Settnno 
ftel^en  foll.  Skrfelbe  ifi  oMigotottfq 
nnb  in  ben  öffentlichen  ©c^ulen  nn« 
entgeltßc^. 

*  Xie  öffentlichen  @d6ufen  follen 
Don  ben  %nge(5tigen  oOet  Sefennt« 
niffe  o^ne  SBeetntrllc^tigung  i^rer 
®(ou6enS'  nnb  ®emiffendfreil^eit 
befugt  »erben  fönnen. 

*®egen  ilantone,  meiere  biefen 
Verpflichtungen  nic^t  nod)!onimen, 
oixb  ber  83unb  bie  nötl^igen  Ser« 
fügungen  treffen. 

art.  28.  3)09  3o0n)efen  ifl  @ac^e 
be«  Sunbed. 

!2)erfe(be  l^at  bod  Stecht,  Sin« 
nnb  anftfu^rgöQe  ju  ergeben. 

«rt.  29.  Sei  Srl^ebung  ber  Solle 
foOen  folgenbe  ©runbfäge  beaciitet 
merben : 

1.  Singangdgebü^ren : 

a)  Sie  für  bie  in{änbifd;e  3n' 
buflrie  nnb  Sonbrnirtl^fc^oft  er« 
forberücten  Stoffe  finb  im  3oIl* 
torife  möglic^fi  geling  gn  to^iren. 

b)  (Ebenfo  oie  jum  nöt^igen  Se> 
bendbebarf  erforberli^en  ©e^ 
genfl&nbe. 

c)  2)te  ©egenfiänbe  beS  Su^ud 
unterliegen  ben  Ijidc^flen  Zo^en. 

*Siefe  ©runbfäfee  finb,  »enn 
nic^t  jmingenbe  (Srünbe  entgegen« 
fie^en^  aud^  bei  Xbfc^Iiegung  Don 
^anbeldoertrfigen  mit  bem  Sudlanbe 
)u  befolgen. 

2.  3)ie  Hudgangdgebfi^ren  ftnb 
möglic^fl  mägig  fefi^ufe^en. 

8.  Surc^  bie  30O9^i<t9<^>i"fl 
finb  gur  ©ic^emng  bed  ®reng«  nnb 
SRorttnerfel^rS  geeignete  Sefiimmnn* 
gen  |tt  treffen. 

(4.)  2)em  Sunbe  bleibt  immer« 
^in  bod  9ied^t  t)orbel^a(ten,  unter 


Les  Cantons  poarvoient  k  Tins- 
traction  primaire,  qui  doit  6tre 
süffisante  et  placöe  exclusivement 
S011S  la  direction  de  Pautorite 
cinle.  Elle  est  obligatoire  et,  dans 
les  ^coles  publiques,  gratuite. 

Les  äcoles  publiques  doivent 
pouvoir  etre  fröquentees  par  ks 
adbörents  de  toutes  les  confessions, 
Sans  qn'ils  aient  ä  soaffrir  d*au- 
cnne  fa^on  dans  lenr  libert^  de 
conscience  ou  de  croyance. 

La  Gonfedäration  prendra  les 
mesures  necessaires  contre  les 
Cantoos  qui  ne  satisferaient  pas 
k  ces  Obligation^. 

Art.  28.  Ce  qui  conceme  les 
p^ages  relöve  de  la  Conf6döration. 
Celle-ci  peut  percevoir  des  droits 
d'entr^   et  des  droits   de  sortie. 

Art.  29.  La  perception  des 
p^ges  federaux  sera  r6gl6e  con- 
form^ment  aux  principes  suivants : 

1.  Droits  sur  Timportation : 

a.  Les  mati^res  necessaires  ä 
rindustrie  et  ä  l'agriculture 
du  pays  seront  taxees  aussi 
bas  que  possible, 

b.  II  en  sera  de  möme  des  ob- 
jets  necessaires  k  la  vie. 

c.  Les  objets  de  luxe  seront 
soumis  aux  taxes  les  plus 
eiev^es. 

A  moins  d'obstacles  majeurs, 
ces  principes  devront  aussi  dtre 
observes  lors  de  la  conclusion  de 
traitösde  commerce  aTecTötranger. 

2.  Les  droits  sur  Texportation 
seront  aussi  moderäs  que  possible. 

3.  La  legislation  des  p^ages 
contiendra  des  dispositions  propres 
k  assurer  le  .commerce  fronti^re 
et  sur  les  marcbös. 

Les  dispositions  ci-dessus  n'em- 
pöcbent  point  la  Confed^ration  de 
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augerotbentüc^en  Umflfinben,  in  W>* 
metd^ung  oon  oerfle^ettben  Oeßtai' 
tnungen  üorfibergc^enb  befonbere 
äRagna^men  gu  treffen 

Art.  30.  *  I)ct  Ertrag  ber  göOe 
fäDt  in  bie  eunbedfaffe. 

*Die  ben  ffantonen  bisher  ht» 
gal^lten  Sntf^äbiqungen  für  bie  (od* 
gefauften  3öae,  Seg*  unb  8rü(fen« 
gelber,  ffauf^auS«  unb  anbere  @t* 
Dttl^ren  biefet  fixt  faOen  meg. 


*  Knftna^mdmeife  ermatten  bie 
Jtantone  Uri,  (Sranbünben,  SEeffin 
unb  3BaOid,  mit  Stficffldit  auf  i^re 
internationalen  fitpenfhagen,  eine 
j[ftl^rli(^e  (Sntfc^äbigung,  meiere  in 
aBfirbigung  aOer  «er^SItniffe  fefl- 
gefleüt  »irb  wie  folgt: 

5ür  Uri    .    .    .  JJr.    80,000 

„   ©raubfinben  ,,    200,000 

„    lelfm    .     .  „    200,000 

„    ©oüi«   .     .  ^      50,000 

*9üx  Seforgung  beS  @(bnee« 
btu(^ed  auf  bem  ®t.  ®oit^arb  er« 
l^alten  bie  ftantone  Uri  unb  Seffin 
eine  iä^rlic^e  (Entfc^äbigung  oon  p» 
fantmen  40,000  ^raufen  ffir  fo 
lange,  aU  bie  ©trage  über  ben 
8ergpa|  nic^t  burc^  eine  Sifenbal^n 
erfe^t  fein  mirb. 

Srt.  81.  *  2)ie  3rrei^eit  beS  ^aU' 
beM  unb  bei  ©emerbe  ifl  im  gangen 
Umfange  ber  Sibgenoffenfc^aft  ge« 
toä^rleifiet. 

*  Sorbel^atten  finb: 

a)  3)ad  ®alg'  unb  ^utoerregat, 
bie  eibgenöff{f(^en  SöQe,  bie 
6ingang«gebftl^ren  oon  SBein 
unb  geifligen  ®eträn!en,  fomie 
anbere  oom  8unbe  audbvüd« 
lid^  anerfannte  Serbraud^S' 
fteuern,  nad^  SOtafgabe  beS 
Srt.  82. 


prendre  temporairement  des  me- 
Bures  exceptionnelles  dans  les  cir* 
oonstances  extraordinaires. 

Art.  80.  Le  prodait  des  peages 
appartient  k  la  Confed^ration. 

Les  indeinnit*^s  payees  jnsqa^ä 
prösent  aux  Oantons  poor  le 
rachat  des  peages,  des  droits  de 
chauss^  et  de  pontonage,  des 
droits  de  douane  et  d'antres 
^moluments  semblables,  sont  snp- 
primees. 

LesCantous  d'Uri,  des  Grisons, 
du  Tessin  et  da  Valais  re9oiventy 
par  exception  et  k  raison  de  leurs 
routes  alpestres  internationales, 
une  indemnitö  annaelle  dont,  en 
tenant  compte  de  toutes  les  cir- 
oonstances,  le  chiffie  est  fix^ 
comme  suit: 

Uri  fr.     80,000 

Grisons  »  200,000 
Tessin  »  200,000 
Valais        »      50,000 

Les  Cantons  d'Qri  et  du  Tessin 
recevront  en  outre,  pour  le  dö- 
blaiement  des  neiges  snr  la  ronte 
du  St-Gothard,  une  indemnit^ 
annuelle  totale  de  fr.  40,000, 
aussi  longtemps  que  cette  route 
ne  sera  pas  remplac^  par  un 
cbemin  de  fer. 

Art.  81.  La  libert^  de  com- 
merce et  d*industrie  est  garantie 
dans  toate  P^tendue  de  la  Con- 
f(§d^ration 

Sont  röseryes: 

a.  La  r^gale  da  sei  et  de  la  pondre 
de  guerre,  les  peages  föd^raux, 
les  droits  d'entr^e  sur  les  vins 
et  les  autres  bolssons  spiritu- 
euses,  ainsi  que  les  autres  droits 
de  consommation  formelle- 
ment  reconnus  par  la  Confdd^- 
ration,  k  teneur  de  Part.  82. 
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b)  ®onitätdpoli)eUi(^e  9Ra|r(^cIn 
gegen  Spibemien  unb  8ie^ 
feut^en. 

c)  Serfflgungen  Aber  Xu9fibung 
Don  ^anbel  unb  (Semerben, 
übet  Oefieucntng  bed  ®eoerbe' 
betriebet  unb  fibet  bie  8e* 
nu^ung  ber  Strafen. 

*Siefe  8erffigungen  bürfen  ben 
@runbfat  ber  ^anbeU«  unO  ®e« 
uerbefret^ett  felbft  nid^t  beein« 
träcbttgen. 

Vrt.  32.  *  Die  ftantone  finb  be' 
fugt,  bie  im  irt.  31,  litt,  a  er« 
»ahnten  (EingangSgebfib^n  oon 
Sein  unb  anbern  getfiigen  &t* 
trftnfen  unter  fotgenben  Qef(^r5tt* 
tungen  )u  erbeben: 

a)  Set  bent  Sejug  berfelben  foU 
ber  Zranflt  in  leiner  äSBetfe  be« 
(fifligt  unb  ber  Serfel^r  fiber- 
l^aupt  fo  menig  aU  mögUc^ 
geJ^mmt  unb  mit  fetneu  an* 
bern  ®ebfi^reu  belegt  merben. 

b)  SlBerben  bie  für  ben  Serbrauc^ 
etngef  fil^rten  ®egenftänbe  mieber 
auft  bem  jfanton  auSgefft^rt, 
fo  finb  bie  beja^Iten  (Eingang^* 
gebfil^ren  obne  meitere  Set&fti* 
gung  jurüifjuerflatten. 

o)  2)ie  Srgeugnifle  fc^mei^erifc^ett 
Urfprungd  pub  mit  niebiigeren 
Oebfi^ren  )u  belegen  a(d  bie» 
lenigen  beS  8ludlanbe9. 

d)  SingangSgebtt^ren  Don  Sein 
unb  anbeten  geifiigen  ®etr5n!en 
f  <^u>ei}erif  (ben  Urf  prungi^  bürfen 
ba,  U)o  fo((be  fd^on  befleißen, 
nid^t  erl^b^t,  unb  in  Itantonen, 
meiere  nod^  feine  bejiel^en,  nic^t 
eingeführt  merben. 


e)  2)ie  (Kefe^e  unb  Oerorbnungen 
ber  ftantone  über  ben  Sejug 
ber  (EingangSgebttl^ren  finb  ber 


b.  Les  mesares  de  police  sani- 
taire  contre  les  epid^mies  et 
les  ^pizooties. 

c.  Les  dispositions  touchant 
Texercice  des  professions 
commerciales  et  indastrielles, 
les  impöts  qui  s'j  rattachent 
et  la  police  des  roates. 

Ces  dispositions  ne  peuvent 
rien  renfermer  de  contraire  au 
principe  de  la  libert^  de  commerce 
et  d'industrie. 

Art.  32.  Les  Cantons  sont 
autoris^s  k  percevoir  les  droits 
d*entröe  sar  les  vins  et  les  autres 
boissons  spiritnenses  pr^vus  ä 
Tarticle  31,  lettre  a,  toutefois  sons 
les  restrictions  snivantes: 

a.  La  perception  de  ces  droits 
d'entr^  ne  doit  nullement 
grever  le  transit;  eile  doit 
göner  le  moins  possible  le 
commerce,  qui  ne  peut  6tre 
frappe  d'aucune    autre  taxe. 

b.  Si  les  objet^  importes  pour 
la  consömmation  sont  re- 
export^s  da  Ganton,  les  droits 
pay^s  pour  Pentr(^e  sont  res- 
tita^  Sans  qu'il  en  r^sulte 
d'dutres  charges. 

c.  Les  produits  d'origine  suisse 
seront  moins  imposös  que 
ceax  de  T^tranger. 

d.  Les  droits  actuels  d^entr^e 
sar  les  vins  et  les  autres 
boissons  spiritnenses  d'origine 
suisse  ne  pourront  ötre 
baus<3^s  par  les  Cantons  oii 
il  en  existe.  11  n'en  pourra 
ötre  ötabli  sur  ces  produits 
par  les  Gantons  qui  n'en 
per9oivent   pas  actuellement. 

e.  Les  lois  et  les  arrdt^s  des 
Cantons  sur  la  perception  des 
droits   d'entr^e    sont,    avant 
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9unbedbel^örbe  Dor  QoQ}te^ung 
berfetben  ;|ur  ®ut^et6nng  Dor* 
gulegen,  bamit  bie  ^{ic^tbeac^* 
tunq  Dorfie^enber  ©lunbfä^e 
Dcr^inbert  metben  tann. 

*mt  9{b(auf  bed  3aM  1890 
foOen  oDe  (Eingangdgebtt^nn,  meldte 
bermden  Don  ben  ftantonen  erhoben 
Detben,  fomie  ä^nltc^e,  oon  einjelnen 
@eineinben  bejogene  (Sebfil^ren  o^ne 
Sntfc^ftbtgung  bal^infaHen. 

«rt.  33.  *^tn  ftantonen  bleibt 
ed  on^eimgefieDt,  bie  Sudflbung  ber 
miffenfc^oftltdben  Serufdarten  Don 
einem  ttuSioeife  bec  Qefä^igung  ab' 
^^"9^0  iu  machen. 

*^nf  bem  SBege  ber  Sunbed' 
gefeggebung  ifi  baffir  }u  forgen,  bag 
berartige  tuSmeife  fttr  bie  ganje 
(Sibgenoffenf^äft  gttUig  eroorben 
merben  Unnen. 

art.  34.  *5)er©unb  ifl  befugt, 
einl^eilli(^e  Oeflimmungen  über  bie 
Sermenbung  Don  flinbern  in  ben 
t^obriten  unb  über  bie  3)auer  ber 
Arbeit  ermacbfener  $erfonen  in  ben« 
fetben  auf}u^eOen.  @benfo  iß  er 
berechtigt,  6orf(^riften  gum  ®c^u^e 
ber  Arbeiter  gegen  einen  bte  ®e« 
funbl^eit  unb  ©id^er^eit  gefä^rben» 
ben  (Semerbebetrieb  ju  eriaffen. 

*  !Z)er  ®ef(^aftiSbettieb  Don  «uS« 
manberungdagenturen  unb  oon  ^ri« 
Datunterne^ntunaen  im  Gebiete  bed 
Serßc^erungdmelend  unterliegt  ber 
Sufflc^t  unb  ®efe(gebung  beS 
Sunbed. 

Urt.  35.  *  3)ie  (Errichtung  oon 
©pielbanfen  ifl  unterfogt.  3)ie  jur  3eit 
beflel^enben  ®pie(l^äuf  er  muffen  am  81. 
S^tif}monatl877  gefc^Ioffen  merben. 

*  aUffinig  feit  bem  anfange  bed 
3a^red  1871  ert^eilte  ober  erneuerte 
^onjeffionen  »erben  att  ungültig 
erHfirt. 


lenr  mise  ä  exöcation,  sou- 
mis  k  Papprobation  de  Tau- 
torit^  fi^d^rale,  afin  qn'elle 
pnisse,  an  besoin,  faire  ob- 
server  les  dispositions  qni 
pröc^dent. 

Tons  les  droits  d'entree  per^ns 
actnellement  par  les  Gantons, 
ainsi  qne  les  droits  analognes 
per^as  par  les  commnnes,  doivent 
disparaltre  sans  indemnit^  k  Tex- 
piration  de  Tannäe  1890. 

Art.  88.  Les  Oantons  peuvent 
exiger  des  prenves  de  capacitö  de 
cenx  qni  venlent  exercer  des 
professions  liberales. 

La  lögislation  föderale  poorvoit 
ä  ce  qne  ces  derniers  pnissent 
obtenir  ä  cet  effet  des  aotes  de 
capacitä  valables  daas  tonte  la 
Conf^d^ration. 

Art.  34.  La  Gonfederation  a 
le  droit  de  statner  des  prescrip- 
tions  nniformes  snr  le  travail  des 
enfants  dans  les  fabriqnes,  snr  la 
dnr^e  dn  travail  qui  ponrra  y 
6tre  imposö  aux  adnlt'CS,  ainsi 
qne  snr  la  protection  ä .  accorder 
anx  ouvriers  contre  Texercice  des 
Industries  insalnbres  et  dange- 
renses. 

Les  Operations  des  agences 
d'^migration  et  des  entreprises 
d'assurance  non  institndes  par 
PEtat  sont  sonmises  k  la  sur- 
veillance  et  ä  la  legislation  föde- 
rales. 

Art.  85.  n  est  interdit  d'ouvrir 
des  maisons  de  jen.  Gelles  qni 
existentactnellement  seront  fermöes 
le  31  döcembre  1877. 

Les  concessions  qni  anraient 
ete  accordöes  on  renonvelees  de- 
pnis  le  commencement  de  Tannöe 
1871  sont  dedaröes  nnlles. 
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*2)er  93nnb  fann  aud^  in  IBe« 
gtel^nng  ouf  bie  Sotterten  geeignete 
SRagnol^men  treffen. 

Stt.  36.  *3)a8  $ofl«  nnb  Sele« 
gro)7]6enn)efen  im  ganjen  Umfange 
bei  (Eibgenoffenf (^aft  ifl  Sunbedf ac^e. 

*2)er  drtrag  ber  $ofl»  nnb 
2:(Iegra)>^enoern)a(tung  f&Qt  in  bie 
eibgend)Pf4e  AafFe. 

2>ie  3^arife  »erben  im  ganjen 
®e6iete  ber  (Eibgenof[enf(^aft  nadf 
ben  gleichen,  möglic^fl  btOtgen  ©runb« 
fä^en  befiimmt. 

Sie  Unüerte^Iic^feit  bed  $of}' 
nnb  2^e(egrapl^enge^etmnif[ed  ifl  ge« 
»äl^rleifiet. 

art.  87.  S)er  ÜBunb  fibt  bie 
Oberanffic^t  über  bie  Strogen  nnb 
Brüden,  an  beren  Srl^attung  bie 
Sibgenoffenfc^aft  ein  3nteref[e  l^at. 

S^ie  @ummen,  meiere  ben  im 
8rt.  30  bejeic^neten  ftantonen  mit 
Stücfftc^t  auf  i^re  internationalen 
SUpenfiragen  gufommen,  metben  oon 
ber  8nnoe0bel^örbe  ^utürfbe^altcn, 
»enn  biefe  ©tragen  Don  ben  be« 
treffenben  ftantonen  nid^t  in  ge^öri« 
gern  Suf^^^b  unterl^olten  reiben. 

airt.  38.  S^em  Sunbe  fielet  bie 
andfibung  aller  im  SRünjtegate  be« 
grtffenen  Siedete  gu. 

*  SDie  9Rfin^)}r5gung  gel^t  einjig 
Dom  Snnbe  and. 

^Sr  befiimmt  ben  SRün^fug  nnb 
erlagt  aflfäaige  Sorfc^riften  Aber  bie 
Xarifirung  frember  üRünjforten. 

«rt.  89.  »S)er  «nnb  ifi  befugt, 
im  SBege  ber  (Sefe^gebun^  aQge» 
meine  Sorfcbriften  Aber  bte  Sud' 
gäbe  nnb  bie  Sinldfung  oon  ^anU 
noten  gu  erlaffen. 

♦(Er  barf  jebo«^  feinertei  2Ro* 
nopol  fAr  bie  Sudgabe  oon  89anf« 
noten   auffleflen   nnb   ebenfo   (eine 


La  Conf^deration  peat  aussi 
prendre  les  mesares  necessaires 
concernant  les  loteries. 

Art.  36.  Dans  toute  la  Suisse, 
les  postes  et  les  t^lägraphes  sont 
da  domaine  föderal. 

Le  prodnit  des  postes  et  des 
tälögraphes  appartient  &  la  caisse 
f^dörale. 

Les  tarifs  seront  fiz^  d'aprös 
les  mdmes  principes  et  aitssi  öqiii- 
tablement  qne  possible  dans  toutes 
les  parties  de  la  Suisse. 

L'inviolabilite  dn  secret  des 
lettres  et  des  tälögrammes  est 
garantie.  ^ 

Art.  87.  La  Confed^ration 
exerce  la  haute  snrveillance  sur 
les  routes  et  les  ponts  dont  le 
maintien  rintäresse. 

Les  sommes  dues  aux  Cantons 
d^sign^s  ä  Tarticle  30,  ä  raison 
de  leurs  routes  alpestres  inter- 
nationales, seront  retenues  par 
Tautoritä  f^örale,  si  ces  routes 
ne  sont  pas  convenablement  entre- 
tenues  par  eux. 

Art.  38.  La  Confödöration 
exerce  tous  les  droits  compris 
dans  la  r^gale  des  monnaies. 

Elle  a  seule  le  droit  de  battre 
monnaie. 

Elle  fixe  le  Systeme  monötaire 
et  peut  ödicter,  s'il  y  a  Heu,  des 
prescriptions  sur  la  tarification 
de  monnaies  ^trang^res. 

Art.  39.  La  Confäd^ration  a 
le  droit  de  decräter  par  voie 
legislative  des  prescriptions  genö- 
rales  sur  l'emission  et  le  rem- 
boursement  des  billets  de  banque. 

Elle  ne  peut  cependant  cr^er 
aucun  monopole  pour  r^mission 
des  billets  de  banque,  ni  däcröter 
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9le4töDeTbtnt)tt4(eit   ffit   bie    «n- 
no^me  betfelben  aadfprec^en. 

Hxt  40.  *  3)te  ^eflfe^nng  »on 
aßag  unb  (Scmid^t  ifl  ennbedfaAe. 

*2)ie  Huftffil^rung  bec  begfig« 
lid^en  ®efe^e  gef(^te^t  bnrc^  bie 
ftantone  unter  Huffid^t  beS  liBunbed. 

8rt.  41.  tfabriration  unb  Set' 
fauf  beS  @(btegptt(Der8  im  Umfonge 
bet  (Eibgenoffenf^aft  fielen  auft« 
f(i^Iie|(i(^  bem  Bunbe  )u. 

*  91(8  Sc^iegpulDer  nic^t  braudft' 
bare  ©prengfabrifate  flnb  im  9lega{ 
ni<^t  inbegttffen. 

9rt.  42.  2)ie  Vudgaben  beS  ÜBun« 
beft  metben  beflritten: 

*a)  aud  bem  (Ertrag  be8  OunbeS" 
PetmögenS ; 
b)  aus  bem  Sttrag  ber  fc^aeige« 
rifc^en  (SrenggöOe; 

"^  c)  aus  bem  (Ertrag  ber  $of}'  unb 
Zelegrapl^enDerwattung ; 
d)  aus  bem  (Ertrag  ber  ^utDer» 
Dernaltung ; 

*  e)  au8  ber  ^S(f te  be8  Sruttoer« 

traged  ber  Don  bcn  ffantonen 
belogenen  IDtiUtärpflii^teifa^' 
fleuern ; 

*  f)  ou8  ben  Setträgen  ber  ftantone, 

beren  nähere  SleguKrung,  oor« 
gugSmeife  nad^  äRaggabe  ber 
©leuerhaft  berfelben,  ber  Oun< 
bedgefe^gebung  Dorbel^alten  ifl. 

Vrt.  43.  3eber  ffantonSbürger 
ift  @d)mei)erbttrgec. 

*S(d  fotc^er  lann  er  bei  allen 
eibgenöfrif^en  3Ba^(en  unb  Vbfltm- 
mungen  an  feinem  stBol^nft^e  ^U' 
tl^ei(  nel^men,  na(^bem  er  fl(4  über 
feine  ®timmbere^ttgung  gel^örig 
auSgeipiefen  ^at. 


Pacceptation    obligfttoire    de    ces 
biltets. 

Art.  40.  La  GonfMöration 
dötermiae  le  Bjstöme  des  poids 
et  mesures. 

Les  Gantons  exdcatent,  sons 
la  Burveillance  de  la  Gonföd^ration, 
les  lois  concernant  cette  mati^re. 

Art.  41.  La  fabrication  et  la 
venie  de  la  poudre  de  gaerre 
dans  toute  la  Saisse  appartiennent 
exclnsivement  ä  la  Gonf^d^ration. 

Les  compositions  minieres  im- 
propres au  tir  ne  sont  point 
compnses  dans  la  rögale  des 
poudres. 

Art.  42.  Les  d^penses  de  la 
Gonfödäration  sont  couvertes: 

a.  Par  le  produit  de  la  fortnne 

föderale ; 
5.  Par    le    prodait    des    pöages 

föddrauz  per^ns  ä  la  frontiöre 

saisse ; 
e.  Par  le  produit  des  postes  et 

des  t^l^graphes; 

d.  Par  le  produit  de  la  rögale 
des  poudres; 

e.  Par  la  moiti6  du  produit 
brut  de  la  taxe  sur  les 
exemptions  militaires  per9ue 
par  les  Gantons; 

f.  Par  les  contributions  des 
Gantons,  que  r^glera  la  l^gis- 
lation  f^d^rale,  en  tenant 
compte  surtout  de  leur 
richei'se  et  de  leurs  ressources 
imposables. 

Art.  43.  Tout  citoyen  d'nn 
Ganton  est  citoyen  saisse. 

II  peat,  ^  ce  titre,  prendre 
part,  au  lieu  de  son  domicile,  ä 
toutes  les  ^lections  et  votations 
en  mati^re  f^d^rale,  apr^  avoir 
diiment  justifiö  de  sa  qualit^ 
d*^lecteur. 
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Sitemaiib  barf  in  mel^r  M  einem 
ftanton  |>9(ttif(^e  9le<4te  andfiben. 

*  2)eT  niebergelaffene  ®4^^tt' 
bürget  geniegt  an  feinem  SBo^nfi^e 
üUt  9ied^te  ber  ffantondbfirger  unb 
mit  biefen  auc^  oOe  Vltä^tt  ber  (Be* 
meinbdbfirger.  3)et  äRitantl^eU  an 
Sftrgers  unb  StorpoiationSgfltern, 
fomie  bo9  ©timmrcc^t  in  rein  bfir* 
^erlid^en  SngelegenJ^eiten  finb  jeboc^ 
^ieoon  aufgenommen,  eS  m&re  benn, 
tai  bie  ftantonolgefe^gebung  etmad 
anberei^  befiimmen  mürbe. 

*  3n  fantonaten  unb  @emeinbe« 
«ngelegenl^eiten  ermirbt  er  bad 
©timmrecbt  no^  einer  92ieber(affung 
ton  brei  SRonaten. 

*2)ie  !antona(en  ®efe(e  über 
bie  9!iebeT(af[ung  unb  baS  ®timm< 
tec^t  ber  iRiebergelaffenen  in  ken 
(Semeinben  unterliegen  ber  ®ene^« 
migung  bed  Sunbedrotl^ed. 

«rt.  44«  *  Rein  ffanton  barf 
tinen  ifantondbflrger  ouS  feinem  @t* 
biete  oerbannen  (oermeifen)  ober  il^n 
bed  Sürgcrre^ted  oerlufitg  erfiären. 

*  2)ie  IBebingungen  für  bie  dx» 
ll^eilung  be8  Sürgerre^ted  an  9uS« 
länber,  fomie  biejenigen,  unter  me(« 
^en  ein  ©^meijer  ^^um  3^^<^^  ^^^ 
Erwerbung  eined  aufllänbif^en  Oür« 
gerre(i^ted  auf  fein  Bürgerrecht  Der« 
gierten  tann,  merben  burc^  bie  Sun« 
beSgefe^gebung  georbnet. 

«rt.  46.  *  3eber  ©d^meijer  l^at 
bad  9le(^t|  f{(6  innerl^alb  beS  fc^mei« 
^erifc^en  (gebieted  an  jebem  Orte 
nieberguTaffen,  menn  er  einen  i^eimat^ 
f(!^ein  ober  eine  onbere  glei^bebeu« 
tcnbe  Hudloeidfc^rift  befl^t. 

*  Kudnabmdneife  fann  bie  92ie' 
berlaffung  benjienigen,  welche  in« 
folge  eines  ftrafgeric^tlic^en  Urt^eifd 
ni^t  im  Jöefl^e  ber  bttrgcrUc^en 
Siebte  nnb  Sl^ren  finb,  oermei« 
gett  ober  entjogen  merben. 


Nal  ne  peat  ezercer  des  droits 
politiques  dans  plus  d'un  Canton. 

Le  Suisse  etabli  jonit,  an  liea  de 
son  domicile,  de  tous  les  droits 
des  citoyens  du  Canton  et,  avec 
ceux-ci,  de  tous  les  droits  des 
boargeois  de  la  commune.  La 
participation  auz  biens  des  bour- 
geoisies  et  des  corporations  et  le 
droit  de  vote  dans  les  affaires 
purement  bonrgeoisiales  sont  ex- 
cept6s  de  ces  droits,  ä  moins  que 
la  l^gislation  cantonale  n'en  dö- 
cide  autrement. 

Eq  matiöre  cantonale  et  com- 
munale  11  devient  ölecteur  apr^s 
un  Etablissement  de  trois  mois. 

Les  lois  cantonales  sur  PEta- 
blissement  et  sur  les  droits  61ec- 
toraux  que  poss^dent  en  matiäre 
communale  les  citojens  Etablis 
sont  soumises  ä  la  sanction  du 
Conseil  f^d^ral. 

Axt.  44.  Aucun  Ganton  ne 
peut  renvoyer  de  son  territoire 
un  de  ses  ressortissants,  ni  le 
priver  du  droit  d'origine  ou  de  citä. 

La  l^gislation  f^dörale  d^ter- 
minera  les  conditions  auxqnelles 
les  ötrangers  peuvent  dtre  natura- 
lisös,  ainsi  que  Celles  auxquelles 
un  Suisse  peut  renoncer  ä  sa 
nationalite  pour  obtenir  la  natura- 
lisation  d'un  pajs  etranger. 

Art.  45.  Tout  citoyen  suisse 
a  le  droit  de  8*ätablir  sur  un 
point  quelconque  du  territoire 
suisse,  moyennant  la  production 
d'un  acte  d'origine  ou  d*une 
autre  pi^ce  analogue. 

Exceptionneliement,  Tötablis- 
sement  peut  6tre  refusi  ou  retiri 
ä  ceax  qui,  par  suite  d'un  jage- 
ment  pönal,  ne  jouissent  pas  de 
leurs  droits  civiques. 
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*aBeiter^m  farni  Wc  Slwbet* 
laffntig  tenjenigen  entzogen  n>er« 
ben,  tD^Ic^e  »egen  fc^toerer  Sei» 
gelten  tt)teber]^o(t  gerid^tlic^  beflraft 
morben  ftnb,  fomte  benj[enigen,  loeld^e 
bouernb  ber  öffentlt^en  üBol^itl^ätig« 
feit  gut  9ajl  faÜen  unb  beren  $eimat« 
gemetnbe,  be^ie^ungdtoeife  ^eimats 
fanton,  eine  angemeffene  Unterptt^ung 
tro^  amttt^er  Vufforberung  ntd^t 
gemäl^Yt. 

*^n  Jtantonen,  too  bte  örtliche 
Shmenpfl^e  befielt,  batf  bte  @iftaU 
tnng  ber  9cteber(af[ung  für  Ji'antonS« 
onge^örige  an  bte  Sebtngung  ge« 
fnfipft  merben,  bog  biefelben  arbeitiS» 
ffil^tg  unb  an  il^rem  btd^erigen 
SSBobnorte  im  ^eimatfanton  ntc^t 
bereits  in  bauernber  SBeife  ber 
öffentlid^en  SBo^lt^ättgfett  }ur  Soft 
gefaQen  feien. 

"^^ebe  9u8metfung  toegen  See« 
arntung  mug  Don  ®ette  ber  Stegie« 
rung  bed  9tieber{af[ungSfanton8  ge« 
nel)migt  unb  ber  l^etmatUc^en  Stegie» 
rung  gum  oorauS  angegeigt  merben. 

2)er  uiebergelafTene  ©(^icetger* 
bürger  barf  oon  Seite  beS  bie 
9lieber(a{fung  geflattenben  ffantonS 
mit  feiner  9firgfd)aft  unb  mit  feinen 
anbern  befonbern  Saften  be^ufd  ber 
9lieber(offung  belegt  toerben. 

Sbenfo  barf  bie  (Semeinbe,  in 
melc^er  er  feinen  SBo^nfi^  nimmt, 
ibn  nic^t  anberd  befleuern,  atö  beh 
OrtSbfirger. 

*  (Sin  SunbeiSgefeg  loirb  baS 
9Ra(imum  ber  für  bie  StteberlaffungS» 
beioiUigung  gu  entric^tenben  Äanglei« 
gebühr  beflimmen. 

Vrt.  46.  *  3n  Vegiel^ung  auf  bie 
gioilrecbtli^en  Ser^&Uniffe  fieben  bi« 
^Jiieberge(af[enen  in  ber  Sieget  unter 


L'ötablissement  jpevLÜ  ötre  de 
plus  retirS  ä  cenx  qui  ont  ät6  a 
räit^r^es  föis  punis  pour  des  da- 
lits  graves,  comme  aussi  h,  ceux 
qui  tombent  d*ane  mani^re  per- 
manente  ä  la  Charge  de  la  bien- 
faisance  publique  et  auxquels 
leur  commune,  soit  leur  Canton 
d'origine,  refuse  une  assistance 
sufßsante  aprös  avoir  ätä  invit^e 
officiellement  ä  l'accorder. 

Dans  les  Oantons  oü  existe 
Tassistance  au  domicile,  Tautori- 
sation  de  s'ötablir  peut  dtre  sub- 
ordonnäe,  s*il  s'agit  de  ressortis- 
sants  du  Canton,  ä  la  condition 
qu'ils  soient  en  etat  de  travailler 
et  qu^ils  ne  soient  pas  tomb^,  ä 
leur  ancien  domicile,  dans  le 
Canton  d^origine,  d'une  manidre 
permanente  k  la  charge  de  la 
bienfaisance  publique. 

Tout  renvoi  pour  cause  d'in- 
digence  doit  dtre  ratifi^  par  le 
Gouvernement  du  Canton  du  do- 
micile  et  communique  pr^alable- 
ment  au  Gouvernement  du  Canton 
d'origine. 

Le  Canton  .  dans  lequel  un 
Suisse  ^tablit  son  domicile  ne 
peut  exiger  de  lui  un  cautionne^ 
ment,  ni  lui  imposer  aucune 
Charge  particuli^re  pour  cet  Eta- 
blissement. De  mdme,  les  com- 
munes  ne  peuvent  imposer  aux 
Suisses  domicili^s  sur  leur  territoire 
d'autres  contributions  que  Celles 
qu'elles  imposent  b,  lears  propres 
ressortissants. 

Une  loi  föderale  fixera  le 
maximum  de  Temolument  de 
chancellerie  ä  payer  pour  obtenir 
un  permis  d'etablissement. 

Art.  46.  Les  personnes  ötablies 
en  Suisse  sont  soumises,  dans  la 
rägle,    ä   la  juridiction   et  ä   la 
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bem  Ste^k  unb   ber  ©efe^gebung 
bed  äBol^nn^ed. 

*3)ie  Sunbefigefe^gebung  loirb 
über  bie  Snioenbung  btefed .  ®TUnb' 
fa$e9,  fotDte  gegen  2)op|)elbefieuerung 
bie  etforberUc^en  )iBefiimmutigeti 
treffen. 

«rt.  47.  *(gin  ©nnbeögefeft  toi.rb 
ben  Unterfd^ieb  gmifc^en  92teber« 
faffung  unb  Slufent^alt  befltmmen 
unb  babet  gfeic^jeitig  über  bie  pbß* 
tifc^en  unb  bfirgerlid^en  SRec^te  ber 
f4»d^erif(^en  Xnfentl^alter  bie 
nähern  Sorfc^riften  auff^eden. 

«rt.  48.  *  Sin  SunbeSgere« 
n^irb  über  bie  fioflen  ber  Serpfle» 
gung  ünb  Seerbigung  armer  Snge» 
poriger  eined  JtantonS,  »etc^e  in 
einem  anbern  fianlon  (ronf  merben 
ober  (Serben,  bie  nötl^igen  Sefitmi* 
mungen  treffen. 

art..49.  *3)ie  (Sfauben^  unb 
®ett)if[endfreil^eit  iß  unt)etle$li(i^. 


an 


*  9tiemanb  batf  gur  £bei(na^me 
einer     9ie(i(|ion9genoffen[(^aft 


ober  an  einem  religiüfen  Unterricht, 
Dber  ^ur  Sornal^me  einer  religiöfen 
^anblung  gegtoungen,  ober  roegen 
®Ianben8anfic^ten  mit  Strafen  ir* 
genbtt)e((^er  Sit  belegt  merben. 

*  Ueber  bie  reügiöfe  Srgie^ung 
ber  ftinber  bi§  jum  erfüflten  16. 
Sdterdial^r  oerfügt  im  @inne  oor* 
fte^enber  ©runbfä^e  ber  Snl^aber 
ber  ofiterli^en  ober  oormunbfd^aft« 
lid^n  (Beoalh 

*  2)ie  Sludfibung  bürgerlicher 
ober  politifd^er ,  Kec^te  barf  burc^ 
feinerlei  Soifc^riften  ober  Sebin» 
gungen.  firc^li^er  ober  religiöfer 
Statur  befc^r&nft  metben. 


l^gislation  dtidieu  de  leur  domi- 
cile  en  ce  qui  concerpe  le»  rap- 
ports  de  dro;t  civil.     -  •  ■ 

La  lögislation  föderale  statuera 
les  dispositiOns  n^cessaires  en^  vue 
de  Tapplication  de  i^e  principe, 
fit  pour  empöcher  qu'un  citoyen 
n6  soit  imposö  ä'  double. 

Art.  47.  üne  loi  fedörale 
d^terminera  la'  diffiSrence  entre 
r6tabIiss(Bmeüt  et  le  sdjonr  -  et 
fixera  en  m6me  temps  les  r^gles 
auxqaelles  seront  soumis  les 
Stusses  en  -söjorü*,  qnant  k  leurs 
droits  politiqaes  et  ä  leurs  droits 
civils* 

Art.  48.  üne  loi  föderale 
statuera  les  dispositions  necessaires 
pour' rögler  co  qui  concernö  les 
frais  de  maladie  et  de  söpnlture 
des  ressortiasants  pauvres  d'un 
Canton  tombes  malades  öu  dec^- 
das  dans  un  äütre  Canton. 

,  Art.  49i  La  liberte  de  cons- 
cience  et  de  croyi^ce  est  invio- 
lable. 

Nul  ne  peut  ötre.contraint  de 
faire  partie  d,'uae  .  association 
religieuse,  de  saivre  un  enseigne- 
ment  religieui^,  d'aqcomplir  ün 
acte  religieux,  ni  encourir  des 
peines,  de  quelque  nature  qu'elles 
soient ,  pour  cause  ;  d'opinion 
religieuse. 

La  personne  qui  exerce  Tauto- 
ritö  paternelle  ou  tutölaire  a  le 
droit  de  disposer,  conformöment 
aux  principes  ci-dessus,  de  IMdu- 
cation  religieuse  des  enfants 
jusqu'ä  Tage   de  16  ans  rövolus. 

L'exercice  des  droits  civils  ou 
politiques  ne  peut  dtre  restrein t 
par  des  prescriptions  ou  des 
conditions  de  nature  ecclösiastique 
ou  religieuse,  quelles^  qu*elles 
soient. 
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*  Sie  ®(oubc!i9anfl4teii  cntMii« 
bcn  n{<f)t  üon  htx  (Srffiflung  btr 
6firget(t(^(n  ^iil^len. 

*  Stiemanb  ifl  gel^oltcn,  Gteucitt 

eigentliche  finituHiitixde  einet  HAu 
gtoni^genoffenf^aft,  bet  et  nid^t  an» 

S:l^ört,  oufedegt  »erben.  3)ie  «ältere 
ttdffil^iung  biefed  ©tuubfaftefi  i^ 
ber  ÖunbeSgefeftgebung  tiDibe^alten. 

fixt.  50.  *  3)te  freie  InMlbang 
g«tteflbienfili4et  ^nblungen  i(i  in« 
nerl^atb  bet  ®(btanfen  bet  ®tttU4< 
feit  unb  bet  öffentlichen  Orbnitng 
gevä^tUiflet 

*  2)en  Aantonen  fomie  bem 
Ounbe  bleibt  üorbe^alten,  }ut  ^anb« 
iKibung  ber  Drbnung  unb  bei$ 
Sffenttic^en  Stiebend  nntet  ben  Vn- 
ge^öiigen  bet  oetfdbt^benen  9tett' 
giondgenoffenfiboften,  fomie  gegen 
Singriffe  ttr<^Ii^et  Se^drben  in  Die 
Steckte  ber  8firger  unb  be«  etaateS 
bie  geeigneten  Vtaftna^men  )tt 
treffen 

*  ilnflfinbe  «nS  bem  Offentfid^en 
ebet  $rioa treibte,  »etcbe  übet  bie 
Sitbung  obet  Stennung  von  9tett« 
gionSgenoffenrc^often  entfielen,  t0n> 
nen  auf  bem  ä&ege  bet  Vefcbmetbe- 
ffibtung  bet  Sntf<betbung  bet  ju« 
fMnbigen  Sunbedbel^ötben  unterfleüt 
merben. 

*3)ie  (Enicbtnng  von  8i8« 
tJ^ümern  auf  fc^meijerifc^m  (gebiete 
rniterltegt  bet  ®ene^migung  beS 
»nnbeg. 

Urt.  51.  *a)et  Drben  ber  Je* 
futten  unb  bie  i^m  offiüirten  ®e« 
feSfcboften  bfirfen  in  feinem  X^ei(e 
ber  Sd^oei)  Sufnai^me  finben,  nnb 
eft  ifl  ibren  (Sliebern  jebe  Sirffam* 
feit  in  ffird^e  unb  ®c^u(e  unterfagt. 

*  2)iefed  6er bot  fann  bur<^  Öun* 
be£bef(^lug  audf  auf  anbere  geifHic^e 


Nul  ne  peut,  ponr  cause 
d'opinion  religiense ,  s'alTranchir 
de  raccomplissement  d'un  devoir 
ciyiqne. 

Nal  n'est  tena  de  pajer  des 
impöts  dont  le  prodait  est  spö* 
cialement  affectö  aax  frais  propre* 
ment  dits  du  culte  d'une  com- 
munautä  religieuse  k  ]aquelle  il 
n'appartientpas«  L'ex^nüonalte* 
rieure  de  c»  principe  reste  r^* 
servöe  k  la  lögislation  föderale. 

Art.  50.  Le  Lbre  eiercice  des 
coltes  est  garanti  dans  les  limites 
compatibles  avec  Pordre  public 
et  l<^s  bonnes  moeuri). 

Les  CantoDS  et  la  Oonfiäd^- 
ratioD  peuvent  prendre  les  mesores 
nöcessaires  pour  le  maintien  de 
Tordre  public  et  de  la  paix  entre 
les  jiiembres  des  diverses  ooiu- 
munaut^  religieuses,  ainsi  que 
contre  les  empiötements  des  auto- 
ritös  eccl^iastiques  sur  les  droits 
des  citoyens  et  de  TEtat. 


Les  contestatious  de  droit 
public  ou  de  droit  priv^  aux- 
quelles  donne  lieu  la  cr^aüon  de 
communaut^  religieases  ou  une 
scission  de  communaut^  religienses 
ezistantes,  peuvent  dtre  port^ 
par  Yoie  de  recours  devant  les 
autorit^s    fSd^rales    oompötentes. 

II  ne  peut  ötre  ^rigö  d*övdchea 
sur  le  territoire  suisse  sans  Tap- 
probation  de  la  Oonf^4ration. 

Ai't.  51.  L'ordre  des  J^suitee 
et  les  sociötes  qui  lai  sont  afiSliöes 
ne  peuvent  dtre  re^us  dans  aucune 
partie  de  la  Suisse,  et  toute  action 
dans  PEglise  et  dnns  TEcole  est 
interdite  ä  lears  membres. 

Cette  interdietion  peut  s'6ten- 
dre  aussi,  par  voie  d*arröt6  födö- 
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Drben  onftgebel^nt  merbett,  beten 
airffamfett  flootdgeffi^rßc^  ifi  ober 
ben  Rieben  bcr  Honfeffloneti  flöit 

Hxt.  52.  *  Z)te  SrricJ^tung  neuer 
unb  bie  SBieberl^etßeOung  oufge« 
t^obenet  Stibfttt  ober  religiöfer  Orben 
ifi  unaulälpg. 

fixt  58.  *  3)ie  ffefiftellung  unb 

Senrfunbung  bed  S^^Ui^^n^c^  iß 
Sat^e  ber  bUrgexIic^en  Se^örben. 
3)ie  Snnbedgefe^gebung  loitb  ^ter» 
über  bie  n&^ern  Seßtmmungen 
treffen. 

*^\t  Serfögung  fibrr  bie  «e* 
grSbnidpfä^e  fielet  ben  bfirgerüc^n 
)Be^Brben  )u.  @ie  ^aben  bafflr  }u 
forgen,  ba§  {eber  Setfiorbene  f4|id« 
Kic^  beetbtgt  »erben  lann. 

Hxt  54.  *  3)ad  nei^t  aur  Ql^e 
fielet  unter  bem  Sc^n^e  bed  Sunbed* 

*2)iefed  SleAt  barf  »eber  aud 
!trd)U(^en  ober  dfonomtfc^en  Sflftd« 
flehten,  no(^  megen  biSl^etigen  Ser« 
j^ottend  ober  aud  onberen  poltjtu 
(ii^en  (Stünben  befd^ränft  merben. 


*3){e  in  einem  ffontone  ober 
im  flndtonbe  na(^  ber  bort  gelten* 
ben  ®efe(gebun{)  abgefc^Ioffene  C^e 
foO  im  ®ebiete  ber  (Eibgcnoffenfc^aft 
M  S^e  onertannt  »erben. 

^Surc^  ben  f[bf<4(n§  ber  (S^e 
ermitbt  bie  Sfron  bad  ^eimotrec^t 
hti^  SRanned. 

*3)nr(^  bie  na<4foIgenbe  Sl^e 
ber  0(tern  »erben  oorel^eltc^  ge« 
borne  Ainber  berfelben  legitimirt. 

*9ebe  (Erbebung  oon  Oraut- 
einjngdgebftbten  ober  anbern  A^n* 
Ucten  Abgaben  iß  ungnläffig. 

trt.  55.  3)ie  ^regfreil^ett  ifl  ge- 
»fi^tleifiet. 


ral,  k  d'antres  ordres  religieux 
dont  Taction  est  dangereuse  pour 
TEtat  oa  tronble  la  paix  entre 
les  confessions. 

Art.  52.  II  est  interdit  de 
fonder  de  nonveaax  convents  ou 
ordres  religieux  et  de  r^tablir 
cenz  qui  ont  61^  snpprim^. 

Art.  53.  L'^tat  civil  et  la 
tenne  des  registres  qui  s'y  rap* 
portent  est  du  ressort  des  autorit^s 
civiles.  La  l^gislation  fSd^rale 
stataera  ä  ce  sujet  les  dispositions 
ult^rienres. 

Le  droit  de  disposer  des  lieux 
de  s^pultnre  appartient  k  Tautoritö 
ciyile.  Elle  doit  poorvoir  k  ce 
qne  tonte  personne  d^c^d^  paisse 
6tre  enterr^e  däcemment. 

Art.  54.  Le  droit  an  mariage 
est  placö  sons  la  protection  de  la 
Confädöration. 

Aucunempdchement  au  maria- 
ge ne  peut  dtre  fond^  snr  des 
motifs  confessionnels,  sur  Tindi- 
gence  de  Ton  ou  de  Pautre  des 
öpoux,  snr  lear  condnite  ou  sur 
qnelque  aatre  motif  de  police 
qne  ce  soit 

Sera  reconnn  comme  valable 
dans  tonte  la  Conf^deration  le 
manage  conclu  dans  nn  Ganton 
ou  ä  Tötranger,  conform^ment  k 
la  l^gislation  qui  j  est  en  vigueur. 

La  femme  acquiert  par  le 
mariage  le  droit  de  cit^  et  dö 
boorgeoisie  de  son  mari. 

Les  enfants  nös  avant  le  ma- 
riage sont  l^gitim^s  par  le  mariage 
subs^quent  de  leurs  parents, 

II  ne  peut  dtre  per9a  ancune 
finance  d*admisäion  ni  ancnne 
taxe  semblable  de  Tun  ou  de 
Tautre  ^poux. 

Art.  55.  La  liberte  de  la 
presse  est  garantie. 
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tlcbet  ben  SRigbraud^  betfetben 
trifft  bie  ffantonalgef^^gebnng  bie 
erforberltc^en  Seflimmungen,  totliit 
|ebo(^  ber  ©enel^migung  bed  Sun« 
bedratl^d  bebürfen. 

3)em  Qunbe  fielet  baS  9le(^t  ju, 
Strafbeflimmungen  gegen  ben  3Rt§' 
braud^  ber  treffe  ju  erraffen,  ber 
gegen  bie  (£tbgenoffenf(^aft  unb  il^re 
ÜBel^drben  gerichtet  ifl. 

9rt.  56.  3)ie  SSttrger  ^aben  baS 
9le4t,  SJereine  gu  bitben,  fofern 
folc^e  meber  in  ibrem  Smd  nod^ 
in  ben  bafür  beftimmten  SKitteln 
rec^tdmibng  ober  fiaatdgefäl^ctt^ 
flnb.  lieber  ben  9Rigbrau(^  biefeS 
^ec^ted  trifft  bie  ^antonclgefeg« 
gebung  bie  erforbertic^en  89efttm' 
ntimgen. 

tlrt.  57.  3)a8  $etitiondred^t  ifl 
gemäi^rleiflet. 

Sirt.  58.  92ientanb  barf  feinem 
üerfaffungSm&gigen  Stic^ter  entzogen, 
unb  ed  bürfen  bal^er  feine  Sud« 
nol^mdgerid^te  eingelül^rt  »erben. 

*!^ie  geif)(i($e  ®eri(^t^  barfeit 
\\i  abgefc^afft. 

Srt.  59.  3)er  aufred^tfieJ^enbe 
Sc^ulbner,  melier  in  ber  ©cbioei) 
«einen  feflen  Sßo^nft^  f^at,  mug  für 
4>erf5nU(i^e  Snfprac^en  oar  bem 
9ii4tcr  feined  SEBol^inorted  gefacht, 
nnb  ed  barf  böiger,  fttr  f^orberungen 
auf  bad*  ^ermdgen  eined  folc^en 
4U^er  bem  fianton,  in  totld^tn  er 
n)o^nt  fein  Srreß  gelegt  merben. 

*  Vorbehalten  Metben  mit  Qe« 
^ug  auf  Sufilfinber  bie  99eftimmun- 
^en  be^üglif^cr  ®taatdDertrfige. 

*Z>tx  @(^u(bDer]^aft  ifl  abge« 
!<^afft. 

'  9rt.  60.  *  ©amtliche  ftantone 
flnb  oerpflic^tet,  aQe  <S<i^n)eiierbürger 
in  ber  ®efei^gebung  fonwl^t  aü  im 
geric^tlid^en  Verfahren  ben  Sttrgern 


Toutefois  les  lois  cantonales 
statuent  les  mesures  n^cessaires 
k  la  r^pression  des  abus ;  ces  Ipis 
sont  soumises  ä  Tapprobation  da 
CoDseil  föderal. 

La  Confi^deration  peut  an^si 
statuer  des  peines  pour  re- 
primer  les  abus  dirig^  contre 
eile  ou  ses  antoritös. 

Art.  56.  Les  citoyens  ont  le 
droit  de  former  des  associations, 
poiirvu  qu'il  n'y  ait  dans  le  but 
de  ces  associations  ou  dans  les 
moyens  qu'elles  emploient  rieü 
d'illicite  ou  de  dangereux  pour 
PEtat.  Les  lois  cantonales  statuent 
les  mesures  nt^cessaires  ä  la  r6- 
pression  des  abus. 

Art.  57.  Le  droit  de  petition 
est  garanti. 

Art.  58.  Nul  ne  jpeut  dtre 
distrait  de  son  jnge  natxurel.  En 
consiöquiBnce,  11  ne  pourra  ötre 
stabil  de  tribunauz  es^traordinaires. 

La  juridiction  eccl^siastique  est 
abolie. 

Art.  59.  Pour  r^clamations 
personnelles,  le  döbiteur  solvable 
ayant  domicile  en  Sui3se  doit  dtre 
recberchö  devant  le  juge  de  soxi 
domicile ;  ses  biens  ne  peuvent  eii 
consöquence  6tre  saisis  ou  sö- 
questr^s.  hors  du  Cantou  oü  il  est 
domicilie,en  vertu  de  r^clamations 
personnelles. 

Demeurent  rösery^es,  en  ce 
qui  eoncerne  les  '  dtrangers,  les 
dispositions  des  trait^s  inter- 
nationauz. 

La  contr^inte  par  corps  est 
abolie. 

Art  60.  Tous  les  Oaätozis 
sont  Obligos  de  traiter  les  citoyens 
des  autres  Etats  eonfSder^s  comme 
ceux  de  leur  Etat  en  mati^re  de 
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be§    eigenen    AantonS    gleid^    gu 
l^aUcn. 

«rt.  61.  a)ie  re*tfc!räf«flcn  3i. 
Dilartl^eUe ,  bte  in  einem  ffonton 
iteffiOt  finb,  follen  in  ber  ganjen 
®<^metj  oolljogen  »erben  fdnnen. 

Hit.  62.  «Qe  ab^ugdre^te  im 
^nnern  ber  ©(^»eij,  fomie  bte  3tig« 
redete  oon  Sfirgern  bed  einen  $an« 
tonS  gegen  Sürger  anberer  ffantone 
fxnb  abgef(i^afft 

%xX.  63.  ®egen  bie  auswärtigen 
@toalen  befielet  ^^rei^figigfeit  unter 
Sotbelj^alt  bed  .©egenred^ted. 

Xrt.  64.  *2)em  Sunbe  fielet  bie 
®efe^gebung  ju: 

über  bie  perfönlic^e  ^anb* 
lungi^fä^igfett; 

über  aOe  auf  ben  ^anbel  unb 
äRobitiaroerfe^r  bezüglichen 
9te(^t£t}eil^ältniffe  (Obligat 
tionenrec^t,  mit  Inbegriff 
bed  i^anbeld«  unb  Sec^feü 

über    ba&    Urbeberrec^t    an 
SBerfen  ber  Literatur  unb 
ftunÜ; 
Überbad  6etreibung9Derfal^ren 
'  unb  baiS  ftonfurdtecbt. 
*3)ie  SRe^tfpred^ung  felbfi  Der* 
bleibt  ben  JFantonen,  mit  Sorbebalt 
ber  bem  8unbedgeti(^te  einger&umten 
ifbmpetengen. 

«rt.  65.  *a)ie  lobegflrafe  ip  ab* 
flefd^afft. 

*S>ie  9eftimmungen  beS  WiXx* 
tärftrafgefe^ed  bleiben  jeboc^  in 
ftriegdjeiten  Dorbebalten. 

*itötperli(^e  ©trafen  finb  unter' 
fagt.    . 

8rt.  66.  ^  SDie  SunbeSgtf e^ge- 
bung  beflimmt  bie  @4ranten,  inner« 
balb  iDel^er  ein  ®4n)ei)erbürger 
feiner  politifc^en  Tiefte  oerlußig 
tifldrt  »erben  lann« 


l^gislation  «t    pout   töUt  ce  qui 
concerne  les  Yoies  juridiqoas. 

Art.  61.  Les  jugements  'civils 
d^finitifs  rendas  dans  nn  Canton 
sont  ex^cntoires  -  dans  tonte  la 
Suisse. 

Art.  62.  La  traite  foraine  est 
abolie  dans  Pint^riear  de  la  Saisse, 
ainsi  que  le  droit  deretrait  des 
citoyens  d'un  Canton  contre  ceux 
d'antres  Etats  conföd^r^s. 

Art.  63.  Jia  traite  foraine  ä 
l'egard  des  pays  etrangers  est 
abolie  sous  r^serre  de  r^ciprocit^. 

Art.  64.  La  16gislation: 

sür  la  capacit^  civile, 

snr   toutes  les  mati^res  du 

'    droit    se    rapportant    au 

commerce   et   aux  trans- 

actions   mobili^ces   (droit 

des  obligations,  y  eompris 

le  droit  commercial  et  le 

droit  de  cliange), 

sur   la'  proprio  t^  litt^raire 

et  artistique, 
sur  la  poursuite  pour  dettes 
.     et  la  faillite, 
est  du  ressort  de  la  Conf^eration. 

L'administration  de  la  justice 
reiste,  aux  Cantons/  sous  r^serve 
des  attributions  du  Tribunal 
fMöral.  •  : 

Art.  65.  La  peine  de  mort 
est  abolie. 

Sont  •  röservöes  toutefois  les 
dispositions  du  code  pönal  mili- 
taire,  en  temps  de  guerre« 

Les  peineä  corporelles  sont 
abolies. 

Art.  66.  La  lögislation  föderale 
fixe  les  limites  dans  lesquelles  un 
citoyen  suisse  peut  dtre  privö  de 
ses  droits  politiques. 
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«Tt.  67.  *  SDie  »nnbcdsef««- 
qebung  trifft  bie  erforberltc^tn  0c« 
ftiwmutiqen  über  bte  VnSitefcrung 
ber  Vngenogten  Don  einem  ffantoti 
an  ben  onberti;  bie  SuHCieferung 
fann  iebixl^  fttr  poUtif^e  Scrgell^eii 
unb  für  ^regüergel^en  nic^t  oerbinb» 
It(^  gemocht  merben. 

Srt.  68.  Ixt  auSmitttung  Don 
Sflrgerrecjdten  für  ^eimatlofe  unb 
bie  9Ra6regetn  |ur  SerJ^inbetung 
ber  ßntfiel^ung  neuer  ^eimatlofen 
^nb  Oegenßanb  ber  Sunbefigefeft« 
gebung. 

Srt.  69.  3)em  Sunbe  ftel^t  bie 
€)efe(gebung  über  bie  gegen  gemein» 
gefährliche  Spibcmien  unb  Stel^« 
{eueren  }u  treffenben  gefunb^eitS« 
polijeiKt^en  Serffigungen  ju. 

Srt.  70.  Z^em  IBunbe  fielet  iai 
Stecht  ifi,  SFrembe,  meiere  bie  innere 
ober  fingere  ®id)erl^eit  ber  CEibge» 
nof[enfd)aft  gefäbrben,  aud  bem 
fd^meigeriff^en  (Bebiete  megjumeifen. 


Smeitet  Xbfi^ttitt* 

Äunbesbe^örben. 
I.  Sunbednerfammlung. 

«rt.  71.  *  Unter  Sorbett  ber 
Steckte  bed  SoIfeA  nnb  ber  ftantone 
(Srt.  89  unb  121)  mirb  bie  oberfle 
(Bemalt  beS  Snnbed  burc^  bie  Sun» 
bedoerfammlurg  ausgeübt,  rne^e  oud 
)oet  Sbt^eUnngen  befielt: 

A.  aud  bem  3Iationa(ratl^, 

B.  aia  bem  ©tänberat^. 

A.  9tationa(rat§. 

9rt.  72.  3)er  9}ationo(rat]^ 
mirb  aui  Vbgebrbtftten  bed  fd^ei« 
jerifc^en  8otte9  gebilbet.  fluf  fe 
20,000  Seelen  ber  ©efamtbeDUte» 
rnng  mirb  ein  2RitgIieb  gemä^(t. 


Art.  67.  La  l^gislation  föderale 
statue  sur  Pextradition  des  aecns^ 
d'un  Canton  &  Tantre;  toutefois 
Textradition  ne  pent  ötre  rendoe 
obligatoire  ponr  les  d^lits  poli- 
tiques  et  ceax  de  la  presse. 


Art.  68.  T#es  mesures  k  prendre 
ponr  incorporer  les  gens  sans 
patrie  (Heimatlosen)  et  ponr  em- 
pdcher  de  nonveaux  cas  de  ce 
genre,  sont  rägl^es  par  la  loi 
föderale. 

Art.  69.  La  l^gislation  concer- 
nant  les  mesures  de  police  sani- 
taire  contre  les  ^pid^mies  et  les 
^pizooties  qoi  offrent  trn  danger 
g^n^ral,  est  du  domaine  de  la 
Confödäration. 

Art.  70.  La  Gonföd6ration  a 
le  droit  de  renvojer  de  son  terri- 
toire  les  ^trangers  qni  compro- 
mettent  la  sürete  intärieure  ou 
ext^rieure  de  la  Soisse. 


^    Chapitre  IL 

Antorites  Kdirales. 

I.  Assemblöe  föderale. 

Art.  71.  Soos  röserye  des 
droits  du  penple  et  des  Cantons 
(articles  89  et  121),  Taatoritö 
snprdme  de  la  Conf§d^ration  est 
exerc^e  par  TAssembl^e  f^^rale, 
qüi  se  compose  de  denx  Sections 
ou  Conseils,  savoir: 

A.  le  Conseil  national; 

B.  le  Conseil  des  Etats. 

A.  Conseil  national, 

Art.  72.  Le  Conseil  national 
se  compose  des  d^pnt^s  da  penple 
suisse,  ^las  4  raison  d*an  membre 
par  20,000  ftmes  de  la  popalation 
totale.   Les  fractions  en  sns  -  de 
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(Sine  9iu4gal^I  tAtx  10,000 
®celen  »irb  fftr  20,000  eeetcn 
beregnet. 

dcbet  ffanton  ntib  bti  getJ^eilten 
Aontonen  ieber  ber  betbcn  Soiibcd* 
t^eitc  ^«t  »enigflcnft  ein  StitgUeb 
}tt  M^leii. 

Srt.  78.  £ie  9Ba^(en  ffit  ben 
Stationalrot^  finb  btrtfte.  Sie  finben 
in  eibgcn5|f{f(4en  ffiablfteifen  flütt, 
»el^e  iebod)  nt(^t  oud  Zweiten  »er« 
f((iebenec  ftantone  gebtlbet  merben 
fSnnen. 

Vtt.  74.  €timm6ere^ugt  bei 
9Ba^Ien  unb  Vbftimmungen  ifl  jeber 
@(^iDei}er,  ber  baft  20.  i^ebendjal^t 
gnifiifgelegt  l^ot  unb  im  Uebrtgen 
na(^  bei  0efe(gebung  bed  ffanton^, 
in  oetd^em  er  feinen  SBo^nftQ  \^t, 
mä^X  Dom  Kftiobfirgexrec^te  auSge« 
f4|Ioffen  ift. 

*  &  bleibt  iebo(^  ber  ®efe«« 
gebnng  beS  SunbeS  Dorbe^alten, 
fiber  bicfe  Stimmberec^tigung  ein- 
^eit(i(j^e  Sorft^riften  anfjufieUen. 

Sit.  75.  aBal^Ifabtg  0»  SRit' 
glieb  bed  iRationolrat^ed  ifl  ieber 
^mmbere^ttgteSc^meijetbürgermelts 
ticken  @tonbed. 

9rt  76.  3)er  9Iationatratl^  mirb 
auf  bie  2)auer  Don  brei  Sauren  ge« 
mA^lt,  nnb  eS  finbet  ieoeUen  Qk«* 
famternenemng  ßatt. 

Srt.  77.  Z)ie  aßitgßebec  be0 
®tAnberat^ed,  beS  Sunbeflrat^ed  nnb 
Don  (eQterem  gem&I^UeOeamte  (önnen 
nicbt  jug(ei(4  SKitglieber  bed  9latio* 
natrat^ed  fein. 

«rt.  78.  3)er  92ationoIratl^ 
mß^Ü  aniS  feiner  SKitte  fflr  jebe 
orbenilid^e  ober  augerorbentlic^e 
®i^nng  einen  $räf{benten  unb 
Sijeprfifibenten. 

!Z)adienige  SRitgtieb ,  mel^ed 
m&l^renb  einer  oibentß^en  @t(ung 


10    mille    &mes    sont    compt^es 
pour  20  mille. 

Chaqae  Caoton  et,  d&ns  leg 
Gantons  partag^,  chaqtie  demi- 
Ganton  ^Ut  an  d^putö  an  moins. 


Art.  73.  Les  6lections  pour  le 
Conseil  national  sont  directes. 
Elles  ont  lien  dans  des  Colleges 
^lectorauz  födöraux,  qui  nepeuvent 
toutefois  ötre  form^  de  parties 
de  difförents  Gantons. 

Art.  74.  A  droit  de  prendre 
part  anx  ^lections  et  aox  yotations 
tont  Suisse  äg^  de  vingt  ans 
rövolos  et  qrd  n'est  du  redte  point 
exclu  du  droit  de  citojen  actif 
par  la  lögislation  du  Ganton  dans 
lequel  il  a  son  domicile. 

Toutefois,  la  lägislation  föde- 
rale pourra  regier  d'une  maniere 
uniforme  Tezercice  de  ce  droit. 

Art.  75.  Est  ^ligible  comme 
membre  du  Gonseil  national  tout 
citojen  suisse  lalque  et  ayant 
droit  de  voter. 

Art.  76.  Le  Gonseil  national 
est  üboL  pour  trois  ans  et  renouvelö 
intögralement  chaque  fois. 

Art.  77.  Les  deput^  au  Gonseil 
des  Etats,  les  membres  du  Gonseil 
föderal  et  les  fonctionnaires  nom- 
m6s  par  ce  Gonseil  ne  penvent 
dtre  simultanöment  membres  du 
Gonseil  national. 

Art.  78.  Le  Gonseil  national 
choisit  dans  son  sein,  pour  chaque 
Session  ordinaire  ou  extraordinaire, 
un  President  et  un  vice-President. 

Le  membre  qui  a  öt^  Pre- 
sident pendant  une  Session  ordi- 
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^ie  ©teile  ettteS  ^räflbentett  ht» 
fteibete,  ifl  ffiv  bie  Häc^flfoli^enbe 
Dtbentlicge  .@t^uiig  toeber  aM  $räf{« 
bent  nod^  aU  St^eprtiftbetit  tt)ä^(« 
£ar.  3)aS  d'^i^^^  äRitglteb  fann 
titelt  mä^renb  gmet  unmittelbar 
onf  eiitonber  folgenben  orbentlic^en 
@i(ungen  St}et>r&fibent  fein. 

3)er  $räfibent  l^at  bei  gteic^ 
get^eilten  ©timmen  gu  entfc^eiben; 
bei  SBal^ten  flbt  er  baS  ©timmrec^t 
oud  mie  jebed  SRitglieb. 

art.  79.  2>ie  SWitgliebcr  bed 
iRotionatrall^ed  kuetben  aud  ber 
Sunbedfaffe  entfc^&bigl. 

B.  ©tän berat  15. 

Sit.  80.  S)er  ©tfinberafl^  befielt 
<tuS  44  Sbgeorbneten  ber  Kantone, 
^eber  jfanton  mäl^It  gmet  Slbge* 
orbnete,  in  ben  get^eitten  Kantonen 
jeber  SanbeStl^eil  einen  Vbgeorbneten. 

«rt.  81.  a)ie  SKitgtieber  be« 
9}ationoIrat^e8  unb  beS  Sunbe^« 
ratl^eS  fönnen  nic^t  ^ugleid^  äRit« 
glieber  bed  ©tdnbevat^ed  fein. 

9ltt.  82,  3)er  ©länberat^  »a^(t 
für  lebe  orbentlid^e  ober  augerorbent* 
li^e  ©i^ung  au8  feiner  SRitte  einen 
$räfibentett  unb  St^^epräfibenten. 

Und  ben  Sbgeörbneten  bed* 
jenigen 'ftantond,  au8  meld^em  für 
eine  otbentlic^e  ©i^ung  ber  $räft' 
bent  gemfil^lt  n}orben  tO»  fann  für 
bie  nft(^ftfo(genbe  orbentlid^e  ©iQnng 
meber  ber  $räflbent  noc^  ber  ^ije« 
präftbent  geteäl^It  »erben. 

Xbgeorbnetebed  gleiten  Aantond 
fönnen  nid^t  mä^r^enb  gmei  unmittel» 
bar  auf  einanber  folgenben  orbent« 
it(!^en  ®i$ungen  bie  ©teile  eined 
JSi^^eprfiflbenten  betieiben. 

Z)er  .^räfibent  J^at  bei  gteii^ 
getl^eilten  ©timmen  gu  entfc^eiben; 
bei  fBa^Un  übt  er  bad  ©timmre(^t 
attd.mic  Jebed  äRttgtieb. 


naire.ne  peut,  ä  la  sessioa  ördi- 
Daire  suivante,  revdtir  cette  Charge 
ni  Celle  de  vice-President.. 

Le  m^me  raembre  ne  pent 
^tre  vice-Pr^ident  pendant  deux 
Sflssiöns  oidinaires  consecativ.es. 

Loi*sque  les  avis  sont  ^gale« 
ment  partagäs,  le  President  dä- 
cide ;  dans  les  ^lections  *  il  yote 
comme  les  antres  membres. 


Art.  79.  Les  membre?  flu 
Conseil  national  sont .  indemnisös 
par  )a  Caisse  föderale. 

B.  Conseil  des  Etats. 

Art.  80.  Le  Conseil  des  Etats 
9e  compose  de  quarante-qoatre 
döputös  des  Cantons.  Chaque 
Caatön'  nomme  denx  depntes: 
4ans  les  Cantons  partag^s,  cbaqne 
demi-Et£^t  en  ^lit  un. 

Art.  81.  Les  membres  du 
Conseil  national  et  ceuz  du 
Conseil  föderal  ne  peavent  6tre 
döputes  an  Conseil  des  Etats.    . 

Art.  82.  Le  Conseil  des  Etats 
choisit  dans  son  sein,  ponr  chaque 
Session  ordinaire  ou  extraprdinaire, 
un  Präsident  et  un  vice-Pr6sident. 

Le  Präsident  ni  lie  vice-Prö- 
sid'ent  ne  peuvent  ßtre  elus  panni 
les  däputäs  du  Canton  dans  lequel 
a  etä  choisi  le  Präsident  pour  la 
Session  ordinaire  qui  a  immediate-* 
ment  präcede. 

Les  däputes  du  mdme  Canton 
ne  peuvent  revdtir  la  Charge  de 
vicQ*  Präsident  pendant  deux  ses- 
sions  ordinaires  consäcutives. 

Lorjsque  les  avis  sont  ägale* 
ment  partages,  le  Präsident  decide ; 
dans  les  älections  il  vote  comme 
les  autres  membres.-. 
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att.  83.  3)ie  SDlttgßeber  beS 
@täHberatl^e8  mcrben  Don  ben  ftan- 
tonen  entfc^äbtgt. 

C.  »efugniffe  bei  ÜBunbed- 
üevfammlung. 

art.  84.  3)er  SRationoIratl^  unb 
bei  @tänberatl^  l^aben  aOe  (gegen« 
fiänbe  )u  be^onbeln,  toelc^e  na(^ 
3n(a(t  ber  gegenmftrtigen  Serfoffung 
in  bte  ftompeteng  bed  liBunbed  ge» 
l^ören  nnb  nlc^t  einer  anbern  SunbeS» 
be^örbe  gugefdjieben  ftnb. 

"Axt  85.  !Z)ie  @egenfi&nbe, 
mel^e  in  ben  ©efc^äftdfreid  beibet 
Statine  faOen,  ftnb  inSbefonbere 
f  olgenbe : 

*  1.  ®efefte  über  bie  Drgani* 
fation  unb  bie  3Ba^(art  ber  Sunbed« 
beworben. 

*  2.  (Sefe^e  nnb  Sef^Ittffe  über 
biejenigen  (Segenflftnbe,  ^u  beren 
Siegelung  ber  iBunb  na(^  üRaggabe 
ber  SunbedDerfaffung  befugt  ijl. 

3.  Sefolbung  unb  Sntfd^äbigung 
ber  Snitglieber  ber  SunbeSbel^örben 
unb  ber  Sunbedfanglet ;  @rri(^tung 
Meibenber  Seamtungen  unb  Se« 
fiimmung  il^rer  @e^alte. 

*  4.  9Ba^(  bed  SunbeSratbeS, 
bed  SunbedgericbteS,  bed  ffan^IerS, 
fotoie  beS  ©eneratö  ber  eibgenöffl« 
fc^en  9rmee. 

*  SDer  Sunbedgefe^gebung  bleibt 
Docbel^alten ,  auc^  bie  Sornal^me 
ober  93efifittgung  weiterer  äBablen 
ber  SunbedDerfammlung  ju  über« 
tragen. 

5.  Sttnbniffe  unb  SBerträge  mit 
bem  Sludlanbe,  fomte  bie  (Sut^eigutig 
Don  Sertr&gen  ber  ftontone  unter 
ftc^  ober  mit  bem  Slufilanbe. 
@o((^e  Serträge  ber  ffantone  ge« 
langen  {eboc^  nur  bann  an  bie 
Sunbedoerfammlung ,  menn  oom 
Sunbedratb  ober  einem  anbern 
Danton .  (£inf))ra(^e  erhoben  mirb. 


Art.  83.  Les  d^pates  au  Conseil 
des  Etats  sont  indem nis^s  par  les 
Cantons. 

C.  Ättributions  de  VAssembUe 
fidiräle. 

Art.  84.  Le  Oonseil  national 
et  le  Conseil  des  Etats  dölibörent 
snr  tous  les  objets  que  la  präsente 
Constitution  place  dans  le  ressort 
de  la  Confederation  et  qui  ne 
sont  pas  attribuös  ä  nne  autre 
antoritä  föderale. 

Art.  85.  Les  affaires  de  la 
comp^tence  des  deux  Conseils  sont 
notamment  les  suivantes: 

1.  Les  loid  snr  Torganisation 
et  le  mode  d'ölection  des  autorit^s 
föderales ; 

2.  Les  lois  et  arröt^s  sur  les 
mati^res  que  la  Constitution  place 
dans  la  comp^tence  föderale; 

3.  Le  traitement  et  les  indem- 
nit^s  des  membres  des  autoritäs 
de  la  Confederation  et  de  la 
Cbancellerie  föderale;  la  eräation 
de  fonctions  föderales  permanentes 
et  la  fixation  des  traitements ; 

4.  L'election  du  Conseil  föde- 
ral, du  Tribunal  föderal  et  du 
Chancelier,  ainsi  que  du  Gön6ral 
en  chef  de  l'armäe  föderale; 

La  fögislation  föderale  pourra 
attribuer  ä  TAssemblee  föderale 
d^autres  droits  d't^lection  ou  de 
confirmation ; 

5.  Les  alliances  et  les  traites 
avec  les  Etats  ötrangers,  ainsi  que 
Tapprobation  des  traites  des 
Cantons  entre  eux  ou  avec  les 
Etats  ötrangers;  toutefois  les 
traitös  des  Cantons  ne  sont  portes 
a  TAssembläe  föderale  que  lorsque 
le  Conseil  föderal  ou  un  autre 
Canton  616ve  des  reclamations ; 
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6.  SRogregeln  für  bte  ftttgere 
©tAev^eit,  fttt  OeJ^auptung  ber  Un* 
üb^ängigfeit  unb  iRentra(U&t  bei 
€(|mei) ,  fttiegfiernärungen  unb 
3frteben8f(^(fif[e. 

7.  ©arontte  ber  Qerfaffungen 
utib  beS  ®cbiete8  ber  ftantone; 
Snterüentton  infolge  ber  ®arantte, 
äßa|rege(n  ffir  bte  innere  Sic^erl^eit, 
für  ^anbl^abung  Don  Stu^e  unb 
JDrbnung;  flmneßte  unb  liBegnobi' 
gung. 

8.  SRaSregeln,  meiere  bte  $anb« 
l^abung  ber  OunbedDerfa^ung,  bte 
Garantie  ber  ffantonaloerfaffungen, 
bte  SrffiOung  ber  bunbedmägigen 
Setpfltd^tungen  }um  ^xotit  l^aben. 


*  9.    Verfügungen   über  bad 
IBunbedbeer. 

*  10.  «uffteDung  be9  t%- 
(t($en  Soranfc^Iaged  unb  übna^me 
ber  Stoatdred^nung ,  foivte  9t* 
f (^{fiffe  über  Suf  nannte  Don  ^nlel^en. 

If.  3)ie  Oberauf fic^t  über  bte 
{tbgendffif(^e  SJerioaltung  unb  Sled^td' 
pflege. 

*  12.  )Bef(^tDerben  gegen  (Snt' 
j^etbungen  beft  99unbedrat^e8  über 
abmintftrattDfiretttgfeiten  (Srt.  113). 

*  13.  Ilompetenjflreittgfetten 
^mift^en  Sunbedbe^örben. 

14.  SleDtfton  ber  SunbefiDer* 
M«ng. 

«rt.  86.  3)ie  beiben  m\f^t 
t>erfammeln  ^cb  iä^rli4  einmal  )ur 
orbenttiiiben  ©i^nng  an  einem  bur^ 
bad  Reglement  feßjufc^enben  Stag. 

@ie  merben  ougeroibentlic^  ein* 
berufen  bur^  Sefc^lug  bed  Sunbed« 
ratl^ed,  ober  »enn  ein  Oierttl^eit  ber 
9Rttglteber  bed  92ationatrat^ed  ober 
fünf  ilantone  ed  »erlangen. 


6.  Les  mesures  pour  la  süret^ 
ext^rieure  ainsi  qae  pour  le 
maintien  de  Tindöpendance  et  de 
la  neutralitö  de  la  Saisse;  les 
d^clarations  de  gaerre  et  la 
conclusion  de  la  paix; 

7.  La  garantie  des  constitations 
et  du  territoire  des  Cantons; 
rintervention  par  suite  de  cette 
garantie;  les  mesures  pour  la 
süret^  int^rieore  de  la  Baisse, 
pour  le  maintien  de  la  tranquillitö 
et  de  Tordre;  ramnistie  et  le 
droit  de  gräce; 

8.  Les  mesures  pour  faire 
respecter  la  Oonstitution  f^dörale 
et  assurer  la  garantie  des  cons- 
titutioDS  cantonales,  ainsi  que 
Celles  qui  ont  pour  but  d'obtenir 
l'accomplissement  des  devoirs  f^dä- 
raux; 

9.  Le  droit  de  disposer  de 
Parm^e  f^dörale; 

1 0.  L*etablissement  du  budget 
annuel,  Tapprobation  des  comptes 
de  TEtat  et  ks  arrdt^  autorisant 
des  emprunts; 

11.  La  haute  surveillance  de 
l'administration  et  de  la  justice 
föderales ; 

12.  Les  r^clamations  contre 
les  d^cisions  du  Conseil  fM^ral 
relatives  ä  des  contestations  ad- 
ministratives (article  113); 

13.  Les  conflits  de  comp^tence 
entre  autorit^s  fedärales; 

14.  La  r^ Vision  de  la  Cons- 
titution föderale. 

Art.  86.  Les  deux  Gonseils 
s'assemblent,  chaque  annöe  une 
fois,  en  sessiou  ordinaire,  le  jour 
fixä  par  le  r^glement. 

Ils  sont  extraordinairement 
convoquös  par  le  Conseil  föderal, 
ou  sor  la  demande  du  quart  des 
membres  du  Conseil  national  eu 
sur  Celle  de  cinq  Cantons. 
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Srt.  87.  Um  gfidig  oerl^nbeln 
gn  fdntieo,  ifi  bie  Vnttefeti^cit  ber 
abfoluten  Webrl^eit  ber  SRitgtieber 
beS   betTcffenbett   9tatl^ed    etforbet« 

Srt.  88.  3m  9{attoita(rat^  unb 
(im)  St&nberat^  entf<^etbet  bie  ab- 
fotnte   SKe^rl^ett  ber   ©timmenben. 

«rt  89.  ^ar  »unbeSgefe^e 
unb  9anbed6ef4(flffe  ift  bie  3u- 
fltmmnng  beiber  9lfit^e  erforbetli^. 

*  8ttnbe9gefe(e,  fomie  adgemetn 
Detbittbß^e  9unbedbef(t»(fi{fe,  bie 
viid^t  biing(t^er  Statut  ftnb,  foOen 
fibetbied  bem  SSotfe  gut  Snnal^me 
ober  SettDerfung  Dorgelegt  metben^ 
luenn  t%  Don  30,000  flimmbered)« 
tigten  ®(^mei}er6(trgern  ober  oon 
üd^t  Aantonen  oerlangt  »irb. 

trt.  90.  *  SDie  SunbeSgefe^* 
gebung  »irb  bejfigUc^  ber  ^formen 
unb  ^rißen  ber  Solfdabfiimmung 
bad  (Scfotberlic^e  fefifleQen. 

«Tt.  91.  2)ie  aRitglieber  beiber 
9l8tl^e  flimmen  obne  3nflruftionen. 

Srt.  92.  3eber  Statl^  oer^anbeft 
abgefonbert.  Sei  VHaf^Un  (Sit.  85, 
Sifitt  4),  bei  «uSttbung  beS  9t- 
gttabigttng9re(^te0  unb  fttr  (£nU 
fc^eibung  oon  ftompetenjfireittgteiten 
(«rt.  85,  3iffer  18)  oereinigen  fl(^ 
jebod^  beibe  9tät^e  unter  ber  Leitung 
bed  ^rfifibenten  bed  9IationaIratl^ed 
gu  einer  gemeinfd^aftlic^en  Derbanb« 
lung,  fobag  bie  obfotute  aßel^r^eit 
ber  flimmenben  SRitglieber  beiber 
Statte  entfc^eibet. 

Xrt.  93.  Gebern  ber  beiben 
Statte  unb  iebem  9)Htgtieb  berfetben 
fie^t  bai»  Sorft^IagSre^t  (bie  3nitta- 
tioe)  gtt. 


Art.  87.  ün  Conseil  ne  peut 
d^lib^rer  qu'autant  qne  les  d6- 
put^s  pr^sents  forment  la  majorite 
absolne  da  nombre  total  de  ses 
membres. 

Art.  88.  Dans  le  Conseil 
national  et  dans  le  Conseil  des 
Etats  les  d^lib^rations  sont  prises 
k  la  majoritö  absolne  des  votants. 

Art.  89.  Les  lois  fiSd^rales,  les 
d^crets  et  les  arrdt^s  födöraux  ne 
peuvent  ötre  rendos  qu'avec  Tac- 
cord  des  denx  Conseils. 

Les  lois  ff^dörales  sont  sou- 
mises  ä  Tadoption  ou  au  rejet  du 
penple,  si  la  demande  en  est  falte 
par  80,000  citoyens  actifs  on  par 
halt  Cantons.  II  en  est  de  mdme 
des  arrdt^s  fSdöraux  qni  sont 
d*une  port^e  gön^rale  et  qui  n'ont 
pas  an  caractöre  d'urgence. 

Art.  90.  La  l^gislation  f<^d^rale 
d^terminera  les  formes  et  les 
d^lais  ä  observer  pour  les  yotations 
populaires. 

Art.  91.  Les  membres  des 
denx  Conseils  votent  sans  instruc- 
tions. 

Art.  92.  Chaqne  Conseil  dö- 
liböre  söparöment.  Toutefois,  lors- 
qu'il  s'agit  des  ^lections  mention- 
n^es  ä  l'article  85,  chiffre  4, 
d^exercer  le  droit  de  gr&ce  ou  de 
prononcer  sur  un  confiit  de  comp6- 
tence  (art.  85,  chiffre  13),  les 
denx  Conseils  se  r^anissent  pour 
dölibörer  en  common  sons  la 
direction  du  President  du  Conseil 
national,  et  c*est  la  majoritö  des 
membres  votants  des  denx  Conseils 
qui  d^cide. 

Art.  93.  L'initiative  appartient 
ä  chacun  des  deux  Conseils  et  ä, 
chacun  de  leurs  membres. 
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3)a9  gletd^e  9l(d^t  Unnen  bie 
Kantone  burc^  Jtonefponbenj  ouS« 
üben. 

9(rt.  94.  3)te  ©i^ungen  ber 
betben  9{5tl^e  flnb  in  ber  Sieget 
dffentltd^. 

IL  ÜBunbeSratl^. 

9rt.  95.  3)ieoberfte  ooQjiel^enbe 
unb  (eitenbe  üBel^örbe  ber  Sibge« 
npffenf(^Qft  tfi  ein  Sunbedratl^, 
meic^er  aud  fleben  SRitgliebern 
beßel^t. 

9(rt.  96.  SDie  SRitgtieber  bed 
9unbedrat^ed  »erben  Don  ber  Sun» 
beSDerfammlung  auS  aQen  ©c^met/^er- 
bürgern,  meiere  al8  Witglteber  bed 
9Iattonatrat^e8  mäl^Ibar  flnb,  auf 
bie  Sauer  t)on  bret  ^al^ren  ernannt. 
(£d  barf  iebod^  nic^t  ntebr  a(8  ein 
9Ri(g(ieb  au8  bem  nämlichen  j^anton 
gemö^It  »erben. 

^ad)  jleber  ©efamterneuerung 
bed  92ationa(rat]^ed  finbet  aud^  eine 
©efamterneuetung  bed  iBunbedratl^ed 
fiatt. 

3!)ie  in  ber  3^if<(^nS^i^  '^^^9 
geworbenen  ©teilen  toetben  bei  ber 
nö4fl[fo(genben  ©i^ung  ber  SunbeS« 
oerfammTung  für  ben  iRefi  ber 
Slmtdbauer  n}teber  befefet. 

Krt.  97.  SDie  äRitglieber  bed 
Qunbedrat^ed  bütfen  feine  anbere 
Seanttunp,  fei  ed  im  üDienfle  ber 
(Eibgenoffenfd^aft,  fei  eS  in  einem 
ffantone,  beltetben,  noc^  irgenb  einen 
anbern  9eruf  ober  ®emerbe  treiben. 


atrt.  98.  3)en  Sorpö  im 
»unbestätig  ffll^rt  ber  SunbeSpräff 
beut,  melier,  foioie  auc^  ber  $i}e- 
prAftbent,oonben  Dereinigten  Stätten 
aud  ben  ÜRitgliebern  befifelben  für 
bie  Sauer  eineS  ^al^red  gemäl^tt 
mirb. 


Les  Cantons  peiiyent'  exercer 
le  mdme  droit  par  correspondance. 

Art.  94.  Dans  la  r^gle,  les 
s^ances  des  Consoils  sont  publiques. 

II.  Consell  föderal. 

Ai*t.  95.  L'autoritö  directoriale 
et  exäcutive  superienre  de  la 
ConfiSdöration  est  exercöe  par  un 
Conseil  föderal  compos^  de  sept 
membres. 

Art.  96.  Les  membres  du 
Conseil  föderal  sont  nomm^  poor 
trois  ans,  par  les  Conseils  r^unis, 
et  choisis  parmi  tons  les  citojens 
suisses  äligibles  au  Conseil  natio- 
nal. On  ne  pourra  toutefois 
choisir  plus  d*un  membre  du 
Conseil  fi^d^ral  dans  le  mdme 
Canton. 

Le  Conseil  fädöral  est  renouvele 
integral ement  aprds  chaque  renou- 
vellement  du  Conseil  national. 

Les  membres  qui  fönt  vacance 
dans  rintervalle  des  trois  ans 
sont  remplac^y  ä  la  premi^re 
Session  de  TAssembl^e  föderale, 
pour  le  reste  de  la  dur^e  de  leurs 
foDctions. 

Art.  97.  Les  membres  du 
Conseil  föderal  ne  peuvent,  pen- 
dant  la  dur^e  de  leurs  fonctions, 
revötir  aucun  autre  emploi,  soit 
au  Service  de  la  Confödöration, 
soit  dans  un  Canton,  ni  suivre 
d 'autre  carriöre  ou  exercer  de 
profession. 

Art.  98.  Le  Conseil  fSdöral 
est  prösidö  par  le  President  de 
la  Confi^döration.  II  a  un  vice- 
President. 

Le  President  de  la  Confede- 
ration  et  le  vice-Prösident  du 
Conseil  ft^deral  sont  nommös  pour 
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3)e¥  abtretenbe  ^rfirtbent  ifl  für 
baS  ti&^ftfolgenbe  3a^r  meber  ald 
Vräfibent  no(4  aU  Stjeprfirtbent 
oS^lbat.  3)a8  gleiche  SO'Ktglieb  fattn 
nid^t  tt)&^renb  }U)et  unmittelbar  anf 
ettiatibet  folgenben  ^ol^nn  bie  ®teOe 
eines  St2e|)r&{{benten  beHeiben. 

%xU  99.  2)et  Sunbedprfiflbent 
unb  bie  fibrigen  SRitgltebet  be9 
SnnbeSrall^ed  bejte^en  einen  ift^r* 
lid^en  ®e^aU  avi%  bet  9unbe8ta||e. 

Hrt.  100.  Um  gttitig  net^anbeln 
gu  fdnnen,  mttffen  menigfienS  Dter 
aRitgliebet  bed  SunbeSratl^ed  an« 
mefenb  fein. 

art.  101.  Z)ie  9Ritg(iebe¥  bed 
Snnbedrat^ed  l^aben  bei  ben  Ser« 
l^anMungen  ber  beiben  Sbtl^eilungen 
bet  SBunbeSoetfammlung  betat^enbe 
(Stimme  unb  aud^  baS  SRec^t,  über 
einen  in  Seratl^ung  (iegenben  ®egen« 
ftanb  SIntrSge  ju  fleDen. 

9rt.  102.  3)er  8unbe$tat^  l^at 
innert  ben  Sc^ranfen  ber  gegen« 
märtigen  Setfaffung  t)or)figIid^  fo(« 
genbeSefugniffe  unb  Obliegenl^eiten : 

1.  er  leitet  bie  eibgenüfflf^en 
üngelegenl^eiten,  gemö^  ben  Sunbed« 
gefe^en  unb  9unbedbef(^lfif[en. 

2*  (Er  f^ai  für  Beobachtung  ber 
Setfaffung,  ber  ©efe^e  unb  8e« 
f^Iüffe  bed  SBunbed,  fomie  ber 
Sorfd^riften  eibgen.  Jlonforbate  gu 
ma^en;  er  trifft  gur  ^anb^abung 
beifelben  üon  fid^  aud  ober  auf  ein« 
gegangene  Sefc^merbe,  fotoeit  bie 
Seurtbeilung  folc^er  9tt!urfe  nic^t 
nacb  9rt.  113  bem  ISunbedgeric^te 
übertragen  ift,  bie  erfotbetlid^en 
Serfügungen. 

8.  Sr  ma^t  für  bie  (Garantie 
ber  ffontonaloerfaffungen. 


nne  ann^e  par  rAssembl^  f^d^- 
rale,  entre  las  membres  du  Conseil. 

Le  Präsident  sortant  de  Charge 
ne  pent  dtre  ölu  Präsident  ou  vice- 
Präsident  pour  Tannäe  qui  suit. 

Le  mdme  membre  ne  pent 
revötir  la  Charge  de  yice-Präsident 
pendant  denz  annäes  de  saite. 

Art.  99.  Le  Präsident  de  la 
Confedäration  et  les  aatres  mem- 
bres du  Conseil  fäderal  re9oivent 
nn  traitement  annuel  de  la  Caisse 
fädärale. 

Art.  100.  Le  Conseil  fädäral 
ne  peut  dälibärer  qne  lorsqu'il 
7  a  au  moins  quatre  membres 
präsents. 

Art.  101.  Les  membres  du 
Conseil  fädäral  ont  voix  consul- 
tative  dans  les  deux  Sections  de 
TAssembläe  fädärale,  ainsi  que  le 
droit  d'y  faire  des  propositions 
sur  les  objets  en  dälibäration. 

Art.  102.  Les  attributions  et 
les  obligations  du  Conseil  fäderal, 
dans  les  limites  de  la  präsente 
Constitution,  sont  notamment  les 
suivantes : 

1.  U  dirige  les  afaires  fädä- 
rales,  conformäment  auz  lois  et 
arrßtäs  de  la  Confädäration. 

2.  II  veille  k  Tobservation  de 
la  Constitution,  des  lois  et  des 
arrötäs  de  la  Confedäration,  ainsi 
que  des  prescriptions  des  concor- 
dats  fädäraux;  il  prend,  de  son 
chef  ou  sur  plainte,  les  mesures 
näcessaires  pour  les  faire  observer, 
lorsque  le  recours  n'est  pas  du 
nombre  de  ceux  qui  doivent  ätre 
portes  deyant  le  Tribunal  fädäral 
k  teneur  de  Tart.  113. 

3.  II  veille  k  la  garantie  des 
constitutions  cantonales. 

22 
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4.  ISt  fd^Ufit  ber  Siinbeftoer« 
fammlunj  ®efeife  unb  Sefd^iaffe 
Dot  unb  beguta((t€t  bie  Snträge, 
mttä)t  Doa  ben  SRfitl^en  bei(  8unbeiS 
ober  ))on  ben  ffantonen  an  t^n 
gelangen. 

5.  @r  DoD)iel^t  bie  SunbeSge* 
fe^e  unb  Sunbed6ef((lttffe,  bie  ttr* 
t^eile  beS  Sunbedgerid^tiS,  fomie  bie 
Serg(ei(^e  ober  f^tebdric^terttc^en 
Sprüche  über  ©trettigleiten  )U)tf4en 
ffantonen. 

*  6.  St  I^Qt  btejenigen  SBa^ten 
jtt  treffen,  n>el(^e  ni^t  ber  Sunbed' 
oerfammtung  unb  bem  Sunbedge» 
richte  ober  einer  anbern  Sel^örbe 
fibertragen  merben. 

7.  Sr  pröft  bie  Serträge  ber 
ftontone  unter  flc^  ober  mit  beut 
Sudlanbe  unb  genel^migt  biefelben, 
fofern  fte  juläffig  finb.  (Urt.  85, 
Ziffer  5). 

8.  (Sr  mol^rt  bie  ^ntereffen  ber 
Sibgenoffenfc^aft  nad^  Sugen,  mte 
namenttic^  il^re  oöHerrec^tlic^en  89e« 
jiel^ungen,  unb  beforgt  bie  aud« 
märtigen  Vngelegenl^etten  fiberl^aupt. 

9.  (Sr  ma^t  ffir  bie  fiugere 
(Sidfterl^eit,  fttr  bie  83el^auptung  ber 
Unob^ängigteit  unb  9}eutra(ität  ber 
®(^mei}. 

10.  (Sx  forgt  ffir  bie  innere 
©id^erl^eit  ber  (Eibgenoffenfd^aft,  ffir 
^anbl^abung  oon  Slu^e  unb  £)rb^ 
nnng. 

11.  3n  f^aOen  oon  2)ring(td^!eit 
iß  ber  8unbeSrat^  befugt,  fofern 
bie  9tSt^e  nir^t  oerfammett  ftnb,  bie 
erforberlid^e  5truppenjQ]^(  aufzubieten 
unb  fiber  folc^e  ju  oerffigen,  unter 
SorbeJ^altunoer^figtid^er  (Einberufung 
ber  89unbedoerfamm(ung,  fofern  bie 
aufgebotenen  SEruppen  j^meitaufenb 
üRann  fiberfieigen  ober  bad  Sufge« 
bot  länger  ai&  brei  SBoc^en  bauert. 


4.  II  präsente  des  projets  de 
lois  on  d'arröt^  4  TAssemblee 
föderale  et  donne  son  pr^yis  aar 
les  propositions  qni  lai  sont 
adressöes  par  les  Conseils  on  par 
les  Cantons. 

5.  II  ponrvoit  k  rex^ation 
des  lois  et  des  arrdtös  de  la 
Oonföd^ration  et  k  celle  des 
jugements  du  Tribunal  föderal, 
ainsi  que  des  transactions  ou 
des  sentences  arbitrales  sur 
des  diffiSrends  entre  Gantons. 

6.  II  fait  les  nominations  qui 
ne  sont  pas  attribuöes  k  TAssem- 
bl6e  föderale  ou  au  Tribunal 
föderal  ou  ä  une   autre  autorit^. 

7.  II  examine  les  trait^  des 
Cantons  entre  eux  ou  avec 
r^tranger,  et  il  les  approuve,  8*il 
y  a  lieu    (article   85,    chiffre  5). 

8.  II  veille  aux  int^dts  de  la 
Confedöration  au  dehors,  notam- 
ment  ä  robseryation  de  ses  rap- 
ports  internationaux,  et  il  est,  en 
g^nöral ,  chargö  des  relations 
ext6rieures. 

9.  II  yeille  ä  la  sürete  ext^- 
rieure  de  la  Baisse,  au  maintien 
de  son  independance  et  de  sa 
neutralitö. 

10.  II  veille  ä  la  sürete  intö- 
rieure  de  la  Confädäration,  au 
maintien  de  la  tranquillit^  et  de 
Pordre. 

11.  En  cas  d'urgence  et  lors- 
que  TAssembl^e  föderale  n'est 
pas  röunie,  le  Conseil  föderal  est 
autorisö  ä  lever  les  troupes  neces- 
saires  et  k  en  disposer,  sous  re- 
serve  de  convoquer  imm^diatement 
les  Conseils,  si  le  nombre  des 
troupes  lev^es  d^passe  deux  mille 
hommes  ou  si  elles  restent  sur 
pied  au  delä  de  trois  semaiues. 
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12.  (Sx  beforgt  baS  eibgendfftf^e 
SDtilitfirioefen  unb  alle  S^9I^  ^^ 
SermaUung,  iDeI(^e  best  9unbe  an« 
geäfften. 

'*'  13.  St  (jtüft  bie  (Sefe^e  unb 
Setorbnvngen  ber  ftantone,  oetd^e 
feiner  (Benel^migung  bebürfen;  er 
übermalt  btejentgen  3^8^  ^^ 
ftantonaloermoltimg,  meldte  fetner 
%nffi(^t  unterfieat  flnb. 

14.  (Er  forgt  ffir  bte  Sermaltung 
ber  Sfinonjen  bed  8nnbe9,  ffir  bie 
(Snttoerfnng  bed  Ooranf^Iageil  nnb 
bie  Stellung  ber  Kec^nungen  Aber 
bie  (EinnaJ^men  unb  SuSgaben  be8 
8unbe9. 

15.  (Er  bot  bte  «ufp^t  fiber 
bie  ®ef(^fiftdfül^rung  aller  Seantten 
unb  9nge|}eaten  ber  eibgen&ffifc^en 
Sermaltung. 

16.  (Er  erftattet  ber  SunbeS« 
üerfammlung  ie»ei(en  bei  tbrer 
orbentUcben  @i(}ung  Stec^enfc^aft 
über  feine  Serri^tungen,  fomie  Oe« 
riebt  fiber  ben  Sußanb  ber  (Eibge» 
noffenfd^aft  im  Snnern  fomol^l  atS 
nacb  Sugen,  unb  otrb  il^rer  Suf« 
merlfamfeit  bieienigen  ÜRogregeln 
empfehlen,  meiere  er  )ur  Seförberung 
gemetnfamer  SBol^tfa^rt  fftr  bienltc^ 
erocbtet. 

(Er  l^at  ou4  befonbere  Serid^te 
ju  erflatten,  oenn  bie  Ounbedoer« 
fantmlung  ober  eine  Sbtl^eilung  ber« 
felben  eS  Der(angt. 

«tt.  103.  3)ie  (Sef^afte  bed 
ÜBunbeSrat^ed  »erben  nad^  3)eparte* 
ntenten   unter   bte   einzelnen   ÜKtt« 

?tieber  nert^eilt.  i&tefe  (Stnt^eilung 
at  aber  einzig  jum  3^/  ^^ 
$rfifung  unb  Seforgung  ber  ®e« 
ff^&fte  )u  förbern;  ber  iemeiüge 
(Ent|<^eib  gebt  oon  beut  Sunbed' 
rat^e  a(d  Se^drbe  au8. 


12.  II  est  charg^  de  ce  qtd  a 
rapport  au  müitaire  föderal,  ainsi 
que  de  toutes  les  autres  branches 
de  radministration  qui  appar- 
tiennent  k  la  Conf^d^ration. 

13.  If  examine  les  lois  et  les 
ordonnances  des  (Antons  qui 
doivent  ötre  sournises  ä  son 
approbation ;  il  ezerce  la  sur- 
yeillance  snr  les  branches  de 
radministration  cantonale  qui  sont 
placöes  sous  son  contröle. 

14.  II  administre  les  finances 
de  la  Confödöration,  propose  le 
budget  et  rend  les  comptes  des 
recettes  et  des  d^penses. 


15.  II  surveille  la  gestion  de 
tous  les  fonctionnaires  et  employ^s 
de  radministration  föderale. 

16.  II  rend  compte  de  sa 
gestion  k  PAssembl^e  f^d^rale,  k 
chaque  Session  ordinaire,  lui  prä- 
sente un  rapport  snr  la  Situation 
de  la  Conf^d^ration  tant  k  Tinte- 
rieur  qu'au  dehor?,  et  recommande 
k  son  attention  les  mesures  qu'il 
croit  utiles  k  Taccroissement  de 
la  prosperite  commune. 


II  fait  aussi  des  rapports 
sp^ciaux  lorsque  TAssembläe  fed^- 
rale  ou  une  de  ses  Sections  le 
demande. 

Art.  103.  Les  affaires  da 
CoDseil  föderal  sont  r^parties  par 
d^partements  entre  ses  membres. 
Cette  repartition  a  uniquement 
pour  but  de  faciliter  Pexamen  et 
l'exp^dition  des  affaires;  les  de- 
cisions  ömanent  du  Gonseil  föderal 
comme  autoriti^. 
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9tt.  104.  3)er  SBunbeSratl^  unb 
fettie  2)epaTtemente  finb  befugt,  für 
befonbere  (Sefd^äfte  ©ad^funbige  beU 

in.  8unbe8Ian}Iet. 

Xrt.  105.  (Sine  Sunbedfatisfet, 
toe(4er  ein  Jtan^Ier  üorflel^t,  beforgt 
bte  fiangleigefAdfte  bei  ber  Sunbed* 
oetfammlung  nnb  beim  SBunbedratl^. 


2)er  ffonjler  mirb  oon  ber 
8unbedDet[ammtung  auf  bte  3)auer 
Don  bret  SaJ^ten  iemeilen  gleic^jeitig 
mit  bem  Sunbedratl^  gemft^It. 

2)ie  9unbedfan)Iei  f!e^t  unter 
ber  befonbern  auffielt  bed  8unbe8« 
rat^eS. 

Sie  naivere  Organifation  ber 
SunbeSfanjIei  bleibt  ber  SBunbed' 
gefe^gebung  Dorbel^oUen. 

IV.  Organif otion  unb  9e« 
fugniffe  bed  IBunbeSgerid^tS. 

S(rt.  106.  3ur  «uSübung  ber 
9ted^td|)flege,  foweit  biefetbe  in  ben 
8erei(^  bed  SBunbed  fäUt,  mitb  ein 
SunbeSgerid^t  aufgefleOt. 

9ür  Seurtl^eilung  Don  ©traf» 
fäOen  (Hxt  112)  merben  ®(^mur« 
geriefte  Our^)  gebilbet. 

%rt.  107.  a)ie  a^itglteber  beS 
SunbeSgetic^td  unb  bie  (Erf a^mftnner 
metben  Don  ber  SSunbeSoerfammlung 
gemäl^U. 

*  Sei  ber  SBal^I  berfelben  foU 
barauf  8eba(^t  genommen  merben, 
ba^  ode  brei  ißatlonalfprad^en  oer« 
treten  feien. 

*  2)a8  ©efe^  beflimmt  bie  Or« 
ganifation  bed  Sunbedgeric^ted  unb 
feiner  3lbtl^ei(ungen,  bie  3<^^I  ^^^ 
ÜRitglieber  unb  drfa^männer,  beren 
SmtSbauer  unb  Sefolbung. 

airt.  108.  3n  bad  OunbeS' 
gerieft  lann  ieber  ®<^meijerbürger 


Art.  104  Le  Conseil  föderal 
et  ses  d^partements  sont  aatoris^s 
ä  appeler  des  ezperts  ponr  des 
objets  spöcianx. 

III.  Chancellerie  f(&d6rale. 

Art.  105.  üne  chancellerie 
föderale,  ä  la  töte  de  laquelle  se 
trouye  le  Chancelier  de  la  Confö- 
döration,  est  charg^e  da  seer^^ 
tariat  de  PAssemblöe  föderale  et 
de  celui  du  Conseil  föderal. 

Le  Chancelier  est  ^lu  par 
PAssembl^e  föderale  poar  le  terme 
de  trois  ans,  en  meme  temps  qne 
le  Conseil  föderal. 

La  chancellerie  est  soos  la 
surveillance  speciale  da  Conseil 
föderal. 

üne  loi  föderale  d^termine  ce 
qui  a  rapport  k  Torganisation  de 
la  chancellerie. 


IV.  Tribunal  föderal. 

Art.  106.  II  ya  un  Tribunal 
föderal  poar  radministration  de 
la  justice  en  mati^re  föderale. 

II  y  a,  de  plus,  un  Jury  pour 
les  affiEiires  pönales  (article  112). 

Art.  107.  Les  membres  et  les 
suppl^ants  du  Tribunal  föderal 
sont  nomm^s  par  rAssembföe 
föderale,  qui  aura  ägard  k  ce  que 
les  trois  langues  nationales  y 
soient  representees. 

La  loi  dötermine  Porganisation 
du  Tribunal  föderal  et  de  ses 
sections,  le  nombre  de  ses  membres 
et  des  suppföants,  la  dur^e  de 
leurs  fonctions  et  leur  traitement« 


Art    108.    Peat  6tre  nommö 
au  Tribunal  föderal   tout  eitoyen 


r 
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trnantit  metben,  ber  iit  ben  9{otto« 
nolrat^  m&l^tbar  tfl. 

*  Sie  9Ritg(ieb€r  ber  83unbee« 
oerfammlung  utib  bed  iBunbeSrati^S 
unb  bte  oon  bUfen  Se^drben  gc 
malten  Seamten  lönncn  nic^t  gleich* 
jeitig  üRitgliebet  be9  Sunbedge« 
tif^ted  fein. 

*  2)te  9RitgIieber  beS  Sunbed« 
gerid^teS  bütfcn  feine  anbete  9o 
omtung,  fei  ed  im  2)ienfte  ber 
(Eibgen  offenfc^aft,  fei  ed  in  einem 
ffanlone,  betleiben,  no<i^  irgenb  einen 
anberen  Setnf  ober  ®emerbe  treiben. 

9rt.  109.  3)a8  Snnbedgeric^t 
bepeQt  feine  San^lei. 

art.  110.  2)ad  9unbe«geri(^t 
beurt^eift  ^iDilrec^tlid^e  ©tretttgfeiten : 

1.  jmif^en  bem  8nnbe  nnb  ben 
ftontonen ; 

2.  )tt)if(^en  bem  Sunbe  etnerfeitS 
unb  ffor))orationen  ober  $ri> 
oaten  anbererfeitS ,  menn  ber 
@trettgegenf}anb  eine  bur^ 
bie  Snnbedgefe^gebung  ^u 
befiimmenbe  Oebeutung  f)ai 
unb  »enn  biefe  Sforporationen 
ober  $rit)aten  ftläger  flnb; 

3*  )tt>if (^en  ben  Santonen  unter  fic^ ; 

4.  iimif^cn  ben  ftantonen  einer- 
feitd  nnb  ftorporotionen  ober 
$riDaten  anbererf eitd ,  tt>enn 
ber  ©trettgegenjlanb  Don  einer 
burd^  bie  Sunbedgefe^gebung 
p  befitmmenben  Sebentung 
tft  unb  eine  Partei  eft  Der« 
longt. 

*  SDaS  Sunbefigeric^t  urt^eilt 
ferner  über  Hnfi&nbe  betreffenb 
^eimottoflgfeit,  fomie  über  Sftrger' 
ted^t8ftreittgleiten^n)if(^en  (Semeinben 
oerf(^iebener  Sfantone. 


snisse  äligible  an  Conseil  natio- 
nal. 

Les  membres  de  l'Assemblee 
föderale  et  da  Conseil  fed^ral  et 
les  fonctionnaires  nommös  par  ces 
antorit^s  ne  peuyent  en  möme 
temps  faire  partie  du  Tribunal 
föderal. 

Les  membres  du  Tribunal 
föderal  ne  peuvent,  pendant  la 
daröe  de  leurs  fonctions,  revdtir 
ancnn  autre  emploi,  soit  au  Ser- 
vice de  '  la  Confödöration »  soit 
dans  an  Canton,  ni  saivre  d^autre 
carriöre  ou  exercer  de  profession. 

Art.  109.  Le  tribunal  föderal 
organise  sa  chancellerie  et  en 
nomme  le  personneL 

Art.  110.  Le  Tribunal  föderal 
connalt  des  difförends  de  droit  civil: 

1.  entre  la  Confödäratlon  et 
les  Cantons; 

2.  entre  la  Conföderation  d*une 
part  et  des  corporations  ou 
des  particuliers  d'autre  part, 
quand  ces  corporations  ou 
ces  particuliers  sont  deman- 
deurs  et  quand  le  litige 
atteint  le  degrö  d'importance 
que  döterminera  la  lögis- 
lation  fedörale; 

3.  entre  Gantons; 

4.  entre  des  Cantons  d*une 
part  et  des  corporations  ou 
des  particuliers  d^autre  part, 
quand  une  des  parties 
le  requiert  et  que  le  litige 
atteint  le  degrö  d'importance 
que  döterminera  la  legis- 
lation  föderale. 

II  connalt  de  .plus  des  diffe- 
rends  concernant  le  heimatlosatf 
ainsi  que  des  contestations  qui 
surgissent  entre  communes  de 
differents  Cantons,  touchant  le 
droit  de  cite. 


--    842    -^ 


art.  111.  3>üd  8uttbe89€tt4t 
ifl  üerpfltd^tet,  bie  Seurt^eilung  mi^ 
anbetet  {^fiOe  ku  übttntitmtn,  menn 
badfeffte  t>on  beiben  Rotteten  ongee 
tttfen  iDttb  unb  bet  Gttettgegenflanb 
»Ott  einet  ivtxdi  bie  Sanbei^efet« 
gebnng  ju  befiimmenben  Vebeutung  i^. 

Vtt.  112.  *  S)ad  Sitnbedge' 
ti^t  urt^eitt  mit  S^i^^^unS  ^^^ 
(Bef((n)otnen,  meldte  übet  bie  S^^at« 
frage  abf preisen,  in  ©traff&Qen: 

1«  übet  ^oc^oetrat^  gegen  bie 
Sibgenoffenf^aft,  Huftul^rnnb 
(8emo{tt^dt  gegen  bie  Ounbeft* 
bel^örben; 

2.  fibet  Setbted^en  unb  Set« 
geben  gegen  bod  Sdlfenec^t; 

3.  übet  potitiff^e  Qetbtec^en  unb 
Setgeben,  bie  Utfad^e  obet 
Solgebetienigen  Untubcn  ftnb, 
but4  metd^e  eine  bemaffnete 
eibgen5ffifd^e3nteTDentton  oet» 
ontaf  t  u>itb,  unb 

4.  in  ^AOen,  mo  non  einet 
SJunbedbebörbe  bie  non  i^t 
ernannten  Seamten  ibm  )ut 
fttaftec^tlid^en  9eurt^ei(ung 
fibetmiefen  metben. 

art.  118.  *  3)ad  Sunbedge« 
riebt  urtl^eUt  ferner: 

*1.  Aber  ftompeten^fonflifte  jtti« 
fiben  Onnbedbebörben  einet« 
feitd  unb  5tantonalbeb0tben 
anbererfeitS ; 

*2.  fiber  @treitigfeiten  ßaatdrecbt« 
li^et  ütatur  ^mifd^en  ffan« 
tonen ; 
8.  übet  Sefcbmerben  betreffenb 
Serlc^nng  üetfaffung9niä|iget 
8le<bte  bet  SBütger,  fomie  über 
fo((be  non  $rinaten  »egen 
Serie^ung  üon  ffontorbaten 
unb  Staatdoerttägen. 

*  Qotbebalten  ftnb  bie  burd^  bie 
Sunbedgefe^gebung  näber  feflju« 
fledenben   abminipratioftreitigfeiten. 


Art.  111.  Le  Tribunal  fedöral 
est  tenu  de  jnger  d'atitres  canses, 
lorsqite  les  parties  s'accordent  k 
le  nantir  et  qae  l'objet  en  Htige 
atteint  le  degrd  d*importanee  qae 
d^terminera  la  lägislation  föderale. 

Art.  112.  Le  Tribunal  föderal 
assist^  du  Jury,  lequel  statue  snr 
les  faits,  connalt  en  matiöre 
pönale : 

1.  des  cas  de  baute  trabison 
enyers  la  Confed^ration,  de 
r^volte  ou  de  violcDoe  contre 
les  autorit^  f<§d6rales; 

2.  des  crimes  et  des  ctelits 
contre  le  droit  des  gens ; 

8.  des  crimes  et  des  d^lits 
politiques  qui  sont  la  cause 
oa  la  suite  de  troubles,  par 
lesquels  une  Intervention 
föderale  arm^  est  occasion- 
n6e; 

4.  des  faits  relev^s  ä  la  cbarge 
de  fonctionnaires  nommäs 
pax  une  autprit^  föderale, 
quand  cette  autorit^  en 
saisit   le  Tribunal   fM^ral. 

Art.  118.  Le  Tribunal  föderal 
connalt,  en  outre : . 

1.  des  conflits  de  comp^tence 
entre  les  autoritte  föderales, 
d'une  part,  et  les  autoritte 
cantonales,  d'aatre  part; 

2.  des  diff(§rends  entre  Cantons, 
lorsque  ces  diffSrends  sont 
du  domaine  du  droit  public ; 

8.  des  rtelamations  pour  vio- 
lation  de  droits  Constitution- 
nels  des  citoyens,  ainsi  que 
:  des  räclamations  .  de  parti- 
chlierd  pour  violation  de 
concordats  ou  de  trait^s. 

Sont  rteerv^es  les  contestaüons 
administratives!  k  dölei^miner  pai* 
la  l^gistation  föderale. 


•'^ 
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*  3n  allen  biefen  SfftOen  finb 
\thodt  bie  Don  ber  SnnbcSDevfamm» 
Ittng  erloffenen  9efft}c  nnb  attflemem 
oeTbinbßd^en  Sefd^flffe,  fomte  bie 
üon  i^r  genel^migten  StaatdDcrtrAge 
für  bad  Snnbedgert^t  waggebenb. 


»t.  114.  *  ISd  Mcibt  bet 
Snnbedgefe^gebung  fiSertoffen,  anfier 
ben  in  ben  lirtifein  110,  112  unb 
118  bejett^neten  Oegenfi&nDen  anc^ 
nod^  onbere  ^fiQe  in  bte  ftowpeten} 
bed  SunbeSgetic^td  ^u  (egen,  ind- 
befonbere  bie  SBefugniffe  fefljufleOen, 
met^e  i^  nac^  (SrlafFnng  ber  im 
Xrt.  64  Dorgefel^enen  eibgendfftfc^en 
®efe6e  be^ufS  ein^ettUc^er  Sntoen« 
bnng  berfetben  ^n  flbcrtrogen  finb. 

V.  8erf  c^iebene  8eßim< 
m  tt  n  g  e  n. 

«rt.  115.  SOed,  mai  M  anf 
ben  ©ift  ber  Sunbedbel^örben  beliebt, 
iß  ®egenf)anb  ber  SunbeSgefc^« 
gebung. 

«tt.  116.  a)te  brei  ^aupt- 
fpra^en  ber  @(%wei),  bie  beutfd^e, 
fran3öfif<^e  unb  itaKentfd^e,  finb 
9tattonaIfpra((en  beS  Qnnbei». 

Srt.  117.  3)ie  Seomten  bet 
Sibgenoffenfc^aft  flnb  für  ibre  ®o 
fd)äftfifftbtnng  oerantttortlicb.  Sin 
Sunbedgefe^  mitb  biefe  Serant« 
mortlic^feit  nfil^er  beliimmen. 


2)tittet  «Bfdimtt. 

2?et?tfion  ber  Bunbesperfaffung. 

Vrt.  118.  2)ie  «nnbeSoerfoffung 
fann  {eber^eit  reDibitt  merben. 

Hxt  119.  2)ie  neoiflon  ge« 
fc^ie^t  auf  bem  SSege  ber  SunbeiS« 
gefeftgebung. 


Dans  tons  les  cas  pr^mention- 
n^,  le  Tribunal  f^^ral  appliquera 
les  lois  Yot^s  par  l'Assembläe 
föderale  et  les  arrdtös  de  cette 
Assembl6e  qni  ont  nne  portöe 
g^n^rale.  II  ee  conformera  ^ale« 
ment  anz  traitäs  qne  TAssembläe 
föderale  aura  ratifids. 

Art.  114.  Outre  les  cas  men- 
tionnes  anx  articles  110,  112  et 
113,  la  I^gislation  fdd^rale  pent 
placer  d'autres  affaires  dans  la 
comp^tence  da  Tribunal  f^döral; 
eile  peut,  en  particnlier,  donner 
k  ce  Tribunal  des  attributions 
ajant  pour  but  d'assurer  Tappli- 
cation  uniforme  des  lois  prövues 
ä  Tarticle  64. 


V.  Dispcftitions  diverses. 

Art.  115.  Tout  ce  qui  con- 
ceme  le  si^ge  des  autoritös  de  la 
Cont'^d6ration  est  i'objet  de  la 
l^gislation  föderale. 

Art.  116.  Les  trois  principales 
langues  parl^es  en  Suisse,  Falle* 
mand,  le  fran^ais  et  Titalien,  sont 
langues  nationales  de  la  Confödä- 
ration. 

Art.  117.  Les  fonctionnaires 
de  la  Oonföd^ration  sont  respon- 
sables  de  leur  gestion.  Une  loi 
fSd^rale  dötermine  ce  qui  tient  ä 
cette  responsabilitö. 


ChapUre  III. 

B6viBion  de  la  Constitution 
föderale. 

Art.  118.  La  Constitution  föde- 
rale peut  dtre  r^visee  en  tout  temps. 

Art.  119.  La  rövision  a  lieu 
dans  les  formes  Statutes  pour  la 
Ugislation  föderale. 
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.  Xtt.  120.  3Benn  eine  3[6tl^et(niig 
ber  SunbeSoetfammtung  bie  äteoiftoit 
6ef(4(iegt  unb  bie  anbete  nic^t  gu» 
ftimmt,  obet  menn  fttnf/^igtaufenb 
flimmberec^tigte  Sd^meijerbürger  bie 
SleDiflon  ber  ÜBunbedoerfaffung  üer« 
langen,  fo  mug  im  einen  m\z  im 
anbern  gafle  bie  ffroge,  ob  eine 
Steciflon  fiattfinben  foÜ  ober  nic^f, 
bem  fcbmei}erifc^en  Softe  ^nx  Sb« 
fiimmung  oorgelegt  »erben.. 

@ofern  in  einem  biefer  gdOe  bie 
äßel^rl^eit  ber  flimmenben.  Sd^ioeijer» 
biirger  fiber  bie  ffrage  fid»  beia^enb 
audfpridbt,  fo  finb  beibe  Slätbe  neu 
gu  mähten,  um  bie  SleDiflon  jur 
$anb  3U  nel^men* 


%rt.  121.  3)ie  reoibirte  SSanbed« 
oerfaffung  tritt  in  ftraft,  menn  fie 
oon  ber  äßebr^eit  ber  an  ber  Slb« 
fiimmung  tl^ei(nel§menben  Sttrger 
unb  oon  ber  SDtel^rl^eit  ber  itantone 
angenommen  ifl. 

*  )iBei  Sludmittlung  ber  9)7el^r* 
l^eit  ber  ftantone  mirb  bie  ©timme 
eines  $aIb(antond  atd  ^atbe  Stimme 
gejäblt. 

*  3)a9  (Srgebnid  ber  S3o(tdab» 
fiimmung  in  iebem  Danton  gilt  ald 
©tanbeSflimme  bedfetben. 

Uebergangsbcftimmungen. 

«rt.  1.  *  3n  ©etteff  ber  SSer- 
menbung  ber  Soti^^  unb  ^oflein« 
nahmen  bleiben  bie  bidberigen  Ser« 
^öltniffe  unoeränbert,  bid  ber  lieber» 
gang  ber  bis  j[e(t  oon  ben  Kantonen 
getragenen  9Rt(itärlaf1en  auf  ben 
«unb  \\i)  DoH^iel^t. 

*  Slugerbem  ifl  auf  bem  SBege 
ber  Sunbedgefe^gebung  gu  bemirfe'n, 
ba|  benjenigen  Kantonen,  fttr  melcbe 
bie  bur(4  bie  Srt.  20,  30,  36, 
jweiteS  ^(inea,  unb  42  e   l^erbeige« 


Art.  120,  Lörsqu^ane  section 
de  rAssembl^e  f^d^rale  d^cräte  lar 
r^yiaion  de  la  Constitation  föd^* 
rale  et -que  Tautre  sectipn.ix'y 
conseat  pas,  oa  bien  lorsque 
ciixqu^te  mille  cijboyens  suisses 
ayant  droit  de  voter  demandent 
la  revision,  la  question  de  sayoir 
si  la  Constitution  föderale  doit 
dtre  rävis^e  est.  dans  Tun  comme 
dans  Vautre  cas,  soumise  ä  la 
votation  da  peuple  suisse,  par  oui 
ou  par  non. 

Si,  dans  Tun  ou  Tautre  de 
ces  cas,  la  majorit^  des  citoyens 
suisses  prenant  p^rt  ä  la  votation 
se  prononce  poar  Taffirmative, 
les  deux  Conseils  seront  ■  renoa- 
vel^s  pour  travailler  ä  la  revision. 

Art.  121.  La  Constitation 
föderale  revi8(ie  entre  en  viguenr 
lorsque'elle  a  6t^  accept^e  par  la 
majorite  des  citoyens  suisses 
prenant  part  A  la  votation  et  par 
la  majoritä  des  Etats. 

Pour  ätablir  la  majorite  des 
Etats,  Je  vote  d'un  demi-Canton 
est  comptö  pour  une  demi-voix. 

Le  resaltat  de  la  votation 
populaire  dans  chaque  Canton  est 
consid^rö  comme  le  vote  de  l'Etat. 

Disposittons  transitoireB. 

Art.  1^'.  Le  produit  des  postes 
et  des  p^ges  sera  röparti  sur  les 
bases  actaelles  jusqu'A  Täpoque 
oh  la  Conföd^ration  prendra  effec- 
tivement  ä  sa  charge  les  d^penses 
militaires  snpportöes  jusqu^A  ce 
jour  par  les  Cantons. 

La  lögislation  f§derale  pour- 
voira  en  outre  ä  oe  que  la  pierte 
que  pourraient  entraimer  dans 
leur  ensemble  .  les  modifications 
r^sultant  des  articles  20,  30,  36, 
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fft^rten  Seränberungen  im  @efamt* 
ergebntffe  eine  fidhüfd^e  Sinbuge 
gut  So(ge  ^aben,  biefe  Sinbuge  nit^t 
auf  einmal  in  intern  DoQen  Umfange^ 
fonbetn  nur  aOmfilig  mfil^renb  einer 
Gebergangdperiobe  Doii  eintgenSo^ren 
ermac^fe. 

*  3)te]enigen  Santone,  meldte 
fic^  bift  gum  3^itpunfte,  in  »etc^em 
ber  Vrt.  20  in  ftraft  tritt,  mit  ben 
i^nen  burd^  bie  bisherige  Sunbed' 
Derfaffung  unb  bie  Sunbedgefe^e 
pbliegenben  militärifd^en  Seißungen 
im  9iff(tf}anbe  beftnben,  finb  Der« 
pfli^tet^  biefe  Seifiungen  auf  eigene 
ffoflen  nac^^nbofen. 

HxU  2.  *  3)ieienigen  Seflim» 
mungen  ber  eibg.  @efeggebung,  ber 
ftonforbate,  ber  fantonaten  Ser« 
faffungen  unb  ®efe(e,  meldte  mit 
ber  neuen  Sunbedoerfaffung  im 
Sßibeifpru^  {leiten,  treten  mit  Sn* 
na^me  berfelben,  bejieJ^ungdmeife  ber 
(Srlaffung  ber  borin  in  Studfld^t  ge« 
nommenen  liBunbeSgefe^e  auger  firaf  t. 

Art.  3.  *  2)ie  neuen  Sefiim» 
mungen  betreffenb  bie  Organifation 
unb  bie  99efttgniffe  bed  8unbedge> 
ri^td  treten  erft  nad^  Srloffung  ber 
be^üglit^en  SunbeSgefe^e  in  firaft^ 

ySLxt  4.  *  3)en  ffantonen  mirb 
)ur  Sinffil^Tung  ber  Unentgelt(id^!eit 
bed  öffentli^en  $rimamnterri(^td 
(«tt.  27)  eine  ^nft  üon  fünf  3o^ren 
eingeräumt. 

9rt.  5.  *  ^etfonen,  meiere  ben 
tDiffenff^aftti^en  Serufdotten  ange< 
l^ören,  unb  »e((^e  bid  jum  @rlaffe 
ber  im  Srt.  33  üorgefe^enen  SBunbeS« 
gefe^gebnng  üon  einem  ffantone  ober 
oon  einer  mel^rere  Kantone  repräfen* 
tirenben  ftonforbatdbe^örbe  ben  VuS* 
toeid  ber  8ef&l^igung  erlangt  ^aben, 
finb  befugt,  il^ren  8einf  in  ber 
ganjen  (Sibgenoffenfc^aft  auSjuaben. 


•2"'*  alinöa,  et  42  e,  pour  le  iisc 
de  certains  Cantons,  ne  frappe 
cenx-ci  qne  graduellement  et 
n'atteigne  son  ehiifre  total  qu'aprds 
une  Periode  transitoire  de  quelques 
ann^es. 

Les  Oantons  qiii  n'auraient 
pas  rempli,  au  moment  pü  l'article 
20  de  la  Constitution  entrera  en 
vigueur,  les  obligations  militaires 
qui  leur  sont  impos^es  par  Pan- 
cienne  Constitution  et  les  lois 
föderales,  seront  tenus  de  les  exe- 
cuter  ä  leurs  propres  frais. 

Art.  2.  Les  dispositions  des 
lois  föderales,  des  concordats  et 
des  Constitutions  ou  des  lois 
cantonales  contraires  ä.  la  präsente 
Constitution  cessent  d'6tre  en 
vigueur  par  le  fait  de  Tadoption 
de  Celle- ci,  ou  de  la  Promulgation 
des  lois  qu'elle  pr^voit. 

Art.  3.  Les  nouvelles  dispo- 
sitions concernant  Torganisation 
et  la  comp^tenee  du  Tribunal 
föderal  n'entrent  en  vigueur 
qu'apr^s  la  Promulgation  des  lois 
föderales  j  relatives. 

Art.  4.  Un  dölai  de  cinq  ans 
est  accord^  aux  Cantons  pour 
introduire  la  gratuite  de  Ten- 
seignement  public  primaire  (ar- 
ticle  27). 

Art.  5.  Les  personnes  qui 
exercent  une  profession  libörale  et 
qui,  av&nt  la  Promulgation  de  la 
loi  föderale  prövue  ä  Tart.  33, 
ont  obtenu  uu  certificat  de  ca- 
pacitö  d'un  Canton  ou  d'une 
autoritö  concordatairerepr^sentant 
plusieurs  Cantons,  peuvent  exercer 
cette  profession  sur  tont  le  terri- 
toire  de  la  Conf^d^ration. 


.1 
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Anhang. 

Bnndesbescliliiss  vom  SO.  IMeti 

betreffend  die  Erwahrung  der  Abstimmung 

über  die  am   31.  Jenner   1874  vorgelegte 

renidirte  Bundesverfassung, 


L' 


*i. 


r.- 


Die  BtmdesTersammlung  der  sohweizeriBchen  EldgeDOMenaohaft, 

Nach  Einsicht  der  Protokolle  über  die  Sonntags  den  19.  April 
1874  stattgehabte  Abstimmung  des  Schweizervolkes  über  die  durch 
Bandesgesetz  vom  81.  Jenner  1874  vorgelegte  revidirte  Bundes- 
verfassung ; 

Nach  Kenntnisnahme  der  von  den  zuständigen  kantonalen  Be- 
hörden in  Beziehung  auf  die  über  die  abzugebende  Stande9stinmie 
eingelangten  Erklärungen; 

Nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  20.  Mai  1874; 

Aus  welclien  Aktenstücken  es  sich  ergibt: 

a)  In  Beziehung  auf  die  Volksabstimmung  erklärten  sich: 


,j  ■.  ■ 

f 

für 

fBr 

[■' 

Annahme 

Verwerfung 

-    '- 

der  Vorlage 

, 

im 

Kanton  Zürich 61,779 

3,516 

> 

Bern  .... 

> 

• 

63,867 

18,225 

» 

Luzern 

•        < 

t 

11,276 

18,188 

^ 

> 

Uri     .... 

■         ■ 

1 

332 

8,866 

» 

Schwyz 

>         ) 

1        • 

1,988 

9,298 

» 

Unter walden  ob  dem  Wald 

562 

2,807 

» 

Unterwaiden  nid  dem  Wald 

522 

2,235 

» 

Glarus 

6,169 

1,643 

* 

Zug    .... 

1,797 

2,740 

V 

» 

Freiburg     . 

5,568 

21,868 

» 

Solothurn    . 

10,789 

5,746 

» 

Basel-Stadt 

6,821 

1,071 

> 

Basel- Landschaft 

9,286 

1,428 

» 

Schaffhausen 

6,596 

219 

» 

Appenzell  A.-Rfa. 

9,858 

2,040 

» 

» 

Appenzell  I.-Rh. 

427 

2,558 

Übertrag       196,037  96,948 


r 
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Übertrag 
im  Kanton  St.  Gallen  . 
Graubünden 
Aai  gan 
Thurgau     . 
Tessin 
Waat 

WaUis         .    • 
Neaenburg 
Genf  . 

340,199         198,013 

Hienach  haben  sich  für  Annahme  der  revidirten  Bondesver- 
fassung  840,199  und  für  Verwerfung  198,013  ausgesprochen,  mehr 
Annehmende  als  Verwerfende  142,186. 

h)  In  Beziehung  auf  die  Sfandessiimme : 
Besondere  Standesstimmen  haben  abgegeben  die  Kantone 


'  ..  .^ 

für 

für 

)-l 

Annahme 

Verwerfung 

.     ' -a 

der  Vorlage 

196,037 

96,948 

t  "• 

26,134 

19,939 

':-''' 

10,624 

9,492 

27,196 

14,558 

■■>  •■ 

18,282 

3,761 

.  ^  -T' 

6,245 

12,507 

26,204 

17,362 

K 

3,558 

19,368 

.^  .  •" 

16,295 

1,251 

.-■■■■■. 

9,674 

2,827 

.    ;     . 

üri 


am  5.  ^ai 
»    6.  April 
»  12.  April 
»    1.  Mai 
»    5.  März,  und 
>  19.  April  1874, 


ünterwalden  nid  dem  Wald 
Glarus    .... 
Graubünden    . 
Tessin    .... 
Genf      .... 

und  hiebei  haben  sich  für  Annahme  der  Verfassung  erklärt  die  Stände 
Glarus,  Graubünden,  Tessin  und  Genf; 

für  Verwerfung  die  Stände  üri  und  Unterwaiden  nid  dem 
Wald.  Die  sämtlichen  übrigen  Stände  hinwieder  anerkennen  die 
Volksabstimmung  gleichzeitig  auch  als  Standesstimme. 

Demzufolge  haben  14 V2  Stände  die  Verfassung  angenommen, 
nämlich:  Zürich,  Bern,  Glarus,  Solothum,  Basel,  Schaffhausen, 
Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau,  Thurgau,  Tessin, 
Waat,  Neuenburg  und  Qenf;  7^/^  Stände  haben  die  Verfassung  ab- 
gelehnt, nämlich  Luzern,  Uri,  Sohwyz,  Unterwaiden,  Zug,  Freiburg, 
Appenzell  I.-Bh.  und  Wallis; 

erklärt: 

1.  Die  durch  das  Bundesgesetz  vom  31.  Jenner  1874  vorgelegte 
abgeänderte    Bundesverfassung   ist   sowohl   von   der   Mehrheit    der 
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stimmenden  Schweizerbürger  als  von  der  Mehrheit  der  Kantone 
angenommen  worden;  es  wird  dieselbe  mit  Datum  vom  29.  Mai  1874 
hiemit  feierlich  in  Kraft  erklärt. 

2.  Der  Bandesrath  wird  mit  der  Veröffentlichung  des  gegen- 
wärtigen Beschlusses  und  mit  den  zur  Vollziehung  desselben  erforder- 
lichen weitern  Massnahmen  beauftragt.  . 

Also  beschlossen  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  28.  Mai  1874. 

Der  Präsident:  Ziegler. 

Der  Protokollführer:  Sckieas. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  29.  Mai  1874. 

Der  Präsident:  Ä.  Kopp, 

Der  Protokollführer:  J,  L.  Lüscher. 

Der  schtoeieerische  Bundesrath  heschliesst: 

Der  vorstehende  Bundesbeschluss  ist  nebst  der  revidirten  Bundes- 
Verfassung  selbst  in  die  amtliche  Gesetzsammlung  der  Eidgenossen- 
schaft aufzunehmen  und  ersterer  den  Eantonsregierungen  zur  ange- 
messenen Veröffentlichung  durch  Anschlag  mitzutheilen. 

Bern,  den  80.  Mai  1874. 

Der  Bundespräsident:  Schenk, 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft:  Schiess. 


5.  (31.)  Abänderungen  (Partialrevisionen) 

von  1879  bis  1898.*). 

Eldg^.  Gr€setsessamml.  (n.  S.).  —  Amtl.  Sammig.  d.  VerfiftssaDgen,  etc. 

A.  Die  Revision  vom  18.  Mai  1879. 

(Zulassung  der  Todesstrafe  f£lr  gemeine  Verbrechen.) 

Art.  65,  II  ne  pourra  ötre 
pi'ononce  de  condamnation  k  mort 
pour  cause   de  dölits   politiques. 


3ixt  65.  9Begen  ))oIitif4ev  Set- 
gelten  barf  fein  ütobeSurt^eit  gefällt 
toerben. 


fagt. 


RUtptxtiiit  (Strafen  ftnb  unter«  Les  peines  corporelies  sont  in- 


terdites. 
In  Kraft  erklärt  20.  Juni  1879. 


*)  Diese  Änderungen,  die  jeweilen  nur  einzelne  Satzungen  der  Ver- 
fassung von  1874  modifiziren,  ergänzen,  vereinfachen  oder  ersetzen,  wer- 
den hier  in  chronologischer  Ordnung  aufgeführt. 

Es  kommen  in  Frage  die  Artikel  24,  25  (bis),  31,  32  (bis),  39,  64,  65, 
69  (bis),  118-23. 
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B.  BeTiflioa  Tom  25.  Oktober  1886. 

(Abschaffung  kantonaler  Ohmgelder  und  Einführung  des 

eidg.  Alkoholmonopols.) 


^rt.  31. 

a)  (2)a8  @a(j«  unb  $ulDerregaI, 
bie  eibg.  ^Hüt,  bie  Singongd« 
gebfil^ren  oon  SBein  unb)  an« 
betn  (getfitgen  ©etränfen  fo« 
toie  anbete  üom  Sunbe  aud« 
brüdli^  onerfannte  Serbrauc^d« 
ßeuexn,  nac^  3)ta§gabe  beS 
«rt.  82). 


b)  2)te  f^obritation  unb  ber  SSet- 
fauf  gebronnter  SBaffet  nac^ 
9Raggobe  bed  %rt.  32  bis. 

c)  3)oS  SBirt^d^aftSiDefen  unb  ber 
j{(ein^anbe(  mit  geizigen  ®t' 
tr&nfen,  in  bent  @inne,  bog 
bie  ftantone  auf  bent  9Bege 
bet  @efe^aebung  bie  0u8fibung 
beS  aSttt^fd^aftdgemerbed  unb 
bed  JMeinl^anbetö  mit  geifligen 
@etränfen  ben  burc^  bod  üffent' 
Itc^e  9Sol^t  geforberten  Sefd^räU' 
tungen  untermerfen  tonnen. 


^rt.  32  bis.  SDer  Sunb  ifl  be- 
fugt, im  Sßege  ber  @efe^gebung 
Sorfc^iiften  über  bie  Sabrifatton 
unb  ben  Serfauf  gebronnter  9Baffer 
}u  erlaffen*  fBti  biefer  (Sefe^gebung 
foHen  biejenigen  Stjeugnine,  mel^e 
entmeber  ouSgefftl^rt  »erben  ober 
eine  ben  ®enug  oudfc^tiegenbe  3^' 
bereitung  erfal^ren  l^oben,  feiner  Se« 
fleurung  untermorfen  »erben.  2)ad 
Srennen  üon  3Bein^  Obfl  unb  bereu 
flbffillen,  üon  Susionmurjeln,  äBo^« 
l^otberbeeren  unb  ä^nltd^en  ©toffen 
f&at  betreffenb  bie  ^obritotion  unb 
Sefieuerung  nid^t  unter  bie  0un< 
beiSgefe^gebung. 


ÄrL  31, 

a)  (La  r^gale  da  sei  et  de  la 
poudre  de  guerre,  les  p^ages 
fi^d^rauxy  les  droits  d*en- 
tree  sur  les  yins  et  les) 
autres  (boissons  spiritueuses, 
ainsi  que  les  autres  droits 
de  consommation  formelle- 
ment  reconnns  par  la  Con- 
f6d^ration,  k  tenenr  de  Tar- 
ticle  82). 

h)  La  fabrication  et  la  vente 
des  boissons  distill^es,  en 
conformit^  de  l'art.  32  bis. 

c)  Tout  ce  qui  concerne  les 
auberges  et  le  commerce  au 
detail  des  boissons  spiri- 
tueuses,  en  ce  sens  que  les 
Oantons  ont  le  droit  de  sou- 
mettre,  par  voie  legislative, 
aux  restrictions  exig^s  par 
le  bien-dtre  public,  l'exercice 
du  mötier  d'aubergiste  et  le 
commerce  au  detail  des  bois- 
sons spiritueuses. 

Art.  32  bis,  La  Conf^d^ration 
a  le  droit  de  döcr^ter,  par  voie 
legislative,  des  prescriptions  sur 
la  fabrication  et  la  vente  des 
boissons  distill6es.  Toutefois  ces 
prescriptions  ne  doivent  pas  im- 
poser  les  produits  qui  sont  ex- 
port^s  ou  qui  ont  subi  une  prö- 
paration  les  rendant'  impropres  k 
servir  de  boissons.  La  distillation 
du  vin,  des  fruits  ä  noyaux  ou  a 
p^pins  et  de  leurs  dechets,  des 
racines  de  gentianes,  des  baies  de 
geniövre  et  d'autres  mati^res  ana- 
logues  est  exceptee  des  prescrip- 
tions föderales  concernant  la  fa- 
brication et  Pimpöt. 
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9?a(^  betn  SBegfaS  ber  im  Strt.  82 
ber  SunbeSoerfaffung  ermdl^nten 
Stngangdgebül^ren  auf  geizigen  ©e» 
trfinfeii  fann  ber  i^anbel  mit  fold^en, 
mel(^e  ntc^t  gebrannt  ftnb,  Don  ben 
ftantonen  leinen  befonbern  Steuern 
untenooifen  merben,  noc^  anbern 
Sefc^tftnfungen  a(d  benjenigen,  »el« 
d^e  i(um  ©cbu^e  oor  gef  älf  c^ten  ober  ge^ 
funb^ettdfc^äbltd^en  ®etr&n(en  notl^' 
menbig  flnb.  ^eboc^  bleiben  l^iebei 
in  Setreff  bed  SSetriebd  oon  mxtf^^ 
f^aften  unb  bed  AleinoerfaufS  Don 
Ouantit&ten  unter  gmei  ?iter  bie 
ben  ffantonen  noc^  8rt.  31  guflel^en« 
ben  itompetengen  oorbel^aben. 


2)ie  au8  ber  SJefteuerung  bed 
Serfaufd  gebrannter  äßaffer  ergieiten 
9{eineinno|men  oerMeiben  ben  ftan^ 
tonen,  in  meieren  fle  jum  SBejug 
gelangen. 

3)ie  {Reineinnahmen  bed  9unbed 
avL^  ber  inlänbifd^en  gfabrifation 
unb  an%  bem  entfprec^enben  QM- 
jufd^Iag  auf  eingeffil^rte  gebrannte 
äBaffer  »erben  unter  bie  fämtlic^en 
ffontone  na^  Serl^ft(tnid  ber  burc^ 
bie  jemeilige  (eQte  eibgenöfftfd^e  Sotfd» 
gä^Iung  etmittetten  fa!ttfc^en  VtM' 
ferung  oettl^eilt.  Son  ben  bal^erigen 
Sinna^men  l^aben  bie  ffantone  m* 
nigPen»  10  %  jur  SeMmpfung  be« 
Klfol^olidmud  in  feinen  Urfa(^en  unb 
SBirtnngen  gu  oermenben. 

V* 

Übergang  9  beflimmungen, 
(3uf  oöartitel) : 

^rt.  6^  SBenn  oor  Snbe  bed 
3al^ie8  1890  ein  SBunbefigefe^  im 
@inne   bed   8lrt.  32  bis   eingeführt 


Aprhs  l'abolition  des  droits 
d*entröe  snr  les  boissons  spiri- 
toeases  uaentionn^  ä  Tarticle  82 
de  la  Constitution  föderale,  le 
commerce  des  boissons  alcooliqaes 
non  distiU^s  ne  poorra  plus  dtre 
sonmis  par  les  Cantons  ä  ancnn 
impöt  special,  ni  ä  d'autres  res- 
trictions  que  Celles  qni  sont  nä- 
cessaires  ponr  proteger  le  con- 
sommateur  oontre  les  boissons 
falsifi^es  ou  nuisibles  ä  la  sant4. 
Bestent  toatefois  r^ser7^es,  en  ce 
qni  concerne  l'exploitation  des 
auberges  et  la  vente  en  detail  de 
qnantitös  införieures  ä  deux  litres, 
les  compätences  attribuöes  anx 
Cantons  par  Tart.  31. 

Les  recettes  nettes  provenant 
des  droits  snr  la  vente  des  b(»s- 
sons  distill^es  restent  acquises  anz 
Cantons  dans  lesqnels  ces  droits 
sont  per9as. 

Les  recettes  nettes  de  la  Con- 
f§d6ration  rösaltant  de  la  distil- 
lation  indigdne  et  de  T^lövation 
correspondante  des  droits  d'entree 
snr  les  boissons  distillöes  6trang6res 
seront  r^parties  entre  toos  les  Can- 
tons proportionnellement  ä  lear  po- 
pulation  de  fait  etablie  par  le  re- 
censement  f(^d^ral  le  plus  r^cent. 
Les  Cantons  sont  tenus  d*employer 
au  moins  10  %  des  recettes  pour 
combattre  Talcoolisme  dans  ses 
causes  et  dans  ses  effets. 

DisposUions  tranaüoires,  (ar- 
ticle  additionnel) : 

Art,  6.  Si  la  loi  fedörale  pr6- 
vae  par  Tart.  32  bis  est  mise  en 
vigneur  avant  Pexpiration  de  Pan- 


*)  Hierza  das  Bundesgesetz  vom  23.  Dez.  1886  und  der  bezOgliche 
Bandesrathsbeschliiss  vom  15.  Juli  1887;  darnach  sind  auf  1.  Sept.  1887 
alle  in  Frage  stehenden  Eingangsgebühren  dahinge&llen  uud  Art.  82,  so. 
wie  Art.  31,  lit.  a  (z.  Th.)  ausser  Wirkung  gesetzt. 


r^ 
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tt>trb,  fo  foQtn  f 4on  mit  beffen  3n* 
frafttr<ten  bie  Don  ben  fiantoqen 
unb  (Semeinben  nad^  Xrt.  32  be« 
}ogenen  (Singangfigebül^ren  auf 
getfiigen  (Betränfen  bo^in. 

SBenn  in  biefem  SoOe  bie  auf 
bie  eittgelnen  ftantone  nnb  @emein« 
ben  berechneten  Xnt^eite  an  ber  gut 
Sert^eitung  fommenben  ®umme 
ni((t  ^inrei(^en  mfirben,  um  bie  ba« 
l^ingefaOenen  @ebfi^ten  auf  geifli« 
gen  ®etrlinfen  nac^  bem  burc^* 
fd^nittltd^n  jä^rtid^en  Stettoertrage 
in  ben  3fal^ten  1880  bi9  unb  mit 
1884  }tt  erfe^en,  fo  mirb  ben  be« 
troffenen  fiantonen  unb  @emeittben 
bis  (Snbe  be«  dfal^rei»  1890  ber 
bal^rige  Sni^fall  au9  ber jen  igen 
@umnte  gebedt,  U)e((i^e  ben  übrigen 
fiantonen  nad^  ber  Sotfdjal^t  p* 
fommen  mfirbe,  unb  erfl  ber  9{efl 
auf  bie  (entern  nad^  i^rer  üoU^iaifl 
Dertbeilt. 

Süperbem  ifl  auf  bem  SBege 
ber  Sunbedgefe^gebung  )u  bemiifen, 
bag  benjenigen  fiantonen  ober  &t» 
meinben,  fttr  n)et4e  baS  antraft- 
treten  biefeS  Sefd^tnffeS  eine  fi9fa< 
lifdie  (Einbuße  gur  tfotge  l^aben  fonn, 
biefe  Sinbu|e  nic^t  auf  einmal  in 
il^rem  DoIIen  Umfange,  fonbern  nur 
aOmfilig  bis  gum  3al^re  1895  er« 
bac^fe.  Sie  ^iegn  erforberIi(^en  dnU 
fd^&bigungdfnmmen  finb  Dormeg  au9 
ben  im  Hrt.  32  bis,  «(.  4,  bejeic^- 
netcn  Sleineinnal^men  gu  entnebmen. 


n6e  1890,  !es  droifcs  d'entr^e 
per9a8  par  les  Cantons  (...)  sur 
les  boissons  spiritneases,  en  con- 
formitö  de  Tart.  32,  seront  abolis 
&  partir  de  Tentr^e  en  yigneur 
de  cette  loi. 

Si,  dans  ce  cas,  les  parts  re- 
yenant  ä  ces  Cantons  ou  com- 
munes  $qi  la  somme  k  r^partir 
ne  suffisaient  pas  ä  compenser 
les  droits  abolis  calcnlös  d'apr^ 
la  moyeane  annaelle  da  produit 
net  de  ces  droits  pendant  les 
annäes  1880  ä  1884  inclosivement, 
le  deficit  des  Cantons  ou  com- 
munes  constituäs  en  perte  sera 
convert,  jasqu'ib  la  fin  de  1890, 
sur  la  somme  qui  reyiendrait  aax 
autres  Cantons  d'aprds  le  chiffre 
de  leur  population,  et  ce  n'est 
qa*apr^  ce  pr^lövement  qne  le 
reste  sera  r^parti  k  ceuz-ci  au 
prorata  de  leur  population. 

La  l^gislation  föderale  pour- 
Yoira  en  outre  &  ce  que  la  perte 
que  pourrait  entralner  l'applica- 
tion  du  präsent  arrßtö  pour  le 
fisc  des  Cantons  ou  des  com- 
munes  intöressös  ne  les  frappe 
que  graduellement  et  n'atteigne 
son  chiffre  total  qu'apr^s  une 
Periode  transitoire  jusqu'4  1895, 
les  sommes  k  allouer  dans  ce  but 
devant  dtre  präleväes  sur  les  re- 
cettes  nettes  mentionnöes  ä  Part. 
32  bis,  4««  alinöa. 


Am  22.  Dezember  1885  in  Kraft  erklärt. 


C.  BeTision  vom  10.  Jnni  1887. 
(Schutz  für  gewerbliche  Muster  und  Modelle.) 


^rt  64 

Über  ben  ®(^u^  neuer  SRufler 
nnb  äRobeQe,  fomie  folc^er  Srfin* 


Art.  64. 

Sur  la  protection  des  dessins 
et  modales  nouveaux,   ainsi  que 
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bnngen,  toeld^e  butc^  SRobeHe  bat« 
gebellt  unb  getoerbltc^  Dermertl^bar 
flnb; 

In  Kraft  erklart  auf  20.  Dezember  1887. 


des  inventions  repr^sentöes  par 
des  modales  et  applicables  k  Tin- 
dustrie; 


D.  Berision  vom  26.  Oktober  1890. 

(Eidgenössische  Kranken-  und  Unfall- Versicherung.) 


^rt  34  bis.  a)cr  «unb  toirb 
auf  betn  SSege  ber  ©efe^gebung  bie 
ffranfen»  unb  UnfaQDerftt^erung  ein« 
rid^ten,  unter  8erüc!{i(^tigung  ber 
befiel^enben  JIranfenfaffen. 

Sr  fann  ben  beitritt  allgemein 
ober  für  einzelne  83et)5(ferungd!(affen 
obligatorifc^  erHären. 


Art.  34  bis.  La  Conföd^ration 
introdaira,  par  voie  legislative, 
Passiirance  en  cas  d^accident  et 
de  maladie,  en  tenant  compte  des 
caisses  de  secoars  existantes. 

Elle  peut  declarer  la  partici- 
pation  ä,  ces  assurances  obliga- 
toire  en  genöral  ou  pour  certaines 
catägories  döterminäes  de  citoyens. 


Auf  17.  Dezember  1890  in  Kraft  erklärt. 


£•  Beyislon  Tom  5.  Juli  1891. 

(Zulassung  der  Volks-Initiative  für  Revision  der  Bundesverfassung). 


©ritter  «bf(]^nitt. 

Ilrutfion  ber  JinnbeeuerfalTung. 

airt.  118.  !Z)te  SunbeSoerfaffung 
fann  jeberjett  gan;  ober  ti^eUmeife 
reDtbtrt  U)erben. 

STrt  119.  2)ie  StotalreDtflon  ge* 
fd^iel^t  auf  bem  Sege  ber  Sunbed« 
gefeftgebung. 

«rt.  120.  SBenn  eine  S(6t]^ei(ung 
ber  SunbeSDerfammlung  bie  SotaU 
ret)iflon  beftfeliegt  unb  bie  anbere 
nici^t  )uf)immt,  ober  wenn  fünfj^tg« 
taufenb  fitmmbered^tigte  ©c^meijer' 
bfirger  bie  SotalteDiflon  ber  Sun« 
bei^Derfaffung  »erlangen,  fo  mug 
im  einen  mie  im  anbern  ffalle  bie 
Srroge,  ob  eine  fold)e  flattfinben 
foQ  ober  ni^t,  bem  f(^n)eijerif(^en 


Chapitre  III. 

Revision  de  la  Constitution 

fed6rale. 
Art.  118.  La  Constitution  föde- 
rale peut  6trerevis6e  en  tont  temps, 
totalement  ou  partiellement, 

Art.  119.  La  rövlsion  totale  a 
lieu  dans  les  form  es  statuöes  pour 
la  lögislation  federale. 

Art.  120.  Lorsqu'une  section 
de  TAssembl^e  f^dörale  döcröte  la 
r^vision  totale  de  la  Constitution 
fedärale  et  que  Tautre  section  n'y 
consent  pas,  ou  bien  lorsque  ein- 
quante  mille  citoyens  suisses  ayant 
droit  de  voter  demandent  la  rövi- 
sion  totale,  la  question  de  savoir  si 
la  Constitution  föderale  doit  dtre 
r^vis^e  est,  dans  Tun  comme  danB 
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8otfe   )ut   tCbfiimmung    vorgelegt 
mecben. 

Sofern  in  einem  biefet  t^äOe  bie 
SRel^tl^eit  ber  flimmenben  Sc^mctjet« 
bfirger  über  bie  {{rage  fi^  beja^enb 
audfpiicbt,  fo  finb  beibe  Statine  neu 
ffi  m&^ten,  um  bie  Sotalreoifton 
an  bie  $anb  ju  nehmen. 

«tt.  121.  S)ic  ajartialreöirxon 
fanu  fotDol^l  ouf  Dem  äBeae  ber 
SolfSanregung  (3fnitiatioej  atö 
bct  SBunbeSgefe^gcbung  t)orge= 
nommcn  wcrocii. 

3)te  iBoIfSanregung  umfaßt 
ba3  bon  50,000  ftimmbcred^tigten 
Sd^tDeijerbürgern  gefieQte  IBe* 
gel&rcn  auf  ßrlaß,  2luff|ebung  ober 
5lbänbetung  beftimmtex  mtifel 
bct  S5unbe8bexfajfung. 


SBenn  auf  bem  SSSege  ber 
SSoII^onreguTig  met|rere  berfd^ie«  ' 
bene  Materien  jut  Stebtfton  ober 
jur  Slufnal^mc  in  bie  SBunbeö« 
Derfaffung  borgefd^Iagen  tnerben; 
fo  9at  jeoc  ber|elbcn  bcn  @egen= 
ftanb  etncä  befonbctn  Snitiatib» 
begel^rend  ^u  bilben. 

£)ie  Smtiatibbegel^ren  Ibnncn 
in  bct  3form  bct  aUgemcincn  2ln» 
tegung  obet  bed  auiSgeatbcitetcn 
Snttoutfeä  gcfteöt  toerbcn. 

S3enn  ein  foId^eS  SSegel^rcn 
in  gform  bet  aUgemcincn  ?lnre« 
gung  acjicllt  toitb  unb  bie  eib= 
genblrtfclen  Statine  mit  bemfelben 
einberftanbcn  finb,  fo  l^aben  fie 
bie  Jj^attialtebifion  im  Sinne  ber 
3nitiantcn  auszuarbeiten  unb 
biefelbe  bem  IBolfe  unb  ben  @tSn« 
bcn  }ut  ^nnal^mc  obet  SBcttoer» 
fung  borjulegen.  Stimmen  bie 
eibgenöjrtld^en  Statine  bem  SSege^» 
ren  nid^t  ju,  fc  ift  bie  Sfroge  bet 


Pautre  cas,  soumise  k  la  yotaiion  da 
peaple  snisee,  par  oui  ou  par  non. 
Si  dans  Tan  oa  dans  Tautre 
de  ces  cas  la  majoritö  des  citoyens 
suisses  prenant  part  k  la  votation 
se  prononce  pour  Tafiirmatiye,  les 
denx  Conseils  seront  renoayel^s 
pour  travailler  ä  la  r^vision. 

Art.  121.  La  revision  par- 
tielle peut  avoir  lieu,  soit  par 
la  yoie  de  rinitiative  populaire, 
soit  dans  les  formes  Statutes 
pour  la  legislation  federale. 

L' initiative  populaire  con- 
siste  en  une  demande  presentee 
par  50,000  citoyens  suisses 
ayant  le  droit  de  vote  et  recla- 
mant  Tadoption  d'un  nouvel 
article  constitutionnelou  l'abro- 
gation  ou  la  modification  d'ar- 
ticles  determines  de  la  Con- 
stitution en  vigueur. 

Si  par  la  voie  de  Tinitiative 
populaire  plusieurs  dispositions 
differentes  sont  pr^sentees  pour 
etre  revisöes  ou  pour  ötre  intro- 
duites  dans  la  Constitution  föde- 
rale, chacune  d'elles  doit  for- 
mer Tobjet  d'une  demande  d'ini- 
tiative  distincte. 

La  demande  d'initiative  peut 
revötir  la  forme  d'une  proposi- 
tion  con9ue  en  termes  generaux 
ou  Celle  d'un  projet  redige  de 
toutes  pieces. 

Lorsque  la  demande  d'ini- 
tiative est  concue  en  termes 
generaux,  les  chambres  föde- 
rales, si  elles  Tapprouvent,  pro- 
cederont  a  la  revision  partielle 
dans  le  sens  indique  et  en  sou- 
mettront  le  projet  ä  Tadoption 
ou  au  rejet  du  peuple  et  des 
Cantons.  Si,  au  contraire,  elles 
ne  Tapprouvent  pas,  la  question 
de  la  revision  partielle  sera 
soumise  ä  la  votation  du  peuple  ; 
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Spattialreüifton  bem  SBoIIc  jut 
^bfttmmuna  ju  unterbreiten  unb, 
fofern  bie  mthx^zxt  ber  flinimen« 
ben  Sd^toeijerbürger  jtd^  bejal^enb 
auSfprtd^t,  bie  SteDifion  t)on  ber 
SBunbedt)etfammlung  im  Sinne 
beS  f8ottSbt]ä)ln^ti  an  bie  $anb 
3u  nel^men. 

äBirb  baS  93ege^ren  in  Oform 
eines  auiSgearbeiteten  SnttourfeS 
geftellt  unb  ftimmt  bie  93unbed» 
tjerfammlung  bemfelben  ju,  fo  ift 
ber  Qnttpurf  bem  äSoUe  unb  ben 
Stäuben  jur  Slnnal^me  ober  3Ser= 
toerfung  t)orjuIegen.  3m  SfoCe 
bet  Slici^tjuftimmung  fann  bie 
Säunbe^oerfammlung  einen  eige» 
neu  @nttpurf  aufarbeiten  ober 
bie  ißertt)erfung  bed  f8ox\i)laqt^ 
beantragen  unb  il^ren  Snttourf 
ober  S3ern)erfung^antraa  gleid^« 
eitig  mit  bem  3nitiatit)bege]^ren 
er  Äbjiimmung  beS  SJolleS  unb 
ber  St&nbe  unterbreiten. 

Slrt.  122.  lieber  ba8  SJet« 
fahren  bei  ben  SBoIlSbegeftren  unb 
ben  3lbftimmungen  betreffenb  Sie* 
t)ifton  bet  93unbeSt)erfanung  toirb 
ein  SSunbeSgefe^  baS  ^cdl^ere  be» 
ftimmen. 

Xtt.  128.  2)iereoibirteiBunbe§' 
Devfoffung,  br;ni.  brr  reoibtrte  Ki^eil 
berfrtbrn^  tieten  in  ftraft,  wenn  fle 
Don  ber  SNebr^eit  ber  an  ber  9b^ 
flimmung  t^eitnel^menben  Sürger 
unb  Don  ber  üReJ^r^eit  ber  ifantone 
angenommen  flnb. 

Sei  Vudmittlung  ber  ÜRel^r^ett 
ber  Jtantone  mirb  bie  Stimme  eineS 
$a(6!aHtond  ald  l^albe  Stimme  ge* 

3)a9  (Ergebnis  ber  Sottdabfiim- 
mung  in  jebem  fiantone  gilt  a(d 
StanbeSflimme  bedfelben. 


r 


si  la  majorite  des  citoyens 
suisses  prenant  part  ä  la  vo- 
tation  se  prononce  pour  l'affir- 
mative,  rAsserablee  föderale 
procedera  ä  la  revision  en  se 
conformant  ä  la  decision  po- 
pulaire. 

Lorsque  la  demande  revet 
la  forme  d'un  projet  r^dige  de 
toutes  pi^ces  et  que  TAssem- 
blee  fed^rale  lui  donne  son  aj)- 
probation,  le  projet  sera  soumis 
ä  Tadoption  ou  au  rejet  du 
peuple  et  des  Cantons.  Si  TAs- 
semolee  föderale  n'est  pas  d'ac- 
cord,  eile  peut  elaborer  un  pro- 
jet distinct  ou  recommander  au 
peujple  le  rejet  du  projet  pro- 
pose  et  soumettre  ä  la  vo tation 
son  eontre-projet  ou  sa  propo- 
sition  de  re^et  en  meme  temps 
que  le  projet  emane  de  Tini- 
tiative  populaire. 

Art.  122.  Une  loi  föderale 
d^terminera  les  f ormalites  ä  ob- 
server  pour  les  demandes  dlni- 
tiative  populaire  et  les  vota- 
tions  relatives  ä  la  revision  de 
la  Constitution  fed^rale. 

Art.  123.  La  constitation  fedö- 
rale  r^yis^e  ou  la  partie  r^iaee  de 
la  Constitution  entre  en  vigueur 
lorsqu'elle  a  6t6  acceptöe  par  la 
majoritä  des  citoyens  suisses  pre- 
nant part  ä  la  yotation  et  par  la 
majorite  des  Etats. 

Pour  ätablir  la  majorite  des 
Etats,  le  Yote  d'un  demi-canton  est 
comptö  pour  une  demi-voix. 

Le  resultat  de  la  votation  popu- 
laire dans  cbaque  Canton  est  consi- 
dör6  comme  le  vote  de  TEtat. 


Tn  Kraft  erklärt  29.  Juli  1891. 
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F.  Bevlsion  Tom  18.  Oktober  1891. 

(Eidg.  Banknoten-Monopol.) 


Xrt.  89.  2)aS  iRec^t  jur  %u9« 
gäbe  Don  Sanfnoteh  unb  onbetn 
glei^artigen  ©etbjetc^en  fielet  auS« 
f<!^Iie|(id^  bem  Qunbe  )u. 

2)eT  8unb  lonn  baS  au8f4Ue§« 
liäft  SHe^t  )ut  Sudgabe  Don  San!« 
noten  burd^  eine  unter  gefonbetter 
Seriüaltung  ftel^enbe  ©taatdbant 
ausüben  ober  ti,  Dotbe^ählid^  bed 
SRfidfaufdrec^ted,  einer  %vi  errid^tcn^ 
ben  {entraten  flttienbanf  übertragen, 
bie  unter  feiner  SRitmirfung  unb 
9[nfrt(^t  oertvaltet  h7trb. 

3)ie  mit  bem  Stotenmonopot  aud» 
geflaltete  San!  I^at  bie  .^auptauf* 
gäbe,  ben  ®e(bumlauf  beS  SanbeS 
gu  regeln  unb  ben  3Q^(ung8Derfel^r 
}u  erUicbtern. 

Ser  9ieingen)inn  ber  San!  über 
eine  angcmeffene  Ser^infung,  begie« 
I^ung9»eife  eine  ongemefTene  2)iDi> 
benbe  bed  3)otationd>  ober  8l!tien« 
fapitatt  unb  bie  nöt^igen  (Einlagen 
in  ben  Steferoefoubd,  !ommt  menig- 
pend  }u  jmei  2)ritt]^ei(en  ben  San^ 
tonen  ju. 

S&ie  San!  unb  il^re  3n>eiganfialten 
bütfen  in  ben  Jtantonen  !einer  Se« 
fleuernng  untergogen  merben. 

(Sine  9{e4ldDerbinbIid^!eit  für 
bie  9lnnal|me  Den  San!noten  unb 
anbern  gleichartigen  (Setbgei^en  !ann 
ber  Sunb,  ouger  bei  9tot]^(agen  in 
firiegSgeiten,  nic^t  dufifpred^en. 

Sie  SunbeSgefe^gebung  »irb 
über  ben  ©i^  ber  San!,  bereu  ©runb- 
lagen  unb  Drganifation,  foteie  über 
bie  «uSfü^rung  biefeS  SlrtÜelS  über« 
l^aupt,  ba9  Stdl^ere  befiimmen. 


Art,  39.  Le  droit  d'ömettre 
des  billets  de  banque  et  toute 
antre  monnaie  fiduciaire  appar- 
tient  exclusivement  ä  la  Confe- 
d^ration. 

La  Gonföd^ration  peut  exer- 
cer  le  monopole  des  billets  de 
banque  au  moyen  d'une  banque 
d'Etat  placee  sous  une  adminis- 
tration  speciale,  ou  en  conc^der 
Texercice,  sous  r^serve  du  droit 
de  racbat,  ä  une  banque  centrale 
par  actions  ä  cr^er,  qui  serait  admi- 
nistr^e  avec  le  concours  et  sous 
le  coniröle   de   la  Conföd^ration. 

La  banque  investie  du  mono- 
pole aura  pour  täche  principale 
de  servir  en  Suisse  de  r^gulateur 
du  marche  de  Targent  et  de  fa- 
ciliter  les  Operations  de  paiement. 

Le  b^n^fice  net  de  la  banque, 
döduction  faite  d*un  interdt  ou 
d'un  dividende  ^uitablo  ä  servir 
au  capital  de  dotation  ou  au  ca- 
pital- actions,  et  aprös  prelövement 
des  versements  ä  op^rer  an  fonds 
de  reserve,  revient  au  moins  pour 
les  deux  tiers  aux  Cantons. 

La  banque  et  ses  succursales 
seront  exemptes  de  tout  impöt 
dans  les  Cantons. 

L'acceptation  obligatoire  des 
billets  de  banque  et  de  toute  au- 
tre  monnaie  fiduciaire  ne  pourra 
6tre  d^cret^e  par  la  Confed^ration 
qu'en  cas  de  necessit^  en  temps 
de  guerre. 

La  l^gislation  föderale  ödic- 
tera  les  dispositions  relatives  au 
si^ge  de  la  banque,  k  ses  bases, 
k  son  Organisation  et  ä  Tex^cution 
de  cet  article  en  gen^ral. 


Auf  23.  Dezember  1891  in  Kraft  erklärt. 
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G.  Revision  vom  20.  Anlast  1893. 

(«  Schftchtverbot  ^.) 


^rt.  25  bis.  3)ad  ©dilad^ten  ber 
2:l^iere  ol^ne  Dorl^eri.qe  Setäubung 
Dor  bem  )B(utent^uge  ifl  bei  |eber 
^äiiaditaxi  unb  Siel^gattung  aud« 
nol^nisiod  unUtfogt. 


J.r/.  J25hi3,  H  est  expressement 
interdit  de  saigner  les  animaux  de 
boucherie  saus  les  avoir  ^tourdis 
pr^alablement ;  cette  disposition 
s'applique  ä  tont  mode  d*abatage 
et  ä  tonte  espät^e  de  bötail. 


In  Kraft  erklärt  den  22.  Dezember  1893. 


H.  BeviBion  vom  11.  Juli  1897. 

(Erweiterung  der  eidg.  Wasserbau-  und  Forstpolizei.) 

^Xl  24.    2)er  Sunb   f^at  bod           Art.  24,  La  Confedöration  a 

Sie^t    ber    Dberaufftd^t    über  bie     le  droit  de  baute  surveillance  sur 

SBafferbau«    unb    ^orfipoltjei  [im  ;  la  police  des  endiguements  et  des 

Hochgebirge].  |  forets  [dans  les  rögions  dlevöes]. 

Am  15.  Oktober  1897  in  Kraft  erklärt. 


I.  ReviBion  vom  IL  Joll  18^. 

(Eidg.  Gesetzgebung  über  Lebensmittelpolizei  etc.) 


^rt.  69  bis.  !Z)er  Sunb  iß  be> 
fttgt,  gefc^lic^e  Sefiimmungen  gu 
erlaff  en : 

a)  über  ben  Qertej^r  mit  Stal^rungS« 
unb  @enugmttte(n ; 

b)  über  ben  ißertel^r  mit  anbern 
©ebraud^d'  unb  Serbrau(i)dge* 
genflänbeUi  fon)eit  fotd^e  baiS 
Seben  ober  bie  ®e|unb^eit  ge< 
f&^rben  lönnen. 

S&te  Sufifül^rung  ber  bejfiglid^en 
Seflimmungen  gef^iel^t  bur%  bie 
ffantone,  unter  Slufftc^t  unb  mit 
ber  finanjieQen  Unterflü^ung  bed 
Sunbed. 

3)agegen  liegt  bie  ffontroHe  ber 
Sinful^r  an  ber  9anbe0gren}e  bem 
Sunbe  ob. 


Art,  69  bis,  La  Conf^däration 
a  le  droit  de  lögiferer: 

a)  sur  le  commerce  des  denr^es 
alimentaires ; 

h)  sur  le  commerce  d'autres 
articles  de  manage  et  objets 
usaeis,  en  tant  qu'ils  peuvent 
mettre  en  danger  la  santä 
ou  la  vie. 

L'exöcution  des  lois  ^dict^ 
dans  ces  domaines  a  lieu  par  les 
Gantons,  soos  la  surveillance  et 
avec  rappui  financier  de  la  Con- 
f<§d^ration. 

Le  contröle  sur  rimportation 
ä  la  frontiöre  nationale  appartient 
ä  la  Conf^d^ration. 


In  Kratt  erklärt  15.  Oktober  1897. 
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K.  Revision  vom  13.  Norember  1896« 
(AasdehnuDg  der  eidg.  Gesetzgebung  im  Zivil-  und  Strafrecht.) 


^rt.  64. 

2)er  Sanb  iß  ^ur  (Befe^gebung 
anäf  in  ben  übrigen  @(ebteten  btS 
3tt>i(te^te9  befugt. 

S&ie  Drganifatton  ber  ®erid^te, 
bad  gerif^tttd^e  Serfal^ren  unb  bte 
Slec^tfpre^ung  oerbieiben  mie  bid' 
anl^in  ben  ftantonen.  —  (Sgl  Srt. 
64  bis,  «bf.  2.) 

S^xt.  64  bis.  Z)er  8unb  ifi  »ut 
®efe^gebung  im  @ebiete  bed  @traf« 
reddtd  befugt. 

3)ie  lOrganifation  bec  ©eric^te, 
bad  geri^tlic^e  Setfal^ren  unb  bie 
Slec^tfpre^ung  Dableiben  mie  btS* 
anl^in  ben  fiantonen. 

3)ev  Sunb  ifl  befugt,  ben  ffan« 
tonen  }uc  Snid^tung  oon  Strafe 
SrbeilS«  unb  9ef|erung8an galten 
unb  ffir  Seibefferungen  int  Strof' 
üoOjuge  Oeitrfige  }u  gemAb^^n«  S^ 
ifl  Qudi  befugt,  fxif  an  Sinric^tnngen 
2um  ®4u$e  DermaldrloSter  itinber 
3U  bet^eiltgen. 


äRit  bem  3ritpunft,  in  »etilem 
bad  @trafgefe«  in  ffraft  tritt,  faOen 
bie  abffi^e  2  unb  3  beS  »tt.  55 
ber  SunbedDerfaffung  bol^in. 


Art  64. 

La  Gonföd^ration  a  le  droit 
de  l^gifi^rer  aussi  sur  las  autres 
mati^res  da  droit  civil. 

L'organisation  judiciaire,  la 
procödare  et  Tadministration  de 
la  justice  demenrent  auz  Cantons 
dans  la  möme  mesure  qne  parle 
pass^. 

Art,  64  bis.  La  Confödöration 
a  le  droit  de  l^förer  en  mati^re 
de  droit  p^nal. 

L'organisation  judiciaire,  la 
proc^dure  et  l'administration  de 
la  justice  demenrent  auz  Cantons 
dans  la  mdoie  mesure  que  par  le 


La  Conföd^ration  a  le  droit 
d'accorder  aus  Cantons  des  sub- 
ventions  pour  la  construction 
d'ätablissements  pönitentiaires,  de 
maisons  de  travail  et  de  correc- 
tion,  ainsi  que  pour  les  rc^foimes 
dl  r^aliser  dans  Pex^cution  des 
peines.  Elle  a  ^galement  le  droit 
de  prdter  son  concours  ä  des  ins- 
titutions  protectrices  de  Tenfance 
abandonnäe. 

Les  alinöas  2  et  3  de  Tart. 
55  de  la  Constitution  föderale 
Sdront  abrog^s  ä  partir  de  la 
Promulgation  d'un  code  pänal. 
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und  der  Bundesversammlung  seit  dem  29.  Mai  1874. 
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